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1 Vorbemerkung. 

Unsere  finanzhistorische  Literatur  enthält  über  unsern  Gegen- 
stand (abgesehen  von  einer  kurzen  Notiz,  deren  Unrichtigkeit  an 
geeigneter  Stelle  darzulegen  sein  wird)  so  gut  wie  nichts.  Wenn 
daher  der  Verfasser  den  ersten  Versuch  macht,  mit  der  folgenden 
Darstellung  diese  Lücke  auszufüllen,  so  darf  er  wohl  auf  gütige 
Nachsicht  hoffen. 

Als  Quellen  zu  folgender  Arbeit  dienten  die  im  Karlsruher 
Generallandesarchiv  befindlichen  Archivalien  über  das  pfälzische. 
Akziswesen,  für  deren  Benützung  der  Verfasser  der  Direktion  zu 
großem  Danke  verpflichtet  ist. 

Die  wichtigsten  für  unser  Thema  in  Betracht  kommenden 
und  benützten  Aktenfaszikel  sind:  Pfalz  Generalia  Nr.  1 8 1 182  ■ 

183  186  187  188  189  190  191  194  197  198  199  204  207  213 
218  223  576  5264  5546  5550  5551  6137  und  6194. 

Zur  Herstellung  des  allgemein  historischen  Rahmens  leisteten 
Wundt,  Versuch  einer  Geschichte  des  Lebens  und  der  Regierung 
Karl  Ludwigs,  Genf  1786,  und  Häusser,  Geschichte  der  rheinischen 
Pfalz,  Heidelberg  1845,  zum  Teil  gute  Dienste. 

Die  übrige  angezogene  Literatur  ist  an  den  betreffenden 
Stellen  jeweils  angemerkt. 

Es  ist  in  der  Natur  der  archivalischen  Forschung  begründet, 
daß  unsere  Darstellung  an  manchen  Stellen  ausführlicher,  an 
anderen  wieder  ungleich  dürftiger  geworden  ist;  sie  muß  sich  eben 
innerhalb  der  Grenzen  bewegen,  die  ihr  von  ihren  Quellen  gezogen 
werden,  welche  bald  reichlich,  bald  dürftig  fließen,  ja  manchmal 
völlig  versagen.  Höchst  bedauerlich  ist  für  unsere  Betrachtung, 
daß  wir  aus  dem  vorhandenen  Aktenmaterial  nur  sehr  weniges 
von  den  Erträgen  der  Akzise  zahlenmäßig  festzustellen  vermögen. 

Die  Schreibweise  der  Zitate  ist,  soweit  es  der  Laut  zu  er- 
lauben schien,  der  modernen  Orthographie  genähert  worden. 

Für  die  Anregung  zu  dieser  Arbeit  bin  ich  meinem  hoch- 
verehrten Lehrer  Herrn  Professor  Dr.  Rathgen  zu  großem  Danke 
verpflichtet. 

Heidelberg,  im  Mai  1906.  August  J.  Fineisen. 
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Die  pfälzische  Akzise  bis  1680. 


1.  Das  Steuerwesen  in  der  Pfalz  bis  zur  Einführung  der  Akzise. 

Es  war  ein  trauriger  Anblick,  der  sich  Karl  Ludwig  bot, 
als  er  am  7.  Oktober  1649  als  Kurfürst  in  Heidelberg  einzog, 
um  das  Erbe  der  Väter  anzutreten.  Aus  der  Pfalz,  dem  Garten 
Deutschlands,  hatte  der  Krieg  eine  Wüste  gemacht.  Die  Felder 
waren  von  den  Heeren  hartgestampft  oder  mit  Unkraut  und 
Gestrüpp  überwuchert.  Dort,  wo  vor  dem  Krieg  blühende  Dörfer 
und  Städte  gestanden  hatten,  sah  man  jetzt  elende  Trümmer- 
haufen und  erbärmliche  Hütten,  in  denen  Krankheit  und  Armut 
zu  Hause  waren.  »Heidelberg  selbst  schien  mehr  ein  ordnungs- 
loser Haufen  übrig  gebliebener  Ruinen  zu  sein,  als  eine  bequeme 
Wohnstätte  eines  der  ältesten  und  angesehensten  Fürstenhäuser 
Deutschlands«,  schreibt  ein  zeitgenössischer  Historiograph.1  Das 
Kirchen-  und  Schulwesen  lag  darnieder.  Die  Universität  hatte 
Karl  Ludwig  ohne  Lehrer  und  Schüler  bei  seiner  Rückkehr 
angetroffen,  ihre  vielgerühmte  Bibliothek  war  ausgeplündert.  Von 
einer  auch  nur  zeitweise  geordneten  Verwaltung  des  Landes 
während  des  Krieges  konnte  keine  Rede  sein,  und  als  Karl 
Ludwig  seine  Regierung  antrat,  hatten  nur  noch  wenige  von  der 
Verwaltung  unter  Friedrich  V.  unklare  Vorstellungen.  »So  war 
denn«,  wie  Häusser  treffend  sagt,2  »dem  Kurfürsten  die  schwierige 
Aufgabe  geworden,  zu  dem  Namen  und  der  Erdscholle  auch  den 
Staat  und  die  Hilfsquellen  zu  schaffen,  ohne  die  sein  kurfürstlicher 
Titel  und  sein  ödes  Land  ein  eitler  Klang  waren«,  ein  Werk, 
das  man  mit  Recht  als  ein  »merkwürdiges,  aber  gelungenes 

1 Zitat  bei  Wundt  aus:  Tossani  Heidelberga  constituta,  destituta,  restituta. 
Hannover  1650. 

2 Häusser  II  p.  654. 
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Experiment«1  bezeichnet  hat.  Zu  seinem  Gelingen  hat  aber 
neben  andern  weisen  Einrichtungen  Karl  Ludwigs  nicht  zum 
geringsten  seine  Neubegründung  des  Finanzwesens  beigetragen. 
Doch  bevor  wir  diese  selbst  betrachten,  wollen  wir  einen  Blick  auf 
das  pfälzische  Steuerwesen  vor  dem  dreißigjährigen  Krieg  werfen. 

Hier  ist  an  erster  Stelle  die  ^Schatzung«  zu  nennen.  Sie 
war  eine  direkte  Steuer:  Alle  liegenden  Güter  (und  zwar  Häuser, 
Äcker,  Weinberge  und  Wiesen)  und  die  Gewerbe  wurden  nach 
Maßgabe  ihrer  Erträge  zu  einem  bestimmten  Kapital  ange- 
schlagen, das  indessen  weit  unter  den  wirklichen  Wert  herabging. 
So  kam  es,  daß  jeder  pfälzische  Ort  seinen  genau  spezifizierten 
Kapitalanschlag  (»Schatzungskapital«)  hatte  und  jeder  Veränderung 
in  den  Erträgen  eine  neue  Kapitaleinschätzung  (>  Schatzungs- 
revision«) folgte  (z.  B.  nach  einem  Krieg  usw.).  Von  diesem 
Schatzungskapital  mußte  eine  bestimmte  »Zinsex  an  die  Landes- 
herrschaft bezahlt  werden,  die  nach  Maßgabe  der  wirtschaftlichen 
Lage  des  Landes  und  des  Finanzbedarfs  der  Regierung  bald 
erhöht,  bald  erniedrigt  wurde.  So  schwankte  sie  z.  B.  unter 
Karl  Ludwig  zwischen  i % und  5 %.2 

Wann  diese  Schatzung  in  der  Pfalz  eingeführt  wurde,  und 
welche  etwaigen  Vorläuferinnen  sie  gehabt  haben  mag,  vermochten 
wir  nicht  festzustellen.  Jedenfalls  muß  sie  nach  den  einleitenden 
Worten  zu  einer  Kriegsauflage  vom  Jahre  16343,  wo  von  dem 
»alten  gewöhnlichen  Schatzungsbeleg^  die  Rede  ist,  schon  lange 
vor  dem  dreißigjährigen  Krieg  bestanden  haben.  Die  Tatsache, 
daß  die  Erträge  der  Schatzung  in  der  genannten  Kriegsauflage 
sowohl  wie  in  späteren  Budgets  als  »Militäreinnahmen«  bezeichnet 
werden,  legt  die  Vermutung  nahe,  daß  sie  immer  für  militärische 
Zwecke  verwendet  worden  sind.  .Somit  würden  ihre  Anfänge 
mit  der  Einführung  eines  stehenden  Heeres  zusammenfallen,  also 
etwa  unter  die  Regierung  Friedrichs  I.  (1437 — 76).  Jedenfalls 

wird  schon  unter  Philipp  dem  Aufrichtigen  (1476 — 1508)  eine 
Gewerbesteuer  erwähnt,  die  einen  wichtigen  Bestandteil  der 
Schatzung,  wie  sie  später  üblich  war,  bildete.4 

1 Gothein:  »Bilder  aus  d.  Kulturgeschichte  d.  Pfalz  nach  d.  dreißigj.  Krieg* 

in  den  badischen  Neujahrsblättcrn  1895. 

3 Wundt,  Beilage  XIII. 

' 3 Pfalz  gen.  1 8 1 p.  17. 

4 Häußer  I pag.  453. 
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Neben  der  Schatzung  finden  wir  in  der  Pfalz  das  »Wein- 
und  Bierumbgeld,  so  bereits  vor  dem  dreißigjährigen  Krieg  Her- 
kommen gewesen«,1  und  in  der  Tat  wird  schon  unter  Friedrich  III. 
( 1559 — 76)  der  » Umgelder«  als  selbständiger  Beamter  neben  dem 
Zöller  aufgeführt.2 

Dieses  Wein-  und  Bierumgeld  hatten  im  allgemeinen  nur 
die  Wirte  zu  entrichten,  doch  mußte  auch,  was  an  diesen  Ge- 
tränken »bei  Zechhochzeiten  und  in  den  Zunft-  und  Schieß- 
häusern wie  auch  in  anderen  gemeinen  Gesellschaften«  getrunken 
wurde,  »verumbgeldet«  werden.  Vor  der  Einkellerung  des  Weins 
und  Biers  mußte  dem  Ungelder  Anzeige  gemacht  werden,  der 
das  einzulegende  Quantum  in  sein  »Register«  aufnahm  und  nach 
Ablauf  eines  Quartals  Kellervisitation  abhielt,  wobei  er  das  dem 
jeweilig  verbrauchten  Quantum  entsprechende  Ungeld  erhob. 
Das  zur  Hauskonsumtion  nötige  Quantum  wurde  den  Wirten 
ungeldfrei  gelassen. 

Der  Ungeldtarif  ist  nicht  überall  gleich  gewesen;  an  manchen 
Orten  war  er  höher,  an  manchen  niedriger.  Das  kam  daher, 
weil  man  die  Festsetzung  der  Taxe  ursprünglich  dem  Ermessen 
der  Beamten  anheimgestellt  hatte.  So  ist  es  zu  erklären,  daß 
unter  der  Regierung  Karl  Ludwigs  vom  Fuder  Wein  6 — 12  fl., 
vom  Fuder  Bier  2 — 4 fl.  bezahlt  wurden. 3 

Dieses  Wein-  und  Bierungeld  wurde,  wie  überhaupt  alle 
pfälzischen  Steuern,  in  den  Städten  und  auf  dem  Lande  gleich- 
mäßig erhoben.  Nur  Heidelberg  hatte,  »wie  schon  vor  alters 
gebräuchlich  und  Herkommen  gewesen«,  dazu  noch  seine  be- 
sondere Ungeldordnung, 4 die  nicht  nur  die  Wirte,  sondern  alle 
Einwohner  traf.  Darnach  hatte  »jeder  Bürger  und  Einwohner 
insgemein“  von  jedem  Fuder  Wein,  das  er  in  seiner  Haushaltung 
verbrauchte,  einen  Ortsgulden,  »diejenigen  aber,  welche  Kost- 
häuser halten«,  vom  Fuder  nur  einen  halben  Ortsgulden  zu  ent- 
richten, »weil  solches  zu  Aufnehmen  der  Universität  und  die 
Studenten  herbeizulocken  dienlich  sei«.5  Dieses  neben  dem  regu- 

1 Vgl.  den  Bericht  der  Hofkammer  über  die  Finanzen  vom  Jahre  1686  Pfalz 

gen.  5264. 

3  Häußer  II  pag.  21. 

3 Pfalz  gen.  5264. 

4 Pfalz  gen.  183  und  18 1 pag.  64. 

5 Indessen  zeigen  die  zahlreichen  Klagen  der  Studenten,  daß  ihnen  mit  dieser 
Ungeldcrmäßigung  der  » Kosthalter  c nicht  viel  geholfen  war,  denn  sie  mußten  in  den 

I * 
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lären  Wein-  und  Bierungeld  in  Heidelberg  eingeführte  Ungeld 
nannte  man  »Hausungeld«.  Seine  Erhebung  geschah  nicht  mit 
so  peinlicher  Genauigkeit,  wie  die  des  gewöhnlichen  Ungelds: 
Der  Heidelberger  Ungelder  mußte  unter  Assistenz  des  Stadtrats 
über  das  in  jeder  Haushaltung  zur  Hauskonsumtion  nötige 
Quantum  Wein  einen  ungefähren  Anschlag  fertigen  und  darnach 
das  Ungeld  erheben.  Neben  diesem  Hausungeld  wird  im  Jahre 
1581  in  Heidelberg  ein  Mehlungeld  erwähnt,* 1  von  dem  indessen 
später,  wenigstens  in  unserm  Material,  keine  Rede  mehr  ist. 

Es  ließ  sich  nicht  genau  bestimmen,  wann  dieses  Ungeld 
in  der  Pfalz  aufgekommen  ist.  Sicher  ist  nur,  daß  es  schon 
lange  vor  dem  dreißigjährigen  Krieg  bestanden  hat,  jedenfalls 
sind  die  Gedanken  zu  dieser  indirekten  Besteuerung  in  die  Pfalz 
gekommen  aus  den  benachbarten  Städten  Worms  und  Speier, 
wo  das  Wein-  und  Getreideungeld  schon  im  13.  Jahrhundert  zu 
einer  regelmäßigen  Steuer  geworden  war  und  die  Hauptein- 
nahmequellen dieser  Städte  gebildet  hat. 2 3 In  der  Pfalz  ist  das 
Ungeld  allerdings  nie  zu  solcher  Bedeutung  gelangt. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  daß  indirekte  Steuern  8 schon 
vor  der  Einführung  der  Akzise  in  der  Pfalz  nichts  Ungewöhn- 
liches waren.  Diese  Behauptung  wird  noch  erhärtet  durch  die 
schon  oben  berührte  Verordnung  einer  dreijährigen  Kriegs- 
auliage  vom  4.  Januar  1634. 4 * * * Diese  Verordnung,  die  wir  als 
ein  Gemisch  von  Zoll-,  Gewerbesteuer-  und  Akziseordnung  be- 
zeichnen können,  enthält  u.  a.  Auflagen  auf  die  verschiedensten 
Getränke  und  Lebensmittel  als  Wein,  Bier,  Branntwein,  Getreide, 
Fleisch,  Schmalz,  Butter,  Fische,  Salz  usw.  und  erinnert  in  mancher 
Beziehung  an  die  im  folgenden  noch  ausführlich  zu  besprechende 
Lizentordnung  vom  Jahre  169g.  Wie  in  der  Einleitung  zu  dieser 

Kosthäusern  für  den  Wein  den  gleichen  Preis  bezahlen,  wie  in  den  Wirtshäusern. 
Deshalb  ließ  Karl  Ludwig  in  seinem  bekannten  favor  studiosorum  den  Kosthaltern 
1672  amtlich  die  Weinpreise  normieren,  »auf  daß  die  Studenten  nit  übernommen 
werden  mögen«. 

1 Pfalz  gen.  223. 

2 Arnold,  Verfassungsgeschichte  der  deutschen  Freistädte  II  pag.  258  ff. 

3 Wir  gebrauchen  hier  wie  im  folgenden  die  Bezeichnung  »indirekte  Steuer« 

von  solchen  Steuern,  deren  Erträge  sich  im  voraus  nicht  mit  Sicherheit  berechnen 

lassen,  weil  ihr  Inkrafttreten  an  mehr  oder  weniger  zufällige  Dinge  (Ereignisse  oder 

Handlungen)  gebunden  ist. 

* Pfalz  gen.  1 8 1 pag.  16 — 27. 
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Kriegsauflage  hervorgehoben  wird,  ist  diese  außergewöhnliche 
Art  der  Besteuerung  dadurch  notwendig  geworden,  »daß  der 
alte  gewöhnliche  Schatzungsbeleg  bei  so  langwierigem  Kriegs- 
wesen großenteils  in  Abgang  geraten  oder  wohl  gar  auf  ver- 
dorbene, liegende  Güter  gericht  und  dannhero  denen  Untertanen 
abzustatten,  zu  schwer  fallen  will«. 

So  sehen  wir,  daß  ausgedehnte  Verbrauchssteuern  neben 
dem  regulären  Ungeld  als  temporäre  Erscheinungen  schon  vor 
der  Einführung  der  .Akzise  in  der  Pfalz  auftraten,  wenn  sie  auch 
noch  des  Namens  Akzise  entbehrten. 

Neben  den  Erträgen  der  Schatzung  und  des  Ungeldes  ge- 
hörten noch  die  Zolleinkünfte  zu  den  regelmäßig  wiederkehrenden 
pfälzischen  Staatseinnahmen.  Es  ist  klar,  daß  in  einem  Lande, 
»das  wie  ein  Schwamm  auf  der  Landkarte  aussieht,«1  der  Zoll 
viel  eintragen  mußte,  und  in  der  Tat  ist  er  immer  nach  der 
Schatzung  die  ergiebigste  Steuerquelle  gewesen.  Er  wird  daher 
mit  Recht  als  das  »einige  Kleinod  der  Kammergefälle«  2 3 * * * bezeichnet. 

Aus  diesen  drei  Elementen,  der  Schatzung,  dem  Ungeld 
und  dem  Zoll,  setzte  sich  das  pfälzische  Steuersystem  vor  dem 
Dreißigjährigen  Kriege  zusammen. 


2.  Die  Neubegründung  des  pfälzischen  Finanzwesens. 

In  der  Finanzverwaltung  war  Karl  Ludwig  ein  großer 
Meister.  Das  zeigt  sich  schon  rein  äußerlich  darin,  daß  uns  das 
noch  vorhandene  Aktenmaterial  in  die  Finanzverwaltung  seiner 
Nachfolger  bei  weitem  keinen  so  klaren  Einblick  gewährt,  wie  in 
die  seinige.  Keiner  hat  so  genau  Ausgaben  und  Einnahmen  mit 
einander  verglichen,  keiner  .so  viele  vergleichende  Tabellen  über 
seinen  Staatshaushalt  und  den  seiner  Vorgänger  aufgestellt,  und 
keiner  war  so  sparsam  in  seiner  Hofhaltung  wie  er. 8 Dabei 
hatte  Karl  Ludwig  das  Glück,  für  alle  Zweige  der  Verwaltung 
vortreffliche  Ratgeber  und  Beamte  zu  finden.1 

1 Vgl.  das  Gutachten  des  Ministerialrats  v.  Maubuisson  über  die  Einführung 

neuer  Akzisen  vom  Jahre  1776.  Pfalz  gen.  213. 

3 Vgl.  das  Gutachten  des  Hofkaramerdirektors  Leycndccker  über  die  Ab- 

schaffung des  Lizents  1716.  Pfalz  gen.  5550  conv.  10. 

3 Vgl.  Pfalz  Budget  bes.  gen.  5264  u.  6137. 

* Häusser  II  p.  654  f. 
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Wir  nennen  hier  nur  die  pfälzischen  Staatsmänner,  die  für 
das  Finanzwesen  von  Bedeutung  gewesen  sind.  Sie  scheinen 
uns  um  so  mehr  der  Erwähnung  würdig  zu  sein,  als  die  Pfalz 
wie  auch  die  übrigen  deutschen  Länder  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert verhältnismäßig  wenig  tüchtige  Finanzmänner  aufzuweisen 
haben. 

An  erster  Stelle  muß  hier  der  Kanzleidirektor  Christoph 
Andre  v.  Wolzogen  genannt  werden , dessen  Scharfblick  und 
Umsicht,  wie  seine  zahlreichen  Randglossen  zu  den  Protokollen 
des  Regierungsrats  und  der  Rechenkammer  beweisen,1  den 
ganzen  Verwaltungsapparat  bis  in  die  kleinsten  Details  hinein 
überschaute.  Ihm  zur  Seite  stand  der  Vizekanzler  Reinhold 
Blum,  der  sich  durch  seine  große  Einsicht  in  das  Kameralwesen 
die  hohe  Achtung  des  Kurfürsten  erwarb. 2 Neben  ihm  mag 
noch  genannt  werden  der  Vizekanzler  Johann  Ludwig  Mieg,  der 
trotz  aller  Ehrfurcht  vor  dem  Kurfürsten  gelegentlich  seine 
eigene  Meinung  zu  vertreten  wagte,  auch  wenn  sie  zur  Ansicht 
Karl  Ludwigs  in  diametralem  Gegensätze  stand.  Seine  Zeit- 
genossen können  nicht  genug  von  ihm  rühmen,  daß  er  jederzeit 
für  die  Wünsche  und  Rechte  des  Volkes  eingetreten  sei.3 4 

Obgleich  die  Lage  des  Landes  große  finanzielle  Anforderungen 
an  den  neuen  Kurfürsten  stellte,  so  versagten  die  gewöhnlichen 
Hilfsmittel  jetzt  gänzlich.  Durch  den  Krieg  war  der  Modus  der 
Schatzung  unbrauchbar  geworden,  Ungeld  und  Zoll  konnten 
naturgemäß  in  dem  verarmten  und  entvölkerten  Lande  nur  wenig 
einbringen,  ja  an  vielen  Orten  war  das  erstere  ganz  abgekommen. 
In  dieser  Notlage  schuf  Karl  Ludwig  neue  Hilfsquellen:  Erledigte 
Lehen  wurden  eingezogen,  die  Kammergüter  sparsam  und  ge- 
wissenhaft verwaltet,  das  alte  Wildfangrecht  wurde  wieder  geltend 
gemacht  und  jede  überflüssige  Ausgabe  für  die  Verwaltung  sorg- 
fältig vermieden. 

Durch  diese  und  andere  hier  nicht  zu  besprechende  glänzende 
Maßregeln1  gelang  es  dem  Kurfürsten,  schon  gegen  Ende  des 

1 Vgl.  bes.  Pf.  gen.  181.  Seine  Zeit  hat  ihn  in  treffender  Weise  »Das  Auge 
des  Kurfürsten«  genannt. 

2 Eine  glänzende  Illustration  bietet  uns  sein  noch  zu  besprechendes  Gutachten 
über  die  Einführung  der  Akzise. 

3 Wundt  pag.  270  f.  u.  Beilage  XXVIII. 

4 Vgl.  Häusser  und  Gothein  in  den  bad.  Xeujahrsbl.  1895. 
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ersten  Jahrzehnts  seiner  Regierung  die  Zinse  von  1%,  womit  er 
sich  anfangs  begnügt  hatte,  auf  5 % zu  erhöhen,  wobei  er  jedoch 
das  inzwischen  viel  größer  gewordene  Schatzungskapital  nicht 
neu  einschätzen  ließ.  Diese  weise  Mäßigung  des  Kurfürsten  hat 
das  Volk  lange  in  dankbarer  Erinnerung  behalten.*  1 

Das  alte  Ungeld  war  schon  vorher  nach  und  nach  überall 
in  Gang  gebracht  worden.  Im  Jahre  1654  gesellte  sich  zu  ihm 
das  neu  eingeführte  Kreuzergeld:  Auf  jedes  Maß  Wein  und  Bier 
wurde  zu  dem  altüblichen  Ungeld  noch  ein  Kreuzer  geschlagen, 
so  daß  (bei  der  im  Lande  verschiedenen  Eichung)  8—9  fl.  auf 
das  Fuder  kamen.  Die  Einführung  des  Kreuzergeldes  bedeutete 
daher  soviel  wie  eine  Verdoppelung  des  Ungeldtarifs.  Die  Er- 
hebung vollzog  sich  in  derselben  Weise,  wie  die  des  Ungelds. 
Die  Erträge  dieses  Kreuzergeldes  wurden  anfangs  »zur  Subsistenz 
der  Miliz«  verwendet;  seit  1775  wurden  sie  zu  den  »Kammer- 
gefällen« gezogen,  und  gleichzeitig  wurde  die  Unterhaltung  der 
Leibgarde,  die  vorher  der  »Kriegskasse«  oblag,  der  Kammer- 
meisterei zugewiesen. 2 

Diese  »Kriegskasse  < gehört  auch  zu  den  Neuschöpfungen 
Karl  Ludwigs.  Die  Anforderungen  der  Zeit  an  das  Militärwesen 
waren  größer  geworden,  deshalb  schuf  der  Kurfürst  zu  besserer 
Verwaltung  sämtlicher  Militärangelegenheiten  das  »Kriegskom- 
missariat«  mit  besonderer  Kassenverwaltung.  Seitdem  unter- 
schied man  alle  pfälzischen  Staatseinkünfte  in  »Kammergefälle« 
öder  »Zivileinnahmen«  und  »Kriegsgefälle«  oder  »Militäreinnahmen«. 
Zu  den  ersteren  gehörten  neben  den  Domanialeinkünften,  Ge- 
bühren und  Strafgeldern  das  Ungeld,  das  Kreuzergeld,  die  später 
eingeführte  Akzise  und  das  Weinauflaggeld.  Unter  den  Militär- 
einnahmen bildeten  die  Schatzungserträge  stets  den  weitaus  be- 
deutendsten Posten. 

Daß  dieses  allmähliche  Vorgehen  des  Kurfürsten  in  der 
Erhöhung  der  Besteuerung  der  Steuerkraft  des  Landes  keines- 
wegs unangemessen  war,  zeigt  sich  vor  allem  darin,  daß  man 
sich  im  Volke,  wenn  auch  nach  anfänglichem  Mißtrauen,  ohne 
Widerwillen  in  diese  Einrichtungen  des  Kurfürsten  schickte,  so- 


1 Wundt  Beilage  XIII. 

1 Pfalz  gen.  6137  Xr.  10  u.  5264. 
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daß  ein  unparteiischer  Beobachter1  bei  der  Betrachtung  dieser 
»Taxes  assez  fortes«,  wie  sie  Karl  Ludwig  sukzessive  eingeführt 
hatte,  gestehen  muß,  daß,  obwohl  es  keinen  deutschen  Fürsten 
gebe,  der  absoluter  regiere,  als  der  Pfalzgraf  bei  Rhein,  es  trotz- 
dem keinen  Ort  in  ganz  Europa  gebe,  wo  das  Volk  so  wenig 
zur  Rebellion  neige,  wie  in  der  Pfalz.  Andrerseits  wissen  wir, 
daß  das  Land  unter  der  weisen  Leitung  Karl  Ludwigs  schon  in 
den  ersten  Jahren  nach  dem  Krieg  in  fast  unglaublicher  Weise 
emporgeblüht  war.2 

Es  ist  gewiß  in  dieser  Periode  ein  großes  Glück  für  die 
Pfalz  gewesen,  daß  der  Kurfürst  in  der  Besteuerung  des  Landes 
nicht  an  die  Zustimmung  der  Landstände  gebunden  war,  wie  es 
sonst  in  den  deutschen  Territorialstaaten  Brauch  war,  »denn  in 
Ländern,  worin  das  Volk  seine  Repräsentation  hat,«  meint  Karl 
Ludwigs  Biograph,  »ist  die  Ausführung  eines  solchen  Entwurfes 
gemeiniglich  großen  Anständen  und  Schwierigkeiten  unterworfen, 
so  daß  je  zuweilen  auch  die  billigsten  Vorschläge  des  Fürsten 
vereitelt  werden.  Wo  aber  wie  in  dem  Kurfürstentum  Pfalz  der 
Wille  eines  einzigen  zu  einem  allgemein  verbindlichen  Gesetze 
hinlänglich  ist,  fällt  diese  Unbequemlichkeit  weg,  und  das  Glück 
oder  Unglück  der  Untertanen  beruht  allein  auf  der  Stärke  oder 
Schwäche  der  Einsicht  und  Weisheit  des  Fürsten«.3 * * &  In  dem 
gleichen  Maße  wie  diese  absolutistische  Verfassung  der  Pfalz 
unter  Karl  Ludwigs  Regierung  ein  Glück  für  das  Land  gewesen 
ist,  so  verhängnisvoll  ist  sie  später  unter  Johann  Wilhelm  geworden. 

In  wenig  Jahren  hatte  so  Karl  Ludwig  das  ganze  Finanz- 
wesen in  treffliche  Ordnung  gebracht.  Schritt  für  Schritt  hatte 
er  seine  Einkünfte  nach  Maßgabe  des  wachsenden  Volkswohl- 


1 Bischof  Burnct  in  seiner  Reisebeschrcibung:  Voyage  de  Suisse,  d’Italie  et  de 

quelques  endroits  d’Allemagne  et  de  France,  Rotterdam  1690. 

3 Von  dem  Mar&chal  de  Gramont,  der  1646  mit  einem  Heere  durch  die  ver- 
heerte Pfalz  gezogen  war  und  sie  1657  auf  einer  diplomatischen  Reise  wiedersah, 
wird  berichtet:  »La  surprise  du  marechal  de  Gramont  ne  fut  pas  mediocre  lorsqu’il 
trouva  son  pays  cultiv6,  ses  villages  rebätis,  sa  maison  paree  des  plus  beaux  meubles; 

Heidelberg  et  tout  son  6 tat  autant  bien  peuplfa  que  s’il  n’y  avoit  jamais  eu  de  guerres, 
quoiqu’il  en  eüt  6te  le  th&itre  l’espace  de  taut  d’annfecs,  et  que,  lorsqu’il  y passa 
douze  ans  auparavant  avec  l’armee  du  roi,  il  l’eüt  vu  d6sert  et  entierement  detruit.« 

Aus  den  Memoires  du  marechal  de  Gramont  in  der  Collection  des  Mdmoires  rclatifs 

& l’histoire  de  la  France  von  Petitot  und  Monmerque.  Band  VI  pag.  447. 
a Wundt  pag.  1 1 8 f. 
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Stands  zu  steigern  gewußt,  ohne  dadurch  einen  merklichen  Druck 
auf  die  Untertanen  auszuüben.  Als  ein  solcher  Schritt  in  Karl 
Ludwigs  Finanzpolitik  ist  auch  die  Einführung  der  Akzise  zu 
betrachten. 

Doch  bevor  wir  zu  ihrer  Behandlung  schreiten,  führen  wir 
noch  das  Urteil  eines  Zeitgenossen  des  Kurfürsten,  des  Bischofs 
Burnet  von  Salisbury  an,  womit  er  treffend  Karl  Ludwigs  Finanz- 
politik charakterisiert  hat:  »En  quatre  ans  Charles-Louis  repeupla 
son  Etat,  qui  ayant  ete  plusieurs  annees  le  siege  de  la  guerre, 
en  avoit  ete  entierement  ruine;  car  il  ne  mit  que  ce  tems-la  pour 
le  mettre  sur  un  bon  pie.  Pour  cet  eff  et  il  imposa  des  Taxes 
assez  fortes  sur  son  peuple,  mais  en  sorte  toute  fois  qu’il  n’en 
fut  pas  accable,  ni  pousse  ä abandonner  le  Pai's.  Ainsi  il  exigea 
des  habitants  cinq  pour  cent  de  tous  leurs  biens:  mais  l’estimation 
ne  s’en  faisoit  pas  a la  rigueur,  et  l’on  en  usoit  avec  la  moderation 
dont  on  a accoütume  d’user  en  Angleterre  quand  on  leve  des 
subsides.«  1 


3.  Die  Einführung  der  Akzise  1664. 

Am  6.  September  1664  erschien  die  erste  pfälzische  Akzise- 
ordnung.2 Sie  enthält  Auflagen  auf  ausländische  Weine,  Ge- 
treide, Fleisch,  Papier  und  Pergament.  Wir  lassen  sie  hier  dem 
Wortlaute  nach  folgen,  weil  ihre  Kenntnis  für  das  Verständnis 
ihrer  weiteren  Entwicklung  von  grundlegender  Bedeutung  ist. 

»Wie  die  zu  einem  Subsidialmittel  angeordnete  neue  Accis, 
respective  von  fremden  in  die  Kurpfalz  eingeführten  Weinen,  item 
von  denen  zur  Mühl  bringenden  Früchten,  wie  auch  von  Fleisch 
und  gestempeltem  Papier  in  Kurpfalz  Landen  hinfüro  zu  erheben: 

Von  fremden  Weinen, 

so  in  Kurpfalz  gebracht,  niedergelegt  und  getrunken  werden, 
von  jedem  Fuder  Wein  3 Gülden. 

Von  Früchten, 

so  in  die  Mühlen  zu  vermahlen  und  zu  schroten  geführt  werden, 
namentlich: 

1 Burnet,  Voyage  de  Suisse,  d’Italic  etc.  pag.  400,  Rotterdam  1690. 

3 Pfalz  gen.  182. 


Digitized  by  Google 


IO 


Erster  Abschnitt. 


Von  einem  Malter  glatt  oder  harter  Frucht,  als  Korn, 


Gersten  u.  dergl 2 Kreuzer, 

Von  einem  Malter  rauher  Frucht,  als  Spelz,  Haber 

u.  dergl » 

Vom  Malter  Heidenkorn  . . . . ‘ 1 » 

Vom  Malter  Malz  oder  Schrot 1 » 


Vom  Fleisch: 

Von  einem  Ochsen 

> » Stier 

» einer  Kuh 

» einem  Schmal-Rind’  . . . 

» ;>  Milchkalb  .... 

» » Hammel  oder  Schaf. 

.»  s>  Bock  oder  Geiß  . . 

» » Mastschwein  . . . 

» » gemeinen  Schwein  . 

» » Lamm  oder  Kitzlein 


1 fl.  40  Kreuzer 
1 fl., 

— 40  > 

— 30  ■> 

— 8 » 

— 6 ■> 

— 4 » 

— 12  » 

— 6 » 


Von  Papier  und  Pergament: 


Von  jedem  gestempelten  Bogen  Papier  über  den  Wert 

desselben  soll  zu  Accis  bezahlt  werden  ...  4 Kreuzer. 

Von  jeder  gestempelten  Pergamenthaut,  die  groß 
ist,  soll  über  den  Einkauf  (was  selbige  gekostet) 


zu  Siegel-Geld  erlegt  werden 20  » 

Von  einer  mittleren  Haut 15 

» > kleineren  » 10  » 


Von  vor  specificirten  Auflagen  soll  niemand  (wer  er  auch 
sei,  hoch  oder  niedern  Standes)  befreiet  oder  eximirt,  sondern 
solche  männiglich  ohne  Unterscheid  (wie  dann  gnädigste  Herr- 
schaft selbsten  sich  davon  nicht  ausnehmen  wollen)  ohnfehlbar 
zu  bezahlen  gehalten  sein.« 

Diese  erste  pfälzische  Akziseordnung  ist  einem  frisch  ge- 
pflanzten jungen  Bäumchen  zu  vergleichen,  das  nur  wenige 
Hauptäste  hat.  Im  Verlauf  der  Entwicklung  nimmt  die  Zahl 
dieser  Hauptäste  nicht  zu,  dagegen  teilen  sie  sich  in  eine  Menge 
kleiner  Ästchen  und  Zweige.  So  entwickelt  sich  diese  pfälzische 
Akziseordnung  sozusagen  organisch,  d.  h.  während  in  den  meisten 
andern  deutschen  Ländern  die  Akziseordnungen  die  Tendenz 
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zeigen,  immer  neue  akzisbare  Gegenstände  in  sich  aufzunehmen,1 
tritt  in  der  Entwicklung  dieser  pfälzischen  Akziseordnung  stark 
das  Bestreben  hervor,  die  einmal  aufgenommenen  Objekte  im 
Lauf  der  Zeit  mehr  und  mehr  zu  spezifizieren,  wofür  die  Ent- 
wicklung des  Stempelpapiers  im  18.  Jahrhundert  ein  geradezu 
monströses  Beispiel  liefert. 

Es  war  keine  geringe  Arbeit,  die  die  Fertigstellung  dieses 
kleinen  Instruments  gekostet  hatte.  Mit  welcher  Vorsicht  und 
Gewissenhaftigkeit  man  in  der  Pfalz  bei  der  Einführung  der 
Akzise  zu  Werk  ging,  zeigt  schon  die  Tatsache,  daß  man  fast 
ein  halbes  Jahr  im  Regierungsrat  darüber  verhandelte. 2 3 Man 
stritt  nicht  nur  darüber,  ob  eine  derartige  Konsumtionssteuer 
einträglich,  praktikabel  und  aus  wirtschaftlichen  Gründen  zu 
empfehlen  sei,  man  beschäftigte  sich  sogar  mit  der  Frage,  ob  sie 
überhaupt  prinzipiell  berechtigt  sei. 

Wer  der  Urheber  des  Gedankens  zur  Einführung  einer 
Akzise  in  der  Pfalz  gewesen  ist,  läßt  sich  aus  dem  Aktenmaterial 
nicht  mit  Sicherheit  ersehen.  Dem  Kurfürsten  wenigstens  scheint 
dieser  Gedanke  nicht  gerade  sehr  sympathisch  gewesen  zu  sein. 
Als  er  den  Generalbefehl  zur  Einführung  durchlas,  wurde  er  in 
seinem  Entschluß  wieder  schwankend  und  meinte,  es  sei  doch  besser, 
die  Schatzung  etwas  zu  erhöhen;  denn  er  fürchtete,  »der  Accis 
werde  bei  den  Untertanen  eine  viel  größere  Beschwerung  ver- 
ursachen, als  in  der  Tat  selbst  nicht  ist,  sonderlich  weil  die 
Teutschen  dergleichen  Dinge  nicht  gewohnt,  und  deren  humores 
sich  nicht  nach  den  holländischen  regulieren  lassen,  auch  ver- 
mutlich lieber  das  Jahr  viermal  etwas  mehreres  nach  dem  Schatzungs- 
fuß beitragen,  als  in  dergleichen  täglichen  Ausgab  von  Mehl- 
und  Fleischaccis  sich  einlassen,  indem  sie  auf  jene  Weise  des 
Jahres  nur  viermal  gehudelt,  auf  diese  aber  täglich  tribulirt 
werden«,8  und  verlangte  deshalb,  »daß  man  derowegen  zuvorderst 
im  Rat  nochmals  hievon  rede  und  das  Werk  reiflich  überlege«. 

Der  Rat  war  anderer  Ansicht  und  Karl  Ludwig  folgte 
seiner  Meinung.  Es  waren  im  wesentlichen  dieselben  Gründe, 

1 Besonders  in  Brandenburg  und  Bayern.  Vgl.  Gliemann,  die  Einführung  der 
Akzise  in  Preußen  in  d.  Zeitschr.  f.  ges.  Staatsw.  1873  u.  Handw.  d.  Staatsw.  unter 
Akzise. 

2 Pfalz  gen.  181. 

3 Pfalz  gen.  18 1 pag.  37. 
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die  die  Zweifel  des  Kurfürsten  beseitigten  wie  die,  welche  der 
Vizekanzler  Blum  schon  am  5.  Juli  1664  in  seinem  Gutachten 
über  die  Einführung  der  Akzise  geltend  gemacht  hatte.*  1 

Dieses  Gutachten  Blums,  das  uns  noch  vollständig  erhalten 
ist,  geben  wir  seinen  Hauptgedanken  nach  wieder,  nicht  nur, 
weil  es  für  die  Einführung  der  Akzise  ausschlaggebend  geworden 
ist,  sondern  auch,  weil  uns  in  ihm  ein  beredtes  Zeugnis  vorliegt 
über  die  Größe  staatsmännischen  Denkens,  wie  es  in  der  damaligen 
Zeit  ziemlich  vereinzelt  dastehen  dürfte.  Zugleich  entnehmen  wir 
daraus,  daß  man  ursprünglich  die  Absicht  hatte,  auch  auf  allerlei 
ausländische  Waren,  insbesondere  auf  Textilwaren,  Gewürze  und 
Tabak  eine  Akzise  zu  legen. 

Die  Frage  nach  der  Zulässigkeit  der  Einführung  einer  Akzise 
wird  bejaht,  denn 

1.  sind  solche  Anlagen  in  den  Reichskonstitutionen  nicht 
verboten, 

2.  sind  sie  so  ehrbar  wie  andere  Anlagen,  »wenn  man  nicht 
des  fisci,  sondern  des  Gemeinen  Beste  und  Nutzern  im 
Auge  hat, 

3.  sind  sie  auch  in  den  andern  Ländern  eingeführt. 

Die  Rechtsbasis  für  die  Mehl-  und  Fleischakzise  wird  darin 
gefunden,  -..■daß  man  der  Obrigkeit  des  Landes,  dessen  Früchte 
man  unter  ihrem  Schutz  genießt  und  sonst  nit  würde  genießen 
können,  auch  etwas  zu  zahlen  schuldig  sei«.'-'  Die  Berechtigung 
des  Fürsten  zur  Besteuerung  ausländischer  Waren  liegt  darin, 
daß,  »wer  sein  Geld  aus  diesem  Lande  zu  Erkaufung  fremder, 
nit  äußerst  notwendiger  Waren  bringen  will,  gleichsam  zur  Strafe 
der  Obrigkeit  etwas  zu  zahlen  schuldig  ist,  damit  ein  jedweder 
lerne  mit  dem,  das  das  Land  giebt,  sich  zu  vergnügen,  und  damit 
die  Kaufleute  sich  befleißigen,  im  Lande  Anstalt  zu  machen  und 
die  Handarbeit  von  Eingesessenen  verrichtet  werde,  d.  h.  damit 
viele  Handwerksleute  hineingebracht  werden,  welche  alsdann  des 
Landes  Früchte  verzehren  und  der  Obrigkeit  davon  die  Gebühr 
entrichten«.  Dabei  hätten  solche  Anlagen  vor  allen  andern 
Steuern  den  großen  Vorzug,  daß  durch  sie  auch  die  ärmeren 
Schichten  der  Bevölkerung  zu  Beiträgen  für  die  Staatskasse  heran- 

1 Pfalz  gen.  181  pag.  43. 

1 Aus  dem  gleichen  Prinzip  leitete  21  Jahre  später  Tenzel  in  seiner  - Entdeckten 
Goldgrube«;  usw.  die  Berechtigung  der  Akzise  ab. 
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gezogen  würden,  »denn  es  kann«,  meint  Blum,  »in  einem  Lande 
nichts  ruineuseres  geben  als  die  Maxime,  mit  der  man  sich  fast 
durch  ganz  Teutschland  schleppet  und  plaget,  daß,  wer  viel  hat, 
viel  geben  müsse,  wodurch  man  Reichtum  und  reiche  Leute  gleich- 
sam bannisiret  und  in  Lande,  da  sie  weniger  geben,  hinausstoßet, 
die,  wenn  man  sie  mit  Befreiungen  hineinlockte,  vielen  Armen 
vorschießen  könnten,  damit  sie  ihre  Nahrung  erwürben  und  nach 
obgesetztem  rechtem  Grunde  der  Obrigkeit  deswegen  Schoß 
zahleten,  daß  sie  des  Landes  Früchte  genössen,  welche  Arme  jetz- 
und  ledig  sitzen  und  in  ihrer  Trägheit  vergehen,  oder  zuletzt  das 
Land  räumen.  Reiche  Leute  müßten  nit  anders  als  extraordinarie, 
selten  und  in  Notfällen  zu  Schatzungen  vor  ihren  Reichtum  ge- 
zogen werden,  und  stecket  hierin  das  arcanum,  warum  Teutsch- 
land nit  wieder  aufkommen  kann«. 

Die  Papierakzise  kommt  ihm  »etwas  beschwerlich«  vor,  »weil 
dadurch  die  geschäftigsten  Leute,  davon  man  gerne  viel  im  Land 
hat,  weil  sie  kaufen,  tauschen,  umsetzen,  rechtpflegen,  zanken, 
mit  einem  Wort  Gewerb  treiben  und  das  Land  munter  machen, 
am  meisten  beschweret  werden«.  Diese  Anlage  auf  Papier  sei 
schon  für  ein  Land  höchst  schädlich,  wo  schon  viel  Gewerbe  sei, 
um  wieviel  mehr  erst  für  die  Pfalz,  in  die  man  erst  Gewerbe 
ziehen  wolle!  Übrigens  sei  auch  in  Holland  die  Papierakzise  zu- 
erst im  Jahre  1624  eingeführt  worden,  »als  schon  die  commercia 
in  völligem  Fleur  gewesen«.  Was  die  Einführung  betrifft,  meint 
Blum,  müsse  man  sukzessive  vorgehen,  um  die  Untertanen  lang- 
sam daran  zu  gewöhnen.  In  der  Verwaltung  hätte  man  sich 
mutatis  mutandis  nach  der  niederländischen  Art  zu  richten.  Zu 
diesem  Zweck  erklärt  er  sich  bereit,  »die  Ordonanzen  und  Plakate« 
der  Provinzen  Holland  und  Seeland,  die  er  zur  Hand  hat,  sobald 
die  Einführung  beschlossen  ist,  »fleißig  nachzulesen«. 

Die  Gegner  der  Akzise  machten  mit  viel  Geschick  alle  Gründe 
geltend,  die  man  gegen  die  Akzise  ins  Felde  führen  kann,  wie 
sie  kaum  besser  in  den  Streitschriften  des  1 8.  Jahrhunderts  von 
den  Gegnern  der  Akzise  geltend  gemacht  worden  sind:  Man 

habe  bei  etwaiger  Einführung  der  Akzise  mit  großen  Verwaltungs- 
schwierigkeiten und  Konfusionen,  außerordentlich  schwerer 
Revision  der  Verrechnung,  kostspieligem  Beamtenapparat,  un- 
richtiger Erhebung,  großen  Defraudationen  und  dergl.  mehr  zu 
rechnen.  Ferner  würde  sich  diese  neue  Auflage  überhaupt  nicht 
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durchführen  lassen  an  den  Orten,  die  zwar  in  kurpfälzischem 
Territorium  lägen,  aber  fremden  Städten,  Grafen  und  Edelleuten 
gehörten.  Wenn  man  bedenke,  daß  solche  fremde  Gebiete  schon 
gegen  die  Schatzungsanlage  heftig  protestierten  und  bisher  kaum 
zur  Entrichtung  der  geringen  Auflage  des  Kreuzergeldes  zu 
bringen  gewesen  seien,  so  wäre  klar  vorauszusehen,  daß  sie  sich 
zu  dieser  neuen  Steuer  noch  viel  weniger  verstehen  würden.  Um 
allen  derartigen  Schwierigkeiten  zu  entgehen,  könnte  man  sehr 
leicht  im  Verhältnis  zu  den  jeweiligen  Finanzbedürfnissen  des 
Staates  die  Schatzung  verdoppeln  oder  verdreifachen.1 

Karl  Ludwig  prüfte  beide  Meinungen  und  schwankte  lange. 
Schließlich  war  doch  Blums  rechtliche  und  wirtschaftliche  Be- 
gründung für  seinen  Entschluß  ausschlaggebend. 

Anstatt  auf  ausländische  Textilwaren,  Gewürze  und  Tabake 
eine  Akzise  zu  schlagen,  wie  man  ursprünglich  geplant  hatte,  be- 
gnügte man  sich  mit  der  Akzise  auf  ausländische  Weine,  und 
die  Papierakzise  kam  trotz  Blums  Vorstellungen  zur  Einführung. 
Leider  sind  die  Gründe  dafür  aus  den  Akten  nicht  mehr  zu  er- 
sehen. Wir  wissen  nur,  daß  die  Papierakzise  bei  der  Bevölkerung, 
die  sich  den  übrigen  Anlagen  im  großen  und  ganzen  willig  unter- 
warf, auf  heftigen  Widerspruch  stieß.  Der  Vizekanzler  Mieg  war 
für  die  Wünsche  der  Untertanen  beim  Kurfürsten  in  freimütiger 
Weise  eingetreten.  Dadurch  zog  er  sich  eine  Verbannung  vom 
Hofe  zu,  aus  der  er  indessen  bald  wieder  ehrenvoll  zurückberufen 
wurde.  - 

Es  war  auch  kein  Wunder,  daß  die  Papierakzise  eine  große 
Unzufriedenheit  im  Volke  hervorrief,  denn  die  Taxe  war  eine 
relativ  sehr  hohe.  So  mußte  man  z.  B.  für  zwei  Bogen  Papier 
acht  Kreuzer  Akzise  bezahlen,  d.  h.  ebenso  viel  wie  für  ein  Kalb, 
oder  für  eine  große  Pergamenthaut  soviel  wie  für  eine  Kuh 
(40  Kr.).  Diese  Tatsache  paßt  schlecht  zu  der  Bemerkung  in 
dem  Generalbefehl  zur  Einführung,3  wonach *  *S.  Kurfürstl.  Durch- 
leucht es  vor  das  erträglichste  gehalten«,  u.  a.  auch  auf  das 
Papier  »eine  geringe  Akzise  zu  schlagen«. 

Aus  dem  erwähnten  Generalbefehl  erfahren  wir  auch,  warum 
die  Akzise  eingeführt  wurde:  Die  auf  drei  Jahre  ausgeschriebene 

1 Pfalz  gen.  18 1 pag.  92. 

5 Wundt,  Beilage  XXVIII. 

* Pfalz  gen.  181  pag.  122  — 124. 
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Türkensteuer  »zur  Unterhaltung  der  gegen  den  Erbfeind  der 
Christenheit  zu  Roß  und  zu  Fuß  abgeschickten  Volkshülfe«  reichte 
zu  ihrem  Zwecke  nicht  aus.  Ebenso  hat  die  »zum  Besten  der 
Untertanen  verordnete  Schatzungsrevision«  (5 °/0  anstatt  der  ur- 
sprüngl.  1%  mit  Beibehaltung  des  alten  Kapitalanschlags)  einen 
ziemlich  geringeren  Ertrag  geliefert,  als  man  gehofft  hatte.  So 
hatte  der  Kurfürst  in  Ermanglung  hinreichender  Staatsmittel  einst- 
weilen aus  seiner  eigenen  Kasse  die  erforderlichen  Gelder  vor- 
schießen müssen,  »welcher  sehr  starke  Vorschuß  uns  billig  wieder- 
um ersetzet  zu  werden  gebühret«.  Außerdem  ist  zur  Deckung 
der  allgemeinen  Landschulden  »ein  extraordinari  und  merklicher 
Beitrag  erforderlich,  welchen  noch  ferner  auf  gegenwärtige  be- 
reits genügsam  erhöhte  Schatzung  zu  schlagen  zu  allzu  großer 
Beschwernus  unserer  Untertanen  gereichen  würde.  Deshalb  hat 
man  es  vor  das  erträglichste  gehalten,  auf  ausländische  Weine 
Früchte,  Fleisch  und  Papier  eine  geringe  Accis  zu  schlagen, 
so  daß  bei  gegenwärtiger  Notdurft  sich  darüber  zu  beschweren 
niemand  rechtmäßige  Ursach  haben  werde«.  Die  Türkensteuer 
soll,  sobald  die  noch  ausstehenden  Posten  eingegangen  sind,  ab- 
geschafft werden.  Auf  diese  Weise  hatte  man  für  die  Einführung 
der  Akzise  einen  guten  Anknüpfungspunkt;  sie  kam  nicht  un- 
vermittelt, sondern  trat  als  beständige  Steuer  an  die  Stelle  der 
temporären  Türkensteuer. 

Gleichzeitig  mit  diesem  Generalbefehl  erging  an  die  um- 
liegenden Gebiete,  das  Kurfürstentum  Mainz,  die  fürstlich 
Simmersche  Regierung  zu  Kreuznach,  die  Markgrafschaft  Baden, 
das  Fürstentum  Darmstadt  und  die  Bistümer  Worms  und  Speier 
ein  Rundschreiben,1  dem  eine  gedruckte  Akziseordnung  beigelegt 
war,  worin  diesen  Ländern  die  Einführung  der  Akzise  mitgeteilt 
wird  mit  der  Aufforderung,  sie  möchten  eine  ähnliche  Akzise  auf 
die  gleichen  Gegenstände  einführen.  Dies  geschah,  weil  man  in 
der  Pfalz  befürchtete,  »die  Handwerker  leichtlich  an  Orte  zu  ver- 
weisen, da  das  Brot  wohlfeiler  ist«,  wenn  man  mit  solchen  An- 
lagen isoliert  dastehe.  Ob  und  wann  alle  diese  Nachbarstaaten 
dem  Beispiele  der  Pfalz  gefolgt  sind,  läßt  sich  weder  aus  unserm 
Aktenmaterial,  noch  aus  der  Literatur  ersehen.  Sicher  ist  nur, 
daß  Kurmainz  bald  darauf  seine  erste  Akziseordnung  publizierte;2 

1 Pfalz  gen.  181. 

* Pfalz  gen.  182. 


Digitized  by  Google 


i6 


Erster  Abschnitt. 


ebenso  war  schon  vor  1679  in  Baden -Durlach  die  Akzise  ein- 
geführt.1 

Leider  sind  wir  nicht  imstande,  auf  Grund  unseres  Akten- 
befunds bestimmt  festzustellen,  woher  die  Gedanken  zu  dieser 
Besteuerungsart  in  die  Pfalz  gekommen  sind.  Doch  hat  die 
Vermutung,  daß  sie  direkt  von  Holland,  nicht  etwa  auf  Um- 
wegen über  Preußen  oder  Sachsen  in  die  Pfalz  kamen,  eine  sehr 
große  "Wahrscheinlichkeit  für  sich. 

Zugunsten  dieser  Annahme  sprechen  folgende  Tatsachen: 

1.  wird  kein  deutscher  Staat  als  mustergültig  in  den  Akten 
angeführt; 

2.  wird  Holland  an  drei  Stellen,  darunter  zweimal  als  Muster- 
land für  die  Akzise  genannt.  Außer  den  beiden  schon 
pag.  11  u.  13  angeführten  Stellen  kommt  noch  die  andere 
aus  dem  Gutachten  des  Stadtdirektors  Clignet  von  Mann- 
in Betracht,  worin  er  die  von  der  Rechenkammer  vor- 
geschlagene Verwaltung  der  Papierakzise  für  »impracticabel« 
hält  und  dem  Kurfürsten  rät,  »deswegen  nach  Holland 
zu  schreiben  um  die  eigentlich  Praktik  des  großen  und 
kleinen  Siegels  zu  vernehmen«;2 

3.  hatte  Karl  Ludwig  in  Holland  seine  kameralistischen 
Studien  gemacht.3 

Wieweit  aber  Holland  im  einzelnen  für  die  pfälzische  Akzise 
maßgebend  geworden  ist,  läßt  sich  leider  nicht  verfolgen,  weil 
uns  noch  keine  Finanzgeschichte  Hollands  aus  dem  Anfang  des 
17.  Jahrhunderts  vorliegt.4 


4.  Die  Erhebung  der  Akzise. 

Man  war  sich  in  der  Pfalz  der  Schwierigkeiten  wohl  be- 
wußt, die  die  Verwaltung  einer  solchen  indirekten  Steuer  mit  sich 
bringt,  und  ging  daher  mit  großer  Vorsicht  und  Überlegung  zu 
Werk.  Schon  am  26.  August  1664  hatte  die  Rechenkammer 
einen  detaillierten  Entwurf  über  die  Erhebungsweise  der  Akzise 


1 Pfalz  gen.  181  pag.  249. 

• Pfalz  gen.  1 8 1 pag.  “ i . 

3 AVundt  pag.  14. 

1 B.  Gliemann  in  d.  Zcitschr.  f.  gcs.  Staatsw.  1873  pag.  187. 
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im  Auftrag  des  Kurfürsten  fertiggestellt.1  Karl  Ludwig  prüfte 
ihn  selbst  und  notierte  sich  seine  Bedenken  zu  den  einzelnen 
Punkten.  Darauf  holte  er  sich  Gutachten  verschiedener  Staats- 
männer darüber  ein.  Das  Resultat  dieser  Arbeit  war  die  am 
18.  Nov.  1664  publizierte  »Accisinstruction«2,  ein  glänzendes  Zeug- 
nis feiner  Verwaltungskunst.  Für  ihre  Güte  spricht  schon,  rein 
äußerlich  betrachtet,  die  Tatsache,  daß  sie  sich  (abgesehen  von 
wenig  unbedeutenden  Ergänzungen)  anderthalb  Jahrhunderte  hin- 
durch in  der  Praxis  wohl  bewährt  hat. 

D’’ese  Akziseinstruktion  zerfällt  nach  der  Zahl  der  akzis- 
baren  Gegenstände  in  vier  Abschnitte. 

Die  Akzise  auf  fremde  Weine  muß  bei  der  Einfuhr  am 
ersten  pfälzischen  Ort  bezahlt  werden.  Der  Beamte  hat  das 
Quantum  zu  prüfen,  das  entsprechende  Akzisgeld  zu  erheben  und 
darnach  dem  Akzisanten  eine  Quittung  (»Acciszeichen<)  auszu- 
stellen, das  mit  dem  Vermerk  des  Namens  und  Wohnorts  des 
Akzisanten,  des  Quantums  des  verakzisten  Weins,  der  Summe 
des  erhobenen  Akzisgeldes,  dem  Datum  der  Erhebung  und  mit 
der  eigenen  Namensunterschrift  des  Beamten  versehen  sein  muß. 
Den  gleichen  Vermerk  hat  der  Beamte  in  ein  besonderes  »Accis- 
register«  einzutragen.  Die  Quittung  ist  von  dem  Akzisanten  auf- 
zubewahren und  auf  Verlangen  der  Beamten  in  den  Orten,  die 
er  berührt,  vorzuzeigen.  Sobald  der  Akzisant  seinen  Wohnort 
erreicht  hat,  ist  er  verpflichtet,  dem  dortigen  Akzisbeamten  vor 
der  Einkellerung  des  Weins  Anzeige  zu  machen.  Dieser  hat 
dann  die  Richtigkeit  der  Sache  zu  prüfen  und  den  Akziszettel 
an  sich  zu  nehmen  und  aufzubewahren.  Über  alle  in  seinem  Ge- 
biet eingekellerten  ausländischen  Weine  muß  er  ^ein  ordentlich 
Register«  führen,  welches  bei  den  vierteljährlichen  Verrechnungen 
nebst  den  gesammelten  Akziszetteln  zur  Revision  vorzulegen  ist. 

Die  Akzise  auf  fremde  Weine  ist  indessen  nur  zu  erheben  von 
Weinen,  die  in  denjenigen  Nachbarstaaten  gekauft  oder  ertauscht 
werden,  welche  ihren  Untertanen  in  der  Pfalz  Weine  zu  kaufen 
verbieten.  Diejenigen  Weine  dagegen,  welche  aus  Ländern 
eingeführt  werden,  die  ihren  Untertanen  gestatten,  aus  der  Pfalz 
Weine  einzuführen  oder  kurpfälzische  Untertanen  ihre  Weine 


' Pfalz  gen.  181  pag.  54—63. 

7 Pfalz  gen.  183. 
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in  ihr  Land  bringen  lassen  {reciprocum  commercium)  ^sollen  von 
dieser  Auflage  expresse  ausgenommen  sein  und  bleiben«. 

Was  die  Akzise  auf  Mehl  oder  Schrot  betrifft,  so  muß  jeder, 
der  Getreide  zur  Mühle  bringen  will,  den  Beamten  seines  Wohn- 
orts davon  in  Kenntnis  setzen.  Der  Beamte  verfährt  wie  bei  der 
Erhebung  der  Weinakzise.  Nur  ist  auf  dem  Akziszettel  noch  die 
Mühle  zu  vermerken,  auf  der  der  Akzisant  mahlen  lassen  will. 
Bevor  der  Müller  das  Getreide  zum  Vermahlen  an  nimmt,  muß  er 
das  Quantum  der  Frucht  auf  Grund  des  ihm  auszuliefernden 
Zettels  kontrollieren,  den  er  dann  in  die  in  seiner  Mühle  ange- 
brachte und  mit  einem  » Malischlößlei n«  versehene  Büchse  zu 
werfen  hat.  Ebenso  wie  die  übrigen  Untertanen  haben  auch  die 
Müller  ihre  eigene  Frucht  zu  »verakzisen«. 

Damit  aber  die  Müller  dieser  Verordnung  Folge  leisten, 
werden  sie  samt  ihrem  Gesinde  in  »würkliche  Eidspflichten«* 1  ge- 
nommen, die  wegen  des  ab-  und  zugehenden  Gesindes  jährlich 
»an  den  gewöhnlichen  Schwörtagen  wiederholt  und  geschärpfet 
werden  sollen.2 

Um  Akzisedefraudationen  vorzubeugen,  hatte  Karl  Ludwig 
streng  verboten,  auf  nichtpfälzischen  »sowohl  in  Kurpfalz  Terri- 
torio  als  außer  demselben  gelegenen  Mühlen«  mahlen  zu  lassen, 
nur  denjenigen,  »denen  solches  wegen  der  Entlegenheit  der  ein- 
heimischen Mühlen  zu  beschwer-  und  kostbarlich  fallen  sollte«, 
wird  ausnahmsweise  gestattet,  auch  die  nächstgelegene  nichtpfäl- 
zische Mühle  zu  gebrauchen. 

In  der  Erhebung  der  Akzise  auf  F'leisch  wird  ein  Unter- 


1 Der  »würkliche  Eid«  ist  der  besonders  feierlich  mit  erhobener  Rechten  ge- 
leistete und  steht  hier  im  Gegensatz  zu  dem  »Handschlage  an  Eides  satt«.  Vgl.  die 
Schrift:  »Nichts  Besseres  als  die  Accise,  wenn  man  nur  will,  nichts  Bösers  als  die 
Accisc,  wenn  man  nicht  will«  von  C.  V.  H.  G.  1717  pag.  100. 

1 In  der  pfälzischen  Akziseverw’altung  hat  man  nicht  minder  reichlich  wie  in 
andern  Ländern  den  Eid  verwendet.  Von  den  zahlreichen  Eidesformeln  führen  wir 
nur  die  für  die  Müller  als  Beispiel  und  Kuriosum  an:  »Ihr  N.  N.  sollet  geloben  und 
schweren  einen  Ayd  zu  dem  Allmächtigen,  daß  Ihr  keine  Früchten  zum  Vermahlen 
oder  Schroten,  es  seye  von  einheimischen  oder  frembden,  gefreyten  oder  ungefreyten 

Personen  einnehmen  oder  durch  die  Eurigen  einnchmen  lassen  wollet,  es  seye  dan, 
daß  die  gebührende  Accis-  und  Maltzsackzeichen  vorhero  darauf  gelöset  seyen  und 
euch  mit  der  Frucht  zugleich  überliffert  werden,  welche  Zeichen  Ihr  dan  getreulich 
verwahren  und  niemand  anders  als  dem  Zollbercuther  überliffem,  im  übrigen  auch 
dasjenige  getreulich  beobachten  sollet  und  wollet,  was  die  euch  vorgelesene  gedruckte 
Accisordnung  mit  mehrerem  nach  sich  führet.«  Gen.  181  pag.  200. 
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schied  gemacht  zwischen  Stadt  und  Land.  Will  ein  Metzger 
Schlachtvieh  in  die  Stadt  bringen,  so  darf  ihn  der  Pförtner  mit 
dem  Vieh  nicht  eher  passieren  lassen,  bis  er  bei  dem  Akzisbe- 
beamten  der  Stadt  das  gesetzesmäßige  Akziszeichen  gelöst  hat. 
Diesen  Zettel  muß  der  Pförtner  in  die  auf  seiner  Stube  ange- 
brachte Büchse  werfen.  Bei  der  vierteljährlichen  Verrechnung 
werden  die  in  diesen  Büchsen  vorhandenen  Zettel  mit  den  Re- 
gistern der  Beamten  verglichen1.  Sonst  vollzieht  sich  die  Er- 
hebung der  Fleischakzise  ebenso  wie  auf  dem  Lande:  Die  Be- 
amten haben  über  alles  in  ihrem  Amtsgebiet  geschlachtete  Vieh 
ein  Verzeichnis  zu  führen,  es  zu  Ende  jeden  Quartals  bei  Gericht 
»attestieren  und  siegeln«?  zu  lassen  und  bei  den  Verrechnungen 
vorzulegen.  Die  Pförtner  und  die  Metzger  sind  eidlich  zu  ver- 
pflichten, kein  unverakzistes  Stück  Vieh  passieren  zu  lassen,  resp. 
zu  schlachten. 

Die  Papierakzise  ist  keine  durchgehende  Auflage  auf  alles 
Papier,  vielmehr  ist  sie  nur  auf  dasjenige  Papier  und  Pergament 
gesetzt,  welches  verwendet  wird  »zu  allen  Schriften,  so  bei  Kur- 
pfalz Kanzlei  und  anderen  Corporibus,  item  bei  den  Ämtern, 
Stadträten,  Gerichten  und  anderen  Untergerichten  übergeben 
werden,  sie  treffen  an,  was  sie  wollen«.  Zu  allen  derartigen 
Schriftstücken  ist  nur  Papier  zu  nehmen  »welches  bei  Kurpfalz 
Kanzlei  mit  einem  gewissen  Zeichen  gestempelt  ist«.  Es  sollen 
von  dato  an  zu  rechnen  auch  keinerlei  Schriften  oder  Akten 
bei  vorerzählten  Corporibus  gebraucht  oder  angenommen  werden, 
die  nicht  auf  dergleichen  Papier  oder  Pergament  geschrieben 
sind«.  Damit  sich  nun  alle  »Advokaten,  Notarii,  Amts-,  Stadt- 
und  Gerichtsschreiber  sowohl  wie  Privatpersonen«  mit  dem  nötigen 
Stempelpapier  versehen  können,  empfangen  »die  Land-  und  Zoll- 
schreiber, Amtsschultheisen  und  Amtskeller«  von  der  pfälzischen 
Kanzlei  eine  genügende  Menge  zum  Verkauf. 

Als  Hauptgebrechen  der  Akzise  wird  von  den  Akzisegegnern 
des  18.  Jahrhunderts  besonders  die  Tatsache  hervorgehoben,  daß 
sie  einen  großen  Beamtenapparat  und  dadurch  einen  großen  Auf- 
wand für  Besoldungsgelder  erfordere,  »so  daß  der  Landesherr  nicht 

1 »Es  wäre  zwar  das  beste  Mittele,  meint  die  Rechenkammer  in  ihrer  Vor- 
beratung zu  diesem  Punkte,  »wann  die  Metzger  dahin  gehalten  würden,  daß  sie  in 
einem  Schlachthaus  schlachten  täten,  wie  sonsten  zu  Straßburg  und  anderer  Orten  ge- 
schieht Dieweilen  aber  die  Metzger  sonderlich  in  hiesiger  Stadt  hiezu  nicht  werden 
zu  bringen  sein,  hat  man  dies  vor  dienlich  erachtet.«  Pfalz  gen.  18 1 pag.  59. 
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einmal  die  Hälffte  von  aller  Accise  bekomme«,1  ja  »daß  bei  der 
Accise  wohl  zehnmal  mehr  Bediente  als  bei  anderen  Arten  von 
oneribus  und  Einnahmen  gehalten  werden  müssen.«2  Diese  Klage 
gegen  die  Akzise  mag  in  andern  Ländern  berechtigt  gewesen 
sein,  für  die  pfälzische  Akzise  ist  sie  gegenstandslos.  Wir  haben 
oben  bei  der  Besprechung  der  Akziseinstruktion,  um  Irrtümern 
vorzubeugen,  die  Erhebungsbeamten  vorläufig  schlechtweg  »Be- 
amte« oder  »Akzisbeamte«  genannt.  In  Wirklichkeit  ist  dort  von 
»Akzisbeamten«  nicht  die  Rede,  denn  die  neueingeführte  Akzise 
hat  in  der  Pfalz  überhaupt  keine  neuen  Beamten  geschaffen;  sie 
wurde  vielmehr  in  der  Stadt  wie  auf  dem  Lande  von  den  für 
die  Erhebung  des  Ungeldes  bestellten  und  längst  bestehenden 
Beamten  erhoben.  Das  waren  in  der  Stadt  und  auf  den  größeren 
Dörfern  »die  Umbgelder«.  In  den  kleineren  Dörfern  dagegen 
hatten  die  »Ortsschultheisen«  diese  Funktion  als  Nebenamt  zu  ver- 
richten. Die  Abrechnung  mit  den  Ungeldern  und  Schultheisen 
geschah  wie  die  des  Ungeldes  am  Ende  jedes  Rechnungsquartals 
(Quartal  Cinerum  [i.  Dez.  bis  letzten  Febr.|,  Quartal  Trinitatis 
|i.  März  bis  letzten  Mai],  Quartal  Crucis  (i.  Juni  bis  letzten  Aug.J 
und  Quartal  Luciae  [i.  Sept.  bis  letzten  Nov.])  durch  die  »Zoll- 
bereuther«,  die  zu  diesem  Zweck  von  Ort  zu  Ort  ritten,  die 
Register  mit  den  vorhandenen  Akziszeichen  sorgfältig  verglichen 
und  die  eingegangenen  Gelder  an  die  Kammermeisterci  ablieferten. 

So  war  durch  die  Einführung  der  Akzise  der  Beamten- 
apparat nirgends  vergrößert  worden;  es  war  nur  zu  den  Funk- 
tionen der  schon  bestehenden  Beamten  eine  neue  hinzugekommen, 
die  keinen  hohen  Mehraufwand  verursachte:  »Damit  die  Ein- 

sambier dieser  Gelder  wegen  ihrer  diesfalls  habenden  Bemühung 
einige  Ergötzlichkeit  genießen  mögen,  so  soll  denen  in  den  Städten 
über  die  bereits  genießende  Gebühr  noch  ein  gewisses  zugelegt 
werden,  denen  auf  dem  Lande  aber  die  Belohnung,  wo  von  dem 
Umbgeld  bishero  bräuchlich  gewesen,  bei  der  Lifferung  gereicht 
werden«,  d.  h.  sie  bekamen  einen  kleinen  Prozentsatz  von  den  ein- 
gegangenen Geldern.  Ebenso  erhielten  die  Zollbereiter  »für  ihre 
ihnen  solchergestalt  erwachsende  Bemühung  ebenmäßig  eine 
billige  Addition*. 


1 »Kurze  Beschreibung  der  Accise,  was  darbey  zu  loben  und  zu  schelten  ist« 
Wohlmeinend  zu  Druck  gebracht  1717.  Pag.  8. 

’’  Nichts  Besseres  als  die  Accise,  wenn  man  nur  will  usw.  pag.  J“6. 
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5.  Die  Erträge  der  Akzise.1 

Die  Überschrift  der  1664  publizierten  Akziseordnung  zeigt, 
daß  die  Akzise  in  der  Pfalz  nur  als  »ein  Subsidialmittel  einge- 
führt wurde.  Man  versprach  sich  auch  von  vornherein  nicht 
viel  von  ihren  Erträgen,  besonders  in  den  ersten  Jahren  nach  der 
Einführung.  So  meinte  Blum  in  seinem  schon  oben  besprochenen 
Gutachten:  »daß  die  vorgeschlagenen  Anlagen  gleich  anfangs  ein 
Großes  eintragen  werden,  kann  ich  Ew.  Kurf.  Durchleucht  nit 
versichern,  weil  wie  bei  allen  Neuerungen  man  gemach  wird 
gehen  müssen«.  Und  in  der  Tat  sind  auch  die  Ergebnisse  am 
Anfang  verhältnismäßig  gering  gewesen.  So  belief  sich  der  Er- 
trag in  den  beiden  erst  Quartalen  Cinerum  und  Trinitatis  des 
Jahres  1665  wie  folgt: 


fl. 

Kr. 

an  Weinakzise  auf 

93 

36 

an  Fruchtakzise  auf 

2 986 

58 

an  Fleischakzise  auf 

3 242 

22 

an  Papierakzise  auf 

246 

40 

Summe 

6569 

3b2 3 

was  einen  jährlichen  Gesamtertrag  von  etwa  13  140  fl.  ausmachen 
würde.  Dagegen  war  der  jährliche  Gesamtertrag  der  Akzise 
schon  im  Jahre  1675  auf  21  447  fl.  und  1676  sogar  auf  23208  fl. 
gestiegen.  Aber  obwohl  man  von  Anfang  an  mit  der  Akzise 
keine  reiche  Finanzquelle  öffnen  wollte,  so  hatte  man  doch  auf 
größere  Erträge  gehofft,  als  sie  in  den  ersten  Jahren  ab  warf. 
Deshalb  ging  man  schon  am  Anfang  des  Jahres  1667  ernstlich 
mit  dem  Gedanken  um,  auch  auf  Tabak,  Branntwein  und  alle  »ge- 
kauften und  zum  Wiederverkauf  und  Gewinn  ein  gekellerten  Weine« 
eine  Akzise  zu  legen.8 

Allein  die  Tabakakzise  scheiterte  an  Karl  Ludwigs  Bevöl- 
kerungspolitik. Den  Tabakbau  hatten  damals  fast  ausschließlich 
die  gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  in  die  Pfalz  eingewanderten 


1 Leider  zwingen  uns  unsere  Quellen,  die  hier  äußerst  dürftig  fließen,  uns  auf 
diese  wenigen  Zahlenangaben  zu  beschränken. 

* Pfalz  gen.  181  pag.  1 4 1 . 

3 Pfalz  gen.  18 1 pag.  160. 
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Hugenotten  (»Franzosen  und  Wallonen*)  in  der  Hand, 1 die  Karl 
Ludwig  wegen  ihrer  rührigen  Tätigkeit  auf  allen  Gebieten  außer- 
ordentlich hoch  schätzte  und  in  jeder  Weise  begünstigte.  Außer- 
dem ruhte  auf  dem  Tabak  schon  der  Zehnte,  so  daß  es  höchst 
bedenklich  schien,  eine  weitere  Auflage  darauf  zu  setzen. 

Die  geplante  Branntweinakzise  wurde  schon  bei  der  ersten 
Beratung  von  der  Rechenkammer  abgelehnt  mit  der  Begründung, 
daß  in  der  Pfalz  jeder,  der  einen  Weinberg  habe,  auch  den  zu 
seinem  Hausgebrauch  nötigen  Branntwein  selbst  brenne.  Die 
wenigen  Leute,  die  Branntwein  herstellten,  verkauften  ihn  deshalb 
nicht  im  Inland,  sondern  führten  ihn  aus.  Infolgedessen  würde 
eine  Branntweinakzise  im  wesentlichen  einem  Exportzoll  gleich- 
kommen. 2 * So  verzichtete  man  diesmal  auf  die  Besteuerung  des 
Branntweins.  Erst  im  Jahre  1676  wurde  sie  wieder  ins  Auge 
gefaßt  und  in  Gestalt  des  seitdem  in  der  Pfalz  bestehenden 
Branntweinungelds 8 verwirklicht. 

Die  projektierte  Weinakzise  dagegen  wurde  im  Jahre  1668 
unter  dem  Namen  »WeineinlaggekL  eingeführt.  Ihre  Einführung 
war  unterdessen  um  so  dringender  geworden,  als  die  Fehde  Karl 
Ludwigs  mit  dem  Herzog  Karl  von  Lothringen4  eine  Verstärkung 
der  Reiterei  und  des  Fußvolkes  nötig  machte.5  Dieses  Wein- 
einlaggeld  wurde  am  16.  April  1668  als  »extraordinari-Auflage« 
auf  zwei  Jahre  ausgeschrieben  mit  rückwirkender  Kraft,  d.  h.  von 
allen  seit  Anfang  des  Jahres  1665  im  In-  oder  Auslande  gekauften 
und  in  der  Pfalz  eingekellerten  Weinen  mußten  3 fl.  vom  Fuder 
bezahlt  werden.6  Ja  »auch  diejenigen  Weine,  die  an  Schulden 
Pensionen,  Arbeitslohn  oder  anstatt  Kram-  und  anderer  Waren 
eingenommen  worden,  sollen  das  behörige  Lagergeld  zahlen,  und 
kein  ander  Wein,  er  seye  dan  eigen  Gewächs,  passirt  werden.«7 

Indessen  zeigte  sich  bald,  daß  auch  dieses  Weineinlaggeld 
für  seine  Bestimmung  nicht  ausreichte.  .Schon  am  22.  Oktober 


1 Pfalz  gen.  181  pag.  164. 

• Pfalz  gen.  181  pag.  155. 

-1  Pfalz  gen.  5264. 

* Wnndt  pag.  i8off.,  Häusser  II  pag.  624. 

5 Pfalz  gen.  181  pag.  187. 

0 Pfalz  gen.  188  pag.  49  u.  55. 

: Pfalz  gen.  1 88  pag.  7 1 . 
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sinnt  man  im  Kriegsrat  auf  neue  Mittel. 1 Karl  Ludwig  erklärt, 
es  sei  ihm  unmöglich,  »die  auf  den  Beinen  habende  Miliz  in  die 
Länge  aus  seiner  Caßa  und  Magazinen  mit  Geld  und  Commiß 
zu  unterhalten,  zumalen  die  Gefälle  jenseit  des  Rheins  nicht  mehr 
aufzubringen  seien  (wegen  des  Kriegs),  also  erfordere  die  unum- 
gängliche Notdurft  auf  andere  Mittel  und  Weg  zu  denken,  zu- 
malen einer  ohngefährlichen  Ausrechnung  nach  der  jetzig  mili- 
tärische Staat  an  extraordinari  Ausgaben  item  Frucht  und  Wein 
alle  Quartal  auf  25000  fl.  mehr  erfordert,  als  des  Landes  Ein- 
kommen auswirft.«  Das  Resultat  dieser  »Deliberation«  war  die 
Einführung  des  Weinauflaggeldes:  Von  jedem  Fuder  verkauften 
Weins  mußte  der  Verkäufer  entrichten:  diesseits  des  Rheins  1 fl., 
jenseits  2 fl.  und  im  Oberamt  Bacharach  3 fl.2  Zunächst  war 
dieses  Weinauflaggeld  auf  drei  Jahre  ausgeschrieben;  allein  nach 
Ablauf  dieser  Zeit  wurde  es  »noch  auf  eine  zeitlang«3  erneuert 
und  hat  dann  ununterbrochen  bis  zum  Ende  der  Pfalz  bestanden, 
während  das  oben  genannte  Weineinlaggeld  nach  Ablauf  der 
zwei  Jahre  wieder  abgeschafft  worden  zu  sein  scheint. 

Somit  gibt  es  in  der  Pfalz  seit  dem  Jahre  1668  folgende 
indirekte  Steuern  (vom  Zoll  abgesehen):  Das  Wein-,  Bier-  und 
Brandweinungeld,  das  Kreuzergeld,  die  Akzise  und  das  Wein- 
auflaggeld. 

In  spezifizierten  Zahlenangaben  läßt  uns  unser  Aktenmaterial 
bis  zum  Jahre  1674  ganz  im  Stich.  Vom  Jahre  1674 — 16S5  (mit 
Ausnahme  des  Jahres  1680)  haben  wir  wieder  genaue  Angaben 
über  die  Erträge  der  einzelnen  Steuern,4  wobei  jedoch  bei  den 
Jahren  1674,  1677,  1678  und  1679  die  Ergebnisse  der  Akzise 
leider  fehlen.  Bei  den  Erträgen  der  Akzise  in  den  Jahren  1681 
bis  1685  ist  zu  bemerken,  daß  Karl  Ludwig  im  Jahre  1680  aus 
noch  zu  besprechenden  Gründen  den  Tarif  der  Akziseordnung 
von  1 664  verdoppelte. 

Nach  diesen  Angaben  beliefen  sich  die  Gesamtsteuerein- 
künfte der  Pfalz  in  den  angegebenen  Jahren,  wie  folgt,  auf  fl.: 


1 Pfalz  gen.  18 1 pag.  36. 

2 Die  Ursachen  dieser  Unterschiede  lassen  sich  aus  den  Quellen  nicht  ersehen. 

3 Pfalz  gen.  188  pag.  155. 

* Pfalz  gen.  5264  und  6137  Nr.  5 und  13. 
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1675 

1676 

1681 

darunter  sind  die  Erträge 

234  775 

283  3U 

363 

566 

der  Schatzung* 1  mit  . . 

120  909 

I 

20  9O9 

120 

909 

des  Zolls  mit 

64  18 1 

93  505 

126 

860 

des  Ungelds  mit  . . . 

12  849 

l6  027 

22 

698 

des  Kreuzergelds  mit  . 

1 1 093 

13  793 

26 

921 

der  Akzise  mit  .... 

21  447 

23  208 

45 

413 

des  Weinauflaggelds  mit  . 

4296 

15  875 

20 

765 

1682 

1683 

1684 

1685 

darunter  sind  die  Erträge 

346066  353 

228 

375  123 

34i 

525 

der  Schatzung  mit  . . . 

120909  I 

20 

909 

1 20  909 

120 

909 

des  Zolls  mit 

I I I O94  I 

18 

095 

I344I3 

1 14 

073 

des  Ungelds  mit  . . . 

23  373 

2 I 

820 

22  620 

20 

662 

des  Kreuzergelds  mit 

28  O49 

29 

636 

30905 

29 

061 

der  Akzise  mit  .... 

44  927 

42 

O74 

44  706 

4i 

010 

des  Weinauflaggelds  mit  . 

II  714 

20 

694 

21  570 

15 

810 

Obige  Tabelle  zeigt  zur  Genüge,  welchen  Schwankungen  in 
den  Steuereinkünften  man  sich  durch  die  ausgedehnte  indirekte 
Besteuerung  ausgesetzt  hatte.  Dies  machte  sich  besonders  in  den 
Mißjahren  1675  und  1685 2 geltend,  und  es  ist  daher  leicht  be- 
greiflich, daß  man  im  Jahre  1700,  nachdem  die  Schatzung  durch 
eine  indirekte  Steuer,  den  Lizent,  ersetzt  worden  war,  sich  dieser 
Unsicherheit  in  den  Erträgen  zu  entziehen  suchte. 3 

Um  festzustellen,  welche  Bedeutung  die  pfälzischen  indirekten 
Steuern , insbesondere  die  Verbrauchssteuern  und  die  Akzise, 
innerhalb  der  gesamten  Steuereinkünfte  hatten,  entnehmen  wir 
einer  amtlichen  Berechnung  die  jährlichen  Durchschnittserträge  der 
einzelnen  Steuern  in  den  Jahren  1674 — 16844  (ohne  das  Jahr  1680!). 


Darnach  ertrugen: 

die  Schatzung  ....  120909  fl. 

der  Zoll  1 1 3 600  „ 

das  Ungeld 21  693  „ 

das  Kreuzergeld  . . . 24  126  „ 

die  Akzise 44  280  „ 

das  Weinauflaggeld  . 17307  „ 

Sa.  . . 341  9 l5  fl- 


1 Die  Erträge  der  Schatzung  sind  Durchschnittserträge. 

‘ Pfalz  gen.  6137  Nr.  13 

8 Siehe  Seite  48  f. 

Pfalz  gen.  6137  Nr.  13. 
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Folglich  beträgt  der  jährliche  Durchschnittsertrag 

1.  aller  indirekten  Steuern:  221  006  fl.,  d.  h.  64,63 % des  gesamten 

Steuerertrags; 

2.  der  Verbrauchssteuern  (Ungeld,  Kreuzerg.,  Akzise  und  Wein- 

aufschlagg.) : 107  406  fl.,  d.  h.  31,41  % des  ges.  Steuerertrags; 

3.  der  Akzise:  44280  fl.,  d.  h.  12,95%  ^es  ges.  Steuerertrags. 


6.  Die  Konsequenz  in  der  praktischen  Durchführung  der  Akzise- 
ordnung unter  Karl  Ludwig. 

Wir  haben  gesehen,  mit  welcher  Vorsicht  und  Überlegung 
Karl  Ludwig  bei  der  Einführung  der  Akzise  zu  Werk  gegangen 
war,  und  wie  er  unter  dem  Druck  der  Verhältnisse  das  Wein- 
auflaggeld  und  das  Branntweinungeld  eingeführt  hatte  Das, 
was  ihn  für  diese  indirekten  Verbrauchssteuern  gewonnen  hat, 
war  eben  jener  Gedanke,  der  ihn  auch  schließlich  zur  Einführung 
der  Akzise  bewogen  hatte,  daß  durch  diese  Art  der  Besteuerung 
alle  Untertanen  zu  Beiträgen  für  die  Staatskasse  herangezogen 
würden,  und  dieser  Gedanke  der  Gleichheit  tritt  auch  stark  her- 
vor in  der  praktischen  Durchführung. 

Die  besonders  in  der  ersten  Zeit  nach  der  Einführung  der 
Akzise  zahlreich  einlaufenden  Gesuche  um  Akzisebefreiung  kirch- 
licher und  staatlicher  Beamten  sowie  einzelner  Privatpersonen, 
wies  der  Kurfürst  konsequent  zurück,  wobei  es  manchmal  nicht 
ohne  Härten  abging.  Er  wollte  eben  die  ganze  Last  der  Akzise 
nicht  ausschließlich  dem  Bürger-  und  Bauernstände  aufbürden. 

Karl  Ludwig  ging  mit  gutem  Beispiel  voran,  indem  er  sich 
selber  keine  Exemptionen  von  der  Akziseordnung  gefallen  ließ. 
Als  er  einmal  gehört  hatte,  daß  von  dem  herrschaftlichen  Mehl 
keine  Akzise  erhoben  werde,  ließ  er  umgehend  einen  Befehl  er- 
gehen, worin  er  sich  derartige  Höflichkeiten  ernsthaft  verbittet.1 

Die  Geistlichen  glaubten  einen  besonderen  Anspruch  auf 
Akzisefreiheit  zu  haben,  weil  sie  ihre  Besoldung  zum  Teil  in 

1 »Demnach  S.  Kurf.  Durchl.  mit  nicht  geringem  Mißfallem  vernommen,  daß 
von  denen  herrschaftlichen  Früchten  bishero  kein  Accis  entrichtet  worden  und  dahero 
gnädigst  auch  befohlen,  daß  von  allen  solchen  vermahlenden  herrschaftlichen  Früchten 
das  gewöhnliche  Accisgeld  an  gehörigen  Ort  bezahlet  und,  daß  solches  auch  richtig 
beschehe,  dozirt  werden  solle,  als  habt  ihr  dieses  von  dato  an  richtig  zu  observieren. 
Pfalz  gen.  18 1 pag.  240. 
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Naturalien,  besonders  in  Wein  und  Getreide  erhielten.1  Wenn 
sie  nun  etwas  von  ihren  Besoldungsweinen  oder  -Früchten  ver- 
silbern wollten,  so  war  ihnen  dies  durch  das  Weinauflaggeld  und 
die  Akzise  sehr  erschwert.  Anfänglich  wurden  ihre  Gesuche 
kurzer  Hand  abgewiesen,  erst  als  sie  zahlreicher  und  dringender 
wurden,  wurden  sie  1679  vom  Weinauflaggeld  befreit.  Von 
Akzisbefreiungen  der  Geistlichen  dagegen  hören  wir  unter  Karl 
Ludwigs  Regierung  noch  nichts. 

Heftigen  Widerstand  fand  die  Akzise  beim  Adel,  der  Kraft 
seiner  Reichsfreiheit  davon  eximiert  zu  werden  forderte.  Karl 
Ludwig  wies  diese  Forderung  als  unbegründet  zurück  und  zwang 
ihn  durch  strenge  Maßregeln,  der  Akziseordnung  sich  zu  unter- 
werfen. Als  z.  B.  »die  Kavaliere«  sich  anfangs  dadurch  von 
der  Fleischakzise  zu  befreien  suchten,  daß  sie  durch  auswärtige 
(unvereidigte)  Metzger  schlachten  ließen,  drohte  ihnen  der  Kur- 
fürst, >mit  nachdrücklicher  Straf  gegen  sie  zu  verfahren,  die  ge- 
brauchende Metzger  aber  bei  dem  Kopf  zu  nehmen  und  zu 
künftiger  Warnung  gehöriger  Orten  setzen  zu  lassen.«2 

Vollständig  akzisefrei  waren  nur  die  Universitätsprofessoren 
und  die  Bergwerkgewerkschaften  wie  deren  Arbeiter.  Den 
ersteren  war  in  einem  Vertrage  vom  Jahre  1563 3 vollständige 
Steuerfreiheit  bewilligt  worden,  die  letzteren  sollen  auf  Grund 
alter  Privilegien  »in  der  Pfalz  wie  im  ganzen  römischen  Reich 
auch  unter  allen  ausländischen  Potentaten  und  Republiken  ihrer 
großen  Leib-  und  Lebensgefahr  sowohl  als  des  zu  Zeiten  giftig 
und  schweblichen  Dampfes  und  bekannter  sehr  harter  Arbeit 
halber  von  allen  oneribus  und  Anlagen,  sie  mögen  Namen  haben, 
wie  sie  wollen,  privilegiert  und  semper  frei  und  ohnangefochten 
allezeit  verbleiben.«1 

Eine  verhängnisvolle  Wirkung  hatte  die  Einführung  der 
Akzise  auf  viele  Müller.  Zunächst  wurden  diejenigen  pfälzischen 
Mühlen  hart  betroffen,  die  in  der  Nähe  der  Grenze  des  Landes 


1 Der  reformierte  Pfarrer  von  Mosbach  begründet  sein  Gesuch:  »Da  keiner  von 
uns  Predigern  hat  über  80  fl.  zu  Besoldung,  der  Schuidicner  einer  hat  35,  der  andre 
32,  dagegen  haben  wir  viel  Wein,  als  Inspektor  4 Fuder,  Diakonus  3 Fuder,  Rektor 
der  Schul  2 Fuder,  Kantor  1 1 /2  Fuder.«  Pfalz  gen.  191. 

* Pfalz  gen.  189. 

3 Pfalz  gen.  223. 

* Pfalz  gen.  576. 
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lagen,  und  deren  Kundenkreis  sich  zum  großen  Teil  aus  der 
Bevölkerung  der  angrenzenden  Gebiete  zusammensetzte.  Die  aus- 
wärtigen Kunden  ließen  nicht  mehr  auf  den  pfälzischen  Mühlen 
mahlen,  so  daß  viele  Müller  sich  nicht  mehr  halten  konnten. 
Auf  die  zahlreichen  Bittgesuche  solcher  Müller1  erfolgte  die 
kurze  Antwort:  »Der  neuen  Verordnung  ist  strickte  zu  inhäriren. 
Jedenfalls  soll  erst  ein  Probejahr  gemacht  werden,  und  darnach 
ist  die  Accisordnung  in  diesem  Punkte  etwas  zu  limitiren,  oder 
doch  den  Mühlen  an  ihrer  Schuldigkeit,  so  sie  gnädigster  Herr- 
schaft zu  leisten,  ein  billiges  nachzulassen«. 2 Das  Probejahr  ver- 
strich und  die  Akziseordnung  wurde  nicht  limitiert. 

Andrerseits  hatte  die  Verordnung,  worin  allen  Pfälzern  ver- 
boten wird,  auf  fremden,  gleichgültig  ob  innerhälb  der  Pfalz  oder 
außerhalb  derselben  liegenden  Mühlen  mahlen  zu  lassen , die 
Folge,  daß  eine  Menge  von  nichtpfälzischen  Mühlen  (besonders 
die  des  zahlreichen  Landadels  und  die  nahe  an  der  pfälzischen 
Grenze  gelegenen  auswärtigen  Mühlen),  die  bisher  wesentlich  von 
pfälzischen  Mahlgästen  frequentiert  worden  waren,  für  den  großen 
Teil  des  Jahres  stille  standen.  Karl  Ludwig,  der  mit  einer  Menge 
von  Bitten  und  Klagen  bestürmt  wurde,  ließ  sich  nicht  bewegen, 
eine  Ausnahme  von  der  Akziseordnung  zu  gewähren. 3 

Vonseiten  der  Akzisanten  hören  wir  vereinzelte  Beschwerden 
über  die  Fleischakzise.  Man  war  z.  B.  darüber  unzufrieden,  daß 
man  »von  einem  halbjährigen  Schwein  ebensoviel  Accis  bezahlen 
müsse,  als  von  einem  erwachsenen  und  zweijährigen«,  oder  »von 
einem  großen  Kalb  ebensoviel,  als  von  einem  Rind«  usw.,  und 

1 Als  Typus  mag  das  Gesuch  des  Erbbestandmüllers  von  Waldmichelbach  ange- 
führt werden,  worin  es  hei  fit : »Ich  habe  die  mainzischen  Untertanen,  so  rnine  beste 
Mahlgäst  seind,  erinnert,  gebührende  Zeichen  zu  lösen,  welche  solches  aber  durchaus 
nit  tun,  sondern  zu  ihren  Müllem  zu  fahren  erkläret,  da  sie  dessen  frei  seind.  W’ann 
nun,  gnädigster  Kurfürst  und  Herr,  ich  zu  Waldmichelbach  auf  Euer  Kurf.  Durchl. 
Erbbestandsmühl  bin,  die  ich  allerdings  öd  und  wüst  wieder  aufgebaut,  davon  jähr- 
lichen zu  Erbpfacht  12  Malter  lauter  Korn  und  einen  gülden  Maligeld  zum  Amthaus 
Lindenfels  liefern  muß,  mine  beste  Mahlgäst  verliere,  daß  nur  hinkünftig  soviel  schwerer 
fallen  tut,  solche  in  Bau  und  Besserung  zu  halten,  nebst  der  beschwerlichen  Pfacht 
meine  Lebensmittel  kaum  werde  haben  können,  als  gelanget  an  Ew.  Kurf.  Durchi. 
mein  untertänigst  Bitt,  nur  die  Ausländischen  dieses  accises  in  Gnaden  zu  erlassen, 
oder  in  der  Erbpfacht  mir  eine  Erleuchterung  möge  angenommen  werden.«  Pfalz  gen. 
186  pag.  6 f. 

* Pfalz  gen.  186  a.  a.  O. 

3 Ibidem. 
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bat  um  eine  genauere  Spezifizierung  des  Schlachtviehs  entweder 
nach  dem  Alter  oder  nach  dem  Gewicht,  »damit  et  wann  auch 
der  Arme,  der  so  oft  nicht  vermöget,  sein  Stück  Vieh  so  lang 
zu  erhalten,  bei  Herbst-  und  Friedenszeiten  etwas  ins  Haus 
schlachten  könne,  welches  ihm  aber  wegen  des  allzuschwer  zu 
entrichten  habenden  Accises  nunmehr  zumalen  verbotten  und 
ungleich  sei«. 1 Diese  Klagen  scheiterten  an  der  Befürchtung 
des  Kurfürsten,  bei  weiterer  Spezifizierung  des  Viehs  besondere 
Kon  trollbeamten  anstellen  zu  müssen. 

Die  Papierakzise  hatte  sich,  nachdem  die  anfängliche  Oppo- 
sition der  Bevölkerung  einmal  überwunden  war,  bald  trefflich 
eingebürgert.  Die  Akzise  auf  ausländische  Weine  war  als 
Prohibitivzoll  gedacht  und  hat  als  solcher,  wie  es  scheint,  ihren 
Zweck  erfüllt.  So  ertrug  sie  im  ersten  Halbjahre  ihres  Bestehens 
nur  93  fl.,  was  einer  Einfuhr  von  62  Fuder  pro  Jahr  entspricht. 
Sie  rief,  wie  es  scheint,  nirgends  Klagen  hervor. 

Durch  diese  strenge  Konsequenz,  die  sich  in  der  praktischen 
Durchführung  der  einmal  gegebenen  Akziseordnung  zeigt,  hebt 
sich  diese  erste  Periode  der  pfälzischen  Akzise  stark  von  den 
folgenden  ab. 


7.  Akzisedefraudationen. 

Es  ist  ein  alte  Erfahrung,  daß  das  Volksgewissen  Steuer- 
gesetzen gegenüber  nie  sehr  sensibel  gewesen  ist,  und  ob  es  damit 
in  Punkto  Akzise  besser  geworden  wäre,  wenn  »die  Herren  Geist- 
lichen« dem  Staat  unter  die  Arme  gegriffen  hätten,  »die«,  wie  der 
optimistische  Verfasser  des  Traktats:  »Nichts  Besseres  als  die 
Accise«  usw.  meint,  »wohl  nichts  nötigeres,  nützlicheres  und  Gott 
wohlgefälligeres  verrichten  könnten,  als  wenn  sie  alle  Wochen 
davon  predigten,  damit  diese  wichtige  Materie  dem  gemeinen 
Volke  recht  bekannt  würde  und  sie  sich  solcher  absonderlich  bei 
der  Angebung  der  Accise  fleißig  erinnerten«,2  müssen  wir  be- 
zweifeln.3 

Das  Akzisesystem  der  Pfalz  hatte  ein  nicht  minder  ergiebiges 
Feld  für  zahllose  Betrügereien  eröffnet  als  die  Systeme  anderer 

1 Pfalz  gen.  1 8 1 , pag.  269. 

s Nichts  Besseres  als  die  Akzise  usw.  pag.  101. 

3 Vgl.  Seite  "O. 
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Länder  und  zwar  für  die  Akzissanten  sowohl  wie  für  die  Be- 
amten. wenn  auch  letztere  unter  Karl  Ludwigs  Regierung  weniger 
zu  sündigen  wagten  als  in  der  späteren  Zeit.  Bei  der  Beschrei- 
bung der  Defraudationen  halten  wir  es  mit  dem  Verfasser  des 
genannten  Traktats,  welcher  meint:  »Was  die  Betrügereien  bei 
der  Accise  anbelanget,  so  sind  derselben  so  mancherlei,  daß  dar- 
zu,  wenn  man  sie  recht  beschreiben  wollte,  viele  Buch  Papier  er- 
fordert würden«.  Daher  wollen  wir  mit  ihm  »nur  die  vornehmsten 
und  wichtigsten  erzählen«,1  wobei  wir  uns  bei  ihrem  für  das  ganze 
17.  und  18.  Jahrhundert  meist  typischen  Auftreten  nicht  auf  unsere 
erste  Periode  zu  beschränken  brauchen. 

Man  dachte  in  der  Pfalz  schon  bei  der  Einführung  der 
Akzise  realistisch  genug,  um  solche  Betrügereien  vorauszusehen 
und  hatte  deshalb  in  der  Akziseinstruktion  auf  alle  Defraudationen 
»die  unvermeidliche  Straf  der  Konfiskation  oder  die  Erstattung 
des  doppelten  Wertes«  gesetzt. 

Der  Zuverlässigkeit  der  Müller,  Metzger  wie  sämtlicher  Be- 
amten hatte  man  sich  durch  den  »würklichen  Eid«  versichert. 
Wie  wenig  dieser  Eid  in  vielen  Fällen  genützt  hat,  braucht  nicht 
hervorgehoben  zu  werden. 

Es  lag  ja  im  Interesse  der  Müller,  möglichst  viele  Mahlgäste 
zu  bekommen,  und  wer  es  am  besten  verstand,  seinen  Kunden 
um  die  Akzise  oder  wenigstens  um  einen  Teil  davon  herumzu- 
helfen, hatte  den  größten  Zulauf.  Kamen  die  Zollbereiter  uner- 
wartet zur  Kontrolle  in  eine  Mühle  und  fanden  Getreide  vor,  wo- 
für noch  kein  Akziszeichen  gelöst  war,  so  erklärte  der  Müller, 
er  habe  es  für  seinen  eigenen  Haushalt  mahlen  lassen  wollen.2 
Andere  Müller,  die  den  abgelegten  Eid  nicht  direkt  brechen 
wollten,  suchten  in  der  Umgehung  der  Akziseordnung  ihr  Ge- 
wissen dadurch  zu  salvieren,  daß  sie  von  ihren  jüngeren  Söhnen 
oder  Knechten,  die  vermöge  ihres  Alters  noch  nicht  vereidigt 
werden  konnten,  das  Getreide  in  Empfang  nehmen  ließen,  eine 
Methode,  die  sehr  weit  verbreitet  gewesen  sein  muß,  denn  im 
Jahre  1695  sah  man  sich  deshalb  genötigt,  eine  besondere  Eides- 
formel »für  die  jungen  Müller-  abzufassen. 

Besonders  in  der  Nähe  der  Grenze,  aber  auch  mitten  im 
Lande  frequentierte  die  Bevölkerung  mit  Vorliebe  »fremde«  Mühlen 

1 Nichts  Besseres  als  die  Akzise  usw.  pag.  100. 

2 Pfalz  gen.  181. 
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insbesondere  aber  denjenigen,  die  sich  weigerten,  sich  unter  pfäl- 
zische Kontrolle  zu  stellen,  obwohl  es  einheimische  Mühlen  in 
der  nächsten  Nähe  gab.1 

Um  die  Fleischakzise  suchte  man  vielfach  dadurch  herum- 
zukommen, daß  man  anstatt  selbst  zu  schlachten,  sein  Schlacht- 
vieh an  auswärtige  Händler  verkaufte  und,  nachdem  es  dann  ge- 
schlachtet war,  einen  Teil  des  Fleisches  zur  Bezahlung  annahm,2 
oder  indem  man  sein  Fleisch  in  Nachbarländern  kaufte,  wo  es 
akzisefrei  war,  »so  daß«,  wie  einmal  ein  Zollbereiter  klagt,  »das 
meiste  Fleisch  bei  nächtlicher  Weil  und  sonsten,  wo  man  dessen 
nit  genugsam  wahrnehmen  kann  in  Kurpfalz  und  an  dero  Unter- 
tanen verkäuflich  praktizirt  wird.«3  Daß  viele  Leute  im  Ge- 
heimen selber  schlachteten,  ohne  den  Beamten  die  gesetzesmäßige 
Anzeige  davon  zu  machen,  bedarf  wohl  keiner  weiteren  Hervor- 
hebung. 

Von  Defraudationen  in  der  Akzise  auf  ausländische  Weine 
hören  wir  lange  nichts.  Erst  in  den  zwanziger  Jahren  des 
18.  Jahrhunderts  machte  man  hier  eine  wichtige  Entdeckung.  In 
der  Akziseinstruktion  vom  Jahre  1664  war  die  Verordnung  ent- 
halten (die  in  der  Akziseordnung  vom  Jahre  1701  wieder  erneuert 
worden  war),  daß  diejenigen  Nachbarstaaten  »so  ihren  Untertanen 
gestatten,  aus  Kurpfalz  Landen  Wein  zu  holen,  oder  Kurpfalz 
Untertanen  zulassen,  ihren  Wein  in  dero  Landen  zu  bringen  und 
darauf  außer  dem  gewöhnlichen  Zoll  keine  weitere  Auflag  oder 
Beschwerden  setzen  oder  nehmen  lassen,  hierunter  nicht  verstanden, 
sondern  von  dieser  Auflag  expresse  ausgenommen  sein  und  bleiben 
sollen«.  Nun  hatte  das  Hochstift  Speyer  das  reciprocum  Commer- 
cium mit  der  Pfalz  dadurch  abgebrochen,  daß  es  seinen  Unter- 
tanen bei  einer  Strafe  von  10  Reichstalern  verbot,  »einige  Tropfen 
Wein  in  Kurpfalz  zu  kaufen«.  Infolgedessen  trat  die  Akzise  auf 
ausländische  Weine  für  Speyer  in  Kraft,  dagegen  bestand  mit 
den  hochstiftl.  Speyerischen  Dörfern  im  Brurein  Rauenberg,  Malsch, 
Maischenberg  und  Dielheim  auf  Grund  alter  Verträge  das  Com- 
mercium ungestört  weiter  dergestalt,  daß  alle  Weine  aus  diesen 
Dörfern  in  die  Pfalz  akzisefrei  gelassen  wurden,  wogegen  von 
den  aus  der  Pfalz  in  diese  Dörfer  eingeführten  Weinen  nur  der 


1 Pfalz  gen.  188. 

1 Pfalz  gen.  1 8 1 pag.  254. 

3 Pfalz  geg.  18  r pag.  305. 
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einfache  Zoll  erhoben  wurde.  Veranlaßt  durch  die  Klagen  ver- 
schiedener linksrheinischer  Oberämter,  daß  sowohl  von  der  Mann- 
heimer Bürgerschaft  als  auch  den  Wirten  in  den  Oberämtern 
Germersheim  und  Lautern  der  Wein  mehr  im  Auslande  als  in 
der  Pfalz  gekauft  werde,  so  daß  die  linksrheinischen  Untertanen, 
deren  Weine  deshalb  liegen  blieben,  »incapabel  seien,  aus  Mangel 
an  Geldmittel  die  herrschaftlichen  sowohl  Militär-  als  Zivilgelder 
aufzubringen«,  ging  die  Regierung  der  Sache  auf  den  Grund  und 
fand,  daß  die  Speyerischen  Untertanen  seit  einer  Reihe  von  Jahren 
ihre  Weine  nach  diesen  brureinischen  Dörfern  gebracht  hatten, 
um  sie  von  hier  aus  akzisefrei  in  die  Pfalz  zu  verkaufen.1 

1 Pfalz  gen.  197. 
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Die  pfälzische  Akzise  von  1680 — 1699. 

1.  Der  doppelte  Tarif. 

Das  Jahr  1680  brachte  der  pfälzischen  Akzise  eine  neue 
Epoche,  die  wir  schon  in  der  Überschrift  zu  kennzeichnen  versucht 
haben.  Man  könnte  zu  obigem  Charakteristikum  noch  das  der 
ungeregelten  und  konfusen  Verwaltung  hinzufügen,  die  nicht 
minder  der  Persönlichkeit  der  regierenden  Fürsten  wie  den  Ver- 
heerungen des  orleanischen  Krieges  zuzuschreiben  ist. 

Unter  der  sparsamen  Regierung  Karl  Ludwigs  war  die 
Akzise  ein  wirkliches  »SubsidialmitteL  gewesen,  sie  war  ein  Glied 
in  der  Kette  jener  weißen  Maßregeln  des  Kurfürsten,  vermittelst 
derer  er  ohne  große  Belastung  seiner  Untertanen  das  glänzende 
Meisterstück  vollbrachte,  das  Gleichgewicht  zwischen  Einnahmen 
und  Ausgaben  herzustellen.  So  hatte  man  anfangs  mit  den  Er- 
trägen der  Akzise  die  für  ihren  Zweck  unzureichende  Türken- 
steuer ergänzt,  später  wurden  sie  ausschließlich  zur  Tilgung  der 
Landesschulden  verwendet.  Diese  Aufgabe  hatte  die  Akzise  mit 
dem  Ende  des  Jahres  1674  gelöst,  so  daß  ihre  Erträge  seitdem 
für  die  gewöhnlichen  Kammerausgaben  verwendet  werden  konnten, 
ebenso  wie  das  1668  eingeführte  Weinauflaggeld,  welches  anfangs 
zur  Unterhaltung  der  Miliz  bestimmt  gewesen  war.1 

Der  französische  Krieg  von  1674/75  hatte  neue  Finanz- 
änforderungen  an  die  Pfalz  gestellt,  und  als  schließlich  1679  der 
Friede  geschlossen  wurde,  begann  erst  recht  für  die  Pfalz  die 
französische  Geldsaugerei.  Anfangs  verlangte  Frankreich  den 
noch  rückständigen  Rest  einer  Kriegskontribution  von  46677  Fl., 
die  der  Kurfürst  aus  eigener  Kasse  vorschoß,  weil  er  das  durch 
den  Krieg  steuerschwach  gewordene  Land  vorerst  nicht  weiter 
belasten  wollte.  Kaum  war  aber  diese  Summe  abgeliefert,  als 

1 Pfalz  gen.  6137  Nr.  10. 
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man  trotz  der  anfänglichen  Erklärung,  daß  mit  obiger  Summe 
alle  Schulden  getilgt  seien,  eine  neue  Forderung  für  die  Garnison 
in  Philippsburg  erhob.  Karl  Ludwig  erbot  sich,  die  verlangte 
Summe  von  94  145  fl.  innerhalb  eines  Jahres  zu  entrichten,  da 
trat  man  französischerseits  mit  noch  unverschämteren  Forderungen 
hervor  und  drohte  für  den  Fall  der  Unbeibringlichkeit  in  kürzester 
Zeit  mit  der  Exekution.1  In  dieser  Not  der  Zeit  hatte  Karl 
Ludwig  trotz  inneren  Widerwillens  im  Juni  1680  den  Akzisetarif 
auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren  verdoppeln  müssen.2 

Die  zwei  Jahre  der  doppelten  Akzise  waren  abgelaufen. 
Inzwischen  hatte  Karl  Ludwigs  Sohn  Karl  (Oktober  1680)  die 
Regierung  angetreten.  Wenn  man  ihn  kurz  charakterisieren  will, 
darf  man  ihm  wohl  mit  Recht  das  direkte  Gegenteil  von  allen 
hervorstechenden  guten  Eigenschaften  seines  Vaters  zuschreiben. 
Was  der  Vater  in  unermüdlicher  Lebensarbeit  in  finanzieller 
Hinsicht  geschaffen,  zerstörte  der  Sohn  in  kürzester  Zeit.  Unter 
ihm  wurden  die  Ausgaben  in  sinnloser  Verschwendung  gesteigert3, 
ohne  daß  man  vernünftige  Mittel  und  Wege  zu  finden  gewußt 
hätte,  die  Einnahmen  zu  erhöhen.  Eine  neue  Schatzungsrevision 
mit  erhöhtem  Kapitalanschlag  wurde  vorgenommen,  obwohl  das 
Land  sich  noch  keineswegs  von  dem  französischen  Kriege  erholt 
hatte.  Alle  Hebel  wurden  in  Bewegung  gesetzt,  um  Geld  zu 
beschaffen.  Im  August  des  Jahres  1682  erinnerte  man  sich,  daß 
schon  am  1.  Juni  die  Zeit  des  doppelten  Akzisetarifs  abgelaufen 
war,  und  da  man  einen  Grund,  der  sich  hören  lassen  konnte,  zu 
ihrer  Verlängerung  vorschützen  mußte,  so  begrüßte  man  in  der 
Regierung  mit  Freuden  den  glücklichen  Einfall,  daß  Karl  Ludwig 
bei  der  Verheiratung  seiner  Tochter  Elisabeth  Charlotte  (der 
bekannten  Liselotte)  die  Gelder  zu  ihrer  Ausstattung,  die  »vermög 
der  sonst  üblichen  Observanz  nach  dem  Schatzungsfuß  erhoben 
wurden«,  aus  eigenen  Mitteln  vorgeschossen  hatte.  So  konnte 
man  an  die  Oberämter  die  Verordnung  ergehen  lassen4:  »Wir 

seind  zwar  gemeint  gewesen,  sotanen  doppelten  Accis  zu  Er- 
leuchterung unserer  Untertanen  und  Angehörigen  damals  sofort 


1 Iläusscr  II  pag.  638. 

1 Pfalz  gen.  194  pag.  57  und  6137  Nr.  10. 

•'  H ausser  II  pag.  702  ff. 

4 Pfalz  gen.  194  pag.  57  und  58. 

F ineisen.  Die  Akzise  in  der  Kurpfalz. 
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wieder  abzustellen.  Wie  wir  uns  aber  erinnert,  wie  die  für  unsere 
vielgeliebte  Frau  Schwästern,  der  Herzogin  von  Orleans,  von 
uns  vorgeschossene  Heuratsgelder  von  dem  Land  annoch  zu 
bezahlen  und  wir  dann  dafür  gehalten,  daß  unsern  Untertanen 
und  Angehörigen  viel  erträglicher,  wann  solche  Gelder  durch 
doppelten  Accis  einbracht  und  ersetzet  würden  (als  durch  die 
Schatzung),  als  haben  wir  für  gut  befunden,  daß  selbige  noch 
auf  eine  geringe  Zeit,  bis  nämlich  sotane  Heuratsgelder  davon 
eingegangen,  annoch  continuirt  werde.  — — — Dafern  Ihr 
aber  auch  einig  ander  bequem  Mittel,  wodurch  uns  obiger  Vor- 
schuß füglich  ersetzt  werden  könnte,  vorzuschlagen  wisset,  sollet 
Ihr  uns  solches  pflichtmäßig  zuberichten.« 

Aus  einer  Petition  der  Schriesheimer  Untertanen  um  Auf- 
hebung der  doppelten  Akzise *  1 erfahren  wir,  daß  die  linksrheinischen 
Oberämter,  um  der  doppelten  Akzise  zu  entgehen,  es  vorzogen, 
ihren  pflichtschuldigen  Anteil  an  der  »Fräuleinsteuer«  durch  jähr- 
liche Abschlagszahlungen  abzutragen,  so  daß  die  doppelte  Akzise 
von  1682 — 1699  (denn  abgeschafft  wurde  sie  nie  wieder,  auch 
nicht,  nachdem  die  Heiratsgelder  eingegangen  waren)  allein  in 
der  rechtsrheinischen  Pfalz  erhoben  wurde,  eine  Inkonsequenz 
und  Ungleichheit  in  der  Verwaltung,  die  für  diese  ganze  Periode 
charakteristisch  ist  und  Anlaß  zu  zahlreichen  erbitterten  Klagen 
der  rechtsrheinischen  Bevölkerung  gegeben  hat.  Diese  Un- 
gerechtigkeit konnte  man  auch  diesseits  des  Rheins  lange  nicht 
vergessen  und  hat  seinem  Zorn  darüber  bei  gegebener  Gelegenheit 
selbst  dem  Kurfürsten  gegenüber,  wenn  auch  in  höflicherer  Form, 
Luft  gemacht.2 

Karls  nächste  Nachfolger  Philipp  Wilhelm  (1685 — 1690)  und 
Johann  Wilhelm  (1690 — 1716)  können,  was  Verschwendung  und 
unordentliche  Verwaltung  unter  ihrer  Regierung  anlangt,  als 
Karls  würdige  Nachfolger  gelten,  und  was  sie  selbst  nicht  an  der 
überkommenen  ohnehin  nicht  musterhaften  Verwaltung  des  Landes 
zerstörten,  das  besorgte  der  orleanische  Krieg  und  die  seit  Karls 
Regierung  sich  bildende  Beamtenoligarchie,  die  unter  Johann 
Wilhelm,  besonders  seit  seiner  Verlegung  der  Residenz  nach 
Düsseldorf  ihren  Höhepunkt  erreichte. 


1 Pfalz  gen.  194  pag.  H. 

1 Pfalz  gen.  194  pag.  12,  ibid.  pag.  54. 
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2.  Das  Streben  nach  weiterer  Differenzierung  der  Akziseobjekte. 

Die  Akziseordnung  vom  Jahre  1699. 

Wir  haben  gesehen,  wie  Karl  Ludwig  mit  strenger  Konse- 
quenz die  Akziseordnung  vom  Jahre  1664  durchführte  und  alle 
Klagen  dagegen  kurz  abwies.  So  hatte  man  unter  seiner  Regierung 
das  Klagen  fast  verlernt. 

Kaum  hatte  Karl  die  Regierung  angetreten,  als  die  alten 
Klagen  von  neuem  auftraten.  Besonders  zahlreich  sind  die  Forde- 
rungen in  Betreff  der  Fleischakzise.  Man  verlangte  eine  größere 
Differenzierung  des  Schlachtviehs  oder  die  Erhebung  der  Akzise 
nach  dem  Gewicht.  Karl  scheint  (bestimmte  Verordnungen  hier- 
über sind  leider  nicht  mehr  erhalten!)  den  Wünschen  seiner  Unter- 
tanen einigermaßen  nachgekommen  zu  sein,  denn  schon  im  Jahre 
1686  finden  wir  in  einem  Bericht  über  Fleischakzisebetrug  zu 
Heidelberg1  die  Unterscheidung  von  »Hauptochsen«  und  »gemeinen 
Ochsen«,  und  ebenso  treten  uns  in  dem  Beamtenapparat  hier 
zum  erstenmal  zwei  » Fleischschätzer « (für  Heidelberg)  entgegen. 
Diese  vorgenommene  Differenzierung  des  Schlachtviehs,  deren 
Umfang  im  einzelnen  sich  nicht  mehr  feststellen  läßt,  scheint  in- 
dessen nicht  sehr  groß  gewesen  zu  sein,  denn  in  den  folgenden 
Jahren  werden  die  Bitten  der  Bevölkerung  in  dieser  Hinsicht 
noch  zahlreicher,  so  daß  man  in  der  Hofkammer  mit  dem  Gedanken 
umging,  die  Fleischakzise  nach  dem  Gewicht  zu  erheben  und 
»etwann  einen  Pfennig  für  das  Pfund«  zu  verlangen.  Allein 
dieser  Gedanke  scheiterte  an  der  Befürchtung,  auf  diese  Weise 
den  Verwaltungsapparat  zu  sehr  zu  komplizieren,  und  man  fand 
es  schließlich  besser,  »wann  mehrere  Absätz  oder  gradus  nach 
dem  Alter  des  Viehes  gemacht  und  nach  solchen  der  Accis  er- 
hoben würde«2,  ein  Gedanke,  der  in  der  erneuerten  pfälzischen 
Akziseordnung  vom  Jahre  1699  seine  Verwirklichung  fand. 

Eine  Erneuerung  der  alten  Akziseordnung  war  inzwischen 
auch  dringend  notwendig  geworden,  weil  während  des  orleanischen 
Krieges  die  alte  Akziseordnung  »fast  allenthalben  auf  dem  Lande 
abhanden  gekommen  war«,3  wie  ja  überhaupt  während  der  ersten 
Kriegsjahre  die  Finanzverwaltung  in  vielen  pfälzischen  Ober- 

1 Pfalz  gen.  18  r pag.  262. 

2 Pfalz  gen.  18 1 pag.  2t>5- 

3 Pfalz  gen.  18 1 pag.  272. 
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ämtern  nicht  mehr  funktionierte.1  Deshalb  erging  im  Mai  1692 
an  alle  Ämter  der  Befehl2,  es  solle  die  alte  Akziseordnung  im 
Beisein  des  Zollbereiters  und  einiger  tüchtiger  »Acciser«  (dieser 
Beamtennatne  tritt  erst  in  dieser  Periode  auf!)  durchgegangen 
und,  »was  an  einem  und  dem  andern  Ort  etwann  noch  zu  ver- 
bessern und  unserem  Interesse  vorträglich  wäre,  derselben  ein- 
geruckt werden«.3 

In  den  eingelaufenen  Gutachten  finden  wir  neben  den  schon 
berührten  Klagen  über  die  zu  geringe  Spezifizierung  des  Schlacht- 
viehs und  über  die  doppelte  Akzise  in  der  rechtsrheinischen  Pfalz 
eine  Menge  von  wohlgemeinten  in  die  neue  Akziseordnung  auf- 
zunehmender Prohibitivmaßregeln  gegen  alle  möglichen  Arten 
von  »Accisfrevel«,  woraus  wir  schließen  dürfen,  daß  der  erhöhte 
Tarif  auch  die  Betrügereien  vermehrt  hat;  insbesondere  sehen 
wir  daraus,  wie  man  es  damals  verstand,  auf  gesetzlichem  Wege 
die  Akzise  zu  umgehen.  So  hat  z.  B.  der  Mosbacher  Akziser 
zu  seinem  Gutachten  noch  die  Erinnerung  hinzuzufügen:  »Weil 
die  Metzger,  wann  sie  das  Vieh  bei  den  Bauren  einkaufen,  mit 
Vorschützung  des  Accis  draufhandeln  und  in  Ansehung  dessen 
den  Bauren  geringer  bezahlen,  im  Schlachten  aber  den  auf- 
gesetzten Accis  wieder  vorkchren  und  das  Fleisch  draufschätzen 
lassen,  also  ihren  Gelds  ein  Doppelt  haben,  ob  nicht  zwischen 
gedachten  Metzgern  und  den  Untertanen,  so  etwas  ins  Haus 
schlachten,  sonderlich  bei  gegenwärtigen  Kriegszeiten  ein  Unter- 
schied zu  machen  und  der  Accis  im  Hauswesen  leidentlicher  auf- 
zusetzen«.4 

Nach  der  Besetzung  von  Heidelberg  durch  die  Franzosen 
hatte  der  pfälzische  Regierungsrat  in  Frankfurt  getagt  und  hatte 
hier  die  Frankfurter  Papierakziseordnung  kennen  gelernt,  die 


1 Pfalz  gen.  194. 

• Die  Tatsache,  daß  dieser  Generalbefehl  am  18.  Juli  1696  wiederholt  werden 
mußte,  weil  die  Gutachten  vieler  Oberämter  bis  dahin  noch  nicht  eingegangen 
waren,  gibt  einen  Hinblick  in  die  Unordentlichkeit  der  damaligen  Verwaltung. 

n Pfalz  gen.  1 8 1 pag.  2"2. 

* Pfalz  gen.  1 8 1 pag.  280  und  281.  Wir  haben  hier  ein  schönes  Beispiel  für 
die  im  Zeitalter  der  Akzise  allgemein  verbreitete  »Accisfischerei«,  die  wir  besonders 
bei  den  Wirten  antreffen,  welche  vielfach  das  verakziste  Quantum  der  Weine  »wie 
sie  Gott  wachsen  lasset* *,  und  des  Biers,  »wie  man  es  rein  brauet«,  mit  Wasser  und 
anderen  Flüssigkeiten  vergrößerten,  um  so  mit  dem  Landesfürsten  an  dem  »hohen 
Regale  der  Accise«  zu  partizipieren.  Vgl.  Nichts  Besseres  als  die  Akzise  etc.  png.  133. 
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nunmehr  für  die  pfälzische  Akziseordnung  maßgebend  ge- 
worden ist.1 

Die  Akziseordnung  vom  Jahre  1699  weist  im  Vergleich  zur 
alten  Akziseordnung  von  1664  verschiedene  Neuerungen  auf. 
Die  Taxe  der  Akzise  auf  ausländische  Weine  und  auf  Getreide 
hat  sich  verdoppelt.  Bei  der  Malzakzise  ist  der  Unterschied  zu 
bemerken,  daß  künftig  von  demjenigen  Malz  oder  .Schrot,  welches 
zum  ßierbrauen  oder  Branntweinbrennen  verwendet  wird,  noch 
außer  der  gewöhnlichen  Akzise  (2  kr.  pro  Malter)  »vermög  der 
Bierbrauordnung* *  noch  weitere  24  resp.  16  Kreuzer  pro  Sack 
an  »Malz-  oder  Sudgeld«  zu  entrichten  sind. 

Der  Tarif  der  Fleischakzise  dagegen  ist  nicht  verdoppelt. 
Dem  Wunsche,  die  Akzise  nach  dem  Gewicht  zu  erheben,  ent- 
sprach man  nicht,  weil  man  einerseits  den  damit  verbundenen 
Mehraufwand  für  die  Besoldung  neu  anzustellender  Kontroll- 
beamten  und  andererseits  das  Gehässige,  das  eine  allzuscharfe 
Kontrolle  immer  mit  sich  bringt,  gerne  vermeiden  wollte.2  Da- 
gegen haben  wir  anstatt  der  alten  zehn  Kategorien  des  Schlacht- 
viehs deren  sechszehn.  Es  wird  jetzt  unterschieden  »der  aus- 
ländische Mastochs c von  dem  »gemeinen  Eandochsem,  ein  vier- 
jähriger Stier  von  einem  dreijährigen.  Das  eine  »Schmalrind«  der 
alten  Akziseordnung  hat  jetzt  vier  Unterarten:  ein  drei-,  zwei-, 
anderthalb-  und  halbjähriges,  und  zu  dem  »Mastschwein«  und 
»gemeinen  Schwein«  ist  noch  das  »halb-  oder  einjährige  Täuflein« 
hinzugekommen. 

Die  Papierakzise  hat  aber  eine  vollständige  Änderung  er- 
fahren. Von  jetzt  an  richtet  sich  der  Tarif  nicht  mehr  nach  der 
Zahl  der  Bogen  resp.  nach  der  Größe  der  Pergamenthäute,  sondern 
nach  der  Bedeutung  des  Inhalts  der  darauf  geschriebenen  Schrift: 
-Nachdem  diejenigen  Sachen  und  Handlungen,«  so  heißt  es  in 
der  neuen  Akziseordnung,  »wozu  das  gestempelte  Papier  und 
Pergament  gebraucht  wird,  gar  weit  unterschieden  sind  und  des- 
wegen billig  ist,  daß  nach  Unterscheid  der  Sachen  und  Hand- 
lungen auch  in  dem  Preis  des  Papiers  und  Pergaments  ein  Unter- 
scheid gemacht  werde,  also  seind  ins  künftig  des  gestempelten 
Papiers  fünferlei  Gattungen  zu  machen.«  Von  diesen  fünf  Gat- 

1 Pfalz  gen.  18 1 pag.  314  ff. 

* Pfalz  gen.  181  pag.  266:  »Sonderlich  würden  Standespersonen  es  nicht 

gerne  sehen,  wenn  man  derentwegen  mit  der  Wag  in  ihre  Häuser  kommen  täte.« 
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tungen  des  Papiers  und  Pergaments,  die  mit  dem  pfälzischen 
Löwen  und  den  Nummern  i — 5 gestempelt  werden,  sind  pro 
Bogen  resp.  Stück  3,  6,  15,  30  Kreuzer  und  1 fl.  an  Akzise  zu 
entrichten. 

Auf  das  Papier  der  ersten  Klasse  sind  zu  schreiben:  Alle 
Prozeßsachen,  »Memorialien,  so  ein  geringes  antreffen«,  Loszettel 
bis  zu  200  fl.,  geringer  Leute  Geburtsbriefe  wie  die  Lehrbriefe 
von  geringen  Handwerkern. 

In  die  zweite  Klasse  gehören  idle  Arten  von  Kontrakten 
unter  500  fl.,  Inventaria,  bonorum  descriptiones,  Status  massae, 
Bilanzen  und  dergl.  ad  concursus  creditorum  gehörige  Schriften; 
ferner  Memorialien  und  Supplikationen  um  das  Bürgerrecht  oder 
um  einen  Nachlaß  und  andere  Gnaden  bis  zu  20  fl.,  schließlich 
Loszettel  von  200 — 500  fl. 

Die  dritte  Gattung  des  Papiers  ist  zu  verwenden  für  Kon- 
trakte von  500 — 2000  fl.,  ferner  für  Memorialien  und  Bittschriften 
um  Dienste  mit  größeren  Besoldungen  bezw.  um  Nachlaß  usw. 
über  20  fl.  und  um  die  Schildgerechtigkeit  und  andere  Kon- 
zessionen; ferner  für  Loszettel  von  500 — 1000  fl.  und  für  die 
Geburtsbriefe  und  Lehrbriefe  verinöglicher  Leute. 

In  die  vierte  Klasse  gehören  Kontrakte  von  2000 — 3000  fl., 
ferner  Immissionsscheine,  Definitivurteile,  Schenkungen,  Testa- 
mente und  dergl.  unter  1000  Talern,  schließlich  Loszettel  über 
1000  fl. 

Die  fünfte  Klasse  endlich  umfaßt  Kontrakte  über  3000  fl. 
»sie  mögen  hernach  so  hoch  steigen  als  sie  wollen«,  und  Schen- 
kungen usw.  über  1000  Taler. 

Für  das  Pergament  sind  abgesehen  von  der  angegebenen 
Akzise  noch  45,  22 1/2  und  15  Kreuzer  für  eine  große,  mittlere 
und  kleine  Haut  zu  bezahlen. 

Die  neue  Akziseinstruktion  ist,  wenn  wir  von  einigen  Zu- 
sätzen, die  meist  Maßregeln  gegen  Akzisedefraudationen  enthalten, 
absehen,  verbo  tenus  die  alte  geblieben.  So  sollen  z.  B.  die 
Müller  die  Akziszeichen  an  die  Säcke  binden,  bis  das  Mehl  aus 
der  Mühle  abgeholt  ist,  und  dann  der  Reihe  nach  an  einem 
Faden  in  der  Mühle  aufhängen,  damit  die  Zollbcreiter  bei  der 
Mühlenvisitation  die  zuletzt  gelösten  Akziszettel  mit  dem  in  der 
Mühle  noch  vorhandenen  Getreide  oder  Mehl  »conferiren,  und 
ob  kein  Unterschleif  vorgehe,  examiniren  mögen«.  Die  Akzise- 
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erheber  sollen  fürderhin  scharf  darauf  achten,  ob  die  Müller  für 
ihr  eigenes  Mehl  die  entsprechenden  >Akziszeichen«  lösen.  Zu 
diesem  Zweck  haben  sie  in  ihren  Akziseregistern  genau  zu  ver- 
merken, aus  wieviel  Personen  die  Haushaltungen  der  Müller  sich 
zusammensetzen.  Bei  der  Verrechnung  ist  dann  * nachzusehen 
und  zu  überlegen«,  »ob  jeder  Müller  soviel  Accis  erlegt  habe,  als 
er  nach  Proportion  seiner  Konsumtion  und  seines  Mehlhandels 
jedes  Quartal  schuldig  gewesen  wäre«.  Ferner  soll  von  jetzt  an 
von  allem  aus  den  Nachbarländern  eingeführten  Mehl  und  Fleisch 
neben  dem  Zoll  auch  die  Akzise  entrichtet  werden  und  dergl.  mehr. 

Die  für  den  Beamtenapparat  wichtige  in  dieser  Periode  ein- 
getretene Neuerung  ist  in  der  neuen  Akziseordnung  fixiert:  An 
.Stelle  der  alten  »Ungelder«  in  den  Städten  und  der  »Schultheisen« 
auf  den  Dörfern  treten  jetzt  gleichmäßig  in  der  Stadt  wie  auf 
dem  Lande  die  »Acciser«  oder  »Acciserheber«  als  selbständige 
Beamten  neben  den  »Ungeldern«  auf.  So  sind  die  Schultheisen 
aus  dem  Beamtenapparat  der  Akzise  fast  völlig  ausgeschieden, 
während  die  inzwischen  komplizierter  gewordene  Verwaltung  der 
Akzise  sowohl  wie  des  Ungelds1  besondere  Erhebungsbeamten 
erforderte. 


Vergl.  die  erneuerte  Ungeltsordung  vom  Jahre  1701. 


1 


Dritter  Abschnitt. 


Die  Periode  der  Universalakzise  1699  bis  1717. 


1.  Die  Einführung  des  Lizents. 

Der  Ryswicker  Friede  hatte  der  Verheerung  des  Landes 
ein  Ende  gemacht.  Wie  schwer  die  Pfalz  unter  dem  orleanischen 
Krieg  gelitten  hatte,  ist  zu  bekannt,  als  daß  wir  näher  darauf 
einzugehen  brauchten.  Wir  begnügen  uns  damit,  das  Urteil  eines 
Zeitgenossen,  des  Amtmanns  Zwengcl  von  Weinheim,  anzuführen, 
der  im  Jahre  1699  an  Johann  Wilhelm  schreibt:  - Durch  den  jüngst 
vorgewesenen  Krieg  ist  die  Pfalz  dahin  gekommen,  daß  sie  füg- 
lich mit  einem  kranken  Menschen,  welcher  sich  allgemach  wird 
zu  erholen  beginnen,  verglichen  werden  kann.  Wie  nun  mit  einem 
solchen  kranken  Rekonvalescenten  gelinde  zu  verfahren  ist,  also 
wäre  ganz  gewiß  zu  hoffen  gewesen,  daß  die  kurfürstliche  Pfalz 
mit  denen  herrschaftlichen  Beschwerden  nur  zwei  oder  drei  Jahre 
gelind  wäre  gehalten  worden.« 1 

Die  Objekte  der  Schatzung  waren  durch  den  Krieg  sehr 
heruntergekommen,  wenn  nicht  gänzlich  ruiniert.  Anstatt  nun  die 
Schatzung  nach  dem  Vorbilde  Karl  Ludwigs  auf  einige  Jahre  zu 
sistieren,  fuhr  Johann  Wilhelm  im  Jahre  1698  auf  Grund  des  alten 
Schatzungskapitals  damit  fort  und  sog  aus  dem  verarmten  Lande 
vom  1.  Okt.  1698  bis  dahin  1699  an  Schatzungsgeldern  212  321  fl. 
Allein  die  Eintreibung  dieser  Schatzungsgelder,  »die  mehrenteils 
nicht  anders  als  durch  Militär- Execution  unter  einem  unaufhör- 
lichen Lamentiren  und  Klagen  mit  großen  Kosten  der  Unter- 
tanen haben  einbracht  werden  können,  wiewohl  davon  etliche 
1000  fl.  rückständig  und  nicht  mehr  einzubringen  sind,«2  hatte 

1 Pfalz  gen.  6137  Nr.  16. 

4 Pfalz  gen.  198. 
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gezeigt,  daß  man  auf  solche  Weise  in  der  Besteuerung-  nicht  fort- 
fahren könne.  Eine  Sistierung  der  Schatzung  auf  einige  Jahre, 
bis  das  Land  sich  wieder  einigermaßen  erholt  hätte,  war  bei  der 
Finanzpolitik  des  Kurfürsten  von  vornherein  ausgeschlossen.  Johann 
Wilhelm  brauchte  Geld  für  seine  grenzenlosen  Verschwendungen;1 
wie  es  eingetrieben  wurde,  war  ihm  vollkommen  gleichgültig.  In 
dieser  Finanzpolitik  wurde  der  Kurfürst  von  Ratgebern  unter- 
stützt, auf  die  das  Wort  des  Verfassers  der  kurzen  Beschreibung 
der  Akzise  usw.  trefflich  paßt:  »Man  muß  leider  bekennen,  daß 
die  meisten  Bedienten  an  großer  Herren  Höfen  zwar  Tag  und 
Nacht  drauf  sinnen,  wie  denen  armen  Untertanen  das  Geld  aus 
den  Beuteln  gebracht  werde;  aber  die  allerwenigsten  denken  und 
sorgen  davor,  wie  sie  selbigen  erst  Geld  in  die  Beutel  schaffen 
wollen.  Sie  überlegen  nicht,  daß  es  unmöglich  lange  Bestand 
haben  könne  und  einen  ungewöhnlichen  Ausgang  gewinnen  müsse, 
wann  man  immer  von  dem  Gelde  wegnimmt  und  nichts  dazu  tun 
kann.«  2 So  fand  man  bei  solcher  Lage  der  Dinge  keinen  anderen 
Ausweg  als  den,  die  Schatzung  durch  eine  indirekte  Steuer,  den 
»Licent«  zu  ersetzen,  nachdem  man  sich  durch  vorher  gemachte 
Lberschläge  von  seiner  Ergiebigkeit  hinreichend  überzeugt  hatte. 
Es  ist  höchst  charakteristisch  für  Johann  Wilhelms  Finanzpolitik, 
daß  abgesehen  von  dem  schon  berührten  und  noch  weiter  zu 
besprechenden  Gutachten  des  Amtmanns  Zwengel  kein  weiteres 
Aktenstück  uns  vorliegt,  das  die  Frage  nach  der  volkswirtschaft- 
lichen Berechtigung  einer  derartigen  Ersetzung  der  Schatzung 
berührt;  dagegen  wird  überall  darauf  hingewiesen,  daß  die  pro- 
jektierte Konsumtionssteuer  bedeutend  mehr  einbringe,  als  die 
Schatzung.  So  liegt  uns  z.  B.  von  einem  gewissen  Johann  Leon- 
hard Müller  aus  Mannheim  ein  Vorschlag  »wegen  Einführung  des 
Accises  und  Licentes  bei  völliger  Beseitigung  der  Schatzung«  vor. 2 
Der  Verfasser  projektiert  darin  eine  Akzise  auf  Bier,  Wein,  Brannt- 
wein, Getreide,  Fleisch,  Fische,  Salz,  Schmalz,  Gewürze  und  ver- 
schiedene Metalle,  besonders  Eisen  und  Stahl,  ferner  auf  Krämer- 
waren, worunter  er  hauptsächlich  Textilprodukte  versteht;  schließ- 
lich soll  der  Bauer  für  jedes  Stück  Vieh,  das  er  hält,  eine  be- 
stimmte Abgabe  bezahlen.  Bei  einer  Schätzung  der  pfälzischen 

1 Vgl.  Häusser  II  840  f. 

* Kurze  Beschreibung  der  Accise,  was  darbey  zu  loben  und  zu  schelten  ist. 
pag.  840!.  Leipzig,  Boetius  l“l“. 


Digitized  by  Google 


42 


Dritter  Abschnitt. 


Bevölkerung  »samt  Fremden  und  Passagieren«  auf  20000  Haus- 
haltungen (die  Haushaltung  zu  6 Personen  gerechnet)  würde  dieser 
»Licent  oder  Accis«  jährlich  768331  fl.  abwerfen,  d.  h.  mehr  als 
dreimal  soviel  wie  die  Schatzung.  Müller  ist  der  naiven  Meinung, 
»daß  dadurch  die  ruinierte  Stadt,  Häuser  und  liegende  Güter  in 
hohen  und  guten  Stand  gesetzt  werden  könnten  und  viele  Fremde 
kämen  um  diese  Güter  zu  kaufen  und  selbst  wieder  Licent  zahlen 
würden«.  »Dabei«,  meint  er,  »sei  noch  zu  consideriren,  daß  dies 
alles  parate  Gelder  sind  und  keine  Exekution  nötig  machen.«  1 

Solche  Vorschläge  mußten  den  Kurfürsten,  der  sich  um  jeden 
Preis  Geld  verschaffen  wollte,  wie  Sirenengesang  anmuten;  den 
von  großer  volkswirtschaftlicher  Einsicht  zeugenden  Warnungen 
Zwengels  blieb  sein  Ohr  verschlossen.2 

Zwengel  meint:  »Belangend  den  Vorschlag,  daß  die  Schat- 
zung auf  die  Häuser,  Gewerb  und  Güter  auf  ein  Geringes  zu 
modcriren  oder  gar  aufzuheben,  und  hingegen  ein  gewisses  Accis 
und  Licent  auf  alle  Consumptibilia  einzuführen  sei,  so  stehet  zu 
bedenken,  daß  bereits  verschiedene  neue  Auflagen  auf  die  Con- 
sumptibilia eingeführt  sind,  welches  alles  die  Untertanen  neben 
der  Schatzung  geben  müssen,  und  daß  jetzig* *  Zeit  alle  Lebens- 
mittel in  so  hohem  Preis  seind,  daß  weiter  noch  keine  Auflage 
zu  deren  noch  höheren  Steigerung,  zumalen  da  die  Untertanen 
ihre  verbrannte  oder  sonst  ruinirte  Häuser  wiederaufzubauen, 
daraufzuschlagen  sein  werde.  Auch  ist  das  kurpfälzische  Land 
nicht  so  beschaffen,  daß  sich  dergleichen  große  Accisen  oder 
Licenten  einführen  lassen,  und  ist  sehr  zu  besorgen,  daß,  wenn 
man  eine  solche  vornehmen  würde,  die  Passage  der  Fremden 
durch  die  kurpfälzischen  Lande  allenthalben  gemeldet  und  dadurch 
dem  Zoll,  auch  sonsten  dem  publico  ein  großer  Abbruch  getan 
werden  dörfte.  Neben  dem  würde  ein  Bauersmann,  der  wegen 
seines  Ackers  und  Weingartbaues  eine  starke  Haushaltung  von 
Knechten  und  Mägden  führen,  auch  zu  Ernt-  und  Herbstzeiten 
Schnitter  und  Herbstleute  in  Kost  und  Lohn  halten  muß,  gegen 
einen  Handelsmann,  der  jährlich  einen  guten  Gewinn,  hingegen 
nicht  mehr  als  etwa  einen  Diener  zu  halten  nötig  hat,  wegen  der 
Hausconsumption  sehr  übel  dran  sein,  und  deswegen  seine  erbaute 


1 Pfalz  gen.  198. 

• Pfalz  gen.  6137  Nr.  16. 
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Wein  und  Früchte  teuerer1  im  Preis  als  die  der  Untertanen  be- 
nachbarter Herrschaften,  und  ihnen  deshalb  ihre  Wein  und  Früchte 
liefen  bleiben,  und  er  dahero  zu  keinen  Geldmitteln,  die  herr- 
schaftliche Schuldigkeit  zu  zahlen,  gelangen  hönne,  anderer  In- 
konvenientien,  in  die  menschliche  Sinne  nicht  sogleich  einfallen, 
zu  geschweigen.«  Aus  diesen  Gründen,  meint  Zwengel,  sei  die 
Schatzung  auf  einige  Jahre  abzustellen,  und  »weilen  das  Vermögen 
der  Untertanen  sich  durchgehend  geändert,  möge  man  dann  von 
dem  bisherigen  sehr  ungleichen  Schatzungsfuß  abgehen  und  eine 
neue  Schatzungsrevision  vornehmen  und  nach  dem  ausfallenden 
Schatzungskapital  überlegen,  wieviel  jährliche  Schatzung  auf  jedes 
hundert  geschlagen  werden  könne.  Wann  die  Untertanen  aber 
ferner  zur  Erlegung  so  schwerer  herrschaftlicher  Beschwerden 
dergestalt  streng  angehalten  werden,  daß  sie,  was  sie  heut  er- 
worben, morgen  wieder  hergeben  müssen,  dann  sind  sie  nicht 
einmal  vermögend,  das,  was  ihnen  noch  übrig  geblieben,  zu  con- 
serviren,  sondern  werden  gleichsam  durch  eine  Schwindsucht 
nach  und  nach  ganz  matt  und  kraftlos  gemacht  und  endlich  von 
derselben  gänzlich  verzehret«. 

Am  15.  Okt.  1699  wurde  die  »Kurfürstlich  pfälzische  Licent- 
Taxe  und  Consumptions- Ordnung«  publiziert.  I11  fünf  Kapiteln 
werden  die  verschiedenen  Abgaben  auf  Getränke,  Früchte,  Fleisch, 
Kaufmannswaren  und  die  Viehhaltung  normiert. 

Das  erste  Kapitel,  das  von  den  Getränken  handelt,  umfaßt 
alle  Arten  von  ausländischen  und  inländischen  Weinen,  ferner 
den  Branntwein,  das  Bier  und  den  Essig.  Dabei  ist  zu  bemerken, 
daß  auf  den  ausländischen  Weinen,  wobei  ein  Unterschied  zwischen 
deutschen  und  außerdeutschen  gemacht  wird,  eine  verhältnismäßig 
hohe  Abgabe  ruht.  Während  z.  B.  vom  inländischen  Wein  pro 
Ohm  1 fl.  30  kr.  zu  bezahlen  ist,  sind  auf  die  ausländischen  aber 
deutschen  Weine  4 fl.,  auf  die  außerdeutschen  sogar  6 fl.  Lizent 
gesetzt.  Neben  diesem  »Konsumptionslicent«  ist  noch  von  den 
Wirten  und  Weinhändlern  ein  besonderer  » Ilandlungsimpost«  zu 
entrichten. 

Das  zweite  Kapitel  normiert  die  Abgaben  von  den  ver- 
schiedensten Früchten  als  Weizen,  Spelz,  Korn  (Roggen),  Gerste, 
Hafer,  Bohnen,  Erbsen,  Linsen,  Wicken,  Welschkorn,  Hirsen  und 


seil.  sein. 
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ausländischem  Mehl,  ferner  von  Lein-,  Rüb-  und  Kohlsamen,  Wie 
auf  den  Getränken,  so  ruht  auch  auf  den  Früchten  neben  dem 
Konsumtionslizent  der  Handlungslizent  und  wie  dort,  so  kommt 
auch  hier  in  der  erhöhten  Taxe  für  ausländische  Früchte  die 
merkantilistische  Politik  der  Zeit  zum  Ausdruck. 

Das  gleiche  gilt  auch  vom  Fleischlizent,  der  im  dritten 
Kapitel  behandelt  wird.  Darnach  wird  der  Lizent  auf  alle  Fleisch- 
und  Wurstwaren  im  Gegensatz  zur  Akzise  nach  dem  Gewicht 
erhoben. 

Im  vierten  Kapitel,  betitelt:  »Von  Victualien  und  Kaufmann- 
schaften«, finden  wir  Auflagen  auf  llonig.  Salz,  Butter,  Käse 
Fische,  ferner  auf  Luxusartikel,  wie  Tabak,1  Tabakspfeifen,  Zucker 
und  Spielkarten,  schließlich  auf  die  Ausfuhr  pfälzischer  Wolle. 

Im  letzten  Kapitel  liegt  uns  eine  Viehsteuer  vor,  die  sich 
sowohl  auf  die  Viehhaltung  wie  auf  die  Viehausfuhr  bezieht. 
Darnach  ist  jährlich  zu  bezahlen  von  einem  Reit-,  Kutsch-  oder 
Ackerpferd  i fl.,  von  einem  Paar  Zugochsen  1 fl.,  von  einer 
Kuh  24  kr.  Was  die  Viehausfuhr  betrifft,  so  ist  für  einen  Mast- 
ochsen 1 fl.  30  kr.,  für  ein  Schwein  30  kr.  und  für  einen  Hammel 
oder  ein  Schaf  6 kr.  Lizent  zu  entrichten. 

Wir  haben  das  fünfte  Kapitel  seinem  Inhalte  nach  vollständig 
wiedergegeben,  weil  es  am  drastischsten  zeigt,  daß  in  der  Wahl 
der  einzelnen  Steuerobjekte  bei  der  Abfassung  dieser  Lizent- 
ordnung  eine  gewisse  Willkür  geherrscht  hat,  eine  Beobachtung, 
die  sich  uns  ebenso  bei  der  Betrachtung  des  vierten  Kapitels 
aufdrängt.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  bes.  in  den  beiden 
letzten  Kapiteln  gerade  auf  die  genannten  Gegenstände  ein  Lizent 
gesetzt  worden  ist,  während  andere,  z.  B.  Gewürze,  Textilwaren 
und  Metalle  usw.  wie  man  anfangs  geplant  hatte,  freigelassen 
wurden.  Indessen  hat  es  den  Anschein,  daß  man  im  »hohen 
Rate«  damals  wenig  über  diese  Dinge  debattiert  hat;  jedenfalls 
haben  wir  über  die  Beratungen  zu  dieser  Lizentordnung  kein 

1 Bemerkenswert  ist,  daß  ur.s  hier  (abgesehen  von  dem  Zehnten)  die  älteste 
Form  der  pfälzischen  Tabaksteuer  voriiegt,  die  sich  sowohl  auf  den  Verkauf  als  auch 
auf  die  Konsumtion  bezieht:  »Wann  ein  Einwohner  oder  Untertan  Tabak,  so  im  Land 
auf  einen  unfreien  und  schätzbaren  Acker  gewachsen  ist,  verkauft,  giebt  er  von  zehen 
Thalern  des  Wertes  an  Impost  i fl.  30  kr.  Von  der  Konsumption  des  Tabaks  giebt 
eine  jede  Person,  welche  Tabak  zu  rauchen  Concession  haben  will,  gegen  Empfang 
eines  Zeichens  auf  ein  Quartal  6 Kreuzer.« 
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Aktenstück  ausfindig-  machen  können,  welches  einigermaßen  Hier- 
über Aufschluß  gegeben  hätte;  die  vorhandenen  Fragmente  zeigen 
nur,  daß  man  darauf  ausging,  eine  Methode  zu  finden,  durch 
deren  Anwendung  man  sich  möglichst  viele  Gelder  beschaffen 
könnte. 

Wir  haben  es  bisher  absichtlich  unterlassen,  begrifflich  fest- 
zulegen, was  die  pfälzische  Akzise  ist,  denn  einerseits  kann  ihr 
Wesen  als  das  einer  historischen  Erscheinung  erst  im  Verlauf  der 
ganzen  Darstellung  hervortreten  und  läßt  sich  nicht  in  wenigen 
Worten  erschöpfend  zusammenfassen,  andrerseits  durften  wir  bei 
einer  Definition  der  Akzise  den  1699  eingeführten  Lizent  nicht 
unberücksichtigt  lassen,  der  in  gleicher  Weise  wie  die  übrigen 
pfälzischen  Verbrauchssteuern  (Ungeld,  Kreuzergeld,  Weinauflag- 
geld)  hinsichtlich  der  .Steuerobjekte  wie  der  Erhebung  der  Haupt- 
sache nach  der  Akzise  nahe  verwandt  und  in  der  Pfalz  selbst 
häufig  als  »Accise«  bezeichnet  worden  ist.1  Historisch  betrachtet 
ist  die  Akzise  scharf  von  den  übrigen  pfälzischen  Verbrauchs- 
steuern zu  trennen,  unter  sachlichen  Gesichtspunkten  dagegen 
muß  sie  mit  ihnen  zusammengefaßt  werden.  Man  hat  in  der  Pfalz 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach*  den  Namen  Lizent  für  die  zuletzt 
eingeführte  gebraucht,  einerseits  weil  ihre  Verwaltung  (durch  das 
Kriegskommissariat)  von  derjenigen  der  Akzise  getrennt  war, 
andererseits  wohl  in  Anlehnung  an  die  Hannoveranische»  Licent- 
Ordnung«  von  1686  bzvv.  1690,  die  auf  die  pfälzische,  wie 
wir  im  folgenden  noch  zu  erörtern  haben,  eingewirkt  hat.  Im 
übrigen  wurden  in  der  damaligen  Zeit  die  Bezeichnungen  Akzise, 
Lizent  und  Impost  ohne  Unterschied  als  gleichbedeutende  Aus- 
drücke gebraucht. 2 

Indessen  mag  es  wohl  in  einer  finanzhistorischen  Unter- 
suchung gestattet  sein,  eine  sachliche  Definition  der  Akzise  zu 
versuchen.  So  wäre  die  pfälzische  Akzise,  unter  der  wir  Akzise, 
Lizent,  Ungeld,  Kreuzergeld  und  Weinauflaggeld  hier  zusammen- 
fassen, der  Hauptsache  nach  eine  im  Innern  des  Landes  erhobene 
Konsumtionssteuer  mit  kleineren  Zusätzen  von  Ein-  und  Ausfuhr- 
zöllen und  Konzessionsteuern  (Handlungsimpost,  wodurch  man 
einen  Ersatz  für  einen  Teil  der  in  der  Schatzung  steckenden  Ge- 


1 Vgl.  bes.  Pfalz  gen.  213. 

5 Lang,  deutsche  Steuerverfassungen  1793  pag.  234. 
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werbesteuer  gefunden  hatte).  Wir  dürften  demnach  mit  Recht 
diese  Periode,  in  der  das  pfälzische  Steuersystem  sich  sozusagen 
aus  lauter  Akzisen  zusammensetzte,  als  die  einer  Universalakzise 
bezeichnet  haben. 

Es  liegt  an  dieser  Stelle  die  Frage  nahe,  ob  und  wie  weit 
Tenzels  berühmte  Schrift  »Entdeckte  Goldgrube  in  der  Accise« 
Zerbst  1685,  worin  der  Verfasser  eine  nach  bestimmten  Grund- 
sätzen gestaltete  Universalakzise  als  das  Ideal  aller  Besteuerungs- 
formen hinstellt,  eingewirkt  hat.  In  unserm  Aktenmaterial,  das 
bedauerlicherweise  über  die  Beratungen  zur  Einführung  des 
Lizents  äußerst  dürftig  ist,  wird  Tenzels  Buch  jedenfalls  mit 
keiner  Silbe  erwähnt.  Indessen  steht  eine  indirekte  Einwirkung 
der  Tenzelschen  Gedanken  fest:  Man  verfuhr  nämlich  in  der 
Pfalz  »nach  dem  Beispiel  der  braunschweigisch -lüneburgischen 
und  hannoveranischen  Lande«.1  In  dem  braunsclnveigisch-lüne- 
burgischen  Herzogtum,  wozu  die  hannoveranischen  Landesteile 
gehörten,  waren  unter  Abschaffung  der  übrigen  Steuern  in  den 
Jahren  1686  und  1690 2 Lizentordnungen  »nach  des  Teutophili 
oder  Königl.  preußischen  Rats  Herrn  D.  Tenzels  in  der  Goldgrube 
der  Accise  projektirten  Invention  introduciret«  worden.3  Tenzel 
fordert  allerdings  von  seiner  prinzipiellen  Steuertheorie  ausgehend, 
daß  — weil  die  Untertanen  der  Obrigkeit  für  den  Schutz,  den 
sie  ihrer  Person  angedeihen  läßt,  (der  nach  Tenzels  Meinung 
wichtiger  ist  als  der  des  Vermögens)  zu  einer  Gegenleistung  ver- 
pflichtet sind,  die  am  besten  in  der  Form  der  Steuer  zum  Ausdruck 
komme  »welche  auf  das  Leben  und  die  Personen,  nicht  auf  die 
Güter  ein  Absehen  hat,  weil  alle  Menschen  leben  und  des  Lebens 
Schutz  genießen,  aber  nicht  alle  Güter  haben«  — die  Akzise  nur 
auf  die  unentbehrlichsten  Lebensmittel  als  Getränke,  Brot  und 
Fleisch,  wozu  ausnahmsweise  noch  die  Kleidung  hinzugezogen 
werden  könnte,  zu  legen  sei,  dagegen  müßten  alle  Handelsartikel 
(Kaufmannswaren)  und  Rohprodukte  freigelassen  werden.4  Diese 
Tenzelschen  Grundsätze  wurden  imbraunschweigisch-lüneburgischen 

1 Pfalz,  gen.  6137  Nr.  16. 

2 L.  T.  Spittler,  Geschichte  des  Fürstentums  Hannover  1786  II  pag.  331  ff. 

3 Joh.  Georg  Leib,  Vierte  Probe,  wie  ein  Regent  Land  u.  Leute  verbessern 
könne  etc.  1708  pag.  23. 

4 v.  Inama - Sternegg,  Der  Akzisestreit  deutscher  Finanztheoretiker  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  in  d.  Zcitschr.  f.  ges.  Staatsw.  1865. 
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Herzogtum  mit  sehr  gutem  Erfolg  in  der  Praxis  durchgeführt.1 * 3 4 
In  der  Pfalz  hat  man  sich  in  der  Anlehnung  an  die  hanno- 
veranische  Lizentordnung  ziemlich  selbständig  verhalten.  Man 
fügte  zu  dem  Tenzelschen  Dreisystem  die  Kauf  man  nswaren  und 
die  Viehsteuer  und  erhob  außerdem  noch  den  Handlungsimpost 
im  direkten  Gegensatz  zu  Tenzel.  In  der  Höhe  der  Taxe  folgte 
man  dem  Beispiel  Hannovers,  dagegen  ließ  man  in  der  Pfalz  bei 
der  Einführung  des  Lizents  alle  übrigen  indirekten  Steuern  be- 
stehen. 

Der  Tarif  der  pfälzischen  Lizentordnung  ist  überall  sehr 
hoch;  das  tritt  sehr  deutlich  hervor,  wenn  man  ihn  mit  dem  Tarif 
der  Akziseordnung  von  1699  vergleicht.  Während  z.  B.  darnach 
vom  Malter  Weizen  oder  Roggen  4 kr.  zu  bezahlen  waren, 
kommen  jetzt  noch  24  kr.  an  Lizent  hinzu,  oder  zu  den  2 kr. 
Akzise  für  ein  Malter  Heidekorn  kommen  nunmehr  noch  18  kr. 
Lizent.  Nicht  minder  hoch  war  der  Fleischlizent:  »Von  allerhand 
Schlachtvieh,  so  entweder  von  den  Metzgern  zum  Verkauf  oder 
von  den  Einwohnern  oder  Untertanen  zu  eigener  Konsumption 
geschlachtet  wird,  soll  das  Pfund  mit  3 Pfg.  (4  Pfg.  = 1 kr.) 
verimpostet  werden.«  Das  würde  beispielsweise  für  einen  Mast- 
ochsen, der  damals  auf  ca.  750  Pfd.  geschätzt  wurde,-  einen  Lizent 
von  9 fl.  20 !/2  kr.  ausmachen,  und  wenn  dazu  noch  die  nach 
der  Akziseordnung  von  1701  festgesetzte  Akzise  von  3 fl.  20  kr. 8 
gerechnet  wird,  so  beträgt  die  ganze  Auflage  12  fl.  40 '/2  kr., 
was  einen  Preiszuschlag  von  1 kr.  pro  Pfund  bedeutet.  Am 
höchsten  ist  indessen  der  Lizent  auf  die  Einfuhr  ausländischer 
Weine.  So  ruhen  z.  B.  auf  der  rheinischen  Ohm  (6  rhein.  Ohm 
= 1 Fuder)  spanischer  oder  italienischer  Weine  6 fl.,  d.  h.  auf 
dem  Fuder  36  fl.  Lizent.  Wenn  wir  berücksichtigen,  daß  daneben 
vom  Fuder  ausländischer  Weine  6 fl.  Akzise  und  2 fl.  40  kr. 
Zoll  * erhoben  wurden,  so  kam  auf  das  Fuder  die  Gesamtsteuer 
von  44  fl.  40  kr.  (des  Ungcldes  und  Kreuzergeldes  nicht  zu 
gedenken),  eine  Auflage,  die  wohl  genügen  konnte,  um  fremde 
Weine  völlig  außer  Lands  zu  halten.  Ähnliches  gilt  auch  von 
den  anderen  Einfuhrartikeln.  Der  Handlungsimpost  dagegen  ist 

1 Vgl.  Spittler,  Gesell,  d.  Fürstentums  Hannover  II  pag.  331  und  354  ff. 

7 Pfalz  gen.  18 1 pag.  262. 

3 Die  Akziseordnung  von  1701  weist  auch  eine  doppelte  Taxe  für  das  Fleisch  auf. 

4 Vgl.  die  pfälzische  Gulden-  und  alten  Landzollsordnung  und  Rotul  von  1701. 
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verhältnismäßig’  gering.  So  zahlt  z.  B.  der  Verkäufer  von  der 
Ohm  spanischer,  italienischer  oder  französischer  Weine  30  kr., 
von  der  Ohm  ausländischer,  aber  deutscher  Weine  (z.  B.  Rhein-, 
Mosel-  und  Neckarwein)  15  kF.,  vom  Malter  Weizen,  Roggen, 
Bohnen  nsw.  12  kr.,  vom  Malter  Hafer  oder  Spelz  nur  6 kr. 
1 landlungsimpost. 

In  Anbetracht  dieses  hohen  Tarifs  mutet  es  uns  eigentümlich 
an,  wenn  wir  in  der  Verordnung  zur  Einführung  lesen:1  »Nach- 
dem wir  gnädigst  entschlossen,  den  armen  Landmann  von  dem 
bishero  getragenen  Kontributionssteuer-  und  Schatzungslast  zu 
subleviren  und,  soviel  durch  das  leidige  Kriegswesen  und  den 
bei  dieser  Zeit  über  gebrauchten  ungleichen  Schatzungs-  und 
Steuerfuß  zu  unserer  Landen  und  des  gemeinen  Wesens  Nachteil 
in  Unstand  geraten,  Feldgüter  und  bauliches  Wesen  desto  ehender 
wiederumb  zu  bringen  nach  löblichem  Exempel  anderer  des  Reichs 
Kur-  und  Fürsten  solche  Licent  und  moderate  Konsumtionsauf- 
schlag einzuführen,  und  damit  unsere  Untertanen,  absonderlich 
aber  der  arme  Landmann  unser  landesfürstl.  vätterliche  Wohl- 
meinung und  Vorsorg  desto  nachdrücklicher  empfinden,  umb  da 
balder  in  vorigen  Stand  und  flor  gebracht  werden  mögen,  haben 
wir  gnädigst  resolviret,  die  Schatzung  vom  1.  Oktober  nach- 
künftig und  so  fort  an  samt  allen  denen  auf  solchem  Fuß  unsern 
Untertanen  aufgebürdeten  Gelder  solchergestalt  völlig  und  gänz- 
lichen bis  auf  weitere  Verordnung  bei  Einführung  dieses  Licents 
nachzulassen.« 


2.  Die  Erhebung  des  Lizents. 

Der  Lizent  auf  ausländische  Weine  wurde  im  Gegensatz  zur 
Akzise  nicht  am  ersten  pfälzischen  Ort,  sondern  erst  am  Be- 
stimmungsort erhoben,  nachdem  der  »Accisant«3  an  der  ersten 
Zollstätte  mit  einem  »Passirzettel«  versehen  war.  Wahrscheinlich 
suchte  man  dadurch,  daß  man  Zoll,  Akzise  und  Lizent  nicht  auf 
einmal  erheben  ließ,  den  Eindruck  von  der  Höhe  der  Abgaben 
etwas  zu  schwächen.  In  gleicher  Weise  verfuhr  man  bei  der 
Erhebung  des  Lizents  auf  eingeführte  Früchte  und  Viktualien. 
Was  den  Lizent  auf  inländischen  Wein  und  Branntwein  anlangt 

* Pfalz  gen.  198. 

■ Dieser  Terminus  wird  in  der  Lizentordnung  für  den  Lizentpflichtigen  gebraucht. 
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so  suchte  man  den  Widerwillen  gegen  die  hohe  Taxe  dadurch 
zu  mildern,  daß  man  bei  einem  Quantum  von  über  zwei  Fuder 
den  Lizent  nicht  auf  einmal,  sondern  sukzessive  nach  Maßgabe 
des  Verbrauchs  erhob.  Zu  diesem  Zwecke  hatte  der  Ortsein- 
nehmer mit  dem  Akzisanten  ein  Abrechnungsbuch  zu  halten,  in 
welches  das  durch  die  alle  sechs  bis  acht  Wochen  zu  wieder- 
holende Kellervisitation  als  verbraucht  konstatierte  Quantum  ein- 
zutragen und  dann  erst  zu  verlizenten  war.  Den  Handlungslizent 
hat  der  Verkäufer  jedesmal  beim  Verkaufe  zu  entrichten.  Der 
Lizent  auf  Ausfuhrartikel  wird  am  Ausfuhrort  erhoben.  Der  Ak- 
zisant  erhält  neben  dem  Lizentzettel,  den  er  in  eine  auf  der  »I.icent- 
stubes  dazu  aufgestellte  verschlossene  »Büchse  oder  Kiste«  zu 
stecken  hat,  noch  einen  Passierzettel,  den  er  aufbewahren  muß 
3 damit  die  Visitatores  und  Licent-  auch  Zollbediente,  wenn  sie 
dergleichen  Waren  auf  der  Straßen  antreffen,  den  Zettel  dabei 
finden  und  achtgeben  können,  ob  auch  mehr  Waren  ausgeführt 
werden,  als  bei  denen  Licenteinnehmern  angemeldet  worden«. 
Zur  Erhebung  der  Viehsteuer  hatte  »jeden  Orts  Einnehmer  und 
Visitator  das  in  der  Stadt  und  im  Dorf  vorhandene  Vieh  von 
Haus  zu  Haus  zu  beschreiben,  davon  vierteljährlich  eine  Spezi- 
fikation zu  verfertigen«  und  darnach  im  März.  Juni,  September 
und  Dezember  den  entsprechenden  Lizent  einzuziehen.  Im  übrigen 
vollzog  sich  die  Erhebung  des  Lizents  nach  dem  Vorbilde  der 
Akziseerhebung. 

Es  ist  bemerkenswert,  daß  die  Lizentinstruktion  förmlich 
wimmelt  von  Vorbeugungsmaßregeln  gegen  Defraudationen.  So 
hatte  man  z.  B.  einheitliche  Maße  für  Getränke  und  Früchte  ein- 
geführt, »weil  es  die  Notdurft  zu  Behuf  des  Licentwcsens  also 
erfordern  will«.  Um  den  Bierbrauern  und  Wirten  das  Akzise- 
fischen zu  vertreiben,  und  »da  auch  nicht  wenig  daran  gelegen, 
daß  gut  Bier  gebrauet  und  dasselbe,  welches  zum  Auszapfen 
eingelegt  werden  soll,  zu  Präjudiz  der  Licent-Cassa  nicht  allzu- 
sehr in  die  Länge  gezogen  werde,  können  die  Licentbedienten 
etwann  an  jedem  Ort  von  einer  gewissen  Malterzahl  Malzes  die 
Probe  brauen  lassen  und  nach  solchem  Fundament  alsdann  deter- 
miniern,  wieviel  aus  einem  jeden  Malter  Malz  an  Bier  gebrauet 
werden  solle,  welches  keiner  bei  gewisser  Straf  noch  mehr  brauen 
dürfte  ; und,  damit  die  Wirte  unter  dem  Vorwand  des  Licents 
die  Konsumenten  nicht  überfordern,  muß  jeden  Orts  Obrigkeit 

Fineiscn,  Die  Akzise  in  der  Kurpfalz.  a 
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gleichfalls  bedacht  sein,  wie  sie  solches  verhindern  möge,  und 
könnte  etwann  alle  viertel  oder  halbe  Jahr  ein  Bier-  und  Wein- 
tax,  wobei  auf  einen  ehrlichen  Gewinn  der  Wirte  mitreflektirt 
werden  müßte,  gemacht  werden.« 

Um  die  Betrügereien  der  Müller  einzuschränken,  ließ  ihnen 
der  Kurfürst  nach  der  Größe  ihrer  Haushaltung  ein  bestimmtes 
Quantum  für  die  eigene  Konsumtion  amtlich  normieren,  wofür 
sie  vierteljährlich  den  entsprechenden  Lizent  zu  entrichten  hatten. 
Die  Quirren  und  Handmühlen  mußten  abgeschafft  werden,  und 
da,  »wo  man  ihrer  nicht  entraten  konnte«,  durften  sie  mit  beson- 
derer Genehmigung  der  Einnehmer  ausnahmsweise  gebraucht 
werden. 

Zur  Verhütung  der  Unterschleife  im  Fleischlizent  werden 
an  jedem  Ort  von  den  Lizentbeamten  »gewisse  Hausmetzger  con- 
cedirt,  die  das  zur  Hauskonsumption  zu  schlachtende  Vieh  abzu- 
stechen alleine  befugt  sein  sollen«. 

Die  .Strafen  für  Lizentfrevel  sind  durchweg  hoch:  sie  bewegen 
sich  zwischen  20 — 50  Reichstaler1  Geldstrafe  und  »willkürlicher 
Leibesstrafe». 

Naturgemäß  erforderte  die  praktische  Durchführung  dieser 
komplizierten  Lizentordnung  einen  besonderen  Beamtenapparat, 
über  den  wir  ausführlich  unterrichtet  sind.2  Auf  den  Dörfern 
wurden  die  »Unterlicenteinnehmer«  zur  Erhebung  des  Lizents 
angestellt  mit  einem  Gehalt  von  unter  20  Reichstalern.  In  den 
kleineren  Städten  hießen  die  Lizenterheber  »Stadteinnehmer«. 
Ihre  Besoldung  schwankt  nach  der  Größe  des  Ortes  zwischen 
20  und  53  Reichstalern.  In  den  Oberamtsstädten  finden  wir  die 
»Obereinnehmer«.  Sie  besorgten  neben  der  Erhebung  des  Lizents 
in  ihrem  Amtsgebiet  die  Abrechnung  mit  den  Unterlizentein- 
nehmern  und  Stadteinnehmern  des  betr.  Oberamts,  welche  am 
Schluß  jedes  Rechnungsquartals  die  bei  ihnen  eingegangenen 
Gelder  an  die  Obereinnehmer  abzuliefern  hatten.  Das  Gehalt 
dieser  Obereinnehmer  betrug  fast  durchweg  66  Reichstl.  60  kr.; 
doch  erhielten  sie  in  einigen  größeren  Oberamtsstädten,  wie 
Mannheim,  Heidelberg  usw.  sogar  bis  zu  200  Reichstalern.  Den 
Obereinnehmern  in  den  gTößeren  Oberamtsstädten  standen  ge- 
wöhnlich ein  bis  zwei  »Licentknechte«  zur  Seite,  denen  die  Kon- 

1 1 Reichstaler  = 1 fl.  30  kr. 

2 Pfalz  gen.  204. 
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trolle  der  angemeldeten  lizentbaren  Gegenstände  oblag,  die  in 
den  kleineren  Städten  die  Obereinnehmer  selbst  besorgen  mußten. 
Das  Gehalt  dieser  Lizentknechte  belief  sich  durchweg  auf  50 
Reichstaler.  Zu  den  genannten  Lizentbeamten  kommen  noch  die 
»Visitatores»,  deren  es  in  jedem  Oberamt  einen  bis  fünfe  gibt. 
Sie  reiten  in  ihrem  Amtsgebiet  umher  und  kontrollieren  die  ihnen 
begegnenden  Wagen;  einmal  wöchentlich  erscheinen  sie  an  einem 
unbestimmten  Tage  in  den  Mühlen,  um  die  Lizentzettel  abzuholen 
und  nachzuspüren,  »ob  sie  etwas  unrichtiges  befinden  möchten«, 
unverhofft  revidieren  sie  die  Weinkeller  der  Wirte,  Weinhändler 
und  Privatpersonen.  Sie  erhalten  für  diese  Bemühungen  durch- 
gängig 80  Reichstaler  und  »eine  Pferdration«.  Unterstüzt  werden 
diese  Visitatoren  von  einem  Heer  von  Denunzianten,  die  für  jede 
Anzeige  von  Lizentfrevel  die  unverlizenteten  Gegenstände  des 
Defraudanten  zur  Belohnung  erhalten.  Die  oberste  Leitung 
und  Aufsicht  des  ganzen  Lizentwesens  liegt  in  den  Händen  eines 
»Oberlizentkommissarius,«  eines  »Lizentkommissarius«  und  eines 
»Oberlizentrevisors,  von  denen  jeder  an  Gehalt  400  Reichstaler 
nebst  »zwei  Pferdrationes«  bezieht. 

Am  15.  Oktober  1699  trat  die  Lizentordnung  in  Kraft. 
Man  hatte  sich  in  der  Ergiebigkeit  dieser  Methode  nicht  getäuscht. 
Während  die  verarmte  Bevölkerung  in  allen  Tönen  lamentierte 
und  ihre  Klagen  in  unzähligen  Bittschriften  dem  in  glänzender 
Hofhaltung  schwelgenden  Kurfürsten  vortrug,  konnte  man  in 
Regierungskreisen  nicht  genug  Loblieder  auf  »das  neue  Lizent- 
werk«  singen.  So  heißt  es  z.  B.  in  einem  Antwortschreiben  vom 
15.  Mai  1700  auf  die  Anfrage  des  Kurfürsten,  wie  es  mit  den 
Erträgen  des  Lizents  stehe:  »Der  Licent  ergab  vom  15.  Oktober 
vorigen  Jahres  bis  letzten  März  1700,  also  in  5x/2  Monaten  nach 
Abzug  der  Bedientenbesoldungen  156  737  fl.  16  kr.  Wie  nun 
die  Schatzung  vom  1.  Oktober  1698  bis  letzten  März  in  6 Mo- 
naten mehr  nicht  dann  104  678  fl.  45  kr.  ertragen,  und  solche 
melirenteils  nicht  anders  als  durch  Militär-Exekution  haben  ein- 
bracht werden  können,  hingegen  der  Licent  gleichsam  von  sich 
Selbsten  und  sonder  Behuf  einiges  Zwanges  eingeht,  also  ist  zu 
ersehen,  daß  beim  Licent,  zumal  wenn  man  ihn  ins  künftig  noch 
verbessern  wird,  mehr  Nutzen  und  avantage  als  bei  der  Schat- 


1 Pfalz  gen.  198. 
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zung  sich  ereignet.«1 * *  In  dem  darauffolgenden  Reskript  gibt 
Johann  Wilhelm  seiner  Zufriedenheit  über  dieses  Ergebnis  Aus- 
druck und  hofft,  »daß,  wenn  der  Licent  erst  in  Schwung,  der 
Ertrag  sich  noch  höher  belaufen  werde*. 1 

Der  Ertrag  des  Lizents  belief  sich  im  ersten  Jahre  seines 
Bestehens  (vom  15.  Oktober  1699  bis  1 Oktober  1700)  auf  316614 
fl.,  während  die  Schatzung  vom  1.  Oktober  1698  bis  1.  Oktober 

1699  nur  212  321  fl.  geliefert  hatte.  Mithin  hatte  der  Lizent  einen 
Mehrertrag  von  104  293  fl.  abgeworfen.  Die  Ergebnisse  des 
folgenden  Jahres  sind  uns  leider  nicht  mehr  erhalten;  indessen 
möchten  wir  vermuten,  daß  sie  nicht  höher  ausgefallen  sein  dürften, 
denn  schon  gegen  Ende  des  Jahres  1700  und  Anfang  1701  sann 
man  im  pfälzischen  Regierungsrat  auf  allerhand  Mittel  und  Wege, 

die  herrschaftlichen  Intraden  zu  verbessern«. 

In  der  erneuerten  Akziseordnnng  vom  Jahre  1701,  die,  ab- 
gesehen von  der  Papierakzise,  bis  zum  Ende  der  Pfalz  in  Kraft 
geblieben  ist,  wurde  auch  der  Tarif  der  Fleischakzise  verdoppelt; 
im  übrigen  ist  diese  Akziseordnung  verbo  tenus  der  Akziseordnung 
von  1 699  gleich. 

Einen  höheren  Ertrag  des  Lizents  sowohl  wie  der  übrigen 
Steuern  versprach  man  sich  von  der  Verpachtung,  die  den  doppelten 
Vorteil  gewährte,  daß  man  einerseits  den  Beamtenapparat  auf  ein 
Minimum  reduzieren,  andererseits  mit  festen  Summen  rechnen  konnte. 
Man  hatte  schon  vorher  in  der  Pfalz  bei  einer  so  weit  ausgedehnten 
indirekten  Besteuerung  die  Folgen  eines  Mißjahres  für  den  Fiskus 
schwer  genug  empfunden  - und  mußte  sie  jetzt,  wo  das  pfälzische 
Steuersystem  sich  aus  lauter  indirekten  Steuern  zusammensetzte, 
erst  recht  schwer  empfinden. 

Indessen  war  der  Gedanke  der  Steuerverpachtung  im  Jahre 

1700  in  der  Pfalz  nicht  neu;  man  hatte  schon  1696  mit  der 
Verpachtung  der  Akzise  einen  Versuch  gemacht. 8 Leider  erfahren 
wir  aus  den  noch  vorhandenen  Akten  darüber  weiter  nichts,  als  die 
Bestätigung  dieser  Notiz  in  dem  Gutachten  des  Amtmanns  Zwengel 
von  Wein  heim. 


1 Ibidem. 

? Siehe  Seite  24. 

Pfalz  geil.  194. 
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Die  Verpachtung  wurde  auf  dem  Wege  der  Versteigerung 
vorgenommen,  und  zwar  *en  gros<\  d.  h.  nach  Oberämtern  oder 
*en  detail«,  d.  h.  »städt-  und  dörferweis*. 

Man  begann  zunächst  mit  der  Verpachtung  der  Kammer- 
gefälle (Ungeld,  Kreuzergeld,  Akzise,  Weinauflaggeld)  auf  sechs 
Jahre  (1.  März  1701  — 1.  März  1707).  Nach  Ablauf  dieser  Zeit 
dehnte  man  die  Pachtzeit  sogar  auf  1 2 Jahre  aus. 1 

Am  23.  August  1701  erging  der  Befehl  zur  Lizentverpachtung 
an  die  zu  diesem  Zweck  eingesetzte  ' Admodiationskommission«, 
die  sich  aus  dem  Oberlizentkommissarius  und  Amtmann  v.  Perling 
und  dem  Oberlizentrevisor  Maußhammer  zusammensetzte.  In 
diesem  Befehl-  heißt  es:  »Auf  die  beigelegte  conditiones3  soll 

das  Kriegskommissariat  die  Licentrecepturen  auf  drei  Jahr  lang 
particulariter  versteigern  und  dem  plus  offerenti  überlassen.«  Nach 
dem  uns  noch  vorliegenden  ausführlichen  und  sehr  anschaulichen 
Bericht  dieser  Versteigerungskommission  durchreisten  die  Kom- 
missare die  ganze  Pfalz  und  ließen  je  acht  Tage  vor  ihrer  An- 
kunft die  Versteigerung  nicht  nur  in  den  pfälzischen  Orten,  son- 
dern auch  in  den  angrenzenden  Gebieten  »zu  jedermänniglichcs 
Wissenschaft  kundtun.«  Vor  der  Versteigerung  wurden  jedesmal 


1 Pfalz  gen.  6137. 

2 Pfalz  gen.  204. 

8 Aus  diesen  Conditiones,  die  in  gleicher  Weise  für  die  Verpachtung  der 
Kammergefällc  galten,  seien  nur  die  folgenden  angeführt: 

Der  Pachter  hat  seine  Schuldigkeit  in  vierteljährlichen  Raten  zu  bezahlen.  Das. 
was  bis  dahin  noch  nicht  eingegangen,  muH  er  aus  eigenen  Mitteln  zuschießen,  und 
zwar  soll  ihn  in  Vorgesetzten  Terminen  nicht  schützen  einiger  Hagel  und  Mißwachs 
oder  andere  Ursachen,  sie  mögen  Namen  haben,  wie  sie  wollen;  jedoch,  da  Gott  vor 
sei,  Heerdurchzüge  oder  Kriegsgcwalt,  das  eine  ausgenommen. 

Der  .'  achter  soll  die  Gefälle  zu  mehren  trachten,  und  zwar  soll  ihm  freistehen, 
dieselben  nach  seinem  besten  Wissen  ohne  weitere  Anfrag  und  Ratifikation  quovis 
modo  zu  verbessern.  Was  er  an  den  Gefällen  durch  seine  industriam  ein  mchreres 
als  bishero  beschehen,  erschwingen  wird,  solches  soll  in  drei  gleiche  Teile  geteilt  und 
davon  J/j  uns  und  */j  ihm  vor  seine  Bemühung,  Gefahr  und  Kosten  zugehen. 

Zu  Subadmodiatoren  steht  es  dem  Pächter  frei,  zu  gebrauchen,  wxn  er  will. 

Dem  Pächter  versprach  man,  »sowohl  mit  der  starken  Exekution  wider  die 
saumselige  und  morose  debitores  an  die  Hand  zu  gehen,  als  ihm  in  allen  anderen 
Vorfallenheiten  auf  sein  Begehren  zu  assistiren«.  Vgl.  Pfalz  gen.  6137  »die  Condi- 
tiones, bei  welchen  man  diejenigen,  so  Kurpfalz  Kammer-  und  Landgefälle  en  detail 
zu  admodieren  Lust  haben,  kräftigst  zu  mantcnuicrcn  verspricht«  und  den  »Contrakt 
zwischen  J.  Ch.  D.  Johann  Wilhelm  und  dem  Amtmann  und  Intendant  des  finances 
Herrn  v.  Beiweg«  ibid. 
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»denen  praesentibus  die  Conditiones  verlesen  und  weitläufig  ex- 
plicieret* *.  Gewöhnlich  versteigerte  man  ein  ganzes  Oberamt  auf 
einmal,  doch  trug  man  kein  Bedenken,  was  nicht  en  gros  abging, 
partieulariter«  zu  versteigern.  Trotzdem  konnten  einzelne  Teile 
der  Oberämter  Bacharach,  Stromberg  und  Oppenheim  nicht  ver- 
steigert werden;  hier  Heß  man  die  staatliche  Erhebung  einfach 
bestehen.  Unter  den  Pächtern  finden  wir  meist  höhere  und  mitt- 
lere Verwaltungsbeamte.1 

Die  Einträglichkeit  der  Steuerverpachtung  hatte  man  richtig 
vorausgesehen,  denn  man  erzielte  durch  sie  im  ersten  Jahre  an 
Lizent  die  schöne  Summe  von  362558  fl.;2  das  bedeutet  einen 
Mehrertrag 

a.  im  Vergleich  zum  Lizentertrag  von  1699/1700  von  45  944  fl. 

b.  im  Vergleich  zum  Ertrage  der  Schatzung  von  1698/99 
von  150238  fl., 

c.  im  Vergleich  zum  Durchschnittsertrag  sämtlicher  pfälzi- 
schen Steuern  in  den  Jahren  1674/84  von  20643  fl. 

In  zahlreichen  Gesuchen  bat  die  Bevölkerung  den  Kurfürsten 
bald  um  Abstellung  des  Lizents,  bald  um  Abstellung  der  doppel- 
ten Akzise,  und  als  alle  Klagen  ungehört  blieben,  machte  sie 
ihrer  Wut  gegen  das  Ausbeutungssystem  den  Beamten  gegen- 
über Luft.  Einen  Einblick  in  die  Schwierigkeit  der  damaligen 
Akziseerhebung  gibt  uns  die  drastische  Klage  des  Akzisers  von 
Alzei  vom  24.  Oktober  1704:  »Uns  wird  der  ganze  Last,  dem 
Zöller,  Zollbereuter  und  mir  über  den  Hals  biegen,  dann  ober- 
amtshalber wird  sich  dessen  kein  Mensch  annehmen.  Sitzen 
also  wir  drei  da  und  müssen  uns  bald  bei  solchem  Last  förchten, 
als  wann  es  keine  Abgabe  vor  Ihr  Kurfürstl.  Durchleucht  mehr 
wäre,  weilen  man  sich  dessen  gar  nichts  mehr  annimmt,  daß  die 
Bauren  und  Zöller  selbsten  glauben  werden,  wir  täten  das  Geld 
nur  so  vor  uns  heben  und  untereinander  verteilen;  — — — die 
Metzger  und  andere  beschweren  sich,  als  wann  man  in  hiesigem 
Oberamt  den  doppelten,  und  anderen  Oberämtern  aber  nur  den 


1 Genauere  Einzelheiten  über  die  pfälzischen  Steuerverpachtungen,  die  hei  ein- 
zelnen Steuern  bis  in  die  siebziger  Jahre  des  18.  Jahrhunderts  üblich  waren,  ins- 
besondere über  die  Erfahrungen,  die  man  damit  gemacht  hat,  müssen  erst  spezielle 
arcbivallsche  Forschungen  ergeben. 

• Pfalz  gen.  204. 
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einfachen  Accis  geben  müßte,  unter  solchem  Vorwand  geben 
die  Metzger  gar  keinen  Accis.«1 * 

Mit  nicht  minder  großen  Schwierigkeiten  scheint  die  Er- 
hebung des  Lizents  verbunden  gewesen  zu  sein.  »Da«,  — so 
heißt  es  in  einem  Beschwerdebericht-  des  Kriegsrats  v.  Hund- 
heim vom  15.  Mai  1700,  — »sind  einige  Kurfürstliche  Bediente 
dem  Licentwesen,  welches  sie  doch  nach  Pflichten  zu  mainte- 
niren  und  zu  befördern  verbunden,  so  directe  als  indirecte  zu- 
wider und  unterstehen  sich,  die  von  Ew.  kurfürstl.  Durchleucht 
gnädigst  approbirte  und  in  offenen  Druck  ausgelassene  Tax- 
Ordnung  nach  eigenem  Gefallen  und  Caprice  zu  ihrem  eigenen 
Vorteil  zu  interpretiren , wie  nicht  weniger  denen  Licentbedien- 
ten  in  Vollbringung  ihrer  Amtsverrichtung  hinderlich  zu  fallen, 
selbige  verkleinerlich  zu  achten,  ja  wohl  gar  ihnen  sich  zu  oppo- 
niren,  — — — gestalten  auch  einige  Licentbediente  kleinmütig 
und  verzagt  zu  werden  beginnen  und  ihre  Chargen  lieber  nieder- 
zulegen, als  deren  mehresten  und  teils  höheren  Bedienten  Haß 
und  Verfolgung  auf  sich  zu  laden.« 

Um  alle  diese  Klagen  kümmerte  sich  Johann  Wilhelm  we- 
nig und  als  ihm  am  31.  Oktober  1704  die  Hofkammer  den  Vor- 
schlag machte,  »bei  solchen  Bewandtsamen  die  Untertanen  sowohl 
des  doppelten  als  des  einfachen  Accis  zu  entheben«,3  wurde  sie 
kurzer  Hand  abgewiesen. 


3.  Akzise-  und  Lizentfreiheiten. 

Wie  wir  rühmend  hervorheben  konnten,  daß  Karl  Ludwig 
mit  strenger  Konsequenz  die  Akziseordnung  vom  Jahre  1664 
durchgeführt  hat,  so  müssen  wir  den  Mangel  an  Konsequenz  und 
Ordnung  in  der  Durchführung  der  Lizent-  und  Akziseordnung 
unter  Johann  Wilhelm  bedauern.  Diese  Inkonsequenz  und  Un- 
ordnung zeigt  sich  einerseits  in  der  Tatsache,  daß  trotz  der 
doppelten  Taxe  der  Akziseordnungen  von  1699  und  1701  in 
vielen  Oberämtern  die  Akzise  nach  dem  einfachen  Tarif  erhoben 
wurde;  so  wurde  vor  allem  in  der  ganzen  linksrheinischen  Pfalz 


1 Pfalz  gen.  194  p.  62. 

1 Pfalz  gen.  198. 

3 Pfalz  gen.  194  pag.  61. 
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trotz  aller  Akzisordnungen  ruhig-  der  einfache  Tarif  bis  gegen 
Ende  des  Jahres  1700  beibehalten.  Andererseits  tritt  diese  In- 
konsequenz in  den  Akzise-  und  Lizentbefreiungen  zutage.  Die 
Akziseordnungen  von  1699  und  1701  haben  zwar  im  Schlußwort 
den  Passus:  »Von  vor  specificirten  Auflagen  soll  niemand,  wer 
er  auch  sei,  Hoch  und  Nieder,  geist-  oder  weltlichen  Stands  [die 
Mendicanten-Ordensleute,  nämlich  die  Franziskaner,  Kapuciner, 
Minoriten  und  andere,  welche  von  diesen  Orden  dependiren. 
ausgenommen]  eximirt  oder  befreit  seine,  und  in  dem  Ein- 
führungsbefehl des  Licent  heißt  es  ausdrücklich,  daß  niemand 
von  der  verordneten  Lizent-  und  Konsumptionstaxordnung  ausge- 
nommen werden  soll.  Trotzdem  erhalten  die  Bettelorden  zu 
ihrer  Akzisefreiheit  noch  die  Lizentfrciheit.  Den  Bettelmönchen 
folgen  zunächst  die  katholischen  Geistlichen , und  es  ist  dabei 
höchst  merkwürdig-,  wie  der  kirchliche  Terrorismus  und  die  Je- 
suitenwirtschaft unter  Johann  Wilhelm  bis  in  die  kleinen  Details 
der  Finanz  Verwaltung  hineinspielcn:  »Die  gewöhnlichen  Geist- 
lichen (d.  h.  die  katholischen)  haben  die  Zeichen  zu  lösen  und 
das  Geld  an  die  Einnehmer  zu  zahlen,  und  in  jedem  Oberamt 
ist  ein  vertrauter  katholischer  Mann  zu  bestellen,  welcher  den 
Geistlichen  das  Ausgelegte  restituiren,  so  hernach  bei  dem  Li- 
centen- Aufschluß  (Abrechnung)  unter  der  Iland  ersetzt  werden 
könnte.  Sollten  nun  die  Lutheraner  und  reformirten  Praedi- 
kanten  dergleichen  praetendiren , so  wäre  ihnen  pro  resolutione 
zu  erteilen,  daß  die  mcndicantes  frei,  den  andern  Geistlichen 
aber,  welche  vermög  geistlicher  Rechte1 2  hievon  befreiet,  würde 
von  gutherzigen  Katholiken  das  Ausgelegte  restituirt.«* 

Die  reformierten  Pfarrer  wurden  erst  auf  Grund  der  von 
Preußen  erzwungenen  kurpfälzischen  Religionsdeklaration  vom 
Jahre  1705  (X.  Artikel  des  Nebenrezesses),  worin  .Ihre  kurf. 
Durchleucht  denen  reformirten  Pfarrern  und  Schuldienern  gleiche 
Freiheit  und  Immunität  von  allen  oneribus  genießen  lassen  wollen, 
wovon  sie  unter  denen  ihrer  eigenen  Religion  zugetanen  Herr- 
schaften (Preußen!)  befreiet  seind«,  akzise-  und  lizentfrei,  und  in 
dem  Generalbefehl  zu  ihrer  Befreiung  wird  gleichzeitig  sämt- 
lichen in  der  Kurpfalz  befindlichen  Pfarrern  und  Schulmeistern 

1 Auf  Grund  der  Bulle  Clericis  laicos  von  Bonifnz  VIII,  die  von  den  Geist- 
lichen geltend  gemacht  wurde. 

2 Pfalz  gen.  198. 
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(d.  h.  auch  den  lutherischen)  eine  ebenmäßige  Exemption  <?. 
gewährt. 1 

Die  übrigen  unter  Johann  Wilhelm  gewährten  Akzise-  und 
Lizentfreiheiten  sind  nur  partielle.  So  wird  z.  B.  dem  Deutsch- 
ritterorden Akzise-  und  Lizentfreiheit  für  Fleisch  und  Früchte 
gewährt,  der  indessen  die  erstere  schon  früher  auf  Grund  eines 
Vertrags  gehabt  zu  haben  scheint. 2 »Meß-  und  Kommuni- 
kanten-Weine«  werden  nach  jedesmaliger  Prüfung  der  speziellen 
Verhältnisse  von  dem  Lizent  befreit,  besonders  wenn  die  be- 
treffende Kirche  keine  weiteren  Einkünfte  hat,  »als  was  Gott 
und  gute  leit  ins  glingel-baitelein  geben«.  »Des  gemeinen  Sol- 
daten Dienstpferde  und  Tabaktrinken  bis  zum  Wachtmeister  und 
Feldwebel  incl.  sind  vom  Licent  befreit«  und  dergl.  m.3 

Es  ist  nicht  auffallend,  wenn  bei  einer  derartig  ausgedehn- 
ten indirekten  Besteuerung,  wie  wir  sie  in  dieser  Periode  in  der 
Pfalz  vor  uns  haben,  die  Defraudationen  ins  Unendliche  wachsen. 
Wir  verzichten  darauf,  aus  der  Masse  der  in  dieser  Periode  auf- 
gedeckten Unterschleife  einige  herauszugreifen;  doch  können 
wir  zur  Charakterisierung  ihrer  allgemeinen  Verbreitung  nicht 
unterlassen,  die  Stelle  aus  dem  oben  erwähnten  Generalbefehl 
anzuführen,  wonach  die  Pfarrer  und  Schulmeister  Akzise-  und 
Lizentfreiheit  genießen  sollen,  »dabei  aber  bei  Verlust  dieser 
Gnad  und  weiterem  scharpfen  Einsehen,  den  geringsten  Unter- 
schleif zu  gebrauchen,  sich  nicht  unterstehen  sollen«. 


4.  Die  Abschaffung  des  Lizents. 

Es  war  vorauszusehen,  daß  die  Durchführung  dieses  Steuer- 
systems, das  allen  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  wie  der  Volks- 
wirtschaft Hohn  sprach,  wie  eine  Brandschatzung  auf  das  ver- 
armte Land  wirken  mußte,  und  es  ist  höchst  charakteristisch  für 
die  damalige  Regierung,  daß  sie  erst  zur  Besinnung  kam,  als  die 
Steuereinkünfte  sich  von  Jahr  zu  Jahr  derart  verringerten,  daß 
die  Hofkammer  »ex  defectu  der  Aufschlüsse,  weilen  solche  bei 


1 Pfalz  gen.  191  pag.  42. 

• Der  Deutschritterorden  hatte  Niederlassungen  in  Oberflorshcim , Heidelberg, 
Weinheim,  Weisenburg,  Weingarten  und  Hilsbach. 

3 Pfalz  gen.  198. 
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dem  Licent  gar  schlecht  gefallen,«  schließlich  »ihre  unentbehr- 
lichsten Ausgaben«  zu  bestreiten  nicht  mehr  imstande  war.1  Es 
ist  für  unsere  Darstellung  sehr  bedauerlich,  daß  uns  hier  unsere 
Quellen  wieder  ganz  im  Stiche  lassen  bis  zum  Jahre  1716,  wo 
man  sich  genötigt  sah,  den  Lizent  abzuschaffen.  Wenn  wir  daher 
die  Wirkungen  dieses  Raubsystems  auf  das  pfälzische  Budget 
auch  nicht  mehr  zahlenmäßig  festzustellen  vermögen,  so  geben 
uns  doch  die  Gründe,  die  man  1716  zur  Abschaffung  des  Lizents 
geltend  machte,  eine  hinreichende  Vorstellung  von  seinen  volks- 
und  finanzwirtschaftlichen  Folgen. 

Welche  Erfahrungen  man  mit  der  Lizentverpachtung  ge- 
macht hat,  ist  im  einzelnen  nicht  mehr  zu  ersehen;  im  Jahre  1716, 
wo  man  heftig  klagt  »über  die  vielen  ohnnötigen  Bedienten,  die 
der  Lizent  erfordert,«  finden  wir  an  ihrer  Stelle  wieder  die  staat- 
liche Erhebung. 

Unter  Johann  Wilhelm  hatte  »der  arme  und  ganz  erschöpfte 
Untertan  schon  lange  Jahr  geseufzet  nnd  mit  bitteren  Zähren 
nach  einer  Schatzungsrenovation  verlangt«.  Alles  Flehen  half 
nichts,  und  als  die  Bevölkerung  sich  offen  widersetzte,  wurde  sie 
durch  harte  Exekutionen 2 bis  auf  den  letzten  Heller  ausgeraubt 
und  dabei  war  ihr  die  Möglichkeit,  etwas  zu  erwerben,  fast  ganz 
genommen,  denn  die  Lizentordnung  hatte  durch  die  Steigerung 
vor  allem  der  Wein-  und  Getreidepreise  wie  eine  Handelssperre 
gewirkt.  Der  Hofkammerdirektor  Leyendecker  meint  in  seinem 
Gutachten  über  die  Abschaffung  des  Lizents  vom  8.  Dezbr.  1716t3 * * * * 8 
»In  dem  Oberamt  Alzei  wie  auch  in  anderen  Oberämtern  ist  wohl 

1 Pfalz  gen.  5550  pag.  10. 

v Pfalz  gen.  5446.  Welche  Exzesse  in  den  damaligen  Exekutionen  vorkamen, 
läßt  sich  bei  der  Unordnung  in  der  ganzen  Verwaltung  leicht  denken.  Besonders 

häufigen  Gebrauch  machten  die  Pächter  von  der  Exekution.  Ohne  sich  erst,  wie  es 
das  Gesetz  verlangte,  an  das  Oberamt  zu  wenden,  wendeten  sie  sich  direkt  an  das 

Kriegskommissariat,  das  dann  »nach  eigenem  Gefallen  umb  ein  Baquatell  Executiones 
denen  armen  Untertanen  zum  höchsten  East  ins  Haus  legte«.  Die  Exekutantcn  ließen 
sich  nicht  nur  starke  Exekutionsgebühren  (ein  Leutnant  bekam  täglich  2 fl.,  ein  Ser- 
geant i fl.,  ein  gemeiner  Infanterist  20  Kr.,  ein  Dragoner  15  Kr.  und  das  Futter  für 
sein  Pferd),  sondern  auch  noch  »übermäßige  Zehrungskosten«  von  den  Schuldnern  be- 

zahlen, so  daß  die  Exekutionskosten  in  den  meisten  Fällen  höher  wurden  als  die 

Summe  der  rückständigen  Steuerschulden.  »Das  ist  aber  eine  Sach,  so  der  ohne  dem 

sehr  ruinirten  Untertanen  gänzliches  Verderben  nach  sich  führet«  (meint  der  Ober- 
amtmann von  Oppenheim). 

8 Pfalz  gen.  5550  pag.  10  ff. 
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bekannt,  daß,  als  der  Licent  noch  nicht  eingeführt  war,  die  be- 
nachbarte Fuhrleut  liaufenweis  mit  Eisenwaren,  Salz,  Hanf  und 
Flachs  in  die  Pfalz  kamen  und,  wann  sie  ihre  Waren  an  den 
Mann  gebracht  hatten,  dahingegen  aus  der  Pfalz  ihre  Wagen  mit 
Frucht  und  Wein  beladen  ausführten,  und  also  durch  das  reci- 
procum  commercium  viel  Geld  in  das  Land  kommen  und  dem 
armen  Untertanen  große  Nahrung  gebracht,  sobald  aber  der 
Licent  eingeführt  gewesen,  hat  sich  das  commercium  völlig  gelegt 
und  sich  in  die  benachbarten  Orte  gewendet.«  Ja  die  Nachbar- 
staaten hatten,  wie  wir  aus  einem  von  einem  unbekannten  Ver- 
fasser herrührenden  »ohnmaßgeblichen  Projekt,  wie  in  der  Kur- 
pfalz zu  höchst  nötiger  Restablirung  des  gesamten  commercii 
und  zu  merklicher  Linderung  der  Einwohner  und  Untertanen  der 
eine  Zeit  hero  eingeführte  Licent  völlig  ab-  und  der  ordinarie 
Schatzungsfuß  als  ein  aequitabler  Modus  collectandi  einzuführen«,1 
erfahren,  »durch  scharfe  angelegte  Verbott  ihren  Untertanen  in 
odium  des  Licents  nicht  erlaubt,  Wein,  Frucht  und  anderes  in 
kurpfälzischen  Landen  zu  erkaufen,  auch  nicht  einmal  in  die  kur- 
pfälzischen zu  fahren,  um  allda  ihre  Früchte  zu  vermahlen«.  Deut- 
lich zeigt  sich  die  Wirkung  des  Lizents  auf  den  Handel  in  den 
Zolleinnahmen.  Leider  sind  wir  hier  auf  eine  äußerst  dürftige 
Notiz  aus  dem  Oberamt  Alzei  angewiesen.  Darnach  ergab  ein 
-Zollaufschlußquartal«  vor  der  Einführung  des  Lizents  gewöhnlich 
12  — 15000  fl.,  im  schlimmsten  Falle  8 — 10000  fl.  Nach  der  Ein- 
führung des  Lizents  dagegen  1699/1700  ergab  das  erste  Quartal 
an  Zoll  zwischen  7 und  8000  fl.,  die  übrigen  drei  kaum  5 — 6000  fl. 
ln  ähnlicher  Weise  sind  auch  nach  der  Einführung  des  Lizents 
die  Kammergefälle  gesunken.  So  hatte  sich  dieses  Raubsystem 
bald  selbst  seine  Grenzen  gezogen. 

Von  einer  Erholung  des  lindes  konnte  naturgemäß  in  dieser 
Periode  kaum  die  Rede  sein;  eine  Menge  der  im  orleanischen 
Krieg  ruinierter  Häuser  und  Felder  lag  noch  1716  verwüstet  da. 

Die  schlimmen  Wirkungen  des  Lizents  machten  sich  sogar 
in  der  Frequenz  der  Universität  geltend,  so  daß  man  u.  a.  zur 
Abschaffung  des  Lizents  riet,  idamit  die  uralte  Universität  wegen 
restablirender  Wohlfeile  denen  Einwohnern  zum  Besten  in  den 
vorigen  rühmlichen  flor  gebracht  werde«. 

1 Pfalz  gen.  5550  10  ff. 
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Die  Wirte  und  Kaufleute  wußten  sich,  trotz  des  hohen 
Lizents,  einigermaßen  schadlos  zu  halten,  besonders  die  ersteren: 
»Sie  geben  doch  nichts  vom  Licent  an  gnädigste  Herrschaft, 
sondern  schlagen  es  auf  die  Getränke  und,  was  das  ärgste  ist, 
nach  ihrem  Gefallen,  wenigstens  hie  zu  Heidelberg,  also  daß 
durchgehends  ein  Maß  Wein,  so  nit  einmal  4 Batzen  wert  ist,  selbe 
wohl  um  8,  ja  um  10  Batzen  verzapfen  und  die  Gäste  und  Passanten 
und  Fremden  müssen  doppelt  und  wohl  dreifach  bezahlen.« 

Ein  Freudenjubel  ging  durch  die  Pfalz,  als  der  neue  Kurfürst 
Karl  Philipp  seine  Regierungstätigkeit  mit  der  Abschaffung  des 
Lizents  begann.  Am  31.  Ohtober  1716  wurde  der  Befehl  zur 
Abschaffung  gegeben  und  am  17.  Februar  1717  wiederholt;  vom 
1.  April  1717  sollte  die  alte  Schatzung  wieder  zunächst  als  Interims- 
schatzung in  Kraft  treten,  bis  die  neu  vorzunehmende  Schatzungs- 
renovation fertig  gestellt  sei. 

Schon  am  19.  November  1716  kann  der  Regierungsrat  dem 
Kurfürsten  »nicht  genugsamb  melden,  was  vor  einem  großen 
Applausum  die  zu  dcroselben  Untertanen  sonderbarer  Erleuch- 
terung wirklich  abgestellte  Licent-  oder  Consumtionsanlagen 
ohnlängst  gefaßte  gnädigste  Resolution  zugleich  in  denen  benach- 
barten, sogar  weit  entfernten  Landen  bereits  gewonnen«,1  und  das 
Dankschreiben  des  Oberamts  Heidelberg  zeigt,  welche  erlösende 
Tat  Karl  Philipp  mit  der  Aufhebung  des  Lizents  an  seinem  Lande 
getan  hatte:  »Ew.  Ch.  D.  landsvätterlich  gnädigst  hegende  Intention, 
daß  Ew.  Ch.  D.  zu  Restablirung  des  gänzlich  ruinirten  Landes 
und  Wiederherstellung  des  durch  die  Licent -Tax  auch  anderer 
vielen  Kriegsimposten  erloschenen  commercii  gnädigst  gesinnet 
seien,  eine  neue  matriculam  der  Schatzung  zu  reintroduciren 
und  alle  erheischende  notdürftige  Gelder  durch  eine  Rubrik  colli- 
giren  zu  lassen,  hat  uns  dahin  untertänigst  verpflichtet,  Ew.  Ch.  D. 
Namens  der  sämtlichen  uns  gnädigst  anvertrauten  Amtsuntertanen 
treugehorsamst  devotisten  Dank  abzustatten,  gleichwie  nun  Ew.  Ch. 
D.  gnädigste  Intention  zu  assequiren,  wir  uns  äußersten  Fleißes 
bestreben,  auch  die  Untertanen  nach  dem  bisherigen  Interims- 
schatzungsfuß zu  contribuiren  all  übrige  Möglichkeit  sich  an- 
strengen werden,  zumalen  in  der  Zeit,  da  das  Land  im  äußersten 
Ruin  agoniziern  tut.«  2 

1 PfaD  gen.  5350  conv.  8. 

• Ibid.  conv  26. 
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Im  Jahre  1699/17  hatte  der  Lizent  316614  fl.,  1701/02  sogar 
362558  fl.  ertragen;  dagegen  brachte  er  1715/16  nur  291397  fl. 
und  1716/17  305,387  fl.,1  obwohl  unterdessen  die  pfälzische  Be- 
völkerung sich  um  ca.  9000  Familien  vermehrt  hatte, 2 3 und  wenn 
wir  noch  in  Betracht  ziehen,  daß  in  dieser  Periode  auch  die  Er- 
träge der  Akzise  stark  zurückgegangen  sind,  dann  dürfen  wir 
wohl  schließen,  daß  der  Verbrauch  der  notwendigsten  Lebens- 
mittel sich  außerordentlich  verringert  hat. 

Am  1.  Mai  war  an  die  Stelle  des  Lizents  wieder  die  alte 
Schatzung  getreten,  und  obgleich  das  Land  darnach  eine  ver- 
hältnismäßig geringere  Summe  aufzubringen  hatte,  gelang  es  der 
Bevölkerung  oft  beim  besten  Willen  nicht,  den  Schatzungsbeitrag 
zu  erschwingen,  wobei  allerdings  zu  berücksichtigen  ist,  daß  das 
.Schatzungskapital  dieser  Interimsschatzung  vielfach  der  Wirklich- 
keit nicht  entsprach. 

Eine  treffliche  Illustration  zur  damaligen  Lage  des  Landes 
gibt  uns  die  Bittschrift  des  Schultheißen  Gresser  von  Neckarelz 
vom  13.  Oktober  1717.  Die  Einwohner  von  Neckarelz  hatten 
sich,  trotzdem  man  ihnen  schon  die  Exekution  in  die  Häuser  ge- 
legt hatte,  solidarisch  geweigert,  ihren  Schatzungsbeitrag  zu  zahlen. 
Deshalb  hatte  der  Schultheiß  die  ganze  Gemeinde  versammelt  und 
ihr  bei  weiterer  Weigerung  mit  einer  noch  schwereren  Exekution 
gedroht,  worauf  er  »einhellig  zur  Antwort  erhielt:  »Sic  könnten 
die  angesetzten  schweren  Schatzungsgelder  nicht  mehr  zahlen,  sie 
lassen  es  hiemit  zum  Anstand  kommen,  es  möge  im  Dorf  darunter 
und  darüber  gehen,  und  sollte  es  auch  Leib  und  Leben  kosten. 
An  dem  jüngsten  Tag  müßten  die  Beamten  und  Bedienten  dessent- 
wegen angeklagt  werden,  daß  dieselben  sich  ihrer  untergebenen 
Untertanen  nichts  annehmen  täten  und  einen  so  schweren 
Schatzungslast  I.  Ch.  D.  nicht  vorstellen  tun.  Es  wären  ja  unter 
80  Untertanen  nicht  mehr  als  20  Mann  vorhanden,  die  noch  Brod 
bis  Weihnachten  zu  genießen  hätten,  auch  der  wenig  gefallene  Most 
wäre  auch  schon  wie  bekannt  an  Christen  und  Juden  vergeben 
wegen  vorgemachter  Schulden.«8  Ähnliche  Erscheinungen  treten 
in  dieser  Zeit,  wenn  auch  in  weniger  grasser  Form,  nicht  selten  auf. 

1 Pfalz  gen.  5551  conv.  7. 

* Ibid.  conv.  31. 

3 Pfalz  gen.  5551  conv.  9. 
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Die  pfälzische  Akzise  von  1717 — 1803. 


1.  Die  Papierakzise. 

Mit  der  Aufhebung  des  Lizents  und  der  Wiedereinführung 
der  Schatzung  am  1.  Mai  1717  war  in  der  Pfalz  das  alte  Steuer- 
system wiederhergestellt,  das  nunmehr  im  großen  und  ganzen 
bis  zum  Ende  der  Pfalz  das  gleiche  geblieben  ist.  Was  die  Ak- 
zise betrifft,  so  gilt,  abgesehen  von  der  Papierakzise,  die  Akzise- 
ordnung vom  Jahre  1701  in  unveränderter  Form  bis  zum  Jahre  1803. 

Die  Papierakzise  trat  im  18.  Jahrhundert  fast  in  jedem 
Jahrzehnt  in  ein  neues  Entwickiungsstadium  ein.  Ihre  einzelnen 
Epochen  im  Detail  zu  verfolgen,  wäre  eine  äußerst  umständliche, 
und  undankbare  Arbeit.  In  ihrer  Entwicklung  zeigt  sie  das 
Bestreben,  die  Zahl  der  auf  Stempelpapier  zu  schreibenden 
Schriftstücke  zu  vermehren,  während  der  Tarif  im  großen  und 
ganzen  derselbe  bleibt.  Infolge  dieser  Entwicklung  tritt  sie 
bald  als  selbständige  Steuer  neben  die  übrigen  Akzisen.  Ihre 
Erträge  werden  in  den  Budgets  getrennt  von  übrigen  Akzise- 
einkünften geführt,  und  es  erscheinen  besondere  Stempelpapier- 
ordnungen.  Es  ist  leicht  begreiflich,  wenn  bei  einer  derartigen 
Entwicklung  »verschiedene  excessus  wegen  Nichtbeachtung  der 
Numeren,  als  durch  Nachlässigkeit  der  Expeditoren  vielmal  be- 
gangen worden  sind«.  Deshalb  sah  man  sich  genötigt,  auf  -Pa- 
pierfrevel« hohe  Strafen  zu  setzen.  So  standen  auf  jedem  Bogen 
je  nach  seiner  Klasse  1 fl.,  1 fl.  30  kr,  2 fl.,  3 fl.  und  4 fl.  Strafe 
für  Privatpersonen,  für  die  Beamten  sogar  10  fl.  für  jeden  Fehler 
»Weil  diese  so  kompliciert  gewordene  Papieraccise  zu  mehrfältigem 
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Irrtum  Anlass  geben  dürfte«,  erscheint  zu  seiner  Verhütung  im 
Jahre  1768  unter  dem  Namen  Stempelpapiertarif1  eine  Art  Nach- 
schlagebüchlein  für  die  Akzise  usw.,  worin  nicht  weniger  als  1 1 7 
Arten  von  stempelpapierpflichtigen  Schriftsätzen  aufgeführt  sind. 

Noch  gegen  Ende  der  sechziger  Jahre  finden  wir  die  Pa- 
pierakzise wie  auch  andere  Kammergefälle  verpachtet.  Indessen 
scheint  sich  die  Verpachtung  auch  hier  nicht  sonderlich  bewährt 
zu  haben,  denn  im  Juni  1768  übernimmt  der  Staat  wieder  selbst 
die  Erhebung.  Die  Gründe  dafür  scheinen  wesentlich  in  den 
Nachteilen  gelegen  zu  sein,  die  die  Versteigerung  mit  sich  brachte, 
Als  im  Jahre  1773  die  staatliche  Erhebung  des  noch  teilweise 
in  Pacht  gegebenen  Kreuzergelds  verordnet  wurde,  erfahren  wir. 
daß  es  bei  den  Versteigerungen  »durch  strafbare  und  heimliche 
Complotten  und  Unterredungen  zum  Schaden  des  aerarii  teils  an 
die  wahre  Erträglichkeit  nicht  gebracht,  teils  aber  durch  boshafte 
und  eifernde  Nachgebott  aufs  Höchste  getrieben  wurde«.  Die 
Folge  davon  war,  daß  die  Beständer  entweder  bei  der  Regierung 
um  Nachlasse  nachsuchten,  die  sie  auch  meist  erhielten,  oder 
durch  »allerhand  übertriebene  Auflagen  aus  Gewinnsucht  ihre 
Mitbürger  bedrückten  und  durch  angedrungene  schwere  Akkorde 
sich  an  ihnen  zu  berreichern  suchten«.2 * * 5 

Eine  wie  große  Bedeutung  die  Papierakzise  im  Jahre  1768 
gewonnen  hatte,  sehen  wir  aus  der  damals  erschienenen  Stempel- 
papierordnung. Darnach  wird  »in  Belang  der  Austeilung  des 
Accispapiers«  ein  besonderes  »Magazin«  zu  Mannheim  errichtet, 
wo  immer  der  nötige  Vorrat  vorhanden  ist;  es  wird  ein  »Maga- 
zinier« angestcllt,  vom  dem  die  Abgabe  des  Papiers  an  die 
Zollbereiter  erfolgt  gegen  Vorlegung  einer  von  einer  beständigen 
Kommission  ausgestellten  Anweisung,  worauf  der  jedesmalige 
Bedarf  verzeichnet  ist.  Von  den  Zollbereitern  erhalten  dann  die 
Akziser  das  nötige  Quantum. 

Damit  hat  auch  die  Papierakzise  das  Ende  ihrer  Entwick- 
lung erreicht. 


1 Diese  (gedruckten)  Papierakziseordnungen  befinden  sich  zum  großen  Teil  auf 

der  Heidelberger  Bibliothek  unter  andern  pfälzischen  Verordnungen  in  den  als  Sal. 

439,  440  und  467  bezcichneten  Faszikeln.  Vgl.  Sal.  439  ia,  Sal.  440  Nr.  50,  95, 

96,  102,  103,  106,  151  u.  217  und  Sal.  467,  49. 

5 Pfalz  gen.  204. 
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2.  Akzisefreiheiten. 

Neben  dieser  Weiterentwicklung  der  Papierakzise  charak- 
terisiert sich  diese  Periode  als  die  der  zunehmenden  Akzise- 
freiheiten. 

Wir  haben  gesehen,  wie  spärlich  sie  unter  Karl  Ludwig 
bewilligt  wurden.  Unter  Johann  Wilhelm  nehmen  sie  dann 
mehr  und  mehr  zu,  bis  sie  schließlich  unter  Karl  Philipp  und 
Karl  Theodor  eine  derartige  Ausdehnung  erreichen,  daß  es  in 
der  Pfalz  kaum  noch  ein  Dörflein  gibt,  in  dem  nicht  einige 
akzisefreie  Personen  wohnen.  Dabei  ist  jedoch  zu  bemerken, 
daß  sich  die  Akzisefreiheit  nur  auf  das  zur  Hauskonsumtion  not- 
wendige Getreide  und  Fleisch,  nicht  aber  auf  Stempelpapier 
bezog.  Mit  dieser  Akzisefreiheit  war  für  gewöhnlich  die  Zoll- 
freiheit verbunden.  Jeder  akzisefreien  Person  wurden  von  dem 
Akziser  nach  Maßgabe  ihrer  Haushaltung  (Zahl  der  Familien- 
glieder) für  ein  bestimmtes  Quantum  Getreide  oder  Fleisch  >Ac- 
cisfreizettel«  ausgehändigt.  So  kam  es,  daß  z.  B.  von  den  Geist- 
lichen zu  Eppingen  einer  für  nur  6 Malter  Frucht  und  3 Schweine 
Freizettel  erhielt,  während  einer  seiner  Kollegen  für  37  Malter 
Frucht  und  8 Schweine  Akzisefreiheit  genoß.1 

Im  Jahre  1719  wird  den  Hof-  und  Kammergerichtsräten  die 
Akzise-  und  Zollfreiheit  bewilligt.  Drei  Jahre  später  bitten  die 
Mitglieder  des  Kriegskommissariats  um  die  gleiche  Vergünstigung, 
»weil  sie  sowohl  als  jene  vor  dero  hohes  Interesse  militiren«,2 
und  erhalten  sie.  In  den  folgenden  Jahrzehnten  folgt  ihnen 
sukzessive  das  ganze  Heer  der  mittleren  und  niederen  Beamten. 
Dazu  kamen  unter  Karl  Theodor  infolge  der  stark  sich  geltend 
machenden  merkantilistischen  Politik  einzelne  Fabrikanten  und 
und  deren  Arbeiter,  wo  selbige  bloß  sich  mit  Fabrikarbeiten 
ernähren«,  sowie  »verschiedene  Gesellschaften  als  jene  von  der 
Potaschesiederei,  Salpeterplantage,  Glashütte«  usw. a 

Die  Akzisefreiheiten  hatten  schließlich  eine  derartige  Aus- 
dehnung erreicht,  daß  man  es  im  Jahre  1786  für  notwendig  hielt, 
»zu  hinlänglicher  Belehrung  deren  Zoll-  und  Acciseren«  ein  Ver- 
zeichnis derjenigen  Kategorien  von  Personen  drucken  zu  lassen, 

1 Pfalz  gen.  218. 

2 Pfalz  gen  207. 

;l  Ibidem. 
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»welche  ab  denen  Hausconsumptibilien  entweder  durch  Verträge, 
Concessionen,  Privilegien  oder  sonst  höchste  Bewilligung  des 
churpfälzischen  Accises  gefreiet  sind«.  Nach  einer  Enquete,  die 
Maximilian  1801/02  machen  ließ,  waren  beispielsweise  akzisefrei: 
Im  Oberamt  Heidelberg  (ohne  die  Stadt  Heidelberg)  185  Familien 


» » Mosbach 83  » 

In  der  Stadt  Heidelberg ca.  120 

'>  » » Mosbach 22  » 

» » » Ladenburg 16  » 

> » » Wiesloch 9 » 

in  Wieblingen 6 » 


Es  ist  nicht  zu  verwundern,  wenn  bei  einer  derartigen  Aus- 
dehnung der  Akzisefreiheiten  durch  das  Freizettelsystem  eine  Menge 
Betrügereien  vorkamen.  Der  Begriff  der  Hauskonsumtion  war 
ja  sehr  dehnbar,  und  wer  den  Akziser  zum  Freund  oder  Gevatter 
hatte,  konnte  schon  eine  größere  Hauskonsumtion  für  sich  ins 
Register  schreiben  lassen,  wie  auch  vor  allem  die  Beamten  in 
diesem  Punkte  nicht  gerade  anspruchslos  gewesen  zu  scheinen. 
So  hatte  schon  Karl  Philipp  im  Jahre  1737  in  seinem  ersten 
Arger  über  die  ihm  unter  der  Hand  gemachte  Mitteilung,  »was- 
maßen  die  Ober-  und  Unterbeamten,  fort  sonstige  Landesbediente 
sich  bis  anhero  einiger  Accisfreiheit  höchst  sträflich  und  pflicht- 
vergessener Weise  angemaßet  haben  , sämtliche  Akzisefreiheiten, 
mit  Ausnahme  der  in  der  Akziseordnung  angegebenen,  abgeschafft; 
doch  schon  im  folgenden  Jahre  bereute  er  diesen  Schritt  und 
revozierte  den  Aufhebungsbefehl,  -weil  die  Ober-  und  Unterbeamten 
ohnehin  schlecht  bezahlt  seien«.1 

Diesen  durch  das  Freizettelsystem  begünstigten  Defraudationen 
machte  erst  die  badische  Regierung  (die  das  pfälzische  Steuer- 
system noch  eine  Zeitlang  bestehen  ließ),  im  Jahre  1806  ein  Ende: 
Die  tarifmäßige  Akzise  mußte  zwar  bar  bezahlt  werden,  wurde 
aber  wieder  von  der  Verwaltung  vergütet.  - 

Die  Erträge  der  Akzise  in  dieser  Periode  sind  aus  dem  uns 
vorliegenden  Aktenmaterial  nicht  zu  eruieren;  das  rührt  daher,  weil 
sie  mit  verschiedenen  andern  Steuererträgen  oder  Erwerbseinkünften 
in  den  Budgets  zusammen  aufgeführt  werden;  sie  stecken  in  Posten, 


1 Pfalz  gen.  223. 

* Ibidem 

Kin eisen,  Die  Akzise  in  der  Kurpfalz. 
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die  »Wein  und  Fruchtgelder*,  »Civil-,  Forst-,  Frucht-  und  Wein- 
gelder« usw.  benannt  sind. 1 * 

Die  alten  Klagen  der  Bevölkerung  über  die  Akzise  haben 
sich  nicht  vermindert,  es  sind  vielmehr  zu  den  alten  noch  neue  hinzu- 
gekommen, besonders  durch  die  Verpachtungen.  Eigenartig 
mutet  es  uns  an,  daß  die  Müller  fast  anderthalb  Jahrhunderte 
lang  mit  der  gleichen  Bitte,  die  auswärtigen  Mahlgäste  akzisefrei 
bei  ihnen  mahlen  zu  lassen,  vergebens  vor  die  Kurfürsten  hin- 
treten, und  obwohl  die  Verordnung,  die  pfälzischen  Untertanen 
auf  auswärtigen  Mühlen  zu  mahlen  verbietet,  oft  wiederholt  und 
verschärft  worden  war,  und  obgleich  es  in  den  Zunftartikeln  der 
pfälzischen  Müller  heißt:  »Wir  wollen  den  Müllern  außer 

unsern  Landen,  die  woher  seien,  wo  sie  wollen,  hiemit  ausdrücklich 
verbotten  haben,  daß  keiner  von  dergleichen  ausländischen  Müllern 
einiges  Mahlwerk  aus  unserm  Land  zu  holen,  noch  einige  unserer 
Untertanen  denen  Ausländern  zuzuführen,  sich  unterstehen  sollen, 
wodurch  unser  herrschaftlicher  Accis  um  ein  merkliches  gesclnvächet 
wird,  alles  bei  io  Reichsthalern  Straf«,  so  blieben  diese  Verord- 
nungen lediglich  papierene. - 

Wie  die  Klagen,  so  sind  auch  die  Defraudationen  dieselben 
geblieben;  sie  waren  eben  mit  dem  System  gegeben  und  sind  in 
andern  Ländern,  wo  die  Akzise  eingeführt  war,  nicht  minder 
zahlreich  vorgekommen  als  in  der  Pfalz. 

3.  Versuche  zur  Einführung  weiterer  Akzisen. 

Noch  einige  Male  taucht  in  der  Pfalz  der  Gedanke  auf,  das 
Akzisewesen  noch  weiter  auszubilden.3  Der  erste  Versuch  wurde 
im  Anfang  der  sechziger  Jahre  gemacht,  als  man  infolge  der  von 
Jahr  zu  Jahr  mehr  überhand  nehmenden  Schulden  ernsthaft  an  eine 
Verbesserung  der  Finanzen  denken  mußte.4  Indessen  war  die 
damalige  Kommission  einstimmig  der  Meinung,  daß  es  nicht  ratsam 
sei,  weitere  Akzisen  einzuführen.  Leider  ist  uns  das  Gutachten 
dieser  Kommission  nicht  mehr  erhalten;  wir  wissen  nur,  daß  das 
Ministerium  den  Antrag  der  Kommission  unterstützte. 

1 Pfalz  gen.  6194. 

5 Pfalz  gen.  185  u.  187. 

8 Pfalz  gen.  213. 

* Pfalz  gen.  6194. 
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Erst  im  Jahre  1772  beschäftigte  man  sich  wieder  mit  der 
Ausarbeitung  einer  neuen  Akziseordnung,  doch  war  man  damals 
darüber  vollkommen  einig,  *daß  unter  keinen  Umständen  eine 
Auflage  auf  die  unentbehrlichen  Lebensmittel  gelegt  werden 
dürfe«:  »Nur  die  entbehrlichsten,  minder  nicht  ad  luxum  ge- 
reichte oder  denen  inländischen  Fabriken  nachteilige  Waren 
seien  insofern  zu  belegen,  als  dadurch  kein  wesentlicher  Ver- 
schlag des  ausländischen  commercii  erwachse«.  Auf  mündlichen 
Ministerialbefehl  wurde  indessen  die  weitere  Ausarbeitung  ein- 
gestellt, und  erst  im  Jahre  1776  brachte  ein  kurfürstliches  Re- 
skript das  Projekt  wieder  in  Bewegung,  jedoch  unter  Beschränkung 
auf  2 Kaffee,  fremde  Weine,  ausländisch  verfertigten  Tabak  und 
sonsten  mehr  zum  Schaden  als  Nutzen  des  publici  fallender 
Waaren*. 

Daß  dieser  Plan  keine  Verwirklichung  fand,  ist  vor  allem 
dem  gründlichen  Gutachten 1 des  damaligen  Ministerialrates 
v.  Maubuisson  zu  verdanken,  worin  er  in  ausführlicher  Weise  die 
Nachteile,  die  die  Einführung  der  geplanten  Akzisen  für  das 
Land  haben  würde,  treffend  darlegt. 

Nachdem  er  dem  Kurfürsten  über  die  in  der  Pfalz  be- 
stehenden Akzisen  referiert  hat,  zeigt  er  die  Unausführbarkeit 
des  Projekts  auf  Grund  der  Erfahrungen,  die  man  zu  Anfang 
des  Jahrhunderts  mit  dem  Lizent  gemacht  hatte  (den  er  aller- 
dings nur  aus  der  Lizentordnung  und  aus  der  Schatzungsreno- 
vation vom  Jahre  1718  zu  kennen  scheint),  nachzuweisen.  In 
zwei  weiteren  prinzipiellen  Abschnitten  stellt  er  dann  die  Vorteile 
und  Nachteile  der  Akzise,  wie  sie  von  ihren  wissenschaftlichen 
Gegnern  und  Verfechtern  geltend  gemacht  werden,  abwägend 
einander  gegenüber2  und  kommt  zu  dem  Schlüsse,  daß  in  einem 
Staate  in  dem  Maße,  wie  die  Akzisen  erhöht  werden,  die  direk- 
ten Steuern  erniedrigt  werden  müssen. 

Die  Einführung  der  geplanten  Akzisen  aber  scheint  ihm 
aufs  gröbste  gegen  die  pfälzische  Handelspolitik  zu  verstoßen: 
Die  Unterpfalz  am  Rhein  sieht  wegen  der  vielen  fremden  Län- 
der, die  von  ihr  umschlossen  werden,  auf  der  Landkarte  einem 
Schwamm  gleich;  sie  kann  ein  nützlicher  Schwamm  werden, 
wenn  ihr  Handel  wohl  geleitet  wird.  Nun  sind  aber  Kaffee, 

1 Pfalz  gen.  213. 

1 Wobei  schon  Justi,  System  der  Finanzen  zitiert  wird. 
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Zucker,  ausländischer  Tabak  usw.  die  hauptsächlichsten  Reex- 
portationsartikel  der  Pfalz.  Die  schöne  Lage  der  Stadt  Mann- 
heim am  größten  deutschen  Strom  macht  sie  vorzüglich  zum 
Reexportationshandcl  geeignet,  und  Mannheim  hat  sich  schon 
(wie  das  Krahnenregister  zeigt),  in  diesem  Reexportationshandcl 
mit  großem  Erfolg  versucht,  besonders  mit  dem  aus  Holland 
kommenden  Kaffee,  Zucker  und  Tabak.  Durch  die  drei  Haupt- 
orte des  Oberamts  Bretten:  Bretteu,  Eppingen  und  Heidelsheim, 
ferner  durch  die  Städte  Sinsheim  und  Eberbach  wird  ein  großer 
Teil  des  Herzogtums  Württemberg,  des  Bistums  Speyer  und  des 
Kraichgaus  beherrscht;  über  die  Grafschaft  Erbach  und  einen  Teil 
des  Kurfürstentums  Mainz  dominieren  die  Städte  Wiesloch,  Hei- 
delberg und  Weinheim  in  diesem  Reexportationshandcl,  wie  in 
der  linksrheinischen  Pfalz  Neustadt  und  Edenkoben  über  die 
linksrheinischen  Speierischen  Oberämter  usw.  Wenn  man  nun 
die  geplanten  Akzisen  von  den  Käufern  erheben  würde,  dann 
würden  die  auswärtigen  Käufer  diese  Waren  nicht  mehr  in  der 
Pfalz  einkaufen,  im  andern  Falle  würden  die  Verkäufer  die  Ak- 
zisen auf  die  Waren  schlagen,  und  der  Erfolg  wäre  der  gleiche. 
Die  Folge  davon  wäre,  daß  die  umliegenden  Städte,  Bistümer 
und  Grafschaften  den  Reexportationshandcl  in  die  Hand  be- 
kommen und  damit  die  Pfalz  beherrschen  würden,  wie  sie  jetzt 
hierin  von  den  pfälzischen  Städten  beherrscht  werden.  Diese 
schlimme  Wirkung  solcher  Akzisen,  meint  v.  Maubuisson,  würde 
sich  sogar  dem  pfälzischen  Handwerker  bemerkbar  machen, 
»denn  die  fremden  Käufer  haben  sich  in  unsern  Landstädten  mit 
dem,  was  sie  vom  Handwerksmann  nötig  haben,  mit  eins  versehen;. 

Damit  war  jeder  Gedanke  an  eine  neue  Akzise  in  der  Pfalz 
ein  für  allemal  abgewiesen. 


Es  erübrigt  noch,  einige  Irrtümer  zu  berichtigen,  die  sich 
aus  Mangel  an  zureichenden  Quellen  in  die  Literatur  über  un- 
sern Gegenstand  eingeschlichen  haben.  Sie  sind  enthalten  in 
den  kurzen  Notizen  über  die  pfälzische  Akzise,  die  sich  in  den 
Aufsätzen  v.  Inama-Sterneggs:  »Der  Akzisenstreit  deutscher  Ei- 
nanztheoretiker im  17.  und  18.  Jahrhunderte  in  der  Zeitschr.  f.  d. 
ges.  Staatsw.  1865  und  in  Schmollers  »Epochen  der  preußischen 
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Finanzpolitik  * im  Jahrbuch  f.  Gesetzgeb#,  u.  Verwalt#.  1877 
finden. 1 

v.  Inama-Sternegg  schreibt:2  »Audi  Oesterreich  und  Kur- 
pfalz hatten  sich  nicht  enthalten  können,  dem  Sirenengesang  ihr 
Ohr  zu  leihen;  insbesondere  zeigt  sich  dies  in  der  kurpfälzischen 
Acciseordnung  vom  15.  Febr.  1701,  welche  sich  nicht  nur  durch 
eine  ungleich  genauere  Spezification  der  accisbaren  Gegenstände, 
sondern  insbesondere  durch  die  Erhöhung  sämtlicher  Tarifsätze 
um  das  Doppelte  von  ihrer  Vorgängerin  aus  dem  Jahre  1672 
auszeichnet,  dabei  aber  nur  als  Subsidialmittel  neben  den  direk- 
ten Steuern  bestand.»  Doch  schon  im  Jahre  1718  berichtet  uns 
der  Verfasser  der  »Beantwortung  des  Vortrabs,  oder  Unter- 
suchung deren  Klagen  über  die  Accise*,  daß  ihre  Kais.  Maj. 
und  S.  Kurfürst!.  Durchlaucht  von  Pfalz  die  Accise  schon  wie- 
der abschaffen  müssen  usw«. 

Schmoller  sagt 3:  »In  der  Kurpfalz  wurden  durch  die  Accise- 
ordnung von  1701  die  Sätze  der  Ordnung  von  1672  wesentlich 
erhöht.  Doch  war  der  Erfolg  dort  kein  günstiger.  Die  Accise 
wurde  1718  wieder  beseitigt. 

Daß  die  erste  Notiz  (resp.  deren  Quellen)  direkt  oder  indirekt 
die  Quelle  der  zweiten  gewesen  ist,  liegt  auf  der  Hand;  materiell 
unterscheidet  sich  die  letztere  von  der  ersteren  nur  durch  die 
Angabe,  daß  die  Akzise  im  Jahre  1718  in  der  Pfalz  abgeschafft 
worden  sei,  eine  Behauptung,  die  offenbar  durch  ein  Versehen 
beim  Lesen  des  v.  Inama-Sterneggschen  Aufsatzes  entstanden  ist: 
Wenn  v.  Inama-Sternegg  schreibt:  »Doch  schon  im  Jahre  1718 
berichtet  uns  der  Verfasser  der  Beantwortung  des  Vortrabs  usw., 
daß  S.  Kurf.  D.  von  Pfalz  die  Accise  wieder  abschaffen  müssen«, 
so  will  er  damit  nicht  sagen  (wie  bei  Schmoller  aus  Versehen  inter- 
pretiert wird),  daß  im  Jahre  1718  in  der  Pfalz  die  Akzise  abgeschafft 
worden  sei,  sondern  nur,  daß  die  Schrift:  »Beantwortung  des  Vor- 
trabs usw'.  im  Jahre  1718  erschienen  ist.4 

Daß  beide  Notizen,  denen  als  Quellen  nur  eine  Akziseordnung 
von  1672  und  1701  und  die  Angabe  des  Verfassers  der  Beantwortung 
des  Vortrabs  zugrunde  liegen,  zu  einem  ganz  verkehrten  Bilde 

1 Wieder  abgedruckt  in  den  Umrissen  und  Untersuchungen  1898. 

3 pag-  543- 

1 pag-  63. 

4 Vgl.  im  gleichen  Aufsatz  pag.  325. 
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vom  pfälzischen  Akzisewesen  führen  mußten,  ist  einleuchtend, 
insbesondere,  wenn  man  bedenkt,  daß  von  den  drei  benutzten 
Quellen  zwei:  die  Akziseordnung  von  1672  und  die  Angabe  in 
der  Beantwortung  des  Vortrabs  nur  mit  äußerster  Vorsicht  zu 
gebrauchen  sind. 

Erstens  ist  in  der  Pfalz  die  Steuer,  die  als  Akzise  bezeichnet 
war,  überhaupt  nie  abgeschafft  worden;  das,  was  aufgehoben  wurde, 
war  der  Lizent.  Infolge  dessen  muß  der  Verfasser  der  Beant- 
wortung des  Vortrabs  mit  seiner  »Accise«  den  Lizent  meinen,  eine 
Ungenauigkeit  in  der  Terminologie,  wie  sie  im  18.  Jahrhundert 
gang  und  gäbe  war.  1 * 

Zweitens  hat  es  eine  pfälzische  Akziseordnung  vom  Jahre 
1672,  die  in  beiden  Notizen  eine  Rolle  spielt,  in  Wirklichkeit 
überhaupt  nicht  gegeben,  denn  die  vom  Jahre  1672  datierte  und 
gedruckt  uns  vorliegende  Akziseordnung  ist  weiter  nichts  als  ein 
Neudruck  der  alten  vom  Jahre  1664,  der  dadurch  nötig  geworden 
war,  daß  die  alte  Akziseordnung  vom  Jahre  1664  gegen  Anfang 
der  siebziger  Jahre  nur  noch  in  wenigen  gedruckten  Exemplaren 
vorhanden  war  und  deshalb  des  öfteren  hatte  abgeschrieben 
werden  müssen.  - 

Im  übrigen  ist  nicht  diese  vermeintliche  Akziseordnung  von 
1672,  sondern  die  von  1699  die  Vorgängerin  der  Ordnung  von  1701. 
Daß  »Kurpfalz  sich  nicht  enthalten  konnte,  dem  Sirenengesang  ihr 
Ohr  zu  leihen«,  zeigt  sich  nicht  »insbesondere  an  der  Akziseordnung 
von  1701«,  (denn  der  doppelte  Tarif  galt  schon  seit  1680),  sondern 
vielmehr  an  der  Lizentordnung  vom  Jahre  1699,  d.  h.  an  der 
Ersetzung  der  direkten  Steuer  der  Schatzung  durch  den  Lizent, 
so  daß  man  in  der  Pfalz  vom  Jahre  1699 — 1717  überhaupt  keine 
direkte  Steuer  hatte. 

Ferner  ist  v.  Inama-Sterneggs  Bemerkung: 3 Die  Süd- 
deutschen Regierungen  hielten  sich  von  dieser  großen  Bewegung 
im  Steuerwesen  merkwürdig  ferne;  sie  behielten  mit  ihren  Einlage- 
registern und  Schatzrollen  ihre  direkten  Steuern  bei,  erhöhten 
zwar  auch  den  da  und  dort  bestehenden  Bier-  oder  Weinaufschlag. 


1 Lang,  Deutsche  Steuerverfassungen  pag.  234. 

* Pfalz  gen.  1 8 1 pag  234  u.  a.  a.  O. 

3 Pag-  544- 
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ohne  sich  jedoch  in  den  allgemeinen  Strudel,  welcher  sich  des 
Nordens  bemächtigt  hatte,  fortreißen  zu  lassen«,  nur  mit  ausdrück- 
lichem Ausschluß  der  Pfalz  noch  aufrecht  zu  erhalten. 

Schließlich  wird  die  Angabe  Häussers: 1 »Eine  Verordnung 
vom  2.  November  1716  hob  Akzise  und  Stempel  zum  großen 
Jubel  der  Untertanen,  die  sich  der  drückenden  Abgabe  auf  immer 
entledigt  glaubten,  auf«,  die,  abgesehen  von  der  falschen  Datierung, 
auf  einer  Verwechslung  der  Akzise  mit  dem  Lizent  beruht,  durch 
unsere  Untersuchung  gegenstandslos. 


1 Häusser  II  pag.  836. 
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Einleitung. 

Die  Gemeinde  ist  die  organische  Zusammenfassung  einer 
Anzahl  von  Einzelpersönlichkeiten  innerhalb  einer  bestimmten 
Raumgrenze.  Ihre  wesentlichsten  Grundlagen  sind  demnach  das 
Gemeindegebiet  und  Volk.  Sie  charakterisiert  sich  als  ein  der 
Art  nach  dem  Staate  vollständig  gleicher  Organismus  mit  gleicher 
Zweckbestimmung  und  ist  nur  als  integrierender  Bestandteil  des 
Staates  diesem  untergeordnet.  Aufgabe  der  Gemeinde  ist  die 
Förderung  der  Lebensinteressen  der  Mitglieder,  soweit  diese  nicht 
durch  die  ihr  übergeordneten  Organismen  und  einzelne  Interessen- 
verbände vertreten  werden.  Die  räumliche  Grundlage  der  Ge- 
meinde, die  Gemarkung,  ist  einer  willkürlichen  Veränderung  nicht 
unterworfen,  ebensowenig  die  Gemeinde  selbst  als  organische 
Einrichtung  des  Staates  der  willkürlichen  Auflösung.  Alle  die 
Begründung  und  Auflösung  betreffenden  Vorgänge  unterliegen 
der  staatlichen  Genehmigung,  die  in  Baden  nur  durch  Gesetz 
erteilt  werden  kann.  Im  Kreise  der  staatlichen  Verwaltung 
nimmt  die  Gepieinde  den  untersten  Rang  ein.  Ihre  Organisation 
ist  im  Prinzip  eine  rein  kommunale,  und  die  ihr  durch  die 
Gesetzgebung  überwiesenen  staatlichen  Verwaltungsaufgaben 
erscheinen  ursprünglich  als  Zutaten,  die  den  Charakter  der  Ge- 
meinden als  Selbstverwaltungskörper  nicht  alterierten.  So  nahm 
vor  allem  die  den  Gemeinden  zustehende  Ortspolizei  im  Ver- 
hältnis zu  den  heutigen  staatlichen  Verwaltungsaufgaben  nur  einen 
beschränkten  Raum  ein.  Da  jedoch  eine  gesetzliche  Begrenzung 
der  Gemeindetätigkeit  weder  nach  den  auf  ihr  örtliches  Leben 
sich  beziehenden  Materien  noch  nach  der  Inanspruchnahme  ihrer 
Organe  durch  staatliche  Aufgaben  stattfindet,  so  hat  sich  heute 
der  Kreis  der  Aufgaben  der  Gemeinden  nach  beiden  Richtungen 
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derart  erweitert,  daß  neben  der  Erfüllung  der  eigentlichen 
Gemeindeaufgaben  die  staatlichen  Gemeindefunktionen  einen 
weiten  Raum  einnehmen,  und  daß  sich  neben  dem  Kreis  der 
freien  Verwaltung  ein  übertragener  Wirkungskreis  herangebildet 
hat.  Die  von  der  Gemeinde  ausgeübte  staatliche  Gewalt  ist 
jedoch  nur  als  Delegation  in  dem  Sinne  anzusehen,  daß  sie  nicht 
verfassungsmäßiger  Selbstträger  staatlicher  Funktionen  ist,  daß 
also  ihre  Organe  nicht  Teile  des  Behördensystems  der  Regierung 
sind,  sondern  nur  als  mit  staatlichen  Funktionen  beauftragte 
Organe  der  Selbstverwaltungskörper  erscheinen.  Die  staatliche 
Verwaltungstätigkeit  der  Gemeinden  erstreckt  sich  heute  auf  fast 
alle  Abteilungen  der  Verwaltungsgebiete,  der  Rechtspflege,  der 
innern,  der  Finanz-  und  Kriegsverwaltung.  Auf  das  Auswachsen 
der  letztem  Seite  der  Doppelstellung  der  Gemeinden  in  Baden 
wurde  schon  gelegentlich  der  Revision  der  badischen  Städte- 
ordnung im  Jahre  1884  hingewiesen  und  u.  a.  die  Wiederein- 
führung des  Bestätigungsrechtes  der  Bürgermeister  als  ein  nicht 
gerechtfertigtes  Mehrbetonen  der  staatlichen  Funktionen  bezeichnet 
und  abgelehnt.  Der  Kommissionsbericht  der  II.  Kammer  der 
Landstände  brachte  zum  Ausdruck,  daß  die  Gemeindebehörden 
in  erster  Reihe  nicht  als  mitwirkende  Organe  der  Staatsver- 
waltung zu  betrachten  seien,  sondern  Gemeindebehörden  sein 
sollten.  Es  müsse  Aufgabe  der  künftigen  Entwicklung  sein,  die 
Gemeindebehörden  als  solche  von  der  Besorgung  wirklicher 
Staatsgeschäfte  zu  entbinden.  Diese  Tendenz  der  Ausscheidung 
staatlicher  Funktionen  nimmt  heute  in  den  Städteordnungstädten 
bereits  schärfere  Formen  an,  ein  Vorgehen,  das  mitbedingt  ist 
durch  die  Tatsache,  daß  den  staatlichen  Funktionen  die  eigent- 
liche Basis,  die  Polizeigewalt,  entzogen  ist. 

Die  ursprünglichste  Gemeindetätigkeit  war  eng  verknüpft 
mit  der  Gemarkung,  ihrer  räumlichen  Grundlage.  Es  gehörte 
hierher  die  Verwaltung  des  Markeigentums,  die  Ausübung  der 
Grundrechte,  des  Gewerbe-  und  Marktrechtes,  der  Ortspolizei,  der 
niedern  Gerichtsbarkeit.  Von  großer  Bedeutung  war  auch  in  den 
Stadtgemeinden  die  Ausbildung  des  Besteuerungsrechtes,  das  einen 
wesentlichen  Einfluß  auf  die  Gestaltung  des  Steuerwesens  überhaupt 
ausgeübt  hat.  War  doch  in  den  Städten,  die  schon  im  frühen 
Mittelalter  zur  Geldwirtschaft  übergegangen  waren,  die  Voraus- 
setzung für  die  Erfassung  des  steuerbaren  Reinertrags  am  frühesten 
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gegeben.  So  schufen  auch  die  zahlreichen  Wechselbeziehungen 
der  Stadtbewohner  zu  dem  Gemeindewesen  und  die  nur  durch 
dieses  zu  befriedigenden  Bedürfnisse  sehr  frühe  die  Notwendig- 
keit, die  Mittel  zur  Deckung  des  Gemeindebedarfs  durch 
Schatzungen,  Vermögenssteuern  und  Akzisen  aufzubringen.  (Vgl. 
Eheberg  S.  109.) 

Diese  Gemeindeaufgaben  erfuhren  jahrhundertelang  keine 
wesentliche  Erweiterung,  waren  noch  im  badischen  Konstitutions- 
edikt von  1807  festgesetzt  und  erwiesen  sich  noch  lange  Zeit  als 
ausreichend.  Erst  der  eminente  Aufschwung  des  politischen  und 
wirtschaftlichen  Lebens  der  letzten  Epoche  involvierte  hierin  einen 
völligen  Umschwung.  Einmal  nahm  die  Kräfte  des  Gemeinwesens 
der  Kampf  um  die  wirtschaftliche  Existenz  in  gesteigertem  Maße 
in  Anspruch,  dann  aber  erzeugte  das  rasche  Vordrängen  sozialer 
Forderungen  eine  Vielseitigkeit  der  Gemeindezwecke,  denen  zu- 
nächst nicht  einer  in  ausreichender  Weise  Rechnung  getragen 
werden  konnte. 

Die  folgende  Darstellung  soll  einen  Überblick  über  die 
neueste  Entwicklung  der  Stadt  Mannheim  und  ihre  Tätigkeit 
geben,  soweit  sie  auf  der  räumlichen  Grundlage,  der  Gemarkung, 
basiert  sind.  Der  erste  Abschnitt  wird  demnach  der  Gemarkun gs- 
politik,  der  zweite  der  Charakterisierung  der  sozialen  Tätigkeit, 
soweit  sie  sich  auf  die  einwandfreie  Unterbringung  der  städtischen 
Bevölkerung  auf  dem  zur  Verfügung  stehenden  Raum  bezieht, 
gewidmet  sein.  Letztere  Tätigkeit  kristallisiert  sich  in  dem 
Begriffe  der  Wohnungsfürsorge  im  weitesten  Sinne,  die  ihrer- 
seits wieder  in  die  speziellen  Gebiete  der  Bodenpolitik,  der  Bau- 
politik und  Wohnungshygiene  zerfällt. 
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Die  Gemarkungspolitik. 

Von  grundlegender  Bedeutung  für  die  Entwicklung  eines 
Gemeinwesens  ist  in  erster  Reihe  die  Größe  und  Lage  der 
Gemarkung.  Durch  sie  werden  den  Gemeinden  in  der  Hauptsache 
die  Bahnen  gewiesen,  der  Rahmen,  innerhalb  dessen  sich  der 
Entwicklungsgang  vollzieht.  Besonders  fallen  Größe  und  Lage 
der  Gemarkung  bei  Städten  ins  Gewicht,  die  bestimmt  sind, 
Mittelpunkte  des  Handels  und  der  Industrie  zu  werden  und 
meistens  einen  mehr  oder  weniger  sprunghaften  Entwicklungs- 
gang zu  durchlaufen  haben.  Vor  allem  ist  die  Entwicklung  der 
Industrie  von  der  Möglichkeit  einer  uneingeschränkten  Aus- 
dehnung innerhalb  der  politischen  Grenzen  eines  Gemeindewesens 
abhängig.  Denn  sobald  die  Industrie  gezwungen  ist,  auf  fremde 
Gemarkungen  überzugreifen,  stehen  ihrer  weitern  Entwicklung 
oft  die  widerstrebensten  Interessen  der  von  den  verschiedensten 
Gesichtspunkten  geleiteten  Gemeinwesen  entgegen.  Den  nach- 
teiligsten Einfluß  aber  übt  die  Verlegung  industrieller  Etablisse- 
ments in  die  nicht  zu  dem  Stadtgebiete  gehörigen  Vororte  aus, 
da  die  umfangreichen  Wohlfahrtseinrichtungen,  die  geordnete 
städtische  Armenfürsorge  und  günstige  Bahnverbindungen  mit 
den  Vororten  eine  große  Anzahl  der  von  diesen  Betrieben  von 
auswärts  herangezogenen  Arbeiter  veranlassen  werden,  in  der 
Stadt  den  Wohnsitz  zu  nehmen,  dort  den  Unterstützungswohnsitz 
zu  erwerben,  um  bei  Eintritt  einer  ungünstigen  Konjunktur 
— Arbeitslosigkeit  — sich  dort  Unterstützung  zu  sichern.  Dieses 
Resultat  wird  schon  durch  die  bisher  geltende  kurze  Frist  für 
die  Erwerbung  des  Unterstützungswohnsitzes  sehr  erleichtert, 
würde  sich  aber  noch  ungünstiger  für  die  städtischen  Interessen 
gestalten,  wenn  es  den  agrarischen  Bestrebungen  gelänge,  die 
Frist  für  den  Verlust  bezw.  Erwerb  des  Unterstützungswohnsitzes 
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noch  weiter  herabzusetzen.  Dieser  Belastung  steht  aber  seitens 
der  nicht  im  Stadtgebiet  angesiedelten  Industriebetriebe  keinerlei 
Leistung  entgegen,  die  diese  Nachteile  ausgleichen  könnten. 
Es  ist  deshalb  das  Bestreben  größerer  Industriezentren,  ihre 
Gemarkungen  zu  vergrößern,  die  Vororte  einzugemeinden,  und 
dadurch  die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  zur  Stadt  auch  zu 
rechtlicher,  politischer  und  somit  steuerlicher  zu  machen,  um  die 
Entwicklung  auch  zum  Besten  der  Betriebe  selbst  nach  einheit- 
lichen Grundsätzen  leiten  zu  können.  Der  Gemeindeverwaltung 
ist  damit  eine  Aufgabe  geworden,  die  von  großer  Tragweite, 
oft  aber  auch  mit  großen  Schwierigkeiten  verbunden  ist  und 
größte  Voraussicht  und  Umsicht  erfordert.  Mannheim  verdankt 
seine  wirtschaftliche  Macht  vor  allem  seiner  geographischen  Lage 
am  Zusammenfluß  des  schiffbaren  Neckars  und  der  größten 
binnenländischen  Wasserstraße  Deutschlands,  nicht  minder  aber 
seiner  Lage  inmitten  einer  dichtbevölkerten  Gegend,  die  zur 
kulturell  fortgeschrittensten  in  ganz  Baden  gehört  und  deren 
Bevölkerung  sich  schon  frühe  die  Nachbarschaft  Mannheims  zu- 
nutzen zu  machen  wußte.  Der  Rheinebenenbauer  rechnet«,  sagt 
Hecht  in  seiner  Schrift,  die  badische  Landwirtschaft  am  Anfang 
des  20.  Jahrhunderts  . Lange  Zeit  verging  indes,  bis  die  Stadt  aus 
dem  gegebenen  Rahmen  herauswuchs  und  noch  bis  in  die  Mitte 
des  19.  Jahrhunderts  hatte  die  Einwohnerzahl  25000  nicht  über- 
schritten. Heute  nach  einem  knappen  halben  Jahrhundert  ist  die 
kleine  Festungsstadt  »mit  ihren  kleinen,  am  Fuße  eines  mächtigen 
Schlosses  aus  der  Kurfürstenzeit  hingelagerten  Häusern«  zu  dem 
größten  Binnenhafen  des  Kontinents,  zu  einem  der  größten 
Umschlags-  und  Stapelplätze,  zum  Endpunkt  der  Großschiffahrt 
des  Rheines,  zur  größten  Handelsmetropole  Süd  Westdeutschlands 
herangewachsen.  Die  Entwicklung  des  Mannheimer  Handels 
und  Verkehrs  mag  durch  einige  Zahlen  illustriert  werden. 

Der  Gesamt  verkehr  zu  Wasser  und  zur  Bahn  betrug 


1860 

4.6 

Mill.  Doppelzentner 

1870 

7*5 

» % 

1880 

18,4 

i>  * 

1890 

47*3 

» * 

1900 

92,3 

» * 

1903 

1 12,8 
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Im  Binnenschiffahrtsverkehr  steht  Mannheim  unter  den 
deutschen  Binnenhäfen  an  5.  Stelle.  Seine  Bedeutung  unter  den 
großen  deutschen  Binnenschiffahrtsplätzen  und  Verkehrszentren 
geht  aus  nachfolgender  Tabelle  hervor: 


«903 


Städte 

Schiffsverkehr  ! Bahnverkchr 
Mill.  Mill. 

Doppelzentner  Doppelzentner 


Zusammen 
Mill.  ) 

Doppelzentner 

Hamburg 

292,2 

36,8 

2 66,0 

Duisburg 

«4.7 

•04.5 

189,2 

Ruhrort 

83.3 

103.8 

187,1 

Berlin 

74.9 

96.4 

1 7 1 .3 

Mannheim 

69.0 

43.3 

1 1 2,8 

Bremen 

52,4 

2 1,0 

73.4 

Cöln 

9,8 

45.4 

55-2 

Breslau 

•3.4 

25.0 

38.4 

Magdeburg 

7 »4 

30.9 

38.3 

Frankfurt 

•5.9 

21,9 

37.8 

Diese  Präponderanz  der  Stadt  auf  dem  Gebiete  von  Handel 
und  Verkehr  drohte  schon  zu  Anfang  des  letzten  Dezenniums 
einen  gewaltigen  Stoß  zu  erleiden  durch  die  von  der  Reichs- 
ländischen Regierung,  aber  auch  von  den  badischen  Städten, 
z.  B.  Karlsruhe,  mit  allem  Nachdruck  verfolgte  Absicht,  den 
Endpunkt  der  Großschiffahrt  weiter  stromaufwärts  zu  verlegen. 
Namentlich  verfolgte  schon  lange  die  Stadt  Straßburg  den  Plan, 
sich  für  den  Verlust  ihrer  Handelsbeziehungen  zu  Frankreich 
durch  Anschluß  an  den  Rhein  schadlos  zu  halten,  den  Güter- 
verkehr Mannheims  nach  Straßburg  zu  locken  und  Mannheim 
in  seiner  Handelsmachtstellung  abzulösen.  Der  nächste  Plan 
nach  dieser  Richtung  war  die  Erbauung  eines  Rheinseitenkanals 
von  Tauterburg  eventl.  von  Ludwigshafen  nach  Straßburg.  Dieses 
Vorhaben  gab  zwar  Mannheim  keinen  Anlaß  zu  großen  Befürch- 
tungen, da  die  gewaltigen  Anlagekosten  und  die  dadurch  bedingten 
hohen  Kanalgebühren  ein  Gegengewicht  gebildet  hätten.  Bedenk- 
licher war  dagegen  die  in  2.  Reihe  in  Aussicht  genommene 
Schiffbarmachung  des  Oberrheins,  die  seit  1890  von  Straßburg 
eifrig  diskutiert  wurde  und  namentlich  durch  den  Oberbaudirektor 
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Honseil  aus  Karlsruhe  neue  Nahrung  erhielt,  der  seit  1890  rück- 
haltlos für  die  Oberrheinregulierung  eintrat.  Und  da  es  Straßburg 
gelang,  Bundesgenossen  für  seine  Idee  zu  erwerben  und  auch 
die  badische  Regierung  dem  Projekt  seine  finanzielle  Unter- 
stützung, wenn  auch  anfänglich  nur  unter  gewissen  Kautelen, 
die  allerdings  jetzt  alle  fallen  gelassen  wurden,  in  Aussicht  stellte, 
so  trat  die  Angelegenheit  für  die  Stadt  Mannheim  in  ein  ernstes 
Stadium.  Jedenfalls  lag  die  Besorgnis  nahe,  daß  die  Verschiebung 
der  Endstation  der  (Troßschiffahrt  rheinaufwärts  einen  erheblichen 
Teil  des  Umschlagsverkehrs  Mannheim  entziehen  und  auf  die  Ent- 
wicklung des  Handels  hemmend  einwirken  werde.  Wie  weit  diese 
Befürchtungen  zutreffen  werden,  läßt  sich  zahlenmäßig  erst  nach 
der  Durchführung  der  Oberrheinregulierung  übersehen.  Jedenfalls 
läßt  sich  aus  der  Zunahme  des  Schiffahrtsverkehrs  der  Stadt  trotz  der 
Eröffnung  des  Karlsruher  und  der  wachsenden  Bedeutung  des  Straß- 
burger Hafens  nicht  einwenden,  daß  aus  der  Regulierung  Nachteile 
für  Mannheim  nicht  resultierten,  wie  dies  auf  die  Beschwerden 
der  Stadt  seitens  der  Großherzoglichen  Regierung  geschehen  ist. 
Denn  alsbald  nach  Durchführung  des  Regulierungswerkes  wird 
eben  der  Umschlagsverkehr,  soweit  er  die  Versorgung  des  .Südens 
zum  Gegenstände  hat,  nach  Straßburg  verlegt  werden  und  die 
Verödung  des  Mannheimer  Mühlauhafens  ist  unausbleibliche  Folge. 
Tatsächlich  ist  nun  auch  im  Jahre  1904  bei  einer  Zunahme 
des  Gesamtverkehrs  ein  Rückgang  des  Wasser  Verkehrs  zu  ver- 
zeichnen. Darüber  einige  Zahlen. 


Jahr 

Wasscrvcrkchr 

Bahnverkehr 

Zusammen 

1890 

2,68 

2,34 

5*02 

1895 

3,28 

3,25 

6,53 

1896 

4.18 

3,46 

7.46 

1897 

4,20 

3*74 

7*94 

1898 

4*5 1 

3*9i 

8,42 

1899 

5*05 

4,02 

9*07 

1900 

5*88 

4,9» 

10,79 

1901 

5*67 

4,35 

10,02 

1902 

5*73 

4*36 

10,09 

1903 

6,95 

4,38 

1 1,28 

1904 

6,62 

5*1 1 

n,73 
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In  Anbetracht  dieser  Umstände  mußte  die  Stadt,  wollte  sie 
nicht  auf  ähre  achtunggebietende  Stellung  Verzicht  leisten,  Maß- 
nahmen treffen,  die  die  ungünstigen  Folgen  der  drohenden  Ver- 
schiebung ihrer  handeis-  und  verkehrspolitischen  Verhältnisse  zu 
paralysieren  geeignet  waren.  Diese  Präventivmaßregeln  konnten 
nur  in  einer  energischen  Förderung  und  Kräftigung  der  Industrie 
bestehen,  die  bis  dahin  nur  eine  zweite  Rolle  gespielt  hatte. 
Gleichwohl  hatte  sich  auch  diese  in  der  Zeit  nach  den  70er  Jahren 
eine  wachsende  Bedeutung  verschafft,  wenn  man  auch  nach  außen 
ihr  Werden  über  den  Ruf  der  Stadt  als  Handelsmetropole  übersah. 
Die  Mannheimer  Industrie  hatte  schon  im  Jahre  1894  einen  solchen 
Umfang  angenommen,  daß  sie  der  Industrie  anderer  deutschen 
Handelsstädte  ebenbürtig  an  die  Seite  gestellt  werden  konnte. 
Sie  beschäftigte  schon  damals  rund  1 7 °/  0 aller  badischen  Fabrik- 
arbeiter und  umfaßte  57 1 Betriebe.  Die  großbetriebliche  Kon- 
zentration der  Mannheimer  Industrie  krankte  jedoch  von  vorn- 
herein an  dem  Mangel  an  ausgedehntem  billigem  Industriegelände 
mit  bequemer  Wasser-  und  Bahnverbindung.  Dieser  Mißstand 
hatte  zur  Folge,  daß  zahlreiche  große  und  zum  Teil  auch  mittlere 
Industrien  sich  außerhalb  der  Gemarkung  ansiedelten  und  bereits 
im  Stadtgebiet  ansässige  auf  die  benachbarten  Gemarkungen 
übergingen.  Diesen  Verhältnissen  gegenüber  konnte  die  Stadt 
nicht  länger  ruhig  und  untätig  bleiben,  wollte  sie  nicht  mit  der 
Dauer  mit  ihrer  industriellen  Entwicklung  ins  Hintertreffen 
geraten.  Die  nächste  Aufgabe  der  Stadt  bildete  demnach  die 
Ausdehnung  der  Stadtgemarkung  auf  die  Vororte  und  die  Bereit- 
stellung von  Industriegelände  in  größerem  Umfange.  Mit  der 
Verwirklichung  des  letztem  Gedankens  wurde  durch  die  Inangriff- 
nahme eines  Industriehafenprojektes  im  Jahre  1892  der  Anfang 
gemacht,  fast  gleichzeitig,  als  auch  die  benachbarte  Stadt  Ludwigs- 
hafen dem  Plane  näher  trat,  Plätze  für  gewerbliche  Nieder- 
lassungen am  Wasser  zu  schaffen.  Das  Projekt  der  Stadt  wurde 
durch  das  Vorhandensein  eines  als  Floßhafen  benutzten  Rhein- 
armes, der  im  Norden  mit  dem  Rhein  die  Friesenheimer  Insel 
bildet,  wesentlich  begünstigt.  Der  Ausbau  mußte  sich  auf  Ver- 
tiefung des  Wassers,  die  Befestigung  der  Ufer,  die  Auffüllung 
des  Ufergeländes  auf  Hochwasserhöhe,  die  Anlage  von  Straßen, 
Entwässerungskanälen,  Eisenbahn-  und  Straßenbahnlinien,  die 
Einrichtung  von  Wasser-,  Licht-  und  Kraftversorgung  erstrecken. 
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Für  das  Projekt,  das  die  Bereitstellung  von  Industriegelände  auf 
beiden  Hafenufern  und  der  angrenzenden  Bonadiesinsel  in  reichem 
Umfange  ermöglichte,  sprach  auch  die  unmittelbare  Nähe  der 
großen  Fabriken  auf  dem  Waldhof  und  dem  Hochgestade 
rechts  des  Neckars,  sowie  die  Nähe  der  bestehenden  staatlichen 
Hafenanlagen.  Die  Großh.  Regierung  genehmigte  das  Projekt 
nach  zum  Teil  recht  langwierigen  Verhandlungen  und  schloß 
mit  der  Stadt  eine  Vereinbarung  über  den  Bau  und  Betrieb 

des  Industriehafens  vom  -4—Ti|a"liar  1805  ab.  Darnach  stellte  die 

5.  Februar 

Großh.  Regierung  der  Stadtgemeinde  37  ha  4 a 95  qm  floßbau- 
ärarisches Gelände  zu  unwiderruflichem  Eigentum  zur  Verfügung, 
übernahm  einen  kleinen  Teil  der  erforderlichen  Herstellungen  — 
Erbauung  der  Diffenebrücke  und  der  Kammerschleuse  — , die  In- 
standhaltung des  Hafens,  den  Hafen-  und  Bahnbetrieb  sowie  die 
Hafenaufsicht.  Außerdem  wurde  die  Stadt  mit  dem  Expropria- 
tionsrechte bezüglich  des  in  das  Hafengebiet  fallenden  Geländes 
ausgestattet.  Wegen  der  Vergebung  von  Bau-  und  Lagerplätzen 
wurden  besondere  Bestimmungen  erlassen,  auf  die  an  anderer 
Stelle  noch  eingegangen  werden  wird.  Die  erste  Etappe  des 
Ausbaus  des  Hafens  wurde  1898  fertiggestellt  und  umfaßte  das 
rechte  Floßhafenufer,  das  durch  die  Anlage  eines  Stichbeckens 
eine  Uferlänge  von  4100  lfd.  m und  ein  Flächenmaß  von  597  876  qm 
hat.  Davon  entfallen 

auf  Gleisanlagen  . . 81202  qm 

auf  Straßen  . . . 75096  » 

zusammen  756298  qm 

so  daß  441578  qm  Fläche  für  Industrie-  und  Lagerplätze  übrig 
bleiben.  Mit  der  Vergebung  dieser  Plätze,  die  hauptsächlich  für 
mittlere  und  kleinere  Industrien  und,  soweit  sie  am  Wasser  liegen, 
für  den  Umschlagsverkehr  des  Hafens  in  Aussicht  genommen 
waren,  wurde  noch  im  Jahre  1898  begonnen.  Der  Aufwand  für 
den  Bau  der  ersten  Etappe  hatte  2 72 1221  M.  betragen.  Die 
sofort  mit  der  Eröffnung  des  Hafens  einsetzende  starke  Nachfrage 
nach  Plätzen,  die  durch  die  Hochkonjunktur  wesentlich  begünstigt 
wurde,  gab  der  Stadtverwaltung  Veranlassung,  auch  den  Ausbau 
der  Bonadiesinsel  und  des  linken  Ufers  noch  im  gleichen  Jahre 
in  Angriff  nehmen  zu  lassen.  Die  Bonadiesinsel  und  das  linke 
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Ufer  des  Floßhafens  waren  im  Gegensatz  zu  dem  rechten  Ufer, 
wo  sich  infolge  der  geringen  Tiefe  der  Plätze  der  Hauptum- 
schlagsverkehr konzentrieren  und  sich  nur  kleinere  und  mittlere 
Industrien  niederlassen  sollten,  als  Ansiedlungsgebiet  für  die 
Großindustrie  gedacht.  Infolgedessen  wurden  dort  Plätze  bis  zu 
einer  Tiefe  von  200  m vorgesehen.  Das  gesamte  bereit  gestellte 
Gelände  hat  ein  Flächenmaß 

auf  der  Bonadiesinsel  . . 133056  qm 
an  dem  linken  Ufer  . . 593956  » 
zusammen  727012  qm 

davon  entfallen  auf  Straßen  und  Geleise  116700  qm,  so  daß  an 
Fläche  für  Bau-  und  Lagerzwecke  610312  qm  übrig  bleiben. 
Der  Kostenaufwand  für  den  Ausbau  der  Bonadiesinsel  und 
linken  Ufers  war  auf: 

1 1 26000  M. 

3 553ooo  » 

4679000  M. 

veranschlagt,  so  daß  sich  für  die  gesamte  Industriehafenanlage 
ein  Aufwand  von  2721221  -+-4679 000  = 7 400 2 2 1 M. ergibt.  Damit 
war  der  Industriehafen  im  Jahre  1902  in  seiner  ursprünglich 
projektierten  Größe  vollendet.  Der  inzwischen  fortschreitende, 
rege  Absatz  von  Plätzen  gab  jedoch  schon  vor  Vollendung  des 
Ausbaues  des  linken  Ufers  Anlaß,  eine  weitere  Ausdehnung  ins 
Auge  zu  fassen.  Als  Erweiterung  mußte  in  erster  Linie  der 
zwischen  dem  Hochwasserdamm  und  dem  linksseitigen  Ufer  des 
Altrheins  vom  Querdamm  bis  zur  Ausmündung  in  den  Rhein 
gelegene  Teil  der  Friesenheimer  Insel  mit  einem  verwendbaren 
Gebiet  von  rund  150  ha  und  einer  Länge  von  3 km  in  Betracht 
kommen.  Auch  dieses  Gelände  in  städtischen  Besitz  zu  bringen, 
ist  schon  jetzt  angelegentliche  Sorge  der  Stadtverwaltung. 

Die  Vergebung  der  Plätze  erfolgt  zum  .Selbstkostenpreis  des 
Geländes,  der  durch  die  Verteilung  der  Uferbefestigungskosten  auf 
Plätze  von  größerer  und  geringerer  Tiefe  erheblich  schwankt  und 
von  5—16  M.  pro  qm  beträgt.  Der  Verkauf  geschieht  in  der  Regel 
nur  zur  Etablierung  von  gewerblichen  LTnternehmungen,  die 
dauernd  auf  dem  Platze  zu  belassen  sind.  Diese  Vertrags- 
bestimmung wird  durch  die  Eintragung  einer  beschränkten 
persönlichen  Dienstbarkeit  sicher  gestellt.  Die  Errichtung  der 
Anlage  hat  innerhalb  eines  kurz  bemessenen  Zeitraums  zu 
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erfolgen,  so  daß  eine  Geländespekulation  ausgeschlossen  und 
auch  tatsächlich  noch  nicht  vorgekommen  ist.  Bezüglich  der 
Zahlung  des  Kaufpreises  wird  den  Unternehmern  das  weiteste 
Entgegenkommen  gewährt,  indem  ihnen  die  ratenweise  Tilgung 
des  Kaufschillings  in  10  Jahresterminen  gestattet  wird.  Bezüglich 
der  I^agerung  von  Gütern  waren  seitens  der  Staatsbehörde 
anfänglich  Beschränkungen  in  der  Weise  gemacht  worden,  daß 
nur  bestimmte  Plätze  zu  Lagerzwecken  abgegeben  werden 
durften.  Diese  Beschränkung  ist  jetzt  fallen  gelassen  worden. 
Die  Abgabe  des  Geländes  zu  l^agerz  wecken  darf  nur  mietweise 
erfolgen.  Diese  Vorschrift  ist  nur  in  einzelnen  Fällen,  wo  es 
sich  um  die  Anlage  von  Lagerhäusern  und  die  Investierung 
großer  Kapitalien  handelte,  zugunsten  des  Verkaufs  durchbrochen 
worden.  Doch  hat  sich  die  Staatsbehörde  noch  nicht  dazu  ent- 
schließen können,  diese  Beschränkung,  die  hauptsächlich  durch 
die  Befürchtung,  es  könnte  den  staatlichen  Hafenanlagen  im  In- 
dustriehafen eine  unliebsame  Konkurrenz  entstehen,  diktiert  war, 
fallen  zu  lassen.  Die  Mietzeit  ist  in  maximo  auf  io  Jahre  fest- 
gesetzt; der  Mietpreis  darf  auf  der  Bonadiesinsel  nicht  unter 
35  Pfennig,  auf  dem  übrigen  Hafengebiet  nicht  unter  50  Pfennig 
und  nicht  mehr  als  1 Mark  pro  qm  betragen. 

Die  Besiedlung  des  Industriehafens  vollzog  sich  außer- 
ordentlich rasch.  Ende  1905  waren,  nachdem  knappe  sieben 
Jahre  seit  dem  Verkaufe  des  ersten  Platzes  umflossen  waren, 
58  Industrie-  und  Handelsbetriebe  mit  einer  Geländeinanspruch- 
nahme von  463000  qm  auf  dem  rechten  Industriehafenufer, 
der  Bonadiesinsel  und  einem  kleinen  Teil  des  linken  Ufers 
angesiedelt.  Von  dieser  Fläche  waren  413000  qm  zu  Eigentum 
abgegeben  und  50000  qm  vermietet.  Der  Entwicklungsgang 
des  Industriehafens  hat  somit  trotz  der  wirtschaftlichen  De- 
pression , die  alsbald  nach  seiner  Eröffnung  einsetzte,  den 
Erwartungen  im  vollsten  Umfange  entsprochen  und  den  Be- 
weis erbracht,  daß  die  Vorsorge  der  Stadtgemeinde,  der 
Industrie  geeignete  Ansiedelungsgelegenheit  zu  bieten , wohl 
am  Platze  war.  Namentlich  aber  hat  sich  die  Voraussetzung, 
daß  ein  unmittelbares  Bedürfnis  nach  Plätzen  für  mittlere  und 
kleinere  Industrien  vorhanden  war,  als  begründet  erwiesen; 
zeigt  doch  ein  Blick  auf  die  Karte  des  Industriehafens, 
daß  Großbetriebe  bis  jetzt  nur  in  beschränktem  Umfange  vor- 
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handen  sind.  Weiter  darf  noch  des  Umstandes  Erwähnung  getan 
werden,  daß  entsprechend  der  Annahme,  die  zum  Ausbau  des 
rechten  Ufers  in  seiner  gegenwärtigen  Gestalt  geführt  hat,  sich 
dort  der  Hauptumschlagsverkehr  für  Stück-  und  Massengüter 
konzentriert  hat.  Die  Niederlassung  der  Großindustrie  hat  in 
der  Hauptsache  erst  in  den  letzten  Jahren  eingesetzt.  Besondere 
Erwähnung  verdient  die  Etablierung  von  drei  großen  Mühlen- 
etablissements. denen  noch  besondere  Begünstigungen  eingeräumt 
wurden,  um  ihre  Überführung  von  ihren  bisherigen  Standorten 
zu  erleichtern.  Damit  wird  Mannheim  für  die  Zukunft  nicht  bloß 
als  bedeutendster  Getreidespeicher,  sondern  auch  durch  eine 
bedeutende  Müllerei  eine  Rolle  spielen. 

Mit  der  Verwirklichung  des  Industriehafenprojekts  begann 
fast  gleichzeitig  die  Eingemeindungspolitik.  Die  nächste  Ver- 
anlassung gaben  die  Schwierigkeiten,  die  dem  Projekte  dadurch 
entgegenstanden,  daß  die  Eigentums-  und  Gemarkungsverhält- 
nisse des  Hafengebiets  die  .Sicherung  der  Vorteile  der  Stadt 
nicht  gewährleisteten.  Einmal  gehörte  das  linke  Floßhafen- 
ufer , die  Friesenheimer  Insel , zu  Sandhofener  Gemarkung, 
andrerseits  war  das  rechte  Ufer  größtenteils  Parzellenbesitz 
der  Käfertaler  Gemeinde  und  Bürger.  Im  Norden  aber  be- 
grenzte das  Hafengebiet  die  Fabrikkolonie  Waldhof,  ein  Bestand- 
teil der  Gemarkung  Käfertal,  der  wirtschaftlich  zu  Mannheim 
gehörte.  Man  erwog  deshalb  schon  früher  die  Eingemeindung 
Käfertals,  sowie  die  Abtrennung  der  Rheininsel  von  der 
Gemarkung  Sandhofen  und  leitete  entsprechende  Verhandlungen 
ein.  Beide  Gemeinden  bekundeten  jedoch  gegenüber  den  Be- 
strebungen der  Stadt  trotz  der  weitgehendsten  Konzessionen 
eine  prinzipielle  Abneigung  und  machten  unerfüllbare  Forde- 
rungen bezw.  Entschädigungsansprüche  geltend.  Die  Stadt- 
verwaltung beschloß,  zunächst  einen  ablehnenden  Standpunkt 
einzunehmen,  da  man  in  den  Besitz  des  zum  Hafenbau  erforder- 
lichen, großenteils  zum  Käfertaler  Gemeindegut  gehörenden, 
Geländes  auf  dem  Wege  der  Zwangsenteignung  gelangen  konnte. 
Die  Verhandlungen  über  die  Abtretung  der  Rheininsel,  die  recht 
erhebliche  Schwierigkeiten  verursachten,  wurden  jedoch  weiter 
geführt  und  die  Lostrennung  auf  Grund  der  Vereinbarungen 
durch  den  Staatsministerialentscheid  vom  21.  Mai  1895  unter 
Herabsetzung  einer  Entschädigungssumme  von  100000  Mark  auf 
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30000  Mark  genehmigt;  außerdem  übernahm  die  Stadt  die  Ver- 
pflichtung, eine  Fährverbindung  zwischen  Sandhofen  und  der 
Insel  herzustellen  und  zu  unterhalten.  Die  weiter  eingegangene 
Verpflichtung,  ein  Eisenbahnprojekt  Mannheim— Sandhofen  zu 
fördern,  wurde  durch  die  Erbauung  einer  Nebenbahn  von  dem 
Bahnhof  Waldhof  der  Großh.  hess.  Staatsbahn  nach  Sandhofen 
durch  die  Bahnhofgesellschaft  Waldhof  gegenstandslos.  Obgleich 
nun  die  Stadt  durch  diese  Abtretung  einen  Gemarkungszuwachs 
von  71649  ha,  also  nahezu  lfi  der  Gemarkungsfläche  erfahren 
hatte,  und  damit  dem  Bedürfnisse  nach  geeignetem  Industrie- 
gelände für  die  nächste  Zeit  genügt  war,  verlor  die  Stadtver- 
waltung die  Verhältnisse  in  Käfertal -Waldhof  und  die  Einge- 
meindungsabsicht nicht  aus  dem  Auge.  Tatsächlich  begann  auch 
schon  nach  kurzer  Zeit,  im  Jahre  1893,  die  Stimmung  der  Bürger 
Käfertals,  sogar  der  ortseingesessenen,  landwirtschafttreibenden, 
zugunsten  der  städtischen  Politik  umzuschlagen.  Hauptsächlich 
aber  erhoben  die  nicht  bürgerlichen  Elemente  des  Orts  eine  Reihe 
von  Vorstellungen  und  Beschwerden,  veranlaßt  durch  die  ungleiche 
Verteilung  der  Gemeindelasten,  die  überwiegend  auf  den  Schultern 
der  dortigen  Industriellen  ruhten,  deren  Interessen  jedoch  durch 
die  bürgerliche  Vertretung  des  Orts  nur  ungleich  wahrgenommen 
wurden.  Der  Stadtverwaltung  konnte  die  eigene  Initiative  Käfer- 
tals nur  erwünscht  sein,  und  sie  beeilte  sich,  auf  eine  von  der 
Mehrheit  der  Käfertaler  Gemeindevertretung  ausgehende  Vor- 
stellung vom  14.  April  1896,  die  als  eine  brauchbare  Grundlage 
für  die  Eingemeindungsverhandlungen  angesehen  werden  konnte, 
einzugehen.  Die  Folge  war  ein  Einverständnis  der  beiden  Ver- 
waltungen mit  Vorbehalten  größtenteils  zugunsten  der  ortsein- 
gesessenen Bürger  und  Gemeindebeamten  Käfertals.  Soweit 
diese  Reservatrechte  den  Bürgergenuß  betrafen,  wurden  die  Ver- 
einbarungen über  die  Ablösung  zum  Nachteil  für  die  Stadt 
durch  den  Gesetzentwurf  der  Landstände,  der  am  29.  Juni  1896 
die  landesherrliche  Sanktion  erhielt,  verschoben.  Die  Einverleibung, 
die  nach  den  Abmachungen  sofort  mit  tunlichster  Berücksichtigung 
der  bäuerlichen  Verhältnisse  vollzogen  wurde,  die  Käfertal  sofort 
in  den  Mitbesitz  aller  städtischen  Wohlfahrtseinrichtungen  setzte, 
die  den  Boden  wert  der  ein  verleibten  Gemarkung  erhöhte  und 
den  Grundbesitzern  eine  rasch  wachsende  Grundrente  schuf,  war 
auch  für  die  Weiterentwicklung  der  Stadt  von  grundlegender 
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Bedeutung.  Jetzt  erst  konnte  der  mit  gewaltigem  Aufwand  in 
Angriff  genommene  Industriehafenbau  dem  ausschließlichen  Inter- 
esse der  Stadt  dienstbar  gemacht  werden.  Ohne  die  Einver- 
leibung Käfertals  wäre  der  Hauptvorteil  des  Industriehafens  der 
Fabrikkolonie  Waldhof  ohne  jede  Gegenleistung  zugefallen,  was 
zu  einer  von  Mannheim  unabhängigen  Entwicklung  dieser  Kolonie 
hätte  führen  müssen.  Erst  durch  die  Einverleibung  der  Friesen- 
heimer  Insel  und  der  Gemarkung  Käfertals  waren  die  Vor- 
bedingungen für  eine  rasche  Entwicklung  der  Industrie  auf  dem 
bereit  gestellten  Gebiete  gegeben,  da  die  Schranken  gefallen  waren, 
welche  die  wirtschaftlich  zu  Mannheim  gehörenden  Etablissements 
rechtlich  von  der  Stadt  trennten  und  ihnen  die  Benützung  der 
städtischen  Wohlfahrts-  und  Verkehrseinrichtungen  versagten  oder 
erschwerten.  Jetzt  aber  war  den  Industriellen  die  Möglichkeit  ge- 
geben, ihre  Interessen,  die  mit  den  meisten  städtischen  zusammen- 
fielen, in  den  städtischen  Kollegien  mit  Erfolg  zu  vertreten.  Die 
Stadtgemeinde  erhielt  durch  die  Eingemeindung  von  Käfertal 
eine  Vergrößerung  der  Gemarkungsfläche  von  1776,44  ha.  Davon 
waren  790,67  ha  Waldungen.  Letztere,  sowie  84,51  ha  des  land- 
wirtschaftlich genutzten  Geländes  gehörten  der  Gemeinde  und 
vermehrten  infolgedessen  den  stadteigenen  Grundbesitz.  Außer- 
dem besaß  Käfertal  173,35  ha  Gelände  auf  Mannheimer  Gemar- 
kung, das  ebenfalls  an  die  Stadt  fiel.  Die  Steuerkapitalien  der 
Stadt  erhielten  durch  die  Einverleibung  folgenden  Zuwachs: 

a.  Grund-  und  Häusersteuerkapitalien  . 5193530  M. 

b.  Gewerbesteuerkapitalien 4229480  > 

c.  Einkommensteueranschlag  3 fach  . . 3021050  > 

d.  Kapitalrentensteuer  3/io 442065  ^ 

12886125  M. 

Besonders  wichtig  war  die  Eingemeindung  des  Vorortes 
auch  für  die  notwendig  gewordene  Erweiterung  des  städtischen 
Wasserwerks  im  Käfertaler  Wald,  der  bis  dahin  die  dortige 
Gemeindevertretung  die  größten  Schwierigkeiten  entgegengesetzt 
hatte,  indem  sie  alle  Vorschläge  der  Stadtverwaltung  als 
unannehmbar  bezeichnete.  Der  für  Käfertal  brennend  gewor- 
denen Kanalisationsfrage.,  auf  deren  Lösung  die  staatlichen 
Verwaltungsbehörden  nach  dem  Vollzug  der  Eingemeindung 
unablässig  drängten , w'urde  alsbald  durch  ein  umfassendes 
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Kanalisationsprojekt  näher  getreten  und  das  Netz  dem  städti- 
schen angeschlossen. 

Auch  mit  der  im  Süden  der  Stadt  gelegenen  Gemarkung 
Neckarau  bestanden  schon  früher  wirtschaftliche  Beziehungen. 
Dort  entstanden  im  Jahre  1873  die  Hartgummi  Warenfabriken, 
die  zweifellos  zu  dem  Industriezentrum  Mannheim  gezählt 
werden  mußten.  Das  Neckarauer  Industrieviertel  — die  soge- 
nannte Fabrikstation  — hing  auch  baulich  mit  Mannheims 
Vorstadtteil,  der  Schwetzingervorstadt,  zusammen,  so  daß  die 
Verhältnisse  auf  die  Notwendigkeit  der  Verschmelzung  beider 
Gemeinwesen  gebieterisch  hinwiesen.  Die  Stadtverwaltung  trat 
jedoch  an  die  Eingemeindungsfrage  erst  im  Jahre  1896  heran, 
nachdem  die  Vereinigung  allerdings  schon  früher,  namentlich 
von  den  auf  der  Neckarauer  Gemarkung  ansässigen  Fabrik- 
unternehmungen angestrebt  worden  war.  Die  Stadtverwaltung 
hatte  jedoch  so  lange  kein  erhebliches  Interesse  an  der  Ein- 
gemeindung des  Vororts,  als  sich  die  Entwicklung  beider 
Gemeinwesen  nicht  in  der  entgegengesetzten  Richtung  be- 
wegte, und  Neckarau  noch  vorwiegend  ländlichen  Charakter 
zeigte.  Ein  abwartender  Standpunkt  konnte  um  so  mehr  einge- 
nommen werden,  als  durch  die  Einverleibung  Käfertals  und  der 
Rheininsel  Industrigelände  für  die  nächste  Zeit  in  ausreichendem 
Umfange  geschaffen  war.  Die  Einleitung  der  Eingemeindungs- 
verhandlungen wurde  von  Neckarauer  Bürgern  angestrebt.  Das 
Ergebnis  war  jedoch  zunächst  ein  negatives,  obgleich  die  Stadt 
von  Anfang  an  das  größte  Entgegenkommen  zeigte  und  den 
Wünschen  der  Neckarauer  Bürger  nach  Möglichkeit  Rechnung 
zu  tragen  bestrebt  war.  Die  Neckarauer  Gemeindevertretung 
schätzte  die  Erhaltung  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Selb- 
ständigkeit noch  zu  hoch,  als  daß  sie  diese  gegen  die  Vorteile  der 
Zugehörigkeit  zu  einer  Großstadt  eintauschen  wollte.  Namentlich 
bedingte  die  gewaltig  emporstrebende  Industrie  des  Ortes  eine 
rapide  Erhöhung  der  Steuerkapitalien,  die  in  einer  starken  Ver- 
minderung des  Umlagefußes  und  einer  Steigerung  der  Boden  werte 
zum  Ausdruck  kam.  Den  überwiegenden  Gewinn  aus  dieser  Entwick- 
lung heimste  allein  der  landwirtschaftliche  Teil  der  Bevölkerung 
ein,  der  am  Aufbringen  der  Gemeindelasten  am  wenigsten  beteiligt 
war,  dem  aber  eine  wachsende  Grundrente  mühelos  in  den  Schoß 
fiel.  Die  Einwohnerzahl  stellte  sich,  wie  folgt,  zusammen: 
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Die  Wiederaufnahme  der  Verhandlungen  wurde  von  dritter, 
bisher  unbeteiligter  Seite,  veranlaßt.  Im  Jahre  1895  hatten  sich 
die  auf  der  zur  Seckenheimer  Gemarkung  gehörenden  Rheinau 
gegründeten  Fabriken  > Rheinau  Akt.-Gesellschaft  für  Chemische 
Industrie«  und  »Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  Rheinau« 
zum  Bau  eines  Hafenkanals  vereinigt.  Der  Ausbau  und  die 
Erweiterung  des  auf  der  Gemarkung  Neckarau  und  Seckenheim 
liegenden  Hafens  und  Hafengeländes  vollzog  sich,  nachdem  der 
Hafenbetrieb  schon  nach  einer  Bauperiode  von  1 Jahr  eröffnet 
werden  konnte,  sehr  schnell  und  erstreckte  sich  innerhalb  kurzer 
Zeit  bis  an  die  Südgrenzen  des  Neckaraucr  Wohngebietes.  Den 
bezeichneten  Gesellschaften  stand  die  Zugehörigkeit  zu  zwei 
überwiegend  ländlichen  Gemeinwesen  sowie  zu  zwei  Amtsbezirken 
äußerst  hemmend  im  Wege.  Sie  wurden  deshalb  am  19.  Januar 
1898  bei  dem  Großh.  Ministerium  des  Innern  dahin  vorstellig, 
nach  Abtrennung  von  Teilen  der  Gemeinden  Seckenheim  und 
Neckarau  eine  selbständige  Gemeinde  Rheinau  zu  bilden  und 
diese  dem  Amtsbezirk  Mannheim  zuzuweisen. 

Das  Ministerium  hielt  zwar  mit  Erlaß  vom  7.  Februar  1898 
eine  Änderung  des  bestehenden  Zustandes  im  Interesse  der  Gesell- 
schaften für  wünschenswert,  war  jedoch  der  Meinung,  daß  die 
Bildung  einer  neuen  Gemeinde  nicht  zweckmäßig,  und  daß  es 
Sache  der  Gemeinden  sei,  mit  Vorschlägen  hervorzutreten.  Die 
Stadtverwaltung  nahm  deshalb  Veranlassung,  auf  die  Anregung 
des  Ministeriums  einzugehen,  da  sie  in  der  Eingemeindung  des 
Rheinaugebietes  die  beste  Lösung  der  obwaltenden  Schwierig- 
keiten sah,  andrerseits  aber  auch  den  Zeitpunkt  für  gekommen  hielt, 
die  Eingemeindungsverhandlungen  mit  Neckarau  wieder  aufzu- 
nehmen und  eventl.  mit  denen  der  Rheinau  zu  verbinden.  Neckarau 
war  in  kurzer  Zeit  zu  einem  Fabrikort  emporgewachsen,  für  den  die 
bestehenden  ländlichen  Einrichtungen  nicht  mehr  genügten.  Der 
Vorort  zählte  22  Fabrikbetriebe  der  verschiedensten  Branchen  und 
rund  3000  Arbeiter.  Die  Notwendigkeit  einer  nur  mit  ganz  bedeuten- 
den Mitteln  auszuführenden  Umgestaltung  der  Verhältnisse,  wie  sie 
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teilweise  die  polizeiliche  Aufsichtsbehörde  und  die  öffentliche  Mei- 
nung dringend  verlangte,  schien  die  Verhandlungen  erleichtern  zu 
wollen.  Zudem  entschloß  sich  die  Stadt  Mannheim  von  vornherein 
dazu,  die  Gegenleistungen  an  die  Gemeinde  möglichst  hoch  anzu- 
setzen und  ihr  den  bisherigen  Umlagefuß  von  30  Pfennig  bis  zu 
dem  Zeitpunkte  zu  belassen,  in  dem  die  Ausgaben  der  Stadt  für 
Kanalisation,  Wege,  Wasserversorgung,  Beleuchtung,  Friedhof, 
Krankenhaus  und  Schulhausbauten  den  Betrag  von  700000  Mark 
erreichten.  Diesen  Vorschlägen  trat  jedoch  die  Gemeinde  Neckarau 
mit  erheblich  größern  Forderungen  gegenüber,  unterstützt  durch 
die  Staatsbehörde,  die  die  Neckarauer  Interessen  mit  allem  Nach- 
druck vertrat.  Insbesondere  sollte  die  gedachte  Summe  auf  eine 
Million  erhöht,  eine  Reihe  der  bedungenen  Einrichtungen  sofort 
ausgeführt,  und  die  Anwartschaft  auf  den  Bürgergenuß  bis  1905 
ausgedehnt  werden.  Als  Ablösungsrente  wurde  der  Betrag  von 
2,50  Mark  pro  ar  verlangt.  Die  Stadtverwaltung  ging  auf  diese 
Vorschläge  ein,  obgleich  die  unmittelbaren  Vorteile  auf  Neckarauer 
Seite  waren.  Die  Stadt  erhielt  zwar  durch  die  Einverleibung 
einen  Steuerkapitalzuwachs  von  20500000  Mark  und  eine  be- 
deutende Erhöhung  des  gemeindeeigenen  Grundbesitzes,  dafür 
aber  auch  die  Verpflichtung,  Neckarau  sofort  in  den  Genuß  der 
kommunalen  Einrichtungen  und  Bequemlichkeiten  einer  Großstadt 
zu  setzen,  die  die  städtische  Wirtschaft  stark  in  Anspruch  nehmen 
mußte.  Die  Eingemeindung  erhielt  die  gesetzliche  Sanktion  am 
9.  August  1898.  An  Grundbesitz  fielen  der  Stadt  zu  371  ha  33  ar 
30  qm.  Davon  waren  145  ha  69  qm  mit  dem  Allmendgenuß)  der 
Ortsbürger  belastet.  Die  Gemarkung  der  Stadt  vergrößerte  sich 
durch  die  Einverleibung  um  1730  ha.  Hochanzuschlagen  war  auch 
der  Erwerb  des  Neckarauer  Waldes  mit  98,85  ha,  der  die  südliche 
Fortsetzung  der  Stephanienpromenade  bildet,  die  zu  einer  der 
reizvollsten  städtischen  Promenaden  mit  Fahr-  und  Radfahrwegen 
ausgestaltet  ist.  Dieser  Erwerb  bot  der  Stadt  die  günstige  Ge- 
legenheit, den  Neckarauer  Wald  in  einen  Waldpark  umzuwandeln, 
der  der  Bevölkerung  schon  heute  eine  der  beliebtesten  Erholungs- 
stätten bietet.  Weniger  befriedigend  waren  die  Verhandlungen 
der  Stadt  mit  der  Gemeinde  Seckenheim  bezüglich  der  Abtretung 
der  Rheinau.  Nach  den  verschiedenen  Versuchen,  eine  geeignete 
Lösung  der  Frage  herbeizuführen,  schlug  die  Stadt  vor,  Rheinau 
als  Nebenort  Mannheims  zu  konstituieren  und  eventl.  zusammen 
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mit  Seckenheim  dem  Stadtgebiet  einzuverleiben.  Die  Schwierig- 
keiten wurden  auch  durch  diesen  Vorschlag  nicht  beseitigt,  da 
die  Gemeinde  Seckenheim  den  Zeitpunkt  für  die  Aufgabe  ihrer 
Selbständigkeit  noch  nicht  für  gekommen  hielt,  wenn  sie  sich 
auch  der  Erkenntnis  nicht  verschließen  konnte,  daß  sie  in  die 
Interessensphäre  Mannheims  falle  und  die  Entwicklung  früher 
oder  später  nicht  mehr  aufhalten  könne.  Infolge  dieser  Aussichts- 
losigkeit der  Verhandlungen  gab  die  Großh.  Regierung  die 
Absicht  einer  zwangsweisen  Einverleibung  der  Rheinau  mit 
Mannheim  kund,  da  das  Bezirksamt  die  Vereinigung  als  im 
öffentlichen  Interesse  für  geboten  erachtete.  Die  Stadtverwaltung 
erhob  jedoch  gegen  dieses  Vorhaben  unter  ausführlicher  Dar- 
legung des  Sachverhalts  Protest.  Die  Folge  war,  daß  Mannheim 
bei  den  spätem  Verhandlungen  nicht  mehr  gehört,  die  Rheinau 
als  Nebenort  Seckenheims  konstituiert  und  Seckenheim  dem  Bezirk 
Mannheim  zugeteilt  wurde. 

Auch  die  neuerdings  wieder  aufgenommenen  Verhand- 
lungen bezüglich  der  Eingemeindung  der  Rheinau  sind  noch 
nicht  zum  Abschluß  gelangt;  doch  wird  die  Verschmelzung  mit 
Mannheim  nur  mehr  eine  Frage  der  Zeit  sein. 

Mannheim  hatte  im  Jahre  1892  eine  Gemarkungsfläche  von 
2384  ha;  durch  die  Gebietserweiterungspolitik  innerhalb  eines 
knappen  Jahrfünfts  erhielt  es  eine  Vergrößerung  seiner  Gemarkung 
um  4223  ha,  d.  h.  die  Stadt  besitzt  heute  eine  Gemarkung  von  6607  ha. 
Damit  nimmt  Mannheim  unter  45  im  XII.  Jahrgang  des  statistischen 
Jahrbuchs  aufgeführten  Großstädten  den  7.  Rang  ein.  Größere 
Gemarkungsflächen  haben  nur  Cöln  mit  1 1 1 1 7 ha,  Frankfurt  mit 
9378  ha,  Hamburg  mit  7699  ha,  München  mit  8696  ha,  Stettin 
mit  6715  ha,  Straßburg  mit  7828  ha. 

Das  Stadtgebiet  zeigt  die  Gestalt  eines  von  Norden  nach  Süden 
langgestreckten  Halbmondes,  dessen  Enden  gegeneinanderneigend 
die  Gemarkung  Feudenheim  umschließt.  Die  Entwicklung  und  Er- 
weiterung nach  dieser  Richtung  war  durch  die  geographische  Lage 
bedingt;  die  Ausdehnung  war  nach  Westen  durch  den  die  bayerische 
Grenze  bildenden  Rhein,  nach  Nordosten  durch  die  hessische 
Grenze  aufgehalten.  Von  einer  Kreisfläche  mit  9 km  Radius 
besitzt  Mannheim  über  den  4.  Teil.  Teilt  man  die  Kreisfläche 
in  neun  konzentrische  Kilometerringe,  so  gestaltet  sich  der  Anteil 
der  städtischen  Gemarkung  an  den  einzelnen  Ringen  wie  folgt: 
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Ring 

Flächen- 
maß des 
Rings 

ha 

Davon 
städt.  Ge- 
markung 

ha 

Die  städt  | 
Gemarkung 
in  0/0  des 
Rings 

j Ring 

Flächen- 
maß des 
Rings 

ha 

Davon 
städt.  Ge- 
markung 

ha 

Die  städt. 

Gemarkung 
in  °/<>  des 

Rings 

1 

3M 

3M 

IOO 

Über- 

trag 

7 754 

4 702 

2 

943 

725 

76,88 

6 

3 456 

949 

27.43 

3 

1 57° 

I 020 

64,96 

7 

4 084 

723 

17,40 

4 

2 200 

I 209 

54.95 

8 

4712 

222 

4,71 

5 

Über- 

trag 

2827 

1 434 

50,72 

9 

5 34i 

1 1 

0,18 

7 754 

4 702 

1 

25  447 

6 607 

25.95  % 


Die  städtische  Gemarkung 
ist,  wie  aus  dieser  Tabelle  her- 
vorgeht, recht  vorteilhaft  zur 
Stadtmitte  gelegen,  da  2/3  der 
Fläche  und  namentlich  sämt- 
liche Vororte  auf  die  fünf 
ersten  Kilometerringe  fallen. 

Die  Bevölkerungszunahme 
hatte  mit  dieser  Gemarkungs- 
erweiterung nicht  gleichen 
Schritt  gehalten.  Die  Gemar- 
kungsfläche hatte  von  1890 
bis  1902  um  177%.  die  Be- 
völkerungszahl dagegen  nur 
um  84%  zugenommen.  Das 
Verhältnis  von  Gemarkungs- 
fläche und  Bevölkerungszahl 
ist  aus  nebenstehender  graphi- 
scher Darstellung  und  nach- 
folgender Tabelle  ersichtlich. 

■ Zunahme  der  Gemarkungsfläche  j 

« '«  Bcvülkerungszahl  > in  °,0 

- - - - » des  Kopfteil*  ) 
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J a h r 

J 

Gemarkungs- 
fläch c 

Prozentuale 

Zunahme 

! Bevölkerungs- 
zahl 

Prozentuale 

Zunahme 

Kopfteil  an 
der  Gemar- 
kungsfläche 

Prozentuale 
Zu- (+)  und 
! Abnahme  (— ) 

°/o 

% 

1890 

2384 

— 

79  OOO 

_ 

3 >° 

1891 

2384 

— 

83  800 

6 

284 

- 9*> 

1892 

y> 

— 

84  OOO 

6,3 

283 

“ 9.5 

1893 

» 

— 

86  500 

9 »5 

275 

1 ~,2’7 

1894 

— 

88  500 

12,0 

270 

— >4 

1895 

3100 

30 

91  100 

>5.3 

340 

■+*  9,7 

I 896 

i> 

93  700 

16,6  | 

330 

-+-  6,4 

1897 

4876 

104 

106  500 

35,0: 

458 

-+-  4,8 

1898 

4876 

— 

1 12  700 

42,6 

430 

+39 

1899 

6607 

>77 

129  300 

63,6 

5 10 

“+-64,5 

I9OO 

— 

14 1 400 

79,0 

468 

-+-5° 

I9OI 

— 

146  500 

85,0 

452 

-+-46 

1902 

— 

145  800 

84 

455 

-4-46 

1 

149  800 

Der  Benutzungsart  nach  setzte  sich  das  Stadtgebiet,  wie 


folgt,  zusammen: 

Häuser,  Hofraum  und  Hausgärten  . 582,12  ha 

Wege,  Straßen,  Bahnen 519,56  •■> 

Offene  Gärten  und  Parkanlagen  . . 84,39 

Begräbnisplätze 30,04  ^ 

Wasserfläche 612,32 

Sonstige 4778,67  * 


6607,10  ha 

Die  durch  die  industrielle  Entwicklung  bedingte  Ver- 
schiebung der  wichtigsten  Kulturarten  des  Stadtgebiets  zeigt 
folgende  Gegenüberstellung : 
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Links  des  Neckars 

Kulliirartcn 

1894 

1902 



ha 

ar 

qm 

ha 

ar 

qm 

a.  Hofraiten  und  Hausgärten 

203 

»5 

5» 

95 

1 1 

b.  Industrieplätze  .... 

c.  Öffentliche  Wege,  Plätze, 

28 

50 

16 

3. 

24 

34 

Bahnen  

266 

39 

30 

298 

2 1 

20 

408 

4 

97 

* 

40 

65 

Rechts  des  Neckars 

Neckarau 

Kulturarten 

1894 

1902 

t 

894 

1902 

ha 

ar 

qmj 

ha 

ar 

qm 

1 

ha  ar 

qm 

ha 

ar 

qm 

a. 

i • 

Hofraiten  und  Haus* 
gärten  ..... 

*35 

25 

92  i 

224 

S4 

64 

61 

26 

102 

«3 

24 

b. 

IndustrieplUtze . 

4 

92 

29 

80 

28 

93 

62 

53 

98 

23 

c. 

Öffentliche  Wege. 

Plätze,  Bahnen 

213 

68 

44 

228 

66 

97 

93 

60 

35 

107 

1 1 

21 

1 

353 

86 

65 

533 

26 

09 

161 

15 

23 

263 

- 

68 

Die  absolute  Vermehrung  der  Kulturarten  beträgt  innerhalb 
dieses  Zeitraums 


Bei 

Kulturart 

Links 

des  N< 

?ckars 

qm 

t 

Rechts  des  Neckars  Neckarau 

li 

ha 

ar 

ha 

ar 

qm 

ha 

ar 

qm 

a. 

52 

79 

60 

; 88 

76 

92 

' 37 

5' 

98 

b. 

2 

74 

18 

- . 
/ 5 

('3 

99 

5» 

4 

61 

c. 

3« 

81 

90 

'4 

98 

53 

«3 

5° 

86 

8: 

35 

68  179 

39 

44 

102 

5 

45 
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Die  prozentuale  Steigerung  beträgt: 


Zu 

K u 1 1 u r a r t 

Links 

des  Neckars 

Rechts 

; des  Neckars 

1 

Neckarau 

a. 

2,6  ° o 

07,1  0 0 

58°/o 

b. 

9,6  > 

•536 

1700  > 

c. 

1 1,9  . 

7 * 

t 

*4  * 

Die  größte  Verschiebung  der  Kulturart  b,  auf  die  es  bei 
der  Betrachtung  ankommt,  hat  sich  in  dem  Vorort  Neckarau  und 
auf  dem  rechten  Neckarufer  vollzogen.  Die  obigen  Zahlen  zeigen 
die  Sprunghaftigkeit  der  industriellen  Entwicklung  in  den  markan- 
testen Ziffern.  Die  geringste  Verschiebung  bezüglich  sämtlicher 
Kulturarten  zeigt  die  Altstadt.  ^ 

Diese  gewaltige  Verschiebung  zugunsten  der  industriellen 
Entwicklung  der  Stadt  blieb  naturgemäß  nicht  ohne  Einfluß  auf 
den  Stand  der  Steuerkapitalien,  die  von  455301375  M.  im  Jahre 
1894  auf  961  318310  M.  im  Jahre  1905  emporschnellten  und  sich, 
wie  folgt,  zusammensetzten: 

Grund-  und  Häusersteuer  . 237541660  M. 

Gewerbesteuer 320303450  » 

Kapitalrentensteuer  . . . 326730850  » 

Einkommensteuer.  . . . 76742350  » 

zusammen:  961318310  M. 

Die  Bevölkerungszahl  des  Stadtgebietes  war  von  79000  im 
Jahre  1890  auf  rund  162000  im  Jahre  1905  gestiegen. 

Ein  interessantes  Bild  zeigt  auch  die  Gestaltung  der  Ein- 
kommensverhältnisse der  Bewohner  des  Stadtgebietes,  deren 
Veränderung  innerhalb  des  letzten  Dezenniums  in  der  Tabelle 
auf  Seite  23  dargestellt  ist. 

Die  Einkommensverhältnisse  zeigen  demnach  ein  sehr  erfreu- 
liches Bild.  Es  entfallen  auf  ein  Einkommen  von  900 — 3000  M. 
im  Jahre  1902  63,5%  sämtlicher  Pflichtigen.  Dieser  Prozentsatz 
hatte  noch  im  Jahre  1892  42,1%,  1896  47,2%,  1900  58,6%  und 
1901  6i,70/0  betragen.  Die  Einkommensverhältnisse  bewegen  sich 
demnach  in  einer  stark  aufwärtsstrebenden  Linie. 
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Einkorn  mens  teuer  Verhältnisse. 


Steuer- 

klassen 

Pflichtige  1892 

Von  100  Pflichtigen  kommen 
auf  nebenst.  Gruppen 

0 

0 

00 

0 

tc 

f 

c 

Von  100  Pflichtigen  kommen  1 
auf  nebenst.  Gruppen  1 

Pflichtige  1898 

c 

« 

5 = 

O 1 

-*  s-i 
s<§ 

.a0  1 

• I 

0.  w 
£ 

— ; O 

jj“  <■> 
— « 1 

8 

c £ | 
> 

Pflichtige  1900 

O 

£ t j 

C i 

ä«! 
— 1 • 

— w . 

0 £ 

2 j 

0 s 
0 _ 

- 3 

c 13 

£ 

Pflichtige  1 902 

Von  100  Pflichtigen  kommen 
auf  nebenst.  Gruppen 

0 0 

°/° 

•/.  j 

°'o  j 

° 0 

500 

— 

— 

871 

3.4 

1 

- ; 

1075 

1026 

2.4 

<>00-  900 

— 

— - 

938  1 

39.5 

— 

10914 

27,6 

9<>42  2 

2.5 

IOOO-  1 500 

7922 

30,8 

16509 

41.8 

18836  43.9 

1 600-  3000 

j 9839 

42.1 

4‘«3 

16.3 

P“4* 

50.93 

6623 

16.9 

8398  19,6 

3 1 00-  1 0000 

— 

2144 

10.3 

3455 

5.8 

3896 

9.1 

10500-  20000- 

407 

i,b 

“ 

501 

»o 

| 569 

••3 

20500-  49000 

— 

j 195 

0.8 

282 

| °'7 

i 328 ! 

0.8 1 

50000-  100000 

— 

5° 

0.2 

— 

«5 

0.2 

ltl 

0.3 

100000-  200000 

— 

' 28 

0.2 

■ ~ 

— 

43 

j 0.1 

4 ! 

200000-  500000 

— ■ 

8 

1 0.1 

— 

1 2 

0.1 

21  1 

0.2 

500000- JOOOOOO 

— 

* 

— 

(> 

5 

darüber 

1 

5 

— 

■> 

1 — 

3 

Im  Großherzogtum  Baden  betrug  der  Satz  für  die  Einkommen 
von  900 — 3000  M.  1898  35,58%. 

Ein  paar  Zahlen  mögen  auch  die  Bedeutung  illustrieren,  die 
Mannheim, dessen  Einwohnerzahl  1903  7,58%  der  badischen  Gesamt- 
bevölkerung betrug,  im  badischen  Staatshaushalt  zukommt.  Mann- 
heim brachte  auf  im  Jahre  1903  19,53%  des  gesamten  badischen  Ein- 
kommensteuerkapitals, 15,80%  des  Häusersteuerkapitals,  28,70  ° 0 
des  Gewerbesteuerkapitals.  15,15%  der  Kapitalrentensteuer.  Der 
Sollbetrag  der  Einkommensteuer  — 1 952  158  M.  — aus  der 

Stadt  Mannheim  betrug  im  gleichen  Jahre  2 1 % des  gesamten 
badischen  Einkommensteueraufkommens.  Das  Gesamtaufkommen 
an  direkten  Steuern  — 3012924  M.  — war  fast  18%  des 
Gesamtaufkommens  von  Baden.  Außerdem  flössen  aus  Mann- 
heim 20%  sämtlicher  badischen  Eisenbahneinnahmen,  d.  h.  von 
71  254  270  M.  14  338  658  M. 
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Die  Entwicklung  der  Industrie  auf  der  neugeschaffenen 
Grundlage  mag  aus  folgenden  Daten  ersehen  w-erden.  Es  betrug 
die  Zahl  der  Gewerbebetriebe,  soweit  sie  der  Fabrikinspektion 
unterstehen : 


1896 

1904 

Betriebe 

Arbeiter 

Betriebe 

Arbeiter 

i 

367  ! 17  57« 

• 

718 

24  836 

Die  Zahl  dieser  industriellen  Betriebe  hat  demnach  von 
1896 — 1904  um  95,6%,  die  Zahl  der  darin  beschäftigten  Arbeiter 
um  41%  zugenommen.  Der  Unterschied  in  der  Zunahme  der 
Zahl  der  Betriebe  und  Arbeiter  ist  durch  die  Vermehrung  zahl- 
reicher kleinerer  Betriebe  mit  Motorenverw'endung  zu  erklären, 
die  in  jüngster  Zeit  der  Fabrikinspektion  unterstellt  wurden  und 
die  Zahl  von  468  erreichen.  Im  folgenden  geben  w'ir  noch  eine 
Übersicht  über  die  Gew^erbegruppen  nach  der  Zahl  der  Betriebe 
und  Arbeiter.  Vgl.  Jahresbericht  der  Mannheimer  Handels- 
kammer für  1904. 


Gewerbegruppe 

I 

! 

Betriebe 

1896 

1 

Betriebe 

«904 

Arbeiter 

1896 

Arbeiter 

1904 

1 

Bergbau.  Hüttenwesen,  Bri- 
kettfabrikation .... 

2 

5 

'23 

064 

Industrie  der  Steine  und 
Erden 

7 

■7 

887 

712 

Metallverarbeitung,  Eisen- 
gießereien   

33 

62 

j 1530 

1927 

Industrie  der  Maschinen  und 
Instrumente 

37 

i 

*7 

/ “ 

3803 

8426 

Chemische  Industrie  . . . 

1 2 

•4 

1722 

1523 

Industrie  der  Leuchtstoffe, 
Fette,  Seifen,  Öle.  . . 

17 

■7  ! 

474 

608 

Übertrag  . . 

108 

187  8539 

• 

13760 
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Gcwer  begruppe 

Betriebe 

1896 

Betriebe 

1904 

Arbeiter 

189O 

Arbeiter 

1904 

Übertrag  . , 

108 

i87 

1 

«539  i 13760 

Textilindustrie 

9 

I 2 

468 

806 

Papierindustrie 

7 

13 

265 

54« 

Leder-  und  Gummiindustrie 

6 

" 

1472 

2448 

Industrie  der  Holz-  und 
Schnitzstoffe  .... 

24 

56 

868 

1509 

Xahrungs-  und  Genußmittel- 
industrie   

128 

184 

2640 

2885 

Bekleidung  und  Reinigung 

20 

i*5 

742 

1623 

Baugewerbe 

49 

3i 

2102  • 498 

Polygraphische  Gewerbe  . 

1 6 

35 

4«3 

742 

3°/ 

7 1 4 

i 

17579  1 24836 

Eine  bemerkenswerte  Zunahme  zeigt  nach  obiger  Tabelle 
die  Metall-  und  Maschinenindustrie,  einen  noch  auffallenderen 
Rückgang  das  Baugewerbe,  das  durch  die  akute  Wohnungskrise 
im  Jahre  1902  empfindlich  getroffen  wurde  und  von  da  an  seine 
Entwicklung  stark  verlangsamte. 


Zweiter  Abschnitt. 


Die  Wohnungsfürsorge  i.  w.  S. 

I.  Kapitel. 

Die  Bodenpolitik. 

Wird  die  Entwicklung  eines  Gemeinwesens  schon  durch 
Lage  und  Grüße  der  Gemarkung  in  einschneidender  Weise  beein- 
flußt, so  wird  sie  es  nicht  minder  auch  durch  die  Grundbesitz- 
verhältnisse innerhalb  des  Gemeindegebiets. 

Es  ist  oben  schon  darauf  hingewiesen  worden,  daß  die 
Niederlassung  der  Industrie  unter  anderem  durch  einen  billigen 
Preis  des  Industriegeländes  begünstigt  werden  kann.  Nicht 
minderen  Einfluß  wird  der  Geländepreis  auf  Unterbringung  der 
Bevölkerung  des  Stadtgebietes  ausüben,  denn  der  Bodenpreis 
findet  im  Mietzins  seinen  deutlichsten  Ausdruck.  Bezüglich  der 
Industrie  hat  die  Stadtgemeinde  die  aus  der  Steigerung  der 
Bodenwerte  resultierenden  Nachteile  dadurch  unschädlich  machen 
können,  daß  sie  ilir  Gelände  zu  dem  Selbstkostenpreis  überließ. 

Wie  weit  es  ihr  gelang,  auch  bezüglich  des  sonstigen  Bau- 
geländes die  private  Spekulation  in  gewissen  Grenzen  zu  halten, 
wird  später  noch  erörtert  werden. 

Die  Stadt  Mannheim  sicherte  sich  einen  Einfluß  auf  die 
Gestaltung  des  Geländepreises  zunächst  durch  das  eifrige 
Bestreben,  möglichst  umfassenden  Grundbesitz  in  ihrer  Hand  zu 
vereinigen,  um  durch  ihr  Angebot  zu  verhüten,  daß  die  Bäume 
der  Privatspekulation  in  den  Himmel  wachsen.  Die  Stadt  hatte 
schon  zu  Beginn  des  Jahrhunderts  größere  Flächen  landwirt- 
schaftlich genutzten  Geländes,  das  durch  die  Schleifung  der 
Festungswerke  im  Flächenmaß  rund  685  ha  68  a 28  qm  betrug. 
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Davon  entfielen  auf: 

Hausgrundstücke 

landwirtschaftliche  Grundstücke  . 

Nutzplätze 

Promenaden  und  Anlagen . . . 

freie  Plätze 

Straßen  und  Gehwege  . . . . 

Feldwege 


27 


ha 

ar 

qm 

8 

38 

35 

432 

92 

85 

9.5 

47 

26 

44 

4 

99 

7 

33 

40 

56 

96 

25 

94 

47 

685 

68 

28 

Der  Erwerb  der  folgenden  Jahre  war  teils  bedingt  durch 
den  Übergang  des  gemeindeeigenen  Grundbesitzes  der  Vororte, 
teils  erfolgte  er  durch  Ankauf  und  in  nicht  unerheblichem 
Umfange  durch  Expropriation,  eine  Erwerbungsart,  die  haupt- 
sächlich beim  Industriehafenbau  zur  Anwendung  kam.  Die  Ein- 
verleibungen brachten  der  Stadt  den  größten  Zuwachs  an 
gemeindeeigenem  Besitz.  Der  im  Gemeindecigentum  der  Vor- 
orte stehende  Grundbesitz  war  teilweise  mit  öffentlich  rechtlichen 
Nutzungsrechten  belastet  (Allmendliegenschaften),  die  nach  den 
Einverleibungsgesetzen  der  Ablösung  unterliegen  und  nach  dem 
Tode  der  Nutzungsberechtigten  erlöschen.  Der  Kreis  der  letzteren 
ist  durch  folgende  Bestimmungen  festgelegt: 

§ 3 des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1896  über  die  Einver- 
leibung Käfertals : 

:>  Denjenigen  Bürgern  von  Käfertal,  welche  sich  zur  Zeit 
der  Einführung  dieses  Gesetzes  im  Bürgergenuß  befinden,  oder 
eine  rechtliche  Anwartschaft  darauf  besitzen  und  das  Einkaufs- 
geld nach  Maßgabe  des  $ 37  des  Bürgerrechtsgesetzes  entrichtet 
haben  bezw.  entrichten,  wird  dieser  Genuß  auch  ferner  gestattet; 
die  freiwerdenden  Anteile  aber  fallen  der  Stadtgemeinde  anheim. 

§ 3 des  Gesetzes  vom  9.  August  1898  über  die  Ein- 
gemeindung Neckaraus: 

»Denjenigen  Bürgern  von  Neckarau,  welche  sich  am 
31.  Dezember  1898  im  Bürgergenuß  von  Neckarau  befinden 
oder  eine  rechtliche  Anwartschaft  darauf  besitzen  (25  Jahre  alt 
und  Ortsbürger  sind)  und  das  Einkaufsgeld  nach  § 37  des 
Bürgerrechtsgesetzes  entrichtet  haben  bezw.  entrichten,  sowie 
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denjenigen  Bürgerssöhnen,  welche  bis  zum  31.  Januar  1905  die 
Voraussetzungen  des  § 106  der  Gemeindeordnung  nachweisen. 
wird  der  Bürgergenuß  auch  ferner  gestattet.  Die  hiernach  frei- 
werdenden Anteile  fallen  der  Stadtgemeinde  anheim.« 

Die  Ablösung  selbst  kann  durch  Umwandlung  unbelasteten 
Gemeindeguts  in  Allmendgut  oder  durch  Rentenzahlung  erfolgen, 
bedarf  aber  des  Nachweises  eines  öffentlichen  Interesses.  An 
Stelle  der  gesetzlich  normierten  Zustimmung  der  Genußberech- 
tigten tritt  nach  den  Einverleibungsgesetzen  die  Genehmigung 
des  Bürgerausschusses  und  der  Staatsbehörden. 

Die  Stadt  Mannheim,  die  bis  zu  den  Eingemeindungen 
Allmendgrundstücke  überhaupt  nicht  besessen  hatte,  erhielt  durch 
die  Eingemeindung  Neckaraus  eine  Grundbesitzerweiterung  von 


371,33  ha,  durch  die  Käfertals  von 

1048  ha.  Davon 

waren  in 

Neckarau  145  ha,  in  Käfertal  203 

ha  Allmendgut. 

Insgesamt 

betrug  der  stadteigene  Grundbesitz 

1902  inklusive 

der 

bis  dahin 

erfolgten  Ankäufe  2354  ha  59  ar  41 

qm. 

Davon  entfielen 

lui 

ar 

qm 

auf  Hausgrundstücke 

. . 2 1 

— 

40 

gewerbliche  Unternehmungen  . . 

• • 34 

35 

38 

landwirtschaftlich  genutztes  Gelände 

. . 860 

7 1 

97 

Waldungen 

• • 85« 

85 

71 

Nutzungsplätze 

. . 285 

52 

29 

Promenaden  und  Anlagen  . . . 

. . 67 

53 

1 2 

freie  Plätze 

. . 6 

78 

48 

Straßen,  Gehwege 

1 39 

43 

88 

Feldwege 

0. 

00 

18 

w.  0.  2354 

59 

41 

Bei  der  Beurteilung  des  Wertes  und  der  Bedeutung  des 
städtischen  Grundbesitzes  kommt  jedoch  nicht  allein  seine  Größe, 
sondern  auch  seine  Lage  innerhalb  der  Gemarkung  in  Betracht, 
da  der  Bodenwert  mit  der  Entfernung  vom  Stadtzentrum 
abnimmt. 

Die  nachstehende  Tabelle  gibt  eine  Übersicht  über  die 
Verteilung  des  stadteigenen  Geländes  auf  8 konzentrische 
Kilometerkreise  und  zeigt,  daß  Mannheim  auch  nach  dieser 
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Richtung  große  Vorteile  nicht  zu  vermissen  hat.  Es  entfallen 
im  Jahre  1902  auf: 


Kilometer 

ha 

°/o  Ringfläche 

I 

4I.63 

13.05 

I — 2 

»99.59 

2 1,07 

2—3 

38343 

24.43 

3—4 

294.55 

13,39 

4—5 

304,12 

10,76 

5-6 

2 19,07 

6,34 

6—7 

393,97 

9,63 

1 

oc 

163,-*- 

3,46 

Von  dem  städtischen  Grundbesitz  fallen  die  wertvollsten 
Kulturarten  auf  die  ersten  Ringe.  Vgl.  folgende  Tabelle: 


Kult  u'r  a r t 

R 

ng 

1 

% 

2 

% 

3 

ö/o 

4 

°/o 

* 

<>  : 7 

°/o  j 0/0 

8 

Gebäude  . . . 

24,04 

11,14 

50,03 

8,09 

2,78 

1 

— i 2,84 

land  wirtschaftl . 

Grundstücke . 

0,2  2 

22,98 

50,61 

65,87 

5M5 

8,36;  0,81 

Bauplätze  . . 

11.37 

84,04 

2,22 

1,02 

i,35 

— ; — 

— 

Nutzplätze  . . 

6,76 

8,82 

55,46 

8,09 

10,48 

9.1 1' 

- 

Waldungen  . . 

- 

- 

4,19 

1 1,84 

19, 77;  45,22 

I 8. 98 

Anlagen  . . . 

10,82 

55.91 

21,14 

12,13 

_ 

Von  dem  städtischen  Grundbesitz  liegen  auf  Mannheimer 
Gemarkung  2308  ha  37  ar  72  qm, 

auf  Gemarkung  Wallstadt.  ...  10  ha  08  ar  87  qm, 


Sandhofen 

Lampertheim 


8 


46 

66 


4 1 
4» 


46  ha  21  ar  69  qm- 
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Die  Stadt  hat,  wie  aus  diesen  Zahlen  ersichtlich  ist,  Grund- 
besitz auf  fremder  Gemarkung  nur  in  ganz  geringem  Umfange. 
Die  Verwaltung  hat  prinzipiell  solchen  Erwerb  nur  dann  ange- 
strebt, wenn  er  unter  vorteilhaften  Bedingungen  ermöglicht 
wurde,  oder  die  Verwendung  für  bestimmte  Zwecke  in  Aussicht 
genommen  war. 

Im  ganzen  hatte  der  städtische  Grundbesitz  innerhalb  eines 
Jahrzehnts  um  1 668  ha  9 1 ar  1 3 qm,  also  fast  um  400  °/0  zugenommen. 

Der  Wert  des  stadteigenen  Grundbesitzes  ist,  wie  folgt, 


geschätzt : 

Gebäude 21075263  M. 

Landwirtschaftliche  Grundstücke  . . 29341404 

Waldungen 3153487 

Nutzplätze 12184654  . 

Promenaden  und  Anlagen  ....  3 209  568  * 

68964376  M. 


Mit  diesem  Grundbesitz  nimmt  Mannheim  nach  den  Angaben 
des  Stat.  Jahrbuchs  XII  unter  40  deutschen  Großstädten  den  10. 


Größeren  Besitz  haben : 
Berlin 

. . 14747 

ha. 

Breslau 

4 978 

% 

Danzig 

• • 3 045 

% 

Frankfurt 

4464 

y- 

Görlitz 

. . 3 1 062 

* 

Leipzig 

3 402 

• 

München 

3 534 

* 

Stettin 

. . 5001 

*> 

Straßburg 

. . 4 800 

/ 

(Mannheim 

• • 2 353 

>) 

Zieht  man  nur  den  Grundbesitz  innerhalb  der  Gemarkung 
in  Betracht,  so  kommt  Mannheim  an  dritter  .Stelle.  An  erster 
.Stelle  steht  Frankfurt  mit  4159  ha,  an  zweiter  Stelle  Straßburg 
mit  2798  ha. 

Der  Kopfteil  der  städtischen  Bevölkerung  an  der  städtischen 
Grundbesitzfläche  war  von  79,88  qm  im  Jahre  1892  auf  144,7  qni 
im  Jahre  1902  gestiegen.  Von  der  gesamten  Gemarkungsfläche 
fielen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  455  qm.  Mit  diesen  Ziffern 
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wird  Mannheim  bezüglich  der  Gemarkungsfiäche  nur  von  Straß- 
burg mit  498  qm  pro  Kopf,  bezüglich  des  stadteigenen  Geländes  von 
Straßburg  (305  qm),  Stettin  (219  qm),  Danzig  (205  qm),  Frankfurt 
(146  qm),  bezüglich  des  stadteigenen  Grundbesitzes  innerhalb  der 
Gemarkung  wiederum  nur  von  Straßburg  mit  178  qm  gegenüber 
162  qm  in  Mannheim  übertroffen. 

Der  stadteigene  Grundbesitz  soll  in  Mannheim  für  die  Zu- 
kunft ungeschmälert  erhalten  bleiben.  Deshalb  hielten  es  die 
städtischen  Kollegien  für  zweckmäßig,  eine  Norm  einzuführen, 
nach  der  das  für  Industrie-  und  Bauzwecke  abgegebene  Gelände 
durch  den  Ankauf  landwirtschaftlicher  Grundstücke  wieder  ersetzt 
wrerden  soll.  Im  Verfolg  dieses  Gedankens  wurde  bestimmt, 
daß  mindestens  10%  des  Erlöses  von  Bauplätzen  wieder  zum 
Ankauf  von  Grundstücken  verwendet  w'erden  müssen.  Selbst- 
verständlich bildet  diese  Norm  nur  die  unterste  Grenze,  die 
nach  oben  bei  günstiger  Erwerbsgelegenheit  sehr  häufig  über- 
schritten wird. 

Der  Liegenschaftsverkehr  def  Stadtgemeinde  von  1895—1905 
gestaltete  sich,  wie  folgt: 


Jahr 

Erwerbungen 

Veräußerungen 

ha 

- 

qm 

ha 

ar 

qm 

>895 

IO 

27 

36 

47 

24 

1896 

5 

50 

Ol 

I 

47 

04 

1897 

1 

4i 

17 

I 

14 

45 

1898 

29 

62 

88  } 

7 

50 

94 

1899 

" 

26 

03 

18 

29 

94 

1900 

25 

08 

78 

21 

70 

39 

I9OI 

2 1 

49 

66 

6 

15 

09 

1902 

25 

" 

38 

3 

88 

63 

1903 

1 1 

•+1 

82 

2 

85 

94 

I9O4 

27 

45 

90 

‘3 

44 

37 

19°5 

3» 

82 

82 

4 

89 

52 

zus. 

200 

47 

81 

81 

83 

55 
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Der  Überschuß  der  Erwerbungen  gegen  die  Veräußerungen 
beträgt  1 18  ha  64  ar  26  qm.  Der  Erwerb  für  den  Industriehafen 
betrug  bis  1905  114  ha  1 ar  12  qm.  Verkauft  wurden  bis  1905 
an  Industriehafengelände  41  ha  30  ar,  gibt  einen  Überschuß  von 
72  ha  71  ar  12  qm. 

Der  Gesamterwerb  überstieg  demnach  die  Veräußerungen 
um  191  ha  35  ar  38  qm. 

Recht  bemerkenswert  sind  die  Veräußerungsziffern  für  die 
Jahre  1898—1901,  in  denen  die  Stadt  eine  große  Anzahl  von 
Bauplätzen  auf  den  Markt  brachte,  um  den  akuten  Wohnungs- 
mangel und  die  dadurch  herbeigeführte  Spekulation  mit  Bauplätzen 
zu  mildern.  Von  1900  ab  hielt  dann  die  Stadt  mit  den  Verkäufen 
zurück,  da  das  Baugewerbe  seine  Tätigkeit  bis  zur  Überproduktion 
gesteigert  hatte.  Erst  im  Jahre  1904  erfolgte  wieder  ein  größerer 
Absatz  in  Bauplätzen,  da  sich  das  Baugewerbe  langsam  erholte, 
und  der  Wohnungsbedarf  wieder  anzuziehen  schien.  Unter  diesem 
Abschnitt  ist  auch  noch  des  Versuchs  der  Stadtgemeinde  Er- 
wähnung zu  tun,  das  durch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  geschaffene 
Institut  des  Erbbaurechts  anzuwenden,  um  der  Stadt  den  Grund- 
besitz zu  erhalten.  Dieser  Gedanke  ließ  sich  jedoch  bisher  nicht 
fruktifizieren,  einmal  infolge  der  Schwierigkeiten  in  der  Bemessung 
des  Erbbauzinses,  dann  wegen  der  Abneigung  der  Banken,  das 
Erbbaurecht  zu  beleihen. 

Bis  jetzt  ist  einmal  von  dem  Institut  Gebrauch  gemacht 
und  dem  Verein  »Wöchnerinnenasyl«  im  Jahre  1902  ein  Gelände 
für  seinen  Neubau  zur  Verfügung  gestellt  worden.  Das  Baukapital 
gab  die  städtische  Sparkasse  unter  Garantieübernahme  der  Stadt- 
verwaltung, die  dadurch  nötig  wurde,  daß  die  Sparkasse  zu  der- 
artigen Hypothekenanlagen  nicht  berechtigt  ist.  Vgl.  § 14  des  Spar- 
kasse ngesetzes  vom  9.  April  1880.  Da  aber  die  Stadtverwaltung 
zu  ähnlichen  Garantien  nur  in  geringen  Ausnahmefällen  imstande 
ist,  sind  auf  diesem  Wege  weitere  Versuche  ausgeschlossen. 

Erfolglos  blieb  auch  ein  neuerdings  unternommener  Versuch, 
das  evangelische  Diakonissenhaus,  das  für  einen  Neubau  zirka 
15000  qm  Gelände  erwerben  wollte,  zu  bestimmen,  den  Bauplatz 
in  Erbbau  zu  übernehmen.  Der  Vorschlag  der  Stadtgemeinde 
wurde  trotz  des  weitesten  Entgegenkommens  in  der  Platzfrage 
pure  abgelehnt. 


Dagegen  haben  sich  im  letzten  Jahre  einige  Industrielle 
bestimmen  lassen,  Industriegelände  im  Industriehafen  auf  längere 
Pachtzeit  zu  übernehmen,  obgleich  sie  ein  bedeutendes  Baukapital 
investierten.  Die  festgesetzte  Pachtzeit  beträgt  io  Jahre;  das  ist 
das  zulässige  Maximum.  Der  Pachtvertrag  sichert  jedoch  die 
Ausdehnung  auf  weitere  io  Jahre,  so  daß  mit  einer  Amortisations- 
periode von  20  Jahren  für  das  investierte  Kapital  gerechnet  werden 
kann.  Durch  diese  Maßnahmen  wird  sich  die  Stadt  auch  für  die 
Zukunft  einen  Einfluß  auf  die  Gestaltung  der  Besiedelungsver- 
hältnisse des  Hafens  sichern. 
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II.  Kapitel. 

Die  Baupolitik. 

i.  Die  Stadt  Mannheim  hatte  durch  die  Erwerbung  eines 
großen  stadteigenen  Grundbesitzes  eine  Grundlage  gewonnen,  die 
für  die  Leitung  der  Bautätigkeit  nach  einheitlichen  Grundsätzen 
unter  gleichzeitiger  Berücksichtigung  der  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Verhältnisse  äußerst  geeignet  war  und  eine  zweck- 
mäßige Baupolitik  inaugurierte. 

Die  Baupolitik  der  Gemeinde  umfaßt  alle  Maßnahmen,  die 
auf  eine  zweckmäßige  Wohn-  und  Arbeitsstätten  Versorgung 
abzielen.  Die  wesentlichste  Grundlage  hierfür  bietet  der  Stadt- 
bauplan, dessen  Gestaltung  und  Ausführung  vorzugsweise  Tätig- 
keit der  Gemeinde  ist.  Die  dem  Staate  zufallende  Aufgabe 
erschöpft  sich  in  der  Hauptsache  in  der  amtlichen  Feststellung 
der  Fluchtlinien,  der  Mitwirkung  bei  der  Enteignung  des  Straßen- 
geländes, bei  der  Umlegung  nicht  bebauungsfähiger  Grundstücke, 
der  örtlichen  Beschränkung  der  Einrichtung  lästiger  und  gesund- 
heitsschädlicher Gewerbebetriebe  und  der  Mitwirkung  bei  der 
Erlassung  der  Bauordnung  und  der  Ausübung  der  Wohnungs- 
kontrolle. 

Der  Einfluß  des  Privaten  auf  die  Ausführung  des  Stadt- 
bauplanes wird  mehr  oder  weniger  nur  dann  hervortreten,  wenn 
er  zum  größern  oder  geringem  Teil  Besitzer  des  anbaufähigen 
Bodens  ist  und  gesetzliche  Schranken  für  seine  Bautätigkeit  nicht 
vorhanden  sind.  Und  doch  treten  alle  diese  staatlichen  und 
privaten  Funktionen  hinter  denen  der  Gemeinde,  welche  die 
berufene  Beschützerin  der  öffentlichen  Gesundheit  ist,  zurück. 
Ihr  liegt  die  Pflicht  ob,  die  Bebauungspläne  auszuarbeiten,  für 
die  Anlage  von  .Straßen  und  öffentlichen  Plätzen  zu  sorgen,  nicht 
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bebauungsfähiges  Gelände  durch  freiwillige  oder  zwangsweise 
durchgeführte  Umlegungen  der  Bebauung  zu  erschließen,  das 
Stadtgebiet  mit  Bahnen,  Wasser  und  Gas  zu  versorgen,  zu  ent- 
wässern, Müll  und  Fäkalien  wegzuschaffen.  Die  Gemeinde  allein 
kommt  ferner  als  Unternehmerin  bei  Sanierung  alter,  zu  eng 
bebauter  Stadtteile  und  bei  Straßendurchbrüchen,  die  der  Ab- 
wicklung des  neuzeitlichen  Verkehrs  unüberwindliche  Hindernisse 
bereiten,  in  Betracht.  Ihre  entscheidendste  Aufgabe  liegt  aber 
in  der  zweckmäßigen  Anlage  der  Stadterweiterungen,  der  Er- 
schließung neuen  Baulandes.  Denn  während  in  der  Altstadt  mit 
den  gegebenen  Verhältnissen  gerechnet  werden  muß,  die  ein 
Eingreifen  oft  übermäßig  erschweren,  liegt  es  in  den  Stadt- 
erweiterungsgebieten in  der  Hand  der  Gemeindeverwaltung,  die 
Gestaltung  des  Bebauungsplanes  den  Forderungen  des  modernen 
Verkehrs,  der  Hygiene  und  auch  der  Ästhetik  anzupassen.  Dabei 
aber  dürfen  auch  die  Rücksichten  auf  die  Bodenverwertung 
vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  nicht  aus  dem 
Auge  verloren  werden.  Die  gleichmäßige  Berücksichtigung 
aller  dieser  Momente  ist  ein  wesentliches  Erfordernis  jedes 
Bebauungsplanes. 

Denn  wirklich  zweckmäßig  kann  eine  Ansiedelung  nur  dann 
sein,  wenn  man  dabei  allen  gesundheitlichen,  technischen  und 
wirtschaftlichen  Anforderungen  gerecht  geworden  ist.  Nur  ein 
so  gestalteter  Bebauungsplan  ist  die  Grundlage  aller  Kunst  des 
Städtebaues. 

Der  Gemeinde  wird  ihre  Aufgabe  erleichtert,  wenn  ihr 
räumliche  Schranken  für  ihre  Stadterweiterungspläne  nicht 
entgegenstehen,  wenn  das  Weichbild  der  Stadt  der  bequemen 
Ausdehnung  Raum  bietet.  Von  ebenso  großer  Bedeutung  sind 
aber  auch  die  Grundbesitzverlüiltnisse  des  Stadterweiterungs- 
gebietes, denn  die  Gemeinde  wird  nur  dann  zwanglos  ihre 
Ideen  und  ihre  Grundsätze  verwirklichen  können,  wenn  sie 
nicht  so  oft  zu  Eingriffen  in  die  Privatrechtssphäre  des  Ein- 
zelnen gezwungen  ist,  durch  die  oft  unüberwindliche  Schwierig- 
keiten entstehen.  Dies  ist  aber  nur  möglich,  wenn  sie  alleinige 
oder  doch  überwiegende  Eigentümerin  des  Erweiterungsgebietes 
ist.  Dann  können  ihre  Bestrebungen  in  der  oben  erörterten 
Richtung  auch  bahnbrechend  und  vorbildlich  für  den  privaten 
Unternehmer  sein. 

3- 
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2.  Die  im  Jahre  1606  gegründete  Stadt  Mannheim  ist  im 
Jahre  1689  vollständig  dem  Erdboden  gleich  gemacht  worden.  Die 
Neuanlage  der  Festung  entstammt  dem  Plane  des  Obersten  von 
Coehorn,  der  die  ganze  Stadt  kreisförmig  mit  Festungswerken 
umgab  und  das  Stadtgebiet  durch  zwei  Hauptachsen  in  vier 
Bezirke  teilte.  Die  weitere  Unterteilung  ergab  dann  ein  schach- 
brettartiges Bild  von  Bauquadraten,  die  in  der  heutigen  Städte- 
baukunst zu  einer  gewissen  üblen  Berühmtheit  gelangt  sind  und 
Mannheim  allerlei  Beinamen  wie  Steinwüste*,  Quadratstadt«, 
»Gipfel  des  Ungeschmacks«  usw.  eingetragen  haben,  wenn  auch 
nicht  zu  verkennen  ist,  daß  die  Gestaltung  des  Bebauungsplanes 
durch  die  Lage  inmitten  der  Ebene  im  Interesse  der  Durchlüftung 
der  Stadt  eine  innere  Rechtfertigung  hat,  und  die  geraden  Straßen- 
züge den  ungehinderten  Blick  auf  die  Bergstraße  im  Hintergründe 
sichern.  Die  Breite  der  Straßen,  die  in  den  untergeordneten 
Zügen  11  — 12  m beträgt,  entsprach  durchweg  den  Anforderungen 
des  Verkehrs  und  der  Hygiene,  da  die  Bauart  hinreichenden  Zutritt 
von  Luft  und  Licht  gestattete.  Die  Festungswerke  der  Stadt  fielen 
erst  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  und  dies  ermöglichte  eine 
ungehinderte  und  rasche  Ausdehnung.  An  Stelle  der  ehemaligen 
Wälle  und  Gräben  umsäumte  nun  ein  breiter  Kranz  von  Gärten 
die  Stadt  bis  zum  Ringdamm,  der  als  Hochwasserdamm  gegen 
die  Überschwemmung  des  Neckars  und  Rheins  diente.  Ebenso 
besaß  Mannheim  zahlreiche  Gartenanlagen  außerhalb  des  Rings. 
So  war  die  Mühlauinsel  mit  schönen  Obst-  und  Gemüseanlagen 
ein  beliebter  Ausflugsort  der  Mannheimer  Bürger. 

Jenseits  des  Neckars  hatte  sich  im  Laufe  der  Zeit  eine 
Gartenstadt  entwickelt,  an  deren  Bestehen  heute  noch  der  Name 
Neckargärten  erinnert.  Auch  das  Gelände  an  der  Landstraße 
nach  Schwetzingen  und  das  Lindenhofgebiet  dienten  der  Garten- 
kultur, bis  es  für  die  Bebauung  erschlossen  wurde.  Ebenso 
bildeten  die  Baumschulgärten  lange  Zeit  eine  Zierde  der  Stadt. 

Das  Bild  Mannheims  veränderte  sich  wesentlich  erst  seit 
den  70er  Jahren.  Von  da  an  verschwanden  die  Gartenanlagen  der 
Mühlauinsel  durch  Hafenanlagen,  die  sich  in  rascher  Folge  ent- 
wickelten. Zur  Unterbringung  des  Bevölkerungszuwachses  wurde 
zuerst  durch  den  Ausbau  des  ehemaligen  Festungsgeländes  und 
der  sogen.  Konkaven,  einer  60  m breiten  Anlage  zwischen  Stadt- 
graben und  Hochwasserdamm  vom  Lindenhof  rings  um  die  Stadt 
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bis  zum  Rheintor  mit  prächtigen  Garten-  und  Baumanlagen,  Raum 
geschaffen. 

Die  Lösung  des  Bebauungsplanes  dieses  Gebietes  bereitete 
der  Stadtverwaltung  damals  keine  Schwierigkeiten  und  Sorgen. 

Man  verlängerte  einfach  die  geraden  Straßenzüge  bis  zum 
Ringdamm  und  erhielt  dadurch  eine  Reihe  von  Baublöcken  nach 
dem  alten  Schema.  Dieses  gesamte  Gebiet  war  bis  Anfang  der 
90er  Jahre  ein  vollendetes  Baugebiet.  Auf  der  Westseite  der 
Stadt  erschloß  der  Staat  ein  ausgedehntes  Wohngebiet,  das 
Jungbuschviertel,  das  bis  1890  fast  vollständig  ausgebaut  war; 
die  wenigen  noch  leeren  Bauplätze  befanden  sich  bereits  in  festen 
Händen.  Auch  in  der  Schvvetzinger Vorstadt  hatte  sich  in  den 
Jahren  vor  1890  eine  rege  Bautätigkeit  eingestellt,  veranlaßt 
durch  die  in  der  Nähe  des  Bahnhofs  entstandenen  Fabriken,  so 
daß  zu  Beginn  des  Jahres  1892  erschlossenes  Baugelände  auch 
nur  noch  in  geringem  Umfange  vorhanden  war. 

Auch  jenseits  des  Neckars  nahm  die  Besiedelung  zu.  Zwischen 
der  Altstadt  und  den  Neckargärten  entstand  die  Neckarvorstadt, 
wo  sich  ebenfalls  zu  Anfang  der  90er  Jahre  ein  fühlbarer  Mangel 
an  Bauplätzen  geltend  machte.  Das  Bedürfnis  war  sogar  dort 
noch  größer  als  in  den  andern  Stadtteilen  infolge  der  Ansiedelung 
der  Industrie  auf  den  Neckarhochgestaden.  Wohl  am  wenigsten 
einwandfrei  gestaltete  sich  der  Ausbau  des  ehemaligen  Garten- 
viertels der  Neckargärten,  wo  die  engen  Gartenwege  zu  8 m 
breiten  Straßen  ausgebaut  wurden,  so  daß  dieser  Stadtteil  heute 
die  größte  Bevölkerungsdichtigkeit  aufweist.  Besonders  stark 
war  neben  dem  Staat  und  der  Stadt  die  Privatspekulation  an  der 
Erschließung  neuer  Bauquartiere  beteiligt.  Hervorzuheben  ist  ins- 
besondere die  Erschließung  des  Gontardschen  Gutes  im  Lindenhof, 
sowie  der  Baumschulgärten  zwischen  Schloß  und  Kaiserring  durch 
einen  Privaten.  Letztere  wurden  durch  die  Anlage  der  Bismarck- 
straße zu  einem  bessern  Wohnquartier  ausgebaut,  das  bis  zur 
Erschließung  des  Villenquartiers  der  Oststadt  als  bevorzugtes 
Wohnviertel  galt. 

Besieht  man  sich  das  Stadtbild  zu  Beginn  der  90er  Jahre, 
so  sieht  man  zunächst  ein  erfreuliches  Herauswachsen  der  Stadt 
aus  dem  bisherigen  Rahmen,  erkennt  aber  auch,  daß  das  Mann- 
heimer Wohngebiet  seinen  Charakter  vollständig  verändert  hat. 
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Die  grüne  Umgebung  der  .Stadt,  die  einst  die  kleine  Quadrat- 
stadt umschloß  und  der  Bevölkerung  reiche  Gelegenheit  zu 
Spaziergang  und  Erholung  gab,  ist  verschwunden.  Statt  dessen 
ragen  allenthalben  rußige  Fabrikschlote  in  der  nächsten  Umgebung 
der  Stadt  in  die  Luft  und  schwärzen  das  einst  so  »freundlich 
leicht  und  heiter«  gebaute  Mannheim  mit  fettigem  Ruß  und  Rauch. 
Es  fehlen  die  frischen  Gartenanlagen  und  die  freien  Plätze, 
die  die  »Luftbehälter  und  Lungen«  der  Stadt  sein  sollten. 
Am  bedenklichsten  tritt  der  Mangel  in  den  Wohngebieten 
auf,  wo  die  Stadt  keinen  oder  nur  geringen  Grundbesitz  hatte, 
und  wo  die  Bodenausschlachtung  die  Grenze  des  Zulässigen 
erreicht  hatte. 

3.  In  neue  Bahnen  wurde  die  Bautätigkeit  gelenkt  durch 
die  Anlage  der  östlichen  Stadterweiterung,  die  im  Jahre  1890 
begann  und  von  vornherein  bestimmt  war,  zu  einem  Wohnviertel 
für  die  besser  situierten  Bevölkerungskreise  ausgebaut  zu  werden. 
Denn  das  Fehlen  eines  besseren  vom  Stadtlärm  abgeschlossenen 
Wohnquartiers  und  Villenviertels  hatte  sich  schon  geraume  Zeit 
als  ein  bedenklicher  Mangel  erwiesen.  Wohlsituierte  Leute,  die 
in  Mannheim  die  Früchte  ihres  Strebens  genießen  wollten,  fanden 
bisher  wenig  geeignete  Wohnstätten,  sahen  sich  nicht  selten  nach 
einem  ihren  Wünschen  besser  entsprechendem  Wohnsitze  um. 
Dies  entsprach  aber  keineswegs  den  Interessen  der  Stadt,  die 
vielmehr  sich  angelegen  sein  lassen  muß,  gerade  die  wohlhaben- 
den, Steuer-  und  konsumkräftigen  Elemente  der  Stadt  zu  erhalten 
und  die  dadurch  bedingten  V orteile  der  Allgemeinheit  zu  sichern. 

Zur  Anlage  eines  feinen  Wohnquartiers  war  die  östliche 
Stadterweiterung  vorgesehen,  aber  auch  deshalb  am  geeignetsten, 
weil  die  Stadt  dort  als  alleinige  Eigentümerin  des  Geländes  die 
Ausgestaltung  des  Bebauungsplanes  und  die  Bauausführung  nach 
modernen  Grundsätzen  leiten  konnte. 

' Die  Erweiterung  der  Stadt  nach  dieser  Richtung  wurde  von 
den  städtischen  Kollegien  bereits  im  Jahre  1871  beschlossen. 

Im  Osten  der  Stadt  zwischen  Neckar  und  Seckenheimer 
Landstraße  besaß  die  Stadt  ein  sehr  ausgedehntes  Gelände,  die 
sogen.  Kuh  weide,  das  bis  zum  Eisenbahndamm  der  Preuß.  Hess. 
Staatsbahn  sich  erstreckte  und  in  ausschließlichem  Eigentum  der 
Stadtgemeinde  stand. 
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Es  wurde  deshalb  schon  früher  der  Beschluß  gefaßt,  hier 
eine  mustergiltige  Anlage  zu  schaffen. 

Wenn  auch  damals  die  Bauausführung  noch  nicht  in  un- 
mittelbare Nähe  gerückt  war,  so  betrachtete  es  die  Stadtverwal- 
tung doch  als  eine  vorzügliche  Sorge,  frühzeitig  genug  sich  einen 
Bebauungsplan  zu  sichern. 

Infolgedessen  wurde  im  Jahre  1871  ein  öffentlicher  Wett- 
bewerb zur  Erlangung  von  Entwürfen  eines  Bebauungsplanes 
unter  Aussetzung  eines  700  fl.-Preises  ausgeschrieben , der  eine 
rege  Konkurrenz  entfachte  und  die  Stadt  in  den  Besitz  von 
24  Plänen  setzte.  Der  preisgekrönte  Entwurf  des  Erweiterungs- 
gebietes hatte  den  Oberbaurat  Baumeister  in  Karlsruhe  zum  Ver- 
fasser. Außerdem  wurden  noch  zwei  weitere  Entwürfe  an  gekauft, 
die  mit  dem  preisgekrönten  zusammen  zu  einem  neuen  Bebau- 
ungspläne verarbeitet  wurden,  der  von  dem  Baumeisterschen 
Grundriß  leider  nicht  mehr  viel  übrig  ließ. 

Nachdem  der  neue  Entwurf  vom  Stadtrat  im  Jahre  1873 
im  Prinzip  genehmigt  war,  ruhte  die  Angelegenheit  bis  zum 
Jahre  1887,  wo  die  Verlegung  des  Viehmarktes,  die  Anlage  des 
Wasserturms  zur  erneuten  Planbearbeitung  Anstoß  gab.  Der 

neue  Entwurf  wurde  dann  im  Jahre  1890  ohne  weitere  Abände- 
rungen amtlich  genehmigt. 

Wenn  gleichwohl  die  östliche  Stadterweiterung  trotz  dieser 
umfangreichen  Vorbereitungen  für  ihre  planliche  Ausgestaltung 
vom  städtebaukünstlerischen  Standpunkte  aus  nicht  die  An- 
erkennung gefunden  hat,  die  ihr  von  ihren  Schöpfern  zugedacht 
war,  so  lag  die  Ursache  in  den  Verhältnissen.  Der  Bebauungs- 
plan der  östlichen  Stadterweiterung  war  in  einer  Zeit  entstanden 
und  ausgereift,  als  die  heute  herrschenden  Grundsätze  der 
Städtebau ästhetik  sich  noch  nicht  durchgerungen  hatten.  Als 
dann  infolge  der  großen  wirtschaftlichen  Evolution,  die  zu  Be- 
ginn des  letzten  Dezenniums  einsetzte,  das  Bedürfnis  die  sofortige 
Ausführung  des  Planes  gebieterisch  verlangte,  mangelte  die  Zeit 
der  Überarbeitung.  So  haftet  der  ganzen  Anlage,  abgesehen 
von  dem  Friedrichsplatz,  der  Schematismus  an,  der  das  Charak- 
teristikum der  modernen  Stadterweiterung  ist.  Reißbrett  und 
Zirkel  führen  die  unbeschränkte  Herrschaft,  große  künstlerische 
Ideen  und  individuelle  Gestaltung  fehlen  fast  vollständig.  Immer- 
hin ist  zu  bemerken,  daß  die  Ausführung  des  Planes  die  Fehler 
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des  Plan  Verfassers  nach  Möglichkeit  durch  eine  teilweise  ästhe- 
tische Ausbildung  der  baulichen  Anlagen  zu  paralysieren  gesucht 
und  teilweise  darin  Erfolg  gehabt  hat. 

Namentlich  ist  es  dem  Umbauer  des  Friedrichsplatzes  ge- 
lungen, trotz  der  enormen  Dimensionen  des  Platzes  ein  monu- 
mentales Platzgebilde  zu  schaffen,  das  in  seiner  Großartigkeit 
und  künstlerischen  Wirkung  schon  heute  zu  den  schönsten  Platz- 
anlagen überhaupt  gerechnet  werden  darf,  obgleich  ihm  der  .Schluß- 
stein, die  triumphbogenartige  Überbauung  der  Augustaanlage  noch 
nicht  eingefügt  ist  und  das  Pendant  zur  Festhalle,  das  Museums- 
gebäude, noch  nicht  erstellt  ist.  Aber  auch  hinsichtlich  des  Aus- 
baues des  Stadtteils  kann  der  unbefangene  Beurteiler  nicht  ver- 
schweigen, daß  der  Architekt  in  manchen  Partien  mit  seinen 
Anlagen  auf  seine  Nachbarschaft  nicht  die  geringste  Rücksicht 
genommen  hat.  Die  Folge  ist,  daß  ein  stimmungsvolles  Stadtbild 
in  der  östlichen  Stadterweiterung  nicht  zu  finden  ist.  Namentlich 
zeigt  der  mit  Villen  bebaute  Teil  ein  buntes  Durcheinander  von 
Stilarten,  die  später  einmal,  wenn  man  sich  wieder  daran  gewöhnt 
hat.  keine  mittelalterlichen  mit  Schießscharten  und  Türmen  ver- 
sehene Häuser  zu  bauen,  berechtigtes  Kopfschütteln  erregen 
werden. 

In  hygienischer  Beziehung  entspricht  der  Stadtteil  im  voll- 
sten Umfange  den  weitgehendsten  Anforderungen  der  modernsten 
Zeit,  durch  Größe  und  'l  iefe  der  Bauplätze,  durch  breite  oft  über- 
mäßig breite,  größtenteils  mit  gärtnerischen  Anlagen  ausgestaltete 
Prachtstraßen  und  durch  reiche  Parkanlagen.  Die  Bebauung  des 
Gebietes  selbst  ist  mit  Rücksicht  auf  die  hygienischen  und  ästhe- 
tischen Forderungen  noch  durch  ins  einzelne  gehende  Bauvor- 
schriften, denen  sich  die  Erwerber  von  Plätzen  neben  der  Bau- 
ordnung zu  unterwerfen  haben,  geregelt. 

Ein  'Feil  der  44  Baublöcke  ist  von  monumentalen  öffentlichen 
Gebäuden  in  Anspruch  genommen  wie  Gymnasium,  Oberrcal- 
schule,  Realgymnasium,  Straßenbahndepot  und  dem  Rosengarten, 
mit  dem  die  Stadtgemeinde  sich  ein  Haus  gebaut  hat,  das  von 
einer  ästhetischen  Kultur  Zeugnis  ablegt.  Ein  weiterer  Baublock, 
der  Werderplatz,  ist  für  die  Errichtung  einer  Kirche,  die  in  Ver- 
bindung mit  einem  Wohn-  und  Verwaltungsgebäude  in  zweck- 
mäßiger Gruppierung  und  auf  die  Umbauung  des  Platzes  abge- 
stimmt, errichtet  werden  soll,  vorgesehen.  Einer  späteren  Zeit 
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ist  die  Erbauung1  eines  Opernhauses  auf  dem  als  Tennisplatz 
benutzten  Parkplatze,  sowie  des  schon  erwähnten  Museums  am 
Friedrichsplatze,  das  der  Stadt  von  ihrem  Ehrenbürger,  dem 
Generalkonsul  Reiß,  gestiftet  werden  wird,  Vorbehalten.  Die 
Bauplätze  der  übrigen  Baublöcke  der  Oststadt  werden  auf  Hoch- 
wasserhöhe aufgefüllt,  mit  fertigen  Straßen-  und  Kanalisations- 
anlagen versehen,  nach  Bedarf  auf  Grund  einzureichender  An- 
gebote in  öffentlicher  Versteigerung  zur  sofortigen  Bebauung 
abgesetzt.  Der  Angebotspreis  hat  für  offene  Bauweise  min- 
destens 35  M.,  für  geschlossene  Bauweise  mindestens  45  M.  zu 
betragen.  In  diesen  Preisen  sind  sämtliche  Straßenkosten  inbe- 
griffen. Für  die  Zahlung  werden  10  gleiche  Jahrost ermine  be- 
willigt, wie  bei  dem  Verkauf  von  Industriehafenplätzen. 

Es  soll  dadurch  auch  weniger  Bemittelten  Gelegenheit  ge- 
boten werden,  sich  in  der  östlichen  Stadterweiterung  ein  eigenes 
Haus  zu  bauen.  Um  jede  Spekulation  bei  der  Übertragung  der 
Plätze  auszuschließen,  wird  an  den  Verkauf  die  Bedingung  geknüpft, 
daß  mit  der  Überbauung  nach  Ablauf  eines  Jahres  begonnen 
und  der  Bau  spätestens  nach  Ablauf  von  zwei  weiteren  Jahren 
fertiggestellt  sein  muß. 

Die  Baublöcke  werden  bei  der  Erschließung  in  Plätze  ver- 
schiedener Größe  von  700 — 1500  qm  parzelliert.  Bei  der  Ver- 
gebung wird  aber  den  Wünschen  der  Interessenten  das  weiteste 
Entgegenkommen  gewährt,  nach  Bedarf  können  weitere  Unter- 
teilungen, evtl,  auch  Zusammenlegung  mehrerer  Plätze  stattfinden. 

Die  Bebauung  vollzieht  sich,  wie  schon  erwähnt,  teils  in 
offener,  teils  in  geschlossener  Bauweise,  und  war  von  vornherein 
durch  eine  Reihe  von  Ausnahmebestimmungen  geregelt,  die  später 
in  einer  besondern  ortspolizeilichen  Vorschrift  festgelegt  wurden, 
um  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vertragsberedungen  nicht 
auf  den  privatrechtlichen  Rechtsweg  angewiesen  zu  sein.  Diese 
Bestimmungen  sind  im  einzelnen  folgende: 

Die  Straßenfronten  sowie  die  Außenflächen  der  Seiten  und 
Hinterbauten  sind  so  durchzubilden,  daß  die  Gebäude  den  Cha- 
rakter vornehmer  städtischer  Wohngebäude  tragen.  Die  Gebäude- 
höhe ist  auf  75  ° o der  Straßenbreite  und  auf  maximal  18  m von 
Gehwegoberkante  bis  zum  Hauptgesims  beschränkt.  Unüber- 
bautes  Gelände,  das  namentlich  bei  der  Zusammenlegung  mehrerer 
Bauplätze  zum  Zwecke  der  Erbauung  einer  Villa  in  größerem 
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Umfange  entsteht,  ist  dauernd  als  Ziergarten  anzulegen  und  ebenso 
wie  die  Wohnhöfe  in  gutem  Zustande  zu  erhalten.  Die  Gebäude 
an  der  Augustaanlage  dürfen  nicht  mehr  als  eine  Wohnung  pro 
Stockwerk  haben. 

Auf  dem  für  offene  Bauweise  bestimmten  Gebiete  dürfen 
nur  Villen  mit  höchstens  zwei  selbständigen  Wohnungen  errichtet 
werden;  dabei  ist  sowohl  horizontale  als  vertikale  Teilung  zu- 
gelassen. Auch  ist  mit  Rücksicht  auf  die  Verminderung  des 
hohen,  durch  reiche  Fassadengestaltung  bedingten  Kostenauf- 
wandes, die  Anlage  von  Doppelvillen  und  Gruppenvillen  auf  zwei 
und  drei  aneinander  grenzenden  Grundstücken  zulässig,  sofern  die 
Fassaden  der  Gebäude  ein  einheitliches  Ganzes  bilden  und  die  Bau- 
ausführung gleichzeitig  erfolgt.  Für  die  Villen  ist  im  allgemeinen 
massive  Bauart  vorgeschrieben;  die  Verwendung  von  Holzfach- 
werk bzw.  Holzarchitektur  ist  nur  bei  Veranden , Erkern  usw. 
gestattet.  Der  seitliche  Abstand  der  Gebäude  von  der  Grenze 
hat  bei  Einzelvillen  4 m,  bei  Doppelvillen  5 m,  der  Bebauungs- 
grad 40%  zu  betragen.  Der  Bebauungsgrad  von  40%  ist  auch 
dann  einzuhalten,  wenn  Nebengebäude,  die  auf  Plätzen  von  min- 
destens 700  qm  zulässig  sind,  errichtet  werden.  Die  Zahl  der 
Stockwerke  ist  einschließlich  des  Erdgeschosses  auf  zwei,  bei 
Villen,  die  wenigstens  mit  einer  Baufront  an  Straßen  von  25  m 
Breite  liegen,  auf  drei  beschränkt.  Zubehörräume  im  Souterrain 
und  Dachgeschoß  bleiben  außer  Betracht. 

Das  Hervortreten  der  Stadtgemeinde  auf  dem  Grundstücks- 
markt wirkte  auf  die  Preisbildung  der  Bauplätze  im  übrigen  Stadt- 
gebiet in  nicht  unerheblichem  Maße  dadurch  ein,  daß  die  Stadt 
ihre  Veräußerungen  in  einem  Zeitpunkte  begann,  als  die  Wogen 
der  Bauspekulation  hochgingen  und  der  Preis  der  Bauplätze  sich 
ins  Ungemessene  zu  steigern  begann.  Das  Angebot  billiger,  d.  h. 
unter  günstigen  Bedingungen  zu  erwerbender  Bauplätze,  die  sofort 
bebaut  werden  mußten,  war  geeignet,  der  Spekulation  in  der 
östlichen  Stadterweiterung  den  Boden  zu  entziehen,  anderseits 
aber  auch  auf  die  Preistreibereien  in  den  übrigen  Stadtteilen 
ausgleichend  zu  wirken,  die  Bautätigkeit  in  gesunde,  der  Ent- 
wicklung eher  entsprechende  Bahnen  zu  lenken. 

Die  Beteiligung  der  Stadtgemeinde  am  Grundstücksverkehr 
von  1892  bis  1905  ist  aus  folgender  Tabelle  ersichtlich: 


Digitized  by  Google 


Ban  politik. 


43 


Grundstücks  Übergänge. 


Jahr 
3 Jahre 

Stückzahl 

Wert 

samt-  Stadt, 

liehe  Anteil 

% der 
Stadt 

sämtliche 

_ , > 0 0 der 

Städt.  Anteil  ' , 

Stadl 

1892/94 

1012  89 

8,88 

33  499  729 

1 893  236  5,65 

1895/97 

1380  189 

»3.69 

54858962 

2 455  649|  447 

1898/1900 

3368  , 429 

•2.73  : 

141  938301 

15466878  10,89 

1901/02 

1863  561 

30, 1 1 | 

53  3S1  567 

6331391  11,86 

1905 

74O  108 

19,67 

29  541  1 16 

855824!  3,2 

I 

Über  das  Flächenmaß  der  Verkäufe  und  die  Ursache  der 
Abnahme  vgl.  das  unter  Bodenpolitik  Gesagte. 

Ein  etwas  einfacheres,  aber  sehr  schön  gelegenes  Wohn- 
viertel entstand  durch  die  Erschließung  des  Lindenhofgebietes, 
das  bisher  durch  die  Hauptbahn  von  der  Altstadt  getrennt  war 
und  vom  Schloßpark,  Neckarauer  Wald  und  Rhein  begrenzt  ist. 
Schon  1894  hatte  ein  Privatkonsortium  einige  Straßen  angelegt; 
einer  raschen  Entwicklung  aber  stand  die  ungenügende  Verbin- 
dung mit  der  Altstadt  hinderlich  im  Wege. 

Zwischen  beide  Stadtteile  schoben  sich  die  Schienenstränge 
zwischen  Hauptbahnhof  und  Zentralgüterbahnhof,  sowie  die  der 
Verbindungsbahn  mit  der  Pfalz  ein.  Infolge  der  wirtschaftlichen 
Hochkonjunktur  der  90er  Jahre  wurde  das  Schienennetz  immer 
breiter,  was  eine  erhebliche  Verlängerung  der  die  Stadtteile  ver- 
bindenden Bahnunterführung  — »Suezkanal«  genannt  — bedingte. 
Zur  Entlastung  dieser  Verbindungsstrecke,  auf  der  der  Verkehr 
geradezu  lebensgefährlich  geworden  war,  wurde  auf  Drängen  der 
Lindenhofbewohner  1888  ein  Fußgängersteg  über  die  gesamte 
Bahnanlage  errichtet.  Auch  diese  Abhilfe  erwies  sich  bald  als 
unzulänglich  und  die  Herstellung  einer  Bahnüberführung  als  un- 
abweisbare Forderung.  Die  Verhandlungen  hierüber  begannen 
Anfang  der  90er  Jahre,  zunächst  mit  der  Großh.  Generaldirektion, 
die  die  Stadtverwaltung  für  baupflichtig  hielt.  Nach  Durchbera- 
tung von  nicht  weniger  als  sieben  Projekten  kam  schließlich  eine 
Überführung  zur  Annahme,  die  mit  zwei  vom  Bahnhof  und  Schloß 
ausgehenden  Auffahrtsrampen  gegenüber  von  L.  9 die  gleichzeitig 
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nebeneinander  gelegenen  Bahngleise  überquert  und  in  südlicher 
Richtung  nach  dem  Lindenhofplatz  und  der  Rennershofstraße 
verläuft. 

Der  1897  vollendete  Viadukt,  für  den  der  Eisenbahnfiskus  mit 
282000  M.,  die  Interessenten  mit  49350  M.  aufkamen,  belastete 
die  .Stadt  mit  438  756  M.  Seit  der  Eröffnung  dieser  Verbindung 
ist  der  Ausbau  des  Lindenhofgebietes  sehr  weit  vorgeschritten. 
Besonders  vornehmen  Eindruck  macht  die  der  Stephanienprome- 
nade zugekehrtc  Partie,  die  sich  zu  einem  wirkungsvollen  Abschluß 
des  Flußbildes  gestaltet,  überragt  von  dem  Turm  der  neuen  Kirche, 
der  hoheitsvoll  herüberschaut. 

Weitere  Plananlegungen  im  letzten  Dezennium  umfaßten  das 
Hafengebiet,  Teile  von  Käfertal  und  Waldhof,  das  Kleinfeld 
und  das  Riedfeld,  das  durch  freiwillige  Zusammenlegung  und 
Xeueintcilung  des  Baugeländes  umgestaltet  wurde. 

Der  gesamte  Ausbau  des  Stadtgebiets  vollzieht  sich  in  der 
Hauptsache  nach  einem  das  Produkt  mehrjähriger  Arbeit  bilden- 
den generellen  Bebauungsplan,  der  in  seinen  Grundzügen  von 
Professor  und  Oberbaurat  Baumeister  gutgeheißen  wurde.  Damit 
hat  die  Stadtgemeinde  auch  eine  Forderung  erfüllt,  die  von  allen 
Städteerbauern  aufgestellt  wird.  Der  Bebauungsplan  soll  für  ein 
größeres  Gebiet  von  vornherein  festliegen,  die  Verteilung  von 
Wohn-  und  Arbeitsstätten,  Arbeiter-  und  bessern  Viertel  erkennen 
lassen  und  die  Hauptverkehrsrichtungen  vorsehen. 

Wesentliches  Erfordernis  des  Bebauungsplanes  ist  auch  die 
Festlegung  bzw.  Unterscheidung  der  Straßenbreiten,  die  für  Haupt-, 
Neben  Verkehrs-  und  Wohnstraßen  verschieden  zu  bemessen  sind 
und  bei  entsprechenden  Bestimmungen  über  Gebäudehöhen  eine 
zweckmäßige  Bebauung  gewährleisten.  Denn  bei  vernünftiger 
Beschränkung  der  Straßenbreite  sind  bei  Festsetzung  eitler  Maxi- 
malgebäudehöhe Mietskasernen  unmöglich.  Auch  ist  bei  der 
Ausarbeitung  des  generellen  Planes  Vorsorge  zu  treffen,  daß» 
öffentliche  Plätze  und  Anlagen,  Bauplätze  für  öffentliche  Gebäude 
in  genügender  Zahl  vorhanden  sind.  Die  definitive  Ausarbei- 
tung der  einzelnen  Partien  des  Planes  soll  dagegen  dem  Be- 
darfsfall Vorbehalten  bleiben,  damit  der  Entwicklung  nicht  durch 
die  vorzeitige  Festlegung  ein  Riegel  vorgeschoben  wird,  damit 
die  Möglichkeit  der  individuellen  Gestaltung  erhalten  bleibt. 
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Bei  der  Ausarbeitung  des  Mannheimer  Bebauungsplanes  ist 
vor  allem  die  Untersuchung  nach  der  Straßenbreite  sehr  sorgfältig 
betrieben  worden.  Man  hat  Hauptverkehrsstraßen,  Geschäfts- 
straßen und  reine  Wohnstraßen  unterschieden  und  ist  bei  letzteren 
auf  8 m Breite  heruntergegangen , was  zur  Folge  hat,  daß  an 
diesen  Straßen  nur  zweistöckige  Häuser  entstehen  können,  da 
das  Verhältnis  des  Gebäudeabstandes  zur  Gebäudehöhe  in  der 
zweiten  und  dritten  Bauzone  nur  wie  3 : 4 bzw.  1 : 1 sein  darf. 
Auch  für  öffentliche  Plätze  und  Bauplätze  für  öffentliche  Gebäude 
ist  in  Mannheim  reichlich  Vorsorge  getroffen,  da  eine  große  Anzahl 
von  Blöcken  in  den  neuen  Stadtteilen  im  Bebauungsplan  als  re- 
serviert bezeichnet  sind. 

4.  Besondere  Schwierigkeiten,  ja  geradezu  ein  oft  unüber- 
windliches Hindernis  bietet  der  Bebauung  die  Zersplitterung  der 
Grundstücke.  Ganze  Gewanne,  aus  schmalen,  endlos  langen 
Parzellen  bestehend,  sind  in  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  als 
Anbaufläche  nicht  verwendbar.  Dieser  Mißstand  führte  zu  der 
Forderung  der  Neuaufteilung  der  Grundstücke.  Eine  gesetzliche 
Regelung  ist  bis  jetzt  allerdings  nur  in  recht  vereinzelten  Fällen 
ein  getreten. 

Für  diese  Grundstücke  gibt  es  nur  eine  Möglichkeit,  Bau- 
grundstücke zu  werden,  d.  i.  die  Neuaufteilung. 

Dabei  können  zwei  Wege  beschritten  werden,  der  der  privaten 
Vereinbarung  und  der  der  zwangsweisen  Regelung  durch  ein 
gesetzlich  geregeltes  Umlege  verfahren  oder  beim  Mangel  eines 
solchen  durch  Enteignung. 

Der  erste  Weg  führt  in  den  seltensten  Fällen  zum  Ziele, 
da  es  selten  gelingen  wird,  eine  größere  Anzahl  von  Eigentümern 
mit  oft  widerstrebenden  Interessen  dem  Zwecke  zuliebe  zu  einer 
Einigung  zu  bringen. 

An  die  Unterlassung  der  Umlegung  aber  knüpfen  sich  sowohl 
privatwirtschaftliche  als  auch  hygienische  und  ästhetische  Nachteile. 

Die  wirtschaftlichen  Nachteile  sind  sehr  häufig  bezweckt. 
Der  Grundstückspekulant  wird  beim  Fehlen  eines  gesetzlichen 
Zwangs  jahrelang  imstande  sein,  die  Umlegung  zu  hintertreiben 
und  den  wirtschaftlich  schwachen  Besitzer  »auszukaufen  oder 
auszuhungern  < und  sich  dadurch  große  Gewinne,  die  durch  Um- 
wandlung von  Ackergelände  zu  Baugelände  bedingt  sind,  zu 
sichern. 
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Aber  selbst  wenn  ohne  Zustandekommen  einer  Umlegung 
eine  Bebauung  der  an  einer  Straße  gelegenen  Grundstücke  zum 
Teil  möglich  wird,  sind  wirtschaftliche  Verluste  nicht  vermeidbar, 
da  Wohnungen  und  Baulichkeiten  auf  schiefwinkeligen,  schmalen 
Grundstücken  bei  höhern  Baukosten  stets  minderwertig  bleiben. 
Damit  verbinden  sich  gleichzeitig  hygienische  und  ästhetische 
Mängel.  Gebäude  mit  schmaler  Front  suchen  durch  übermäßige 
Tiefe  und  Höhe  an  Raum  zu  gewinnen,  auf  Kosten  guter  Luft 
und  Lichtverhältnisse.  Außerdem  wird  eine  ästhetisch  befrie- 
digende Grundrißlösung  bei  schiefen  und  spitzen  Bauplätzen 
unmöglich  gemacht,  es  sei  denn,  dal’)  offene  Bauweise  und  Grund- 
stücke mit  großem  Dimensionen  die  allzugroße  Unregelmäßigkeit 
nicht  hervortreten  lassen. 

Die  rechtzeitig  erfolgte  Umlegung  verhindert  eine  wirt- 
schaftlich und  hygienisch  unrationelle  Bebauung,  befördert  die 
Ästhetik  des  wStadtbildes  durch  Anlage  schöner  Straßen  und  Plätze 
und  ermöglicht  einen  geordneten  und  zusammenhängenden  Ausbau 
der  Stadt.  Nicht  minderwichtig  ist  der  Einfluß  der  Erschließung 
größeren  Baugeländes  auf  die  Bodenpreise,  deren  Gesundung 
eines  der  besten  und  wirksamsten  Mittel  zur  Bekämpfung  der 
städtischen  Wohnungsnot  bildet,  wenn  auch  nicht  behauptet 
werden  will,  daß  die  Umlegung  jede  Spekulation  ausschließt. 

Das  badische  Ortsstraßengesetz  hat  die  Neuaufteilung  durch 
die  Novelle  vom  Jahre  1896  vorgesehen,  aber  ein  so  umständliches 
und  kompliziertes  Verfahren  eingeführt,  daß  das  Gesetz  ein  tot- 
geborenes Kind  bleiben  wird;  sagt  doch  schon  der  Kommissions- 
bericht der  II.  Kammer:  »Der  Weg  zum  Ziel  ist  weit  und  führt  über 
zahlreiche  Stationen.«  Die  Schwierigkeiten,  hauptsächlich  finanzieller 
Natur,  darin  liegend,  daß  die  Stadt  das  Straßengelände  vor  dem 
Vollzug  der  Neueinteilung  erworben  haben  muß,  veranlaßte  die 
Stadt  Mannheim,  bisher  von  der  Einleitung  des  Zwangsverfahrens 
abzusehen  und  den  Weg  privater  Vereinbarung  zu  beschreiten. 

So  haben  gleich  nach  Inkrafttreten  der  Novelle  die  Eigen- 
tümer der  Grundstücke  des  Riedfeldes  unter  dem  Druck  des 
Gesetzes  eine  freiwillige  Neuaufteilung  vereinbart  und  dadurch 
eine  rationelle  Bebauung  ermöglicht. 

Weitere  Umlegungen  wurden  im  Jahr  1904  unter  maßlosen 
Schwierigkeiten  bezüglich  der  Gewanne  lange  Rötter  und  Kleinfeld 
durchgeführt. 
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Im  erstem  Falle  waren  40,  im  letztem  Falle  1 1 Personen 
an  dem  Verfahren  beteiligt,  das  wiederholt  als  aussichtslos  auf- 
gegeben werden  mußte.  Erst  nach  zahllosen  Verhandlungen 
gelang  es,  die  Beteiligten  unter  einen  Hut  zu  bringen  und  die 
Anerkennung  der  Neuvermessung  durchzusetzen. 

5.  Der  wesentlichste  Faktor  in  der  Ausführung  des  Bebau- 
ungsplanes ist  die  Bauordnung,  die  die  Bebauung  innerhalb  der 
festgestellten  Fluchtlinien  regelt,  Vorschriften  über  die  Feuer- 
sicherheit und  Standfestigkeit  der  Gebäude,  das  Verhältnis  von 
bebauter  zu  unbebauter  Fläche,  die  Gebäudehöhe  und  Abstände, 
die  Licht-,  Luft-  und  Entwässerungsverhältnisse,  die  Beseitigung 
der  Abfälle,  Wasser Versorgung,  die  Benützung  der  Räume  usw. 
enthält. 

Im  Großherzogtum  Baden  ist  das  Bauwesen  generell  durch 
die  Landesbauordnung  vom  5.  Mai  1869  geregelt,  die  allgemeine 
Vorschriften  über  die  Standfestigkeit  und  Feuersicherheit  der 
Gebäude  enthält. 

In  einzelnen  Gemeinden  sollen  nach  Bedürfnis  unter  Berück- 
sichtigung der  örtlichen  Verhältnisse  besondere  Bauordnungen 
erlassen  werden.  Insbesondere  ist  diesen  eine  weitgehende  Rück- 
sicht auf  die  klimatischen,  Terrain-,  Erwerbs-  und  Verkehrsver- 
hältnisse eingeräumt.  Dahin  gehören  Bestimmungen  über  die 
Breite  und  Bauart  der  Ortsstraßen,  deren  Unterhaltung  und 
Pflästerung,  über  die  Herstellung  öffentlicher  Gehwege  (Gehwege- 
ordnung), Abzugskanäle,  Wasserleitungen  usw.,  über  den  Bau- 
abstand der  Gebäude,  die  Errichtung  von  Brandmauern,  die  Ver- 
wendung des  Materials  zu  den  Gebäuden  und  deren  Einrichtung, 
die  Verwendung  der  Gebäude,  über  Gebäudegröße  und  Höhe, 
Lüftung  und  Beleuchtung  der  Wohnräume,  Beschränkung  von 
Gewerbsanlagen  auf  bestimmte  Ortsteile  usw. 

Ebenso  sind  die  zum  Schutze  der  Reinlichkeit,  Gesundheit, 
Sittlichkeit  und  Sicherheit  bestehenden  Polizeivorschriften  nur 
allgemeiner  Natur  und  können  durch  ortspolizeiliche  Vorschriften 
zweckmäßig  ergänzt  werden,  gleich  wie  die  Bauordnung.  Von 
diesen  Befugnissen  ist  wie  anderwärts  so  auch  in  Mannheim 
reichlich  Gebrauch  gemacht  worden  und  eine  Reihe  von  orts- 
polizeilichen Vorschriften  erlassen  worden,  so  über  Treppen- 
beleuchtung, Abfuhr,  Desinfektionswesen,  Hausentwässerung,  Ver- 
mieten von  .Schlafstellen  usw. 
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In  Mannheim  finden  sich  die  ersten  ortspolizeilichen  Vor- 
schriften,  die  ausdrücklich  hygienischen  Zwecken  dienen,  in  der 
Bauordnung  vom  Jahre  1856,  die  Bestimmungen  über  Anlage 
von  Aborten,  Brunnen,  Entwässerung,  über  Stockwerkshöhe  der 
Vorder-  und  Hintergebäude  enthält.  Auch  allerdings  noch 
bewegliche  Bestimmungen  über  den  Bebauungsgrad  sind  schon 
darin  enthalten.  Diese  Bauordnung*,  die  nur  für  die  Innenstadt 
galt,  wurde  im  Jahre  1867  mit  einigen  Änderungen  bezüglich 
der  Gebäudehöhe  uuf  die  Außenbezirke  ausgedehnt. 

Das  im  Jahre  1868  erschienene  Landesgesetz  über  die  Anlage 
von  Ortsstraßen  und  Feststellung  von  Baufluchten,  sowie  die 
eingangs  erwähnte  Landesbauordnung  führten  im  Jahre  1872  zur 
Erlassung  einer  neuen  örtlichen  Bauordnung,  die  aber  namentlich 
in  hygienischer  Beziehung  nicht  als  Fortschritt  bezeichnet  werden 
konnte,  da  sie  keine  Bestimmungen  über  Bebauungsgrad  und 
Gebäudehöhe  enthielt.  Die  daraus  sich  ergebenden  Mißstände 
führten  zu  einer  Neuredaktion  1879,  die  den  Grundsatz  durch- 
zuführen suchte,  daß  jedem  Wohnraum  genügend  Luft  und  Licht 
gesichert  ist. 

Neubauten  bis  zu  drei  Stockwerken  sollten  einen  Hofrauin 
von  mindestens  50  qm,  für  jedes  weitere  Stockwerk  weitere  20  qm 
haben.  Bei  Umbauten  sollte  der  Hofraum  mindestens  25  qm  groß 
sein.  Die  Gebäudehöhe  sollte  auf  das  1 ‘/2  fache  der  Straßenbreite 
beschränkt  sein.  Eine  erhebliche  Verbesserung  brachte  jedoch 
auch  diese  Bauordnung  nicht.  Im  großen  Umfange  wurde  erst 
die  Bauordnung  von  1892  den  modernen  Anforderungen 
gerecht.  Sie  stellte  den  Grundsatz  auf,  daß  Straßenbreite 
gleich  Gebäudehöhe  sein  sollte. 

Innerhalb  des  Rings  wurde  jedoch  bedauerlicherweise  bei 
bebauten  Grundstücken  als  Gebäudehöhe  die  11/,  fache,  bei  unbe- 
bauten die  1 */4 fache  Straßenbreite  zugelassen.  Die  Maximal- 
Gebäudehöhe  sollte  22  m,  der  Bebauungsgrad  bei  unbebauten 
Grundstücken  66,66,  bei  überbauten  7 5 °/()  nicht  übersteigen. 

Außerdem  finden  sich  Bestimmungen  über  den  Abstand  der 
Hintergebäude  von  lichtgebenden  Fenstern  der  Vordergebäude, 
sowie  bezüglich  einiger  Straßen  über  die  Einführung  von  Bau- 
wichs von  6 m. 

Trotzdem  genügte  auch  diese  Bauordnung  nach  der  Ein- 
gemeindung der  Vororte  nicht  mehr,  namentlich  stand  sie  mit 
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der  städtischen  Baupolitik,  die  auf  eine  möglichst  billige,  aber 
auch  hygienisch  möglichst  einwandfreie  Wohnstättenversorgung 
gerichtet  war,  nicht  mehr  im  Einklang,  denn  die  Vorschriften 
machten  keinen  Unterschied  zwischen  Innen-  und  Außenstadt 
in  bezug  auf  die  räumliche  Ausnutzung  des  Terrains.  Infolge- 
dessen zeigte  sich  alsbald  nach  der  Eingemeindung  der  Vororte 
Käfertal  und  Xeckarau  auch  dort  die  Tendenz  der  übermäßigen 
räumlichen  Ausnutzung  des  Bodens,  die  die  Licht-  und  Luft  Ver- 
hältnisse der  Altstadt  wesentlich  verschlechterte,  und  eine  Folge 
der  zahlreichen  Umbauten  war.  Es  wurde  in  der  Befürchtung, 
daß  sich  die  Mietskasernen  der  Innenstadt  auch  in  den  Vororten 
einbürgen  könnten,  nachgebend  zunächst  1899  eine  provisorische 
Vorortsbauordnung  erlassen,  welche  sich  derjenigen  von  1892 
anschloß. 

Eine  Verbesserung  wurde  nur  dadurch  erzielt,  daß  die 
Stockwerkezahl  auf  drei  Wohngeschosse  einschließlich  Dach- 
wohnung festgesetzt  wurde.  Der  Abstand  einer  lichtgebenden 
Fensterwand  von  der  Grenze  oder  von  einer  Gebäulichkeit  wurde 
auf  wenigstens  6 m bestimmt. 

Schon  vor  Erlaß  dieser  provisorischen  Vorortsbauordnung 
begann  auch  die  Neubearbeitung  der  1892  er  Bauordnung,  die 
auf  Anregung  der  Stadtverwaltung  vom  Bezirksamte  vorbereitet 
wurde.  Den  Anlaß  hierzu  gab  die  Bodenspekulation,  deren 
Weizen  in  Mannheim  üppig  blühte,  und  die  in  großem  Umfange 
Mietskasernen  hatte  entstehen  lassen,  die  in  bezug  auf  den  Be- 
bauungsgrad,  die  Gebäudehöhe  und  infolgedessen  die  Luft-  und 
Lichtverhältnisse  den  Grundsätzen  einer  gesunden  Wohnungs- 
politik nicht  mehr  entsprachen.  Die  neue  Bauordnung  trat  am 
15.  Mai  1901  in  Kraft  und  besteht  mit  Abänderungen  vom  Jahre 
1903/04  noch  heute. 

Das  Allheilmittel  sieht  die  neue  Bauordnung  in  der  Zonen- 
einteilung des  Stadtgebiets,  die  bereits  in  zahlreichen  Städten  ihr 
Vorbild  hatte  und  als  ein  gesundheitliches  und  wirtschaftliches 
Bedürfnis  anerkannt  und  von  hervorragenden  Autoritäten  auf  dem 
Gebiete  des  Städtebaues,  z.  B.  Oberbaurat  Baumeister  in  Karlsruhe 
Stübben— Cöln . rückhaltlos  verfochten  wurde,  sowie  in  der  Ein- 
führung der  offenen  Bauweise  für  umfangreichere  Baugebiete. 

Die  neue  Bauordnung  zerlegt  das  Stadtgebiet  in  drei  Zonen, 
die  innere,  mittlere  und  äußere  Zone. 

Weit,  Gemarkung*-  etc.  Politik  der  Stadt  Mannheim.  i 
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Die  erste  Zone  (innere)  umfaßt  die  Altstadt  innerhalb  des 
Rings,  den  Jungbusch,  die  Neckargärten,  Teile  der  Oststadt,  der 
Schwetzingervorstadt  und  des  Lindenhofs;  die  zweite  Zone  (mittlere) 
die  übrigen  'feile  der  Neckarvorstadt,  der  Oststadt,  Schwetzinger- 
vorstadt und  des  Lindenhofs,  die  dritte  Zone  (äußere)  das  gesamte 
übrige  Gebiet  der  Stadtgemarkung,  soweit  es  noch  nicht  in  Plan 
gelegt  ist,  sowie  die  Stadtteile  Käfertal,  Neckarau  und  Waldhof. 

Von  einschneidender  Bedeutung  war  dann  die  Scheidung 
des  Zonengeländes  in  Baugelände,  für  das  offene,  und  solches, 
für  das  geschlossene  Bauweise  gilt. 

In  der  ersten  (innern)  Zone  waren  für  offene  Bauweise  die 
großem  Garten-  und  industriellen  Anlagen  bestimmt. 

Gegen  die  Beschränkung  erhob  sich  alsbald  eine  stürmische 
Agitation  der  betreffenden  Grundeigentümer.  Die  Stadtverwaltung 
war  bei  der  Festsetzung  der  offenen  Bauweise  für  diese  Terrains 
von  der  Anschauung  ausgegangen,  daß  das  zu  industriellen  An- 
lagen verwendete  Gelände  nicht  den  Wert  der  Baugrundstücke  habe 
und  von  vornherein  für  Spekulationszwecke  nicht  bestimmt  war. 
daß  die  Gartenanlagen  zwar  einen  hohen  Liebhaberwert  haben, 
aber  ihrer  Widmung  nach  nicht  als  Baugrundstücke  bewertet 
und  angesehen  werden  können.  Die  Vorschrift  bezweckte  nur, 
die  spätere  Ausschlachtung  dieser  Grundstücke  zu  verhindern, 
die  mit  dem  Zeitpunkt  eintreten  mußte,  in  dem  der  Bodenwert 
derart  in  die  Höhe  gegangen  war,  daß  sich  die  Verlegung  der 
industriellen  Unternehmen  nach  den  Außenbezirken  als  vorteilhaft 
erweisen  mußte.  Man  schob  zwar  der  Stadtverwaltung  unter, 
sie  habe  mehr  einen  Ausbau  der  Stadt  nach  ästhetischen  Grund- 
sätzen im  Auge,  als  daß  sie  dem  Interesse  von  Gesundheit, 
Sicherheit,  Sittlichkeit  Rechnung  trage,  und  behauptete  die  Un- 
wirksamkeit der  Bauordnung,  die  nur  auf  Polizeivorschriften 
gestützt  werden  könne.  Außerdem  sei  durch  diese  Bestimmung 
eine  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  unmöglich  gemacht, 
weil  sich  das  vorhandene  Baugebiet  nicht  genügend  ausnützen  lasse. 
Hauptsächlich  vertrat  die  Handelskammer  die  Interessen  der  an- 
geblich Geschädigten. 

Die  zahlreichen  Anfechtungen  hatten  später  eine  Abänderung 
der  beschwerenden  Bestimmung  über  die  offene  Bauweise  zur 
Folge,  durch  die  letztere  aus  der  ersten  Zone  fast  verschwunden 
ist.  So  ist  durch  die  Zulassung  von  Reihenhäusern  und  von 
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Gruppenbauten  von  35  m Frontlänge  die  Ausnützung  soweit  er- 
möglicht, daß  nur  noch  von  einer  beschränkt  offenen  Bauweise 
gesprochen  werden  kann. 

So  werden  bedauerlicherweise  nach  und  nach  die  letzten 
in  Privatbesitz  befindlichen  Gartenanlagen,  die  einen  eminent 
hohen  Wert  haben,  verschwinden  und  hohen  Häusern  Platz 
machen.  Immerhin  kann  damit  nicht  gesagt  werden,  daß  dadurch 
eine  Verschlechterung  der  Wohnverhältnisse  überhaupt  eintritt, 
wenn  die  Bauvorschriften  befolgt  werden. 

Für  die  zweite  Zone  sind  die  als  Geschäftsstraßen  in  Aussicht 
genommenen  Straßen  für  geschlossene,  die  übrigen  Teile  für  offene 
Bauweise  vorgesehen.  In  der  dritten  Zone  gilt,  von  einzelnen 
wichtigen  Verkehrs-  und  Geschäftsstraßen  und  dem  bebauten 
Gebiet  der  Vororte  abgesehen,  offene  Bauweise. 

Eine  wesentliche  Forderung  jeder  Bauordnung  ist  die  Siche- 
rung ausreichender  Licht-  und  Luftzufuhr  für  alle  zum  dauernden 
Aufenthalt  von  Menschen  bestimmten  Räume. 

Dahin  gehören  Vorschriften  über  die  Breite  der  Bauwiche, 
die  bereits  erörterten  Bestimmungen  über  die  Höfe,  die  Höhe  der 
Gebäude,  die  Zahl  der  Stockwerke  usw. 

Die  Mannheimer  Bauordnung  enthält  hierüber  folgende 
Bestimmungen : 

Zwischen  allen  nicht  unmittelbar  beieinander  stehenden  Bau- 
lichkeiten eines  Grundstücks  muß  durchweg  ein  freier  Raum  von 
mindestens  4 m Breite  bleiben.  Unbeschadet  dieser  Forderung  muß 
jede  Gebäudewand,  welche  Fenster  von  zu  dauerndem  Aufenthalt 
von  Menschen  dienenden  Räumen  enthält,  von  einer  auf  dem- 
selben Grundstück  gegenüberstehenden  Wand  einen  Abstand 
besitzen,  dessen  Mindestgrößen  durch  folgende  Verhältniszahlen 
zu  berechnen  sind. 

Wenn  h die  Höhe  der  gegenüberliegenden  Wand,  b der 
Abstand  ist,  so  soll  -r-  betragen 

in  Zone 

I II  III 

bei  Gebäuden,  die  den  Bebauungsgrad 

noch  nicht  überschritten  haben  ....  lfa  3/4  1 

die  ihn  bereits  überschritten  haben  . . ^3  V2  V3 

Erhalten  die  Räume  noch  Licht  von  einem  seitwärts  ge- 
legenen, unbebautem  Raume  in  schräger  Richtung,  welcher  mit 
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der  Fensterwand  mindestens  einen  Winkel  von  45  ° bildet,  so 
genügt  für  alle  Grundstücke  die  kleinere  Verhältniszahl, 

Die  P'enster  der  zum  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen 
dienenden  Räume  — als  solche  gelten  Wohn-,  Schlaf-  und  Ar- 
beitsräume, Küchen,  Werkstätten  und  Wirtschaftslokalitäten  — - 
müssen  auf  die  Straße  oder  nach  einem  Hof  von  der  von  der 
Bauordnung  festgesetzten  MindestgTöße  gehen  und  zum  Offnen 
eingerichtet  sein.  Ihre  Größe  hat  '/ IO  der  Bodenfläche  des  zu 
erleuchtenden  Raumes  zu  betragen. 

Fenster  von  Treppenhäusern,  Badezimmern,  Speisekammern, 
Aborten  und  Pissoirs  dürfen  auch  nach  Luft-  und  Lichthöfen 
ausmünden.  Glasgalerien  vor  den  Fenstern  dürfen  nur  mit  be- 
sonderer Erlaubnis  erstellt  werden. 

Die  lichte  Höhe  aller  zu  Wohnungen  und  Arbeitsräumen 
bestimmten  Stockwerke  muß  mindestens  3,  in  Wirtschaften  4 m 
betragen.  Zimmer  unter  15  qm  und  Küchen  unter  12  qm  Boden- 
fläche werden  nur  ausnahmsweise  zugelassen.  Bewohnte  Räume 
im  Dachgeschoß  müssen  den  Vorschriften  über  Raumhöhe  und 
Bodenfläche  und  Lichtfläche  der  Fenster  entsprechen  und  durch 
feuersichere  Wände  vom  Dachboden  getrennt  und  unmittelbar 
über  dem  Normalstockwerk  gelegen  sein. 

Die  Stockwerkszahl  der  Wohngebäude  an  der  Straße  beträgt 
in  Zone 


Die  Gesamthöhe  der  Gebäude,  d.  i.  der  Abstand  von  der 
Gehwegsoberkante  bis  zur  Gesimsoberkante,  darf  im  allgemeinen 
die  Straßen  breite  nicht  übersteigen,  weil  nur  dadurch  eine  genü- 
gende Beleuchtung  auch  der  untersten  Stockwerke  gesichert  ist. 
Eine  Ausnahme  gilt  in  der  Innenstadt  innerhalb  des  Rings,  wo 
die  Gebäudehöhe  s/4  der  Straßenbreite  betragen  darf.  In  der 
Neckar vorstadt  werden  Dachaufbauten  nicht  mitgerechnct.  weil  an 
den  8 m breiten  Straßen  eine  dem  < irundstückswert  entsprechende 
Ausnutzung  nicht  stattfinden  könnte. 

Damit  aber  nicht  Gebäude  an  sehr  breiten  Straßen  in  der 
Höhenausdehnung  unbeschränkt  sind,  ist  eine  Maximalgebäude- 
höhe von  20  m festgelegt.  Die  Gebäudehöhe  der  Vorderhäuser 
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gilt  in  der  Regel  auch  für  die  Hinterhäuser.  Eine  Ausnahme 
gilt  wiederum  für  die  Hintergebäude  in  den  schmalen  Straßen 
der  Xeckarvorstadt,  die  drei  Geschosse  erhalten  dürfen,  weil  ihnen 
Luft  und  Licht  in  ausreichendem  Maße  gesichert  ist  und  dadurch 
bessere  Wohnungen  erzielt  werden. 

Zu  den  Stockwerken  werden  ferner  gezählt:  Zwischen-, 
Keller-  und  Dachgeschosse,  sofern  in  denselben  Räume  zu  dauern- 
dem Aufenthalt  von  Menschen  eingebaut  sind,  und  diese  den 
Anforderungen  der  Bauordnung  nach  Höhe,  Grundfläche,  Licht- 
einfall und  Fensterfläche  entsprechen. 

Kellergeschosse  müssen,  wie  jedes  Wohngebäude,  unter- 
kellert sein;  außerdem  muß  ein  den  Lichtzutritt  gewährender 
Raum,  eine  sogenannte  Area,  außerhalb  der  Umfassungsmauern 
geschaffen  werden. 

Die  heftigste  und  auch  unausgesetzte  Anfechtung  erfuhr 
die  Bauordnung  bezüglich  der  Stockwerkszahl  und  nach  dieser 
Richtung  sind  zahllose  Verstöße  zu  konstatieren.  Besonders  zahl- 
reich waren  die  Übertretungen  in  der  östlichen  Stadterweiterung, 
• von  denen  allerdings  ein  großer  Teil  durch  Pflichtverletzung  eines 
Angestellten  verschuldet  war. 

Die  Dachgeschosse  werden  in  der  Regel  zu  Dienstboten- 
räumen ausgebaut  und  gelten  dann,  weil  sie  Räume,  die  zum 
dauernden  Aufenthalt  von  Menschen  dienen,  enthalten,  als  volle 
Stockwerke.  Sehr  häufig  kommt  jedoch  der  Fall  vor,  daß  einige 
Zeit  nach  der  Genehmigung  zum  Bezug  des  Neubaues  die  Dach- 
geschosse zu  Wohnungen  ausgebaut  und  vermietet  werden,  die 
Dienstboten  aber  Schlafräume  auf  dem  Kehlgebälke  angewiesen 
erhalten. 

Erfolgt  dann  eine  Nachrevision  des  Gebäudes,  so  muß  mit 
polizeilichen  Auflagen,  die  oft  infolge  der  Veräußerung  nicht  ein- 
mal mehr  den  Schuldigen  treffen,  vorgegangen  werden. 

Die  mitunter  sehr  einschneidenden  Folgen  dieser  Auflagen 
führen  zu  Vorstellungen  der  Betroffenen  bei  der  Baupolizeibehörde, 
deren  Rücksichtsnahme  häufig  einen  Beharrungszustand  entstehen 
läßt.  Eine  wirksame  Abhilfe  konnte  bis  jetzt  nicht  geschaffen 
werden,  da  auch  die  unablässig  verlangte  Erhöhung  der  Stock- 
werkszahl dasselbe  Übel  von  neuem  beginnen  lassen  würde. 
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Ein  ähnliches  Vorgehen  der  Bauunternehmer,  wie  das  eben 
geschilderte,  ist  vielfach  bezüglich  der  Kellerwohnungen  festgestellt 
worden,  die  nach  dem  Bauplan  als  Aufbewahrungsräume  von 
Gartengerät  usw.  deklariert,  aber  oft  alsbald  nach  der  Revision 
bezogen  werden,  obgleich  sie  den  Vorschriften  über  die  Anlage 
von  Souterrainwohnungen  nicht  entsprechen.  Auch  hier  bot  poli- 
zeiliches Einschreiten  die  einzige,  nicht  immer  ausreichende  Mög- 
lichkeit, die  dauernde  Benützung  und  die  Vermehrung  dieser 
Wohnungen  zu  verhüten. 

6.  Die  Bautätigkeit  lag  in  Mannheim  noch  bis  in  die  jüngste 
Zeit  in  privaten  Händen.  Sie  beschäftigte  sich  seit  den  70  er 
Jahren  vornehmlich  mit  dem  Umbau  der  Altstadt,  wo  an  Stelle 
der  typischen  niederen  Häuschen  Neubauten  traten,  die  an  Stock- 
werkzahl und  Umfang,  teilweise  infolge  von  Zusammenlegung 
mehrerer  Bauplätze,  die  bisherigen  ein-  und  zweistöckigen  Häus- 
chen bedeutend  überragten.  Beschleunigt  wurde  diese  Umgestal- 
tung in  der  Hauptsache  in  dem  vorletzten  und  letzten  Jahrzehnt, 
so  daß  bereits  im  Jahre  1899  nach  einer  Auszählung  nur  noch 
ungefähr  */4  der  alten  Häuser  vorhanden  war.  Von  da  an  ist  die 
Zahl  noch  weiter  gesunken  und  außer  einer  Anzahl  von  Monumental- 
bauten, Kunstdenkmälern,  sind  nur  noch  wenige  Zeugen  der  alten 
Kurfürstenzeit  unverändert  erhalten.  1850  bis  1870  entstanden 
dann  die  Quadrate  G.  7,  H.  7,  J.  7.  1870  bis  80  B.  6 und  7, 

C.  7 und  8,  D.  7,  K.  1 bis  4,  1881  bis  90  die  L-Ouadrate  auf 
dem  Gebiete  der  ehemaligen  Baumschulgärten.  In  den  letztem 
Zeitraum  fällt  auch  die  Bebauung  der  von  der  Ringstraße  be- 
grenzten Baublöcke.  Die  neueste  Epoche  war  ausgefüllt  durch 
den  Ausbau  des  Jungbuschs,  der  Mühlau,  der  Neckar-  und  Schwet- 
zinger Vorstadt,  des  Lindenhofs  und  der  östlichen  Stadterweiterung, 
d.  h.  des  größten  Teils  des  um  diese  Zeit  erschlossenen  Bau- 
terrains. 

Die  Bautätigkeit  war  in  Mannheim  namentlich  Ende  des 
vergangenen  Jahrzehnts  in  den  Zeiten  wirtschaftlicher  Hochkon- 
junktur eine  außerordentlich  starke;  die  Zahl  der  bewohnten 
Grundstücke  war  1895  bis  1900  von  3620  auf  6393,  die  Zahl  der 
Wohnungen  von  22341  auf  29409  gestiegen,  d.  i.  eine  Zunahme 
von  31,64%.  Die  Zahl  der  Wohnräume  bezifferte  sich  im  Jahre 
1900  auf  86529.  Trotzdem  blieb  die  Bautätigkeit  noch  hinter 
der  Bevölkerungszunahme  zurück,  denn  die  Einwohnerzahl 


Digitized  by  Google 


Baupolitik. 


55 


schnellte  1895  bis  1900  von  91000  auf  141000  empor,  d.  i.  eine 
Zunahme  von  34%*  In  bezug  auf  die  Zuwachsziffern  der  Bau- 
tätigkeit stehen  die  östliche  Stadterweiterung  und  der  Lindenhof 
an  erster  Stelle,  da  ihr  Ausbau  erst  kurz  vorher  in  Angriff  ge- 
nommen worden  war,  und  die  Bautätigkeit  sich  dort  eine  Zeitlang 
stark  konzentrierte.  Die  prozentuale  Zunahme  betrug  für  die 
östliche  Stadterweiterung  für  Wohnungen  252,98,  Wohnräume 
210,19,  für  den  Lindenhof  für  Wohnungen  272,5,  für  Wohnräume 
200.57  %•  Einen  größern  Prozentsatz  der  Wohnungszunahme 
(76,52)  weist  noch  die  Neckarvorstadt  auf,  was  auf  die  Besiedelung 
des  Industriehafens  zurückzuführen  ist.  Es  folgen  dann  die  Schwet- 
zingervorstadt  mit  58%,  Waldhof  mit  53  %,  Neckarau  mit  41,51  %, 
Käfertal  mit  29,76 %,  die  Mühlau  mit  26,86%,  der  Jungbusch 
mit  9,53%,  der  nördliche  Teil  der  Altstadt  (Unterstadt)  mit  2,82%; 
der  südliche  Teil  der  Altstadt  hat  eine  Abnahme  von  3,34% 
erfahren.  Letztere  Erscheinung  hat  ihre  Ursache  in  der  Über- 
handnahme  großer  Geschäftshäuser  in  der  City  und  des  dadurch 
bedingten  Abströmens  der  Bevölkerung  der  Oberstadt  in  die  öst- 
liche .Stadterweiterung. 

7.  Hand  in  Hand  mit  dieser  Bautätigkeit  ging  eine  maßlose 
Bodenspekulation,  die  sich  fast  auf  das  ganze  Stadtgebiet  erstreckte 
und  die  Bodenpreise  rapid  in  die  Höhe  trieb.  Am  eklatantesten 
trat  diese  Erscheinung  auf  dem  Lindenhof  zutage,  wo  namentlich 
nach  der  Erschließung  und  Parzellierung  des  sogen.  Gontardschen 
Gutes  die  Baupläte  in  kürzester  Frist  in  5 bis  6 Hände  über- 
gingen und  durch  Preistreibereien  noch  vor  Bebauung  bis  zu  800  % 
ihres  ursprünglichen  Verkaufs  wert  es  gesteigert  wurden.  Von  den 
zahlreichen  Parzellen  des  Gutes  verblieben  nur  vereinzelte  in 
zweiter  Hand.  Ähnliche  Vorgänge  wiederholten  sich  in  der 
Neckarvorstadt  und.  wenn  auch  in  etwas  geringem»  Maße,  in 
den  andern  Stadtteilen. 

Die  Folge  dieser  Spekulation  war,  daß  die  Bauunternehmer 
sich  durch  die  übermäßige  Ausnützung  des  Bodens  wieder  schadlos 
zu  halten  suchten  und  durch  schlecht  gebaute  und  schlecht  ein- 
gerichtete Mietskasernen  zu  einer  wesentlichen  Verschlechterung 
der  Wohnungsverhältnisse  beitrugen,  gleichzeitig  aber  auch  durch 
die  außerordentliche  Inanspruchnahme  des  Bodenkredits  eine 
bedenkliche  Verschuldung  des  Grundbesitzes  involvierten.  Selbst- 
verständlich blieben  erhebliche  Verluste  bei  diesem  Gebaren 
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nicht  aus,  und  als  durch  die  Überspekulation  und  gleichzeitige  wirt- 
schaftliche Depression  ein  allgemeiner  Wohnungsüberfluß  sich  ein- 
stellte, steigerten  sich  die  Subhastationsfälle  ganz  außerordentlich. 
Die  Zwangsversteigerungen  betrugen 


1 

Jahr 

Fälle 

Erl/is 

1898 

1 I 

1*99 

>7 

1900 

«4 

I 901 

2 I 

I I5645O 

1902 

34 

2 080  422 

•903 

83 

3 052  122 

1904 

1 18 

4 8 1 6 49 1 

«905 

93 

4 052  793 

Das  Überhandnehmen  der  Mietskasernen  wird  am  deutlichsten 
illustriert  durch  die  Steigerung  der  auf  ein  neugebautes  Haus 
entfallenden  Wohnungen.  Es  kommen  nämlich  im  Durchschnitt 
1891  bis  1894  5,08  Wohnungen,  1899  bis  1902  6,07  auf  einen 
Neubau.  Gleichzeitig  fiel  die  Zahl  der  im  Durchschnitt  auf  eine 
Wohnung  fallenden  Wohnräume  von  4,7  auf  2,94,  ein  Beweis  für 
die  Tendenz  des  Überhandnehmens  von  kleinen  und  kleinsten 
Wohnungen.  Vergleicht  man  Mannheim  mit  andern  Großstädten, 
so  nimmt  es  eine  Mittelstellung  ein.  Die  Zahl  der  Wohnungen, 
die  auf  einen  Neubau  fallen,  betrug  in  gleichem  Zeitraum  in 
Charlottenburg  14,6,  in  Breslau  12,6,  in  Stettin  1 1,  in  Chemnitz  9,2, 
in  Königsberg  und  Frankfurt  a.  O.  9,  in  Braunschweig  8,  in  Kiel 

7.6,  in  Straßburg  7,3,  in  Nürnberg  6,9,  in  Karlsruhe  und  Stuttgart 
5,9,  in  Halle  5,  in  Düsseldorf  4,9,  in  Elberfeld  und  Frankfurt  a.  M. 

4.6,  in  Cöln  4,5,  in  Freiburg  i.  Br.  3.  Die  Zahl  der  auf  ein  Wohn- 
gebäude kommenden  Personen  betrug  im  Durchschnitt  in  Mannheim 
im  Jahre  1900  22,  in  Breslau  50,  in  Magdeburg  47,  in  Chemnitz  34, 
in  Stuttgart  22,  in  Cöln  14.  Auf  1 ha  Hausfläche  fallen  um  die 
gleiche  Zeit  in  Mannheim  197  Bewohner,  in  Berlin  745,  in  Breslau 
443,  in  Dresden  318.  in  Magdeburg  293,  in  München  248,  in 
Frankfurt  173.  Mit  der  Zahl  der  auf  ein  Wohngebäude  fallenden 
Wohnungen  ist  auch  die  Zahl  der  auf  eine  Wohnung  kommenden 
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Bewohner  gestiegen,  und  zwar  von  4,71  im  Jahre  1895  auf  4,80 
im  Jahre  1900  und  auf  4,86  im  Jahre  1905. 

Merklicher  tritt  die  Steigerung  der  auf  einen  Wohnraum 
kommenden  Bewohner  hervor.  Diese  Ziffer  stieg  von  1895—1900 
von  1,43  auf  1,59,  das  ist  eine  Zunahme  von  11,12%.  Rechnet 
man  noch  die  ein  verleibten  Gebiete  dazu,  so  schnellt  die  Ziffer 
auf  1,63  empor,  da  sie  in  den  Vororten  1.92  beträgt. 

Bei  der  Beurteilung  der  Wohnungsverhältnisse  ist  auch  von 
ausschlaggebender  Bedeutung  der  Prozentsatz  von  kleinen  und 
kleinsten  Wohnungen  an  der  Gesamtwohnungszahl  und  die  Zahl 
der  auf  diese  Wohnungen  entfallenden  Bevölkerung.  Hierüber 
mögen  einige  Zahlen  Auskunft  geben: 


Gesamtzahl 

der 

Wohnungen 

Klein- 

wohnungen 

mit 

I — 3 Zimmern 

° o der 
Gesamtzahl 

Darin  wohnten 
0 0 der 

Bevölkerung  1 

IS95 

I Q 064 

12  93I 

67,8 

61.20 

1900 

29  195 

21  934 

75.« 

69.6 

>903 

3»  265 

24  139 

77.2 

72,61 

Nach  einer  Aufstellung  des  Statistischen  Jahrbuchs  XI  Seite  77 
fallen  in  den  dort  aufgeführten  Großstädten  folgende  Prozentsätze 
auf  Kleinwohnungen  von  1—3  Zimmern 


Altona 

. 82.2 

Hamburg 

• • • • 75-4 

Berlin 

Hannover 

80,6 

Breslau 

• «7.4 

Karlsruhe 

. . . . 69,8 

Charlottenburg  . . 

. 7 ‘.2 

Kiel  . . . 

....  74.5 

Chemnitz 

. 89,4 

Königsberg  . 

. . . . 86,1 

Cöln 

• 53.« 

Leipzig  . . 

. . . . 80.0 

Dresden 

. 8 1 .4 

Lübeck 

. . . . 80.8 

Essen 

. 65,0 

Magdeburg  . 

....  82,2 

Frankfurt  .... 

. 63,6 

München  . . 

....  79-3 

< iörlitz 

. 84,2 

Straßburg 

. . . . 64.6 

Halle 

. 79,8 

Damit  rückt  Mannheim  im  Jahre  1900  unter  diesen  Städten 
an  die  fünfte  Stelle. 
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Wir  sehen  aus  diesen  Angaben,  daß  in  Mannheim  in  der 
Zeit  des  rapiden  Bevölkerungszuwachses  trotz  einer  überaus  regen 
Bautätigkeit  eine  wesentliche  Verdichtung  der  Bevölkerung  ein- 
getreten war.  daß  aber  andererseits  andere  deutsche  Städte  günstigere 
Verhältnisse  nur  vereinzelt  aufzuweisen  haben. 

Immerhin  aber  zeigt  die  hohe  Zahl  der  Kleinwohnungen 
und  der  darin  untergebrachten  Personen,  daß  die  Wohnungsver- 
hältnisse eines  großen  Teils  der  Bevölkerung  noch  zu  wünschen 
übrig  lassen.  Im  einzelnen  Falle  müssen  allerdings  noch  andere 
Verhältnisse  das  Urteil  beeinflussen,  wie  Kubikinhalt  der  Räume, 
Zufuhr  von  Luft  und  Licht.  Lage  der  Wohnung,  Zusammensetzung 
der  Familie,  Aftermietung,  Schlafburschen  wesen  usw.  Daß  die 
Wohnungen  in  Mannheim  nach  dieser  Richtung  besser  geworden 
sind,  kann  wohl  als  fraglos  angesehen  werden,  da  ein  bedeutender 
Teil  der  alten  Wohnungen  in  Neu-  und  Umbauten  zu  suchen  ist, 
die  unter  dem  Einfluß  der  verbesserten  baupolizeilichen  Bestim- 
mungen entstanden  sind. 

8.  Es  ist  oben  schon  darauf  hingewiesen  worden,  daß  in 
Mannheim  die  Bautätigkeit  in  den  Zeiten  der  Hochkonjunktur 
mit  der  Bevölkerungszunahme  nicht  gleichen  Schritt  halten  konnte. 
Tatsächlich  herrschte  auch  in  Mannheim  Ende  der  90er  Jahre 
bis  1901  ein  ausgesprochener  Wohnungsmangel.  Diesen  zahlen- 
mäßig festzulegen,  war  eine  der  Programmforderungen  der  Stadt- 
gemeinde, wie  sie  in  einer  Denkschrift  des  Oberbürgermeisters 
in  der  Wohnungsreformfrage,  auf  die  noch  später  eingegangen 
werden  wird,  zum  Ausdruck  kam.  Bildet  doch  die  fortgesetzte 
Zählung  der  leerstehenden  Wohnungen  nicht  nur  ein  genaues 
Bild  der  baulichen  Entwicklung  der  Stadt,  sondern  gibt  auch 
der  Bautätigkeit  Anhaltspunkte,  das  Wohnungsbedürfnis  richtig 
zu  erkennen  und  zu  befriedigen.  Eine  Zählung  der  leerstehenden 
Wohnungen  hatte  in  Mannheim  erstmals  bei  der  allgemeinen 
Wohnungszählung  im  Jahre  1895  stattgefunden,  wurde  aber  erst 
1899  zur  ständig  alljährlich  wiederkehrenden  Einrichtung. 

Der  Prozentsatz  der  leerstehenden  Wohnungen,  der  für  den 
Wohnungsmangel  das  beste  Barometer  abgibt,  stand  von  1895 
ab,  wo  er  noch  2,7  betrug,  ständig  unter  2 und  fiel  sogar  1899 
auf  1,46,  d.  h.  von  24400  Wohnungen  des  Stadtgebiets  standen 
nur  347  leer.  Der  größte  Wohnungsmangel  herrschte  in  den 
Vororten,  wo  bei  einer  Bevölkerungszahl  von  rund  20000  nur 
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15  Wohnungen  unvermietet  waren.  Dies  Verhältnis  hat  sich 
jedoch  Anfang  1901  bedeutend  geändert.  Der  Prozentsatz  der 
leerstehenden  Wohnungen  ging  plötzlich  auf  5,12,  d.  h.  über  den 
Normalsatz  von  3 % hinauf.  Die  Ursache  hierfür  lag  einesteils 
in  der  Überspekulation  des  Bauunternehmertums,  das  die  Pro- 
duktion der  letzten  Jahre  gewaltig  gesteigert  hatte,  begünstigt 
durch  den  gewaltigen  Aufschwung  der  Nationalwirtschaft,  welche 
sich  fast  in  Mannheim  noch  potenzierte  — 1901  wurden  1409 
1902  sogar  1897  Wohnungen  hergestellt  — andrerseits  durch  die 
plötzlich  einsetzende  Depression  des  gesamten  Wirtschaftslebens, 
das  sich  Ende  1901  besonders  fühlbar  machte,  ein  Abströmen 
einer  großen  Anzahl  von  Arbeitern  und  einen  Stillstand  in  der 
Volksvermehrung  zur  Folge  hatte,  während  die  Bautätigkeit  an 
Intensität  bis  1902  nichts  einbüßte. 

Im  ganzen  standen  leer  im  Oktober  1901  1520  Wohnungen, 
davon  369  in  Neubauten,  im  November  1902  2164  Wohnungen, 
das  sind  6,76%,  davon  2,59  in  Neubauten.  1903  belief  sich  die 
Zahl  der  leerstehenden  Wohnungen  auf  2180,  1904  auf  1444, 

das  sind  6,61  bezw.  4,24%. 

Deutlich  ist  die  rückläufige  Konjunktur  und  das  Wieder- 
anziehen der  Kurve  seit  1903,  d.  h.  seit  dem  Beginn  der  allge- 
meinen Besserung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  aus  den 
nachfolgenden  Tabellen  ersichtlich. 

Es  betrugen  die  leerstehenden  Wohnungen  mit  Zimmern 
absolut: 


Jahr 

i ■ 2 

3 

4 

5 

6 

_ 

i 

8 1*7 

, Zusammen 
u.  mehr 

^95 

382 

1 53 

70 

49 « 

32 

10 

16 

1 

<4 

1 526 

1899 

7 1 

89 

66 

29  ! 

3» 

»5 

23 

•7 

/ 

1 

| 

33« 

19OO 

95 

99 

53 

34  i 

25 

14 

9 

5 

334 

19OI 

366 

688 

200 

i 

72 

1 

49 

34 

28 

25 

1462 

+ 105  Läden 

1902 

561 

949 

298 

90 

40 

34 

4 1 

44  | 

2070 

♦ 0 ) lüden 

«9°3 

684 

843 

313 

•O 

00 

62 

23 

29 

29 

2088 

1904 

404 

500 

188 

106 

59 

32 

28 

43 

1360 
+ 84  lüden 
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Leerstehende  Wohnungen  in  relativen  Zahlen 


. - . — - - 

Jahr 

I 

2 

3 

1 

4 

5 

- 

6 

7 

8 

u.  mehi 

• «95 

34.6 

29,1 

« 

1 3.3 

9.3 

6,0 

».9 

3.o 

2,08 

1899 

*'•4 

26,9 

20,0 

8,8 

9.3 

4.5 

7.o 

2,1 

1900 

j 

29,6 

«5-9 

10. 1 

w 

7.5 

44 

2.7 

1.5 

1901 

25.3 

47.0 

3°*7  i 

4»9 

3.4 

24 

1 .9 

1-7 

1902 

2 7 <7 

45.9 

•44  1 

44 

1,9 

t.6 

2,0 

2.1 

1 903 

32,«  . 

40.3 

4.1 

2.9 

2,1 

1.4 

14 

1904 

29.7 

1 

36*8 

13,8 ; 

1 

7.« 

4.3 

24 

2,1 

3.« 

1 

! 

Das  Verhältnis  der  leerstehenden  Wohnungen  zur  Gesamt- 
Wohntingszahl  zeigt  nachfolgende  Tabelle. 

Leerstehende  Wohnungen  in  Prozeuten  sämtlicher  Wohnungen: 


Jahr 

Z i m 111 

erzähl 
ä 1 

1 

! 

2 

5 

6 

7 

8 

u.  mehr 

1901 

7.3 

74  1 

5'° 

54 

i i 

5,5  I 

5Ö 

6,8 

6.0 

1902 

8,1 

8,0 

5,1 

3-3 

2.4  I 

3.0 

5>2 

00 

«903 

9.5 

6,8 

54 

3-0 

3.6 

3.8 

3.6 

1 

34 

1904 

1 

5.5 

34 

3-0 

3,5 

3.3 

2,8 

3.4 

4.7 

Es  geht  aus  diesen,  den  betreffenden  Jahrgängen  der  Beiträge 
zur  Statistik  der  Stadt  Mannheim  (herausgegeben  vom  Städtischen 
Statistischen  Amt)  entnommenen  Ziffern  hervor,  daß  die  kleinsten 
Wohnungen  unter  ungünstigen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  am 
meisten  zu  leiden  haben,  da  es  sich  bei  ihren  Bewohnern  um 
eine  von  den  Konjunkturen  abhängige,  stark  fluktuierende  Be- 
völkerung handelt,  und  daß  deshalb  das  Risiko  für  den  privaten 
Unternehmer  beim  Bau  von  kleinen  Wohnungen  erheblich  höher 
ist  als  bei  großen  Wohnungen,  deren  Bewohner  durch  die 
Ungunst  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  ungleich  weniger  in 
Mitleidenschaft  gezogen  werden. 
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Die  durch  die  Ungunst  der  Verhältnisse  im  Jahre  1901  und 
1902  heraufbeschworene  Baukrisis  blieb  naturgemäß  für  die 
folgenden  Jahre  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Bautätigkeit.  Gegen- 
über 1897  Wohnungen  im  Jahre  1902  entstanden  im  Jahre  1903 
nur  8.57,  1904  936,  1905  11 10  Wohnungen. 

Diese  Zurückhaltung  des  Bauunternehmertums  einerseits, 
und  der  stärkere  Bevölkerungszuwachs  im  Jahre  1902  und 
namentlich  1904  andrerseits  brachten  alsbald  eine  merkliche 
Besserung,  die  sich  in  der  Abnahme  des  Prozentsatzes  der  leer- 
stehenden Wohnungen  von  6.76  im  Jahre  1902  auf  ^.24  im  Jahre 
1904  zeigte. 

Die  Mietpreise  der  Mannheimer  Wohnungen  gestalten  sich 
nach  den  beim  Zählen  der  leerstehenden  Wohnungen  durch  das 
Städtische  Statistische  Aint  angesteilten  Ermittelungen  im  Durch- 
schnitt, wie  folgt: 


Jahr 

Woh 

ruingen  mit  Zimmern 

1 

| 

i 

t 

ohne*  J mit 
Köche 

j mit 
Küche 

3 

4 I 5 

6 

/ 

. 

1 899 

106 

180 

1 

2 12  | 

288 

459 

| 

594  : 1089  1 1093 

1 774 

2070 

göo 

IO6 

1 SB 

192  ! 

291 

474 

658 ! 1082 

1403 

*349 

2240 

1901 

104 

184 

188  j 

294 

458 

684  985 

1361 

■7/3 

2102 

1 902 

I IO 

>83 

139; 

28! 

444 

640  1121 

5346 

l8l8 

2701 ; 

1903 

Iö6 

181 

*95  1 

27Ö 

446 

• 

602  1 00 1 

lo33 

I5ÖO 

2429 

1904 

1 1 7 

1 J 8 | 2 40  1 

i 

27O 

457 

731 ; 1024 

1462 

2000 

2802 

Die  Mietspreise  sind  demnach  in  Mannheim  auf  einer  ganz 
enormen  Höhe  angelangt  und  verschlingen  namentlich  bei  der 
Arbeiterbevölkerung  und  den  kleinen  Beamten  einen  erheblichen 
Teil  des  Einkommens.  Immerhin  ist  ein  bemerkenswerter  Preis- 
rückgang der  Kleinwohnungen  von  zwei  Zimmern  mit  Küche, 
des  weitverbreitesten  Wohnungstypus,  zu  erkennen.  Auch  die 
Dreizimmer-Wohnungen  zeigen  bis  1902  eine  Verbilligung;  doch 
scheint  diese  nur  vorübergehender  Natur  gewesen  zu  sein,  da 
seit  1903  ein  Ansteigen  zu  verzeichnen  ist.  Die  Verbilligung 
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hatte  wohl  ihre  Ursache  in  dem  Überangebot  zur  Zeit  der  akuten 
Wohnungskrise  und  hörte  mit  deren  Beseitigung  auf.  Ob  in  der 
Verbilligung  der  kleinsten  Wohnungen  ein  Beharrungszustand 
eintreten,  oder  ob  nicht  viel  mehr  bei  der  laxen  Bautätigkeit  der 
noch  vorhandene  Vorrat  bei  dem  raschen  Bevölkerungszuwachs 
sehr  bald  aufgebraucht  sein  wird,  bleibt  abzuwarten.  Eine  durch- 
gehende Preissteigerung  ist  bei  großen  Wohnungen  zu  konstatieren, 
wenn  auch  genaue  Schlüsse  auf  das  Ergebnis  deswegen  nicht 
gezogen  werden  können,  weil  den  Ermittelungen  zu  kleine 
Ziffern  zugrunde  liegen. 
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III.  Kapitel. 

Die  Wohnungspolitik  i.  e.  S. 

i.  Hatte  die  Stadtverwaltung  Mannheim  schon  durch  ihre 
Bodenpolitik  der  Wohn-  und  Arbeitsstätten  Versorgung  den  Boden 
vorbereitet  und  der  privaten  Bautätigkeit  durch  rasche  und  um- 
fangreiche Erschließung  von  Baugelände  die  Möglichkeit  ge- 
schaffen, dem  Wohnungsbedürfnis  durch  Bereitstellung  ausreichen- 
der Wohnungen  zu  genügen,  so  hielt  sie  ihre  Aufgabe  in  der 
Lösung  der  Wohnungsfrage  gleichwohl  nicht  für  erschöpft.  Sie 
hatte  zwar  erwartet,  die  Spekulation  durch  die  weitgehendste  Er- 
schließung neuer  Stadtgebiete  einzudämmen,  allein  diese  Hoffnung 
erwies  sich,  wie  oben  gezeigt  worden  ist,  bei  dem  ausgesprochenen 
Wohnungsmangei  als  trügerisch.  Auch  hatte  das  private  Unter- 
nehmertum dem  Bau  von  Kleinwohnungen  nicht  das  Interesse 
zugewandt,  wie  es  die  Forderung  der  hygienisch  einwandfreien 
Unterbringung  der  unbemittelten  Bevölkerungsklasse  bedingte. 
Es  blieb  vielmehr  die  Erbauung  von  Kleinwohnungen  vornehmlich 
in  den  Händen  einer  Unternehmerkategorie,  die  auf  unsicherer 
Grundlage  ohne  Kapital  und  ohne  Verständnis  für  die  wirtschaft- 
lichen Bedürfnisse,  begünstigt  durch  die  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse, sich  einen  mögliclist  hohen  Gewinn  zu  sichern  bestrebt  ist. 

Angesichts  dieser  Verhältnisse  wandte  sich  die  Stadtverwal- 
tung anfangs  der  90er  Jahre  erneut  der  Wohnungsfrage  zu,  die 
je  länger  je  mehr  im  kommunalpolitischen  Leben  ein  wachsendes 
Interesse  beansprucht,  in  der  Erkenntnis,  daß  die  physische  und 
geistige  Hebung  der  minderbemittelten  Klassen  durch  hygienische 
Maßnahmen  erleichtert  werden  kann.  Die  Bestrebungen  nach 
dieser  Richtung  reichen  allerdings  in  die  50er  Jahre  zurück, 
zeitigten  aber  bis  in  die  neueste  Zeit  keine  greifbaren  Erfolge,  da 
noch  Anfang  der  90er  Jahre  das  Bedürfnis  nach  Kleinwohnungen 
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durch  private  Bautätigkeit  bei  der  geringen  Anzahl  der  Arbeiter- 
familien noch  gedeckt  werden  konnte.  Den  unmittelbaren  Anstoß 
für  die  Stadtverwaltung,  sich  erneut  mit  der  Arbeiter  Wohnungs- 
frage zu  beschäftigen,  gab  das  Ansuchen  der  gemeinnützigen 
Baugesellschaft  um  städtische  Unterstützung  bei  der  Anlage  einer 
Arbeiterkolonie  im  Jahre  1892. 

Stadtverwaltung  und  Stadtrat  brachten  dem  Vorhaben  als- 
bald das  größte  Interesse  entgegen,  allein  der  Plan  scheiterte 
nach  mehrjährigen  Verhandlungen  im  Jahre  1895  am  Widerstande 
des  Bürgerausschusses,  in  dem  die  gegensätzlichen  Interessen  der 
Hausbesitzer  sich  noch  mit  einer  großen  Mehrheit  geltend  machten. 
Gleichwohl  verlor  die  Stadtverwaltung  den  Gegenstand  nicht  aus 
dem  Auge  und  brachte  trotz  des  anfänglich  hartnäckigen  Wider- 
standes des  Bürgerausschusses  die  Subventionierung  von  Arbeiter- 
wohnungen auf  Grund  allgemeiner  Subventionsbedingungen  prin- 
zipiell zur  Annahme.  Demnach  stellt  die  Stadt  Privatgesellschaften 
Baugelände  gegen  mäßigen  Preis  oder  unter  Nachlaß  des  ganzen 
oder  teilweisen  Kaufschillings  und  der  Straßenkosten  zur  Ver- 
fügung, falls  sie  sich  verpflichten,  Arbeiterwohnungen  von  zwei 
bis  drei  Zimmern  nebst  Küche  herzustellen  und  dafür  keinen 
höheren  Mietzins  zu  verlangen,  als  zur  Deckung  des  Kapitalzinses, 
einer  kleinen  Amortisationsquote  und  der  Unterhaltungskosten 
erforderlich  ist.  Zur  Sicherung  ihrer  Forderung  hat  die  Stadt 
ein  Pfandrecht  in  Höhe  der  Straßen  kosten,  zuzüglich  zehnjährigen 
Zinses;  eine  Konventionalstrafe  von  10  % des  gestundeten  oder  nach- 
gelassenen Betrages  soll  die  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vertrngs- 
beredtmgen  sichern.  Von  Anfang  an  wurde  auch  die  Absicht 
der  Stadtverwaltung,  für  die  städtischen  Arbeiter  oder  einen  Teil 
derselben  Wohnungen  zu  erstellen,  mit  Befriedigung  aufgenommen. 
Doch  auch  hier  kam  es  zu  einer  namhaften  Tätigkeit  nicht; 
denn  der  Erbauung  von  4 dreistöckigen  Doppelwohnhäusern 
mit  6 Drei-  und  18  Zweizimmerwohnungen  im  Jahre  1900  beim 
neuen  Schlacht-  und  Viehhof  ist  die  Erstellung  weiterer  Arbeiter- 
wohnungen nicht  gefolgt.  Zu  erwähnen  ist  noch  die  im  Jahre 
1898  erfolgte  Übernahme  von  27  Häusern  der  gemeinnützigen 
Baugesellschaft,  die  infolge  Versagung  der  städtischen  Unter- 
stützung in  Liquidation  treten  mußte. 

Auf  der  Basis  der  oben  gedachten  Subventionsbestimmungen 
unterbreitete  der  Oberbürgermeister  Beck  dem  Stadtrat  und  im 
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Jahre  1897  auch  der  Öffentlichkeit  eine  Denkschrift  über  »die 
Wohnungsfrage  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Mannheimer 
Verhältnisse«,  in  der  er  die  Grundzüge  eines  umfassenden  Woh- 
nungsreformprogramms  niederlegte.  Die  Denkschrift  gipfelte  in 
folgenden  Leitsätzen: 

a.  Die  Stadt  erstellt  allmählich,  nach  Maßgabe  ihrer  finan- 
ziellen Kräfte,  Mietwohnungen  für  den  festen  Stamm 
ihrer  Arbeiter  und  niederen  Bediensteten  und  nimmt  prin- 
zipiell in  Aussicht,  keine  größere  Anlage  zu  errichten, 
ohne  zugleich  den  Bau  von  Wohnungen  für  alle  oder 
einen  Teil  der  hierin  beschäftigten  Bediensteten  und  Ar- 
beiter vorzusehen. 

b.  Sie  gewährt  allen  Unternehmungen,  welche  sich  die  Er- 
stellung und  Vermietung  von  Arbeiterwohnungen  zur 
Aufgabe  stellen.  Unterstützung  durch  Nachlaß  der  Straßen- 
kosten und  event.  des  ganzen  oder  teilweisen  Gelände- 
kaufpreises. 

c.  Sie  fördert  die  Entstehung  und  Entwicklung  aller  Organi- 
sationen mit  gleichen  Zielen,  insbesondere  gemeinnütziger 
Aktiengesellschaften. 

Dann  ist  in  Aussicht  zu  nehmen: 

d.  Beschleunigte  Planlegung  von  Baugelände,  das  nach  seiner 
Preislage,  seinen  Untergrunds  Verhältnissen  usw.  zur  Er- 
stellung von  billigen  Arbeiterwohnungen  sich  eignet, 
baldige  Anlegung  von  Straßen  mit  Kanalisation,  Wasser- 
und  Gasversorgung  in  dem  fraglichen  Baugebiet. 

e.  Erlaß  einer  Zonenbauordnung  mit  erleichterten  Bauvor- 
schriften für  die  unter  Ziffer  4 erwähnten  Baugebiete  und 
energische  Förderung  der  offenen  Bauweise. 

f.  Regelmäßig  nach  zwei  bis  drei  Jahren  wiederkehrende, 
gesundheitspolizeiliche  Revision  sämtlicher  Arbeiterwoh- 
nungen. 

g.  Genaue  statistische  Feststellungen  in  kurzen  Perioden  über 
die  Wohnungsverhältnisse,  die  prozentuale  Zunahme  der 
Wohnungen  wie  der  Bevölkerungsvermehrung,  Statistik 
der  leerstehenden  Wohnungen. 

Weis,  firtitarkunes-  <‘ti.  Politik  ilcr  Stadt  Mannheim. 
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h.  Nachdrückliche  Förderung  einer  raschen  und  möglichst 
billigen  Straßenbahnverbindung  der  Industriegebiete  mit 
den  Vororten  und  den  neu  zu  erschließenden  Baugebieten. 

i.  Schaffung  von  Promenaden  und  öffentlichen  Anlagen, 
von  Tummel-  und  Spielplätzen,  welche  sowohl  den  Er- 
wachsenen, Kranken  und  .Siechen  als  auch  namentlich 
der  heranwachsenden  Generation  in  Luft,  Licht  und  wohl- 
tuendem Ausblick  einigermaßen  Ersatz  für  die  Entbeh- 
rungen in  den  Wohnungen  zu  gewähren  vermögen. 

Zu  einer  wirksamen  Betätigung  der  in  erster  Reihe  stehenden 
Programmpunkte  ist  es  jedoch  bezüglich  der  stadteigenen  Arbeiter- 
wohnungen, von  dem  oben  angeführten  Versuche  abgesehen,  nicht 
gekommen.  Auch  zur  Subventionierung  von  genossenschaftlichen 
und  privaten  Unternehmungen  bot  sich,  von  zwei  Versuchen  des 
Spar-  und  Bauvereins  und  zweier  Privaten  abgesehen,  keine  Ge- 
legenheit. Ebensowenig  gelang  es,  das  Großkapital  für  die  Sache  zu 
interessieren,  das  nach  der  Überzeugung  der  Stadtverwaltung  sich 
in  den  Dienst  des  Arbeiterwohnungsbau wesens  hätte  stellen  sollen. 

Dagegen  zeichneten  die  in  zweiter  Reihe  in  Aussicht  ge- 
nommenen Maßnahmen  die  Richtlinien  vor,  die  die  städtische 
Politik  in  der  Folge  eingehalten  hat.  Über  die  umfassenden 
Planlegungen,  über  die  Einführung  der  Zonenbauordnung  und 
über  die  Einführung  der  Wohnungsstatistik  ist  im  vorstehenden 
bei  der  Erörterung  der  bezüglichen  Materien  schon  das  Nötige 
gesagt  worden.  Im  folgenden  sollen  noch  die  Einführung  der 
Revision  der  Wohnungen,  die  Maßnahmen  zum  Ausbau  des 
Straßenbahn netzes  und  zur  Schaffung  von  Promenaden  und  An- 
lagen und  Spielplätzen  kurz  zur  Darstellung  gelangen. 

2.  Eng  verknüpft  mit  der  Bauordnung  ist  die  Baupolizei, 
d.  h.  die  Gesamtheit  der  Vorschriften,  welche  die  Überwachung 
der  Bestimmungen  der  Baupolizei  zum  Inhalte  haben.  Die  ört- 
liche Baupolizei  untersteht  in  Mannheim  dem  Bezirksamte  unter 
Mitwirkung  der  Ortsbaukommission,  die  gegenwärtig  aus  einem 
Bezirksbeamten  als  Vorsitzenden,  einem  Bürgermeister,  drei  Stadt- 
und  Bezirksräten  und  vier  aus  der  Zahl  der  Bautechniker  ge- 
wählten, von  der  Stadt  angestellten  und  besoldeten  Ortsbaukon- 
trolleuren besteht.  Die  Tätigkeit  der  Kommission  richtet  sich  nach 
den  in  der  Landes-  und  Ortsbauordnung  enthaltenen  Vorschriften. 
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Ein  Bestandteil  der  Baupolizei  bildet  die  Wohnungskon- 
trolle, d.  i.  die  dauernde  Beobachtung  von  Wohnungszuständen, 
namentlich  in  hygienischer  und  sittlicher  Beziehung,  wie  sie  in 
dem  erwähnten  Reformprogramm  des  Oberbürgermeisters  Beck 
namentlich  bezüglich  der  Arbeiterwohnungen  in  intensiver  Weise 
vorgesehen  war. 

Die  Rechtsgrundlage  der  Wohnungskontrolle  gibt  der  zweite 
und  dritte  Absatz  des  badischen  Polizeistrafgesetzbuches  ab,  wo- 
nach der  Hauseigentümer  und  Mieter  sich  strafbar  machen,  wenn 
sie  polizeilichen  Anordnungen  zur  Abstellung  von  bauordnungs- 
widrigen, gesundheitsschädlichen  oder  die  Sittlichkeit  gefährdenden 
Zuständen  in  Wohn-  und  .Schlafräumen  nicht  entsprechen  oder 
einer  polizeilichen  Anordnung  zuwider  weiter  benützen;  ferner 
die  Verordnung  vom  10.  November  1896,  die  Sicherung  der 
öffentlichen  Gesundheit  und  Reinlichkeit  betr.,  wonach  der  Be- 
zirksrat im  Benehmen  mit  dem  Ortsgesundheitsrat  zeitweilige 
Untersuchungen  der  Wohngebäude  zur  Beseitigung  der  in  dem 
angezogenen  § 116  des  Polizeistrafgesetzbuchs  erwähnten  Mängel 
anordnen  kann.  Die  Weiterbenützung  beanstandeter  Räume  kann 
von  dem  Bezirksrat  untersagt  werden. 

Die  ersten  gesundheitspolizeilichen  Untersuchungen  von 
Mietswohnungen  fanden  in  Mannheim  statt  im  Jahre  1887  bis 
1888,  jedoch  nur  in  aller  bescheidenstem  Umfange. 

Untersucht  wurden  im  ganzen  53  Gebäude  mit  99  Woh- 
nungen. Davon  gaben  aber  allein  81  Wohnungen  zu  Beanstan- 
dungen Anlaß  und  44  mußten  geräumt  werden.  Diese  ungünstige 
Erfahrung  hatte  zur  Folge,  daß  im  Herbst  1889  zur  Besorgung 
dieser  Geschäfte  eine  eigene  Amtsstelle,  die  Wohnungskontrolle, 
geschaffen  wurde,  der  zunächst  die  Aufgabe  zufiel,  die  im  Verfolg 
der  Untersuchungen  erlassenen  polizeilichen  Auflagen  zu  über- 
wachen und  die  polizeilichen  Aufsichtsorgane  zu  unterstützen. 
Aber  auch  die  erneut  in  Angriff  genommene  Wohnungsunter- 
suchung ging  ebenfalls  über  einen  beschränkten  Umfang  nicht 
hinaus.  Die  Zahl  der  kontrollierten  Gebäude  betrug  innerhalb 
vier  Jahren  nur  1059.  Beauftragt  war  mit  der  Kontrolle  ein 
städtischer  Beamter.  Die  Stadt  ging  damit  über  die  ihr  obliegende 
Verpflichtung  hinaus,  da  sich  ihre  Wohnungsaufsicht  gesetzlich 
auf  die  Zustimmung  zu  den  bezirksamtlichen  Anordnungen  all- 
gemeiner Wohnungsuntersuchungen  beschränkt. 
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Auch  diese  Einrichtung-  bewährte  sich  nicht,  da  der  Beamte 
nur  die  Aufträge  des  Bezirksamts  und  die  Anzeigen  von  Mietern 
erledigte,  sich  im  übrigen  aber  auf  gelegentliche  Wahrnehmungen 
beschränkte.  Die  Zahl  der  behandelten  Wohnungskontrollfälle 
schwankte  in  den  einzelnen  Jahren  zwischen  21  und  169. 

Im  Jahre  1898  wurden  die  Funktionen  der  Wohnungskon- 
trolle den  Ortsbaukontrolleuren  für  ihren  Bezirk  übertragen  und 
die  Zahl  der  Kontrolleure  auf  drei  erhöht.  Da  auch  diese  Maß- 
nahme nicht  ausreichte,  die  Aufgabe  zu  bewältigen,  schlug  die 
Stadtverwaltung  dem  Bezirksamte  die  sofortige  Inangriffnahme 
der  gesundheitspolizeilichen  Revision  sämtlicher  Wohnungen  der 
Altstadt  vor,  worauf  das  Bezirksamt  ein  vollständiges  Programm 
einer  Wohnungspolizei  aufstellte.  Die  Stadt  wurde  in  zehn  Be- 
zirke eingeteilt.  Eine  aus  dem  Bezirksarzt,  einem  Mitglied  des 
Bezirksrates  und  Stadtrates,  den  Wohnungskontrolleuren , den 
örtlich  zuständigen  Armenbezirksvorständen  und  dem  Armenarzt 
bestehende  Kommission  sollte  an  Hand  der  von  den  Ortsbau - 
kontrolleuren  gemachten  Feststellungen  die  Untersuchungsergeb- 
nisse festlegen. 

An  Stelle  der  Ortsbaukontrolleure  traten  später  zwei  be- 
sondere Beamte,  die  Wohnungskontolleure,  die  in  Begleitung  eines 
der  Schutzmannschaft  angehörenden  Beamten  die  Wohnungen 
besuchen,  Mißstände  feststellen,  die  soweit  sie  einfacher  Natur 
sind,  vom  Bezirksamt  behandelt  werden,  soweit  sie  aber  größere 
Eingriffe  zur  Folge  haben  sollen,  der  Beurteilung  der  Kommission 
unterliegen,  die  auf  Grund  persönlicher  Inspektion  ihre,  die  Grund- 
lage für  die  Erlassung  polizeilicher  Auflagen  bildenden,  Anträge 
stellt. 

Man  hatte  für  diese  Kontrolle  anfänglich  einen  Zeitraum 
von  2 bis  2xjz  Jahren  vorgesehen,  allein  es  zeigte  sich  sehr  bald, 
daß  die  Revision  eine  viel  längere  Zeit  in  Anspruch  nahm. 
Innerhalb  vier  Jahren  waren  erst  sechs  Bezirke  begangen  und 
erst  Anfang  1904  konnte  die  erste  Revision  als  abgeschlossen 
betrachtet  werden.  Ausgeschlossen  blieb  auch  da  noch  die  öst- 
liche Stadterweiterung. 

Die  Grundsätze,  die  bei  der  Vornahme  der  Kontrolle  als 
Richtschnur  dienten,  wurden  1899  in  einer  Anleitung  zusammen- 
gefaßt, die  im  wesentlichen  noch  heute  in  Gebrauch  ist.  Dar- 
nach werden 
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a.  als  überfüllt  angesehen,  Wohnungen,  in  denen  nicht  auf 
jede  Person,  einerlei  ob  Erwachsene  oder  Kinder,  ein 
Luftraum  von  mindestens  20  cbm,  und  in  den  Schlaf- 
räumen von  mindestens  10  cbm  fällt; 

b.  als  gesundheitswidrig  Wohnräume,  die  feucht,  nicht  unter- 
kellert, zu  niedrig,  unter  Dachboden  bezw.  Straßenhöhe 
gelegen  sind,  kein  direktes  Licht,  eine  Gesamtlichtfläche 
von  weniger  als  r/IO  der  Bodenfläche  oder  keine  stehen- 
den Fenster  haben,  nicht  heizbar  sind  oder  in  unmittel- 
barem Zusammenhang  mit  Stallungen  oder  andern  Räumen 
stehen,  die  zur  Lagerung  oder  Verarbeitung  von  Stoffen 
mit  übler  Ausdünstung  dienen.  Arbeitsräume,  Werk- 
stätten usw.  dürfen  nicht  zugleich  als  Schlafräume  benützt 
werden;  in  jedem  Stockwerk  muß  mindestens  ein  vor- 
schriftsmäßiger Abort  vorhanden  sein. 

c.  Als  sicherheitswidrig  Wohnräume,  die  über  dem  eigent- 
lichen Dachstock  gelegen  sind,  in  Verbindung  mit  feuer- 
gefährlichen Betrieben  stehen  oder  keinen  genügenden 
Zugang  haben. 

d.  Als  sittenwidrig  Wohnungen,  die  nicht  der  Möglichkeit 
der  Trennung  der  Schlafräume  von  Personen  über  12  Jahren 
nach  Geschlechtern  bieten,  oder  in  denen  Räume  vermietet 
oder  dem  Gesinde  zugewiesen  sind,  die  ihren  Eingang 
durch  andere  Schlafräume  haben. 


Das  Ergebnis  der  Untersuchung  ist  aus  nachfolgender  Tabelle 
ersichtlich: 


Zahl  der  Gebäude 

\ 

Stadtteil 

Im 

ganzen 

untersucht 

Von  der 
Kom- 
mission 
untersucht 

Weiter- 

benützung 

ganz 

untersagt 

Weiter- 
benützung 
zu  Wohn- 
u.  Schlaf- 
zwecken 
untersagt 

Zahl  der 
polizei- 
lichen 
Auflagen 

Altstadt  . . . 

. 

2396 

466 

2 

272 

1442 

Außere  Stadtteile 

IQ02 

269 

I I 

*>7 

1241 

Vororte  . . . 

2086 

133 

4 

56 

867 

6384 

668 

*7 

415 

3550 
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Dieses  Ergebnis  ist  trotz  der  anscheinend  hohen  Zahl  von 
Beanstandungen  kein  schlimmes,  da  weitaus  der  größte  Teil  der 
ergangenen  Auflagen  zur  Abstellung  kleiner  baulicher  Mängel, 
auch  an  nicht  als  Wohnungen  dienenden  Teilen  der  Gebäude 
erfolgte. 

3.  Hervorzuheben  ist  an  dieser  Stelle  auch  das  energische 
Vorgehen  der  Polizei  Verwaltung  gegen  das  Schlaf- 
gängerwesen, das  durch  ortspolizeiliche  Vorschrift  vom  10.  No- 
vember 1904  eine  eingehende  Neuregelung  erfahren  hat. 

Ihre  wesentlichsten  Vorschriften  sind  folgende: 

Die  Vermietung  von  Schlafstellen  ist  von  polizeilicher 
Erlaubnis,  die  nur  nach  vorheriger  Besichtigung  der  Wohnung 
erteilt  werden  kann,  abhängig.  Die  Besichtigung  erstreckt  sich 
nicht  nur  auf  den  zu  vermietenden  Schlafraum,  sondern  auch 
auf  die  Wohnungsverhältnisse  des  Vermieters,  dem  eine  genügend 
große  Wohnung  und  die  für  ihn  und  seine  Angehörigen 
erforderliche  Anzahl  von  Betten  übrig  bleiben  muß.  Küchen 
Arbeits-  und  Durchgangsräume  sind  von  der  Vermietung 
ausgeschlossen ; für  Zusammenschlafen  des  Schlafgängers  mit 
erwachsenen  Angehörigen  bedarf  es  polizeilicher  Erlaubnis. 
Verboten  ist  das  Vermieten  eines  Raumes  an  Personen  beiderlei 
Geschlechtes,  ausgenommen  Eheleute,  Eltern  und  Kinder  unter 
10  Jahren.  Die  Schlafräume  müssen  den  baupolizeilichen  Forde- 
rungen entsprechen  und  für  jeden  Schlafgänger  ein  besonderes 
Bett  haben.  Eine  fortwährende  strenge  Kontrolle  sichert  die 
Einhaltung  der  Vorschriften.  Die  Zahl  der  Schlafgänger  beträgt 
rund  3000. 

4.  Als  ein  nicht  zu  unterschätzendes  Mittel,  die  großstädtische 
Wohnungsnot  zu  mildern  und  die  Übervölkerung  der  Großstädte 
namentlich  der  Industriezentren  zu  verhüten,  gilt  heute  allgemein 
ein  umfangreiches  Netz  von  Vorortbahnen.  Denn  eine  bequeme 
Verbindung  der  Industriestadt  mit  ihrem  Hinterlande  arbeitet  der 
Entvölkerung  des  platten  Landes,  die  mit  der  Entwicklung  der 
Großindustrie  erfahrungsgemäß  Hand  in  Hand  geht,  entgegen. 
Dadurch  wird  einesteils  verhindert,  daß  die  Leutenot  auf  dem 
Lande  wachsenden  Umfang  annimmt,  da  in  der  Familie  des 
Arbeiters  der  Landwirtschaft  Arbeitskräfte  erhalten  bleiben, 
andernteils  werden  weder  die  städtische  Gemeinde  noch  die 
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Arbeiter  selbst  von  einer  ungünstigen  Konjunktur  in  gleichem 
Maße  getroffen,  wie  wenn  sie  ihren  Wohnsitz  in  der  Stadt 
nehmen.  Denn  in  den  meisten  Fällen  wird  beim  Wohnen  auf 
dem  Lande  die  Gelegenheit  benützt,  die  Ersparnisse,  die  bei  billiger 
Wohnungsmiete  weit  höher  sind  als  in  der  Stadt,  im  Grundbesitze 
anzulegen,  der  die  Lebenshaltung  weiter  verbilligt,  das  Empor- 
arbeiten des  Arbeiters  zu  größerer  Selbständigkeit  fördert  und 
ihn  vor  dem  Versinken  ins  Proletariat  schützt.  Damit  wird  aber 
auch  der  städtischen  Gemeinde  ein  Teil  der  Armenlast  abgenommen, 
die  sich  in  der  neuern  Zeit  in  geradezu  beängstigender  Weise  ver- 
mehrt hat.  Unverkennbar  ist  auch  die  Wirkung  des  Wohnens 
auf  dem  Lande  auf  die  Erhaltung  der  körperlichen  und  geistigen 
Gesundheit,  die  ihren  nachhaltigen  Einfluß  auf  die  Gesundung 
des  sozialen  Körpers  der  Menschheit  nicht  verfehlen  wird. 

Voraussetzung  für  die  günstigen  Wirkungen  eines  Vorort- 
bahnnetzes ist  naturgemäß  das  Zurücktreten  privatwirtschaftlichen 
Nutzens  vor  den  Interessen  der  Gesamtheit. 

Deshalb  ist  mit  der  Forderung  der  Schnelligkeit  und 
Sicherheit  des  Betriebs  die  der  Billigkeit  zu  verbinden,  d.  h.  die 
Tarifbemessuug  hat  sich  in  erster  Reihe  nach  den  Selbstkosten 
zu  richten  und  darf  hohe  Gewinnerzielung  nicht  im  Auge  haben. 

Dem  Ausbau  des  Straßenbahnnetzes  und  der  Erbauung  von 
Vorortsbahnen  widmete  die  Stadtverw-altung  Mannheim  erst  Ende 
des  letzten  Jahrzehnts  eine  besondere  Aufmerksamkeit.  Vororts- 
bahnen hatte  die  Stadt  bis  dahin  lediglich  als  wichtige  Verkehrs- 
mittel betrachtet  und  ihre  Entstehung  unter  diesem  Gesichtspunkte 
durch  billige  Kauf-  und  Pachtpreise  des  zum  Bahnbau  erforder- 
lichen Geländes  begünstigt.  In  dieser  Weise  war  die  Zweigbahn 
zur  Riedbahn,  die  Nebenbahn  von  Mannheim  nach  Weinheim 
und  die  Lokalbahn  nach  Heidelberg  subventioniert  w-orden.  Auf 
die  Erbauung  der  Nebenbahn  von  Waldhof  nach  .Sandhofen  hatte 
die  Stadt  keinen  Einfluß  ausüben  können,  da  sie  von  dem  Unter- 
nehmen erst  durch  die  Veröffentlichung  der  Konzession  Kenntnis 
erhielt. 

Erst  im  letzten  Jahrzehnt  machte  sich  die  Überzeugung 
geltend,  daß  ein  reiches  Netz  von  Lokalbahnen  nach  den  ent- 
ferntem Vororten  von  großer  sozialpolitischer  Bedeutung  ist,  und 
daß  der  Ausbau  in  zweckmäßiger,  den  Interessen  der  Allgemeinheit 
dienlicher  Weise  nicht  von  privaten  dividendenhungrigen  Erwerbs- 
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gesellschaften,  sondern  nur  von  der  Stadt  in  die  Hand  genommen 
werden  kann. 

Im  Verfolg  dieses  Gedankens  stellte  die  Stadtverwaltung 
im  Jahre  1898  ein  umfassendes  Vorortsbahnprojekt  auf,  dessen 
Ausbau  im  Anschluß  an  die  gleichzeitig  projektierte  Einführung 
des  elektrischen  Straßenbahnbetriebs  innerhalb  des  Stadtgebiets 
gedacht  war.  Letzterer  hat  auch  inzwischen  eine  weite  Ausdehnung 
angenommen  und  eine  bequeme  Verbindung  mit  den  einzelnen 
Stadtteilen  und  den  eingemeindeten  Vororten  geschaffen. 

An  eigentlichen  Vorortsbahnen  aber  besitzt  die  Stadt  bis 
jetzt  nur  eine,  die  Dampfstraßenbahn  nach  Feudenheim,  die  1884 
erbaut  und  von  einem  Privaten  betrieben  wurde.  Das  Unter- 
nehmen ging  im  Jahre  1900  gegen  eine  Entschädigung  von 
600000  M.  in  den  Besitz  der  Stadt  über. 

Die  weitere  Förderung  des  Vorortsbahnprojektes  kreuzte 
jedoch  mittlerweile  die  Süddeutsche  Eisenbahngesellschaft,  die 
Eigentümerin  der  Linie  Mannheim— Weinheim— Heidelberg— Mann- 
heim. Die  Gesellschaft,  der  nach  der  Konzessionsurkunde  für  die 
Mannheim— Weinheimer  Bahn  das  Recht  auf  alle  von  dieser  Linie 
abzweigenden  Bahnlinien  zustand,  war  um  die  Konzession  der 
Linie  Käfertal— Wallstadt— Heddesheim  eingekommen  und  gab 
die  Absicht  kund,  auch  noch  andere  Bahnlinien  zu  bauen. 

Wenn  nun  auch  zugegeben  werden  muß,  daß  die  Gesell- 
schaft ohne  Einvernehmen  mit  der  Stadtgemeinde  mancherlei 
Schwierigkeiten,  insbesondere  bei  der  Weiterführung  der  Bahn 
nach  dem  Industriehafen,  erwachsen  wären,  so  war  sie  doch  durch 
die  weitgehendste  Konzession  der  stärkere  Teil  und  imstande,  im 
privatkapitalistischen  Interesse  die  städtische  Politik  zu  benach- 
teiligen. 

Es  erübrigte  deshalb  nur  im  Wege  des  Einverständnisses 
die  noch  erreichbaren  Vorteile  zu  sichern.  Nach  der  mit  der 
Gesellschaft  auf  Grund  längerer  Verhandlungen  zustande  gekom- 
menen Vereinbarung  verzichtet  sie  zugunsten  der  Stadt  auf  das 
ihr  zustehende  Vorrecht  bezüglich  der  Linien  Käfertal— Wall- 
stadt—Heddesheim,  Käfertal— Industriehafen , Mannheim— Feu- 

denheim—Ilvesheim— Ladenburg— Schriesheim,  Verbindungsbahn 
von  Käfertal  oder  Wallstadt  nach  Ilvesheim  oder  Feudenheim, 
erbaut  die  bezeichneten  Linien  auf  Kosten  der  Stadt  und  bildet 
mit  dieser  mit  ihrer  Mannheim— Weinheimer  Bahn  eine  Betriebs- 
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Gemeinschaft.  Der  gesamte  Betrieb  ist  der  Gesellschaft  übertragen, 
die  sich  jedoch  bei  allen  Maßnahmen  der  Betriebsführung  und 
der  Unterhaltungsfürsorge,  welche  die  Verkehrs-  und  wirtschaft- 
lichen Interessen  der  Stadt  Mannheim  in  erheblichem  Maße  be- 
rühren, sich  des  vorgängigen  Einverständnisses  des  Stadtrates  zu 
versichern  und  insbesondere  bei  der  erstmaligen  Feststellung  und 
jeder  beabsichtigten  Änderung  der  Personentarife  im  Verkehr 
zwischen  den  Stationen  der  Gemeinschaftslinien  und  den  in  der 
Gemarkung  der  Stadt  Mannheim  liegenden  Stationen  dem  Stadtrat 
vor  der  Einführung  Kenntnis  zu  geben  und  dessen  Einverständnis 
herbeizuführen  hat.  Von  der  Gemeinschaft  ausgeschlossen  ist  das 
städtische  Straßenbahn  netz,  die  elektrische  Bahn  nach  Käfertal 
und  Feudenheim.  Die  Arbeiterbeförderung  ist  ausschließlich  Sache 
der  Betriebsgemeinschaft.  Der  Verteilung  des  Betriebsüberschusses 
wird  das  Anlagekapital  zugrunde  gelegt. 

Hat  also  nach  den  vorstehenden  Ausführungen  das  städ- 
tische Vorortsbahn  netz  einen  größeren  Umfang  noch  nicht  an- 
genommen und  beschränkt  sich  auf  die  Verbindung  der  Stadt 
mit  den  eingemeindeten  Vororten  und  Feudenheim,  so  zeigt  doch 
die  Arbeiterfrequenz  dieser  Linien  die  Eigenschaft  der  Vororts- 
bahnen, die  Wohnungs Verhältnisse  in  dem  eben  angedeuteten 
Sinne  zu  dezentralisieren.  Es  wurden  auf  den  städtischen  Bahnen 
befördert  im  täglichen  Durchschnitt  im  Jahre 

1900  2094  Arbeiter, 

1901  1993 

1902  1933  » 

1903  2026  » 

Geben  diese  Zahlen  auch  kein  vollständiges  Bild  davon,  in 
welchem  Umfange  Arbeiter  außerhalb  der  Stadt  wohnen,  da  heute 
noch  die  Staatsbahnen  den  größeren  Teil  der  Beförderung  über- 
nehmen, so  zeigen  sie  doch,  daß  eine  weitere  Ausdehnung  des 
Vorortsbahnnetzes,  dessen  Betrieb  in  städtischer  Verwaltung  sich 
weit  billiger  gestaltet  und  die  Arbeiterinteressen  mehr  berück- 
sichtigen kann  als  der  Staatsbahnbetrieb,  das  nächst  erstrebens- 
werte Ziel  ist. 

Einigen  Anhalt  über  die  Wirkungen  günstiger  Bahnverbin- 
dungen mögen  noch  folgende,  den  Beiträgen  zur  Statistik  der 
Stadt  Mannheim,  Die  Gebürtigkeit  der  Mannheimer  Bevölkerung-, 
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Heft  14,  entnommenen  Angaben  über  die  Zahl  der  in  Mannheim 
wohnhaften,  aber  in  dem  Arbeiterversorgungsgebiet  gebürtigen 
— mit  a bezeichnet  — und  die  Zahl  der  in  den  betreffenden 


Ortschaften  wohnhaften 

und  in 

Mannheim  arbeitenden 

Männer 

— mit  b bezeichnet  - 

— liefern: 

Feudenheim  . . . 

a 

160 

Oftersheim  .... 

a 

74 

b 

699 

b 

«25 

Seckenheim  .... 

a 

130 

Plankstadt  .... 

a 

1 1 1 

b 

298 

b 

162 

Ilvesheim  .... 

a 

81 

Reilingen  .... 

a 

61 

b 

94 

b 

2 

Ladenburg  .... 

a 

LH 

Schwetzingen  . . . 

a 

223 

Neckarhausen  . . . 

b 

94 

b 

1 10 

a 

46 

Amt  Schwetzingen  . 

a 

85« 

Sandhofen  .... 

b 

b 

659 

ct 

9/ 

b 

9» 

Schriesheim  .... 

a 

106 

Heddesheim  . . . 

a 

74 

b 

8 

b 

«33 

Wallstadt  . . , . 

a 

84 

b 

298 

Alsheim 

a 

4 

Amt  Mannheim  . . 

a 

8.55 

b 

b 

1 7 1 7 

Altripp 

a 

24 

b 

53 

Altlußheim  .... 

a 

22 

Böhl 

a 

«3 

b 

23 

b 

4 

Brühl 

a 

62 

Dannstadt  .... 

a 

5 

b 

23 

b 

1 

Edingen 

a 

62 

Fußgönnheim  . . . 

a 

5 

b 

35 

b 

— 

Friedrichsfeld  . . . 

a 

63 

Hochdorf  .... 

a 

/ 

b 

64 

b 

3 

Hockenheim  . . . 

a 

90 

Iggelheim  .... 

a 

1 2 

b 

70 

b 

— 

Ketsch 

a 

59 

Ludwigshafen  . . . 

a 

579 

b 

26 

b 

101 1 

Neulußheim  .... 

a 

24 

Maudach 

a 

1 1 

b 

1 9 

b 

35 

Wohnungs  politik. 


75 


Mutterstadt  . . . . 

a 

34 

Oppau 

a 

2 1 

Neuhofen  . . . . 

b 

14 

b 

57 

a 

23 

b 

19 

Hessen: 

Oggersheim . . . . 

a 

46 

Biblis 

a 

1 1 

b 

47 

b 

103 

Rheingönnheim  . . 

a 

43 

Bobstadt 

a 

15 

b 

133 

b 

45 

Ruchheim  . . . . 

a 

16 

Bürstadt 

a 

40 

Schauernheim  . . . 

b 

1 

b 

333 

a 

6 

Lampertheim  . . . 

a 

1Ö3 

b 

6 

b 

344 

Amt  Ludwigshafen  . 

a 

828 

Viernheim  .... 

a 

1 13 

b 

1329 

b 

16 

Das  weibliche  Geschlecht 

ist  unter  den  Tages  Wanderern 

nur 

bei  einigen  Orten  in 

größerer . 

Zahl  vertreten,  nämlich 

Feudenheim . . . . 

a 

215 

Ludwigshafen  . . . 

a 

649 

b 

2 IQ 

b 

3 «5 

Wallstadt  . . . . 

a 

8l 

Rheingönnheim  . . 

a 

39 

b 

8 1 

b 

92 

Seckenheim  .... 

a 

147 

Altripp 

a 

36 

b 

44 

b 

44 

Aus  diesen  Ziffern  geht  hervor,  daß  das  Abströmeft  nach 
der  Stadt  in  dem  Maße  vermindert  wird,  als  bequeme  Bahnver- 
bindung vorhanden  ist,  wie  bei  den  drei  ersten  Orten,  und  daß 
die  Tageswanderung  fast  gänzlich  fehlt,  wo  Bahnverbindung 
mangelt,  wie  bei  Schriesheim. 

5.  Es  ist  oben  schon  erwähnt  worden,  daß  die  bauliche  Ent- 
wicklung der  Stadt  den  Kranz  von  Gärten  beseitigt  hat,  der  die 
kleine  Altstadt  noch  bis  in  die  neueste  Zeit  umgab.  Dafür  Ersatz 
zu  schaffen,  betrachtete  die  Stadtverwaltung  seit  Beginn  der  letz- 
ten Entwicklungsphase  als  ihre  vorzüglichste  Sorge;  denn  sie  ver- 
kannte nicht,  daß  ausgedehnte  öffentliche  Anlagen  mit  schattigen 
Promenadewegen  nicht  nur  eine  äußere  Zierde  der  Stadt  bilden, 
sondern  auch  in  ästhetischer  Beziehung  ihres  gewaltigen  Ein- 
flusses auf  die  Bewohner  nicht  entbehren. 
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Um  die  Aufgabe  nach  dieser  Richtung  in  wirksamer  Weise 
fördern  zu  können,  wurde  im  Jahre  1890  ein  besonderes  Ver- 
waltungskollegium, die  Park-  und  Anlagenkommission  gebildet, 
dessen  spezielle  Fürsorge  die  Verschönerung  der  Stadt  und  ihrer 
Umgebung  übertragen  ist.  Unter  ihr  entstanden  eine  Reihe 
von  Park-  und  Schmuckanlagen,  die  heute  vielfach  die  Bewunde- 
rung der  Fremden  erregen  und  den  Bewohnern  unentbehrlich 
geworden  sind. 

So  entstand  Anfang  der  90  er  Jahre  der  Luisenpark  in  der 
östlichen  Stadterweiterung  mit  einem  Flächenmaß  von  rund  16  ha 
mit  überwiegend  waldparkähnlichem  Charakter,  mit  Sport-  und 
Spielplätzen  reichlich  ausgestattet.  An  diesen  schließt  sich  die 
im  Jahre  1897  ausgeführte  Erweiterung  an,  die  ihrerseits  den 
Rennplatz  umschließt,  der  alljährlich  bei  den  Mairennen  ein  Haupt- 
anziehungspunkt der  sportliebenden  Bevölkerung  ist. 

Eine  zweite  12,5  ha  große  Parkanlage  ist  rechts  des  Neckars 
im  Jahre  1891  auf  1892  in  der  Nähe  des  städtischen  Hauptfried- 
hofes entstanden,  die  ebenfalls  ausgesprochenen  Waldparkcharakter 
zeigt  und  sich  durch  sorgsame  Pflege  schon  überaus  kräftig  ent- 
wickelt hat. 

Eine  reizvolle  Anlage  ist  auf  einem  an  den  der  Großherzog- 
lichen Zivilliste  gehörigen  Schloßgarten  angrenzenden  Sumpflande 
von  rund  5 ha  durch  Auffüllung  des  Terrains  geschaffen  worden. 
Die  Anlage  bildet  den  Übergang  zu  der  reizvollen,  laubenartigen 
Stephanienpromenade  mit  ihren  mächtigen  Baumgruppen  und 
alten  Weidenbüschen,  zwischen  denen  sich  dem  Blicke  des 
Wanderers  stets  neue  Ausblicke  nach  dem  Rhein  eröffnen  und 
ihm  stets  neue  stimmungsvolle  Landschaftsbilder  hervorzaubern. 

Die  Promenade  bildet  den  Zugang  zu  dem  zum  Waldpark 
umgestalteten  Gemeindewald,  den  Neckarauer  Wald,  dessen  Wald- 
riesen beliebte  Sammelplätze  der  Stadtbevölkerung  bei  ihren  sonn- 
täglichen Exkursionen  bilden.  Besonders  hervorzuheben  ist  dabei 
daß  die  Stadtgemeinde,  um  bei  der  Umgestaltung  des  Neckarauer 
Waldes  zu  einer  idealen  Erholungsstätte  für  die  Bevölkerung 
durch  keinerlei  Nebenrücksichten  gehemmt  zu  sein,  die  Ausschei- 
dung des  Waldes  aus  der  Beförsterung  herbei  geführt  und  auf 
die  Erzielung  irgendwelcher  materiellen  Vorteile  dabei  völlig 
verzichtet  hat. 
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In  gleichem  Sinne  ist  die  Umgestaltung  des  Gemeindewaldes 
des  einverleibten  Ortes  Käfertal  ins  Auge  gefaßt.  Auch  hier  ist 
bereits  eine  wesentliche  Verbesserung  der  Wege  durchgeführt 
und  die  Umwandlung  in  eine  Parklage  durch  entsprechende 
Anpflanzungen,  durch  Errichtung  von  Schutzhütten  und  Auf- 
stellung von  Ruhebänken  vorbereitet. 

Berücksichtigt  man  noch,  daß  sich  der  Schloßgarten  mit 
dem  Eriedrichspark,  der  durch  seine  Einrichtung  zum  Sammel- 
punkt der  vornehmen  Mannheimer  Welt  geworden  ist,  unmittelbar 
an  die  Altstadt  anschließt,  so  darf  man  mit  Recht  behaupten, 
daß  Mannheim  in  bezug  auf  Parkanlagen  einen  Vergleich  mit 
andern  Städten  nicht  zu  scheuen  braucht. 

Außer  diesen  Anlagen  besitzt  Mannheim  innerhalb  der  Stadt 
eine  Reihe  größerer  und  kleinerer  Schmuckplätze  und  zahlreiche 
Baumanlagen,  deren  hygienischer  und  ästhetischer  Wert  heute 
von  allen  Kreisen  der  Stadtbevölkerung  die  vollste  Würdigung 
erfährt.  Zu  nennen  sind  der  Bahnhofplatz,  der  Friedrichsplatz, 
dessen  Gestaltung  im  verflossenen  Jahrzehnt  eine  wichtige  Sorge 
und  schwierige  Frage  für  die  Stadtverwaltung  bedeutet  hat,  der 
aber  heute,  nachdem  allein  auf  die  Gestaltung  des  Platzes  selbst 
über  300000  M.  verwendet  sind,  mit  seiner  großartigen  Umbauung 
einer  der  größten  und  schönsten  Monumentalplätze  des  Kontinents 
ist.  Zu  erwähnen  ist  noch  besonders  der  in  der  Mitte  der  Stadt 
gelegene,  gärtnerisch  reizvoll  gestaltete  Paradeplatz  mit  einem 
eigenartigen  alten  Brunnendenkmal.  Außerdem  finden  sich  noch 
in  der  Stadt  zerstreut  zahlreichere  kleinere  Erholungsplätze  mit 
Baumanlagen.  Im  ganzen  sind  etwa  49  km  Straßen  und  Feldwege 
mit  Baumreihen  bepflanzt.  Die  gesamten  Park-  und  Schmuck- 
anlagen der  Stadt  haben  ein  Flächenmaß  von  rund  314  ha. 

6.  Auch  der  Gesundheitspflege  in  Spiel  und  Sport  hat  die 
Stadtverwaltung  in  der  letzten  Zeit  durch  Bereitstellung  zahl- 
reicher, in  allen  Stadtteilen  und  in  nächster  Nähe  der  Stadt  ge- 
legenen Spielplätze  von  zusammen  über  70  ha  eine  erfreuliche 
Fürsorge  angedeihen  lassen  und  damit  den  Gedanken  verwirk- 
licht, den  der  Oberbürgermeister  Beck  im  Jahre  1897  in  seinem 
mehrerwähnten  Wohnungsreformprogramm  niedergelegt  hat. 
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Lassen  wir  die  Untersuchungen  noch  einmal  kurz  Revue 
passieren  und  fassen  wir  das  Ergebnis  zusammen,  so  stehen  wir  ver- 
wundert still  vor  der  Entwicklung  einer  Stadt,  wie  sie  sprunghafter, 
glänzender,  aber  auch  eigenartiger  nicht  gedacht  werden  kann. 
Wir  sehen  an  der  Spitze  eine  Gemeindeverwaltung,  welche  die 
Lebensbedingungen  des  Gemeinwesens  mit  großem  Scharfblick 
erfaßte  und  durch  eine  geradezu  fieberhafte,  aber  mit  sichern 
Faktoren  rechnende  Tätigkeit  eine  Umgestaltung  der  Verhältnisse 
hervorrief,  die  nicht  nur  den  Impuls  zu  neuem  Wachstum  der 
Stadt,  sondern  auch  die  Grundlage  inneren  Ausbaues  und  fort- 
schreitender wirtschaftlicher  Wohlhabenheit  und  Leistungsfähigkeit 
bildete.  Wir  erlebten  eine  zweite  Periode  künstlicher  Aufzucht 
der  Stadt,  die  als  eine  rühmliche  Fortsetzung  der  gleichgearteten 
Bestrebungen  der  pfälzischen  Churfürsten  bezeichnet  werden  kann. 
Wie  sehr  die  imposante  Wirkung  der  neugeborenen  Industriestadt 
auf  den  Besucher  wirkt,  dafür  darf  wohl  ein  Ausspruch  des  Vor- 
sitzenden der  Deutschen  Seeberufsgenossenschaft  gelegentlich  der 
achten  Tagung  der  Generalversammlung  in  Mannheim  am  26.  Mai 
1900  angeführt  werden,  in  dem  zugegeben  werden  mußte,  daß 
der  Mannheimer  Flußschiffahrtsverkehr  dem  Hamburger  um  einige 
Dezimalstellen  über  sei. 

Und  zweifellos  hat  ein  erstaunlicher  Weitblick  hier  den  Grund- 
stein gelegt  für  die  Bedürfnisse  einer  ferneren  für  Mannheim  glän- 
zenden Zukunft. 

Ja,  ist  denn  aber  nicht  die  geographische  Lage  der  Stadt 
die  Hauptursache  dieser  so  überaus  glücklichen  Entwicklung? 

Unbestreitbar  wäre  die  Industriehafen-Anlage  ohne  die  Nähe 
des  Rheines  nicht  möglich  gewesen;  unbestreitbar  ist  aber  auch, 
daß  das  alte  Hafenbecken,  von  dessen  Ufern  uns  heute  überall 
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der  kräftige  Pulsschlag  einer  jungen,  aber  bereits  lebensfähigen 
Industrie  entgegendringt,  vor  dem  Einsetzen  der  städtischen  Ex- 
pansionspolitik ein  träges,  schlammiges  Wasser  führte,  an  dessen 
Ausnützung  niemand  dachte.  Aber  auch  nach  der  Eröffnung  des 
Hafens  hatte  die  Stadtverwaltung  noch  manche  Schwierigkeiten 
aus  dem  Wege  zu  räumen,  die  sich  einer  raschen  Besiedelung 
entgegenstellten.  So  konnten  erst  nach  zahllosen  Verhandlungen 
die  Bedingungen  für  den  Verkauf  und  die  Verpachtung  der  Plätze 
in  einer  für  die  Interessenten  und  die  Stadtverwaltung  befriedi- 
genden Weise  gelöst  werden.  Zahlreiche  Hindernisse  boten  auch 
die  Erachtverhältnisse  des  Hafengebiets,  das  als  selbständige  Station 
»Mannheim-Industriehafen«  gilt  und  normaliter  einen  um  11  km 
ungünstigeren  Frachtsatz  hat  als  die  Mannheimer  staatlichen  Hafen- 
anlagen. Außerdem  wurde  noch  für  den  Industriehafen  eine 
Rangiergebühr  erhoben.  Erst  nach  vielen  persönlichen  und  schrift- 
lichen Verhandlungen  gelang  es,  diese  Tarifverschiedenheit  zu- 
nächst für  alle  Umschlagsgüter  aufzuheben  und  dadurch  den  In- 
dustriehafenfinnen, die  teilweise  ihre  Niederlassung  an  den  Weg- 
fall dieser  erschwerenden  Ungleichheit  knüpften,  die  gleichen 
Bedingungen  zu  gewähren,  wie  sie  die  übrigen  Firmen  des  Stadt- 
gebiets genossen.  So  bedurfte  es  wiederholter  eingehender  Vor- 
stellungen, um  der  neu  angesiedclten  bezw.  anzusiedelnden  Mühlen- 
industrie die  für  Existenzfähigkeit  notwendigen  Tarifvergünstigungen 
der  Regierung  abzuringen. 

Am  besten  aber  scheint  dem  Hinweis  auf  den  Einfluß  der 
geographischen  Lage  dadurch  begegnet  werden  zu  können,  daß 
einige  Kilometer  oberhalb  Mannheim  eine  beachtenswerte  Kon- 
kurrenz in  der  Rheinau  entstand,  die  als  verhätscheltes  Kind  der 
Großherzoglichen  Regierung  all  die  Vorteile  genoß,  die  sich  Mann- 
heim erst  erringen  mußte,  und  deren  Widerspruch  erst  neulich 
wieder  genügte,  Mannheim  die  angestrebte  vollständige  Gleich- 
stellung des  Industriehafens  mit  den  staatlichen  Hafenanlagen  in 
tarifarischer  Beziehung  abzuschlagen.  Und  in  der  Tat  mußten 
gerade  in  letzter  Zeit  den  Interessenten  namhafte  Konzessionen 
gemacht  werden,  um  sie  für  Mannheim  zu  gewinnen,  da  die 
Rheinau  die  Mannheimer  Industriehafengeländepreise  fortwährend 
unterbietet. 

Einen  bemerkenswerten  Beleg  für  die  ungleichmäßige  Be- 
handlung der  Stadt  Mannheim  und  der  Rheinau  mag  auch 
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noch  die  Tatsache  abgeben,  daß  letztere  innerhalb  eines  Jahres 
Verhandlungen  mit  der  Regierung  und  Hafenbau  erledigen  konnte, 
während  die  Stadt  Mannheim  zahllose  Schwierigkeiten  zu  über- 
winden hatte  und  über  zwei  Jahre  brauchte,  den  eingangs  er- 
wähnten Hafenbauvertrag  zustande  zu  bringen. 

Man  kann  also  wohl  mit  Recht  sagen,  der  zielbewußten 
Politik  der  Gemeindevertretung  gebührt  der  überwiegende  Anteil 
an  dem  Werdegang  der  Stadt,  und  sie  hat  mit  glücklicher  Hand 
ersetzt,  was  der  Staat  heute  stiefmütterlich  der  größten  und  steuer- 
kräftigsten Stadt  des  Landes  versagt,  jene  Protektion,  die  einst 
aus  einem  Fischerdorf  eine  Handelsstadt  erstehen  ließ. 

Mehr  vom  Zufall  abhängig  ist  die  beträchtliche  Vermehrung 
des  stadteigenen  Grund  und  Rodens,  die  der  Stadtgemeinde  bei 
dem  Ausbau  der  Stadt,  bei  der  Anlage  ihrer  Unternehmungen, 
vor  allem  ihrer  Schulhausbauten  und  Verwaltungsgebäude  sehr 
zustatten  kam.  Dieser  Gebietserwerb  ist  zwar  auch  eine  Folge 
der  Eingemeindungen,  aber  doch  mehr  eine  erwünschte  Zugabe 
als  ein  Motiv  für  die  Gemarkungspolitik.  Immerhin  ist  auch  hier 
sehr  beachtenswert  die  namhafte  Geländeerwcrbung  im  Kaufwege, 
die  der  Stadt  bei  der  baulichen  Ausdehnung  auf  die  entfernteren 
jetzt  noch  landwirtschaftlich  genutzten  Gemarkungsflächen  sehr 
zustatten  kommen  wird.  Benützt  doch  die  Stadt  jede  Gelegen- 
heit, alles  Gelände,  das  in  das  künftige  Straßennetz  fällt  — und 
diese  Vorsorge  ist  um  so  leichter,  als  ein  genereller  Bebauungs- 
plan vorhanden  ist  — anzukaufen  und  erspart  sich  dadurch  viele 
Unannehmlichkeiten,  die  mit  dem  Erwerb  von  Straßengelände,  der 
immer  eine  größere  Anzahl  von  Prozessen  zur  Folge  hat,  verbunden 
sind.  Selbstverständlich  ist  die  Stadt  in  der  Regel  gezwungen, 
bei  Erwerbungen  höhere  Preise  zu  zahlen  als  Private,  allein  sie 
entwindet  doch  auf  diesem  Wege  der  Privatspekulation  immer 
weitere  Gebiete  und  sichert  auch  für  spätere  Zeit  einen  wesent- 
lichen Einfluß  auf  dem  Grundstücksmarkt. 

Die  Baupolitik  der  Stadt  anlangend,  muß  anerkannt  werden, 
daß  die  Verwaltung  kein  Mittel  verabsäumt  hat,  in  den  Entwick- 
lungsgang einzugreifen  und  in  allen  .Stadtteilen  umfangreiche  Ge- 
ländekomplexe der  Bebauung  zu  erschließen. 

Vor  allem  aber  hat  sie  sich  den  Grundsatz  zu  eigen  gemacht, 
daß  die  Feststellung  eines  gesunden  Bebauungsplanes  die  haupt- 
sächlichste Vorbedingung  für  einen  gesunden  Wohnungsbau  bildet. 
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So  wurde,  wie  erwähnt,  ein  genereller  Bebauungsplan  aufgestellt 
und  mit  den  Stadterweiterungsplänen  von  einer  als  hervorragend 
geltenden  Autorität  begutachtet. 

Und  gerade  in  diesem  Punkte  ist  die  Stadt  wohl  berechtigt, 
etwaige  Vorwürfe,  die  ihr  namentlich  die  östliche  Stadterweiterung 
eingetragen  hat,  mit  diesem  Hinweis  zu  paralysiren. 

Nicht  zuletzt  aber  muß  hier  betont  werden,  daß  sich  in  der 
Städtebaukunst  erst  im  letzten  Jahrzehnt  neue  Ideen  durchgesetzt 
haben,  die  alles  mit  sich  fortreißend,  kampflos  das  ganze  Feld 
genommen  und  mit  dem  alten  Schematismus  vollständig  gebrochen 
haben.  Dieser  von  Camillo  Sitte  ausgehenden  und  heute  nament- 
lich von  Fischer,  Goecke,  Henrici,  teilweise  auch  von  Stübben 
vertretenen  Richtung  hat  sich  heute  auch  im  wesentlichen  R. 
Baumeister  an  geschlossen,  der  einst  die  Mannheimer  östliche  Stadt- 
erweiterung als  recht  zweckmäßig  bezeichnet  hatte,  aber  heute 
an  der  abfälligen  Kritik  ziemlich  rückhaltslos  teilnimmt. 

Auch  rücksichtlich  der  Gestaltung  der  in  zweiter  Linie  für 
die  Bautätigkeit  wichtigen  Bauordnung  hat  die  Stadtverwaltung 
sofort  alle  Schritte  getan,  um  eine  zweckmäßige  Regelung  der 
Materie  durchzusetzen.  Sie  ist  heute  im  Besitze  einer  Bauordnung, 
die  in  vieler  Beziehung  als  mustergültig  bezeichnet  werden  kann. 
Wenn  trotzdem  die  in  allen  Großstädten  beklagten  Mißstände, 
Mietskasernentum,  hygienisch  unzureichende  Wohnungen  auch  in 
Mannheim  nicht  fehlen,  so  trägt  daran  nicht  die  Stadtverwaltung 
die  Schuld,  die  im  Drange  der  Entwicklung  bei  der  vielseitigen 
Inanspruchnahme  nicht  rechtzeitig  alle  Wege  verlegen  konnte, 
auf  denen  das  Bauunternehmertum  zu  der  beklagten  Ausschlachtung 
des  Bodens  gelangte.  Die  heute  vorhandenen  Mißstände  sind 
die  Folge  der  Sünden,  die  wegen  der  Schnelligkeit  der  Bevölkerungs- 
zunahme und  der  unvorbereiteten  Überrumpelung  durch  die  wirt- 
schaftliche Evolution  nicht  verhütet  werden  konnten. 

Bedauerlich  bleibt  dagegen,  daß  die  Stadtverwaltung  auf 
dem  einmal  beschrittenen  Wege,  für  die  städtischen  Arbeiter 
Wohnungen  herzustellen,  nicht  weiter  gegangen  ist.  Man  sollte 
füglich  meinen,  daß  ein  so  leistungsfähiges  Gemeinwesen  wie  die 
Stadt  Mannheim  in  bezug  auf  Arbeiterfürsorge  nicht  hinter  zahl- 
reichen Industriellen  Zurückbleiben  sollte,  die  in  dieser  Richtung 
bahnbrechend  vorgegangen  sind  und  Mustergültiges  geleistet  haben. 

Weit,  Gemarkung*-  etc.  Politik  der  Stadt  Mannheim.  (j 
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Auffallend  ist  weiter,  daß  von  den  Subventionierungen  der 
Stadt  so  gut  wie  gar  kein  Gebrauch  gemacht  worden  ist;  um  so 
mehr  hätte  die  Stadt  als  Großgrundbesitzerin  vor  weiteren  Ver- 
suchen nicht  zurückschrecken  sollen. 

Als  sehr  segensreich  erwies  sidi  in  Mannheim  die  Einrichtung 
der  Wohnungskontrolle,  die  nach  anfänglichen  Mißerfolgen  heute 
in  vollem  Umfange  funktioniert  und  ihren  Teil  zu  der  Verbesserung 
der  Mißstände  beitragen  kann. 

Einen  wertvollen  Beitrag  zur  Wohnungsfrage  liefert  zweifel- 
los auch  die  periodische  Auszählung  der  leerstehenden  Wohnungen 
obwohl  man  sich  von  der  Kenntnis  dieser  Tatsachen  nicht  all- 
zuviel versprechen  kann,  da  eben  die  Wohnungsproduktion  keine 
Produktion  von  Stapelware  ist,  die  man  bei  Auftreten  eines  Mangels 
von  heut  auf  morgen  auf  den  Markt  wirft.  Immerhin  wird  der 
Einfluß  der  Zählungen  für  längere  Perioden  nicht  abzustreiten 
sein,  und  die  Stadtverwaltung  hat  auch,  wie  früher  erwähnt,  im 
Jahre  1901,  als  der  Prozentsatz  der  leerstehenden  Wohnungen  be- 
deutend über  den  Hasseschen  Normalsatz  von  3%  cmporschnellte, 
die  Bautätigkeit  aber,  wie  wir  gesehen  haben,  gleichwohl  an 
Intensität  nichts  einbüßte,  mit  den  Bauplatzverkäufen  zurück- 
gehalten. 

Ein  eigenartiger  Vorwurf  ist  der  Stadtverwaltung  aus  ihrem 
Vorortbahnprojekt  entstanden.  Man  schob  ihr  unter,  sie  wolle 
die  Arbeiter  aus  politischen  Gründen  dem  Leben  der  Stadt  und 
damit  der  politischen  Betätigung  fernehalten,  leiste  also  der  Groß- 
herzoglichen Regierung  Handlangerdienste  zur  Bekämpfung  der 
Sozi  al  dem  ok  rati  e. 

Es  bedarf  wohl  keines  Nachweises,  daß  es  der  Stadtverwaltung 
ohne  Zweifel  ferne  gelegen  hat,  ein  ähnliches  Ziel  anzustreben 
oder  auch  nur  im  Auge  zu  haben.  Es  waren  im  Gegenteil  wirt- 
schafts-  und  sozialpolitische  Gesichtspunkte,  die  die  Stadtverwaltung 
bestimmten,  den  Vertrag  mit  der  Süddeutschen  Eisenbahngesell- 
schaft einzugehen. 

Zum  Schlüsse  läßt  uns  die  Anerkennung  der  Bestrebungen, 
der  Bevölkerung  durch  Parkanlagen  Gelegenheit  zur  Erholung 
zu  verschaffen  und  die  heran  wachsende  Jugend  durch  Pflege  von 
Spiel  und  Sport  für  ihren  Lebensberuf  zu  stählen,  die  Frage  auf- 
werfen, wie  weit  es  der  Stadt  gelungen  ist,  in  der  Periode  wirt- 
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schaftlicher  Kraftentfaltung  auch  ihren  sozialen  Aufgaben  gerecht 
zu  werden. 

Und  hier  muß  unumwunden  zugegeben  werden,  daß  es 
heute  damit  in  Mannheim  noch  nicht  glänzend  bestellt  ist.  Zwar 
hat  man  während  der  ganzen  Entwicklungsperiode  durch  einen 
reichen  Ausbau  des  Schulwesens  und  durch  ein  mit  einem  Mil- 
lionenaufwand errichtetes  neues  Kunstinstitut  der  geistigen  Aus- 
bildung eine  rege  Sorgfalt  angedeihen  lassen  in  richtiger  Erkennt- 
nis. daß  in  der  heranwachsenden  Generation  die  künftige  Größe 
iiege;  und  so  nehmen  die  Schulen  mit  25%  sämtlicher  Ausgaben 
die  erste  Stelle  ein.  Aber  auf  der  andern  Seite  mußte  im  Drange 
der  Entwicklung  die  Errichtung  von  Wohlfahrtsanstalten,  wie 
Schwimmbad,  Markthalle,  Krankenhaus  usw.  zurückgestellt  werden. 
Heute  sind  diese  Fragen  bereits  aktuell  geworden.  Nachdem  das 
Gemeinwesen  durch  einen  glänzenden  Ausbau  rentabler  wirtschaft- 
licher Unternehmungen,  die  namentlich  mit  dem  Verschwinden 
der  Verbrauchssteuern  je  länger  je  mehr  sich  zu  einer  hervorragen- 
den Einnahmequelle  auszuwachsen  tendieren,  so  gekräftigt  ist, 
daß  an  eine  stärkt?  Umlageherabsetzung  heran  getreten  werden 
konnte,  drängten  sich  alsbald  die  sozialen  Aufgaben  in  den 
Vordergrund. 

Heute  liegt  der  Stadtverwaltung  schon  ein  umfassendes 
Projekt  über  den  Ausbau  dieser  Wohlfahrtseinrichtungen  vor,  der 
die  Kräfte  des  Gemeinwesens  auf  ein  Jahrzehnt  in  Anspruch 
nehmen  wird. 

Möge  die  künftige,  ganz  anders  geartete  Politik  ein  ebenso 
glücklicher  Stern  lenken  wie  die  bisherige  zum  Wohle  der  Stadt 
Mannheim. 
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Mit  der  vorliegenden  Abhandlung  soll  eine  Untersuchung 
über  die  Eisenbahnfrachtpolitik  und  die  ihr  verwandten  Gebiete 
der  Öffentlichkeit  übergeben  und  damit  zu  gleicher  Zeit  der 
Versuch  gemacht  werden,  das  Interesse  der  Wissenschaft,  sowie 
auch  interessierte  Kreise  des  Publikums  auf  denjenigen  Teil 
der  volkswirtschaftlichen  Theorie  zu  lenken,  der  bis  jetzt, 
trotz  seiner  Aktualität  unverhältnismäßig  spärlich  und  in  der 
Hauptsache  nur  in  größeren  Werken  eingehend  behandelt 
worden  ist. 

Die  Arbeit  selbst  verdankt  ihr  Entstehen  der  Anregung 
meines  verehrten  Lehrers,  Herrn  Professor  Dr.  Otto  von  Zwie- 
dineck-Südenhorst  hier,  welcher  mich  auch  bei  ihrer  Abfassung 
durch  seinen  Rat  in  weitgehendem  Maße  unterstützte,  wofür 
ich  demselben  meinen  verbindlichsten  Dank  ausspreche. 

Gleichzeitig  bin  ich  auch  Herrn  Professor  Dr.  Gerhard 
von  Schulze-Gävernitz  in  Freiburg  i.  B.  zu  großem  Dank  ver- 
pflichtet, für  die  Aufnahme  dieser  Arbeit  in  die  »Volkswirt- 
schaftlichen Abhandlungen  der  Badischen  Hochschulen«,  weil 
ich  nun  darauf  rechnen  darf,  mit  einem  größeren  Leserkreis  in 
Fühlung  zu  treten,  woran  mir  im  Hinblick  auf  das  allgemeine 
Interesse  der  hier  erörterten  Frage  viel  gelegen  ist. 


Karlsruhe  i.  B.,  im  Februar  1907. 


Alfred  Schneider. 
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I.  Einleitung. 


Beim  Aufbau  der  ersten  Eisenbahnfrachttarife  bildeten 
die  Frachtpreise,  welche  ursprünglich  für  Transporte  auf  der 
Landstraße,  auf  Flüssen,  Kanälen  und  dergl.  erhoben  wurden, 
die  Grundlage,  nach  welcher  die  Höhe  der  fortan  zu  erhebenden 
Transportsätze  bemessen  werden  sollte,  bzw.  nach  der  sie  heute 
noch  bemessen  wird.  Die  Frachttarife  sind  hiernach  nicht  das 
Ergebnis  einer  streng  durchgeführten  Selbstkostenberechnung, 
sondern  basieren  nur  auf  Erfahrungswerten.  Ihr  einziges  Prinzip, 
soweit  von  einem  solchen  überhaupt  die  Rede  sein  kann,  ist 
das  Bestreben,  von  jeder  zur  Beförderung  übernommenen  Ware 
denjenigen  Transportpreis  zu  verlangen,  welchen  das  betreffende 
Gut  zu  bezahlen  in  der  Lage  ist.  Diesen,  auf  den  ersten  Blick 
etwas  sonderbar  erscheinenden  Standpunkt  in  der  Tarifgebahrung 
unserer  Eisenbahnen,  wenigstens  teilweise  zu  rechtfertigen,  hat 
Emil  Sax  unternommen.*  Er  schreibt:  »Wenn,  wie  feststeht, 
durch  geringere  Frachtpreise  per  Gewichtseinheit  bei  den  gering- 
wertigen Gütern  eine  größere  Transportmenge  derselben  der 
Bahn  zugeführt  wird,  die  vermehrten  Aktivleistungen  aber  die 
Selbstkosten  vermindern,  so  ist  es  eben  nicht  wahr,  daß  der 
Wert  der  Transportgüter  ohne  Einfluß  auf  die  Transportleistung 
selbst  ist,  vielmehr  das  Gegenteil  ist  erwiesen;  und  da  die 
Ermäßigung  des  Tarifes  bei  den  geringwertigen  Gütern  nur 
einen  kleinen  Überschuß  als  Verzinsungs-  resp.  Gewinnanteil 
des  Kapitals  übrig  läßt,  so  liegt,  bei  der  geringeren  Einwirkung 
höherer  Tarife  auf  die  Absatzverhältnisse  bei  höherwertigen 
Gütern  keinerlei  allgemein  volkswirtschaftlicher  Grund  vor  bei 
solchen,  nicht  kompensationshalber  einen  größeren  Aufschlag 
über  die  Selbstkosten  eintreten  zu  lassen.« 


1 Sax,  Die  Verkehrsmittel  in  Volks-  und  Staatswirtschaft.  Bd.  II:  Das 
Eisenbahnwesen  S.  419.  Wien  1878. 
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Wie  groß  sind  nun  diese  Selbstkosten?  Die  Beantwortung 
dieser  Frage  erscheint  in  dem  ersten  Augenblick  um  so  ein- 
facher, als  man  im  allgemeinen  zu  der  Annahme  hinneigt,  daß 
es  für  jedes  Eisenbahnunternehmen  die  erste,  unerläßliche 
Voraussetzung  rationeller  Betriebswirtschaft  sei,  die  Selbstkosten 
seines  Betriebes  kennen  zu  lernen,  um  dadurch  beim  Abschluß 
der  einzelnen  Frachtverträge  jederzeit  in  der  Lage  zu  sein,  die 
Höhe  des  Gewinnes,  oder  die  Größe  des  Verlustes  der  einzelnen 
Transportleistungen  ermitteln  zu  können. 

Allein  dieser  Selbstkostenfeststellung  mit  richtiger  ein- 
gehender Systematik  der  Güterkategorien  und  der  Beförderungs- 
arten stehen  verschiedentlich  Hemmnisse  im  Wege,  ja  »diese 
Möglichkeit«,  — so  bekennt  die  tüchtige  Schrift  eines  Tarif- 
fachmannes, 1 — »ist  praktisch  geradezu  ausgeschlossen.  Auf 
der  einen  Seite  hat  es  von  jeher  fette  und  magere  Jahre 
gegeben,  und  die  gibt  es  immer  wieder.  Infolge  dessen  kann 
die  Verkehrsgröße  nicht  konstant  bleiben , sondern  muß  ver- 
änderlich sein,  größer  während  der  Zeit  der  fetten  Jahre  und 
kleiner  in  der  Zeit  der  mageren  Jahre.  Demgemäß  müßten 
auch  die  Einnahmen  daraus  veränderlich  und  je  nachdem 
größer  oder  kleiner  sein,  als  die  angenommene  Normaleinnahme. 
Auch  können  die  Ausgaben  für  die  Durchführung  des  Eisen- 
bahnbetriebes nicht  derart  festgesetzt  werden,  daß  die  anfallenden 
Mehreinnahmen  gerade  noch  aufgezehrt  und  anderseits  auch 
nicht  derart  reduziert  werden,  daß  die  Einnahmen  der  Eisen- 
bahnen in  der  Zeit  der  mageren  Jahre  hinreichen,  um  die  nor- 
malen Ausgaben  zu  decken , was  ohne  weiteres  einleuchtet, 
wenn  man  bedenkt,  daß  die  Einnahmen  mit  der  Zunahme  und 
dem  Rückgang  des  Verkehrs  in  kurzer  Zeit  um  Millionen  Mark 
anwachsen  oder  zurückgehen  können.« 

Wie  kompliziert  hiernach  die  Erfassung  dieses  Problems 
auch  auf  den  ersten  Blick  erscheinen  mag.  in  Wirklichkeit 
behandelt  es  doch  nur  eine  Frage  der  Preisbildung,  die  uns 
deshalb  so  verworren  dünkt,  weil  es  sich  hier  nicht  um  eine 
Einheit,  sondern  um  eine  Vielheit  handelt,  die  trotz  großer 
Gleichartigkeit  der  Leistungen,  für  jeden  Einzelnen  außer- 
ordentlich verschiedenwertige  Leistungen  darstellt.  Die  Tat- 
sache dieser  Vielheit  und  Verschiedenartigkeit  aber  ist  es  gerade, 


1 Zinßmeister,  Die  Wirtschaftsfiage  im  Eisenbahnwesen  S.  23.  Leipzig  1905. 
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die  bisher  eine  gewisse  Gründlichkeit,  Verläßlichkeit  und 
Genauigkeit  in  der  Preisbildung  entbehrlich  machte.  Denn  es 
besteht  die  Möglichkeit,  weitestgehende  Kompensationen  ver- 
schiedener Relationen  heute  noch  so  wie  in  den  ersten  Perioden 
des  Bahnverkehrs  eintreten  zu  lassen  und  damit  für  die  Tarif- 
politik nach  wie  vor  auf  die  wichtigste  rationelle  Basis  der 
Preisbildung  d.  h.  Tarifierung  zu  verzichten. 

Namentlich  je  größer  die  Rechnungsperiode  und  je  viel- 
gestaltiger die  verfrachteten  Güter  sind,  um  so  vager  werden 
alle  Versuche  annähernder  Selbstkostenberechnungen  auf  der 
Grundlage  induktiver  d.  h.  hier  statistischer  Untersuchungen 
ex  post. 

Hier  muß  ferner  auch  noch  darauf  hingewiesen  werden, 
daß  es  sich  bei  der  Geschäftsgebahrung  der  einzelnen  Eisen- 
bahnverwaltungen nicht  nur  um  die  Ausübung  einer  rechtlichen, 
sondern  auch  gleichzeitig  einer  natürlichen,  ökonomischen 
Monopolstellung  handelt.  Aber  gerade  hier  finden  wir  nun 
den  Pferdefuß: 

Die  Monopolstellung  der  Eisenbahn  wird  von  Jahr  zu 
Jahr  immer  mehr  mit  der  zunehmenden  Verkehrsentwicklung 
eingeengt.  An  Stelle  der  einseitigen  monopolistischen  Preis- 
diktatur tritt  die  Notwendigkeit  der  Anpassung  an  die  Schranken, 
welche  durch  die  Konkurrenz  dem  Leistungsverkäufer  (Eisen- 
bahn) in  immer  weitergehenden  Maßen  gezogen  werden. 

War  das  Monopol  ursprünglich  nur  durch  das  Interesse 
an  der  Verkehrssteigerung  und  die  Einseitigkeit  der  Preisbe- 
stimmung beschränkt,  so  sind  Konzessionen  in  der  Richtung 
dieser  Schranken  immer  mehr  notwendig  geworden,  durch  die 
Preisbeeinflussung  von  seiten  konkurrierender  Frachtmöglich- 
keiten gleichen  Leistungswertes,  welche  durch  die  Erfolge  der 
Technik  entstanden  sind.  Nur  durch  möglichste  Spezialisierung 
der  Untersuchungen  über  den  Einfluß  der  Konkurrenz  einerseits 
und  der  Tarifbildung  anderseits  auf  die  Frachtmengen  wird  es 
daher  gelingen,  endlich  zu  etwas  klareren  Vorstellungen  von 
dem  wahren  Wert  und  der  Bedeutung  der  verschiedenen  Thesen 
zu  gelangen,  die  heute  noch  ziemlich  allgemein  über  die 
Elemente  der  Eisenbahnfrachtpolitik  theoretisch  und  praktisch 
Geltung  haben. 

Namentlich  über  das  sog.  spezifische  Transport-Preisgesetz, 
daß  die  Transportkosten  in  umgekehrtem  Verhältnis  zur  In- 
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tensität  des  Transportes  stehen,  endlich  etwas  genauere  Fest- 
stellungen zu  erreichen  ist  unbedingt  notwendig. 1 Denn  gerade 
die  Tarifpolitik  vieler  Eisenbahnverwaltungen  wurzelt  in  dem 
Vertrauen  auf  die  Richtigkeit  und  Allgemeingültigkeit  dieses 
»Gesetzes«.  Noch  mehr  aber  geht  die  Kritik  immer  und  immer 
von  einem  selbstverständlich  blinden  Glauben  an  einen  solchen 
Zusammenhang  aus  und  meint,  die  Eisenbahnverwaltungen 
brauchten  nur  immer  mit  Tarif herabsetzungen  vorzugehen,  dann 
müßte  auch  der  Verkehr  in  den  betreffenden  Relationen  von 
selbst  sich  heben. 

Im  Hinblick  darauf  soll  nun  im  Nachstehenden  ein  Anfang 
zu  einer  Reihe  einschlägiger  Untersuchungen  der  Öffentlichkeit 
übergeben  werden.  Nur  eine  Vielheit  von  Detailstudien,  wie 
gesagt,  wird  hier  zu  zweckmäßigen  Erkenntnissen  zu  führen 
vermögen.  Die  folgende  Studie  soll  nun  ein  solches  »engeres« 
Problem  erfassen.  Wie  weit  den  Ergebnissen  allgemeinere 
Bedeutung  zukommt,  wird  sich  aus  dem  Verlauf  der  Unter- 
suchung selbst  ergeben. 

Das  Problem,  welches  hier  zunächst  verfolgt  werden  soll, 
betrifft  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  und  in  wie  weit  eine 
planmäßige  Gestaltung  der  Eisenbahntarife  die  Größe  der  ein- 
zelnen Güterkategorien  zu  beeinflussen  vermag. 

Hierbei  ist  zunächst  methodisch  rein  induktiv  zu  verfahren. 
Es  gilt  dabei  vor  allem  einen  neuen  Weg  für  die  Erreichung 
eines  Zieles  zu  versuchen,  das  ein  hervorragender  und  volks- 
wirtschaftlich ganz  besonders  exakt  arbeitender  Theoretiker, 
Launhardt , vermittels  der  mathematischen  Methode  verfolgt 

1 Vgl.  auch  Philippovich  in  seinem  Aufsatz  »Die  wissenschaftliche  Behandlung 
des  Transportwesens*  (Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung 
Bd.  14  S.  24,  Wien  1905).  Derselbe  schreibt:  »Das  Gebiet  der  reinen  Theoiie 
haben  die  Verkehrsanstalten  um  das  Preisgesetz  des  Masscnverkchrs  bereichert. 
Hs  ist  eine  Tatsache,  dass  innerhalb  eines  gewissen  Intensitätsmaximums  eine 
Steigerung  der  Verkehrsleistung  keine  Steigerung  der  Kosten  hervorruft,  sowie, 
daß  die  Transportkosten  nicht  mit  der  Entfernung  wachsen,  über  welche  der 
Transport  erfolgt.  Es  liegt  demnach  im  Interesse  des  Transportunternehmers, 
durch  reine  Preisgestaltung  zur  möglichst  starken  Benutzung  des  Verkehrsmittels 
Anlaß  zu  geben,  die  Preise  also  niedrig  und  einheitlich  zu  stellen.  Dieser  zuerst 
auf  dem  Gebiete  der  Post  (Pennyporto  Rowland  Hills,  Einhcitswcltporto)  zur 
Anwendung  gelangte  Grundsatz  hat  für  die  Gestaltung  des  Preises  auf  dem  ganzen 
Gebiete  des  Verkehrswesens  große  Folgen  gehabt  und  ist  schließlich  als  ein 
besonderer  Fall  eines  allgemeinen  Gesetzes  des  Groß-  und  Monopolbetriebes 
erkannt  worden.« 
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und  der  damit  der  wirtschaftlichen  Auffassung  technischer  Fragen 
im  weitgehendsten  Maße  Geltung  verschafft  hat.  » Ähnlich  wie 
Launhardt,  der  seine  Berechnungen  auf  den  Resultaten  des  Preußi- 
schen Staatsbahnbetriebes  aufbaut,  legen  auch  wir  unsrer  Unter- 
suchung eine  ganz  konkrete  Fracht-Relation  zu  Grunde,  näm- 
lich die  transport-tarifliche  Lage  des  Mannheimer  Weizenhandels 
nach  der  Schweiz  im  Verlaufe  der  letzten  20  Jahre.  Wir  haben 
dieses  Beispiel  deshalb  zur  Grundlage  unserer  Arbeit  gemacht, 
weil  hier  eine  besonders  günstige  Isolierung  des  zu  untersuchen- 
den Problemes  vorliegt,  zumal  nicht  nur  das  finanzpolitische 
Interesse  der  badischen  Staatsbahnverwaltung,  sondern  auch 
die  bundesstaatliche  Qualität  der  badischen  Regierung  hinsicht- 
lich der  Zollpolitik  vollständig  zurücktreten  gegenüber  der 
Stellung  der  badischen  Staatsbahn  als  Unternehmerin;  diese 
ist  ausschließlich  von  dem  Interesse  geleitet,  den  bedeutenden 
Mannheimer  Weizenhandel  nach  der  Schweiz  zugunsten  der 
badischen  Zufahrtslinien  zu  beeinflussen  und  bietet  uns  mit  ihrer 
reinen  Unternehmerpolitik  den  besten  Anhalt  für  die  Ermittlung 
des  tarifpolitischen  Kausalnexus;  dazu  kommt  noch  die  Tatsache, 
daß  die  gewählte  Güterkategorie  nicht  nur  das  wichtigste  Pro- 
dukt für  die  Ernährung  der  Menschen  bildet,  sondern  auch  noch 
einen  hervorragenden  Artikel  des  Welthandels  darstellt  und 
damit  zu  gleicher  Zeit  diejenigen  Eigenschaften  vereinigt,  welche 
den  gewonnenen  Resultaten  ein  besonders  allgemeines  Inseresse 
verleihen.  Um  diesen  Anspruch  in  bezug  auf  das  Ergebnis 
der  vorliegenden  Untersuchung  soweit  als  möglich  zu  erreichen, 
haben  wir  dieselbe  so  ausführlich  wie  möglich  gehalten,  indem 
wir  bei  unseren  Ermittlungen  methodisch  in  der  Art  und  Weise 
vorgingen,  daß  wir  zuerst  die  für  die  Schweiz  in  Betracht 
kommenden  Frachtsätze  ihrer  Zufahrtslinien  einer  Prüfung  unter- 
zogen und  deren  Einfluß  auf  die  Größe  der  Verkehrs- 
mengen dieser  Linien  soweit  als  möglich  abgegrenzt  haben. 
Hierauf  galt  es  in  ähnlicher  Weise  die  Ursachen  in  den 
Veränderungen  der  Größe  der  alljährlichen  Transportmengen 
festzustellen  und  auf  die  diese  Schwankungen  wahrscheinlich 
verursachenden  Faktoren  zurückzuführen;  schließlich  handelte  es 
sich  darum,  zu  ermitteln,  ob  und  in  wie  weit  die  Verände- 


1 Launhardt,  Theorie  der  Tarifbildung  der  Eisenbahnen,  Archiv  für  Eisen' 
bahn  wesen  Bd.  13  S.  1.  Berlin  1890. 
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rungen  der  jährlichen  Frachtmengen  tatsächlich  von  der  Größe 
der  Frachtsätze  oder  von  etwaigen  anderen  Einflüssen  ab- 
hängig  sind. 

Das  für  die  vorliegende  Untersuchung  verwendete  sta- 
tistische Material, 1 ist  überwiegend  den  Jahresberichten  der 
Handelskammer  für  den  Kreis  Mannheim  entnommen  und  sei 
hiermit  schlechthin,  sofern  nichts  Besonderes  bemerkt  ist,  auf 
dieselben  verwiesen. 


1 Die  Grundlage  für  dasselbe  bilden  teils  amtliche  Aufzeichnungen,  teils 
Äußerungen  englischer  Fachblätter,  sowie  die  Berichte  der  bedeutendsten  Firmen, 
die  als  Sachverständige  der  Handelskammer  in  ihren  Branchen  tätig  sind. 


II.  Mannheims  Weizenhandel  nach  der  Schweiz. 
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II.  Mannheims  Weizenhandel  nach  der  Schweiz. 


Unter  den  Geschäftsbeziehungen  Mannheims  mit  der 
Schweiz  nimmt  seit  einer  Reihe  von  Jahren  schon  der  Weizen- 
handel eine  stets  wachsende  Bedeutung  ein,  zumal  dieses  Land  mit 
seiner  zunehmenden  Bevölkerung  von  Jahr  zu  Jahr  immer  weniger 
in  der  I^age  ist,  seinen  Bedarf  an  Brotfrucht  selbst  zu  decken. 
Doch  nicht  ausschließlich  über  Mannheim  findet  der  Weizen- 
bezug der  Schweizer  Importeure  statt;  auch  über  Marseille  und 
Genua  werden  alljährlich  bedeutende  Mengen  in  die  Schweiz 
eingeführt,  je  nachdem  die  einzelnen  Teile  dieses  Landes  infolge 
ihrer  geographischen  Lage  von  dem  einen  oder  andern  dieser 
drei  Plätze  aus  mittelst  der  bis  jetzt  erstellten  Bahnlinien  am 
bequemsten  zu  erreichen  sind. 

Unsere  nächstliegende  Aufgabe  wird  es  daher  sein,  die 
für  den  Weizenbezug  der  Schweiz  in  Betracht  kommenden 
Zufahrtslinien  nach  zwei  Seiten  hin  zu  untersuchen  und  damit 
die  möglichen  Zufahrtslinien,  sowie  die  tatsächlich  maßgebenden, 
d.  h.  diejenigen,  welche  die  größten  Transportmengen  anziehen, 
festzustellen.  Hierbei  handelt  es  sich  um  Verhältnisse,  die  von 
Jahr  zu  Jahr  teils  schwankender,  teils  aber  auch  ziemlich  stabiler 
Natur  sind.  Die  maßgebenden  Momente  für  die  einzelnen  Zu- 
fahrtslinien sind  die  Transportqualität  und  die  Transportkosten. 
In  der  Transportqualität  der  hier  in  Betracht  kommenden  Linien 
besteht  im  großen  ganzen  kein  Unterschied;  von  Bedeutung 
kann  jedoch,  wTie  wir  später  noch  sehen,  in  einzelnen  Fällen 
die  Transportdauer  werden.  Für  die  Höhe  der  Transportkosten 
sind  die  einschlägigen  Frachttarife  maßgebend.  Wir  wenden 
uns  daher  zuerst  der  Untersuchung  derselben  zu. 

A.  Die  Schiffs-  und  Eisenbahn tarife.  1 

Von  vereinzelten  Ausnahmen  abgesehen,  stellen  die  bei 
dem  Weizenimport  der  Schweiz  in  Betracht  kommenden  Fracht- 
kosten der  einzelnen  Zufuhrstraßen  eine  Kombination  von 

1 Die  Schiffs-  und  Eisenbahntarife  werden  hier  nur  so  weit  behandelt,  als  sie 
auf  den  Mannheimer  Getreidehandel  nach  der  Schweiz  von  Einfluß  sind. 
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Schiffs-  und  Eisenbahnfrachten  dar.  Soweit  Mannheim  daher 
in  Betracht  kommt,  tritt  zu  der  reinen  Eisenbahnfracht  Mann- 
heim-Schweiz die  Seefracht  von  den  bedeutendsten  Getreide- 
ausfuhrhäfen bis  Rotterdam  bzw.  Antwerpen  und  von  dort 
noch  die  Rheinfracht  bis  Mannheim  hinzu. 

Die  durchschnittliche  Seefracht  nach  Rotterdam  und  Ant- 
werpen pro  1000  kg  betrug  aus  den  nachstehend  genannten 
Verschiffungsgebieten  in  Mark: 


Von 

Vom 

Von 

Von 

Von 

Von 

Indien 

Jahr 

der  Schwarzen 

Peters- 

New- 

La 

Ostsee 

Meer 

bürg 

York 

Plata 

1886  1 

6,03 

8,25 

5,96 

1 »,7° 

16,62 

25,60 

1887 

6,08 

10,30 

5,83 

»4.83 

»3,67 

24,66 

1888 

8,92 

14,58 

10,06 

12,67 

16,50 

25,55 

1889 

7.75 

16,08 

8,92 

»5.83 

16,85 

25.50 

1890 

7. »7 

»3,4» 

6,66 

»3,4» 

»9-75 

17,46 

1891 

7» 1 7 

15,52 

7,42 

»2,37 

»9, »7 

20,08 

1892 

8,4» 

1 2,08 

8,56 

»4,96 

»7*74 

23,69 

*893 

6,42 

1 1,40 

6,63 

10,38 

»6,52 

20,70 

1894 

6,02 

i»,»7 

6,32 

9,88 

18,87 

21,10 

1895 

6,25 

»2,35 

6,39 

11,12 

16,79 

20,00 

1 896 

5.86 

1 1,61 

7.04 

10,72 

15,25 

I2,l6 

1897 

5.95 

9,25 

6,05 

»2,85 

12,65 

1 *.95 

1898 

5.60 

10,70 

5,95 

14,40 

»5,85 

»7,95 

1899 

4.47 

10,60 

6,26 

12,86 

23,83 

18,50 

19OO 

7.3» 

»2,52 

747 

»2,73 

23,84 

20,44 

1901 

6,02 

9*75 

6,88 

9-75 

14,67 

»6,37 

1902 

6,06 

9,18 

5.85 

5-45 

»3,oo 

»6,38 

19^3 

6,20 

7,75 

6, 18 

8.44 

14,78 

16,17 

I9°4 

6,03 

7,84 

7,27 

4,48 

16,63 

»5. »7 

Die 

durchschnittliche 

Rheinfracht  Rotterdam-Mannheim 

pro  Schiffslast  d.  i. 

für  2000  kg  betrug  in  Mark: 

1886  » 

8,44 

1892 

6,96 

1898 

8,45 

1887 

1 1,04 

»893 

9,05 

1899 

8,58 

1888 

9,42 

»894 

7,55 

1900 

7,94 

1889 

8,03 

»895 

9, »3 

1901 

5,86 

1890 

8,03 

1896 

7,46 

1902 

5,47 

1891 

8,73 

1897 

7,56 

1903 

6,73 

»904 

6,46 

1 Früheres  statistisches  Material  stand  uns  leider  nicht  zur  Verfügung. 
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Wie  aus  den  beiden  vorstehenden  Tabellen  zu  ersehen  ist, 
sind  die  Schiffsfrachten  einem  ständigen  Wechsel  unter- 
worfen. Dies  ist  in  erster  Linie  dem  Umstand  zuzuschreiben, 
daß  sie  in  ihrer  Höhe  jeweils  von  Angebot  und  Nachfrage  der 
zu  transportierenden  Güter  abhängig  sind.  Besonders  für  die 
Schwankungen  der  Seefrachten  trifft  dies  zu;  die  auffallend 
niedrigen  Tarife  der  Rheinschiffahrt  im  Laufe  der  letzten  Jahre 
dagegen,  haben  ihre  Ursache  teils  in  der  ungünstigen  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Lage  dieses  Gewerbes,  teils  aber  auch  in  der 
Konkurrenzierung  der  Rheinroute  durch  die  Tarifpolitik  der 
preußischen  Eisenbahnen.  »In  dem  großen  atlantischen  Ver- 
kehr besteht  bekanntlich  für  die  Fahrten  von  und  nach  den  nord- 
europäischen Häfen  zwischen  den  mächtigen  Konkurrenzlinien 
mehr  oder  weniger  eine  Interessengemeinschaft,  Konvention, 
Pool.« 

»Die  preußische  Bahn  führt  diesen  großkapitalistischen 
Reedereien  — deren  Bedeutung  für  Handel  und  Industrie  ich 
sicher  nicht  unterschätze  — die  Transporte  nach  und  aus  dem 
Westen  und  Süd  westen  Deutschlands  durch  ganz  ungewöhn- 
lich billige  Seehafenausnahmetarife,  in  Konkurrenz  zur  Rhein- 
route, zu,  verweigert  aber  beharrlich  den  Rheinhäfen  die  gleiche 
Begünstigung.  Hierin  liegt  schon  ein  bitteres  Unrecht,  das 
durch  die  beabsichtigte  Abgabeneinführung  auf  dem  Rheine 
geradezu  schreiend  wird.  Dieselben  Reedereien,  die  sich  der 
liebenswürdigen  zuvorkommenden  Unterstützung  der  preußi- 
schen Bahn  erfreuen  — die  ich  ihnen  gönne,  aber  auch  für 
den  Rhein  fordere  — schädigen  die  Rheinschiffahrt  in  kolos- 
saler Weise  durch  den  Dampferpark,  den  sie,  über  das  Maß 
des  Verkehrs,  auf  die  Route  Amerika-Genua  geworfen  haben. 
Dadurch  werden  die  Waren  durch  Unterbietung  der  Seefracht, 
dem  nordischen  Verkehr  genommen  und  Genua  zugeführt.  Diese 
Verluste  an  Seefracht  zugunsten  Genuas  gegen  den  Norden 
können  die  norddeutschen  großen  Gesellschaften  leichter  ertra- 
gen mit  der  Unterstützung  im  nordischen  Verkehr  durch  die 
preußische  Bahn,  in  Artikeln,  die  für  Genua  ohnehin  nicht  in 
Frage  kommen  und  für  die  die  Bahn  so  niedere  Anschlußfrach- 
ten gew'ährt,  wahrend  die  Seekonvention  bezwr.  der  Pool  seiner- 
seits in  seinen  Seefrachten  nicht  nachgibt.c 

»Den  Schaden  dieser  Frachtenpolitik  hat  ganz  Deutsch- 
land, nicht  nur  die  Rheinschiffahrt,  sondern  auch  die  badische, 
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bayerisch-pfälzische  und  reichsländische  Bahn.  Den  Vorteil 
haben  Genua,  Marseille  und  die  italienischen  und  französischen 
Bahnen.  Neuerdings  tritt  auch  Triest  in  Konkurrenz  zur  Rhein- 
schiffahrt.  Es  handelt  sich  bei  alledem  um  die  bedeutenden 
Transporte  der  Schweiz,  vorzugsweise  Getreide.«  1 

Dieser  Kampf  hat  anfangs  der  achtziger  Jahre  des  vorigen 
Jahrhunderts  mit  der  Einbeziehung  Hamburgs  und  Bremens  in 
das  deutsche  Zollgebiet  begonnen  und  sich  seit  Bildung  der 
preußisch -hessischen  Eisenbahngemeinschaft  im  Jahre  1897 
noch  weiter  verschärft,  zumal  durch  die  betreffenden  Maß- 
nahmen eine  Verkehrsverschiebung  von  Antwerpen  und 
Rotterdam  zugunsten  Hamburgs  und  Bremens  und  damit 
auch  im  Interesse  der  preußisch-hessischen  Bahnlinien  bezweckt 
werden  soll. 

Auf  den  Linien  dieser  Interessengemeinschaft,  wie  über- 
haupt auf  sämtlichen  deutschen  Eisenbahnen,  ist  die  Tarifierung 
der  zur  Beförderung  übernommenen  Waren,  im  großen  ganzen 
durch  getroffene  Vereinbarungen  in  einheitlicher  Weise  geregelt. 
So  tarifiert  z.  B.  Getreide  innerhalb  ganz  Deutschland  im  all- 
gemeinen nach  Spezialtarif  I.  Damit  ist  aber  keineswegs  aus- 
geschlossen, daß  hinsichtlich  der  Höhe  der  Transportkosten 
dieser  Güterkategorie  nicht  ein  Abweichen  von  der  allgemein 
gültigen  Norm  erfolgen  kann  durch  die  Erstellung  von 
besonderen  Ausnahmetarifen,  wenn  dies  im  Interesse  der 
beteiligten  Eisenbahnverwaltungen  oder  der  Verfrachter  be- 
gründet liegt. 

Solche  Ausnahmetarife  existieren  nun  auch  für  den  Ge- 
treideverkehr Mannheims  nach  der  Schweiz.  Der  eine  findet 
Anwendung  für  Getreide,  das  in  Mannheim  aufgeliefert  wird, 
der  andere  für  Brotfrucht,  die  per  Schiff  daselbst  angebracht 
und  dann  per  Bahn  nach  der  Schweiz  weiterverfrachtet  wird, 
und  der  dritte  endlich  für  Getreidesendungen,  die  per  Schiff 
eintreffen  und  für  die  Westschweiz  via  Basel  bestimmt 
sind.  Gerade  der  zuletzt  genannte  Tarif  ist  wegen  der 
Konkurrenz  von  Marseille  und  Genua  besonders  nieder  erstellt 
worden. 


1 Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  über  die  finanzielle 
Behandlung  der  Binnenstraßen  S.  109  (Auszug  aus  der  Rede  des  Herrn  Direktor 
Schäfer  in  Mannheim).  Leipzig  1906. 
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Der  Eisenbahnfrachtsatz  für  100  kg  Getreide  beträgt  in 
Mark  für  die  Entfernung: 


Mannheim-loco  1 bis  Basel  . 

♦ • 

vor  1901 
= 0,96 

nach  1901 

o.95 

» » 

Schaffhausen 

— 1,07 

1,06 

» » 

Waldshut  . 

= 1,14 

M3 

Singen 

loco 

= 1,09 

1,00 

v » 

» 

transit . . 

= LO4 

0,96 

» » 

Konstanz  . 

= I.»3 

1,10 

Mannheim  transit 2 

seit 

00 

OO 

1886 

1890  1895 

1901 

bis 

Basel  loco 

— 

0,96 

0,96 

0,96  0,95 

o,95 

» transit  . . . . 

• ' 

0,83 

0,83 

0,80  0,80 

0,80 

» transit  Westschweiz  8 = 

0,70 

0,70 

0,70  0,70 

0,70 

Schaffhausen  . . . . 

• ■ 

1.1 1 

1,09 

1,09 

1,09 

0,85 

Waldshut 

1,14 

M3 

M3 

1,12 

0,88 

Singen  loco  . . . . 

• 1 1 

1,09 

1,07 

1,07 

1,05 

0,87 

» transit  . . . 

1,04 

1,02 

1,09  1,00 

0,82 

Konstanz  loco  . . . 

• " 

1,12 

V2 

*1*0 

1,10 

» transit . . . 

0,89 

0,87 

0,87  0,86 

0,86 

Wie  aus  den  beiden  vorstehenden  Tabellen  zu  ersehen  ist, 
waren  die  Frachsätze  für  Weizen  von  Mannheim  nach  der 
Schweiz  bereits  vor  20  Jahren  schon  sehr  nieder;  trotzdem  traten 
im  Lauf  der  Jahre  für  einzelne  Verkehrsbeziehungen  Fracht- 
ermäßigungen ein,  die,  soweit  dies  aus  den  angeführten  Rela- 
tionen zu  ersehen  ist,  zwischen  0,01  M.  und  0,26  M.  pro  100  kg 
schwanken.  Die  Gründe,  denen  diese  Tarif herabsetzun gen  im 
einzelnen  zuzuschreiben  sind,  entziehen  sich  leider  unserer  Beur- 
teilung. Nur  über  die  Tarifermäßigung  im  Jahre  1886  ist  uns 
aus  zuverlässiger  Quelle  bekannt,  daß  sie  besonders  deshalb 
notwendig  wurde,  um  den  Verkehr  über  Mannheim  nicht  noch 
weiter  an  die  französischen  und  italienischen  Bahnlinien  zu 
verlieren.  Damit  sind  wir  nun  auch  bei  den  Rivalen  Mann- 


')  Das  ist  der  allgemein  gültige  Frachtsatz  für  Getreidesendungen , welche  in 
Mannheim  zur  Beförderung  nach  der  Schweiz  aufgeliefert  werden.  — *)  Das  ist  der 
Frachtsatz  für  Getreidesendungen,  welche  in  Mannheim  per  Schiff  angebracht  und 
von  dort  nach  der  Schweiz  befördert  werden.  — *)  Das  ist  der  Frachtsatz  gegen  den 
Wettbewerb  von  Marseille  und  Genua. 
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heims  in  wirtschaftlicher  Beziehung  angelangt,  die  seinem 
Weizenhandel  nach  der  Schweiz  neben  anderen  Gründen,  die 
wir  später  noch  erörtern  werden,  besonders  durch  ihre  fracht- 
tarifarischen Maßnahmen  alljährlich  bedeutenden  Schaden 
zufügen. 

Zu  den  Konkurrenten  Mannheims  in  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung gehören  neben  den  rheinischen  Hafenplätzen  Ludwigs- 
hafen a.  Rh.,  Kehl  und  Straßburg  i.  E. 1 noch  die  Mittelmeer- 
häfen Marseille  und  Genua;  die  Wirkungen  dieses  Wettbewerbs 
lassen  sich  jedoch  erst  nach  Untersuchung  der  Transportmengen 
vollständig  überblicken.  Soweit  es  sich  um  tarifpolitische  Maß- 
nahmen handelt,  beruht  die  Konkurrenz  der  rheinischen  Häfen 
auf  der  Tatsache,  daß  z.  B.  der  Frachtsatz  Ludwigshafen  a.  Rh. — 
Schweiz  der  gleiche  ist,  wie  der  von  Mannheim  nach  der 
Schweiz,  obwohl  die  linksrheinische  Bahnstrecke  bedeutend 
länger  als  die  rechtsrheinische  ist;  ferner  gehört  hierher  auch 
noch  die  Tatsache,  daß  die  Frachtsätze  für  Kehl  und  Straßburg 
nach  der  Schweiz,  die  gleichfalls  für  beide  Plätze  dieselben 
sind,  gegenüber  jenen  von  Mannheim  und  Ludwigshafen  a.  Rh. 
eine  Frachtermäßigung  von  etwa  25  bis  40  Franks  pro  10  Tonnen 
aufweisen.  Berücksichtigt  man  hierbei,  daß  die  Rheinfracht 
Mannheim  bezw.  Ludwigshafen  a.  Rh.  nach  Kehl  oder  Straß- 
burg i.  Eis.  20  M.  ==  2.5  Franks  pro  10  Tonnen  Weizen  beträgt, 
so  ergibt  sich  für  den  Verkehr  der  beiden  Plätze  mit  der  Schweiz 
gegenüber  Mannheim  und  Ludwigshafen  a.  Rh.  ein  Fracht- 
vorsprung bis  zu  15  Franks  pro  10  Tonnen. 

Leider  stehen  uns  die  französischen  und  italienischen  Eisen- 
bahntarife von  Marseille  und  Genua  hinsichtlich  ihrer  Zusam- 
mensetzung nicht  zur  Verfügung;  trotzdem  dürfte  aus  der  nun 
folgenden  Vergleichung  der  zurzeit  geltenden  Frachtsätze  von 
Marseille  und  Genua  nach  der  Schweiz  mit  jenen  von  Mann- 
heim für  denselben  Verkehr,  der  Unterschied  zwischen  der 
französischen,  italienischen  2 und  badischen  Verkehrspolitik  zur 
Genüge  zu  ersehen  sein. 


1 Hinsichtlich  der  Rheinhäfen  Rheinau,  Speyer,  Lauterburg  und  Karlsruhe  vgl. 

S.  32  bzw.  39.  —  * S. * *  8 Hier  sei  nur  kurz  auf  die  Folgen  der  Eröffnung  der  Gotthard- 

bahn im  Jahre  1 88 1 und  ihre  Bedeutung  für  Mannheim  hingewiesen  (vgl.  Jahresbericht 

der  Handelskammer  für  den  Kreis  Mannheim  von  1881  S.  28).  »Bis  dahin  (d.  h. 

bis  1881)  war  Mannheim  vermöge  seiner  glücklichen  Lage  der  Transportvermittler 
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Es  beträgt  nämlich  der  Frachtsatz  für  ioo  kg  Getreide 
in  Franks  für  die  Entfernung: 


Bern 

Genf 

Göschenen  Luzern 

St.  Gallen 

Yverdon 

Zürüch 

Mannheim  . 

i .8 1 

2,34 

2,36 

*,85 

*.56 

2,08 

*.53 

Kehl.  . . 

*,49 

2,02 

*,99 

1,48 

1 ,3° 

1,76 

1,28 

Genua  . . 

2,5« 

2,83 

1,96 

2,2  7 

2,52 

2,67 

2.3* 

Marseille  . 

2,26 

1.44 

— 

2,23 

2,28 

1,91 

2,46 

Hierbei  ist  zu  bemerken,  daß  Marseille  bedeutende  Refak- 
tien, d.  h.  Frachtabzüge  gewährt,  die  je  nach  der  Möglichkeit, 
mit  Mannheim  bezw.  Genua  konkurrieren  zu  können,  von  größerer 
oder  geringerer  Höhe  sind.  Dieselben  betragen  z.  B.  für  je 
iooog  kg  beim  Frachtsatz  nach  Bern  0,20  Franks,  nach  Luzern 
46,90  Franks,  nach  St.  Gallen  und  Zürich  45,50  Franks  usw. 
Die  Konkurrenz  der  Mittelmeerhäfen  gegenüber  Mannheim 
ist  übrigens  am  besten  noch  aus  folgenden  Beispielen  zu 
ersehen : 

1)  Wie  hoch  stellt  sich  die  Fracht  einschließlich  Zoll  für 
100  kg  Weizen  von  Odessa  nach  Bern  via  Mannheim,  via 
Genua  und  via  Marseille? 

Odessa— Mannheim  1 Odessa  Genua  Odessa— Marseille 

Schiffsfracht  ....  «,384  Fr.  1,800  Fr.  0,800  Fr. 

Eisenbahnfracht  bis  Bern  1,810  » 2,510  » 2,268  » 

Zoll  (Einfuhrzoll) . . . 0,300  » 0,300  * 0,300  » 

3,494  Fr.  3,610  Fr.  3,368  Fr. 


für  alle  Rohstoffe  und  Fabrikate,  welche  aus  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, aus  Russland  usw.  zu  Berg  rheinaufwärts  zu  gelangen  pflegten,  und  zwar 
in  der  Richtung  nach  dem  ganzen  Süden  Deutschlands,  nach  der  Schweiz  hin  und 
wieder  auch  nach  Frankreich.«  Von  diesem  Zeitpunkt  ab  wurde  jedoch  die  wirt- 
schaftliche Position  Mannheims  immer  mehr  gefährdet  und  seit  1883  bilden  die 
Klagen  über  die  Konkurrenz  Marseilles  und  Genuas  ein  alljährlich  wiederkehrendes 
Kapitel  seiner  Handelkam mei  berichte.  Diesem  Wettbewerb  hoffte  man  zuerst  seitens 
der  bad.  Staatsbahnverwaltung  durch  die  Erstellung  direkter  Tarife  nach  der  West- 
und  Zentralschweiz  begegnen  zu  können.  Doch  blieben  nach  Einführung  derselben 
die  Erfolge  weit  hinter  den  gehegten  Erwartungen  zurück,  im  Gegenteil , gerade 
im  vergangenen  Jahre  wurde  die  Konkurrenz  Genuas  in  bezug  auf  Mannheim  noch 
weiter  verschärft  durch  die  Eröffnung  des  Simplontunnels. 

1 Die  Seefracht  Odessa — Rotterdam  beträgt  für  100  kg  Weizen  0,98  Fr.,  die 
Rheinfracht  Rotterdam — Mannheim  0,404  Fr.,  zusammen  =*  1,384  Fr. 

Schneider,  Frachtsatz  und  Transportmenge.  2 
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2)  Für  die  Entfernung- Odessa  — Zürich  unter  den  gleichen 
Voraussetzungen  wie  bei  dem  vorhergehenden  Beispiel: 

Odessa— Mannheim  Odessa— Genua  Odessa— Marseille 

Schiffsfracht  ....  1,384  Fr.  0,800  Fr.  0,800  Fr. 

Eisenbahnfracht  bis  Zürich  1,530  » 2,310  » 2,465  » 

Einfuhrzoll 0,300  » 0,300  * 0,300  » 

3,214  Fr.  3,410  Fr.  3,565  Fr. 

3)  Für  die  Entfernung  Odessa— Brunnen  unter  den  gleichen 
Voraussetzungen  wie  bei  dem  vorhergehenden  Beispiel: 

Odessa— Mannheim  Odessa— Genua  Odessa— Marseille 

Schiffsfracht  ....  1,384  Fr.  0,800  Fr.  0.800  Fr. 

Eisenbahnfracht  bis 

Brunnen 2,070  » 2,140  * 2,275  * 

Einfuhrzoll 0,300  » 0,300  * 0,300  » 

3,754  Fr.  3,240  Fr.  3,375  Fr. 

Vergleicht  man  auf  diese  Weise  die  sämtlichen  Frachtsätze 
der  drei  Zufuhrlinien  über  Mannheim , Marseille  und  Genua  in 
bezug  auf  die  einzelnen  Schweizer  Stationen  miteinander,  so 
lassen  sich  folgende  Einflußsphären  abgrenzen: 

Für  Mannheim : das  Gebiet  der  Nord-,  Zentral-  und  Ost- 
schweiz wie  es  durch  eine  Verbindungslinie  der  Städte  Biel, 
Bern,  Luzern,  Utznach  und  St.  Gallen  gegen  Norden  abge- 
grenzt wird. 

Für  Marseille  und  Genua:  die  sogenannte  französische 
Schweiz,  die  Westschweiz  und  der  Rest  der  Zentralschweiz. 

Bei  dieser  Abgrenzung  des  wirtschaftlichen  Einflusses  von 
Mannheim  in  bezug  auf  die  Getreideversorgung  der  Schweiz 
dürfte  es  auch  für  die  Zukunft  bleiben;  denn  bei  dem  natür- 
lichen Vorsprung  Genuas  und  Marseilles  in  bezug  auf  ihre 
geographische  Lage  gegenüber  den  ihnen  heute  schon  zufallen- 
den Gebieten  läßt  sich  durch  eisenbahntarifarische  Maßnahmen 
von  seiten  Mannheims  nicht  ankämpfen,  zumal  diese  Vorteile 
noch  durch  die  Tarifpolitik  der  französischen  und  italienischen 
Privatbahngesellschaften  in  wirksamer  Weise  unterstützt 
werden . gegenüber  welcher  die  badische  Staatsbahn  das 
Nachsehen  hat. 

Fassen  wir  die  Resultate  dieses  Abschnittes,  soweit  sie 
die  transporttarifarische  Lage  Mannheims  berühren,  noch 
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einmal  kurz  zusammen , so  ergibt  sich  aus  ihnen  die  Tat- 
sache, daß  die  badische  Regierung  durch  tarifpolitische  Maß 
nahmen  die  Ausfuhr  von  inländischem  Getreide,  sowie  die 
Durchfuhr  ausländischen  Getreides  von  Mannheim  nach  der 
Schweiz  in  jeglicher  Weise  unterstützt  und  damit  in  weit- 
gehendstem Maße  den  Wünschen  der  Mannheimer  Interessenten 
entgegenkommt. 


B.  Die  Transportmengen. 

Im  vorhergehenden  Abschnitt  haben  wir  die  Schiffs-  und 
Eisenbahntarife  der  für  den  Schweizer  Weizenimport  haupt- 
sächlich in  Betracht  kommenden  Zufahrtslinien  einer  Prüfung 
unterzogen  und  haben  damit  deren  Einfluß  auf  die  Versorgung 
der  einzelnen  Landesteile  in  einem  gewissen  Ausmaß,  jedenfalls 
soweit  als  möglich,  abgegrenzt.  Nun  gilt  es  die  Schwankungen 
in  der  Größe  der  alljährlichen  Weizeneinfuhrmengen  auf  diesen 
verschiedenen  möglichen  Zufahrtslinien  zu  ermitteln  und  auf 
ihre  ursächlichen  Zusammenhänge  zurückzuführen. 

Vorerst  gleich  unser  eigentliches  Beobachtungsobjekt,  die 
Zufahrtslinie  über  Mannheim,  hervorhebend,  müssen  wir  sehr 
erhebliche  Schwankungen  konstatieren. 

Die  Transportmengen  an  Getreide,  welche  von  Mann- 
heim nach  der  Schweiz  gingen,  betrugen  im  Lauf  der  letzten 
20  Jahre: 


1884  .... 

. . . 07  636 

Tonnen 

1885  .... 

• • . 40355 

» 

1886  .... 

• • • 36955 

» 

1887  .... 

> 

1888  .... 

. . . 14877 

» 

1 889  .... 

. . . 14389 

» 

1890  .... 

» 

1891  .... 

...  26  544 

* 

1892  .... 

> 

1893  .... 

» 

1894  .... 

» 

1895  .... 

. . • 16959 

> 

1896  .... 

• • • 27  3M 

* 

1897  .... 

» 

1898  .... 

• • • 73  975 

s 

2 
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1899 

73  558 

Tonnen 

1900 

67  058 

£ 

1901 

76952 

£ 

1902 

77  979 

£ 

1903 

48  444 

£ 

1904 

63  000 

(geschätzt). 

Wir  können  danach  mehrere  Perioden  mit  verschiedener 
Intensität  des  Verkehrs  feststellen.  Die  Periode  1884/7  weist 
einen  Durchschnittsverkehr  von  46  708  Tonnen  auf,  ihr  folgt 
eine  Depressionsperiode  188890  mit  einem  Durchschnitts- 
exportquantum von  15787  Tonnen;  demgegenüber  weisen  die 
Jahre  1891/93  wieder  einen  kleinen  Aufschwung  auf  mit  durch- 
schnittlich 34782  Tonnen,  dem  wieder  ungünstigere  Jahre,  1894/6, 
mit  1 9 094  Tonnen  Durchschnitt  folgen ; dann  aber  tritt  der  Mann- 
heimer Export  in  eine  Hochkonjunkturperiode  1897 — ‘902 
einer  Durchschnittsexportmenge  von  71957  Tonnen,  die  erst 
1903  eine  plötzliche,  scharf  genug  fühlbare  Erniedrigung  erfahrt, 
nachdem  1902  das  Maximum  der  Ausfuhr  erreicht  war. 

Unsere  nächstliegende  Aufgabe  wird  es  nun  sein , zu 
untersuchen,  welche  Ursachen  die  Schwankungen  in  der  Höhe 
der  angeführten  Transportmengen  der  einzelnen  Perioden  hervor- 
gerufen haben.  Hierbei  sind  folgende  Punkte  zu  beachten: 

a)  Der  Ausfall  der  Welternte. 

b)  Die  deutsche  Zoll-  und  Handelspolitik. 

c)  Die  Verkehrsentwicklung  Mannheims. 

a)  Der  Ausfall  der  Welternte.  1 

Wie  so  manch  andere  Länder,  ist  auch  die  Schweiz  nicht 
in  der  Lage,  ihren  Gesamtbedarf  an  Brotfrucht  selbst  zu  pro- 


1 Getreideernten  finden  das  ganze  Jahr  über  statt: 
im  Januar  und  Februar  in  Australien  und  Argentinien, 
im  März 


im  April,  Mai 
im  Juni 
im  Juli 
im  August 

im  September 
im  Oktober,  November 
im  Dezember 


in  Argentinien  und  Indien, 
in  Indien, 

in  den  südlichen  Staaten  von  Nordamerika, 
in  Ungarn  und  in  den  Donauländern, 
in  Nordamerika,  Frankreich,  Südrußland,  Deutsch- 
land, Österreich,  Skandinavien,  Holland,  Schweiz, 
in  England,  Nordrußland, 
in  Schottland, 

in  Australien  und  Aigentinien. 
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duzieren.  Um  den  alljährlichen  Emteausfali  decken  zu  können, 
sind  demzufolge  die  Schweizer  Getreideimporteure  gezwungen, 
aus  den,  hinsichtlich  der  Weizenproduktion  besonders  gesegneten 
Ländern  von  Jahr  zu  Jahr  bedeutende  Getreidemengen  einzu- 
führen, wobei  sie  jedoch  hinsichtlich  der  Qualität  der  Ware  an  den 
Geschmack  ihrer  Abnehmer  gebunden  sind,  die  wiederum  den 
Anforderungen  des  bedeutenden  internationalen  Fremdenver- 
kehrs gerecht  werden  müssen.  Das  wird  ihnen  aber  nur 
dadurch  ermöglicht,  dass  sie  in  bezug  auf  die  Güte  des  Brotes 
und  der  sonstigen  Backwaren  ihren  Kunden  vom  Besten  das 
Beste  vorzusetzen  haben. 

Die  in  der  Schweiz  beliebtesten  Weizensorten  sind  jene 
von  Rußland  und  den  Donauländern  (Rumänien);  dann  folgen 
diejenigen  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und  die 
Argentiniens.  Ungarn,  das  früher  über  die  Arlbergbahn  ein 
nicht  zu  verachtender  Konkurrent  Mannheims  war,  kommt  seit 
Mitte  der  90er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  nicht  mehr  in 
Betracht,  da  sein  Überschuss  an  Weizen  von  Österreich  vollauf 
benötigt  wird. 

Am  Konsum  der  Welternte  partizipiert  die  Schweiz,  ab- 
gesehen von  der  Eigenproduktion,  mit  folgenden  Weizen- 
mengen. 1 


* Schweiz.  Handelsstatistik  Jahresbericht  1884/ 1904. 
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Eine  Vergleichung  dieser  Zahlen  miteinander  ist  durchweg 
nicht  angängig,  da  diese  Statistik  nicht  nach  einheitlichen  Grund- 
sätzen aufgestellt  ist.  So  beziehen  sich  z.  B.  die  Zahlen  für  das 
Jahr  1884  auf  das  Land  der  unmittelbaren  Zufuhr,  während  für 
die  Zeit  von  1885 — 1891  das  Land  des  letzten  Umsatzes  als 
Herkunftsland  betrachtet  wird  und  erst  seit  1892  das  ursprüng- 
liche Erzeugungsland  in  dieser  Statistik  erscheint.  Doch  gerade 
in  der  Zeit  nach  1892  fallen  uns  in  dieser  Statistik  einzelne 
Sprünge  in  den  jährlichen  Einfuhrziffern  von  Rußland,  den 
Donauländern,  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und 
in  denen  Argentiniens  auf,  die  eine  nähere  Untersuchung  zu 
verdienen  scheinen. 

Wir  wollen  daher  kurz  die  Weizenproduktionsverhält- 
nisse dieser  Länder  einer  Prüfung  unterziehen  und  zu  ermitteln 
suchen,  ob  ein  ursächlicher  Zusammenhang  zwischen  ihren 
Ernteergebnissen  und  ihrem  Weizenimport  nach  der  Schweiz 
besteht. 

Das  Ernteergebnis  betrug: 


a.  in  Rußland. 


1883/87  durchschnittlich 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

»893 

1894 

1895 

1 896 

1897 

1 898 

1899 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 


6,1  Millionen  Tonnen 
8,5  * » 

5*2 

6,1  » » 

5.0 

7,! 

10,3 

9,9  » 

9,8  » » 

1 0.7  » » 

9.1  » 

1 0,9  » » 

9*9 

9,8  » » 

«o,9 

11.7 

13.8 

12,1  » » 
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b.  in  der  europäischen  Türkei  mit  Bulgarien, 
Rumänien  und  Serbien. 


1889 1 

3.o 

Millionen 

Tonnen 

1897 

3.5 

Millionen  Tonnen 

1 890 

3.« 

9 

» 

1898 

3.7 

l > 

1891 

3.6 

• 

9 

1899 

2.4 

» 9 

1892 

3.9 

9 

9 

1900 

3.8 

9 9 

«3,3 

3.6 

9 

9 

19O! 

3-9 

9 9 

1894 

2,9 

» 

» 

1902 

4 >4 

9 9 

>895 

4.2 

9 

9 

1903 

5.0 

9 9 

1896 

4.6 

3 

1904 

4.« 

9 9 

Der  Hauptanteil  der  Produktion  entfallt  auf  Rumänien. 


c.  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 


1884 

12,7 

Millionen  Tonnen 

1 »895 

12,2 

Millionen  Tonnen 

«885 

9,8 

* 

1896 

1 2,4 

1886 

I 2,6 

$ 

9 

1897 

«5.6 

» 

9 

1887 

12,5 

* 

9 

1898 

18,9 

9 

1888 

1 1,4 

» 

1899 

15.7 

» 

» 

1889 

13.9 

9 

1900 

14,1 

» 

1890 

14,1 

9 

y> 

1901 

20,4 

» 

9 

189  t 

12,1 

* 

9 

1902 

17.8 

» 

9 

1892 

14,3 

9 

» 

1903 

16,3 

» 

9 

«893 

12,1 

» 

» 

1904 

15,9 

» 

1894 

14,1 

9 

9 

d.  in  Argentinien. 

1 890  1 

0,76 

Millionen  Tonnen 

1898 

2,6  Millionen  Tonnen 

1891 

0,87 

9 

1899 

2,8 

9 

I 892 

«,4 

» 

9 

1900 

2,8 

» 

»893 

2,2 

» 

9 

1901 

«5.«* 

» 

9 

«894 

«.5 

» 

y> 

1902 

16.0* 

» 

A> 

«893 

i,4 

» 

9 

«903 

* 

00 

9 

9 

1896 

0,9 

x> 

i 

1904 

21,5* 

9 

9 

1897 

1.3 

* 

* i 

Die  mit  Stern  (*)  bezeichnten  Ziffern  enthalten  noch  die 
Ernteergebnisse  Indiens  und  der  übrigen  amerikanischen  Staaten 
(ausgenommen  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika). 


1 Für  die  vorhergehenden  Jahre  stand  uns  statistisches  Material  leider  nicht 
zur  Verfügung. 
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Die  Ausdehnung  und  Konkurrenz  des  argentinischen 
Weizens  hängt  einerseits  von  der  Höhe  des  Weltmarktpreises, 
anderseits  von  dem  Weiterbestand  der  minderwertigen  Papier- 
geldwirtschaft  in  Argentinien  ab. 

Hier  seien  nun  auch  noch  kurz  die  Ernteergebnisse  in 
Deutschland  erwähnt,  obwohl  sie  beim  Weizenimport  Mann- 
heims nach  der  Schweiz  eine  ganz  untergeordnete  Rolle  spielen. 
Dieselben  betrugen: 


1 884 

2,5 

Millionen 

Tonnen 

1895 

3.2 

Millionen  Tonnen 

1885 

2,6 

» 

» 

1896 

3,4 

» 

1886 

2,7 

» 

i 

I897 

3.3 

> 

» 

1887 

2,8 

> 

» 

I898 

3,6 

» 

» 

IS88 

2,5 

» 

I899 

3,8 

» 

> 

1889 

2,4 

:> 

» 

1900 

3,8 

» 

» 

1890 

2,8 

1901 

2.5 

» 

» 

1891 

2,3 

> 

1902 

3.9 

1 892 

3,2 

T> 

* 

1903 

3.6 

» 

» 

1893 

3,4 

* 

1904 

3,8 

9 

9 

1894 

3,3 

» 

Ein  ursächlicher  Zusammenhang  zwischen  den  Ernte- 
ergebnissen und  den  schweizerischen  Einfuhrmengen  aus  den 
hier  besonders  angeführten  Ländern  läßt  sich  für  einzelne 
Jahre  ohne  Zweifel  feststellcn;  so  z.  B.  für  Rußland:  1893,  so- 
wie 1901  bis  1904;  für  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
1898,  1901  und  1902  usw.  Anderseits  fällt  aber  auch  die  Tat- 
sache auf,  daß  die  Schweizer  Getreideimporteure  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Produktionsverhältnisse  der  einzelnen  Länder  die 
Tendenz  zu  verfolgen  scheinen,  die  bei  der  Bevölkerung  belieb- 
testen Weizensorten  aus  Russland  von  Jahr  zu  Jahr  in  immer 
größeren  Mengen  einzuführen. 

Gerade  diese  Geschäftsgebahrung  der  Schweizer  Importeure 
ist  es  nun,  die  bei  dem  Umfang  des  jeweiligen  Mannheimer 
Getreidehandels  nach  der  Schweiz  eine  bedeutende  Rolle  spielt ; 
denn  nicht  ausschließlich  über  Mannheim  findet  der  Weizen- 
bezug der  Schweiz  aus  Russland  statt;  vielmehr  wird  ein  großer 
Teil  des  russischen  Weizens  infolge  der  Kürze  der  Entfernung 
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und  der  Kürze  der  Zeit  direkt  über  Marseille  oder  Genua  in 
die  Schweiz  eingeführt,  ohne  Mannheim  zu  berühren.  1 

Finden  dagegen  in  Rußland  Mißernten  statt,  so  ist  die 
Schweiz  gezwungen,  aus  andern  Ländern,  z.  B.  aus  Amerika, 
Argentinien,  Rumänien,  Ersatz  an  Brotfrucht  zu  beziehen 
und  diese  Transporte  gehen  dann  fast  alle  ohne  Ausnahme 
auf  dem  nächsten  Wege  über  Mannheim  in  die  Schweiz. 
So  erklärt  sich  z.  B.  teilweise  der  Rückgang  des  Mann- 
heimer Weizenexportes  von  67636  Tonnen  auf  40350  Tonnen 
im  Jahre  1885  (vgl.  Tabelle  S.  19);  er  ist  nur  allein 
den  reichen  Weizenernten  in  Rußland 2 zuzuschreiben,  die 
ihren  Weg  nicht  über  Mannheim  nahmen.  Ähnliche  Ver- 
hältnisse haben,  vom  Standpunkt  der  Ernte  aus  betrachtet, 
auch  die  Geschäftsbeziehungen  Mannheims  nach  der  Schweiz 
in  den  Jahren  1 888,  1889,  1890,  1894,  1895,  1900  teilweise 

wenigstens  beeinflußt.  Im  Gegensatz  hierzu  stehen  die  Jahre 
1887,  1891,  1892,  1897,  1898,  1899,  1901,  1902,  in  welchen  in 
weit  größerem  Maße  wie  sonst  Amerika,  Argentinien  und 
Rumänien  via  Rotterdam — Mannheim  als  Bezugsländer  der 
Schweiz  in  Frage  kamen.  Die  Differenzen  in  den  Transport- 
mengen der  übrigen  Jahre  sind  andern  Ursachen  zuzu- 
schreiben, die  von  uns  noch  in  den  beiden  folgenden  Ab- 
schnitten erörtert  werden. 

Hier  sei  nun  auch  noch  kurz  die  Mehleinfuhr  der  Schweiz 
erwähnt.  Die  Einfuhr  an  Mehl  und  Gries  zusammen  betrug 
in  Doppelzentnern: 

1900  1901  1902  1903  1904 

452>045  598,710  560,812  549.308  597  295 

Diese  Ziffern  fallen  besonders  durch  die  Konstanz  ihrer 
Höhe  auf;  für  die  vorliegende  Untersuchung  dürften  sie  aber 
ohne  Einfluß  sein. 

b.  Die  deutsche  Zoll-  und  Handelspolitik. 

Es  erscheint  wohl  auf  den  ersten  Anblick  sonderbar,  daß 
nicht  die  schweizerische  Zoll-  und  Handelspolitik,  sondern  die 

1 Das  gleiche  gilt  auch  in  bezug  auf  die  ungarische  Ernte,  die,  früher  wenig- 

stens, in  bedeutenden  Mengen  über  den  Arlberg  oder  die  Donau  aufwärts  über 
Passau,  Romanshorn  direkt  dahin  geführt  wurde.  — 2 Und  auch  in  Ungarn. 
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deutsche  für  den  Getreideimport  dieses  Landes  von  Einfluß  sein 
soll.  Wenn  man  aber  bedenkt,  daß  bis  zum  io.  April  1891 
die  Einfuhr  von  Getreide  in  die  Schweiz  überhaupt  von  jeg- 
licher Abgabe  befreit  war  und  erst  seit  diesem  Zeitpunkte  ein 
mäßiger  Eingangszoll  von  3 Fr.  pro  Tonne  erhoben  wird,  so 
ergibt  es  sich  gleichsam  von  selbst,  dass  der  Zollpolitik  der, 
die  einzelnen  Zufahrtslinien  nach  der  Schweiz  beherrschenden 
Staaten,  die  größte  Bedeutung  zukommt,  zumal  es  diesen  Län- 
dern vollständig  anheimgegeben  ist,  durch  zollpolitische  Maß- 
nahmen den  Verkehr  mit  der  Schweiz  in  günstiger  oder  un- 
günstiger Weise  zu  beeinflussen. 

Diese  Tatsache  trifft  auch  für  den  Weizenverkehr  Mann- 
heims mit  der  Schweiz  hinsichtlich  der  deutschen  Zollpolitik  zu, 
wenn  auch  »die  Wirkungen  der  deutschen  Zollgesetzgebung 
auf  den  Getreidehandel  in  Mannheim  ein  wesentlich  anderes 
Bild  zeigen,  als  in  den  norddeutschen  Getreidehäfen.  Während 
in  diesen  der  Getreidegesamtverkehr  offenbar  eine  Einbuße  er- 
leidet und  ihr  Übergewicht  über  die  russischen  Häfen  durch 
Fortfallen  des  Veredlungsverkehrs  niedergeht,  schreitet  die 
quantitative  Entwicklung  des  Mannheimer  Handels  — von  einem 
schwachen  Rückschritt  in  1880  abgesesehen  — unaufhaltsam 
fort  und  geht  Hand  in  Hand  mit  einer  stärkeren  Zusammen- 
ballung des  darin  investierten  Handelskapitals.«  1 Trotz  dieser 
offensichtlichen  Vorzüge  der  deutschen  Zollpolitik  in  bezug  auf 
Mannheim  fehlte  es  aber  auch  nicht  an  Nachteilen.  So  wurde 
z.  B.  bekanntlich  bei  der  Einführung  des  ersten  Zollgesetzes 
im  Jahre  1879  bestimmt,  daß  die  Rückvergütung  des  Zolls  bei 
der  Wiederausfuhr  an  den  Nachweis  der  Identität  des  ein-  und 
ausgefuhrten  Getreides  verknüpft  sei.  Die  sich  hieraus  hin- 
sichtlich der  Zollrückvergütung  ergebenden  Formalitäten  wurden 
jedoch  in  Handelskreisen  als  besonders  lästig  und  geschäfts- 
erschwerend empfunden  und  die  Mannheimer  Handelskammer- 
berichte von  1885  enthalten  bereits  dahingehende  Klagen,  daß 
infolge  dieser  Zollvorschrift  die  Schweizer  Importeure  lieber 
über  Genua  beziehen,  woselbst  ihnen  hinsichtlich  der  Zollerle- 
digung  das  größte  Entgegenkommen  zuteil  wird,  statt  über 
Mannheim. 


1 Borgius,  Mannheim  und  die  Entwicklung  des  südwestdeutschen  Getreidc- 
handels  S.  319.  Tübingen  1898. 
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Eine  Änderung  dieses  Zustandes  trat  jedoch  im  Jahre 
1894  ein.  Durch  das  Reichsgesetz  vom  21.  April  1894 
wurde  dieser  Identitätsnachweis  des  Getreides  als  Vorbedin- 
gung der  Zollrückvergütung  bei  der  Ausfuhr  von  Getreide 
beseitigt  und  die  Möglichkeit  der  Vergütung  allen  Getreides 
bei  der  Ausfuhr,  ob  ausländischer  oder  inländischer  Herkunft, 
geschaffen. 

Die  günstige  Wirkung  dieses  Gesetzes  zeigte  sich  beson- 
ders in  einer  alsbaldigen  Wiederbelebung  des  Mannheimer  Ge- 
treideexportes. Bald  darauf  entstand  jedoch  eine  neue  Gefähr- 
dung dieses  Geschäftszweiges  durch  die  heftigen  Angriffe  der 
Agrarier  in  den  90er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  auf  die 
Privattransitlager,  deren  Beseitigung  sie,  als  nunmehr  über- 
flüssig, verlangten.  »Es  ist  aber  nicht  richtig,  daß  die  Privat- 
transitlager durch  die  Aufhebung  des  Identitätsnachweises  . . . 
überflüssig  geworden  sind  . . . Vielmehr  bilden  sie  nach  wie 
vor  die  Voraussetzung  des  Transithandels  überhaupt,  so  lange 
die  durch  die  neuere  Wirtschaftspolitik  des  Reiches  geschaffene 
Lage  anhält,  sind  also  notwendiges  Erfordernis  nicht  nur  für 
die  Seehäfen,  sondern  für  alle  Handelsplätze,  welche  Durchfuhr- 
handel treiben.« 

»Für  Mannheim  kommt  hier  in  erster  Linie  der  nach  der 
Schweiz  in  Frage.  Derselbe  ist  doch  numerisch  recht  be- 
trächtlich, so  daß  sein  gänzliches  Fortfallen  die  Bedeutung  des 
Mannheimer  Handels  empfindlich  beeinträchtigen  würde.  Ein 
solches  Fortfällen  wäre  aber  um  so  eher  zu  erwarten,  als  Mann- 
heim in  diesem  Punkte  zwei  gefährliche  Konkurrenten  in  Genua 

und  Marseille  hat Nach  Beseitigung  der  Transitlager 

müßte  der  Schweizer  Importeur,  der  über  Mannheim  beziehen 
wollte  oder  aber  der  von  der  Schweiz  exportierende  Mann- 
heimer Getreidehändler  den  Zoll  erst  zahlen  und  dann  durch 
Verwertung  des  Ausfuhrscheines  sich  wieder  zurückerstatten 
lassen,  was  nicht  nur  Umstände  macht,  sondern  auch  wegen 
der  damit  verknüpften  Festlegung  des  Kapitals,  Provisionszah- 
lung usw.  direkt  verlustbringend  ist;  resp.  der  Mannheimer 
Transithändler  könnte  nicht  zum  gleichen  Preise  wie  der  Mar- 
seiller oder  Genueser  anbieten.  Ferner  ist  der  Abnehmer,  speziell 
der  Mühlenindustrielle,  selten  geneigt,  den  gekauften  Posten 
auf  einmal  zu  beziehen ; es  bildet  fast  die  Regel,  daß  er  kauft 
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zur  Lieferung  in  bestimmten  vereinbarten  Raten  oder  »zu  be- 
ziehen nach  Bedarf.«  1 

Lassen  sich  nun  auch  hinsichtlich  unserer  Untersuchung 
des  Mannheimer  Weizenhandels  nach  der  Schweiz  die  Wir- 
kungen der  deutschen  Zoll-  und  Handelspolitik  nur  in  verein- 
zelten Fällen,  wie  z.  B.  für  die  Aufhebung  des  Identitätsnach- 
weises direkt  nach  weisen,  so  steht  doch  außer  Zweifel,  daß 
ihrem  Einfluß  auf  unsere  internationalen  Beziehungen  und  damit 
auch  auf  die  jeweiligen  Verschiebungen  in  der  Höhe  des  gegen- 
seitigen Warenaustausches  die  größte  Bedeutung  zukommt. 


c.  Die  Verkehrsentwicklung  Mannheims. 

Wenn  wir  die  allgemeine  Verkehrsentwicklung  Mann- 
heims als  einen  möglichen  kausalen  Entwicklungsfaktor  für  die 
Gestaltung  der  Getreideausfuhr  von  dort  nach  der  Schweiz 
heranziehen,  so  soll  damit  von  vornherein  zugestanden  sein, 
daß  die  Verkehrsbeziehungen  dieser  Stadt  selbst  auf  weitere 
Gründe  zurückzuführen  sind,  die  auch  für  die  Getreideversor- 
gung der  Schweiz  besonders  belangreich  geworden  sein  dürften. 
Solche  Gründe  sind  vor  allem  die  geographische  Lage  Mann- 
heims gleichsam  im  Herzen  Europas  und  am  vorläufigen  Ende  der 


1 Borgius,  Mannheim  und  die  Entwicklung  des  süddeutschen  Getreidehandels 
Bd.  II  S.  102.  Tübingen  1898.  Die  Fortsetzung  dieses  Zitates  sei  hier  des 
Interesses  halber  noch  erwähnt.  Es  lautet:  »Reine  Transitlager  aber  können  die 
gemischten  niemals  voll  ersetzen,  weil  sie  nicht  die  für  den  Handel  unbedingt  nötige 
Freiheit  in  der  Verwendung  der  Ware  bieten.  Das  einmal  auf  ihnen  lagernde 
Getreide  kann  in  der  Regel  nicht  mehr  in  den  Inlandskonsum  übergehen.  Diese 
Möglichkeit  ist  aber  für  den  Importeur  unbedingtes  Erfordernis,  da  er  bei  der 
Einfuhr  nicht  schon  zu  bestimmen  imstande  ist,  welche  Sorten  und  welche  Bruch- 
teile nach  dem  Ausland  und  welche  ins  Inland  gehen  werden.  Er  kann  selbst  in 
die  Lage  kommen,  einen  Posten,  den  er  etwa  für  ratenweise  Lieferung  in  die 
Schweiz  verkauft  hat,  teilweise  ins  Inland  abzusetzen  und  sich  von  neuem  zu 
decken.  Diese  Funktionen  der  Mannheimer  Privattransitlager  machen  sie  auch  an 
diesem  Platz,  wo  eine  Mischung  von  in-  und  ausländischem  Getreide  nicht  statt- 
tindet  und  nie  stattgefunden  hat,  zu  einem  notwendigen  Korrelat  der  Zollgesetz- 
gebung und  cs  ist  durchaus  irrig  anzunehmen,  ....  daß  dieselben  dort,  wo  sie 
nicht  den  Zwecken  der  Getreidemischung  dienen,  nur  den  Charakter  von  bequemen 
Zollkrcditlagern  haben  und  sonst  kommerziell  wertlos  sind.  Es  ist  deshalb  erfreulich, 
daß  man  dem  Wunsch  nach  Aufhebung  derselben  bis  jetzt  nicht  Folge  gegeben 
hat,  wenn  auch  augenscheinlich  die  Gefahr  diesbezüglicher  Eingriffe  noch  nicht 
vorüber  ist.« 
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unvergleichlichen  Schiffahrtsstraße  des  Rheins  mit  einer 
Streckenentwicklung  von  6—700  km  bis  zum  Meere,  die 
seinem  Güterverkehr  eine  früher  kaum  geahnte  Ausdehnung 
ermöglicht  hat. 

Die  bedeutendsten  Güter,  welche  in  Mannheim  angebracht 
werden,  treffen  per  Schiff  von  Rotterdam,  Antwerpen  oder  von 
einem  der  niederrheinischen  Hafenplätze  daselbst  ein  und  be- 
stehen vorwiegend  aus  Steinkohlen  und  Getreide.  Gegenüber 
dieser  Zufuhr  zu  Berg  ist  die  Talzufuhr  ziemlich  belanglos. 

Der  Gesamtverkehr  Mannheims  in  Millionen  Tonnen 


betrug : 

im  Wasserverkehr  im 

Eisenbahnverkehr 

Zusammen 

1880 

9,96 

0,80 

1890 

2,68 

2,34 

5,02 

1900 

5.88 

4.9> 

10,79 

1904 

6,62 

5.« 1 

1 >,73 

Der  Gesamtgetreideverkehr  Mannheims  in  1000  Tonnen: 

Empfang 
Hafen  Bahn 

Versand 

Hafen  Bahn 

Zusammen 

1880 

1 43*9 

18,2 

2,8 

148,8 

3 >3.7 

1890 

340,3 

,5*1 

6,6 

285,8 

632.7 

1900 

608,9 

•7.9 

70 

3 >8,1 

1014,9 

1904 

920,4 

14,6  1 

1 1 6, 1 

339,8 

1390,0 

Insbesondere 

der  Weizenverkehr 

Mannheims  in 

1000  Tonnen: 

1884  > 

277.9 

1 1,1 

1.2 

272,4 

562,6 

1 890 

224.9 

3.2 

0,2 

208,2 

436,6 

1900 

428,4 

7.6 

4«, 3 

273.9 

75  >.2 

1904 

7 >7.2 

3.i 

82,5 

299.5 

1 102,4 

Im  großen  und  ganzen  stehen  wir  vor  einer  unablässigen 
Steigerung  des  Verkehrs.  Die*  hie  und  da  hervortretende  Ab- 
nahme des  Bahnversands  und  des  Wasserverkehrs  ist  darauf 
zurückzuführen,  daß  bei  schlechten  Wasserverhältnissen  viele 
Sendungen  von  Antwerpen  und  Rotterdam  nicht  per  Schiff, 
sondern  direkt  per  Bahn,  ohne  Mannheim  zu  berühren,  nach 
Elsaß-Lothringen,  Südbaden  und  Frankreich  befördert  werden. 


1 Der  Bahnversand  wird  erst  seit  1883  nachgewiesen. 
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Die  Zunahme  im  Bahnversand  und  die  Abnahme  des  Bahn- 
empfangs hängt  innig  mit  dem  einheimischen  Ernteausfall  zu- 
sammen. So  ist  z.  B.  bei  ungünstiger  Ernte  Baden,  Württem- 
berg, Bayern,  Pfalz  und  Elsaß-Lothringen  genötigt,  Ersatz  an 
Brotgetreide  von  Mannheim  zu  beziehen,  wodurch  dessen  Bahn- 
versand steigt,  während  bei  günstigem  Ernteausfall  aus  diesen 
Ländern  Getreide  nach  Mannheim  abfließt,  dessen  Bahnempfang 
sich  dann  erhöht. 

In  den  spezifisch  Mannheim-Schweizer  Verkehr  lassen  die 
vorstehenden  Ziffern  allerdings  keinen  direkten  Einblick  ge- 
winnen; jedoch  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  die  Steigerung  des 
Mannheimer  Weizengeschäfts  nach  der  Schweiz  mit  dem 
Anwachsen  des  Gesamtgetreideimports  dieses  Landes  propor- 
tional ist  (vgl.  21/22). 

Der  Mannheimer  Bahnversand  in  Weizen  stieg  von: 

1884  — 1904  um  rund  27000  Tonnen  = etwa  io°/0 
1890-1904  „ „ 91000  „ = „ 40% 

Die  Ziffern  der  Tabelle  Seite  22  lassen  nun  erkennen,  daß 
die  Zufuhr  aus  Deutschland  in  die  Schweiz  besonders  in  den 
80er  Jahren  sehr  schwankenden  Einflüssen  unterworfen  war. 
Sieht  man  aber  hievon  ab  und  vergleicht  anstatt  die  Zeit  von 
1884 — 1904  diejenige  von  1890 — 1904,  so  erreicht  die  Steige- 
rung des  Mannheimer  Bahnversands  mit  etwa  40 °/0  annähernd 
auch  diejenige  der  Gesamtimportmengen  der  Schweiz  für  den 
gleichen  Zeitraum. 

Doch  trotz  dieser  Verkehrszunahme  wollen  die  Klagen 
der  Mannheimer  Interessenten  über  die  ungünstige  Entwicklung 
der  Mannheimer  Handelsbeziehungen  mit  der  Schweiz  in  Ge- 
treide nicht  verstummen.  Als  Ursache  dieser  Klagen  wird  uns 
die  Beobachtung  angeführt,  daß  neben  Marseille  und  Genua 
gerade  im  Lauf  der  letzten  Jahre  verschiedene  oberrheinische 
Hafenplätze  auch  bezüglich  der  Schweizer  Getreidezufuhr  als 
Umschlagsplätze  einen  Teil  des  Mannheimer  Handels  an  sich 
gezogen  haben.  Bevor  wir  jedoch  die  Verkehrsentwicklung 
dieser  Plätze  einer  Prüfung  unterziehen,  wollen  wir  erst  noch 
kurz  die  Entwicklung  des  Rheinauhafens  schildern,  der  »gleich- 
sam die  Ergänzung  und  Fortsetzung  des  Mannheimer  Hafens 
bildet.  In  der  kurzen  Zeit  seines  Bestehens  — er  ist  im  Jahre 
1897  dem  Betrieb  übergeben  worden  — hat  sich  dieser  Hafen 
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ganz  hervorragend  entwickelt  und  steht  heute  dem  Verkehr  nach 
unter  den  oberrheinischen  Häfen  an  dritter  Stelle.  Die  günstige 
Lage  dieses  Hafens  am  Ende  des  fast  regelmäßig  schiffbaren 
Oberrheins  und  seine  guten  Bahnverbindungen  mit  Mannheim 
und  dem  Hinterlande  gestatten  die  Vermittlung  eines  großen 
Verkehrs  mit  Mittel-  und  Oberbaden,  Württemberg,  Bayern, 
Elsaß-Lothringen  und  der  Schweiz.  Von  Rheinau  aus  werden 
Güter  in  der  Richtung  rheinaufwärts  um  eine  Tarifersparnis 
von  8 km  Eisenbahnstrecke  billiger  befördert  als  von  Mann- 
heim selbst;  für  Schiffsladungen  vom  Niederrhein  gelten 
dagegen  für  Rheinau  die  gleichen  Sätze  wie  für  Mannheim. 
An  der  Spitze  der  Güter,  welche  im  Hafen  zu  Rheinau  zum 
Umschlag  kommen,  stehen  Steinkohlen  und  Koks.  . . . Von 
anderen  Waren,  welche  im  Hafen  zu  Rheinau  empfangen  und 
versandt  werden,  sind  noch  Teer,  Pech  und  Harz,  Rohzucker, 
Düngemittel,  Getreide,  Erze,  Eisen  und  Holz  zu  nennen.  Die 
Hauptverkehrsrichtung  ist  naturgemäß  die  Zufuhr  zu  Berg;  ihre 
Entwicklung  ist  aus  der  nachstehenden  Tabelle  über  den 
Gesamtverkehr  des  Hafens  zu  Rheinau  seit  seiner  Eröffnung 
zu  ersehen.«  1 


Der 

Tonnen: 


jsamt  verkehr  im 

Rheinauer 

Hafen 

Zu 

fuhr: 

zu  Berg 

zu  Tal 

Zusammen 

1897 

36109 

— 

36109 

1 898 

97292 

— 

97292 

1899 

332599 

1 53 1 

334130 

1900 

475^47 

45533 

520580 

190  t 

528776 

171t 

530187 

1902 

676440 

1 1252 

687692 

1 9°3 

963731 

16317 

980048 

1904 

I 261083 

14520 

1275603 

betrug  in 


1 Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  Bd.  3,  Die  Schiffahrt  der 
deutschen  Ströme  S.  189  und  190.  Leipzig  1900. 
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Abfuhr: 


zu  Berg 

zu  Tal 

Zusammen 

Gesamlverkehr 
in  Zu-  u.  Abfuhr 

1897 

— 

4907 

4907 

41016 

J 898 

— 

I 20S8 

1 2088 

IO9380 

1899 

3,3f>1 

23  !3° 

5449 1 

38862 I 

1900 

8812 

27693 

36505 

5570S5 

190  t 

*4955 

16706 

31661 

562148 

1902 

180914 

37700 

218614 

906306 

»903 

162430 

3857» 

20102 1 

I 181069 

1904 

189486 

34008 

223494 

1499097 

Die  Zufuhr  an  Weizen  und  Spelz  betrug:1 


*897 

I'onnen 

1898 

— 

* 

*899  

. . . HO97 

19OO 

. . . 6057 

1901 

» 

1902 

» 

*903  

IOO4 

. . . 21459 

» 

Der  Weizenversand  dieses  Platzes  nach  der  Schweiz  per 
Bahn  bezifferte  sich  im  Jahre  1905  auf  2437  Tonnen;  für  die 
vorhergehenden  Jahre  steht  uns  leider  das  statistische  Material 
nicht  zur  Verfügung. 

Wie  nun  aus  den  vorliegenden  Aufzeichnungen  über  die 
Güterbewegung  Rheinaus  zu  ersehen  ist,  kommt  diesem  Platze 
hinsichtlich  des  Weizen  Verkehrs  und  damit  auch  für  die  vor- 
liegende Untersuchung  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung  zu, 
die  um  so  geringer  erscheint,  da  diese  Hafenanlage  nicht  als 
Konkurrent  Mannheims,  sondern  als  dessen  Ergänzungshafen 
betrachtet  werden  muß. 

Die  Rivalen  Mannheims  in  wirtschaftlicher  Beziehung  sind, 
wie  wir  das  schon  bei  der  Untersuchung  der  Frachtsätze  her- 
vorgehoben haben,  vielmehr  an  ganz  anderen  Orten  zu  suchen. 
Sie  sind  teils  inländische,  teils  ausländische. 


1 Jahresberichte  der  Zentralkommission  für  die  Rheinschifiahrt. 
Schneider,  Frachtsatz  und  Transportmenge.  3 
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a.  Inländische  Konkurrenz. 

Ludwigshafen  a.  Rh.,  die  Schwesterstadt  Mannheims  und 
mit  dieser  zusammen  ein  einheitliches  wirtschaftliches  Gebiet 
bildend,  hat  sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  einem  der  bedeutendsten 
Rivalen  Mannheims  entfaltet. 

Es  betrug  daselbst: 

Der  Gesamthafenverkehr  in  Tonnen : 


Zufuhr  Abfuhr  Zusammen 

1880  I 97679  51978  249657 

1890  679931  136023  815954 

19OO  1502548  274563  1777IU 

1904  1408971  435313  1844284 

Der  Gesamtgetreideverkehr  in  Tonnen:1 

Empfang  Versand  Empfang 

Hafenverkehr  Bahnverkehr 

«880  39734  — — 

1890  91608  73764  >3328 

1900  608900  188169  17482 

1904  917422  239014  28270 

Der  Gesamtweizenverkehr  in  Tonnen: 

1884 35 1 46 

1890 53072 

1900 221492 

i904  300038 


Der  Gesamtgüterverkehr  Ludwigshafens  beträgt  ungefähr 
iJa  des  Mannheimer,  wozu  nahezu  die  Hälfte  auf  Kohlen  und 
Koks  entfällt.  Der  Getreideverkehr  Ludwigshafens  beträgt 
etwa  I/3  des  von  Mannheim  und  1/i  der  Gesamtzufuhr  in  Lud- 
wigshafen. 

Der  größte2  Teil  der  zu  Schiff  in  Ludwigshafen  ankom- 
menden  Güter  wird  mit  der  Eisenbahn  weiter  versandt,  und  zwar 

1 Die  Zahlen  für  den  Hafenversand  standen  uns  leider  nicht  zur  Vcr* 

fügung.  Der  Bahnverkehr  wird  erst  seit  1890  nachgewiesen.  — * Schriften  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  Bd  3,  Die  Schiffahrt  der  deutschen  Ströme  S.  160/163. 
Leipzig  1900.  Der  hier  dargcstellten  Vctkehrscnlwicklung  der  oberrheinischen 
Häfen  ist,  teilweise  wenigstens,  die  vorerwähnte  Arbeit  zugrunde  gelegt;  einzelne 
Stellen  derselben  sind  dabei  wörtlich  verwendet. 
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gehen  diese  Sendungen  vornehmlich  in  die  Industriegebiete 
des  pfälzischen  Binnenlandes  und  nach  Elsaß-Lothringen.  Aber 
auch  der  Weizenverkehr  Ludwigshafens  mit  der  Schweiz  ist 
nicht  unbedeutend.  Da  jedoch,  sowohl  in  den  Jahresberichten 
der  Pfalzbahn,  als  auch  in  jenen  der  pfälzischen  Handels-  und 
Gewerbekammer  zu  Ludwigshafen  der  Weizenverkehr  dieses 
Platzes  nur  insgesamt  angeführt,  aber  nicht  nach  einzelnen  Be- 
stimmungsländern ausgeschieden  wird,  ist  es  uns  leider  nicht 
möglich  gewesen,  das  einschlägige  statistische  Material  hier  zu 
zitieren.  Die  Ursachen  der  steigenden  Konkurrenz  Ludwigs- 
hafens gegenüber  Mannheims,  besonders  seit  den  90er  Jahren 
des  vorigen  Jahrhunderts,  sind  teils  auf  die  Vergrößerung  seiner 
Hafenanlagen  und  die  Errichtung  weiterer  Lagerhäuser,  teils 
aber  aucli  auf  den  Umstand  zurückzuführen,  daß  trotz  der 
größten  Anstrengungen  der  Badischen  Bahn  sich  alljährlich 
über  die  Hauptverkehrszeit  in  Mannheim  ein  bedeutender 
Wagenmangel  geltend  macht,  der  eine  wenigstens  teilweise 
Ablenkung  des  Verkehrs  nach  Ludwigshafen  unvermeidlich 
macht. 

Eine  weitere  Verkehrsentziehung  erlitt  Mannheim  — zu- 
sammen mit  Ludwigshafen  a.  Rh.  — im  Laufe  der  letzten  Jahre 
durch  den  Wettbewerb  der  oberrheinischen  Häfen  Straßburg  i.  E. 
und  Kehl. 


Der  Verkehr  im  Hafen  zu  Straßburg  i.  E.  betrug  in 
Tonnen : 


Zufuhr 

Abfuhr 

Zusammen 

1892 

I IO48 

465 

H5»3 

1893 

32735 

3384 

361  19 

1894 

77830 

5701 

83531 

»895 

153940 

3706 

157646 

1896 

334646 

II196 

345842 

1897 

3'9526 

I3M3 

332669 

1898 

298823 

II730 

310553 

1899 

301148 

I 2686 

313834 

1900 

304272 

13169 

3U44I 

1901 

548867 

2 I 220 

570087 

1902 

465123 

30695 

495818 

>903 

539498 

34303 

573801 

1904 

4OO9OO 

14416 

415316 

3* 
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Der  Schwerpunkt  dieses  Verkehrs  liegt  in  der  Zufuhr. 
Die  wichtigsten  Waren,  welche  in  Straßburg  angebracht  werden, 
sind  in  erster  Linie  Steinkohlen,  Getreide  und  Mineralöle.  Bei 
der  Abfuhr,  die  uns  hier  nicht  weiter  interessiert,  stehen  an 
erster  Stelle  Holz,  Eisen  aller  Art,  Steine  und  Steinwaren,  so- 
wie Gerste,  welche  im  Elsaß  viel  gebaut  wird. 

Die  Gesamtweizenzufuhr  Straßburgs  betrug  in  Tonnen: 


1892 

• . 3127 

«893 

1894 

1895 

• • 38570 

1896 

1897  ........ 

• - 45944 

1898 

»899 

1 900 

1901 

1902 

»903 

»904 

Der  Eisenbahn- Weizen  Versand  1 im  Straßurger  Rhein-  und 
Metzgertorhafen  betrug  zusammengenommen  nach  dem  Bericht 
über  den  Schiffs-  und  Güterverkehr  der  Stadt  Straßburg  in 
Tonnen: 


Jahr 

Nach: 

Straß-  | Basel 
bürg  u.  i und 
Umgeb.  weiter* 

Ober- 

elsaß 

Mols- 

heim 

Loth- 

ringen 

Unter- 

elsaß 

Baden 

und 

weiter 

Zu- 

sammen 

1899 

5996 1 2809 

15365 

2 12  1 

54*5 

3033 

6848 

41587 

1900 

5490  2252 

16628 

2367 

4820 

3751 

5206 

41414 

1901 

«0557|  6343 

»575» 

4081 

8931 

5870 

5475 

57008 

1902 

8997  3655« 

l8778 

6135 

7987 

8344 

6853 

93645 

1903 

8458  34992 

13904 

6461 

8242 

5420 

9833 

87310 

1904 

5774  22194 

i 

9384 

3594 

3739 

4226 

12930 

61841 

1 Für  die  vorhergehenden  Jahre  wurde  der  Bahnversand  nicht  nachgewiesen. 
— * Siehe  S.  38. 
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Die  Schwankungen  des  Straßburger  Verkehrs  sowohl  im 
ganzen,  wie  auch  bei  den  einzelnen  Gütern,  finden  ihre  Erklä- 
rung lediglich  in  den  gerade  auf  der  Stromstrecke  unterhalb 
Straßburg  sehr  wechselnden  Wasserständen. 

Häufig  dauert  das  in  der  Regel  im  Anfang  des  Herbstes 
eintretende  Niedrigwasser  drei  Monate  hindurch  und  bringt 
dem  Verkehr  im  Straßburger  Hafen  erhebliche  Einbuße,  da 
während  dieser  Zeit  die  großen  Schiffe  kaum  den  Oberrhein 
befahren  können.  Diese  Abhängigkeit  des  Hafens  von  Straß- 
burg ist  auch  für  den  Straßburg  gegenüber  liegenden  badischen 
Hafen  zu  Kehl,  der  am  i.  Mai  1900  dem  Betrieb  übergeben 
worden  ist,  von  großer  Bedeutung.  Das  bis  zum  Ausbau  dieses 
Hafens  ursprünglich  dort  bestehende  Hafenbecken  war  für  den 
Rhein  verkehr  gänzlich  unbedeutend;  sein  Gesamt  verkehr  über- 
stieg kaum  2000  Tonnen.  Infolge  der  ungünstigen  Ausiade- 
und  Abfuhrverhältnisse  war  Kehl  und  seine  Umgebung  immer 
mehr  dazu  übergegangen,  den  Bedarf  vom  Straßburger  Hafen 
zu  beziehen ; erst  die  dem  Bedürfnisse  der  Neuzeit  entsprechenden 
neuen  Hafenanlagen  führten  dem  Kehler  Hafen  einen  größeren 
Verkehr  zu. 

Der  Gesamtverkehr  dieses  Hafens  betrug  seit  seiner  Er- 
öffnung in  Tonnen: 


Jahre 

Zufuhr 

Abfuhr 

Gesamtverkehr 

1900 

7057 

295 

7352 

1901 

52359 

I 126 

53485 

1902 

96533 

7097 

103630 

»903 

I 26077 

20060 

*46*37 

1904 

101630 

*3*9* 

I 14821 

Wie  die  vorstehende  Statistik  ergibt,  ist  der  Güterverkehr 
des  neuen  Hafens  zu  Kehl,  von  der  Schwankung  im  Jahre  1904 
abgesehen,  in  fortschreitender  Entwicklung  begriffen.  Wie  im 
Hafen  zu  Straßburg,  so  überwiegt  auch  im  Kehler  wesentlich 
die  Zufuhr.  Diese  besteht  in  der  Hauptsache  aus  Getreide, 
Steinkohlen  und  Briketts,  Reis,  Mehl  und  Mühlenfabrikaten. 
Aber  auch  die  Abfuhr  hat  sich  verhältnismäßig  sehr  gesteigert. 
Es  kommen  hierbei  vornehmlich  Holz  und  Steine  in  Betracht. 
Die  Zufuhr  an  Weizen  und  Spelz  betrug  nach  den  Jahres- 
berichten der  Zentralkommission  für  die  Rheinschiffahrt: 
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1900  862  Tonnen 

1901  *3276  * 

i9°2 32389  » 

1903  47357  > 

1904  44079  * 

Von  diesen  Mengen  wurden  in  die  Schweiz  ausgeführt: 

1900  — Tonnen 

1901  2876  » 

1902  20583  » 

1903  26907  » 

1904  29214  » 


Vergleicht  man  nun  die  Entwicklung  des  Weizen  Verkehrs 
der  beiden  Hafenplätze  Kehl  und  Straßburg  i.  E.  nach  der 
Schweiz  mit  jener  von  Mannheim,  so  ergibt  sich  für  uns  hin- 
sichtlich der  Jahre  1902 — 1904  die  Tatsache,  daß  der  Verkehr 
dieser  beiden  Plätze  zusammengenommen,  teils  die  Höhe  der 
Mannheimer  Geschäftsbeziehungen  erreichte,  teils  dieselbe  noch 
überflügelt  hat  (z.  B.  1903).  Aber  trotzdem  kann  eine  Ver- 
kehrsentziehung des  Mannheimer  Weizen  Verkehrs  nach  der 
Schweiz  durch  diese  beiden  oberrheinischen  Häfen  so  ohne 
weiteres  nicht  angenommen  werden.  Das  ergibt  sich  schon  aus 
dem  Umstande,  daß  Kehl  und  Straßburg  nicht  nur  als  die 
Rivalen  von  Mannheim,  sondern  auch  als  Konkurrenten  von 
Ludwigshafen  a.  Rh.  betrachtet  werden  müssen;  dabei  wird 
man  wohl  kaum  fehl  gehen,  wenn  man  Straßburg  als  Wett- 
bewerbsplatz von  Ludwigshafen  und  Kehl  als  solchen  von 
Mannheim  annimmt.  Ergibt  sich  aus  einer  solchen  Betrachtung 
hinsichtlich  dieser  »Konkurrenz«  bereits  schon  ein  anderes  Bild, 
so  erleidet  dasselbe  noch  eine  weitere  Veränderung  durch  die 
Tatsache,  daß  der  Rückgang  der  Mannheimer  Verkehrs- 
beziehungen mit  der  Schweiz  im  Jahre  1903  der  Konkurrenz 
von  Marseille  zuzuschreiben  ist,  wie  wir  das  hier  im  voraus 
schon  erwähnen  wollen. 

Weitere,  nicht  unwichtige  Hafenanlagen  am  Oberrhein 
sind  diejenigen  zu  Lauterburg  und  Karlsruhe . 
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Die  Getreidezufuhr  in  Lauterburg  beziffert  sich  in  den 
letzten  vier  Jahren  auf: 


1900 1636  Tonnen 

>9°» 4l5  » 

1902  268  » 

1903  iio  1» 

1904  270  » 


Die  VerkehrszifFern  des  Karlsruher  Hafens  betrugen  in 


Tonnen: 

Jahre  Zufuhr  Abfuhr  Gesamtverkehr 

1901  120820  13552  134372 

1902  212698  68005  280703 

J9°3  447727  97331  545058 

1904  403816  95206  499022 

Der  Verkehr  in  Weizen  betrug: 

1901  2370  Tonnen 

1902  1 1 355  » 

1903  8471  » 

1904  6689  » 


Für  das  vorliegende  Problem  erweist  sich  jedoch  die  Ent- 
wicklung der  beiden  Hafenplätze  zu  Lauterburg  und  Karlsruhe 
als  völlig  belanglos,  zumal  die  vom  Mittel-  und  Niederrhein 
in  Lauterburg  und  Karlsruhe  ankommenden  Warengattungen 
in  der  Hauptsache  wohl  den  Bedarf  des  mittleren  Badens,  sowie 
Südbadens  und  Württembergs  decken,  ein  Weizen  Versand  nach 
der  Schweiz  aber  von  hier  aus  überhaupt  nicht  stattfindet. 

Das  gleiche  gilt  auch  in  bezug  auf  die  Rheinhäfen 
Speyer , Leopoldshafeti  und  Alaximiliansau ; auch  sie  spielen  bei 
unserer  Untersuchung  keine  Rolle,  da  ihr  Verkehr  zu  Berg 
fast  ausschließlich  in  Steinkohlen,  der  zu  Tal  in  Erde,  Lehm, 
Kies,  Sand  und  Steinen  besteht. 

Nun  handelt  es  sich,  sofern  wir  überhaupt  ein  Abbröckeln 
des  Mannheimer  Verkehrs  nach  der  Schweiz  und  eine  gewisse 
Entwicklung  der  anderen  Rheinhäfen  beobachten  können,  vor 
allem  darum,  ob  das  Zurückgehen  des  Mannheimer  Exports  (vgl. 
die  Ziffern  S.  19)  in  einem  ursächlichen  Zusammenhang  mit 
der  Entwicklung  dieser  anderen  Häfen  steht.  Diese  Frage  ist 
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jedoch  unzweifelhaft  mit  Nein  zu  beantworten  und  auch  die 
Ziffern  beweisen  dies;  denn  gerade  in  den  letzten  Jahren,  in 
welchen  die  Konkurrenz  der  Oberrheinhäfen  Kehl  und  Straß- 
burg einsetzte,  erreichte  der  Weizen  verkehr  Mannheims  nach 
der  Schweiz  eine  Höhe,  die  er  vorher  niemals  inne  hatte  (vgl. 
S.  19).  Hier  ist  ferner  noch  hervorzuheben,  daß  dem  Wett- 
bewerb von  Kehl  und  Straßburg  nur  vorübergehender  Wert 
beizumessen  ist,  da  diese  beiden  Plätze  einerseits  viel  zu  sehr 
von  den  Wasser  Verhältnissen  und  andererseits  von  dem  Um- 
stande abhängig  sind,  daß  für  sie  nur  solches  Getreide  in 
Betracht  kommen  kann,  das  schon  vom  Ursprungsland  aus 
direkt  nach  der  Schweiz  dirigiert  wird.  Dem  gegenüber  befindet 
sich  Mannheim  insofern  im  Vorteil,  als  die  daselbst  vorrätig 
gehaltenen  Getreidemengen  infolge  der  günstigen  geographischen 
Lage  dieses  Platzes  nach  den  verschiedensten  Richtungen  hin 
verteilt  werden  können,  was  nicht  nur  zweckmäßig  sondern  auch 
ökonomisch  gerechtfertigt  ist. 

Nun  haben  wir  aber  noch  in  bezug  auf  die  oberrheinischen 
Häfen  die  weitere  Frage  zu  beantworten:  Welchen  Einfluß  hat 
die  Änderung  der  Eisenbahntarife  im  Mannheimer  Verkehr 
nach  der  Schweiz  auf  die  Transportmengen  ausgeübt  und 
besteht  ein  Zusammenhang  zwischen  den  Tarif änderungsterminen 
(vgl.  II  A)  und  den  starken  Schwankungen  der  Exportmengen? 
(Ziffern  S.  19)  Tarifänderungen  sind  erfolgt:  1883,  1886,  1890, 
1895  und  1901.  Sie  enthalten  Frachtermäßigungen  von  0,01  M. 
bis  0,26  M.  pro  100  kg  Getreide.  Die  Wirkungen  derselben 
müßten  sich  naturgemäß  in  einer  Erhöhung  dep  Transportziffern 
derjenigen  Jahre  äußern,  die  auf  die  Ermäßigungstermine  hin 
gefolgt  sind.  Dies  trifft  aber  weder  für  den  Weizenhandel  in 
den  80er  noch  in  den  90er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts, 
noch  für  die  Zeit  nach  1900  zu*);  denn  für  all  diese  Zeit  ist  weder 
eine  konstante  Hohe  der  Transportmengen,  geschweige  denn 
eine  Verkchrszunahme  infolge  der  Frachtermäßigung  festzu- 
stellen. Es  bleibt  daher  nur  noch  zu  untersuchen  übrig,  ob  nicht 
die  ausländische  Konkurrenz  den  Mannheimer  Weizenhandel 
nach  der  Schweiz  in  so  ungünstiger  Weise  beeinflußt  hat. 


1 Diese  Schwankungen  hängen  mit  der  Verkehrsentwicklung  von  Marseille 
und  Genua  zusammen.  Vgl.  S.  43. 
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b.  Ausländische  Konkurrenz. 

Hier  kommen  vor  allem  die  Mittelmeerhäfen  Marseille 
und  Genua  in  Betracht  und  die  Klagen  der  Mannheimer 
Handelskammer  seit  Mitte  der  80er  Jahre  des  vorigen  Jahr- 
hunderts liefern  für  den  Wettbewerb  dieser  beiden  Plätze 
gegenüber  Mannheim  ein  beredtes  Zeugnis.  Dieselbe  schreibt 
u.  a.:  »Marseille  und  Genua  bieten  alles  auf,  den  Verkehr  in 
die  Schweiz  vom  Rhein  an  sich  zu  ziehen.  Der  Uebergang 
der  Segelschiffahrt  zur  Dampfschiffahrt  verbilligt  die  Frachten. 
Der  Weg  über  Genua  und  Marseille  wird  besonders  dann 
bevorzugt,  wenn  es  sich  um  schleunige  Beförderung  handelt. 
Die  Reise  von  Odessa  nach  Genua  oder  Marseille  dauert  8 Tage, 
von  Genua  nach  der  Schweiz  etwa  6 Tage,  während  die  Reise 
über  Rotterdam-Mannheim  7 bis  8 Wochen  in  Anspruch  nimmt. 
Es  liegt  deshalb  nahe,  daß  Bezüge  für  die  Schweiz,  welche 
besonders  eilig  sind,  über  Genua  oder  Marseille  gemacht  werden, 
und  es  bedarf  der  größten  Anstrengungen  des  hiesigen  Getreide- 
handels, um  sich  den  Verkehr  nach  der  Schweiz  nicht  ganz 
entwinden  zu  lassen.« 

Die  Gesamteinfuhr  Genuas  weist  von  Jahr  zu  Jahr  eine 
Steigerung  auf.  Die  wichtigsten  Importartikel  bilden  Stein- 
kohlen, Getreide  und  Wein. 

Die  Gesamtweizeneinfuhr  Genuas  betrug  in  Tonnen: 


1 890 

1891 

1892 

263571 

>893 

»894 

«895 

1896 

291353 

1897 

200473 

1898 

1899 

1 900 

1901 

370657 

1902 

*903 

»904 
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Hiervon  gingen  an  Weizen  nach  der  Schweiz  in  Tonnen: 


1890 

34727 

1891 

59537 

1892 

»893 

»894 

»895 

1896 

»897 

1898 

»899 

1 qoo 

1901 

1902 

»903 

»904 

»43778 

Die  Haupteinfuhr  Marseilles  besteht  in  Getreide,  Zucker, 
Kaffee,  Gewürzen,  Öl  und  Vieh.  Sein  Gesamtgetreideexport 
entwickelte  sich  folgendermaßen: 


1892* 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

1902 

»903 

1904 


634003  Tonnen 
829187  * 

743998  * 

75971 27 
77350» 

680873  » 

988625  » 

721835 

547273  » 

661398  » 

605913  » 

804828  » 

7»5778  » 


1 Früheres  statistisches  Material  stand  uns  leider  nicht  zur  Verfügung.  Die 

angeführten  Zahlen  wurden  uns  in  liebenswürdiger  Weise  von  der  Firma  Jakob 
Hirsch  & Söhne  in  Mannheim  zur  Verfügung  gestellt.  — *)  Früheres  statistisches 
Material  stand  uns  leider  nicht  zur  Verfügung;  die  angeführten  Ziffern  sind  einer 
Getreidestatistik  von  Fr.  M.  Palm  in  Marseille  entnommen. 
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Die  Weizeneinfuhr  in  d 


e Schweiz  betrug: 


1885 

1886 

1887 

1888 

1889 
1900 

1891 

1892 

18931 


46446  Tonnen 


30217  » 
43859  * 
72739 


96697  » 

118274  » 


120577 

86081 

96779 


1902 

1903 

1904 


«53993  » 

223145  » 

166869  » 


Vergleicht  man  nun  die  Ziffern  der  von  Genua  und  Mar- 
seille aus  nach  der  Schweiz  importierten  Weizenmengen  mit 
jenen  von  Mannheim,  so  ergibt  sich  aus  dieser  Gegenüber- 
stellung, daß  die  Verkehrsbeziehungen  der  beiden  erstgenannten 
Plätze  zusammengenommen  etwa  fünf-  bis  zehnmal  größer  sind 
wie  jene  von  Mannheim  mit  diesem  Lande.  Doch  ganz  ab- 
gesehen von  dieser  Beobachtung  im  allgemeinen  läßt  sich  aber 
auch  im  einzelnen  fast  durchweg  ein  Zusammenhang  für  die 
Schwankungen  in  der  Höhe  der  Einfuhrziffern  von  Genua  und 
Marseille  auf  der  einen  und  denen  von  Mannheim  auf  der 
anderen  Seite  verfolgen  und  zwar  in  der  Art  und  Weise,  daß 
mit  dem  Steigen  der  Einfuhrmengen  von  Genua  und  Marseille 
ein  Fallen  derjenigen  Mannheims  bezw.  auch  umgekehrt  fest- 
zustellen ist.  Die  gegenseitige  Abhängigkeit  in  den  schwei- 
zerischen Verkehrsgrößen  dieser  drei  Plätze  ist  teils  auf  den 
alljährlichen  Ausfall  der  südrussischen  Weizenernte,  teils  aber 
auch  auf  den  Umstand  zurückzuführen,  daß  ein  großer  Teil  der 
Schweiz  infolge  seiner  geographischen  Lage  und  dem  steten 
Ausbau  des  Bahnnetzes  immer  mehr  nach  Genua  und  Marseille 
gravitiert,  wodurch  die  Konkurrenz  dieser  beiden  Plätze  sich 
für  Mannheim  noch  besonders  drückend  gestaltet. 

Doch  nicht  ausschließlich  gegen  Mannheim  richtet  sich 
der  Wettbewerb  von  Marseille  und  Genua;  auch  gegenseitig 


1 Das  statistisches  Material  für  die  Jahre  1894 — 1901  stand  uns  leider  nicht 
zur  Verfügung. 
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bekämpfen  sich  diese  beiden  Seehafenplätze  mit  großer  Heftig- 
keit, wobei  nicht  nur  die  dominierende  Stellung  am  Mittelmeer, 
sondern  auch  der  Umfang  des  von  jedem  der  beiden  aus- 
schließlich beanspruchten  Absatzgebietes  eine  bedeutende  Rolle 
spielt,  zu  dem  naturgemäß  die  Schweiz  in  erster  Linie  gerechnet 
werden  muß.  In  diesem  Ringen  um  die  wirtschaftliche  Vor- 
machtstellung in  der  Schweiz  wird  Genua  gegenüber  Marseille 
vor  allem  durch  die,  die  direkteste  Verbindung  des  Meeres  mit 
diesem  Lande  darstellenden  Zufahrtslinien  der  Gotthard-  und 
neuerdings  auch  der  Simplonbahn  unterstützt.  Um  diese  Vor- 
teile Genuas  in  bezug  auf  die  Schweiz  zu  paralysieren,  greift 
Marseille  und  die  mit  ihm  interessierten  Bahnlinien  zur  Ge- 
währung von  Refaktien  und  spielt  damit  den  Kampf  auf  das 
eisenbahntarifpolitische  Gebiet  hinüber.  Der  Wettbewerb  um 
die  wirtschaftliche  Vormachtstellung  in  der  Schweiz  zwischen 
Marseille  und  Genua  erstreckt  sich  besonders  auf  die  französische 
Schweiz,  die  Westschweiz  und  teilweise  auch  die  Zentralschweiz 
(siehe  S.  1 8) ; für  Mannheim  besteht  dabei  die  Möglichkeit, 
innerhalb  desjenigen  Gebietes  der  Schweiz,  welches  durch  die 
Städte  Biel,  Bern,  Luzern,  Utznach  und  St.  Gallen  gegen  Norden 
hin  abgegrenzt  wird,  seinen  wirtschaftlichen  Einfluß  geltend  zu 
machen,  wobei  es,  wie  wir  bereits  S.  19  schon  erwähnt  haben, 
in  der  Tarifpolitik  der  badischen  Bahn  mit  ihren  niedrigen  Fracht- 
sätzen eine  wohlwollende  Unterstützung  findet.  Wenn  trotz- 
dem immer  und  immer  wieder  Klagen  über  den  ungünstigen 
Stand  des  Weizenhandels  nach  der  Schweiz  in  Mannheimer 
Kreisen  auftauchen,  so  entsteht  unwillkürlich  die  Frage,  ob  die 
niedrigen  Frachttarife  der  badischen  Bahn  überhaupt  in  der 
Lage  sind,  eine  Stetigkeit  oder  Steigerung  des  Mannheim- 
Schweizerischen  Weizen  Verkehrs  hervorzurufen,  bzw.  ob  die 
bisher  allgemein  geltende  Annahme,  daß  die  Einführung  billiger 
Frachtsätze  auf  die  Größe  der  Transportmengen  verkehrs- 
befruchtend einwirkt,  auch  tatsächlich  zutrifft  oder  nicht  und 
die  Antwort  hierauf  werden  wir  im  folgenden  Abschnitt  geben. 
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Nachdem  wir  im  vorhergehenden  Abschnitt  sowohl  die 
Frachtsätze  als  auch  die  Transportmengen  in  bezug  auf  den 
Weizen  verkehr  der  Zufahrtslinie  Mannheim — Schweiz  im  ein- 
zelnen untersucht  haben,  handelt  es  sich  hier  nun  darum,  aus 
der  Gegenüberstellung  der  bisher  gewonnenen  Resultate  die 
unser  Problem  berührenden  Folgerungen  zu  ziehen.  Hierbei 
überrascht  uns  die  auf  den  ersten  Blick  etwas  sonderbar 
erscheinende  Tatsache,  daß  trotz  der  billigen  Tarife  der  badischen 
Bahn  der  Weizenexport  Mannheims  nach  der  Schweiz  im  Laufe 
der  letzten  20  Jahre  eine  keineswegs  befriedigende  Entwicklung 
genommen  hat.  Diese  Beobachtung  erscheint  um  so  auffallender, 
als  doch  bisher  allgemein  die  Ansicht  vertreten  war,  »daß,  wie 
in  allen  Fällen,  wo  es  sich  um  den  Verkauf  von  Waren  und 
Leistungen  handelt,  die  Nachfrage  nach  denselben  mit  deren 
Preisen  sich  ändert,  so  auch  bei  der  Eisenbahn  die  Frequenz 
durch  den  Frachtsatz  bedingt  wird,  und  zwar  tritt  dies  hier  so 
deutlich  zutage,  daß  O.  Michaelis  sich  zu  der  Bemerkung  ver- 
anlaßt sah,  bei  keinem  Gewerbe  sei  der  Umfang  des  Absatzes 
so  sehr  und  so  unmittelbar  von  dem  Preise  der  Leistungen 
abhängig,  wie  bei  dem  Transportge werbet.  1 Dabei  ist  jedoch 
zu  berücksichtigen , daß  die  hier  vertretene  Anschauung  nur 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  zutrifft.  Das  hat  wohl  auch 
schon  Ulrich  erkannt  und  festgestellt,  wenn  er  schreibt:  »Außer 
von  niedrigen  Tarifen  hängt  eine  Verkehrszunahme  noch  von 
verschiedenen  anderen  Umständen  ab,  bei  deren  Nichtvor- 
handensein eine  Tarifherabsetzung  ganz  oder  großenteils  ohne 
Wirkung  bleibt.  Vor  allem  muß  nach  den  natürlichen  Ver- 
hältnissen des  betreffenden  Verkehrsgebietes  eine  Verkehrs- 
zunahme überhaupt  möglich  sein;  so  z.  B.  kann  in  einer 


1 Lehr,  Eisenbahntaiifwesen  und  Eisenbahnmonopol  S.  12.  Berlin  1879. 
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schwachbevölkerten,  lediglich  Landwirtschaft  treibenden  Gegend 
ohne  Bergbau  und  Industrie  eine  erhebliche  Verkehrssteigerung 
durch  Tarifherabsetzungen  nicht  erzielt  werden  ....  Endlich 
muß  der  Erfolg  einer  Tarifherabsetzung  um  so  geringer  werden, 
je  niedriger  die  Transportpreise  schon  stehen,  weil  neben  anderen 
Gründen  naturgemäß  in  diesem  Falle  die  Frachtermäßigung 
auch  nur  eine  geringe  sein  kann.  Beträgt  z.  B.  der  Einheits- 
satz für  1 Tonnenkilometer  6 Pf.,  so  kann  eine  Ermäßigung 
auf  4 Pf.  einen  großen  Aufschwung  des  Verkehrs  herbeiführen. 
Ist  aber  der  Einheitssatz  schon  auf  2 Pf.  für  das  Tonnenkilo- 
meter gefallen,  so  kann  man  denselben  nicht  mehr  um  2 Pf. 
herabsetzen,  sondern  nur  um  einen  Bruchpfennig  und  hierdurch 
wird  natürlich  keine  sehr  erhebliche  Verkehrsvermehrung  zu 
erzielen  sein.«  1 

Es  wird  sich  nun  zunächst  darum  handeln,  festzustellen, 
ob  und  in  wie  weit  die  hier  von  Lehr  und  Ulrich  geforderten 
Voraussetzungen  hinsichtlich  der  tarifpolitischen  Lage  des 
Mannheim — Schweizer  Weizen  Verkehrs  zutreffen  oder  nicht. 
Dabei  muß  von  vornherein  zugegeben  werden,  daß  — wie  wir 
das  ja  auch  schon  bei  der  Untersuchung  der  Transportmengen 
hervorgehoben  haben  — für  eine  Verkehrszunahme  im  allge- 
meinen in  Mannheim  die  denkbar  günstigsten  Voraussetzungen 
gegeben  sind.  Das  gleiche  gilt  auch  in  bezug  auf  den  Weizen- 
import der  Schweiz,  der,  von  geringen  Schwankungen  abge- 
sehen, von  Jahr  zu  Jahr  eine  stets  steigende  Tendenz  verfolgt 
hat,  nämlich  von  292460  Tonnen  im  Jahre  1884  auf  468  66 1 Tonnen 
im  Jahre  1904  und  sich  damit  in  diesem  Zeitraum  nahezu  ver- 
doppelt hat. 

Dem  gegenüber  müssen  wir  leider  konstatieren,  daß  die 
Weizeneinfuhr  von  Mannheim  nach  der  Schweiz  von 
67636  Tonnen  im  Jahre  1884  auf  13010  Tonnen  im  Jahre  1894 
gesunken  ist,  um  im  Jahre  1902  mit  77979  Tonnen  ihren 
höchsten  Stand  zu  erreichen  und  von  da  ab  wieder  eine  teil- 
weise sinkende  Tendenz  zu  verfolgen. 

Diese  fast  launenhaft  zu  nennende  Entwicklung  der  Mann- 
heim— Schweizer  Weizentransportmengen  erscheint  um  so  auf- 
fallender, als  der  Frachtsatz  für  Getreidesendungen  von  Mann- 
heim nach  der  Schweiz  relativ  sehr  gering  geworden  ist.  Es 


1 Ulrich,  Das  Eisenbahntarifwesen  S.  43.  Berlin  1886. 
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beträgt  z.  B.  der  Frachtsatz  für  100  kg  Getreide  von  Mann- 
heim nach  Basel— Westschweiz  0,70  M.,  d.  i.  bei  einer  Ent- 
fernung von  259  km  pro  km  0,27  Pf.  oder  für  das  kg  0,0027  Pf. 
Der  Durchschnittspreis  für  100  kg  Weizen  belief  sich  im  Jahre 
1904  in  Mannheim  auf  18,397  M.  Die  Fracht  stellt  sich  hiernach 
für  100  kg  Weizen  pro  Kilometer  in  Bruchteilen  des  Güter- 


wertes ausgedrückt  auf  = 6813,70  d.  h.  die  kilometrische 

ö 0,0027 

Fracht  beträgt  den  68i3,70ten  Teil  also  rund  ein  Zehntel  (0,146) 
Promille  vom  Kaufpreis  des  Gutes  in  Mannheim. 

Nach  diesen  Feststellungen  dürfte  wohl  kaum  mehr  ge- 
leugnet werden,  daß  hinsichtlich  der  Mannheimer  Zufahrtslinie 
für  den  Weizenimport  der  Schweiz,  nicht  alle  diejenigen  Voraus- 
setzungen gegeben  sind,  welche  von  Lehr  und  Ulrich  für  eine 
Verkehrszunahme  allgemein  gefordert  werden;  aber  trotzdem 
besteht  eine  Inkongruenz  zwischen  der  von  ihnen  vertretenen 
Anschauung  einerseits  und  dem  Ergebnis  unserer  Untersuchung 
anderseits.  Dieselbe  wird  noch  dadurch  verschärft,  daß  für 
die  Zeit  von  1884 — 1904  keine  einzige  Periode  ermittelt  werden 
kann,  in  welcher  eine  konstante  Größe  oder  gar  eine  regel- 
mäßige  Zunahme  in  den  alljährlichen  Transportmengen  wahr- 
zunehmen ist,  obwohl  doch  gerade  vom  tarifpolitischen  Stand- 
punkte aus  eine  derartige  Beobachtung  gemacht  werden  müßte. 
Wie  wir  im  Vorstehenden  ja  gezeigt  haben,  gibt  es  in  der 
Schweiz  ein  Gebiet,  welches  durch  eine  Linie  zwischen  den 
Städten  Biel,  Bern,  Luzern,  Utznach  und  St.  Gallen  gegen 
Norden  abgegrenzt  wird,  das  als  die  eigentliche  Domäne  des 
Mannheimer  Weizenimports  betrachtet  werden  muß.  Innerhalb 
dieses  Gebietes  hätte  sich  nun  unbedingt  im  Verlauf  der  letzten 
20  Jahre  infolge  der  steten  Zunahme  der  Bevölkerung  die  von 
2861238  im  Jahre  1884,  auf  3425383  im  Jahre  1904  anwuchs, 
der  Mannheimer  Weizenhandel  ausdehnen  und  eine  Stabilität 
erlangen  müssen,  die,  von  geringen  Schwankungen  wohl  abge- 
sehen, keineswegs  aber  ein  derartig  sprunghaftes  Steigen  und 
Hinuntersinken  über  eine  bestimmte  Verkehrsgröße  hätte 
erleiden  dürfen,  wie  dies  in  Wirklichkeit  geschehen  ist  >.  Aus 


1 Die  durchschnittliche  jährliche  Weizenproduktion  der  Schweiz  schwankt 
zwischen  105  und  14c 000  Tonnen;  die  im  Lauf  der  Jahre  erfolgte  Zunahme  der 
Ernteergebnisse  kommt  für  das  vorliegende  Problem  jedoch  nicht  in  Betracht, 
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dieser  Beobachtung  ergibt  sich  denn  auch  die  Erklärung  für 
die  keineswegs  befriedigende  Entwicklung  des  Mannheimer 
Weizenhandels  nach  der  Schweiz,  die  im  Versagen  der  Tarif- 
politik der  Mannheimer  Zufahrtslinie  und  der  bisher  allgemein 
geltenden  Anschauung  zu  erblicken  ist,  daß  es  nur  einer  Tarif- 
herabsetzung bzw.  nur  niedriger  Tarife  bedürfe,  um  den  Ver- 
kehr in  den  betr.  Relationen  zu  heben.*  1 

Doch  welches  sind  nun  diejenigen  Faktoren,  von  denen 
die  Größe  der  Transportmengen  der  einzelnen  Zufahrtslinien 
abhängig  ist?  Für  die  vorliegende  Untersuchung  dürften  nach 
dem  bisher  Ausgeführten  als  solche  mit  einiger  Sicherheit 
angesehen  werden  können:  der  Ausfall  der  Welternte,  die 
deutsche  Zoll-  und  Handelspolitik,  sowie  die  handelstechnische 
Leistungsfähigkeit  Mannheims  und  die  Entwicklung  seiner  all- 
gemeinen Handelsverhältnisse,  die  in  erster  Linie  der  Vervoll- 
kommnung unserer  heutigen  Transportmittel  zuzuschreiben  sind. 

Wir  sind  nun  weit  davon  entfernt,  den  Einfluß  der  beiden 
zuerst  genannten  Faktoren,  die  wir  ja  unter  Abschnitt  II B zur 
Genüge  erörtert  haben,  irgendwie  unterschätzen  zu  wollen; 
trotzdem  müssen  sie  gegenüber  dem  Dritten  vollständig  zurück- 
treten, welcher  das  Resultat  der  Entwicklung  der  heutigen 
Technik  ist,  die  uns  dank  ihrer  steten  Vervollkommnung  des 
Schiffs-  und  Eisenbahntransportes  in  den  Stand  gesetzt  hat,  durch 
die  Massenhaftigkeit  des  Verkehrs,  die  Beschleunigung  des 
Güterumlaufs  und  die  Erhöhung  der  Sicherheit  während  des 
Transportes  eine  bedeutende  Frachtverbilligung  zu  schaffen.  Sie 
hat  dadurch  den  zur  Bedürfnisbefriedigung  der  Menschen  nötigen 
Gütern  jene  außerordentliche  Beweglichkeit  und  Tauschfähig- 
keit verliehen,  die  zwar  von  Anfang  an  schon  im  Wesen  der 
Technik  begründet  lag,  von  den  wirtschaftenden  Menschen 
aber  doch  immer  erst  allmählich  vollständig  erfaßt  und  öko- 
nomisch ausgenützt  wird. 


da  trotz  dieser  Zunahme  der  Ernteertrfignisse  der  jährliche  Weizenimport  der 
Schweiz  nicht  ab  sondern  zunimmt  und  diese  Tatsache  allein  hier  zu  berück- 
sichtigen ist. 

1 Dies  Versagen  billiger  Frachtsätze  geht  auch  noch  aus  der  Tarifpolitik 
von  Kehl  und  Straßburg  hervor.  Trotz  ihrem  Fracht vorsprung  bis  zu  15  Fr.  pro 
10  Tonnen  (vgl.  S.  16)  gegenüber  Mannheim,  haben  sie  bisher  eine  Verkehrs- 
entziehung dieses  Platzes  zu  ihren  Gunsten  nicht  zu  erreichen  vermocht. 
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Transporttechnische,  und  zwar  betriebstechnische  Einrich- 
tungen (Hafen  und  Lagerhäuser!)  und  Ausgestaltungen  haben 
insbesondere  unter  der  fordernden  Wirtschaftspolitik  des 
badischen  Staates  und  der  Fürsorge  der  Stadtverwaltung 
Mannheim  als  Exportgetreideplatz  für  die  Schweiz  groß 
gemacht. 

Aber  die  Technik  setzt  den  Menschen  nicht  nur  in  den 
Stand,  seine  Schiffe  und  Eisenbahnen  zu  vervollkommnen,  son- 
dern sie  liefert  ihm  auch  die  Mittel,  Differenzen  in  der  Natur- 
gestaltung der  Erde  auszugleichen  und  immer  mehr  gleichsam 
natürliche  Verhältnisse  zu  schaffen.»  Unter  diese  Gesichts- 
punkte fallen  daher  vom  Mannheimer  Interessenstandpunkt 
aus  ganz  zweifellos  der  Bau  des  Gotthard-  und  des  Simplon- 
tunnels,  sowie  der  Ausbau  des  schweizerischen  Bahnnetzes, 
soweit  es  diese  Zufahrtslinien  zu  alimentieren,  bzw.  zu  ver- 
zweigen bestimmt  ist,  also  lauter  Tatsachen,  deren  Einfluß  auf 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  dieses  Landes  an  und  für  sich 
selbstverständlich  als  außerordentlich  segensreich  betrachtet 
werden  muß;  aber  wir  können  uns  natürlich  nicht  verhehlen, 
daß  gerade  durch  diese  transportpolitischen  Maßnahmen  der 
Mannheimer  Getreidehandel  nach  der  Schweiz  noch  erheblich 
mehr  gefährdet  werden  dürfte,  als  das  bisher  der  Fall  war, 
zumal  heute  schon  im  Gegensatz  zu  früher  der  größte  Teil 
dieses  Landes  in  seinen  Handelsbeziehungen  mehr  nach  Mar- 
seille und  Genua,  als  nach  Mannheim  gravitiert.  Während 
z.  B.  vor  der  Eröffnung  der  Gotthardbahn  im  Jahre  1882  all- 
jährlich bedeutende  Getreidemengen  trotz  der  Größe  des  Um- 
wegs und  des  Zeitverlustes  infolge  der  billigen  Frachttarife  der 
badischen  Bahn  aus  Südrußland  über  Odessa — Rotterdam  bzw. 
Antwerpen — Mannheim  in  die  Schweiz  eingeführt  wurden,  tritt 
nun  seit  diesem  Zeitpunkte  infolge  des  durch  die  Technik 
gemachten  neuartigen  Fortschrittes  neben  der  ökonomischen 
Ausnützung  des  Zeitmomentes  auch  diejenige  der  direktesten 
Verbindung  zwischen  Produzent  und  Konsument  immer  mehr 
in  den  Vordergrund.  Die  betriebstechnischen  Fortschritte , die 
den  Mannheimer  Hafen  gewissermaßen  vor  die  Tore  der  Schweiz 


1 Hiermit  sind  solche  Verhältnisse  gemeint,  wie  sie  in  der  geographischen 
Lage  des  betr.  Landes,  im  Vorhandensein  natürlicher  Verkehrswege  und  dergl. 
gegeben  sind. 


50 


Frachtsatz  nnd  Transportmenge. 


gerückt  hatten,  sind  paralysiert  und  kompensiert  worden  durch 
die  Anlagetechnische  Transportvervollkommnung,  die  in  dem 
Bau  der  beiden  großen  südlich  einmündenden  Schweizer  Wirt- 
schaftsbahnen erreicht  wurde.  Diese  technische  Errungen- 
schaft hat  die  Mannheimer  Hafenanlage  wieder  von  den  Toren 
der  Schweiz  fortgerückt. 

Wie  zwischen  der  Vervollkommnung  der  Artillerie  und 
dem  Festungsbau  ein  stetes  periodisch  wechselndes  Über- 
trumpfen zu  beobachten  ist,  so  auch  in  den  weltwirtschaft- 
lichen Beziehungen  eines  Landes  unter  dem  Einfluß  des 
Wechsels  im  Vorsprunge,  den  die  Betriebs-  und  die  Anlage- 
technik des  Verkehrs  jeweils  vor  einander  erringen. 

Daß  dadurch  natürlich  auch  eine  Änderung  in  der  Ge- 
schäftspraxis des  Schweizer  Getreidehandels  bedingt  wird, 
haben  die  großen  Mannheimer  Getreidefirmen  schon  längst 
erkannt  und  haben,  um  das  Geschäft  nicht  ganz  aus  der 
Hand  zu  verlieren,  Filialen  an  anderen,  für  die  jüngeren  Zu- 
fahrtslinien maßgebenden  Orten  errichtet.  1 Damit  ist  dann 
wohl  noch  die  subjektive  Beziehung  des  Getreideimports  der 
Schweiz  aufrecht  erhalten,  nicht  aber  die  für  die  badische 
Volkswirtschaft  weit  wichtigere  objektive.2  Leider  vermögen 
an  dieser  Tatsache  weder  Maßnahmen  der  deutschen  Handels- 
und Zollpolitik,  noch  der  badischen  Eisenbahntarifpolitik,  selbst 
dann,  wenn  das  natürliche  Eisenbahnmonopol  auf  der  Mann- 
heimer Zufahrtslinie  im  übrigen  so  zu  sagen  intakt  geblieben 
wäre,  irgend  eine  Änderung  hervorzubringen. 

Unsere  Ausführungen  gipfeln  daher  in  der  These, 3 * * * * daß 
selbst  der  Einfluß  niedriger  Frachtsätze  auf  die  Größe  der 
Transportmengen  der  einzelnen  Zufahrtslinien  in  dem  Maße 
abnimmt , als  der  Unterschied  zwischen  diesen  Frachtsätzen  und 
dem  Wert  des  Gutes  sich  vergrößert  und  die  planmäßige 
Erfassung  wirtschaftlicher  Aufgaben  durch  die  Technik  zu- 


1 Hier  sei  nur  noch  kurz  darauf  hingewiesen,  daß  der  Untcrnchmcrgewinn 

der  Mannheimer  Importeure  zurzeit  sehr  gering  ist  und  etwa  I Proz.  vom  Kauf- 

preis des  Gutes  beträgt.  — *)  So  besitzt  z.  B.  die  Firma  J.  Hirsch  & Söhne  in 

Mannheim  u.  a.  schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  eine  Filiale  in  Zürich,  die 

nickt  nur  über  Mannheim , sondern  auch  über  Marseille  und  Genua  den 

Schweizer  Bedarf  an  Brotfrucht  vermittelt.  — 8)  Damit  soll  jedoch  keineswegs 

geleugnet  werden,  daß  Frachtermäßigungen  nicht  bis  zu  einem  gewissen  Grade 

verkehrsbefruchtend  wirken  können. 
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nimmt,  die  uns  mehr  noch  wie  jede  noch  so  zielbewußt 
gestaltete  Eisenbahnfrachtpolitik  dazu  berufen  dünkt,  in  bezug 
auf  die  verschiedenen  Produktionsgebiete  und  Frachtmöglich- 
keiten für  die  einzelnen  Güterkategorien  als  Verkehrsregulator 
zu  dienen,  d.  h.  unökonomische  Tarifermäßigungen  hintanzu- 
halten und  Verhältnisse  zu  schaffen,  wie  sie  uns  durch  die 
Natur  als  gegeben  erscheinen.  Die  Eisenbahntarif politik  war 
für  die  Getreidehandelsbeziehungen  Mannheims  zur  Schweiz  nur 
vorübergehend  ein  förderndes  Element ; an  einem  gewissen 
Punkt  angelangt,  mußte  sie  die  energetische  Qualität  verlieren : 
ein  Schicksal,  das  der  Tarifpolitik  überhaupt  mit  fortschreiten- 
der Technik  kaum  je  erspart  bleiben  wird. 
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Vorwort. 

Der  Gedanke,  das  Mühlen  ge  werbe  in  Baden  und  in  der 
Rheinpfalz  zum  Gegenstand  einer  eingehenden  Untersuchung  zu 
machen,  ging  aus  dem  Wunsche  hervor,  zu  zeigen,  wie  sich  hier 
in  typischer  Weise  die  Entwicklung  zum  Großbetriebe  im  Ge- 
treidemühlengewerbe vollzogen  hat. 

Die  folgende  Studie  soll  darstellen , daß  der  rapide  Auf- 
schwung unserer  Handelsmüllerei  keine  unnatürliche  und  des- 
halb volkswirtschaftlich  schädliche  Erscheinung  ist,  sondern  die 
notwendige  Folge  der  natürlichen  Verhältnisse  und  der  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  des  badischen  und  pfälzischen  Landes. 

In  der  Gegenwart,  wo  die  Lage  des  Mühlengewerbes  mehr 
als  je  die  Parlamente  und  Presse  beschäftigt,  ist  vor  allem  eine 
sichere  Kenntnis  der  wirklichen  Verhältnisse  dieses  Gewerbes 
vonnöten. 

Die  badische  Regierung  war  wohl  die  erste  in  Deutsch- 
land, die  über  das  Mühlengewerbe  eine  Erhebung  im  Jahre  1901 
veranstaltet  hat.  Die  Ergebnisse  dieser  Enquete  sind  in  der  vor- 
liegenden Arbeit  verwertet. 

Wenn  ich  das  Mühlengewerbe  in  der  Rheinpfalz,  das  vor- 
nehmlich wegen  der  Ludwigshafener  Walzmühle  in  diese  Unter- 
suchung einbezogen  wurde,  nicht  eingehender,  als  es  geschehen, 
behandeln  konnte,  so  lag  das  daran,  daß  ich  bei  den  pfälzischen 
Müllerverbänden  nur  ganz  geringes  Entgegenkommen  fand;  ich 
war  daher,  außer  den  amtlichen  statistischen  Veröffentlichungen, 
lediglich  auf  das  spärliche  Material,  das  in  den  Handelskammer- 
berichten und  Fachzeitschriften  enthalten  ist,  angewiesen. 
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Die  Anregung  zu  dieser  Arbeit  erhielt  ich  von  Herrn  Geh. 
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Stelle  für  die  freundliche  Unterstützung  meinen  herzlichen  Dank 
ausspreche. 

Ganz  besonderen  Dank  schulde  ich  dem  Großh.  Ministerium 
des  Innern,  das  mir  die  Benützung  der  Materialien  der  Erhebung 
von  1901  bereitwilligst  gestattete. 

Ferner  danke  ich  der  Generaldirektion  der  Großh.  Badischen 
Staatseisenbahnen  und  dem  Großh.  Statistischen  Landesamt,  die 
mir  ihre  Bibliotheken  für  meine  Studien  zugänglich  machten; 
zum  Dank  bin  ich  auch  den  Herren  Oberregierungsräten  Dr.  Bitt- 
mann und  Dr.  Lange  und  Herrn  Regierungsrat  Dr.  Hecht  für 
die  mir  gütigst  erteilten  Ratschläge  verpflichtet.  Für  die  Über- 
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und  Herrn  Ludwig  Seel  in  Heidelberg  zu  danken.  Sehr  umfang- 
reiches Material  verdanke  ich  Herrn  Direktor  Artmann  in  Lud- 
wigshafen. 

Zum  Schluß  danke  ich  all  den  Mühlenbesitzern,  die  mir  ihre 
Betriebe  gezeigt  und  mich  durch  Rat  und  Tat  unterstützten. 

Wertheim  am  Main,  im  Februar  1907. 


Dr.  Max  Fromm. 


Inhaltsverzeichnis. 


Kapitel  I. 

Geschichtliche  Entwicklung  des  badisch-rheinpfälzischen  Mühlengewerbes. 

Seite 

A.  Das  badisch-rheinpfälzische  Mühlengcwerbc  im  Mittelalter i 

B.  Das  badisch-rheinpfälzische  Mfthlcngcwerbe  am  Ausgange  des  18.  Jahrhunderts 
bis  etwa  1840. 

a.  Die  Entstehung  des  Mehlhandels 2 

b.  Die  Lage  und  Technik  des  Mühlcngewerbes  am  Ausgang  des  18.  Jahr- 
hunderts   3 

c.  Die  Neue  badische  Mühlenordnung 8 

C.  Die  badisch-rheinpfälzische  Mühlenindustrie  von  1840 — 1870. 

I.  Die  Entstehung  und  Ausbildung  der  Handclsmüllcrei. 

1.  Die  Einführung  der  Dampfkraft  in  die  badisch-rheinpfälzische  Mühlen- 
industrie   12 

2.  Die  Erweiterung  des  äußeren  und  inneren  Marktes.  Der  Mehlexport 

und  Mehlimport 16 

3.  Der  Einfluß  der  veränderten  Verhältnisse  auf  die  Lohnmüllerei.  Die 

Tauschmüllerei 18 

4.  Umgestaltung  der  Art  und  Weise  des  Rohstof fbczuges 19 

II.  Die  Ergebnisse  der  statistischen  Aufnahmen  von  1829,  1847  und  1861  20 

D.  Die  badisch-rheinpfälzischc  Mühlcnindustric  vom  Beginn  der  siebziger  Jahre 
bis  zur  Neuzeit. 

1.  Die  Einwirkung  der  Mühlentechnik 24 

2.  Die  Entwicklung  der  Mühlcnindustrie  nach  der  Gewerbezählung  von  1875  25 

3.  Die  Bedeutung  der  internationalen  Konkurrenz  für  die  badisch-rliein- 

pfälzische  Mühlenindustric 28 

4.  Die  Schutzzoilgesetzgebung  von  1879  bis  1891  und  die  badisch-rhein- 
pfälzischc Mühlenindustrie 30 

5.  Der  Staffeltarif  für  Getreide  und  Mühlcnfabrikate  von  1891  — 1894  und 

seine  Wirkungen  auf  die  badisch-rheinpfälzischc  Mühlcnindustrie  ...  34 

6.  Die  Aufhebung  des  Identitätsnachweises  für  Getreide 38 

7.  Der  zollfreie  Grenzverkehr  und  das  Vormerkverfahren  an  der  badisch- 
schweizerischen Grenze 40 

8.  Das  Mühlenregulativ  vom  4.  Juli  1899  und  die  Stellung  der  badisch- 
rheinpfälzischen Mühlenindustrie  zum  neuen  Zolltarif 42 


Digitized  by  Google 


Kapitel  II. 

Die  badisch-rheinpfälzische  Mühlenindustrie  nach  ihrem  heutigen  Stand. 

Seite 

A.  Einleitung:  Die  Quellen  der  Untersuchung.  Die  badische  Produktionsstatistik 

von  1901  45 

B.  Die  Ergebnisse  der  Gewerbestatistik  von  1882  und  1895 4“ 

C.  Die  badisch-rheinpfälzischen  Kundenmühlen. 

I.  Die  Existenzbedingungen  der  Kundcnmüllerei 55 

II.  Der  Geschäftsbetrieb  in  den  badischen  Kundcnmühlen. 

1.  Der  Verkehr  mit  den  Kunden 62 

2.  Das  Mahlvcrfahren 62 

3.  Die  Triebkräfte  in  den  Kundenmühlen 66 

4.  Die  Mahllohnfrage 68 

III.  Die  charakteristischen  Merkmale  der  badischen  Kundenmühlen. 

a.  Der  Betriebsumfang  gemessen  an  der  Zahl  der  beschäftigten  Personen  73 

b.  Der  Nebenerwerb  in  den  badischen  Kundcnmühlen 75 

c.  Die  Produktivkraft  der  badischen  Kundcnmühlen 79 

d.  Die  Rentabilität  der  Kundenmühlen  in  Einzeldarstellungen  ....  82 

IV.  Die  badische  Kundenmüllerei  und  die  Landwirtschaft 87 

D.  Die  badisch-rheinpfälzischcn  Handelsmühlen. 

I.  Einleitung:  Das  Wesen  der  Handelsmüllerei 90 

II.  Die  Existenzbedingungen  der  badisch-rheinpfälzischen  Handelsmüllerei  . 9t 

III.  Die  charakteristischen  Merkmale  der  badischen  Handelsmüllerei. 

t.  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter 93 

2.  Die  Verbindung  mit  andern  Gewerbezweigen 94 

3.  Die  Produktivkraft  der  badischen  Handelsmühlcn 95 

IV.  Die  ökonomische  Lage  und  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  badischen 
Handelsmühlcn. 

a.  Die  Kleinbetriebe 97 

b.  Die  Mittelbetriebe 10 1 

c.  Die  Großbetriebe. 

1.  Die  Entstehung  der  badisch-pfälzischen  Großmühlen 104 

2.  Die  Produktions-  und  Absatzverhältnisse  der  badisch-pfälzischen 

Großmühlen ro6 

3.  Die  wirtschaftliche  Überlegenheit  der  badisch-rheinpfälzischen  Groß- 
mühlen. 

A.  Die  Frage  des  Rohstoffbezuges 122 

B.  Die  Frage  der  Absatzgestaltung. 

a.  Die  gleiche  Tarifierung  von  Getreide  und  Mehl  . . . . 129 

b.  Die  Organisation  des  Mehlabsatzes 14  t 

Schluß:  Ergebnisse 146 

Anhang 153 


DAS  MÜHLENGEWERBE 

in  Baden  und  in  der  Rheinpfalz 


Digitized  by  Google 


Kapitel  I. 


Geschichtliche  Entwicklung  des  badisch- 
rheinpfälzischen Mühlengewerbes. 

A.  Das  badisch-rheinpf&lzische  Mühlengewerbe 

im  Mittelalter. 

Die  Wirtschaftspolitik  des  Mittelalters  hatte  die  Müllerei  wie 
alle  andern  Nahrungsmittelgewerbe  im  Interesse  der  Konsumenten 
der  schärfsten  Beaufsichtigung  unterworfen.  Der  Müller  wurde 
aus  einem  selbständigen  Gewerbetreibenden  zu  einer  Art  von 
Beamten  oder  Taglöhner  umgewandelt;  zum  großen  Teil  sind 
die  Müller  nie  selbständige  Handwerker,  die  auf  ihrem  Grund 
und  Boden  ihr  Gewerbe  betrieben,  sondern  Pächter,  Erblehens- 
leute gewesen.1  Das  Recht,  eine  Mühle  zu  errichten,  hat  ursprüng- 
lich zum  freien  Grundeigentum  gehört;  es  ist  aber  frühzeitig  zu 
einem  Hoheitsrechte  geworden. 

Seit  dem  12.  Jahrhundert  hatte  sich  an  allen  schiff-  und 
flößbaren  Strömen  ein  Mühlenregal  des  Reiches  entwickelt,  das 
dann  den  Landesherrn  und  Städten  übertragen  wurde.2 3  Die 
weitere  Entwicklung  führte  auf  dem  platten  Lande  zum  Mühlen- 
bann, zum  Mahlzwang.3  Hand  in  Hand  damit  ging  das  Verbot 
der  Mehleinfuhr  und  des  Mehl  Verkaufes.*  So  war  denn  die 
Betriebsform  unseres  Gewerbes  die  »Lohnmüllerei«,  die  dem 
naturalwirtschaftlichen  Gepräge  der  Wirtschaftsverfassung  auch 
entsprach.  Der  Bauer  brachte  seine  ausgedroschene  Frucht  in 
einem  Quantum  von  2,  4,  6 Malter  nach  der  Mühle  zur  Vcrmah- 

* Gothein,  Wirtschaftsgeschichte  des  Schwarzwaldes,  1892,  Bd.  I,  S.  38,  357, 
360,  493,  495,  515. 

2 Roscnthal,  Abhandlung  >Mühlenrecht«  im  »Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften«. 

3 Gothein,  a.  a.  Ö.  S.  236,  493. 

t Gothein,  a.  a.  O.  S.  480,  495,  496. 
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lung,  und  als  Vergütung  für  das  Zerkleinern  des  Korns  zu  Mehl 
erhielt  der  Müller  den  sogenannten  = Multer«  d.  h.  eine  bestimmte 
Quote  der  zu  vermahlenden  Frucht. 

Die  Müller  waren  in  Zünften  organisiert,  die  sich  oft  über 
verschiedene  Ortschaften  und  Herrschaften  erstreckten.1 


B.  Das  badiseh-rheinpßllzisehe  Mühlengewerbe  am  Ausgange 
des  18.  Jahrhunderts  bis  etwa  1840. 

a.  Die  Entstehung  des  Mehlhandels. 

Wenn  sich  diese  Grundlagen  der  Gewerbeverfassung  auch 
bis  in  das  ig.  Jahrhundert  hinein  erhielten,  so  machte  sich  doch 
bereits  im  18.  Jahrhundert,  im  Zeitalter  des  territorialen  Fürsten- 
tums, eine  freiheitlichere  Gestaltung  des  Gewerberechts  geltend. 
Die  Entwicklung  findet  vor  allem  ihren  Ausdruck  in  der  (wenn 
auch  in  mancher  Hinsicht  eingeschränkten)  Erlaubnis  des  Mehl- 
handels für  den  Müller.  Die  badischen  Zunftartikel  des  Müller- 
handwerkes aus  dem  Jahre  1770  bestimmen  in  § 15:  »Wollten 

die  Müller  Mehl  verkaufen,  so  sind  sie  gehalten,  solches  in  dem 
Preis  hinzugeben,  der  in  der  Brot-  und  Hausordnung  festgesetzt 
ist.  Damit  war  die  rechtliche  Basis  für  den  Mehlhandel  gegeben. 
Seine  Entstehung  ist  in  der  Pfalz  auf  den  sogenannten  »Schleich- 
handels zurückzuführen.2 

Da  die  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  sehr  zahlreichen 
Mühlen  einen  bestimmten  personalen  Kundenkreis  besaßen,  so 
gab  es  immer  eine  Zeit,  wo  die  Müller  nicht  so  viel  Lohnarbeit 
hatten,  um  ihr  Mühlwerk  voll  ausnützen  zu  können.  Zu  diesem 
Zwecke  fuhren  sie  nun  in  den  nächsten  Ortschaften  herum,  teils 
Arbeit  suchend,  hauptsächlich  aber  Frucht  einhandelnd,  »um  das 
daraus  gewonnene  Mehl  nebst  den  bei  günstigem  Geschäftsgang 
oft  stark  über  den  Selbstverbrauch  sich  anhäufenden  Multer- 
quantitäten  mit  Profit  zu  verkaufen 

Die  Erlaubnis  des  Mehlhandels  berechtigt  aber  keineswegs 
zu  dem  Schluß,  daß  nun  auch  die  Müller  im  ganzen  Lande  in 
großem  Umfange  von  dieser  Gelegenheit  Gebrauch  gemacht 

1 Gothein,  a.  a.  O.  S.  21. 

2 W.  Borgius,  Mannheim  und  die  Entwicklung  des  sild  - westdeutschen 
(ictreidehandcls,  1899,  Bd.  I,  S.  5. 
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hätten,  denn  es  fehlte  dazu  das  Absatzgebiet:  der  Charakter  dieser 
Wirtschaftsperiode  war,  wie  schon  erwähnt,  ein  naturalwirtschaft- 
licher; die  ländliche  Wirtschaft  war  Produktions-  und  Konsum- 
tionswirtschaft zugleich. 

Bevor  wir  aber  auf  die  Bedeutung  dieses  Handels  eingehen, 
wollen  wir  einen  kurzen  Blick  werfen  auf 


b.  Die  Lage  und  Technik  des  Mühlengewerbes  am  Ausgang 

des  18.  Jahrhunderts. 

Die  Mühlen  jener  Zeit  waren  fast  ausschließlich  Wasser- 
mühlen. Villingen  ist  einer  der  ersten  Orte  im  Schwarzwalde 
gewesen,  in  denen  diese  Art  von  Mühlen  zur  Geltung  gekommen 
ist.1  -An  den  zahlreichen  Bächen  und  Flüssen  des  Landes  lagen 
dicht  hintereinander  zahlreiche  Mühlwerke,  es  werden  20—30 
innerhalb  5 Wegstunden  schätzungsweise  angegeben«,  schreibt 
Borgius  von  der  damaligen  Pfalz.2 3 4  Ebenso  wies  auch  der  Schwarz- 
wald mit  seinem  Wasserreichtum  auf  diese  Ausnützung  der  Wasser- 
kräfte hin.  Roßmühlen  mit  Göpelwerk  und  kleine  Schiffsmühlen 
auf  dem  Rhein  hatten  niederländische  Ingenieure  in  Mannheim 
angelegt.^ 

Was  die  Größe  der  damaligen  Wassermühlen  angeht,  so 
hatten  sie  im  allgemeinen  zwei  Mahlgänge  und  einen  Schälgang, 
dazu  kam  noch  ein  Beuteltuch  zum  Sichten  der  gemahlenen 
Frucht.  Das  Mahlverfahren  war  die  damals  in  ganz  Deutschland 
gebräuchliche  sogenannte  »Flachmüllerei«.  Das  notdürftig  gereinigte 
Getreide  wurde  gewaschen  oder  angefeuchtet,  auf  den  Mahlgang- 
geschüttet  und  das  Mahlgut  durch  Ausbeuteln  in  seine  Teile 
gesichtet.  Die  Steine  waren  dabei  eng  und  flach  aneinander- 
gestellt.*  Die  Mahl-  und  Backproben,  die  vorschriftsgemäß  all- 
jährlich nach  der  Ernte  von  den  Amtleuten  zur  Kontrolle  der 
Müller  aufgenommen  wurden,  geben  uns  Aufschluß  über  die 
Resultate  des  damaligen  Mahlprozesses.  So  hatte  eine  solche 


1 Gothein  a.  a.  O.  S.  88. 

1 Borgius  a.  a.  O.  S.  5. 

3 Gothein,  »Mannheim  im  I.  Jahrhundert  seines  Bestehens«  in  der  »Zeitschrift 
für  die  Geschichte  des  Obcrrheins«,  1889,  S.  192. 

4 Pappenheim,  Lehrbuch  der  Müllerei,  1903,  S.  483. 
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Probe  in  Durlach  aus  dem  Jahre  1713  bei  Weizen  folgendes 
Ergebnis : 1 


Weißmehl  .... 

40  % 

Schwarzmehl  . . . 

50  % 

Kleie  und  Abgang 

10% 

1 00  % 

Ein  Vergleich  mit  dem  Ausbeuteverhältnis  bei  der  Weizen- 
flachmüllerei der  Gegenwart  ergibt  eine  bedeutend  höhere  Anteil- 
ziffer von  Kleie  und  Abgang  als  bei  jener  alten  Flachmüllerei. 
Neben  dieser  primitiven  Mahlweise  war  nun  in  der  Pfalz  und 
den  angrenzenden  Teilen  Badens  am  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts 
ein  anderes  Mahlverfahren  verbreitet,  die  sogenannte  > mouture 
economique«.* 1 2 * 4 5  Wie  schon  der  Name  sagt,  stammt  dieses  Ver- 
fahren von  den  Franzosen,  war  aber  nach  Beckmann 3 schon 
den  Römern  nicht  unbekannt.  >Es  besteht  darin,  daß  man  den 
Weizen  nicht  auf  einmal  so  klein  mahlet,  als  man  ihn  haben  will, 
sondern  daß  man  Schrot  und  Mehl  öfter  (Hahn  berichtet  von 
3 Griesgängen)  wieder  aufschüttet  und  durch  verschiedene  Beutel 
siebet.«  Die  mouture  economique  zeigte  bereits  die  ersten  An- 
fänge der  durch  die  Wiener  Müller  so  berühmt  gewordenen 
Griesmüllerei,  der  dieselbe  Idee  wie  der  Hochmüllerei  zugrunde 
liegt.» 

Die  Erzeugnisse  dieses  verbesserten  Mahlverfahrens  ver- 
anschaulichen folgende  Mahlproben  5 aus  den  achtziger  Jahren 
des  vorvorigen  Jahrhunderts: 


Weizen : 

Roggen  : 

Mehl  erster  Sorte 

■9%  | 

Mehl  . . . 

86  °/i 

Mehl  zweiter  Sorte 

50  % 

84u/o 

Kleie  . . . 

11  7 

Mehl  dritter  Sorte 

7% 

Abgang  . . 

3“/. 

Nachmehl  . . . 

8% 

IOO  °/ 

Kleie 13% 

Abgang  ....  3% 

100% 

1 Zeitschrift  für  die  Geschichte  des  Oberrheins,  1861,  S.  283. 

2 Hahn,  Mühlenprnktika,  1790,  S.  55. 

i Beckmann,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Erfindungen,  1788,  Bd.  II,  S.  46  ff. 

4 Pappenheim,  a.  a.  O.  S.  10. 

5 Hahn,  a.  a.  O.  S.  159. 
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Wenn  wir  dieses  Ausbeuteverhältnis  mit  den  heutigen  durch- 
schnittlichen Ausbeuteziffern  von  75%  bei  Weizen  und  65% 
bei  Roggen  vergleichen,  so  wurde  damals  auf  Kosten  der  Quali- 
tät des  Mehles  ca.  10%  mehr  Mehl  gezogen  als  in  der  Gegen- 
wart. 

Die  Produktivkraft  einer  Wassermühle  mit  2 Mahlgängen 
und  einem  Schälgang  gibt  Hahn 1 pro  Tag  und  Mahlgang  auf 
900  Pfund  an.  Auf  einen  Schälgang  rechnet  er  450  Pfund,  so 
daß  die  Mühle  in  290  Arbeitstagen  652  500  Pfund  Mehl  und 
315  000  Pfund  Schrot,  zusammen  967  500  Pfund  produziert.  Nimmt 
man  den  16.  Teil  der  Frucht  als  Mahllohn,  so  ergibt  derselbe 
jährlich  60468  Pfund  oder  in  Geld  1815  fl.  (das  Malter  durch- 
schnittlich zu  3 fl.  gerechnet).  Wenn  man  dann  den  Futterwert  des 
Abgangs  und  der  Spreu  auf  155  fl.  schätzt,  beträgt  der  jährliche 
Verdienst  des  Müllers  1970  fl.  Die  Unkosten  samt  einer  Ver- 
zinsung des  Anlage-  und  Betriebskapitales  von  2400  fl.  mit  5% 
ergeben  806  fl.,  so  daß  wir  schließlich  einen  Reingewinn  von 
1 1 64  fl.  erhalten,  also  einen  Tagesverdienst  von  über  3 fl.  täglich. 
Mögen  nun  auch  nicht  alle  Müller  einen  solchen  Verdienst  gehabt 
haben,  so  war  doch  das  Einkommen  im  Vergleich  zu  andern 
Handwerkern  sehr  hoch.2 

Der  Mahllohn  war,  unabhängig  von  den  mehr  oder  weniger 
schwankenden  Getreidepreisen , teils  durch  allgemeine  Landes- 
ordnungen, teils  durch  das  Herkommen  festgelegt.^  So  setzten 
die  Zunftartikel  des  Müllerhandwerkes  (1770)  ihn  auf  den  16.  Teil 
der  Frucht  fest;  in  der  Pfalz  betrug  er  in  manchen  Gebieten 
auch  den  12.  Teil,  und  er  hat  sich  bei  einer  großen  Zahl  von 
Kundenmühlen  bis  auf  den  heutigen  Tag  auf  dieser  Höhe 
erhalten. 

Die  Besitzverhältnisse  hatten  in  dieser  Zeit  keine  Änderung 
erfahren.  Die  meisten  Mühlen,  vor  allem  die  der  Pfalz,  waren 
Pacht-  und  Erbbestandsmühlen. 

Während  mit  dem  Übergang  der  Pfalz  unter  französische 
Herrschaft  im  Jahre  1801  die  Gewerbefreiheit  in  diese  Lande 

* Hahn,  a.  a.  O.  S.  58  ff. 

3 Hahn,  a.  a.  O.  S.  55,  gibt  für  Hammerschmiede,  Steinhauer,  Zimmerlcute 
einen  Tagesverdienst  von  ca.  t fl.  an. 

3 Gerstlacher’s  Sammlung  aller  Badcn-Durlachischen  Verordnungen,  1774. 
Bd.  3,  S.  253. 
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ihren  Einzug  hielt,  die  nun  alle  Zwangs-  und  Bannrechte  hinweg- 
fegte, blieb  in  Baden  die  alte  Gewerbeverfassung  bestehen.  Wir 
dürfen  aber  die  Bedeutung  dieser  Rechte  nicht  überschätzen.  Die 
Banngerechtigkeit  war  zwar  im  Landrecht  in  den  Artikeln 
710ha  bis  hh  geregelt,  aber  tatsächlich  gab  es  in  Baden  doch 
nur  noch  Reste  der  ehemaligen  Bannrechte;  sie  sind  in  den 
meisten,  namentlich  in  den  gesegneteren  Gegenden  des  Landes 
verschwunden  und  vergessen,  so  im  Breisgau  und  den  vormaligen 
österreichischen  Landen.1  Allein  von  einem  Zustand  freien  Wett- 
bewerbes war  man  noch  weit  entfernt;  immer  noch  bestanden 
die  alten  Bestimmungen  über  die  Höhe  des  Mahllohnes,  über  die 
Lieferung  des  Mehles  und  der  Kleie  zu  Recht.2 3 4 

Das  Haupthindernis  einer  kräftigen  Entwicklung,  das  Ver- 
bot des  Mehlhandels,  war  jedoch  im  wesentlichen  hinweggeräumt; 
den  Vorteil  davon  hatten  vor  allem  die  Pfalz  und  die  angrenzen- 
den Gebiete  des  Oberrheins.  Hier  vereinigte  sich  die  natürliche 
Fruchtbarkeit  des  Bodens  des  platten  Landes  mit  den  denkbar 
günstigsten  Verkehrsverhältnissen,  um  den  landwirtschaftlichen 
Export  zu  fördern. 3 Da  finden  wir  denn  auch  schon  zu  Ende 
des  19.  Jahrhunderts  die  Anfänge  kapitalistischer  Wirtschaft  in 
dem  Mühlengewerbe.  Der  »Schleichhandel«  hatte,  wie  oben  dar- 
gelegt, die  Produktion  auf  Vorrat  zur  Folge;  dieser  Mehlvorrat 
wurde  nun  teils  in  die  umliegenden  größeren  Städte  und  Dörfer 
auf  die  »Mehl wage«,  teils  aber  auch  von  dem  Export-  und  Han- 
delshafen der  Pfalz,  Mannheim,  nach  dem  Ausland,  nach  den 
Niederlanden  und  in  die  Schweiz,  geschickt.  Wenn  auch  Angaben 
über  die  Höhe  der  Mehlausfuhr  nicht  vorhanden  sind,  soviel  ist 
jedenfalls  sicher,  daß  sie  auch  für  jene  Zeiten  nicht  besonders 
groß  gewesen  ist.  Ich  schließe  das  aus  der  Tatsache,  daß  in  den 
sechziger  Jahren  des  18.  Jahrhunderts  die  drei  in  Mannheim  vor- 
handenen Schiffsmühlen  mit  neun  Gängen  wegen  Wassermangels 
und  Eisgangs  nicht  einmal  den  immer  mehr  wachsenden  Bedarf 
des  städtischen  Marktes  zu  decken  vermochten.  4 Deshalb  wurde 
dann  auch  im  Jahre  1777  auf  Anregung  des  Stadtdirektors  Clignet 

1 Blätter  für  Justiz  und  Verwaltung  im  Großherzogtuin  Baden,  1841, 
S.  315  ff. 

2 Gerstlacher,  a.  a.  O.  S.  241  ff. 

3 Borgius,  a.  a.  Ö.  S.  5 ff. 

4 Borgius,  a.  a.  O.  S.  52,  57. 
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auf  dem  Rheinhauser  Hofgut  eine  große  holländische  Bockwind- 
mühle von  einem  holländischen  Müller  errichtet. 1 

Zwei  Momente  waren  es  in  der  Folgezeit,  die  auf  die  bereits 
angedeutete  Entwicklung  der  Lohnmüllerei  zur  Handelsmüllerei 
in  der  Pfalz  einwirkten.  Einmal  erfolgte  jetzt  die  Regelung  der 
Rheinschiffahrt  in  der  Form  der  sogenannten  >Rang-  oder  Beurt- 
schiffahrt«,  die  einen  regelmäßigen  und  rationellen  Verkehr 
zwischen  den  nächstgelegenen  Stapelplätzen  am  Rhein  und  Neckar 
ermöglichte,  dann  führte  die  Organisation  des  pfälzischen  Getreide- 
handels zur  Schaffung  eines  Fruchtmarktes  in  Mannheim.2  Die 
Folge  davon  war  die  Verselbständigung  und  kapitalistische  Um- 
gestaltung der  Lohngewerbe,  die  Getreide  als  Rohmaterial  be- 
arbeiten. In  der  Lokalisierung  des  Getreideverkehrs  in  der  Stadt 
lag  notwendig  die  Tendenz  zur  Zentralisation  des  Mühlengewerbes 
in  Mannheim.  .Sie  kam  zuua  Ausdruck  in  der  Anlage  einer 
leistungsfälligeren,  größeren  Windmühle  neben  den  drei  kleinen 
Betrieben,  die  den  Markt  nicht  beherrschen  konnten.  Nun.  machte 
sich  die  dem  Kapital  innewohnende  Konzentrationstendenz  gel- 
tend: mit  großem  Geldaufwande  kaufte  der  Windmüller  die 
kleineren  Mühlen  auf,  um  allein  die  Versorgung  des  städtischen 
Marktes  zu  erwerben,  aber  der  Rat  der  Stadt  stellte  sich  auf  den 
Standpunkt  der  Gewerbefreiheit,  so  daß  der  Windmüller  ein  Bann- 
recht, ein  rechtliches  Monopol,  nicht  erhielt.  Er  konnte  auf  diese 
Weise  das  Wiederentstehen  zahlreicher  kleiner  Wind-  und  Roß- 
mühlen in  der  Umgebung  nicht  verhindern,  die  nun  in  einen 
starken  Wettbewerb  mit  ihm  traten.  3 

Einer  Expansion  des  Mühlen gewerbes  durch  Gründung  zahl- 
reicher Schiffs-  und  Windmühlen  in  Mannheim  begegnen  wir  be- 
sonders in  den  zwanziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  wieder. 

In  den  übrigen  Teilen  des  Landes  haben  sich  kaum  Ver- 
änderungen in  der  Art  des  Betriebes  und  des  Absatzes  vollzogen. 
Die  Lohnmüllerei  war  die  herrschende  Betriebsform,  standen  doch 
dem  Übergang  zur  Handelsmüllerei  rechtliche  und  wirtschaftliche 
Hindernisse  entgegen.  Die  Bestimmung,  daß  der  Mahllohn  in 

» Schon  im  Jahre  1393  liclJ  die  Stadl  Speyer  durch  einen  holländischen  Wind- 
müller eine  Windmühle  errichten. 

* Borgius,  a.  a.  O.  S.  61. 

3 Gothcin  in  der  »Zeitschrift  für  die  Geschichte  des  Oberrheins»,  1889,  S.  193. 

3 Borgius,  a.  a.  O.  S.  133. 
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natura  bezahlt  werden  müsse,  war  noch  in  Geltung,  die  Bann- 
rechte bestanden,  wenigstens  formal,  noch  zu  Recht.  Die  bäuer- 
liche Wirtschaft  steckte  noch  ganz  in  der  Form  der  Eigenpro- 
duktion, so  daß  ein  größeres  Absatzgebiet,  die  notwendige  Vor- 
aussetzung jeder  Handelsmüllerei,  fehlte,  und  einen  Export  ver- 
hinderten die  kleinstaatlichen  Grenzzölle. 


C.  Die  Neue  badische  Mühlenordnung'. 

Den  Anstoß  zur  Weiterentwicklung  gab  die  »Neue  badische 
Mühlenordnung«  aus  dem  Jahre  1822.  Bei  der  volkswirtschaft- 
lichen Bedeutung  unseres  Gewerbes  waren  die  Territorialregie- 
rungen schon  früh  damit  beschäftigt,  die  Rechtsverhältnisse  des 
Müllereigewerbes  in  polizeilicher  wie  privatrechtlicher  Hinsicht  zu 
regeln,  um  die  Untertanen  gegen  Benachteiligung  und  listige 
Übergriffe  zu  schützen.  Wie  alle  Verordnungen  des  Polizeistaates, 
enthielten  auch  die  Mühlenordnungen  neben  der  rechtlichen  Re- 
gelung allerlei  nützliche  Bestimmungen  über  Bau  und  Einrichtung 
der  Mühle,  über  Schutz  gegen  Feuersgefahr  usw.  Die  badische 
Mühlenordnung,  die  manche  Vorschriften  der  Müllerordnung1  vom 
5.  Januar  1714  übernahm,  setzte  zur  Einrichtung  neuer  Mühlen 
ein  staatliches  Konzessionsrecht  fest,  wie  es  in  Preußen  schon 
1 808  geschehen  war.  Maßgebend  für  die  Erlaubnis  soll  der 
»reelle  Vorteil«  der  Mahlgäste,  nicht  der  »bloße  Privat  vorteil  des 
Unternehmers«  sein.  Mit  der  alten  Müllerzunftsatzung  (1770) 
stimmt  die  neue  Verordnung  darin  überein,  daß  auch  sie  den 
Befähigungsnachweis  vorschrieb.  Die  Prüfung  bestand  in  der 
Darlegung  der  Fähigkeit,  das  Mühlwerk  zu  richten,  und  in  einem 
mündlichen  Vortrag  über  die  Theorie  des  Mühlenbaues.  Nach 
wie  vor  hielt  man  an  den  Bannrechten  fest,  soweit  sie  sich  noch 
erhalten  hatten;  sie  sind  aber  gemäß  § 20  »stets  streng  zu  erklären«, 
d.  h.  es  darf  nach  der  Ansicht  des  Ministeriums  des  Innern2  »den 
Konsumenten  nicht  verboten  sein,  ihre  Früchte  auf  einer  anderen 
Mühle  mahlen  zu  lassen,  wenn  nur  der  auswärtige  Müller  den 


1 Gerstlacher,  a.  a.  O.  S.  240  ff. 

2 Blätter  für  Justiz  und  Verwaltung  im  Großherzogtun)  Baden,  1841, 


Digitized  by  Google 


Geschichtliche  Entwicklung  des  badisch-rhcinpfälziscken  Mühlengewerbes. 


9 


Bannbezirk  nicht  betritt.  Es  darf  in  der  Regel  die  Einfuhr  des 
Mehles  zum  Verkauf  nicht  als  unter  den  Bann  gehörig  betrachtet 
werden  . Gerade  diese  die  Bannberechtigung  sehr  einschränkende 
Bestimmung  ist  von  wirtschaftlichem  Interesse,  weil  sie  nicht  nur 
der  allmählich  emporkommenden  Handelsmüllerei  in  ihrem  Streben 
nach  Absatzerweiterung  entgegenkam,  sondern  auch  das  Ent- 
stehen solcher  Mühlen  begünstigte.  Dazu  trug  zweifellos  auch 
eine  andere  Vorschrift  der  neuen  Mühlenordnung  bei,  wonach 
jeder  Müller  berechtigt  war,  den  Mahllohn  in  (Veld  oder  Getreide 
zu  beziehen.  In  dieser  Tatsache  der  Einführung  des  geldwirt- 
schaftlichen Momentes  in  die  bisher  naturalwirtschaftlich  organi- 
sierte Müllerei  lag  die  ökonomische  Bedeutung  dieser  Mühlen- 
ordnung. Der  Gedanke,  den  Naturalmahllohn  in  einen  Geldlohn 
umzuwandeln,  war  schon  in  der  Zeit  der  Agrarkrisis  der  zwan- 
ziger Jahre  entstanden1;  eine  Eingabe  aus  dem  Jahre  1817  mit 
der  Begründung,  daß  die  Teurungszeit  ihn  relativ  zu  sehr  in  die 
Höhe  triebe,  wurde  mit  dem  Hinweis  auf  den  Mangel  an  barem 
Gelde  in  der  bäuerlichen  und  selbst  städtischen  Bevölkerung  ab- 
gewiesen. Den  Erfolg  erzielten  allerdings  die  Petenten,  daß  man 
dem  offenbaren  Mißstand  durch  Herstellung  eines  Systems  der 
gleitenden  Skala  abzuhelfen  versuchte.  Der  Multer  sollte  betragen 
bei  Kornpreisen  von: 


So  kam  denn  die  neue  Mühlenordnung  im  Interesse  der 
Müller  gerade  im  richtigen  Augenblick.  Da  das  Getreide  bzw. 
Mehl  fast  unverkäuflich  war,  so  war  die  Folge  des  Gesetzes  ein 
ziemlich  allgemeines  Fordern  des  Geldlohnes.2  Das  aber  bedeutete 
ein  Auseinanderfallen  der  Interessen  von  Müller  und  Mahlkunden. 
Dann  verstärkten  manche  Bestimmungen  der  neuen  Verordnung, 
die  im  Konsumenteninteresse  das  Müllergewerbe  engherzigen, 
beinahe  zunftgemäßen  Bestimmungen  und  Beschränkungen  in  Aus- 
übung seiner  Tätigkeit  unterwarf  und  ihm  einige  bisher  bestan- 

1 ßorgius,  a.  a.  O.  S.  133 — 134. 

2 ßorgius,  a.  a.  O.  S.  134. 


weniger  als  8 fl. 
10 — 15  fl.  . . . 

über  15  fl.  . . 
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dene  oder  angemaßte  Rechte  (z.  B.  auf  Aneignung  der  Kleie  und 
Abfälle)  raubte,  während  sie  ihm  zum  Teil  das  Risiko  auferlegte«, 
die  Tendenz  zum  Übergang  von  der  Kundenmüllerei  zur  Han- 
delsmüllerei.1 Allein  wir  dürfen  nicht  vergessen,  daß  sich  diese 
Entwicklung  nicht  über  das  ganze  Land  hin  vollzog;  sie  blieb 
im  wesentlichen  auf  die  Pfalz  und  auf  die  an  der  schweizerischen 
Grenze  liegenden  Gebiete  dank  den  relativ  günstigen  Verkehrs- 
und Exportverhältnissen  lokalisiert.  Denn  jener  Tendenz  zur  Mehl- 
produktion auf  Vorrat  arbeiteten  doch  noch  mancherlei  Umstände 
entgegen.  Die  Wirkung  der  Ersetzung  des  Naturallohnes  durch 
den  Geldlohn,  die  doch  auch  nur  vereinzelt  (wohl  zuerst  in  den 
Städten)  vor  sich  ging,  wurde  infolge  der  vorschriftsmäßigen  Be- 
stimmung des  Mehlpreises  durch  die  Polizeibehörde  (§  17)  sehr 
abgeschwächt;  ferner  trugen  die  Müllerzünfte,  die  in  der  Regel 
auch  die  andern  Nahrungsmittelgewerbe  umfaßten,2 3 4 5  die  noch 
erhaltenen  Banngerechtigkeiten  3 dazu  bei,  die  fortschreitende  Ent- 
wicklung zu  verlangsamen.  Es  leuchtet  ein,  daß  sowohl  Fest- 
setzung des  Mehlpreises  wie  die  andern  gewerblichen  Beschrän- 
kungen einen  Hemmschuh  jedes  Fortschrittes  bildeten.  Da  der 
Müller  auf  jeden  Fall,  mochte  er  mahlen  wie  er  wollte,  seinen 
festgesetzten  Preis  erhielt,  fehlte  mit  der  Aussicht  auf  einen 
höheren  Gewinn  jeder  Anreiz  zur  Herstellung  eines  qualitativ 
besseren  Fabrikates  und  damit  der  Übergang  zu  einem  ratio- 
nelleren Mahlverfahren. 

Während  in  Preußen  •*,  Bayern  5 und  Württemberg  unter 
wirksamer  Unterstützung  der  Regierungen  in  den  ersten  drei 
Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  die  Errungenschaften  der  eng- 
lisch-amerikanischen Mühlentechnik  Eingang  gefunden  hatten, 
war  in  Baden  ein  technischer  Fortschritt  nicht  zu  verzeichnen. 
Das  Hauptverdienst  der  Amerikaner  war  neben  der  Verwertung 
des  Dampfes  in  der  Müllerei  die  Ersparung  der  kostspieligen 


* Borgius,  a.  a.  O.  S.  134. 

2 Z.  B.  in  Meßkirch;  vgl.  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  69,  S.  7. 

3 Die  zu  den  Großh.  Domänen  gehörigen  Bannrechte  wurden  am  1.  Januar 
1836  unentgeltlich  aufgehoben;  vgl.  Regierungsblatt,  1835,  S.  246. 

4 Dr.  Paul  Mohr,  Die  Entwicklung  des  Großbetriebs  in  der  Getrcidemüllcrei 
Deutschlands,  1899,  S.  26 — 27. 

5 L.  Holländer,  Die  Lage  der  Deutschen  Mühlcnindustrie  unter  dem  Einfluß 
der  Handelspolitik  1879 — 1897,  1898,  S.  3. 
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menschlichen  Arbeitskraft  durch  die  Paternoster-  und  Schnecken- 
werke, die  Ersetzung  der  alten  Wollbeutel  durch  Maschinen  mit 
prismatischen,  zylinderförmigen  Haspeln  (Sichtzylinder)  und  die 
Verwendung  französischer  Mühlsteine.  Schon  im  1 8.  Jahrhundert 
hatten  die  Engländer  und  Amerikaner  die  Konstruktion  der  Mahl- 
gänge in  der  Weise  verbessert,  daß  alle  Gänge  von  einer  Haupt- 
welle aus  betrieben  wurden,  während  bis  dahin  jeder  Mahlgang 
sein  eigenes  Wasserrad  hatte.  In  Baden  kamen  noch  im  Jahre 
182g  auf  jede  Mahlmühle  vier  Wasserräder. 1 Waren  die  Export- 
bestrebungen der  preußischen  Müller  um  die  Wende  der  zwanziger 
Jahre  mit  Erfolg  gekrönt,  so  führte  Baden  in  denselben  Jahren 
mehr  Mühlen fabrikate  ein  als  aus;  z.  B.  betrug  im  Jahre  1831 
die  Einfuhr  7072  Ztr.  und  die  Ausfuhr  6934  Ztr.  Volz  bemerkt 
dazu:  AVas  die  Mehlstoffe  angeht,  so  erstaunen  wir  zu  sehen, 
daß  die  Einfuhr  des  Mehles  die  Ausfuhr  um  mehr  als  100  Ztr. 
übertrifft.  Gewiß  wird  sich  die  Bilanz  noch  ungünstiger  stellen, 
da  die  Verbesserung  der  Mahlmühlen  in  der  Schweiz  immer  mehr 
um  sich  greift,  und  vorzüglich,  weil  die  englisch-amerikanischen 
Mustern  teilweise  nachgebildeten  Mühlen  nun  mit  Eifer  im  be- 
nachbarten Württemberg  verbreitet  werden;  wenn  man  auch  dort 
auf  den  bisher  vernachlässigten  Teil,  die  Schnellmüllerei,  die  ge- 
hörige Aufmerksamkeit  richtet,  wird  es  den  Müllern  mit  den 
alten  Einrichtungen  ganz  unmöglich  mit  den  neuen  Werken  Kon- 
kurrenz zu  halten.«2  Er  führt  diese  technische  Rückständigkeit 
des  badischen  Müllergewerbes  zum  großen  Teil  auf  die  mangelnde 
Unterstützung  der  Regierung  zurück,  die  es  bisher  unterlassen 
hat,  wie  Württemberg  staatliche  Musterbetriebe  zu  schaffen. 

Fassen  wir  unsere  bisherigen  Darlegungen  noch  einmal  kurz 
zusammen,  so  kommen  wir  zu  dem  Ergebnis:  im  Gegensatz  zu 
den  benachbarten  Gebieten  ist  in  Baden  in  den  ersten  drei  Jahr- 
zehnten des  19.  Jahrhunderts  infolge  rechtlicher  und  wirtschaft- 
licher Tatsachen  kein  allgemeiner  Aufschwung  des  Mühlen- 
gewerbes zu  bemerken;  dagegen  zeigen  sich  in  der  Pfalz  und 
den  angrenzenden  badischen  Teilen  dank  der  freiheitlichen  Ge- 
werbepolitik und  den  günstigen  Verkehrsbedingungen  die  Anfänge 
einer  Erfolg  verheißenden  Handelsmüllerei. 


• Volz,  Gewerbskalender  für  das  Jahr  «834,  S.  51. 

2 Volz,  a.  a.  O.  S.  51. 
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C.  Die  badiseh-rheinpfälzisehe  Mühlenindustrie  von 

1840  bis  1870. 

I.  Die  Entstehung  und  Ausbildung  der  Handelsmüllerei. 

i.  Die  Einführung  der  Dampfkraft  in  die  badisch-rhein- 
pfälzische Mühlenindustrie. 

Während  wir  im  vorausgegangenen  Abschnitt  das  badisch- 
pfälzische Mühlengewerbe  als  einen  Produktionszweig  kennen 
gelernt  haben,  der  im  allgemeinen  noch  handwerksmäßig  organi- 
siert und  dessen  Technik  fast  noch  ebenso  unentwickelt  ist  wie 
vor  Jahrhunderten,  kennzeichnet  sich  die  folgende  Periode,  die 
bis  in  die  letzten  Jahre  hineinreicht,  als  die  Zeit  der  Entstehung 
und  Ausbildung  des  Fabriksystems  in  unserem  Mühlengewerbe, 
d.  h.  rein  ökonomisch  betrachtet,  der  Entstehung  und  Ausbildung 
der  Handelsmüllerei,  aber  nicht  etwa  an  Stelle  der  bisherigen 
Lohn-  und  Kundenmüllerei,  sondern  neben  dieser  Betriebsform. 

Die  Gründe  dieser  Entwicklung  liegen  klar  zutage:  die 
Entstehung  der  Eisenbahnen  und  die  weitere  Ausdehnung  des 
Eisenbahnnetzes  schufen  einen  größeren,  aufnahmefähigeren 
Markt,  der  Anschluß  Badens  und  der  Pfalz  an  den  Zollverein 
(183,5)  förderte  den  Handel  und  Verkehr  mit  den  Nachbarstaaten, 
die  Vermehrung  der  Bevölkerung  steigerte  den  Verbrauch  und 
die  emporkommende  Industrie  und  damit  das  Zusammenströmen 
der  Arbeiter  in  den  größeren  und  mittleren  Städten  erzeugte 
große  Konsumtionszentren.  So  sehen  wir  denn  auch,  daß  in  den 
Jahren  1835  bis  1870  ungefähr  die  Hälfte  der  heute  in  Baden 
bestehenden  Handels-  und  Kunstmühlen  entstanden  ist;  dabei 
sind  die  Betriebe  nicht  eingerechnet,  die  als  Lohnmühlen  schon 
früher  bestanden  und  nun  zur  Handelsmüllerei  übergegangen  sind. 
In  den  vierziger  Jahren  wurden  nun  auch  in  der  badischen  Müllerei 
die  Leistungen  der  schon  geschilderten  englisch-amerikanischen 
Mühlentechnik  nutzbar  gemacht  In  Mannheim  wurde  1834  von 
Baron  von  Capellen  die  erste  badische  Dampfmühle  nach  ameri- 
kanischem System  gegründet,  die  zugleich  auch  der  erste  auf 
spekulativ  - kapitalistischer  Grundlage  beruhende  fabrikmäßige 
Mühlengroßbetrieb  war.1  Der  wütende  Einspruch«  der  Schries- 

1 In  Preußen  wurde  die  erste  Danipfniiihle  1822,  in  Bayern  1828,  in  Würt- 
temberg 1830/31  errichtet.  Vgl.  Mohr,  a.  a.  O.  S.  37. 
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heimer  Windmüller,  die  bisher  den  Mannheimer  Markt  mit  Mehl 
versorgt  hatten,  ist  sehr  begreiflich,  wenn  wir  hören,  daß  alsbald 
infolge  des  Wettbewerbes  die  "kleinen  Rheinmühlen«  zu  mahlen 
aufhören  mußten.  Im  Jahre  1848  sind  nach  einem  Bericht  des 
Stadtrates  alle  andern  Mühlen  bis  auf  die  eine  Kunstmühle  ver- 
schwunden,1 die  1849  eine  Jahresvermahlung  von  24000  dz  bei 
15  Arbeitern  und  30  Pferdekräften  aufweisen  konnte. 2 3 4 Die 
Mehlfabrikation  hat  durch  die  Einführung  des  neuen  Mühlen- 
systems eine  bedeutende  Ausdehnung  gewonnen,  das  Mehl  ist 
ein  Handelsartikel  geworden  und  gegenwärtig  kaufen  die  Bäcker 
keine  Früchte  mehr,  sondern  bloß  Mehl«,  berichtet  der  Mannheimer 
Stadtrat  aus  jener  Zeit.  In  derselben  Weise  entstanden  auch  in 
den  übrigen  Teilen  unseres  Untersuchungsgebietes  Kunst-  und 
Handelsmühlen;  besonders  sind  hier  zu  erwähnen  die  badischen 
Amtsbezirke  Heidelberg  (Bammental),  Weinheim,  Wolfach, 
Stockach,  Emmendingen,  Lörrach  und  die  pfälzischen  Kusel, 
Zweibrücken  und  Spe)'er. 

So  wurde  1841  in  Villingen  eine  Kunstmühle  nach  ameri- 
kanischem System  erbaut,  die  vor  allem  deshalb  Berühmtheit 
erlangte,  weil  sie  die  Frucht  auf  trockenem  Wege  d.  h.  ohne 
Netzung  vermahlte.  Nach  der  alten  Mahlweise  wurde  zum  Zwecke 
der  leichteren  Vermahlungsfähigkeit,  besonders  der  harten  Früchte, 
das  Korn  genetzt,  was  aber  ein  weniger  backfähiges  Fabrikat 
ergab.  Die  trockene  Vermahlung  war  nun  insofern  ein  tech- 
nischer und  wirtschaftlicher  Fortschritt,  als  auf  diese  Weise  die 
Herstellung  eines  exportfälligen  >Dauermehles«  ermöglicht  wurde. 
Die  Produktionskraft  der  Villinger  Mühle  betrug  bei  Verwendung 
von  5 bis  6 Mühlknechten  je  nach  den  Wasserverhältnissen 
7-  bis  8000  dz  im  Jahr.  3 Das  Absatzgebiet  war  der  Breisgau 
und  das  mittlere  Baden,  während  der  Export  nach  der  Schweiz 
wegen  der  mit  billigeren  Eisenbahnfrachten  arbeitenden  württem- 
bergischen  Konkurrenz  aufgegeben  werden  mußte. 

Im  Jahre  1844  gab  es  im  Seekreis  fünf,  im  Unterrheinkreis 
zwei  Kunstmühlen  (in  Mannheim  und  Bammental). * 1849  zählte 

1 Borgius,  a.  a.  O.  S.  136. 

* Amtliche  Beiträge  zur  Statistik  der  Staatsfinanzen,  1851. 

3 Bericht  der  Schwarzwälder  Industrieausstellung  in  Villingen, 
1858,  S.  98. 

4 Dictz,  Gewcrbeausstcllung  für  das  Großherzogtum  Baden,  1847,  S.  18. 
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Baden  neben  der  oben  erwähnten  Dampfmühle  sieben  Wasser- 
kunstmühlen, deren  Produktionsmenge  sich  ungefähr  auf  25  281  dz 
bei  36  Arbeitern  bezifferte,  so  daß  durchschnittlich  auf  eine  Mühle 
3612  dz  und  5 Arbeiter  kamen.  Das  Übergewicht  hatte  jedoch 
die  Mannheimer  Dampfmühle  mit  24  000  dz  und  einem  Rohstoff- 
wert von  190000  fl.,  während  sich  der  Wert  der  von  den  übrigen 
Kunstmühlen  bearbeiteten  Rohstoffe  auf  170750  fl.  belief.1  Wie 
rasch  diese  Entwicklung  fortschritt,  ersehen  wir  daraus,  daß  1861 
schon  19  Mühlen  teils  mit  Dampf  allein,  teils  mit  Wasser  und 
Dampf  betrieben  wurden. 

Einen  mächtigen  Aufschwung  hatte  die  Mühlenindustrie  in 
der  Rheinpfalz  genommen.  1847  finden  wir  hier  zwei  Dampf- 
mahlmühlen mit  vier  Mahlgängen  und  ebensoviel  Arbeitern.  Das 
ist  um  so  bemerkenswerter,  wenn  man  bedenkt,  daß  zu  der- 
selben Zeit  im  rechtsrheinischen  Bayern  überhaupt  noch  keine 
mit  Dampf  getriebenen  Mühlen  existierten.  Im  Jahre  1861  hatten 
sich  die  Dampfmühlen  auf  15  vermehrt.  Ein  Bild  von  der  Aus- 
dehnung des  pfälzischen  Mühlengewerbes  zu  Beginn  der  sechs- 
ziger  Jahre  geben  uns  die  Ziffern  der  Jahres  Vermahlungen  von 
einigen  Amtsbezirken  und  Städten.2  Die  sechs  Mühlen  in  Neu- 
stadt a.  d.  H.  vermahlten  zusammen  55000  dz,  wovon  die  eine 
ca  1 5 000  dz,  die  andere  1 7 000  dz  und  die  vier  andern  zusammen 
22  500  dz  verarbeiteten.  Im  Amtsbezirk  Pirmasenz  bestanden 
55  Mühlen  mit  einem  Produktionsquantum  von  ca.  75000  dz  und 
140  Arbeitern;  der  Bezirk  Kusel  zählte  84  Mühlen,  die  jährlich 
315000  dz  vermahlten,  während  die  58  Mühlen  in  den  Bezirken 
Zweibrücken  und  Ilomburg  zusammen  ca.  1 13  900  dz  Getreide  in 
Mehl  verwandelten. 

Die  Ursachen  dieses  Aufschwungs  sind  zu  suchen  in  der 
überaus  günstigen  Absatzgelegenheit  nach  dem  nahen,  dicht  be- 
völkerten Saargebiet,  dann  kommen  in  Betracht  die  vorteilhaften 
Verkehrsbedingungen,  die  Nähe  des  Rheins,  der  seine  An- 
ziehungskraft auf  den  pfälzischen  Unternehmungsgeist  ausübte, 
der  zunehmende  Wohlstand  in  den  fünfziger  und  sechziger  Jahren, 
der  an  Stelle  des  früheren  Kartoffelverbrauches  auch  bei  den 
ärmeren  Schichten  der  Bevölkerung  den  Brotkonsum  treten 

1 Amtliche  Beiträge  zur  Statistik  der  Staatsfinanzen,  1851. 

2 Handclskammcrbcricht  Ludwigshafen  1863. 
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ließ.1  Es  kam  dazu,  daß  Mitte  der  sechziger  Jahre  die  österreichisch- 
ungarische und  französische  Konkurrenz  auf  trat,  die  die  Mühlen 
zwang,  für  zeitgemäße  Verbesserungen  zu  sorgen.  Gerade  bei 
dem  französischen  Wettbewerb  machten  sich  die  Wirkungen  des 
deutsch-französischen  Handelsvertrags  von  1865,  durch  den  die 
Mehleinfuhr  nach  Deutschland  zollfrei  wurde,  sehr  stark  geltend.2 3 4 
Betrug  noch  1865  die  Mehleinfuhr  aus  Frankreich  6255  Ztr.,  so 
steigerte  sie  sich  im  folgenden  Jahr  auf  16831  Ztr. 

In  Baden  zog  mit  dem  15.  Oktober  1862  die  Gewerbefreiheit 
ein;  auch  von  dem  Mühlengewerbe  konnte  man  sagen:  »war  die 
Ausbildung  des  Zunftzwanges  sowie  des  obrigkeitlichen  Kon- 
zessionswesens auch  nicht  allzustrenge  gewesen , immer  fühlte 
man  sich  beengt.«5 

Wir  haben  gesehen,  daß  sich  unter  der  Herrschaft  der  zunft- 
und  handwerksrechtlichen  Ordnung  des  Gewerbewesens  fabrik- 
mäßige Mühlengroßbetriebe  entwickelt  haben.  Das  war  nur  da- 
durch möglich  gewesen,  daß  die  merkantilistische  Verwaltungs- 
praxis, die  die  fabrikmäßige  Produktion  sehr  begünstigte,  in  dem 
Mittel  der  Privilegierung  einen  passenden  Ausweg  gefunden 
hatte.  Der  § 9 der  Mühlenordnung  sagt  nämlich:  »auch  auf 
Dampfmühlen  finden  die  Bestimmungen  der  Mühlenordnung  An- 
wendung, insoweit  dieselben  auf  deren  eigentümliche  Konstruktion 
passen.« 

Die  rechtlichen  Grundlagen  unseres  Gewerbes  hatten  dadurch 
eine  Änderung  erfahren,  daß  nun  alle  Bannrechte  ohne  Aus- 
nahme aufgehoben  wurden. * Die  Konzessionspflicht  für  Mühlen- 
betriebe blieb  erhalten  und  fand  dann  auch  später  in  der  Ge- 
werbeordnung Aufnahme.  (§§  16,  23  GO.)5 

An  den  alten  Rechtszustand  erinnert  noch  eine  Verordnung 
des  Handelsministeriums  vom  3.  August  1865, 6 nach  der  »die 
Mühlräume,  in  welchen  Früchte  gemahlen  werden,  stets  reinlich 
gehalten  werden  müssen«.  Der  Grund  dieser  Bestimmung  mochte 


1 A.  a.  O.  «859,  vgl.  Bavaria,  lindes-  und  Volkskunde  des  Königreichs 
Bayern,  1867,  Bd.  IV,  S.  414. 

* Handclskammerbcricht  Ludwigshafen  1866. 

3 Schmoller,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe,  1870,  S.  to6. 

4 Regierungsblatt  1848,  S.  107. 

5 Vgl.  Badisches  Wassergesetz  von  1899,  §§  37  ff. 

6 Zentral-Vcrordnungsblatt  1863,  S.  123. 
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wohl  der  gewesen  sein,  die  Mahlgäste  den  während  des  Bestehens 
der  Bannrechte  ausgeübten  polizeilichen  Schutz  fortgenießen  zu 
lassen,  vor  allem  in  den  Fällen,  wo  in  einer  schwach  bevölkerten 
Gegend  mit  nur  einer  Mühle  diese  ein  faktisches  Monopol  inne  hatte. 

In  der  Pfalz,  die  sich  seit  Beginn  des  Jahrhunderts  der  Ge- 
werbefreiheit  erfreute,  wurde  im  Jahre  1872  die  Gewerbeordnung 
für  das  Deutsche  Reich  eingeführt. 


2.  Die  Erweiterung  des  äußeren  und  inneren  Marktes. 

Der  Mehlexport  und  Mehlimport. 

In  den  folgenden  Jahren  nahm  dank  den  vermehrten  und  ver- 
vollkommncten  Verkehrsmitteln  die  Mühlenindustrie  einen  großen 
Aufschwung.  Überall  und  besonders  in  den  Getreideproduktions- 
gegenden wurden  Mühlen  errichtet,  mit  bedeutenden  Betriebs- 
kräften und  neuen  Einrichtungen  ausgestattet.  Die  Folge  war 
eine  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  und  Verbesserung  der 
Betriebstechnik  und  damit  eine  den  Verbrauch  überschießende 
Produktion,  die  nun  dazu  führte,  ein  größeres  Absatzgebiet  auf- 
zusuchen. Die  oberbadischen  Mühlen  lieferten  nach  Mittelbaden, 
Württemberg  und  Bayern,  suchten  die  französischen  und  schwei- 
zerischen Märkte  auf,  während  Unterbaden  und  die  Pfalz  für  das 
nördliche  Württemberg  und  den  Niederrhein  produzierten.  Aber 
den  badischen  und  pfälzischen  Mühlen  war  der  heimische  Markt 
nicht  allein  Vorbehalten.  Schon  in  den  vierziger  Jahren  (1847) 
kam  amerikanisches  Mehl  den  Rhein  herauf,  das  in  Fäßchen  von 
100  kg  zu  18  bis  30  fl.  verkauft  wurde;1  vom  Westen  her  machten 
französische  Mehle  den  Erzeugnissen  unserer  Müllerei  heftige 
Konkurrenz,  und  die  feinen  Produkte  der  Wiener  und  Pester 
Hoch-  und  Griesmüllerei , die  » Kaiser  mehle  « , suchten  ein  ver- 
feinertes Konsumtionsbedürfnis  zu  befriedigen.  Endlich  versorgten 
die  norddeutschen  Roggenmühlen  in  Stettin,  Danzig  und  Königs- 
berg Baden  und  die  Rheinpfalz,  wo  die  Erzeugung  von  Roggen- 
mehl infolge  des  geringen  Anbaues  dieser  Körnerart  fast  nicht 
in  Betracht  kam.  Folgende  Ziffern2  mögen  diese  Handelsbezie- 
hungen erläutern.  Es  wurden  aus  Baden  ausgeführt: 


* Badisches  Zcntralblatt  1855. 

2 Dictcrici,  Verkehr  und  Verbrauch  im  Zollverein,  1831  bis  1857,  Bd.  II. 
S.  197.  Dietz,  Das  Gewerbe  im  Großher/.ogtuni  Baden,  1863,  S.  185. 
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1837  3423  Ztr.  Mühlenfabrikate, 

1842  6359 

• 847  7 504  » * 

1852  12  131  » 

1861  36738 

Die  Empfangsländer  waren  neben  der  Pfalz  und  Württem- 
berg hauptsächlich  die  Schweiz,  Frankreich  und  die  Niederlande. 
So  gingen  1861  nach  der  Schweiz  11649  Ztr.,  nach  Frankreich 
21  789  Ztr.1  Die  Einfuhr  in  den  freien  Verkehr  nach  Baden 
belief  sich  auf: 

1847  2653  Ztr.  Mühlenfabrikate, 

1859  2502 

1860  2986  » 

1 86 1 2594  » * 

Daran  waren  1859  beteiligt:  Österreich  mit  922  Ztr.  und 
die  Niederlande  mit  165  Ztr. 

Die  Bedeutung  Mannheims  als  Mehlhandels-  und  Umschlags- 
platz zeigen  folgende  Zahlen:2 

1864  kamen  an:  80000  Ztr.  per  Bahn, 

35  000  > Wasser, 

35  000  Fuhre, 

zusammen  150000  Ztr. 

Auf  dem  Wasserweg  wurden  Mühlenfabrikate  zugeführt: 

1854  9746  Ztr. 

«864  35  504 

1 865  2 i 687 

1866  24015  •> 

1 867  27  706  ^ 

Den  Rhein  abwärts  gingen: 


>854 

1 108 

Ztr. 

1 864 

3 958 

*\ 

1865 

5 872 

> 

1866 

25  185 

1867 

22  929 

* 

1 Bienengräber,  Statistik  des  Verkehrs  und  Verbrauchs  im  Zollverein  für 
die  Jahre  1847 — 64,  1868. 

2 Handelskam merberich  1 Mannheim  1864. 

Fromm,  Das  Müblcngewcrbc  in  Baden  und  in  der  Rheinpfal*.  2 
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Der  Rückgang  in  der  Wasserzufuhr  Mitte  der  sechziger 
Jahre  erklärt  sich  durch  das  Nachlassen  der  norddeutschen  Ein- 
fuhr zugunsten  der  französischen  Konkurrenz. 


3.  Der  Einfluß  der  veränderten  Verhältnisse  auf  die 
Lohnmüllerei.  Die  Tauschmüllerei. 

Es  leuchtet  ein,  daß  die  ganze  Entwicklung  nicht  ohne 
Einfluß  auf  unsere  gesamte  Mühlenindustrie  sein  konnte.  Die 
Entstehung  der  technisch  gut  ausgerüsteten  Handelsmühlen,  die 
natürlich  ihren  Absatzkreis  immer  mehr  auszudehnen  suchten, 
führte  notwendigerweise  zur  Tendenz  einer  Verminderung  der 
Lohnmühlen,  die  auf  einen  lokalen  oder  gar  personalen  Kunden- 
kreis angewiesen  sind.  Die  Erschließung  des  badisch-rheinpfäl- 
zischen Marktes  für  die  andere  deutsche  und  ausländische  Kon- 
kurrenz ist  ein  diese  Tendenz  verstärkender  Umstand.  Große  Ein- 
wirkung darauf  hatte  auch  die  Mahllohnfrage,  da  in  den  meisten 
Kundenmühlen  noch  der  Mahllohn  in  natura  bezahlt  wurde. 
Mitte  der  sechziger  Jahre  versuchten  die  Müller  diese  Vergütung 
von  ‘/i6  auf  ll  12  zu  erhöhen,  allein  die  Landwirte  waren  damit 
nicht  einverstanden.  Sie  erklärten  die  Kundenmüllerei  mit  ihren 
veralteten  Einrichtungen  für  unzeitgemäß;  sie  hielten  es  für  ren- 
tabler, das  Getreide  zu  verkaufen  und  dafür  Mehl  einzukaufen. 
Als  sich  aber  die  Müller  wieder  mit *  */i6  begnügten,  kehrten  auch 
die  Bauern  zur  alten  Weise  zurück.1 

Während  in  den  Bezirken  Weinheim,  Mannheim  und  Heidel- 
berg schon  1860  eine  große  Anzahl  der  Mühlen  zu  Handels- 
mühlen umgestaltct  waren,  gingen  im  badischen  Oberlande  viele 
Mühlen  zu  einer  Zwischenform  von  Lohn-  und  Handelsmüllerei 
über,  zur  »Tauschmüllerei«.2  Auch  hier  brachte  der  Bauer  oder 
Bäcker  seine  Frucht  zur  Mühle,  aber  er  mußte  nun  nicht  mehr 
auf  die  Vermahlung  warten , sondern  tauschte  sofort  gegen  sein 
Getreide  Mehl  ein.  War  diese  Betriebsform  auch  ein  Fortschritt 
gegen  früher,  vom  kapitalistisch -spekulativen  Standpunkte  aus 
steht  sie  auf  derselben  Stufe  wie  die  Lohnmüllerei : der  Mahllohn 
wurde  auch  hier  bei  sinkenden  Getreidepreisen  herabgedrückt, 


* Landwirtschaftliches  Wochenblatt,  1865,  S.  54. 

* Badisches  Zentralblatt,  1860,  S.  206. 
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günstige  Einkaufs-  und  Verkaufsbedingungen  konnten  nicht  wahr- 
genommen werden. 


4.  Umgestaltung  der  Art  und  Weise  des  Rohstoffbezuges. 

Die  Produktionsweise  der  Handelsmüllerei  führte  alsbald  zu 
einer  neuen  Form  des  Rohmaterialbezuges.  Hatten  früher  die 
Handelsmühlen  ihren  ganzen  Bedarf  an  Brotfrucht  von  den  Ge- 
treideproduzenten der  Umgebung  oder  auch  vom  Fruchtmarkt 
erhalten,  so  gingen  sie  nun  zum  groben  Teil  in  den  sechziger 
Jahren  dazu  über,  den  Rohstoff  durch  Vermittlung  des  Getreide- 
handels zu  beziehen.  Geradezu  notwendig  für  die  nordbadischen 
Mühlen  wurde  diese  Art  des  Getreideeinkaufs,  als  die  wirtschaft- 
liche Entwicklung  in  der  Mitte  des  Jahrhunderts  den  Anbau  von 
Brotfrüchten  zurückgehen  ließ.1  Nun  mußten  entlegenere  Pro- 
duktionsgebiete zur  Bedarfsdeckung  herangezogen  werden;  so 
außer  der  Rheinpfalz  und  dem  südwestlichen  Baden  einige  Teile 
Württembergs  und  das  westliche  Bayern.  In  dieser  Zeit  begegnen 
wir  aber  auch  zuerst  der  Zufuhr  ausländischer  Getreidesorten, 
zunächst  russischer,  ungarischer,  französischer  Herkunft.  Diese 
Veränderung  in  dem  Rohstoffbezuge  war  — abgesehen  von  den 
geänderten  Anbauverhältnissen  — in  dem  zunehmenden  Bedarf, 
den  verfeinerten  Konsumtionsgewohnheiten  und  den  verbesserten 
Verkehrsmitteln  begründet.  Ein  Müller  aus  Pforzheim  bezog  des- 
halb ausländische  Frucht  vom  Händler,  weil  »die  im  letzten  Jahr- 
zehnt zu  besserem  Wohlstände  gelangten  Bauern  im  Handel 
schwieriger  geworden  sind«.2 

Mit  diesem  Augenblicke  aber  wurde  in  den  Entwicklungs- 
gang der  badisch -rheinpfälzischen  Mühlenindustrie  ein  neues 
Moment  eingeführt,  nämlich  die  Tatsache  der  internationalen 
Konkurrenz  und  des  internationalen  Verkehrs,  zwei  Faktoren, 
die  in  der  Folgezeit  die  Existenzbedingungen  und  die  Grundlagen 
unseres  Gewerbes  umgestalten  sollten. 

Bevor  wir  jedoch  diesen  Prozeß,  der  sich  in  unserem  Unter- 
suchungsgebiet erst  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  vollzogen 


1 Haben  doch  nach  Buchenberger  (Das  Großherzogtum  Baden,  1895,  S.  383) 
seit  1865  die  Kartoffeln  um  ca.  10000  ha  und  die  Futterkräuter  um  ca.  30000  ha 
mehr  Terrain,  zum  Teil  auf  Kosten  des  Getreidebaues,  erobert. 

* Jahresbericht  der  Handelsgenossenschaft  Pforzheim  1864. 
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hat,  weiter  verfolgen,  wollen  wir  im  folgenden  Abschnitt  die  Er- 
gebnisse der  bisherigen  statistischen  Aufnahmen  betrachten. 


II.  Die  Ergebnisse  der  statistischen  Aufnahmen  von  1829, 

1847  und  1861. 

Haben  wir  in  der  vorausgegangenen  Darstellung  versucht, 
ein  Bild  von  der  qualitativen  Entwicklung  des  badisch -rhein- 
pfälzischen Mühlengewerbes  bis  in  die  neuere  Zeit  herein  zu 
geben,  so  ist  nun  zu  untersuchen,  wie  dieser  Werdegang  rein 
quantitativ  zum  Ausdruck  kommt. 

ln  Baden  wurden  im  Jahre  1829  1803  Mahlmühlen  mit 
3476  beschäftigten  Personen  ermittelt;  davon  sind  1673  Arbeiter.' 
Eine  Unterscheidung  der  Betriebe  nach  der  Art  der  Umtriebs- 
kraft  ist  hier  noch  nicht  gemacht,  doch  wir  dürfen  sicher  an- 
nehmen, daß  die  meisten  Mühlen  mit  Wasser  getrieben  wurden. 
Dampfmühlen  gab  es  noch  nicht,  ebenso  auch  keine  Unter- 
nehmungen mit  mehr  als  fünf  Personen.  Letzteres  geht  daraus 
hervor,  daß  die  Statistik  keine  »Fabriken'  erwähnt.1 2 3  Auf  650  Ein- 
wohner kam  eine  Mühle  oder  ein  Müller.  Was  die  räumliche 
Verteilung  der  Mühlen  betrifft,  so  stand  der  Kreis  Konstanz  mit 
einer  Mühle  auf  502  Einwohner  an  erster  Stelle,  während  im 
Kreis  Durlach  erst  auf  1269  Einwohner  eine  Mühle  entfiel.  Daß 
die  Mühlen  durchweg  kleine  Betriebe  waren,  ergibt  sich  daraus, 
daß  in  einer  Mühle  durchschnittlich  zwei  Personen  beschäftigt 
waren,  der  Meister  selbst  und  ein  Geselle.  Von  dem  Gesamt- 
betriebssteuerkapital des  Landes  in  der  Höhe  von  21739575  fl. 
versteuerten  die  Müller  ungefähr  den  siebenten  Teil,  nämlich 
2 957  700  fl. 3 

Wir  wissen,  daß  das  badische  Mühlengewerbe  erst  anfangs 
der  vierziger  Jahre  einen  kräftigen  Aufschwung  genommen  hat. 
So  haben  sich  die  Mühlen  von  1829  bis  1844  nur  um  18  Betriebe 
vermehrt,  dagegen  in  den  Jahren  1844  bis  1847  um  42.  Ihre 


1 Dietz,  Bericht  über  die  Gewerbeausstcllung,  184“. 

_ . 6.  April  181 5 

2 »Fabriken«  sind  nämlich  nach  dem  Gewcrbcsteucrgesetz  vom  — - — 

29.  April  1816 

solche  Betriebe,  »welche  Kunstprodukte  zum  Verkaufe  fertigen  und  die  zugleich  mit 
mehr  als  fünf  Personen  arbeiten«. 

3 A.  Heimisch,  Das  Großherzogtum  Baden,  1837. 
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Vermehrung  blieb  aber  beträchtlich  hinter  dem  Wachstum  der 
Bevölkerung  zurück.  Diese  nahm  um  16%  zu,  die  Mühlen  da- 
gegen nur  um  ca.  3%. 

Die  Zahl  der  Mühlen  betrug  1847  1 863 , 1 darunter  befand 
sich  die  uns  bekannte  Mannheimer  Dampfmühle,  die  1 5 Arbeiter 
beschäftigte.  Alle  anderen  Betriebe  wurden  durch  Wasser  be- 
trieben. Mahlgänge  wurden  4418  gezählt,  so  daß  auf  eine  Mühle 
2,37  Mahlgänge  entfielen.  Die  Zahl  der  beschäftigten  Personen 
(3732)  hat  seit  182g  um  256  = 7,4%  zugenommen,  also  bedeutend 
stärker  als  die  Mühlen  selbst,  was  auf  eine  Intensivierung  des 
Betriebes  schließen  läßt. 

Einen  viel  besseren  Einblick  in  die  Verhältnisse  vermögen 
uns  die  Zählungsergebnisse  des  Jahres  1861  zu  geben:2 


1 

' 

W asser 

m ü h l e n 

Durch  Dampf 

| 

getrieben 

Durch  tierische 
Kräfte  getrieben 

Jahr 

! 

Zahl 

der  Mühlen 

Zahl  der 
Mahlgänge 

Zahl 

der  Meister 

Zahl  der 
Gehilfen  und 
Lehrlinge 

Zahl 

der  Mühlen 

Zahl  der 
Mahlgänge 

Zahl 

der  Leiter 

Zahl 

der  Mühlen 

Zahl  der 
Mahlgänge 

Zahl 

der  Arbeiter 

Pfalz 

| 

700 

1365 

1335 

2 

4 

4 

2 

2 

5 

l86l 

730 

1751 

715 

834 

] 

15 

Üadet 

u» 

CO 

25 

l86l 

1922 

4898 

*845 

2378 

*9 

27 

I I 

15 

1 

I 6 

4 

Wir  haben  im  vorigen  Abschnitt  gesehen,  daß  in  den  Jahren 
1840  bis  1860  die  Entwicklung  zur  Handelsmüllerei  in  großem 
Maße  erfolgt  ist.  In  Baden  hat  die  Bevölkerung  in  dieser  Periode 
ganz  langsam  zugenommen  (0,7%),  die  Mühlen  dagegen  ver- 
mehrten sich  von  1863  auf  1956,  d.  h.  um  5%.  Charakteristisch 
ist  die  wachsende  Verwertung  der  Dampfkraft:  19  Betriebe  im 
Jahre  1861  gegen  einen  Betrieb  im  Jahre  1847.  Dieselben  be- 

* Dietz,  Die  Gewerbe  im  GroHherzogtum  Baden,  1863,  S.  19;  Badische  Ge- 
werbezeitung, 1896,  S.  590  bis  591. 

3 Tabellen  der  Handwerker  im  Zollverein  1861;  Dietz,  a.  a.  O.  S.  40. 
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fanden  sich  zum  größten  Teil  (n;  im  Unterrheinkreis,  während 
die  übrigen  acht  dem  Mittelrheinkreis  angehörten.  In  welchem 
Umfange  die  Mühlen  sich  vergrößert  haben,  zeigt  die  Vermeh- 
rung der  Mahlgänge  um  1 2 %. 

Viel  deutlicher  prägt  sich  der  Entwicklungsgang  in  der 
Pfalz1  aus: 

Zunahme  der  Mühlen  um  6%, 

der  beschäftigten  Personen  um  1 7 °/0, 

der  Mahlgänge  um  30%, 

der  Dampfmühlen  von  2 auf  15  Betriebe. 

Im  ganzen  Königreich  Bayern  wuchs  in  derselben  Zeit  die  Zahl 
der  Mühlen  um  1,9%,  die  der  Mahlgänge  um  nur  5%.  Im 
rechtsrheinischen  Bayern  bemerken  wir  also  ein  viel  langsameres 
Tempo,  und  die  Tendenz  zur  Betriebsvergrößerung  machte  sich 
nur  wenig  geltend;  waren  doch  1847  d»e  zwei  pfälzischen  Dampf- 
mühlen zugleich  die  einzigen  im  ganzen  Königreiche. 

Es  steht  außer  allem  Zweifel,  daß  dieses  Emporblühen  des 
Großbetriebes  in  der  Pfalz  seinen  Grund  in  der  Gewerbefreiheit 
hat,  während  im  rechtsrheinischen  Bayern  das  alte  Gewerberecht 
noch  bis  zum  Jahr  1868  bestand.  »Die  Gewerbefreiheit  der  Pfalz 
hat  unhaltbare  Zustände  früher  beseitigt,  den  Übergang  befördert, 
die  Technik  allerwärts  verbessert,  vor  allem  und  hauptsächlich 
hat  sie  die  Großgewerbe  gestärkt.«2 

Es  läßt  sich  aus  den  dürftigen  Ziffern  der  Zählungen 
von  1847  und  1 86 1 leider  nicht  ersehen,  ob  die  Betriebsver- 
größerung der  einzelnen  Mühlen  und  die  Vermehrung  der  Be- 
triebe überhaupt  auch  einen  Untergang  von  Mühlen  verursacht 
hat.  Ich  glaube  jedoch,  daß  diese  Folge  in  der  Tat  nicht  ein- 
getreten ist,  denn  trotz  der  Zunahme  der  Mahlgänge  um  30% 
in  der  Pfalz  und  1 2 % in  Baden  ist  die  Zahl  der  Gänge  pro 
Mühle  fast  konstant  geblieben: 

Mahlgänge 
Baden  Pfalz 

»847  2.37  1 *9 

1 86 1 2,52  2,4 

1 Die  Bevölkerung  und  die  Gewerbe  des  Königreichs  Bayern  nach  der 
Aufnahme  von  1861,  München.  1862. 

* Schmoller,  a.  a.  O.  S.  137. 
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ln  beiden  Untersuchungsgebieten  hat  also  unser  Gewerbe 
noch  durchaus  eine  kleinge werbliche  Struktur;  Aktienmühlen,  die 
im  allgemeinen  die  typische  Form  des  Großbetriebes  in  der 
Müllerei  darstellen,  finden  sich  hier1  noch  nicht.  Auch  die  mit 
Dampf  getriebenen  Mühlen  unterscheiden  sich,  nach  Mahlgängen 
gemessen,  nicht  von  den  Wassermühlen;  in  der  Pfalz  kamen 
1861  auf  eine  Dampfmühle  2,53,  in  Baden  1,4  Mahlgänge. 2 Der 
betriebstechnische  Unterschied  liegt  darin,  daß  die  Dampfmühlen 
den  beim  Wassermühlenbetriebe  so  zahlreich  vorkommenden  Stö- 
rungen nicht  ausgesetzt  sind;  ihnen  eignet  infolge  der  Unab- 
hängigkeit von  der  unregelmäßigen  Kraftquelle  des  Wassers  eine 
erhöhte  Leistungsfähigkeit,  und  die  Verbesserungen  des  Trans- 
ports des  Mahlgutes  in  der  Mühle  ermöglichen  die  Verarbeitung 
einer  größeren  Menge  in  kürzerer  Zeit.  Die  durchschnittliche 
Leistungsfähigkeit  einer  Dampfmühle  war  1861 

in  der  Pfalz  . 9,9  PS. 

» Baden  . . 6 » 

Altpreußen  13,5  » 

Fassen  wir  kurz  die  Resultate  der  quantitativen  Entwicklung  zu- 
sammen, so  erhalten  wir  folgende  Ziffern : 


Pfalz; 

Jahr 

Zahl 

Zahl  der  beschäftigten 

Auf  je  10000  Einwohner 

der  Mühlen 

Personen 

kamen  Mühlen 

1824/253 

65» 

— 

>4 

1847 

704 

1335 

2 2 

1861 

745 

>549 

29 

Baden: 

1829 

1803 

3476 

16 

1844 

1821 

3729 

>4 

1847 

1863 

3732 

>4 

l86l 

>956 

4238 

14 

1 Dagegen  hatte  Preußen  1856/57  bereits  sieben  Aktienmühlen;  vgl.  Mohr, 
a.  a.  O.  S.  66. 

2 In  den  altpreußischen  Provinzen  2,5  Mahlgänge;  vgl.  Mohr,  a.  a.  O.  S.  56. 

3 K.  Hohn,  Grundriß  der  Statistik  von  Bayern. 
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D.  Die  badisoh-rheinpfillzische  Mühlenindustrie  vom 
Beginn  der  siebziger  Jahre  bis  zur  Neuzeit. 

I.  Die  Einwirkung  der  Mühlentechnik. 

Die  treibenden  Kräfte,  die  in  dieser  Zeit  auf  die  weitere 
Entwicklung  unseres  Gewerbes  eingewirkt  haben,  waren  die  Fort- 
schritte der  Mühlentechnik  und  die  Tatsachen  des  internationalen 
Verkehrs  und  der  internationalen  Konkurrenz.  Wohl  in  keinem 
anderen  Gewerbezweig  hat  die  Umwandlung  der  technischen 
Voraussetzungen  eine  so  große  Revolution  auf  wirtschaftlichem 
Gebiete  erzeugt,  wie  gerade  in  der  Mehlfabrikation.  Entscheidend 
ist  hier  die  Einführung  des  Walzenprinzipes  in  das  Mahlverfahren 
gewesen,1  die  an  die  Erfindung  des  Porzellanwalzenstuhles  durch 
den  Schweizer  Wegmann  im  Jahre  1873  anknüpftc.  Ökonomisch 
bedeutet  die  Walzenmüllerei  Ersparung  an  Betriebskraft  und 
Material  und  eine  quantitativ  und  qualitativ  erhöhte  Mehlausbeute. 
Rein  technisch  betrachtet,  liegt  aber  die  Bedeutung  des  neuen  Mahl- 
verfahrens für  Deutschland  darin,  daß  es  die  deutsche  Müllerei  in 
das  System  der  Hoch-  bzw.  Griesmüllerei2  geschoben  hat.  Von  In- 
teresse ist  eine  Produktionskostenberechnung,  die  van  den  Wyngaert 
von  einer  badischen  Hochmühle  aus  dem  Jahre  1871  aufmachtß 


Mahlproduktc 

Verkaufspreis 

Nr.  0 . . 

28  0 (0 

28 

Pfd. 

ä 

fl.  13,—  = 

fl. 

3>3» 

Nr.  i . . 

'3  » 

*3 

» 11,30  = 

* 

1,29 

Nr.  2 . . 

7 » 

7 

> 

»10  = 

» 

42 

Nr.  3 • • 

23  » 

23 

* 

» 8,30  = 

V 

1.58 

Nr.  4 . . 

5 » 

5 

» 

7 — 

■> 

21 

Nr.  3 . . 

2 » 

> 

* 5.30  = 

* 

/ 

Futtermehl 

1 » 

1 

V 

> 

3.40  = 

* 

2 

feine  Kleie 

12  * 

1 2 

V 

* 

♦ 2,30  = 

* 

18 

grobe  Kleie 

6 » 

6 

* 

> 2,15  = 

8 

Verstaubung 

3 » 

— 

» 

> 

n - - - 

— 

1 OO  o/0 

8 fl.  43  kr. 

Bei  einem  Weizenpreis 

von 

fl. 

7.30 

und  Betriebskosten 

pro 

Ztr. 

34  = 

8 

» 04  » 

ergibt  sich  ein  Reingewinn  von  ...  39  kr.  pro  Ztr. 

1 Schon  in  den  zwanziger  und  dreißiger  Jahren  hat  es  Walzenmühlen  gegeben, 
aber  eigentlich  bahnbrechend  ist  die  Walzenmüllerei  erst  jetzt  geworden. 

* Die  Gries-  bzw.  Hochmüllerei  besteht  darin,  daß  das  Getreide  zunächst  ge- 
schrotet wird  (Hochschrot),  um  möglichst  viele  Griese  zu  erzeugen;  die  gewonnenen 
Griese  werden  wieder  zerkleinert,  gesichtet,  geputzt  und  zuletzt  zu  Mehl  vermahlen. 

3 Die  Mühle,  Wochenschrift  zur  Förderung  der  deutschen  Mühlenindustric, 
1872,  S.  183. 
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Die  Kraussche  Mühle  in  Willstätt  war  die  erste  in  Baden, 
die  Walzenstühle  aufgestellt  hat.  Nun  strebte  jeder  kapitalkräftige 
Handelsmüller  darnach,  durch  Verwertung  der  technischen  Erfin- 
dungen ein  besseres  Mehl  herzustellen  und  so  seinen  Absatzrayon 
zu  erweitern.  Wie  im  übrigen  Deutschland  wurden  auch  in 
Baden  und  der  Pfalz  die  Handelsmühlen  umgebaut,  vergrößert, 
neu  eingerichtet;  an  Stelle  der  schwerfälligen  Holzkonstruktion 
trat  nun  das  Eisen.  »Das  Mühlengewerbe  ist  vielfach  unter  Ver- 
besserung und  Erweiterung  zum  Großbetrieb  übergegangen*, 
berichtet  das  Handelsministerium  aus  dem  Jahr  1873. 1 Viele 
Kundenmüller  gaben  jetzt  die  Kundenmüllerei  auf  und  richteten 
sich  für  den  Handel  ein.2  Im  Amtsbezirk  Emmendingen  haben 
sogar  einige  Handelsmühlen  infolge  vermehrten  Absatzes  große 
Bäckereien  errichtet,  so  daß  die  kleinen  Kundenmühlen  sich  nur 
sehr  schwer  daneben  halten  konnten.  3 Den  besten  Beweis  für 
diese  durch  die  Mühlentechnik  hervorgerufene  Tendenz  zum 
Großbetrieb  bieten  die  Resultate  der  Gewerbezählung  des  Jahres 
«875- 


2.  Die  Entwicklung  der  Mühlenindustrie  nach  der 
Gewerbezählung  von  1875.-* 

In  Baden  wurden  1875  1857  Mühlenbetriebe  gezählt;  es  hat 
also  gegen  1861  eine  Abnahme  um  5%  stattgefunden,  während 
die  Bevölkerung  um  9 °/Q  zugenommen  hat;  auf  10000  Einwohner 
kamen  zwölf  Mühlen.  In  der  Pfalz  bestanden  662  Mühlen,  die 
Abnahme  betrug  1 1 %,  die  Bevölkerung  stieg  in  derselben  Zeit 
um  6%;  auf  10000  Einwohner  kamen  hier  zehn  Mühlen  (in 
Deutschland  14  Mühlen). 

Wir  sehen  also  in  beiden  Gebieten  5 ein  Verschwinden  von 
Betrieben,  aber  verschieden  ist  das  Tempo  dieses  Prozesses. 
Charakteristisch  aber  ist  die  Tatsache,  daß  in  Baden  auch  die 
Zahl  der  beschäftigten  Personen  und  die  Zahl  der  Mahlgänge 

* Jahresbericht  des  Großh.  Badischen  Handelsministeriums  1873. 

2 A.  a.  O.  1874. 

J A.  a.  O.  1875. 

4 Beiträge  zur  Statistik  der  inneren  Verwaltung  des  Großherzi>gtums 
Baden,  Heft  41.  Statistik  des  Deutschen  Reiches,  Bd.  34,  Teil  I und  II. 

5 In  Preußen  ein  Rückgang  um  5,6  o/0. 
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zurückging,  in  der  Pfalz  dagegen  Personen  wie  Mahlgänge  sich 
vermehrten : 

i 86 i 1875 

Personen  Mahlgänge  Personen  Mahlgänge 

Pfalz  1549  1789  1720  (-+-n%)  1953(^9.1%) 

Baden  4238  4941  4157  (—2%)  4812  (—2,6%) 

ln  Baden  ging  die  Entwicklung  in  der  Richtung  der  Ver- 
drängung der  kleinen  Kundenmühlen  durch  relativ  kleine,  aber 
über  das  ganze  Land  zerstreute,  fast  nur  für  die  nähere  Um- 
gebung arbeitende  Handels-  und  Kunstmühlen;  in  der  Pfalz 
dagegen  traten  an  Stelle  der  sehr  stark  verringerten  Kleinbetriebe 
an  wenigen  Orten  konzentrierte  und  für  den  Fernabsatz  einge- 
richtete Mittel-  und  Großbetriebe.  Diese  Tatsache  ergibt  sich 
auch  aus  einer  Gegenüberstellung  von  Klein-  und  (Troßbetrieben 
im  Sinne  der  Statistik1  von  1875:  während  in  Baden  auf  83  Klein- 
betriebe ein  Großbetrieb  kam,  war  das  Verhältnis  in  der  Pfalz 
wie  21:1.  Unter  sämtlichen  badischen  Mühlen  waren  1835  Klein- 
betriebe mit  3893  Personen,  340=  19%  der  Hauptbetriebe  waren 
ohne  Gehilfen.  Von  den  1783  Hauptbetrieben  waren  nur  265  reine 
Mühlenbetriebe;  in  1340  Fällen  war  Landwirtschaft  die  Neben- 
erwerbsquelle. Die  Pfalz  hatte  641  Kleinbetriebe,  in  denen 
1519  Personen  beschäftigt  wurden;  gehilfenlose  Betriebe  wurden 
154  = 23  % ermittelt. 

Die  Großbetriebe  waren  in  der  Pfalz  durch  2 1 Mühlen  mit 
zusammen  201  Personen,  vertreten  dagegen  hatte  das  an  Ein- 
wohnern fast  doppelt  so  gToße  Baden  nur  22  solcher  Betriebe, 
die  264  Personen  beschäftigten.  Eine  Gliederung  dieser  Groß- 
betriebe führt  zu  folgendem  Ergebnis: 

Betriebe  mit  Baden  Pfalz 


14 


6 — 10  Personen  13 
11 — 50  » 8 7 

51—  200  » I (40  Personen)  — 

Über  die  motorischen  Kräfte  geben  folgende  Zahlen  Auskunft: 


Betriebe  mit 


Baden 


Pfalz 


Wasserkraft  1845  mit  15584  PS. 

Dampfkraft  42  » 532  » 

Turbinen  123  » 1 157  * 


654  mit  4412  PS. 
74  » 749  » 

7 * » 


1 Die  Gewerbestatistik  vom  1.  Dezember  1875  betrachtete  Betriebe  mit  o bis 
5 Personen  als  Kleinbetriebe,  während  sie  alle  Betriebe,  die  mehr  als  6 Personen 
beschäftigten,  den  Großbetrieben  zurechnete. 
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Auf  einen  Dampfmühlenbetrieb  kamen  durchschnittlich  in 
Baden  12,7  PS.,  in  der  Pfalz  10  PS.1  Das  bedeutet  für  Baden 
gegenüber  1861  eine  Zunahme  um  120%,  während  in  der  Pfalz 
die  Ziffer  gleich  geblieben  ist.  Eine  Wassermühle  in  Baden  hatte 
durchschnittlich  eine  Triebkraft  von  8,4  PS.,  in  der  Pfalz  von  6,7  PS. 

Was  die  Zahl  der  beschäftigten  Personen  angeht,  so  kamen 
auf  eine  Mühle  in  Baden  2,2,  in  der  Pfalz  2,6  Personen,2  und 
nach  Groß-  und  Kleinbetrieben  unterschieden:  es  kamen  auf  einen 
badischen  Kleinbetrieb  2,1,  auf  einen  badischen  Großbetrieb 
12  Personen;  auf  einen  pfälzischen  Kleinbetrieb  2,4,  auf  einen 
pfälzischen  Großbetrieb  10  Personen. 

Die  maschinelle  Einrichtung  (gemessen  an  der  Zahl  der 
Mahlgänge)^  einer  badischen  Mühle  bestand  in  2,6,  einer  pfäl- 
zischen in  3 Mahlgängen. 

Nach  Groß-  und  Kleinbetrieben  gegliedert: 
in  Baden:  Großbetrieb  7,6;  Kleinbetrieb  2,5 
in  der  Pfalz:  Großbetrieb  9,3;  Kleinbetrieb  2,7. 

Über  die  soziale  Stellung  der  beschäftigten  Personen  unter- 


richten  folgende  Zahlen.  Es 

Betrieben  mit  0 — 5 Gehilfen 
Inhaber  und  Geschäftsleiter 

waren 

Baden 

1649 

73 

in 

Pfalz 

614  männliche 
31  weibliche 

Personen 

> 

1722 

645  Personen 

Arbeiter  und  Gehilfen  . . 

1994 

813  männliche 

Personen 

— 

4 weibliche 

» 

Lehrlinge 

1 77 

57  Personen 

2171 

874  Personen. 

1 Im  Deutschen  Reich  34  PS., 

die  Zunahme  gegen  1 86 1 betrug  1 83  °/o- 

2 In  Deutschland  2,19  Personen;  auf 

einen  Großbetrieb  16,  Kleinbetrieb 

1,9  Personen. 

3 Nach  Gattungen  gesondert: 

in  Baden 

in  der 

Pfalz 

Kleinbetriel>e 

Großbetriebe  Kleinbetriebe 

Großbetriebe 

deutsche.  . . . 3789 

49 

912 

51 

amerikanische  . . 272 

78 

1 33 

26 

andere  ....  584 

40 

712 

n9 

4<>45 

V 

Y 

167 

J 

1757 

196 

4812  1953 
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Auf  einen  Inhaber  oder  Geschäftsleiter  kamen  demnach  in 
den  Kleinbetrieben  1,3  Gehilfen  und  Arbeiter,  in  Baden  wie  in 
der  Pfalz. 


In  Betrieben  mit 
mehr  als  5 Gehilfen 

Baden 

Pfalz 

Inhaber  und  Ceschäftsleiter  . 
kaufmännisches  und  tech- 

28 

26 

männl. 

Pers. 

nisches  Aufsichtspersonal  . 

30 

1 6 

& 

» 

Arbeiter  und  Gehilfen  . . . 

•°;i 

hierunter 
sind  it 
Lehrlinge, 

156 

3 

» 

weibl. 

1 

» J 

hierunter 
sind  8 
' Lehrlinge 

264  201  Personen. 


Es  entfielen  demnach  in  den  Mühlengroßbetrieben  auf  einen 
Selbständigen  in  Baden  8,4,  in  der  Pfalz  6,7  Abhängige,  und  im 
Durchschnitt  sämtlicher  Mühlen  kamen  auf  einen  Selbständigen 

in  Baden  . . 1,4  Abhängige, 

» der  Pfalz  . 1,6 

* Deutschland  1 ,2 

Charakteristisch  ist  die  auffallend  geringe  Zahl  der  Lehr- 
linge: in  Baden  188,  in  der  Pfalz  65.  Der  gewerbliche  Nach- 
wuchs war  also  in  jenen  Tagen  schon  ganz  gering,  und  seine 
Zahl  wirft  ein  Licht  auf  die  zukünftige  Prosperität  des  Mühlen- 
gewerbes. 

Als  allgemeines  Ergebnis  für  das  Jahr  1875  muß  demnach 
das  Vorherrschen  der  kleinen  Kundenmühlen  festgestellt  werden. 
Die  Anzahl  der  Handelsmühlen  läßt  sich  auch  aus  dieser  Statistik 
nicht  ersehen;  allein  wenn  wir  die  Betriebe  mit  mehr  als  drei 
Arbeitern  als  Handelsmühlen  ansehen,  so  dürften  es  in  der  Pfalz 
ungefähr  60,  in  Baden  120  bis  130  gewesen  sein. 


3.  Die  Bedeutung  der  internationalen  Konkurrenz  für  die 
badisch-rheinpfälzische  M Uhlenindustrie. 

Zu  derselben  Zeit,  da  die  müllerische  Technik  die  ökono- 
mischen Verhältnisse  umzuändern  begann,  trat  mit  aller  Macht 
die  Konkurrenz  ausländischer  Mühlenfabrikate  in  unserem  Gebiete 
auf.  Nicht  nur  daß  die  französischen  und  amerikanischen  Mehle 
die  Produkte  unserer  Müllerei  aus  ihren  auswärtigen  Absatz- 
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gebieten,  der  Schweiz  und  dem  Niederrhein,  zu  verdrängen 
suchten,  kamen  sie  nun  auch  als  gefährliche  Konkurrenten  auf 
den  badisch-rheinpfälzischen  Markt.  Frankreich  brachte  Weizen- 
und  Roggenmehl,  während  die  technisch  aufs  beste  eingerichteten 
Wiener  und  Pester  Mühlen  »hochfeine«  Fabrikate  einführten,  und 
endlich  kamen  alljährlich  je  nach  dem  Ernteausfall  mehr  oder 
weniger  große  Zufuhren  Roggenmehl  aus  Norddeutschland.  Der 
Mehlhandel  erhielt  durch  eine  Reihe  handeis-  und  eisenbahntarif- 
politischer Maßnahmen  große  Förderung.  Die  Tatsache,  daß  auf 
allen  Bahnen  Mehl  und  Getreide  zu  demselben  Frachtsatz  ge- 
fahren wurden,  reizte  zum  Mehlversand  an,  und  Differentialtarife 
trugen  zu  einer  Erschwerung  der  Konkurrenzverhältnisse  bei; 
so  kostete  z.  B.  im  Jahre  1877  Mehl  von  Wien  über  Simbach 
und  Lindau  nach  Romanshorn  4,62  Pfg.  pro  Tonnenkilometer 
(67 1 km),  dagegen  von  Neustadt  a.  d.  H.  nach  Romanshorn 
5*53  pro  Tonnenkilometer  (427  km).1 

Die  Einfuhr  französischer  Mehlsorten  wurde  nicht  nur  durch 
die  Zollfreiheit  erleichtert,  sondern  auch  durch  die  Einrichtung 
der  titres  d’acquit-a-caution  in  hohem  Maße  begünstigt.  Um  die 
Interessen  der  in  den  nördlichen  Departements  gelegenen  bedeu- 
tenden Mühlenindustrie  nicht  zu  schädigen,  wurde  dem  Importeur 
gestattet,  fremdes  Getreide  zollfrei  einzuführen,  wenn  er  sich  in 
einem  Revers  (acquit-a-caution)  verpflichtete,  das  aus  ausländischem 
Getreide  gewonnene  Mehl  innerhalb  drei  Monaten  wieder  aus- 
zuführen, und  zwar  wurden  als  Rendement  je  nach  der  Ausbeute 
die  festen  Sätze  von  90,  80,  70  und  60%  angenommen.2 3 4  Da 
die  nordöstlichen,  der  Pfalz  benachbarten  Mühlen  von  dieser 
Zollbefreiung  sehr  ausgiebigen  Gebrauch  machten,  bewirkte  die 
französische  Konkurrenz  gerade  in  der  Pfalz,  daß  viele,  gut  ein- 
gerichtete Handelsmühlen  ihren  Betrieb  einstellen  mußten.  3 

Der  Einfluß  der  französischen  Handelspolitik  wurde  noch 
fühlbarer,  als  im  Jahre  1896  durch  ein  Dekret  der  Vergütungs- 
modus neu  geregelt  wurde.-*  Der  französischen  Mühlenindustrie 
wurde  dadurch  eine  Mehlexportprämie  gewährt,  so  daß  sie  nun 
leicht  mit  ihren  feinen  Mehlen  nach  dem  Elsaß  und  Baden  vor- 

1 Handel skammerberich  t Ludwigshafen  1877. 

2 Lexis,  Die  französischen  Ausfuhrprämien,  1870,  S.  387. 

3 Handelskammerbericht  Ludwigshafen  1877. 

4 Mohr,  a.  a.  O.  S.  137  ff. 
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dringen  konnte.  Bis  1892  hielt  sich  die  Einfuhr  nach  Baden  per 
Bahn  immer  unter  50  t jährlich,  um  1893  auf  562  t zu  steigen; 
sie  ging  dann  wieder  etwas  zurück  und  belief  sich  1896  wieder 
auf  336  t. 


4.  Die  Schutzzollgesetzgebung  von  1879  bis  1891  und  die 
badisch-rheinpfälzische  Mühlenindustrie.1 

Diese  Umstände  erklären  es,  daß  das  berühmte  Schreiben 
Bismarcks  an  den  Bundesrat  vom  15.  Dezember  1878,  in  dem 
er  den  »Schutz  der  gesamten  inländischen  Produktion«  als  wün- 
schenswertes Ziel  einer  neuen  Wirtschaftspolitik  hinstellte,  in  den 
Kreisen  unserer  Müller  lebhaften  Widerhall  fand.  Ihre  Stellung 
brachten  sie  in  einer  am  16.  Juli  1878  zu  Mannheim  gefaßten 
Resolution  zum  Ausdruck:  »Es  wolle  der  deutsche  Müllerverband 
beschließen,  bei  der  Reichsregierung  mit  allem  Nachdruck  dahin 
zu  wirken,  daß  für  Mühlenfabrikate  vollständige  Handelsfreiheit 
auf  Gegenseitigkeit  gewährt  werde;  für  den  Fall  aber,  daß  dieses 
Ziel,  besonders  den  Staaten  gegenüber,  mit  denen  wir  angesichts 
ihrer  Lage  zu  uns,  in  geschäftliche  Beziehungen  treten  könnten, 
nicht  zu  erreichen  sein  sollte,  mit  aller  Energie  dahin  zu  trachten, 
daß  ein  Zoll  auf  Mühlenfabrikate  gelegt  werde  . . . .«2  Bezeichnend 
ist,  daß  die  Müller  Gegner  des  Getreidezolles  waren,  erklärten 
sie  doch  durch  ihre  Vertreter  1879  in  Mannheim:  unsere  Land- 
wirtschaft habe  in  ihrer  Mehrheit  nur  ein  schwaches  Interesse 
daran,  einen  Getreidezoll  zu  befürworten,  da  die  meisten  Land- 
wirte genötigt  seien,  monatelang  Getreide  und  Mehl  sowie  Kleie 
zuzukaufen.  Es  sei  deshalb  zur  Versorgung  des  Konsums  not- 
wendig, Getreide  einzuführen.  Die  Müller  könnten  sich  deshalb 
mit  einem  Getreidezoll  als  »Finanzzoll«  nur  dann  befreunden, 
wenn  1.  derselbe  beim  Mehlexport  zurückvergütet,  und  2.  das 
Mehl  mit  einem  ilj2 - bis  3 fachen  Zoll  belegt  werde.  Da  der 
Wohlstand,  ja  die  Existenz  der  Landwirtschaft  auf  einem  aus- 
gedehnten, futterverbrauchenden  Viehstand  beruhe,  so  liege  es 
im  wohlerwogenen  Interesse  unserer  Landwirtschaft  nicht  für 

1 Es  liegt  natürlich  außerhalb  des  Rahmens  dieser  Arbeit,  eine  Darstellung  der 
Schutzzollgesetzgebung  für  Mehl  zu  geben;  es  kommt  hier  nur  darauf  an,  kurz  die 
Stellung  der  badisch-pfälzischen  Müller  zu  diesen  Gesetzen  zu  skizzieren. 

2 Die  Mühle,  1870,  S.  152. 
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Mehl-,  sondern  für  Getreideimport  entschieden  einzutreten.1  Die 
Wünsche  der  badisch-pfälzischen  Müller  wurden  zum  Teil  wenig- 
stens durch  das  Gesetz  vom  15.  Juli  1879,  das  für  Weizen  und 
Roggen  einen  Zoll  von  1 M.  pro  Doppelzentner  und  für  Mehl 
und  Mühlenfabrikate  von  2 M.  pro  Doppelzentner  festsetzte,  er- 
füllt. Der  Getreidezoll  stand  daher  zum  Mehlzoll  im  Verhältnis  von 
2:1,  und  nicht,  wie  der  Müllerverband  verlangte,  von  2,5  bzw. 
3:1;  aber  bereits  im  Juli  1881  kam  die  Regierung  durch  Er- 
höhung des  Mehlzolles  auf  3 M.  dieser  Forderung  nach,  um 
dem  Mehl  einen  wirksameren  Schutz  als  bisher  zu  geben.  Die 
Regelung  des  Mehlausfuhrhandels  durch  den  Identitätsnachweis 
fand  nicht  den  Beifall  der  pfälzischen  Müller,  die  in  einer  Zu- 
schrift an  die  Handels-  und  Gewerbekammer  Ludwigshafen  die 
Aufhebung  des  Identitätsnachweises  für  Mehl  mit  der  Begrün- 
dung forderten,  daß  die  Kosten  des  Nachweises  die  allenfalsige 
Rückvergütung  übersteigen  und  die  Kontrollvorschriften  unmög- 
lich befolgt  werden  könnten.  Sie  schlagen  deshalb  im  Jahre 
1880  vor,  die  Zollrückvergütung  schon  dann  zu  gewähren,  wenn 
der  Nachweis  der  Vermahlung  fremden  Mehles  vorliege.  Das 
Ausbeuteverhältnis  wollten  sie  auf  70%  bei  Weizen  und  60% 
bei  Roggen  festgesetzt  wissen.1  3 

In  Ausführung  des  § 7 des  Zollgesetzes  waren  durch  Er- 
laubnis des  Bundesrats  in  Ludwigshafen  und  in  Mannheim  ge- 
mischte Privattransitlager  für  Getreide  errichtet  worden. 

Die  Wirkung  dieser  Politik  auf  die  badisch-rheinpfälzische 
Mühlenindustrie  war  in  der  ersten  Zeit  rein  negativ.  Es  kamen 
dank  der  billigen  Wasserfracht  immer  noch  große  Quantitäten 
amerikanischen  Mehles  auf  den  Markt,  und  zwar  waren  es  nicht 
etwa  die  besten  Sorten,  sondern  nur  mittlere  und  geringe  Ware. 
Erst  die  Mehlzollerhöhung  auf  3 M.  vermochte  die  ausländischen 
Erzeugnisse  fern  zu  halten.  Ein  Blick  auf  die  Einfuhrstatistik 
des  Mannheimer  Hafenverkehrs  läßt  dies  deutlich  erkennen: 


* Die  Mühle,  1879,  8.  100. 

3 Die  Mühle,  1881,  S.  215. 

3 Am  14.  Mai  1881  wurde  das  Ausbeuteverhältnis  von  8o°/0  bei  Weizen  und 
70  °/o  bei  Roggen  um  je  5 0/0  Ueruntergesetzt. 


1879  6091  t 

1880  9 711  * 


1881  10862  t 

1882  5336  » 
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Besonders  der  ungarischen  Einfuhr  war  nun  ein  Riegel 
vorgeschoben , denn  der  Zollsatz  machte  8 bis  1 2 % des  Wertes 
der  mittleren  Mehlsorten  aus.  Noch  viel  gefährlicher  war  aber 
der  norddeutsche  Wettbewerb.  Der  auf  den  Export  angelegten 
ostdeutschen  Mühlenindustrie  war  durch  den  Identitätsnachweis 
für  Mehl  die  Ausfuhrmöglichkeit  verschlossen.  Die  natürliche 
Folge  war,  daß  die  großen  norddeutschen  Handelsmühlen  den 
süddeutschen  Mühlen,  die  fast  nur  für  den  einheimischen  Bedarf 
arbeiteten,  in  ihren  Absatzgebieten  lebhaft  Konkurrenz  machten. 
Hatte  auch  die  von  unsern  Müllern  sehr  befürwortete  Aufhebung1 
des  Identitätsnachweises  für  Mehl  Besserung  zu  bringen  vermocht, 
so  blieb  immerhin  die  norddeutsche  Mehleinfuhr  noch  bestehen, 
da  die  Stettiner  und  Danziger  Mühlen  nicht  sofort  ihre  alten 
Absatzorte,  England,  Skandinavien  und  Dänemark,  wieder  erobern 
konnten.  Sie  schickten  nun  die  feineren  und  geringeren  Mehle 
ins  Ausland,  mit  den  mittleren  Sorten  traten  sie  mit  den  süd- 
deutschen kleinen  Mühlen  in  Wettbewerb.  Einen  unmittelbaren 
Einfluß  auf  unsere  Mühlenindustrie  konnte  jene  zollpolitische 
Maßnahme  deshalb  nicht  haben,  weil  unsere  Mühlen  — einige 
oberbadische  Handelsmühlen,  die  nach  der  Schweiz  exportierten, 
ausgenommen  — eine  namhafte  Mehlausfuhr  nicht  unterhielten. 
Zu  all  diesen  ungünstigen  Umständen  kam  jetzt  die  starke  Kon- 
kurrenz unter  den  badisch-pfälzischen  Mühlen  selbst.  Zum  ersten 
Male  im  Anfang  der  achtziger  Jahre  trat  die  Überproduktion,  die 
Folge  des  spekulativ-kapitalistischen  Charakters  der  Mehlproduk- 
tion durch  die  Handelsmüllerei,  auf,  um  bis  auf  unsere  Tage  nicht 
wieder  zu  verschwinden.  Wir  wissen,  daß  in  diese  Zeit  die  ge- 
waltigen Umänderungen  der  Mühlen technik  durch  Anwendung 
des  Walzenstuhles  fallen,  daß  faßt  jeder  Handelsmüller  und  auch 
mancher  bisherige  Lohnmüller  diese  Fortschritte  sich  dienstbar 
zu  machen  suchte.  Diese  Betriebsvergrößerung  und  Betriebs- 
verbesserung führte  notwendig  zu  einer  Steigerung  des  Produk- 
tionsquantums, so  daß  die  Produktion  dem  Verbrauch  um  ein 
weites  Stück  vorauseilte.  Nicht  zu  vergessen  ist  auch  die  Ver- 

1 Auf  Antrag  des  Abgeordneten  Richter  wurde  am  23.  Juni  1882  der  Identi- 
tätsnachweis für  Mehl  aufgehoben.  Durch  ein  neues  Regulativ  wurden  die  sogenannten 
Mühlenzollkontos  eingeführt,  worauf  der  Import  an  Getreide  belastet,  der  Export  an 
Mehl  entlastet  wird,  so  daß  nur  die  Differenz  zwischen  Export  und  Import  verzollt 
wurde.  Damit  war  das  Prinzip  der  Identität  durch  das  der  Äquivalenz  ersetzt. 


Digitized  by  Google 


Geschichtliche  Entwicklung  des  badisch-rheinpfälzischen  Mühlengewerbes. 


teuerung  des  Rohmateriales  der  Handelsmühlen  durch  die  Zölle. 
Wenn  man  geglaubt  hatte,  der  Schutzzoll  auf  Getreide  werde 
die  Wirkung  haben,  daß  der  Getreide  überproduzierende  Osten  nun 
seinen  Überschuß  in  den  Getreide  unterproduzierenden  Westen 
und  Süden  verschicken  werde,  die  Einfuhr  ausländischer  Brot- 
frucht aber  mindestens  stark  eingeschränkt  werde,  so  scheiterte 
das  an  der  Verschiedenheit  der  Getreidesorten. 

Den  meisten  deutschen  Getreidesorten  eignet  zwar  ein  großer 
Stärkereichtum,  aber  sie  entbehren  des  zur  Herstellung  eines 
backfähigen  Mehles  erforderlichen  reichen  Klebergehaltes.  Auf 
dieser  natürlichen  Tatsache  beruht  die  Notwendigkeit  der  Ver- 
mischung mit  kleberhaltigen  Getreidearten.  Da  deshalb  die  Auf- 
nahmefähigkeit des  süddeutschen  Marktes  für  »ostelbisches«  Ge- 
treide nicht  groß  war,  waren  die  Handelsmühlen  nach  wie  vor 
auf  die  ausländische  Brotfrucht  angewiesen.  Dadurch  wurde  die 
Stellung  dieser  Mühlen  gegenüber  den  Lohn-  und  Kundenmühlen, 
die  nur  einheimische  Herkunft  verarbeiteten,  sehr  schwierig.  Wir 
dürfen  annehmen,  daß  schon  damals  eine  Kunst-  und  Handels- 
mühle vor  der  Ernte  ca.  50%,  nach  der  Ernte  ca.  20  bis  25% 
ausländische  Brotfrucht  vermahlte;  im  Handelskammerbezirk  Frei- 
burg1 z.  B.  bezog  1882  eine  Mühle  94%  ausländischen  Weizen 
und  Roggen;  dagegen  nur  6°/0  deutsches  Getreide.  Die  ein- 
zelnen Provenienzen  waren: 

10  100  dz  russischer  Weizen, 

3 000  » amerikanischer  Weizen, 

5 000  » ungarischer,  galizischer,  rumänischer,  serbischer,  italienischer  Weizen, 
400  * französischer  Weizen, 

400  » norddeutscher  Roggen, 

700  » badischer  Landwcizen  und  Roggen, 

19  600  dz. 

Die  Getreidezollerhöhungen  im  Jahre  1885  auf  3 M.  und 
1887  auf  5 M.  pro  Doppelzentner  stießen  daher  auf  den  heftigen 
Widerstand  unserer  Handelsmühlen,2  während  das  Interesse  des 
Kundenmüllers  mit  dem  des  Getreideproduzenten  übereinstimmte. 
Die  gleichzeitige  Erhöhung  des  Mehlzolles  auf  7,50  M.  bzw. 
10,50  M.  hatte  den  Erfolg,  daß  die  ungarischen  Mehle  fast  ganz 


1 Handclskaramcrber icht  Freiburg  1882. 

2 Handelskammerbericht  Ludwigshafen  1886. 

Fromm,  Da»  Mühlcngewcrkc  in  Baden  und  in  der  Rbeinpfalz.  3 
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vom  Markte  verschwanden,  und  nur  sehr  feine  Sorten  in  kleinen 
Mengen  eingeführt  wurden.1 

Die  Handelsvertragspolitik  vom  Jahre  1891  ab  wurde  auch 
von  der  süddeutschen  Mühlenindustrie  wegen  der  Stabilisierung 
der  Verhältnisse  begrüßt,  aber  mit  dem  Zollsatz  von  7,30  M.  war 
sie  nicht  zufrieden,  da  sie  bei  einem  Fruchtzoll  von  3,50  M.  zum 
wirksameren  Schutze  des  Mehles  einen  Mehlzoll  von  8,60  M.  für 
notwendig  hielt. 


5.  Der  Staffeltarif  für  Getreide  und  Mühlenfabrikate  von 
1891  bis  1894  und  seine  Wirkungen  auf  die  badisch-rhein- 
pfälzische Mühlenindustrie. 

Wenn  in  diesen  Jahren  die  norddeutsche  Konkurrenz  zwar 
nicht  aufgehört,  aber  doch  etwas  nachgelassen  hatte,  da  in  Baden 
und  in  der  Pfalz  Mitte  der  achtziger  Jahre  mehrere  Roggenmühlen 
entstanden  waren,  um  die  Zufuhr  von  norddeutschem  Roggen- 
mehl fernzuhalten,  so  rief  die  Einführung  des  Staffeltarifes 2 auf 
den  preußischen  Bahnen  am  1.  September  1891  große  Beunruhi- 
gung bei  der  süddeutschen  Landwirtschaft  und  Müllerei  hervor. 
Nach  diesem  Tarife  wurden  Getreide  und  Mühlenfabrikate 
folgendermaßen  gefahren:  an  den  vollen  regelrechten  Frachtsatz 
des  Spezialtarif  es  I (4,5  Pf.  -+-  12  Pf.)  bis  200  km  wurden  von 
201  bis  300  km  3 Pf.,  von  301  km  ab  2 Pf.  pro  Tonnenkilo- 
meter ohne  Abfertigungsgebühr  angestoßen,  so  daß  sich  die 
Streckensätze  pro  Tonnenkilometer  ohne  die  Abfertigungsgebühr 


bei 

300 

km 

auf 

4 

Pf-, 

% 

400 

» 

» 

3.5 
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» 

500 

» 

3.2 

» 

» 

600 

» 

» 

3.o 

» 

» 

800 

» 

2,75 

» 

1000 

» 

» 
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» stellten. 

1 Handelskammerberichte  Mannheim,  Freiburg,  Heidelberg  1885,  1887. 

2 St.  Pernaczynski,  »Die  Eisenbahn tarife  für  Getreide  und  Mehl  in  Posen« 
in  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  89,  S.  109;  Dr.  H.  Hailer, 
Studien  über  den  deutschen  Brotgetreidehandel,  Jena,  1902;  F.  Ulrich,  Staffeltarife 
und  Wasserstraßen,  Berlin,  1894. 
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Der  Grund  der  Einführung  dieses  Staffeltarifes  war  das  Be- 
streben, der  ostelbischen  Landwirtschaft  durch  billigeren  Transport 
Absatzgelegenheit  auf  den  südwestdeutschen  Konsumtionsgebieten 
zu  verschaffen.  Man  begegnet  öfters  der  Anschauung,  daß  der 
Staffeltarif  ein  Notstandstarif  gewesen  sei.  Der  Minister  Thielen 
hat  aber  im  preußischen  Abgeordnetenhause1  diese  Auffassung 
als  falsch  bezeichnet;  wenn  auch  die  beschleunigte  Einführung 
auf  akute  Notstände  zurückzuführen  sei,  so  sei  die  Staatsregierung 
schon  vorher  durch  eingehende  Untersuchungen  zur  Überzeugung 
gelangt,  daß  die  Einführung  der  Staffeltarife  sowohl  wirtschaftlich 
wie  finanziell  eine  richtige  Maßregel  sei. 

Wichtiger  aber  ist  die  Frage  nach  der  Wirkung  des  Staffel- 
tarifes auf  die  badisch -pfälzische  Landwirtschaft  und  Müllerei. 
Für  Getreide  haben  schon  Conrad2 3  und  Hai  ler  3 dargetan,  daß 
gerade  während  der  Gültigkeit  des  Staffeltarifes  weit  weniger 
Weizen  und  Roggen  nach  Süd-  und  Westdeutschland  versandt 
wurden,  als  vorher  und  nachher.  Es  bleibt  uns  deshalb  übrig, 
seinen  Einfluß  auf  unsere  Müllerei  nachzuweisen. 

Zunächst  soll  die  folgende  Tabelle  zeigen,  in  welchem  Maße 
die  Tarifsätze  des  Reformtarifes  (Spezialtarif  I)  durch  die  Staffel- 
tarifsätze abgeändert  w’orden  sind.  Es  kostete  die  Wagenladung 
Mehl  zu  ioooo  kg  nach  Ludwigshafen: 


’Vo  n 

nach  dem 
Reform  tarif 

nach  dem 
Staffeltarif 

Differenz 

absolut 

in  Prozenten 

./? 

! 

Stettin  .... 

367 

259 

108 

4ri7 

Posen  .... 

39** 

273 

125 

45»7 

Danzig  , . . . 

514 

324 

190 

5S.6 

Königsberg  , . 

573 

350 

223 

Ö3,7 

Man  ersieht  daraus,  wie  durch  eine  solche  Herabsetzung 
der  Frachten  die  Versendungsmöglichkeit  gesteigert  werden  kann. 

* Stenographische  Berichte  der  Verhandlungen  des  Hauses  der  Abgeordneten, 
»892/93,  Bd.  IV,  S.  2409. 

2 Conrads  »Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik«,  1894,  3.  F. 
Bd.  VII,  S.  3x3  ff. 

3 Hailer,  a.  a.  O.  S.  145. 

3* 
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Die  Wirkung  des  Staffeltarifes  auf  den  Versand  von  Mühlen- 
fabrikaten nach  Baden  und  der  Pfalz  können  wir  am  besten  aus 
der  Statistik  der  »Güterbewegung  auf  den  deutschen  Eisen- 
bahnen« erkennen.  Darnach  betrug  die  Mehleinfuhr  nach  Baden 
(einschließlich  Mannheim-Ludwigshafen)  in  Tonnen: 


1889 

1890 

1891 

1892 

»893 

1894 

1895 

Aus  Ost-  und  West- 
preußen .... 

IO 

20 

80 

30 

30 

5 

Aus  den  Elb-  und 
Weserhäfen,  Posen 
und  Hannover  . . 

2586 

1862 

953 

575 

446 

599 

1 1 20 

Aus  Breslau,  Berlin 
und  Brandenburg  . 

225 

267 

245 

295 

370 

384 

369 

Aus  Thüringen  und 
Sachsen  .... 

3123 

2519 

1479 

875 

867 

1043 

1294 

zusammen . . . 

5944 

4668 

2757 

U75 

*7i3 

2026 

2788 

Um  ein  vollständiges  Bild  von  der  Mehleinfuhr  nach  Baden 
zu  erhalten,  sei  auch  noch  die  Zufuhr  auf  dem  Rhein  nach  Mann- 
heim-Ludwigshafen hinzugefügt: 

1889  1890  1891  1892  1893  1894  1895 

32007  t 31168  t 22378  t 14604  t 30937  t 22338  t 15960  t 

Das  Resultat,  das  wir  aus  diesen  Ziffern  herauslesen  können, 
ist  die  Tatsache,  daß  während  der  Geltung  des  Staffeltarifes  die 
Zufuhr  von  Mühlen fabrikaten  aus  Norddeutschland  per  Bahn 
nach  Baden  nicht  zugenommen  hat,  sondern  niedriger  geblieben 
ist,  als  in  den  Jahren  vor  uhd  nach  der  Einführung  des  Staffel- 
tarifes: 

1888  belief  sie  sich  auf  5452  t 
1887  » » » » 5104  » 

Im  einzelnen  wies  nur  der  Empfang  aus  Berlin-Branden- 
burg in  den  Jahren  1891  bis  1894  eine  Steigerung  auf,  die 
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sich  aber  nicht  auf  diesen  Zeitraum  beschränkte,  sondern  anhielt 
bis  1900: 

1898:  543  t, 

1899:  715  * 

1900:  757  » 

Der  Zugang  auf  dem  Rhein  zeigt  zwar  im  Jahr  1893  eine 
aufsteigende  Kurve,  aber  diese  Höhe  war  auch  schon  vor  dem 
Staffeltarif  1889  und  1890  erreicht  worden.  Damit  wir  aber  den 
Einfluß  dieses  Tarifes  auf  die  Produktions-  und  Absatzverhältnisse 
unserer  Mühlenindustrie  in  seinem  ganzen  Umfange  feststellen 
können,  müssen  wir  noch  die  Ziffern  des  Mehlversandes  von 
Baden  nach  den  anderen  Reichsteilen  heranziehen: 


1889: 

60964  t, 

1890: 

67  15 1 » 

1891 : 

61  244  » 

1892: 

55  120  » 

1893: 

67  828  » 

1894: 

43  673  » 

1895: 

60348  » 

Auch  da  sehen  wir,  daß  im  allgemeinen  ein  erheblicher 
Rückgang  nicht  eingetreten  ist,  nur  nach  der  Rheinprovinz  und 
dem  Saargebiet  hat  der  Absatz  während  der  Geltung  des  Staffel- 
tarifes  nachgelassen.  Er  betrug: 

1890:  19841  t, 

1891 : 17  468  * 

1892:  10372  » 

1893:  14568  » 

1894:  18  690  » 

1895:  21  859  » 

Die  Befürchtungen,  die  man  in  der  badischen  Müllerei  ge- 
hegt hatte,  trafen  demnach  nicht  zu;  schreibt  doch  die  Mann- 
heimer Handelskammer  1891:  »Auch  die  Einführung  der  soge- 
nannten Staffeltarife  vermochte  nicht  den  norddeutschen  Mühlen- 
fabrikaten den  Absatz  bei  uns  in  Süddeutschland  zu  sichern,  wie 
man  dies  ursprünglich  erwarten  zu  dürfen  wähnte.  Sie  sind  für 
uns  nicht  einmal  in  der  Richtung  nach  Elsaß- Lothringen , dem 
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bisherigen  Hauptkonsumtionsgebiet  für  norddeutsches  Weizenmehl, 
von  Bedeutung  gewesen.«1  Wir  können  somit  als  Ergebnis  un- 
serer Untersuchung  feststellen,  daß  der  Staffeltarif  für  Getreide 
und  Mehl  für  die  badisch-rheinpfälzische  Mühlenindustrie  nur  in- 
sofern von  Nachteil  gewesen  ist,  als  er  den  Absatz  nach  dem 
Rheinland  etwas  eingeschränkt  hat.  Der  Grund  dieser  Erschei- 
nung ist  darin  zu  suchen,  daß  der  Staffeltarif  den  Mehlbezug  von 
Nord-  nach  Süddeutschland  vom  Rhein  weg  auf  die  Eisenbahn 
drängte  und  damit  Mannheim -Ludwigshafen,  deren  verkehrs- 
politische Bedeutung  gerade  in  der  günstigen  Lage  am  Ende  des 
schiffbaren  Rheins  und  in  der  vorteilhaften  Verbindung  der 
Rheinschiffahrt  mit  dem  südwestdeutschen  Eisenbahnnetz  liegt, 
in  künstlicher  Weise  den  Wettbewerb  erschwerte  und  den  Ver- 
kehr günstiger  gelegenen  Eisenbahnknotenpunkten  zuwendete.2 3 

Die  leidenschaftliche  Bekämpfung,  die  der  Staffeltarif  be- 
sonders in  Bayern,  Sachsen  und  in  sämtlichen  westlich  von  Berlin 
gelegenen  Landesteilen  erfuhr,  veranlaßte  schließlich  nach  langem 
Zögern  die  preußische  Regierung,  ihn  am  i.  August  1894  auf- 
zuheben. Den  deutschen  Osten  entschädigte  man  aber  gleich- 
zeitig für  den  dadurch  entgangenen  Vorteil  durch  eine  neue  Ein- 
richtung, die  von  ihm  seit  langem  angestrebt  war,  nämlich  die 
Erteilung  von  Einfuhrscheinen  bei  der  Getreideausfuhr  unter  Be- 
seitigung des  Identitätsnachweises  für  Getreide.  3 


6.  Die  Aufhebung  des  Identitätsnachweises  für  Getreide. 

Als  im  Jahre  1887  der  Antrag  »Ampach  und  Genossen« 
die  Aufhebung  des  Identitätsnachweises  für  Getreide  verlangte, 
um  dem  Getreideüberschuß  des  deutschen  Ostens  die  früheren 
Exportkanäle  wieder  zu  erschließen,  traten  auch  die  Handels- 
kammern Mannheim,  Ludwigshafen  und  Heidelberg  für  die  Be- 
seitigung dieser  zollpolitischen  Maßregel  ein,  aber  im  Gegensatz 
zu  der  Auffassung  der  Königsberger  Kaufmannschaft,  die  im 


1 Handelskammcrbericht  Mannheim  1891,  S.  23. 

2 Daraus  erklärt  sich  auch,  daß  der  Staffeltarif  auf  die  rechtsrheinische  bayerische 
Mühlenindustrie  und  Landwirtschaft  viel  ungünstiger  gewirkt  hat.  Vgl.  Kust ermann, 
Das  Mühlengewerbc  im  rechtsrheinischen  Bayern,  Stuttgart,  1899. 

3 Vgl.  Rathgen,  Abhandlung  »Identitätsnachweis«  im  »"Wörterbuch  der  Volks- 
wirtschaft«, Bd.  II,  S.  5. 
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Interesse  der  Ostseestädte  die  Identität  der  ein-  und  ausführenden 
Person  forderte,  schlugen  sie  mit  Rücksicht  auf  die  Eigen- 
tümlichkeit des  Mannheimer  Getreidehandels  übertragbare  Ein- 
fuhrscheine vor. 

In  der  badisch-pfälzischen  Mühlenindustrie  war  man  geteilter 
Ansicht.  Die  oberbadischen  Müller1  befürchteten,  daß  ein  Teil 
der  geringwertigen  norddeutschen  Mehle  ausgeführt  werde,  wäh- 
rend der  andere  Teil,  der  mit  dem  aus  zollfrei  eingeführtem 
russischen  Getreide  hergestellten  Mehl  verbessert  werde,  auf  den 
süddeutschen  Markt  geworfen  und  so  den  Konkurrenzkampf  noch 
wesentlich  verschärfen  werde.  Die  Besitzer  der  an  der  Schweizer 
Grenze  gelegenen  Mühlen  begründeten  ihre  Gegnerschaft  damit, 
daß  bei  guten  Ernten  das  einheimische  Getreide  mit  Hilfe  der 
Einfuhrscheine  rasch  nach  der  Schweiz  abfließen  werde.2 3  Die 
unterbadischen  Mühlenindustriellen  dagegen  konnten  infolge  der 
norddeutschen  Konkurrenz  ihre  feinen  und  mittleren  Mehlsorten 
nicht  auf  den  Markt  bringen,  und  von  einer  Ausfuhr  der  feinsten 
Nummern  ins  Ausland  war  nicht  zu  reden. 

Nachdem  der  Reichstag  sich  mehrmals  mit  dieser  Frage 
beschäftigt  hatte,  wurde  schließlich  durch  Gesetz  vom  14.  April  1894 
der  Identitätsnachweis  für  Getreide  aufgehoben  und  bestimmt, 
daß  bei  Ausfuhr  von  Weizen,  Roggen  etc.  Einfuhrscheine  erteilt 
werden,  die  zur  zollfreien  Einfuhr  einer  Menge  von  Waren  be- 
rechtigten, die  den  gleichen  Zollbetrag  wie  die  betreffende  aus- 
geführte Getreidemenge  zu  entrichten  haben  würde;  die  Einfuhr- 
scheine werden  auch  Inhabern  von  Mühlen  bei  der  Ausfuhr  von 
Mühlenfabrikaten  nach  Maßgabe  der  dazu  verwendeten  Rohstoff- 
menge erteilt.  (§  7 Nr.  3.)  Die  Wirkung  dieser  zolltechnischen 
Erleichterung  zeigte  sich  für  unsere  Handelsmühlen  in  der  freien 
Wahl  beim  Bezüge  von  ausländischer  und  einheimischer  Rohware 
zur  Herstellung  eines  ausfuhrfähigen  Fabrikates;  dann  sind  mit 
dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  am  1.  Mai  1894  manch  lästige 
und  zeitraubende  Kontrollvorschriften  verschwunden.  In  Ober- 
baden hat  das  Gesetz  den  Grenzverkehr  gehoben,  während  es 
andrerseits  die  Weizenausfuhr  gefördert  hat, 3 aber  doch  nicht  in 


1 Handelskammerbcrichte  Freiburg  und  Konstanz  1890  bzw.  1893. 

* Handclskammcrber  icht  Schopfheim  1894. 

3 Handelskammerberichtc  Schopfheim  und  Konstanz  1895  bzw.  1894. 


Digitized  by  Google 


40 


Kapitel  I. 


dem  Maße,  wie  man  es  befürchtet  hatte,  denn  der  weiche  badische 
Landweizen  eignet  sich  nicht  für  die  Schweizer  Mühlen,  deren 
Mahlverfahren  (ungarische  Hochmüllerei)  harten  Weizen  erheischt.1 
Die  Steigerung  der  Mehlausfuhr  ins  Ausland,  vor  allem  in  die 
Schweiz,  seit  der  Aufhebung  des  Identitätsnachweises  veranschau- 
lichen folgende  Zahlen,  die  der  Güterbewegungsstatistik  ent- 
nommen sind: 

1893:  686  t 
1894:  1212  » 

- 1895:  1706  * 

1896:  2665  » 

Die  in  § 7 Nr.  3 den  Mühlen  gewährten  Erleichterungen 
haben  nur  für  die  an  der  Schweizer  Grenze  gelegenen  Betriebe 
einige  Bedeutung,  da  die  Mühlen  des  nördlichen  Baden  und  der 
Pfalz  nur  in  den  feinen  Mehlsorten  und  auch  da  nur  in  ganz 
geringem  Umfange  einen  Export  ins  Ausland  unterhalten.  Aus 
diesem  Grunde  können  wir  es  uns  auch  ersparen,  auf  das  Regu- 
lativ vom  27.  April  1894  einzugehen,  das  sich  mit  dem  Ausbeute- 
verhältnis und  dem  Typen  verfahren  beschäftigt,2 3  da  es  für  die 
Mühlenindustrie  unseres  Untersuchungsgebietes  nicht  von  großer 
Bedeutung  gewesen  ist.  3 

7.  Der  zollfreie  Grenzverkehr  und  das  Vormerkverfahren  an  der 
badisch-schweizerischen  Grenze. 

Wenn  wir  nun  in  diesem  Zusammenhänge  den  Einfluß  der 
Zollpolitik  auf  das  badisch-pfälzische  Mühlengewerbe  weiter  ver- 
folgen, so  müssen  wir  zunächst  des  zollfreien  »kleinen  Grenz- 
verkehrs« gedenken,  der  für  die  oberbadischen  Mühlen  an  der 
Schweizer  Grenze  von  Wichtigkeit  ist.  Nach  dem  Zolltarifgesetz 
von  1879  waren  im  Verkehr  der  Grenzgebiete  mit  dem  Auslande 
Müllereierzeugnisse  von  nicht  mehr  als  3 kg  für  die  Bewohner 
der  Grenzbezirke  zollfrei.  Diese  Bestimmung,  die  auch  wieder  in 
den  neuen  Handelsvertrag  mit  der  Schweiz  aufgenommen  wurde, 4 

1 Handelskammerbcricht  Konstanz  1894. 

2 Vgl.  Mohr,  a.  a.  O.  S.  122  ff. 

3 Jetzt  wird  vom  »Verband  deutscher  Müller*  zur  Erschwerung  der  Getreide- 
ausfuhr die  Wiedereinführung  des  Identitätsnachweises  für  Getreide  angestrebt. 

•4  Artikel  2 Ziffer  II  des  Zusatzvertrages  vom  12.  November  1904  zum  Handels- 
vertrag mit  der  Schweiz  vom  10.  Dezember  1891. 
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hat  ihren  Grund  in  dem  richtigen  Gedanken,  Gebiete,  die  wirt- 
schaftlich eine  Einheit  bilden,  nicht  durch  die  Zollinie  künstlich 
zu  trennen,  besonders  wenn  die  Versorgung  mit  den  notwendigsten 
Lebensmitteln  in  Frage  steht.  Allein  die  Verleitung  zum  Miß- 
brauch dieser  Einrichtung  liegt  sehr  nahe,  wenn  hohe  Zoll- 
schranken einen  erheblichen  Preisunterschied  bewirken.  Es  werden 
einfach  verschiedene  Familienangehörige  mehrmals  des  Tags  über 
die  Grenze  geschickt,  um  je  3 kg  Mehl  zu  holen.  Dadurch  erleiden 
natürlich  die  an  der  Grenze  gelegenen  Mühlen  großen  Schaden; 
so  hat  der  Absatz  der  oberbadischen  Mühlen  nach  Konstanz  fast 
ganz  aufgehört,  da  ungefähr  drei  Viertel  des  Mehlbedarfes 
durch  die  Einfuhr  im  zollfreien  Grenzverkehr  gedeckt  werden. 
Die  Handelskammer  Konstanz  hat  die  auf  diesem  Wege  erfolgte 
Mehleinfuhr  nach  Konstanz  in  den  Jahren  1896/97  auf  jährlich 
57,3  t berechnet,  im  Jahre  1898  allein  auf  70,8  t.  Diese  Ver- 
günstigung haben  sich  die  Schweizer  Mehlhändler  für  ihre  Zwecke 
nutzbar  gemacht  und  fast  an  jeder  Fähre  und  Brücke  eine  Brot- 
und  Mehlniederlage  errichtet. 

Auf  Eingaben  der  beteiligten  Handelskammern  und  Müller- 
verbände hin  hat  die  Regierung  Kontrollmaßregeln  eingeführt; 
es  kann,  wenn  Mißbräuche  vorgekommen  sind,  angeordnet  wer- 
den,1 daß  die  Ware  für  jede  Familie  an  jedem  Tage  nur  einmal 
zollfrei  eingeführt  werden  darf,  oder  daß  die  Zollbefreiung  von 
der  Lösung  von  Erlaubniskarten  abhängig  gemacht  wird. 

Zu  ähnlich  schweren  Mißständen  führt  auch  das  sogenannte 
Vormerk  verfahren  (eine  Art  von  Veredelungsverkehr),  das  darin 
besteht,  daß  Getreide  ausgeführt  wird,  um  als  Mehl  wieder  ein- 
geführt zu  werden.  Der  innerhalb  der  Grenzzone  ansässige 
deutsche  Bäcker  oder  Mehlhändler  bestellt  bei  dem  benachbarten 
schweizerischen  Müller  das  für  seinen  Betrieb  notwendige  Mehl. 
Der  Müller  läßt  nun  in  Baden  die  entsprechende  Menge  Getreide 
in  Säcke  fassen,  die  die  Aufschrift  des  bestellenden  Bäckers  oder 
Mehlhändlers  tragen,  auf  dessen  Namen  dann  die  zollamtliche 
Vormerkung  bewirkt  wird.  Das  bestellte  Mehl  wird  dann  inner- 
halb einer  so  kurzen  Zeit,  daß  eine  Vermahlung  des  vorgemerkten 
Getreides  unmöglich  ist,  über  die  Grenze  zurückgebracht.2  Die 


* Verordnungsblatt  der  Großh.  Badischen  Zolldirektion,  1906  Nr.  4. 

2 Handelskammerbericht  Konstanz  1902. 


42 


Kapitel  I. 


badischen  Mühlen  werden  dadurch  zum  Vorteil  der  schweizerischen 
aus  ihrem  Absatzgebiet  verdrängt.  Als  man  vor  Jahren  das  Vor- 
merkverfahren beseitigen  wollte,  hat  die  Regierung  in  den  land- 
wirtschaftlichen Kreisen  heftigen  Widerstand  gefunden,  während 
andrerseits  die  Handelskammer  Konstanz  die  Erfahrung  gemacht 
hat,  daß  die  Landwirte,  deren  Interesse  der  Vormerksverkehr 
allein  dient,  von  dieser  Erleichterung  überhaupt  keinen  Gebrauch 
machen. 


8.  Das  Mühlenregulativ  vom  4.  Juli  1899  und  die  Stellung  der 
badisch-rheinpfälzischen  Mühlenindustrie  zum  neuen  Zolltarif. 

Wenn  auch  bei  der  badisch-rheinpfälzischen  Mühlenindustrie 
von  einer  bedeutenden  Mehlausfuhr  nicht  gesprochen  werden  kann, 
so  sind  doch  die  mit  der  Schutzzollgesetzgebung  eingeführten  Be- 
stimmungen über  die  Zollrückgewährung  für  ausgeführtes  Mehl 
nicht  ohne  Einfluß  auf  sie  geblieben.  So  haben  die  Schädigungen, 
die  unsere  Exportmühlenindustrie  durch  das  Mühlenregulativ1  vom 
4.  Juli  1899  erfuhr,  zu  lebhaften  Klagen  Anlaß  gegeben,  ln 
Konstanz2  habe  die  Ausfuhr  von  geringeren  Mehlsorten  nahezu 
ganz  aufgehört,  feinere  Mehle  würden  überhaupt  nicht  mehr  nach 
der  Schweiz  exportiert,  da  die  Schweizer  Mühlen  ein  besseres 
Fabrikat  herstellten,  und  bei  der  dort  herrschenden  Überproduk- 
tion ein  Bedürfnis  nach  Einfuhr  gar  nicht  vorhanden  sei.  Der 
Rückgang  in  der  Ausfuhr  sei  in  der  Herabsetzung  bzw.  Nicht- 
gewährung der  Zollrückvergütung  bei  dem  geringeren  Mehl  be- 
gründet; auch  die  Klasseneinteilung  wird  heftig  angegriffen,  da 
deren  Durchführung  in  der  Praxis  bei  der  verschiedenen  Qualität 
des  Getreides,  der  ungleichmäßigen  Ausbeute  geradezu  unmöglich 
sei.  Endlich  wird  das  Typenverfahren  wegen  der  verschiedenen 
Härte  der  Getreidesorten  als  eine  verfehlte  Maßregel  bezeichnet. 
Die  Mannheimer  beklagen  seit  dem  Inkrafttreten  des  neuen 
Mühlenregulatives  am  1.  Januar  1900  einen  Rückgang  in  der 
Ausfuhr;  sie  weisen  hauptsächlich  noch  auf  die  Unzulänglichkeit 
der  Aschegehaltsprüfung  hin,  die  besonders  bei  dem  Mehl  aus 
Hartweizen,  dessen  Schale  mehr  gerieben  werde  und  deshalb 


1 Vgl.  Mohr,  a.  a.  O.  S.  1 1 8 ff. 

2 Handelskammerbcricht  Konstanz,  1901. 
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einen  höheren  Aschegehalt  besitze,  zu  Schwierigkeiten  bei  dem 
Export  führe.  Sie  erklären  die  Einhaltung  der  entsprechenden 
Ausbeutegrenze  bei  den  automatischen  Mühlen  für  technisch  un- 
möglich. Für  die  Zukunft  fordern  sie  zollamtliche  Behandlung 
der  Ausfuhrmehle  auf  Grundlage  des  bücherlichen  Nachweises 
je  nach  den  tatsächlichen  Ausbeuteverhältnissen.1  In  der  Tat  läßt 
sich  aus  der  Eisenbahngüterbewegungsstatistik  ein  Rückgang  der 
Ausfuhr  aus  dem  Verkehrsbezirk  Mannheim -Ludwigshafen  ins 
Ausland  feststellen: 

1897:  5082  t 
1899:  3887  » 

1900:  2115  » 

1901:  3322  » 

1902:  2091  » 

Dagegen  hat  die  Ausfuhr  nach  der  Schweiz  aus  Baden 
(ohne  Mannheim)  per  Bahn  seit  1899  sehr  zugenommen: 

1899:  434  t 

1900:  617  » 

1901:  1364  » 

1902:  1270  » 

1903:  1505  » 

Wenn  also  tatsächlich  in  Oberbaden  eine  Einschränkung 
der  Ausfuhr  stattgefunden  hat,  so  scheint  sie  sich  bei  den  Trans- 
porten per  Achse  bemerkbar  gemacht  zu  haben. 

Die  Erwartungen,  die  man  in  der  badischen  und  pfälzischen 
Müllerei  in  Beziehung  auf  den  neuen  Zolltarif  gehegt  hatte,  sind 
nicht  ganz  in  Erfüllung  gegangen.  Zur  Abwehr  der  russischen, 
belgischen  und  ungarischen  Einfuhr  von  Kleie  wünschte  sie  einen 
Kleiezoll  von  1 M.  pro  Doppelzentner,  aber  sie  fand  nicht  die 
Zustimmung  der  Regierung  und  des  Reichstags.  Wie  die  ganze 
deutsche  Mühlenindustrie,  verlangte  auch  sie  einen  Mehlzoll,  der 
mindestens  das  2r/2  fache  des  Getreidezolles  betragen  sollte;  er 
wurde  aber  nur  auf  10,20  M.  festgesetzt,  beträgt  also  beim  Weizen- 

1 Durch  Beschluß  des  Bundesrats  vom  21.  April  1904  ist  eine  dringende 
Forderung  der  Mühlenindustric  insofern  erfüllt  worden,  als  eine  neue  Ausbeuteklasse 
von  I bis  65  % für  Roggenmehl  und  I bis  75  °/0  für  Weizenmehl  geschaffen  wurde, 
und  der  Nachweis  über  das  Ausbeuteverhältnis  bis  auf  weiteres  aus  den  Geschäfts- 
büchern zu  erbringen  ist. 
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zoll  von  5,50  M.  nicht  einmal  das  Doppelte  und  beim  Roggenzoll 
ist  das  Verhältnis  wie  2,04:1.  Dagegen  ist  eine  längst  erstrebte 
Forderung  unserer  Klein*  und  mittleren  Handelsmüller  in  dem 
§ 12  Abs.  2 des  Zolltarifgesetzes  vom  25.  Dezember  1902  erfüllt 
worden,  die  Beseitigung  des  zinsfreien  Zollkredits  für  Getreide 
und  Mehl. 

Wir  sind  damit  in  der  Betrachtung  der  Entwicklung  der 
badisch-rheinpfälzischen  Mühlenindustrie  bis  in  die  Gegenwart 
hereingeführt  worden;  das  folgende  Kapitel  soll  nun  ein  Bild 
geben  von  dem  heutigen  Stand  unserer  Mühlenindustrie,  die  Ent- 
wicklungsstufe zeigen,  die  sie  im  letzten  Jahrzehnt  erreicht  hat. 
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Die  badisch-rheinpfälzische  Mühlenindustrie  nach 
ihrem  heutigen  Stand. 

A.  Einleitung:  Die  Quellen  der  Untersuchung. 

Die  badische  Produktionsstatistik  von  1901. 

Wir  haben  in  der  vorauf  gegangenen  Darstellung  die  Ent- 
stehungsgeschichte der  badisch-pfälzischen  Mühlenindustrie  zu 
schildern  versucht;  nunmehr  wird  es  unsere  Aufgabe  sein,  zu 
zeigen,  wie  sich  die  Lage  des  Mühlengewerbes  am  Ausgang  des 
19.  und  zu  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  unter  dem  Einfluß  der 
Kräfte  und  Tendenzen,  die  das  Wirtschaftsleben  der  Gegenwart 
beherrschen,  gestaltet  hat;  besonders  wird  hier  zusammenfassend 
der  Tatsachen  zu  gedenken  sein,  die  bei  der  Aus-  und  Weiter- 
bildung des  fabrikmäßigen  Mühlenbetriebes  von  entscheidender 
Bedeutung  gewesen  sind. 

Die  Quellen  unserer  Untersuchung  sind  die  Berufs-  und 
Gewerbezählungen  der  Jahre  1882  und  1895,  eine  Produktions- 
statistik für  das  Jahr  1899  und  die  Eisenbahn-  und  Schiffahrts- 
statistik. Wenn  auch  die  ersteren  Zahlen  einige  Jahre  zurück- 
liegen, so  vermögen  sie  uns  doch  ein  getreues  Bild  von  den  Ent- 
wicklungstendenzen — und  darauf  kommt  es  hier  doch  in  erster 
Linie  an  — zu  geben,  die  in  unserem  Gewerbe  in  den  letzten 
Jahrzehnten  wirksam  gewesen  sind.  Noch  einige  Worte  zur 
Produktionsstatistik. 

Wenn  in  einem  Produktionszweig,  so  muß  in  der  Müllerei  die 
gebräuchliche  statistische  Aufnahme  unvollkommen  und  lücken- 
haft sein.  Die  Reichsgewerbestatistik  nimmt  bei  der  Unterschei- 
dung der  verschiedenen  Betriebsgrößenklassen  die  Zahl  der  be- 
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schäftigten  Personen  als  Einteilungsgrund  an.  Nun  sagt  aber 
gerade  in  der  Mühlenindustrie  die  Zahl  der  Arbeiter  über  den 
Umfang  des  Betriebes  und  über  die  Produktionskraft  nichts  aus, 
da  infolge  technischer  Tatsachen  die  Großbetriebe  relativ  viel 
weniger  Arbeitskräfte  als  die  Mittel-  und  Kleinbetriebe  benutzen. 
Rein  nach  der  Personenzahl  gemessen,  wird  man  über  die  Be- 
triebsgröße zwar  kein  direkt  falsches,  aber  doch  auch  kein  rich- 
tiges Bild  erhalten  können.  Es  muß  füglich  nach  einem  anderen 
Unterscheidungsmerkmal  gegriffen  werden.  Die  Gliederung  in 
Kunden-  und  Handelsmühlen  kann  zwar  ganz  brauchbar  sein, 
aber  sie  trifft  nur  die  Organisation  des  Betriebes,  nicht  aber  seine 
Größe.  Diese  kann  nur  scharf  durch  eine  Produktionsstatistik 
erfaßt  werden , die  uns  genau  über  das  Vermahlungsquantum 
eines  Betriebes  in  einem  gegebenen  Zeitraum  Aufschluß  gibt. 
Auf  Grund  der  tatsächlichen  Verhältnisse  werden  dann  nach  dem 
Maßstabe  der  täglichen  Produktionsmenge  die  Mühlen  in  Klein-, 
Mittel-  und  Großbetriebe  gesondert.  Nur  so  können  wir  sehen, 
unter  welchen  Bedingungen  ein  Betrieb  in  den  Konkurrenzkampf 
hinaustritt.  Der  technischen  Schwierigkeiten  einer  solchen  Sta- 
tistik sind  sehr  viele  und  große:  vor  allem  will  nicht  jeder  Unter- 
nehmer immer  mitteilen,  wie  viel  er  produziert,  wie  viel  er  gewinnt 
oder  verliert;  muß  er  es  doch  tun,  so  wird  er  leicht  geneigt  sein, 
falsche  Angaben  zu  machen,  die  dann  das  Bild  trüben;  handelt 
es  sich  gar,  wie  bei  der  vorliegenden  Erhebung  von  1901,  um 
eine  besondere  Enquete,  so  wird  ihr  Zweck  die  Aussage  des 
Betriebsinhabers  beeinflussen.  Der  Umstand,  daß  die  badische 
Zählung  zu  parlamentarischen  Zwecken  bei  Gelegenheit  der  Peti- 
tionen der  Klein-  und  mittleren  Handelsmüller  wegen  Besserung 
ihrer  ungünstigen  Lage  vorgenommen  wurde,  mag  manchen 
Müller  dazu  verleitet  haben,  das  Produktionsquantum  nicht  allzu 
hoch  anzugeben.  Schließlich  kommt  dazu,  daß  die  Vermahlungs- 
ziffern der  Kundenmühlen  in  den  meisten  Fällen  nur  auf  einer 
oberflächlichen  Schätzung  beruhen,  da  in  der  Mehrzahl  dieser 
Mühlen  von  einer  Buchführung  nicht  die  Rede  ist. 

Infolge  dieser  Fehlerquellen  kann  unsere  Produktionssta- 
tistik auf  absolute  Genauigkeit  und  Zuverlässigkeit  keinen  An- 
spruch erheben;  sie  bietet  deshalb  zwar  kein  exaktes  Bild,  aber 
doch  eine  treffende  Illustration  der  Lage  der  badischen  Mühlen- 
industrie. 
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B.  Die  Ergebnisse  der  Gewerbestatistik  von  1882  und  1895. 

Bevor  wir  nun  auf  die  Einzelbetrachtung  der  badischen 
Kunden-  und  Handelsmühlen  näher  eingehen,  wollen  wir  zunächst 
die  Resultate  der  Gewerbezählungen  von  18821  und  18952 3 4 5  über- 
sichtlich darstellen,  um  einen  Einblick  in  die  Verschiebungen 
innerhalb  des  Mühlengewerbes  in  dieser  Periode  zu  erhalten. 

Während  sich  die  Zahl  der  Mühlen  bis  1861  entsprechend 
der  Bevölkerungszunahme  vergrößerte,  nehmen  wir  von  diesem 
Zeitpunkt  an  bei  wachsender  Einwohnerzahl  ein  starkes  Zurück- 
gehen der  Mühlen  wahr.  Stieg  die  Bevölkerung  von  1875  bis 
1895  um  14,5%  in  Baden  und  19,4  °/0  in  der  Pfalz,  so  sank  die 
Zahl  der  Getreidemühlen 


von  1875  von  1857  bzw.  662  Getreidemühlen, 
bis  1882  auf  1826  » 632  » 

» 1895  » 1596  » 536  » 


oder  in  den  ersten  7 Jahren  um  1,7%  bzw.  4,5%,  in  den  letzten 
13  Jahren  um  12,5  % bzw.  15%,  von  1875  bis  1895  aber  um 
i4°/o  bzw.  19%. 3 Noch  stärker  offenbart  sich  der  Rückgang 
in  der  Zahl  der  Hauptbetriebe: 

Baden  Pfalz 

1875  1783  66 i 

1882  1596  585 

1895  U19  473 


Es  fand  also  in  20  Jahren  eine  Verminderung  um  26%  bzw. 
28,4  % statt.«  Demgegenüber  steht  eine  Vermehrung  der  Neben- 
betriebe: 5 


Baden 

Pfalz 

1875 

74 

I 

1882 

230 

47 

1895 

277 

63 

* Beiträge  zur  Statistik  der  inneren  Verwaltung  des  Großherzogtums 
Baden,  Heft  44  und  45,  1885;  Beiträge  zur  Statistik  des  Königreichs  Bayern, 
Bd.  48,  49,  1885  bzw.  1886. 

2 Statistik  des  Deutschen  Reiches,  NF.  Bd.  114,  1 1 5 ; 1898. 

3 Im  Deutschen  Reich:  in  den  ersten  7 Jahren  um  3 °/0,  in  den  13  Jahren 
um  io,2  °/0  und  von  1875 — 1895  um  12,5  %• 

4 Im  Deutschen  Reich  um  23,6  °/o. 

5 Im  Deutschen  Reich  wuchsen  sie  in  den  bekannten  Zeiträumen  von  2128  auf 
5587  und  8288;  und  in  Preußen  waren  es  1895  2701  Nebenbetriebe  mehr  als  1882. 
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Auf  je  ioooo  Einwohner  kamen  Mühlen: 

1875  in  Baden  12,  in  der  Pfalz  10,  in  Deutschland  14, 

1895  » » 9,  » » » 7,  » * IO, 

Die  zunehmende  Konzentrationstendenz  in  unserem  Mühlen- 
gewerbe geht  aus  einem  Vergleich  der  Betriebe  nach  Größen- 
klassen deutlich  hervor.  Sie  kommt  zum  Ausdruck  in  dem  An- 
wachsen der  Mühlen  mit  mehr  als  10  Personen,  obwohl  (wie 
schon  angedeutet)  bei  den  größeren  Mühlen  eine  steigende  Pro- 
duktionsmenge nicht  auch  eine  in  demselben  Verhältnisse  wach- 
sende Arbeiterzahl  zur  Folge  hat. 

Baden: 


Betriebe 

1875 

Betriebe  Personen 

1882 

Betriebe  Personen 

1895 

Betriebe  Personen 

mit 

6 

— 10  Personen 

13  — 

43 

285 

56 

405 

1 1- 

— 50  » 

8 — 

15 

233 

17 

377 

5i 

—200  » 

I — 

1 

62 

2 

196 

22  mit  264  59mit58o  75  mit  978 
Wir  können  also  von  1875  bis  1895  eine  Zunahme  der  Be- 
triebe um  240%,  der  Personen  um  275 % beobachten,  wobei 
allein  die  Mühlen  mit  6 bis  10  Personen  sich  vervierfachten. 

Es  vermehrten  sich  von  1882  bis  1895: 

Die  Betriebe  mit  6 bis  10  Personen  um  30,2%,  die  darin 
beschäftigten  Personen  um  42  °/0. 

Die  Betriebe  mit  11  bis  50  Personen  um  13,3%,  die  darin 
beschäftigten  Personen  um  62  °/0. 

Im  ganzen  ergeben  diese  13  Jahre  ein  Wachstum  der  Be- 
triebe um  27,1%  und  der  Personen  um  70%. 

Die  Zunahme  der  Arbeiter  in  den  einzelnen  Betrieben  erhellt 
daraus,  daß  1882  auf  einen  Betrieb  mit  mehr  als  5 Personen  10, 
1895  dagegen  13,6  Personen  entfielen,  darunter  in  der  Mühle 
mit  über  50  Personen  62  bzw.  98. 

Die  pfälzische  Statistik  weist  folgende  Zahlen  auf: 


Betriebe 

1875 

Betriebe  Personen 

1882 

Betriebe  Personen 

1895 

Betriebe  Personen 

mit 

6 — 10  Personen 

14 

7 54 

22 

170 

11—50  » 

7 “ 

7 130 

18 

362 

51 — 200  » 

— — 

— — 

I 

69 

2 1 mit  204 

14  mit  184 

41 

mit  601 
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Das  auffällige  Zurückgehen  der  großen  Betriebe  von  1875 
auf  1882  erklärt  sich  durch  die  Betriebseinstellung  mehrerer 
größerer  Handelsmühlen  Ende  der  siebziger  Jahre  infolge  der 
gesteigerten  französischen  Mehleinfuhr  in  die  Pfalz. 

Noch  viel  deutlicher  als  im  benachbarten  Baden  beobachten 
wir  hier  die  Zunahme  der  größeren  Mühlen  von  1882  auf  1895, 
um  193%  (in  Baden  27,1%)  und  der  darin  beschäftigten  Per- 
sonen um  227%  (70%).  Im  einzelnen  zeigen  die  Betriebe  mit 
6 bis  10  Personen  eine  Vermehrung  um  214%  und  die  mit 
11  bis  50  Personen  eine  solche  um  157%;  die  Zahl  der  in  diesen 
Betrieben  arbeitenden  Personen  ist  im  gleichen  Zeitraum  um 
214%  bzw.  178%  gewachsen.  Die  Ersparung  der  Arbeitskräfte 
beweist  der  Umstand,  daß  1882  auf  einen  Betrieb  13  Personen, 
1895  aber  trotz  der  Zunahme  nur  14  Personen  kamen. 

Dieser  immer  mehr  hervortretenden  Bedeutung  der  größeren 
Betriebe  steht  eine  Abnahme  der  kleineren  und  mittleren  Betriebe 
gegenüber: 

Baden: 

1882  1895 


mit 

» 

DWK 

1 

2 

3—5 

:uc 

Person 

7> 

J> 

Betriebe  Personen 

464  464 

667  1334 

406  1386 

Betriebe 

467 

395 

382 

Personen 

467 

790 

1 37  5 

mit 

1—5 

Personen 

1537  mit  3184 

1244  1 

mit  2632 

Pfalz: 

mit 

1 

Person 

136  136 

«38 

138 

2—5 

» 

435  1079 

294 

812 

mit 

1—5 

Personen 

57 1 mit  1215 

432 

mit  950 

In  beiden 

Gebieten 

sind  also  die 

Mühlen 

mit  nur  einer 

Person  in 

den  Jahren  1882  und  1895  auf  derselben  Höhe  ge- 

blieben;  es  ist  das  die  große  Zahl  jener  Kunden-  und  Lohnmühlen, 
die  in  abgelegenen  Gegenden  den  Bauern  das  Getreide  für  den 
ganzen  Eigenbedarf  oder  wenigstens  einen  Teil  desselben  ver- 
mahlen und  zu  Futterzwecken  schroten.  Dagegen  hat  der  Kon- 
kurrenzkampf den  Mühlen  mit  zwei  Personen,  also  den  etwas 
größeren  Kundenmühlen,  ganz  empfindlich  zugesetzt;  sie  sowie 

Fromm,  Das  Mühlengcwcrbc  in  Baden  und  in  der  Rhcinplalz.  4 
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die  Zahl  der  in  ihnen  beschäftigten  Personen,  haben  in  den 
13  Jahren  in  Baden  um  41  % abgenommen.  In  der  Pfalz  kommt 
dies  auch  bei  den  Betrieben  mit  2 bis  5 Personen  mit  32%  zum 
Ausdruck.  Die  Mühlen  mit  3 bis  5 Personen  sind  zum  Teil  wohl 
kleine  Handelsmühlen,  die  in  bevorzugter  Gegend  gelegen  sind; 
sie  haben  in  Baden  nur  um  3,4  % und  die  Zahl  der  Personen 
nur  um  0,8%  abgenommen.  In  der  Pfalz  erlitten  die  Klein- 
betriebe bis  5 Personen  einen  stärkeren  Rückgang  als  in  Baden, 
was  genau  auch  dem  schnelleren  Anwachsen  der  großen  Unter- 
nehmungen entspricht:  dort  24,3%  bei  den  Betrieben  und  22% 
bei  der  Personenzahl,  hier  19,1%  bzw.  17.3  7c.1 2 

Die  Abnahme  der  mit  Mahlgängen  ausgerüsteten  badischen 
Mühlen  geht  aus  der  Anzahl  der  Mahlgänge  in  den  Jahren  1875 
und  1899  hervor.  Während  die  Mühlen  um  26  7o  zurückgingen, 
verminderten  sich  die  Mahlgänge  von  4812  auf  3320  (3i7o)-  Für 
Walzenstühle  gibt  leider  die  .Statistik  von  1875  keine  Daten,  so 
daß  ein  Vergleich,  der  für  die  Frage  des  technischen  Fortschrittes 
interessante  Resultate  zutage  fördern  würde,  ausgeschlossen  ist. 
Einen  Aufschluß  über  dieses  letztere  Moment  vermag  uns  die 
Zahl  der  mit  Wasser  bzw.  Dampf  getriebenen  Mühlen  zu  geben. 

Baden: 

Wassermühlen  Dampfmühlcn 


•875 

1845 

mit 

15 

584 

PS. 

42 

mit 

532 

PS. 

1882 

1593 

39 

» 

— 

1895 

1559 

1 3 

1 16 

* 

140 

28 1 2 

» 

1899* 

I37Ö 

» 

•54 

— 

4 

Pf 

alz: 

1875 

654 

mit 

4 

412 

PS. 

74 

mit 

7 *9 

PS, 

1895 

5i5 

$ 

4 

635 

96 

» 

2372 

beiden 

, Gebieten, 

und 

zwar 

in 

der 

Pfalz 

in  erhöhtem 

Maße,  können  wir  die  steigende  Verwertung  der  Dampfkraft  zum 
Mühlenbetrieb  konstatieren,  dagegen  nahmen  mit  dem  Zurück- 
gehen der  Kundenmühlen  auch  die  Wassermühlen  ab.  Die  fort- 


1 In  Deutschland  gingen  die  Betriebe  mit  I — 5 Personen  um  l“°o,  in  PreuÜeti 
um  1 5 °/o,  die  Zahl  der  Personen  um  8 bzw.  l6°/o  zurück. 

2 1899  hatten  die  Wasser-  und  Dampfimihlen  zusammen  18  “02  PS. 
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schreitende  Aneignung  der  technischen  Errungenschaften  tritt 
auch  in  der  Anwendung  von  Gas,  Heißluft  und  Petroleum  als 
Kraftquellen  hervor.  Während  es  in  Baden  1875  noch  keinen 
Betrieb  gab,  der  eine  dieser  Kräfte  benutzte,  wurde  1882  ein 
Betrieb  mit  Gas  ermittelt,  1895  kamen  noch  zehn  Betriebe  mit 
Petroleum,  drei  mit  Benzin  und  einer  mit  Elektrizität  dazu, 
1899  ist  die  Zahl  der  Mühlen  mit  Benzin  auf  18  gestiegen.  In 
der  Pfalz  finden  wir  ebenfalls  1875  nur  Wasser  und  Dampf  als 
Triebkraft,  1895  bedienten  sich  zwei  Betriebe  des  Petroleums  und 
vier  Betriebe  des  Benzins. 

Die  großen  Umgestaltungen  im  Mühlengewerbe  in  den 
letzten  Jahren  haben  auch  auf  die  soziale  Stellung  der  in  ihm 
beschäftigten  Personen  einen  weitgehenden  Einfluß  ausgeübt. 
Die  Konzentration  zum  Großbetriebe  bewirkte  ein  starkes  Zurück- 
gehen der  selbständigen  Elemente,  um  die  Zahl  der  Abhängigen 
zu  vermehren.  Das  Wachsen  des  technischen  und  sonstigen 
Aufsichts-  und  V er  waltu  n gsperson  als  ist  der  Ausdruck  der  ge- 
steigerten Anwendung  der  modernen  Mühlentechnik  und  der 
wachsenden  Bedeutung  der  kaufmännisch-spekulativen  Tätigkeit 
im  großen  Mühlenwerk. 

Nach  der  Gewerbestatistik*  wurden  gezählt: 


Davon 

Im  ganzen 

Jahr 

Selbst 

indige  ; 

Abhängige 

Verwaltung«- 

persona) 

Arbeiter 

beschäftigte 

Personen 

g* 

z 

%CS 

A 

t- 

S 

Ä 

c 

1 

•3 

•5 

t- 

uopug ! 

N 

2 

A 

53 

O 

-z 

pö 

K 

A 

1875 

17.50 

671 

2407 

1049 

30 

16 

-377 

1033 

4157 

1720 

1882 

1482 

2291  | 

62 

1 

2229 

— , 

3773 

1399 

i« 95 

> i 

988 

Mi 

2622 

! 

1 1 58 

1 

134 

93 

2488 

IO65 

3610 

1551 

1 Nach  der  Berti fsstaiistik  wurden  in  Baden  ermittelt: 

Erwerbstätige  Darunter  Erwerbstätige  Gesamtzahl  der 

im  Hauptberuf  Selbständige  Abhängige  jt1)  Nebenberuf  Erwerbstätigen 
1882  3810  1470  2340  542  4352 

>895  3403  95&  244;  084  438r 

Vgl.  Beitiäge  zur  Statistik  der  inneren  Verwaltung,  Heft  44,  Teil  I,  1883;  Statistisches 
Jahrbuch  für  das  Großherzogtum  Baden,  28.  Jahrgang;  1895  und  1896. 

4 ' 
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Darnach  fand  von  1875  auf  1882  in  Baden  ein  Rückgang 
der  Zahl  der  Selbständigen  um  15,3%.  von  1882  auf  1895  um 
33%  und  von  1875  auf  1895  sogar  um  43%  bzw.  42%  in  der 
Pfalz  statt,1  d.  h.  fast  die  Hälfte  aller  Selbständigen  hat  im  wirt- 
schaftlichen Konkurrenzkämpfe  ihre  gewerbliche  Selbständigkeit 
verloren.  Dagegen  ist  von  1882  auf  1895  eine  Zunahme  der  Ab- 
hängigen von  9%  bzw.  9,4%  zu  bemerken;  es  kamen  in  Baden 
1875  auf  einen  Selbständigen  1,4,  1882  1,3  und  1895  2>7  Ab- 
hängige. 


Tn  der  Pfalz  wurden  im  Jahr  1901  467  Getreidemühlen  er 
mittelt.2  Davon  waren 

452  handwerksmäßige  Betriebe  mit  348  Arbeitern, 

15  fabrikmäßige  Betriebe  mit  446  Arbeitern. 
Alleinbetriebe  waren  es  223  und  Gehilfenbetriebe  244. 

Von  diesen  letzteren  wiederum  beschäftigten 

157  Betriebe  ....  1 Gehilfen 

46  » ....  2 » 

26  » ....  3 — 6 » 

15  » mehr  als  6 » 

Die  Triebkräfte  waren  bei 


383  Betrieben  Wasser, 

7 » Dampf, 

54  > Wasser  und  Dampf, 

2 > Wasser  und  Elektrizität, 

6 » Wasser,  Petroleum  und  Benzin. 

Es  hat  also  von  1895  bis  1901  eine  Abnahme  der  Mühlen  um 
t>9  (13%),  von  1875  bis  1901  sogar  um  195  (34%)  stattgefunden. 
Die  Bedeutung  der  pfälzischen  Großmühlenindustrie  erhellt  daraus, 
daß  von  den  794  Arbeitern  .56%  in  den  fabrikmäßigen  Betrieben 
beschäftigt  waren. 


1 Im  Deutschen  Reiche  betragen  die  Zahlen  für  dieselben  Zeitabschnitte  20,8  °/o. 
32  0/0  und  46  0/0. 

2 Erhebungen  der  Königlich  Bayerischen  Fabriken-  und  Gewerbe- 
inspektoren über  das  Mühlengcwerbe  (Beilagenheft  zu  den  Jahresberichten  für 
1901)  S.  40. 
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Das  Bild,  das  uns  die  Statistik  von  1901  von  dem  badischen 
Mühlengewerbe  im  Jahre  1899  bietet,  zeigt  folgende  Tabelle: 


Betriebsform 


>•  Davon 

nr  1 £ 

U X 0 

US  x hg  'S 
f ] — £-  •—  ^ 

5 T 1 £ Ü 

§ & :i  | | 

l|  g 'S-  II  p 

\\o  J 5 

K ■ 4> 

I ! 5? 


u 
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CJ 

So 

<■£ 


ü 

o 

I #£•* 

£3 

JS 

c 

’S 


Triebkräfte 


1 

0/ 


O 


^ 11 


1 l| 

> 5 


fl 


T3  • 


= -X 

~ 1 O 


»-C 

1*2 
c > 

«3  Sr 


• 1 ■!  s 

1 « i p 1 


* 


SP  Ü 0 

5 ® 

U a 

cs 

N 


Knndenmflhlen 

Handdsmiihlen 


1206I649I557  {013(432  774(1093  2 98:12'  1 , .106000863- 228 
*7(>  *73  3;  96/  7 *69 j 116  3 51  6 8102  457650 


2863  228 


Im  ganzen 


1382  8221560  1 98*0  439  943 1 r 209  5 1 49 


18  t 


187025  3320  878 


Wir  sehen  daraus  gegen  1895  einen  Rückgang  um  214 
Mühlen  (i3,4°/0)  und  für  den  Zeitraum  1882  — 1899  einen  solchen 
um  444  Betriebe  (24,3  %).  Von  sämtlichen  Mühlen  des  Landes 
waren  87,2%  Kunden-  und  12,8%  Handelsmühlen.1  Die  Ab- 
nahme der  kleinen  Betriebe  äußert  sich  auch  in  der  Anzahl  der 
Mahlgänge: 

1875  4812 

1899  3320, 


während  die  Pferdekräfte  zugenommen  haben: 


1873  16  1 16 

1 895  1 6 008 2 

1899  18702 

Einen  viel  tieferen  Einblick  in  die  Produktions-  und  Absatz- 
verhältnisse des  badischen  Mühlengewerbes  erhalten  wir,  wenn 
wir  nach  den  Ergebnissen  der  Produktionsstatistik  die  Mühlen  in 
Klein-,  Mittel-  und  Großbetriebe  sondern.  Unter  Berücksichti- 
gung der  badischen  Verhältnisse  und  der  in  Müllerkreisen  herr- 
schenden Auffassung  über  Groß-  und  Kleinmühlen  wurden  für 

* Württemberg  zählte  1900  1735  (9,*3°/o)  Kunden-  und  166  (8,70/0)  Handels- 
niühlen.  Vgl.  Verhandlungen  der  württembei  gischen  Kammer  der  Abgeordneten 
1900,  S.  2601. 

2 Von  1875  bis  1895  haben  die  Wasserpferdekräfte  um  2468  PS.  abgenommen, 
dagegen  vermehrten  sich  die  Dampfpferdekräftc  um  2280  PS. 
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unsere  Untersuchung  folgende  tägliche  Vermahlungsmengen  als 
Maßstab  zugrunde  gelegt: 

Kleinbetriebe  . . bis  5 t 

Mittelbetriebe  . . 6 — 20  * 

Großbetriebe  mehr  als  20  .» 

Darnach  gab  es  im  Jahre  1899  . . . Mühlen,  die  pro  Tag  ver- 


mahlten : 

bis  5 t 

6—20  t 

mehr  als  20  t 

zusammen 

«356 

18 

8 

n 

eo 

«o 

98,2  % 

1 *3  % 

0,5  % 

IOO  % 

Es  waren  also  in  Baden  nur  acht  Großbetriebe  vorhanden,  die 
alle  Handelsmühlen  waren,  während  unter  den  18  Mittelbetrieben  16 
und  unter  den  Kleinbetrieben  152  Handelsmühlen  ermittelt  wurden. 

Soviel  Wandlungen  auch  das  badische  Mühlengewerbe  im 
letzten  Jahrzehnt  durchgemacht  hat,  den  Charakter,  den  es  schon 
vor  einem  Jahrhundert  gehabt  hat,  hat  es  bewahrt:  es  ist  auch 
heute  noch  in  der  Hauptsache  ein  Kleingewerbe.  Das  wird  erst 
dann  recht  klar,  wenn  wir  wissen,  daß  ein  knappes  Viertel  sämt- 
licher badischen  Mühlen  pro  Tag  weniger  als  zwei  Zentner  ver- 
mahlte, daß  fast  ein  Drittel  Alleinbetriebe  waren. 

Bevor  wir  nach  diesem  Überblick,  der  rein  zahlenmäßig 
schon  das  Ringen  zwischen  Klein-,  Mittel-  und  Großbetrieb  klar 
darstellt,  die  Tage  der  badisch-pfälzischen  Kunden-  und  Handels- 
mühlen betrachten,  soll  uns  die  folgende  Tabelle  über  den  Ge- 
treidekonsum und  die  Mehlproduktion  der  badischen  Mühlen  (in 
Doppelzentnern)  im  Jahre  1899  unterrichten. 

I = Handelsmühlen,  II  = Kundenmühlen. 


1 

Davon  aus 

1 1 

Davon  nach 

. (ictreide 
.überhaupt; 

Baden 

Deutsch-  . . 

, . Ausland 

iand 

Mehl 

überhaupt 

i i 

Baden 

Deutsch- 

land 

Aus- 
land j 

I 

2 «862  262 

5°7  78o 

375  170.1  979  3*2 

! 

2 057  996 

1 034  01 1 

I 000  274 

23  7U 

II 

1 027  392 

976  000 

28  684  22  708 

| 71«  45°j 

697  406 

‘3  309 

b75 

zus. 

3 889  &54 

t 483  780 

403  854  2 002  020 

p 769  446||«  73«  477 

« 013  583 

24  386 

. 1 

73»b°/o 

34.2  °/o 

92,9  °/oj  98,80/0 

74*3  °'o 

bo  o/o 

98,7  °/o 

97.3  % 

11 

r * ! 

26.4  % : 

65,8  o/0 

7,1  o/o  1 1,2  0/0 

I 25.7  ° o I 

40  0/0 

«.3% 

2,7  °/o 

!i 

1 

1 : 
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C.  Die  badiseh-rheinpf&lzisehen  Kundenmühlen. 

I.  Die  Existenzbedingungen  der  Kundenmüllerei. 

Die  Kundenmüllerei  ist  die  typische  Erscheinungsform  des 
Lohn  werk  es,  jenes  gewerblichen  Betriebsystems,  bei  dem  der 
Rohstoff  dem  Kunden,  das  Werkzeug  dem  Unternehmer  gehört. 
Die  Struktur  der  Volkswirtschaft,  in  der  die  Kundenmühlen  ent- 
standen sind  und  heute  noch  fortbestehen , ist  im  wesentlichen 
eine  natural  wirtschaftlich -agrarische.  Damit  sind  auch  die  Da- 
seinsbedingungen dieser  Betriebsform  des  Mühlengewerbes  ge- 
geben. Sie  hat  zur  Voraussetzung  selbständige  bäuerliche  Wirt- 
schaften, die  auf  ihrem  Grund  und  Boden  das  bauen  und  aus 
ihm  gewinnen,  was  zur  Befriedigung  des  Brot-  und  Futterbedarfs 
notwendig  ist.  Der  Müller  steht  gleichsam  als  gewerbliche  Hilfs- 
kraft dem  eigenproduzierenden  Bauern  zur  Seite;  seine  wirtschaft- 
liche Stellung  trägt  mehr  einen  beamtenhaften  Charakter,  als  den 
eines  selbständigen  Handwerkers. 

Da  Baden  und  die  Pfalz  bis  in  das  19.  Jahrhundert  herein 
landwirtschaftliche  und  zwar  vorzüglich  getreidebauende  Gebiete 
waren,  lagen  die  Bedingungen  für  die  Entstehung  und  Erhaltung 
der  Kundenmüllerei  sehr  günstig.  Es  kommt  dazu,  daß  auch  die 
elementaren  Voraussetzungen  des  Betriebes  der  Kundenmüllerei 
dank  dem  Wasserreichtum  des  badisch-pfälzischen  Landes  in 
weitem  Maße  vorhanden  sind;  denn  es  besitzt  nicht  nur  drei 
schiffbare  Ströme,  sondern  es  ist  auch  von  einem  weitverzweigten 
Netz  kleiner  Flüsse  und  Bäche  durchzogen,  die  eine  billige  Ver- 
wertung der  Wasserkraft  gestatten.  So  behielt  das  Mühlen- 
gewerbe seinen,  auch  durch  rechtliche  Tatsachen  garantierten, 
naturalwirtschaftlichen  Charakter  solange,  als  die  wirtschaftlichen 
und  besonders  agrarischen  Verhältnisse  sich  nicht  umgestalteten. 
Mit  dem  Augenblick,  wo  der  einzelne  bäuerliche  Betrieb  nicht 
mehr  imstande  war,  den  Selbst  bedarf  durch  Eigenproduktion  zu 
decken,  sondern  noch  Getreide  zugekauft  werden  mußte,  wo  die 
Landwirtschaft  des  ganzen  Landes  die  Bedürfnisse  der  wachsenden 
Bevölkerung  nicht  mehr  zu  befriedigen  vermochte,  wo  der  Bauer 
zum  Teil  wenigstens  die  Getreideproduktion  aufgab,  um  mehr 
zur  Viehzucht  oder  dem  Anbau  von  Handels-  und  Kulturpflanzen 
überzugehen,  da  mußte  sich  eine  Umänderung  in  der  Organisa- 
tion des  Mühlengewerbes  vollziehen,  da  die  Voraussetzungen  der 
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alten  weggefallen  waren.  Hatte  in  Baden  und  in  der  Pfalz  bis  in 
die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  die  landwirtschaftlich  erwerbs- 
tätige Bevölkerung  das  entschiedene  Übergewicht  unter  der  Ein- 
wohnerzahl des  Landes  (1830  in  Baden  55%),  so  kamen  1895  auf 
100  Personen  der  Gesamtbevölkerung  in  Baden  nur  noch  ca.  42 
(1882  48)  und  in  der  Pfalz  nur  noch  36  (46)  im  landwirtschaft- 
lichen Berufe  Tätige.  Dann  hat  in  Baden  der  Anbau  von  Han- 
delsgewächsen, Kartoffeln  und  Futterpflanzen  seit  der  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  derart  an  Bedeutung  und  Umfang  zugenommen, 
daß  nach  der  Anbaustatistik  von  1898  auf  diese  Kulturarten 
41,3%  des  Ackerlandes  entfielen;  tritt  doch  in  Baden  im  Ver- 
gleich zu  andern  Ländern  der  Getreidebau  mehr  in  den  Hinter- 
grund und  nimmt  statt  dessen  der  Wein-,  Obst-,  Handelsge- 
wächse- und  Ciemüsebau  eine  entsprechend  größere  Fläche  in 
Anspruch.1 

Die  Untersuchungen2  Hechts  haben  die  interessante  Tatsache 
ergeben,  dass  49,2  % aller  Familien  des  Landes  überhaupt  keine 
Brotfrucht  bauen.  Für  diese  Familien,  die  sich  meist  in  den 
Städten  und  Industriezentren  des  Landes  befinden,  kann  also  die 
Kundenmüllerei  überhaupt  nicht  in  Betracht  kommen.  Rein 
theoretisch  betrachtet,  würden  vor  allem  die  Familien  der  Mit- 
wirkung der  Kundenmühlen  bei  ihrer  Mehlversorgung  bedürfen, 
die  den  ganzen  Jahresbedarf  an  Getreide  anbauen,  das  sind  14,6% 
aller  Familien  des  Landes.  In  der  Tat  liegen  aber  die  Verhält- 
nisse, wie  noch  näher  darzulegen  ist,  ganz  anders.  Bemerkens- 
wert für  uns  ist  ferner  noch,  daß  fast  die  Hälfte  (42.4%),  aller 
getreidebauenden  Familien  noch  nicht  einmal  in  der  Lage  ist, 
durch  eigenen  Anbau  den  Jahresbedarf  an  Brotfrucht  zu  decken: 
sie  sind  also  gezwungen,  Getreide  bzw.  Mehl  (und  das  letztere 
wird  wohl  meistens  der  Fall  sein)  zuzukaufen;  sie  können  daher 
für  die  Vermahlung  ihres  Getreides  zu  Mehl  nur  zum  Teil  die 
Kundenmühlen  in  Anspruch  nehmen. 

Soviel  ist  jedenfalls  Tatsache,  daß  für  die  Hälfte  der  Be- 
völkerung des  Landes  die  Müllerei  als  Lohn  werk  von  vornherein 
gar  nicht  in  Frage  kommt.  Halten  wir  diese  Tatsachen  mit  dem 
Ergebnis  der  .Statistik  zusammen,  so  wird  das  Zurückgehen  dieser 

• Dr.  Hecht,  Die  Badische  Landwirtschaft  am  Anfang  des  XX.  Jahrhunderts, 
Karlsruhe,  t9°3«  8.  50. 

* A.  a.  O.  S.  67  ff. 
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Mühlen  sofort  verständlich.  In  dem  Maße,  in  dem  sich  die 
überhaupt  nicht  getreidebauende  Bevölkerung  vermehrte  und  die 
Industrialisierung  des  Landes  weiter  um  sich  griff,  schränkten  die 
auf  Vorrat  produzierenden  Mühlen,  die  Handelsmühlen,  das  bis- 
herige Absatzgebiet  der  Kundenmühlen  ein.  Das  gibt  sich  deut- 
lich dadurch  zu  erkennen,  daß  von  1882  bis  1895  die  Mühlen  mit 
zwei  Personen,  also  die  größeren  Kundenmühlen,  die  oft  mehreren 
Ortschaften  das  Getreide  vermahlen,  um  41%  abgenommen 
haben,  während  in  derselben  Zeit  die  mittleren  Handelsmühlen 
um  30,2  % wuchsen.  In  jener  Zeit  tobte  ein  heftiger  Kampf 
ums  Dasein  zwischen  den  größeren  Kundenmühlen  und  den  mitt- 
leren Handelsmühlen,  aus  dem  schließlich  die  letzteren  als  Sieger 
hervorgingen.  Es  sind  das  in  der  Hauptsache  die  Handelsmühleu 
in  der  Rheinebene:  in  den  Amtsbezirken  Freiburg,  Emmendingen, 
Bruchsal,  Mannheim,  Schwetzingen;  im  Schwarzwald:  Schönau, 
Triberg,  Yillingen,  Wolfach;  im  Oberland:  Schopfheim,  Lörrach; 
in  der  Seegegend:  Stockach  und  Überlingen;  im  Unterland: 
Heidelberg  und  Weinheim,  und  im  Bauland:  Tauberbischofsheim. 
Hier  war  also  die  Handelsmüllerei  die  ökonomisch  notwendige 
Form  der  Müllerei.  Die  Kundenmüllerei  entsprach  nicht  mehr 
den  wirtschaftlichen  Verhältnissen,  die  auch  auf  dem  Lande  einen 
städtisch-geldwirtschaftlichen  Charakter  angenommen  haben.  So 
sehen  wir  auch  von  1882  bis  1899  einen  starken  Rückgang1  der 
Mühlen  in  den  Bezirken:  Offenburg  um  50%,  Tauberbischofs- 
heim 48%,  I^ihr  40%.  Wolfach  37%,  Heidelberg  33%,  Wein- 
heim 3 2 °/o , Pforzheim  29 °/0,  Emmendingen  27%,  Yillingen 
25%.  Dieselbe  Erscheinung  zeigt  sich  auch  in  den  Weinbau- 
gebicten  Bühl  (41%)  und  Oberkirch  (62%). 

Wie  schon  angedeutet,  hätte  die  Kundenmüllerei  da  einen 
günstigen  Standort,  wo  die  Konsumenten  den  ganzen  Jahres- 
bedarf an  Brotfrucht  durch  eigenen  Anbau  decken,  wo  also 
weder  Getreide  noch  Mehl  gekauft  werden  muß.  In  der  Tat  ist 
auch  hier  eine  relativ  geringe  Abnahme  zu  bemerken.  In  den 
Bezirken  Kehl  und  Breisach  sind  die  Mühlen  um  einen  Betrieb 
zurück  gegangen , während  im  Bezirk  Schwetzingen  ihre  Zahl 
gleich  geblieben  ist.  Es  wäre  aber  ein  Irrtum,  zu  glauben,  daß 
nun  auch  immer  der  Bauer  und  ländliche  Bäcker  sein  produziertes 


1 Im  G roßher  zogtum  betrug  in  diesem  Zeitraum  die  Abnahme  24  0 <>• 
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Getreide,  das  er  für  seinen  Bedarf  benötigt,  beim  Kundenmüller 
mahlen  läßt.  Einer  der  tiefsten  Gründe  des  Niedergangs  der 
Kundenmüllerei  in  Baden  und  der  Pfalz  liegt  gerade  darin,  daß 
die  Landwirtschaft  seit  ungefähr  zwei  Jahrzehnten  immer  mehr 
dazu  übergegangen  ist,  das  Getreide  gegen  Geld  an  den  Händler 
zu  verkaufen,  um  wiederum  von  dem  Mehlhändler  das  Mehl  zu 
kaufen.  »Das  Geschäft  ist  seit  25  Jahren  sehr  zurückgegangen, 
weil  die  Bäcker,  die  das  Kunstmehl  wohlfeiler  kaufen,  nicht  mehr 
selbst  mahlen  lassen.  Die  Bauern  und  Handwerker  lassen  zwar 
noch  mahlen,  soweit  ihre  selbst  gepflanzten  Früchte  reichen,  doch 
kaufen  auch  sie  das  Mehl  bei  den  Bäckern.«1  Dieses  Eindringen 
des  geldwirtschaftlichen  Momentes  hat  das  Kundenmühlengewerbe 
ausgeschaltet.  Es  war  aber  nicht  allein  diese  ökonomische  Tat- 
sache, es  kam  ein  — vielleicht  ebenso  stark  wirkendes  — außer- 
wirtschaftliches Moment  dazu:  die  Verschiebung  und  Umgestal- 
tung der  Konsumtionsgewohnheiten  der  ländlichen  und  klein- 
städtischen Bevölkerung.  Hatte  sie  früher  nur  an  den  hohen 
Feier-  und  Festtagen  des  Jahres  feines  Weißmehl  gebraucht,  so 
ist  es  heute  zu  einem  notwendigen  Bedarfsgegenstand  geworden. 
Es  mag  sein,  daß  die  Handelsmühlen  mit  ihrem  qualitativ  voll- 
kommeneren Fabrikat  dieses  Bedürfnis  erst  geweckt  haben;  soviel 
ist  jedenfalls  sicher,  daß  die  Mehrzahl  der  Kundenmühlen  mit 
ihren  technisch  zurückgebliebenen  Reinigungsapparaten  ein  feines 
Weißmehl  nicht  hersteilen  können,  ganz  abgesehen  davon,  daß 
sich  auch  das  Getreide,  das  dem  Müller  oft  gebracht  wird,  nicht 
immer  in  gutem  Zustande  befindet.  Nur  dem  Umstand,  daß  die 
Landwirte,  um  nicht  ganz  ohne  Brotfrucht  zu  sein,  nicht  alles 
Getreide  auf  den  Markt  bringen,  sondern  immer  noch  einen  Teil 
zu  dem  benachbarten  Müller  bringen,  verdankt  so  manche  Kun- 
denmühle ihre  Existenz.  Darauf  ist  auch  die  Erscheinung  zurück- 
zuführen, daß  die  Betriebe  mit  nur  einer  Person  nicht  so  sehr 
in  den  Konkurrenzkampf  hineingezogen  wurden.  Aber  auch  da 
sind  häufig  unwirtschaftliche  wie  außerwirtschaftliche  Motive  maß- 
gebend: Das  Herkommen,  die  Verwandtschaft  oder  Schulkamerad- 
schaft. Eine  eigentümliche  Form  des  ländlichen  Personalkredits 


1 Untersuchungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  über  die  Lage  des  Hand- 
werks in  Deutschland  und  Österreich  in  den  »Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  , 
Bd.  <>9,  S.  73. 
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ist  es  dann,  die  den  Bauern  an  die  Kundenmühle  fesselt.  Vor 
der  Ernte  hat  oft  der  Landwirt  kein  Futter  mehr;  er  geht  nun 
zum  Müller,  der  in  der  Regel  noch  Vorräte  an  gemulterter  Frucht 
hat,  und  läßt  sich  ein  Quantum  vermahlen,  um  es  ihm  nach  der 
Ernte  wieder  zurück  zu  erstatten.  Ein  Müller  versicherte  mir, 
daß  auf  diese  Weise  manche  seiner  Kunden  einen  jahrelangen 
Kredit  in  Anspruch  nehmen. 

Wenn  die  Kundenmühlen  sich  in  den  oberen  Lagen  des 
Schwarzwalds  halten  können,  wo  der  Getreidebau  fast  völlig  ver- 
sagt (in  den  Bezirken1  Neustadt,  Schönau,  Triberg  und  St.  Blasien), 
so  ist  das  dadurch  zu  erklären,  daß  sie  die  Landwirte,  die  gerade 
den  Jahresbedarf  oder  noch  weniger  anbauen  und  die  deshalb 
ihre  Brotfrucht  nicht  verkaufen  können  oder  wollen,  mit  Mehl 
oder  Kleie  versorgen,  ln  der  Aufgabe,  der  Landwirtschaft  in 
Gegenden  mit  ungünstigen  Verkehrs-  und  Absatzbedingrungen 
das  Getreide  in  konsumfähiger  Form  zuzuführen,  ruht  die 
volkswirtschaftliche  Funktion  und  darum  auch  volkswirtschaftliche 
Berechtigrung  der  Kundenmüllerei  in  der  Gegenwart.  Je  mehr 
aber  auch  solche  Gebiete  dem  Verkehr  erschlossen  werden,  und 
es  deshalb  vorteilhafter  ist,  das  Getreide  zu  verkaufen  und  Mehl 
einzukaufen,  fällt  für  diese  Betriebsform  die  Aufgabe  weg.  So 
finden  wir  im  Bezirk  Neustadt  im  Jahre  1875  50  Mühlen,  die 
schon  1882  auf  44  herabgegangen  waren,  bis  i8gg  nur  27  übrig 
waren.  Die  Kundenmühlen  haben  sich  also  seit  1875  fast  um 
die  Hälfte  vermindert.  Der  Grund  dafür  ist  zu  suchen  in  der 
Errichtung  einer  Kunst-  und  Handelsmühle  und  in  der  Verkehrs- 
erschließung durch  die  Höllentalbahn.  Es  ist  natürlich,  daß  in 
diese  getreidearmen  Gegenden  bald  das  werbende  Kapital  ein- 
zieht und  die  Handelsmüllerei  in  das  Absatzgebiet  der  Kunden- 
mühlen eindringt.  Im  Bezirk  Triberg  bestanden  fünf  Handels- 
mühlen, während  auf  einen  badischen  Amtsbezirk  im  Durchschnitt 
drei  Handelsmühlen  kamen.  Bemerkenswert  ist,  daß  alle  fünf 
Mühlen  als  Nebengewerbe  Bäckerei  trieben,  eine  Erscheinung, 
die  bei  den  meisten  Handelsmühlen  auf  dem  Schwarzwalde  an- 
zutreffen ist.  Drei  dieser  Mühlen  sind  in  den  Jahren  1858,  1867 
und  1873  entstanden,  und  daher  beobachten  wir  auch  hier  seit 


1 Von  1882 — 1899  Rückgang  der  Mühlen  um  36  °/o  in  Neustadt,  40  °/o  in 
Schönau,  St.  Blasien  30  *>/<>,  T riberg  4 1 °/0. 
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1875  ein  starkes  Zurückgehen  der  Kundenmühlen  um  55%. 
Sehen  wir  aber  nun  einmal  zu  — und  diese  Verhältnisse  können 
für  viele  Teile  Badens  als  typisch  gelten  — , in  welchem  Umfange 
die  5 Handelsmühlen  und  14  Kundenmühlen  an  der  Mehl  Versor- 
gung des  Bezirkes  beteiligt  waren.  Die  14  Kundenmühlen  ver- 
arbeiteten 1899  4040  dz  Getreide  zu  2394  dz  Mehl,  während  die 
fünf  Handelsmühlen  aus  22670  dz  Brotfrucht  16002  dz  Mehl 
herstellten,  wovon  nur  443  dz  außer  Baden  gingen.  Interessant 
ist  auch  die  Tatsache,  daß  die  Handelsmühlen  13570  dz  auslän- 
discher Herkunft  vermahlten.  Es  ergibt  sich  also,  daß  die  Han- 
delsmühlen mit  86  °/0  und  die  Kundenmühlen  mit  nur  14%  den 
Mehlbedarf  befriedigten.  Dieses  Resultat  wird  sofort  verständ- 
lich, wenn  wir  hören,  daß  von  den  14  Kundenmühlen  10,  darunter 
ein  Hauptbetrieb,  unter  1 dz,  die  andern  vier  1 — 5 dz  pro  Tag 
verarbeiteten. 

Vorteilhafter  sind  die  Produktionsbedingungen  in  den  Ge- 
bieten Badens,  die  Getreide  überproduzierend  sind.  14,7%  aller 
Familien  des  Großherzogtums  können  Brotfrucht  verkaufen.  Sie 
gehören  in  der  Mehrzahl  den  Bezirken  Boxberg,  Eppingen,  Pful- 
lendorf,  Engen,  Sinsheim  und  Adelsheim  an.  Ein  Rückgang  der 
Kundenmühlen  hat  auch  hier  stattgefunden,  nur  war  er  etwas 
langsamer  als  in  den  andern  Teilen  des  Landes;  in  den  Bezirken: 
Adelsheim  um  4 °/0,  Sinsheim  7%,  Eppingen  10%,  Engen  12  °/G. 
Bretten  i4°/0,  Meßkirch  16%,  Pfullendorf  17%,  Donaueschingen 
und  Buchen  je  i8°/0.  Diese  Kundenmühlen  hatten  unter  der 
Konkurrenz  benachbarter  Handelsmühlen  nicht  zu  leiden,  da  fast 
alle  genannten  Bezirke  arm  an  solchen  Betrieben  sind  (nur  Sins- 
heim besitzt  sechs  kleine  auf  den  Handel  arbeitende  Mühlen),  und 
dann  ist  hier  eine  natürliche  Voraussetzung  gegeben,  selbständige 
bäuerliche  Wirtschaften,  die  ihren  ganzen  Jahresbedarf  selbst  pro- 
duzieren und  auch  für  den  Teil  der  notwendigen  Brotfrucht,  den 
sie  nicht  verkaufen  wollen,  das  weiter  verarbeitende  Lohngewerbe 
in  der  Nähe  haben  müssen. 

Wir  können  aus  dieser  Betrachtung  der  agrarischen  Ver- 
hältnisse Badens  und  ihrer  Einwirkung  auf  die  Kundenmüllerei 
den  Schluß  ziehen:  ein  Zurückgehen  der  Kundenmühlen  von 
1882  auf  1899  hat  in  fast1  allen  Teilen  des  Großherzogtums 

1 In  den  Amtsbezirken  Karlsruhe  lind  Schwetzingen  ist  die  Zahl  der  Mühlen 
gleich  geblieben. 
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stattgefunden,  nur  das  Tempo  dieser  Bewegung  ist  verschieden. 
Es  ist  schneller  oder  langsamer,  je  nach  den  Anbauverhältnissen 
und  den  Verkehrs-  und  Absatzbedingungen  der  betreffenden  Ge- 
biete. Das  Resultat  dieser  Entwicklung  scheint  aber  zu  sein, 
daß  die  Kundenmüllerei,  soweit  sie  noch  lebensfällig  ist,  im  all- 
gemeinen die  Stellung  eines  agrarischen  Nebengewerbes  einnimmt, 
während  sich  die  Handelsmüllerei  mehr  oder  weniger  von  der 
Landwirtschaft  emanzipiert  und  zur  selbständigen  Industrie  ent- 
wickelt hat.  In  diesen  Grenzen  wird  auch  die  Kundenmüllerei 
der  Zukunft  erhalten  bleiben,  als  Versorgerin  des  kleinbäuerlichen 
Betriebes  mit  dem  täglichen  Mehl-  und  Futterbedarf. 

Wenn  auf  diese  Weise  durch  den  Wegfall  der  natürlichen 
Voraussetzungen  der  Kundenmüllerei  die  Entwicklung  zur  Han- 
delsmüllerei und  damit  zum  Mittel-  und  Großbetrieb  notwendig 
wurde,  so  waren  auch  noch  andere  Ursachen  wirksam,  die  den 
Rückgang  der  Kundenmühlen  verursachten.  Durch  Einrichtung 
von  Wasserleitungen,  durch  Ent-  und  Bewässerungsanlagen,  durch 
Flußkorrektionen  wurde  die  zum  Betrieb  erforderliche  Wasser- 
kraft geraubt  oder  durch  Errichtung  von  Elektrizitätswerken  nutz- 
bringender verwertet.  Es  fehlten  die  notwendigen  Betriebsmittel, 
um  das  alte  Werk  zu  verbessern  oder  durch  ein  neues  zu  ersetzen, 
und  so  wurde  es  ganz  still  gestellt.  Vielfach  mag  auch  die  ge- 
schäftliche oder  persönliche  Untüchtigkeit  des  Besitzers  und  des- 
halb Verlust  der  Kundschaft  zur  Betriebseinstellung  beigetragen 
haben.  Mancher,  der  bisher  die  Müllerei  als  Nebenerwerb  be- 
nutzte, widmete  sich  nun  ganz  der  Landwirtschaft  oder  einem 
andern  Gewerbe.  Schließlich  zwangen  persönliche  Gründe,  wie 
Todesfall,  zur  Aufgabe  des  Mühlen  ge  werbes. 1 

1 Bei  der  produktionsstatistischen  Erhebung  im  Jahre  1901  konnten  folgende 
Betriebseinstellunyen  ermittelt  werden: 

1885 — 1890  2 
1 890 — 1 899  6 

1899  6 

1900  14 

1901  4 

Im  ganzen  32 

Als  Grund  wurde  angegeben:  Konkurs  in  2,  Unrentabilität  in  7,  Anlage  einer  Wasser- 
leitung in  3,  große  Konkurrenz  in  9,  Frucht-  bzw.  Geldmangel  in  2,  hohe  Löhne  und 
Beschäftigung  in  der  Landwirtschaft  in  je  1 , schlechte  Wasserkraft  in  4 und  j>ersön- 
liche  Ereignisse  in  3 Fällen. 
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II.  Der  Geschäftsbetrieb  in  den  badischen  Kundenmühlen. 

1.  Der  Verkehr  mit  den  Kunden. 

Der  wirtschaftliche  Charakter  der  Kundenmüllerei  besteht 
darin,  daß  der  Konsument  den  Rohstoff,  das  Getreide,  dem  Be- 
sitzer der  Mühle  hinausgibt,  um  es  von  diesem  zu  Mehl  ver- 
mahlen oder  schroten  zu  lassen,  je  nachdem  es  für  den  mensch- 
lichen oder  tierischen  Verbrauch  bestimmt  ist.  Während  so  der 
Müller  eigentlich  nur  der  Verleiher  seines  Mühlenwerkes  ist.  leitet 
der  Konsument,  der  Bauer  oder  Bäcker,  den  ganzen  Produktions- 
prozeß. In  Baden  und  in  der  Vorderpfalz  wohnen  die  Kunden  oft 
auch  der  Vermahlung  in  der  Mühle  bei  und  sind  bei  den  erfor- 
derlichen Arbeiten  dem  Müller  behilflich,  oder  sie  verrichten  sie 
gar  selbst.  Der  Geschäftsverkehr  spielt  sich  nun  in  der  Weise 
ab,  daß  der  Landwirt  das  Getreide  per  Achse  zur  Produktions- 
stättc  hinbringt,  um  es  ebenso  wieder  in  Form  von  Mehl  abzu- 
holen. Ein  Zeichen  ungünstiger  wirtschaftlicher  Lage  ist  es  schon, 
wenn  der  Müller  auch  diese  Arbeit  dem  Kunden  abnimmt  und 
mit  seinem  »Bettelwagens  bei  den  Bauern  herumfährt,  um  das 
Getreide  selbst  abzuholen  und  nach  der  Vermahlung  wieder  zu- 
rückzubringen. In  der  Regel  werden  dann  zu  dem  Mahllohn 
io  Pfg.  pro  Zentner  als  Vergütung  hinzugerechnet;  oft  erhält 
er  auch  kein  Entgelt  dafür,  er  ist  froh,  wenn  er  nur  etwas  zum 
Mahlen  bekommt.  Muß  sich  der  Müller  zu  diesem  Zweck  be- 
sonders ein  Fuhrwerk  anschaffen  und  womöglich  einen  Fuhr- 
knecht  einstellen,  so  erhöhen  sich  dadurch  seine  Unkosten,  die 
durch  die  io  Pfg.  nicht  gedeckt  werden.  Es  ist  mir  eine  Kunden- 
mühle bekannt,  die  bei  einer  durchschnittlichen  Jahresvermahlung 
von  1200  Ztr.  300  M.  für  den  »Kundenwagen«  ausgeben  muß; 
eine  andere  Mühle  mit  10000  Ztr.  hat  in  ihrer  Bilanz  bei  diesem 
Posten  1300  M.  eingestellt;  eine  dritte  mit  5000  Ztr.  gab  die 
betreffenden  Kosten  auf  900  M.  an. 

Man  sieht:  der  alte  Grundsatz  des  mittelalterlich -zünft- 
lerischen  Handwerkes,  nicht  zu  den  Kunden  zu  gehen,  sondern 
sie  an  sich  herantreten  zu  lassen,  ist  hier  durch  die  Macht  der 
Verhältnisse  außer  Kraft  gesetzt  worden. 

2.  Das  Mahl  verfahren. 

Bevor  nun  der  eigentliche  Vermahlungsprozeß  seinen  An- 
fang nimmt,  wird  das  Getreide  einer  Reinigung  unterzogen.  Zu 


Die  badisch -rheinpfillzischc  Mühlenindustrie  nach  ihrem  heutigen  Stand.  (jj 


diesem  Zweck  haben  die  meisten  Kundenmühlen  eine  Frucht- 
putzmaschine; manche  sind  auch  noch  bei  dem  alten  primitiven 
Sieb  stehen  geblieben,  das  natürlich  eine  gute  Säuberung,  die 
Hauptbedingung  eines  guten  Mehles,  nicht  ermöglicht.  Oft 
bringen  auch  die  Kunden  dem  Müller  das  Getreide  in  einem 
Zustande,  in  dem  schlechterdings  ein  ordentliches  Mehl  daraus 
nicht  hergestellt  werden  kann.  Daher  rühren  dann  auch  die 
Zwistigkeiten  zwischen  Bauer  und  Müller;  die  sprichwörtliche 
: Unehrlichkeit«  des  Müllers,  von  der  man  auch  heute  noch  in 
bäuerlichen  Kreisen  hören  kann,  hat  hier  ihren  Ursprung.  Gerade 
bei  der  Frage  der  Reinigung  spielt  die  moderne  Mühlentechnik 
eine  große  Rolle.  Zwei  französische  Erfindungen  sind  es  vor 
allem,  die  der  Getreidereinigung  dienen,  der  Trieur  und  der  Tarar. 
Die  Anschaffung  dieser  Maschinen  in  den  Kundenmühlen  scheitert 
aber  in  den  meisten  Fällen  an  dem  Mangel  an  Betriebskapital 
bzw.  Betriebskredit.  Dann  aber  würde  sich  auch  eine  solche 
F'inrichtung  bei  der  Mehrzahl  der  kleineren  Mühlen  gar  nicht 
rentieren,  da  ja  die  Vermahlungsmenge  so  gering  ist,  daß  diese 
kostspieligen  Apparate  nicht  genügend  ausgenutzt  werden  können, 
und  auch  die  Anforderungen,  die  der  Konsument  an  das  in  den 
Kundenmühlen  produzierte  Mehl  stellt,  nicht  so  groß  sind,  weil 
er  sich  heute  für  den  Bedarf  an  weißem,  feinem  Mehl  lieber  des 
Fabrikates  der  Handelsmühlen  bedient;  es  kommt  dazu,  daß  viele 
Kundenmühlen  nur  noch  schroten.  Soviel  ich  in  Erfahrung 
bringen  konnte,  sind  auch  nur  verhältnismäßig  wenige  badische 
Kundenmühlen  mit  diesen  besseren  Reinigungsapparaten  ausge- 
stattet, z.  B.  hatte  (1899)  eine  Kundenmühle  im  Amtsbezirk  Bühl, 
die  technisch  ganz  auf  der  Höhe  stand,  zwei  Walzenstühle,  drei 
französische  Mahlgänge,  sechs  Elevatoren,  Zylinder.  Sichtma- 
schinen und  einen  Trieur  und  Tarar. 

Ist  nun  das  Getreide1  gut  oder  schlecht  gereinigt,  so  wird 
es  auf  den  Mahlgang  geschüttet,  wo  es  zu  Mehl  oder  Schrot 
verarbeitet  wird.  Mahlgänge  wurden  im  Jahre  1899  in  den 
badischen  Kundenmühlen  2863  gezählt,  so  daß  auf  einen  Betrieb 
durchschnittlich  zwei  Gänge  kamen:  ein  Weiß-  und  ein  Schwarz- 
gang. Wenn  auch  in  sehr  vielen  Mühlen  die  Mühlsteine  aus 


* Der  Spelz  wird  zunächst  auf  den  Schälgang  gebracht,  um  den  Kern  aus  der 
Hülse  zu  entfernen. 
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dem  einfachen  Sandsteine  hergestellt  sind,  so  ist  doch  die  Zahl 
derer  ganz  beträchtlich,  die  sogenannte  : Champagnergänge- 1 
besitzen.  Auf  dieser  wachsenden  Verwendung  der  »Franzosen« 
in  den  Kundenmühlen  beruht  zum  größeren  Teil  der  technische 
Fortschritt  in  der  Kundenmüllerei  seit  den  sechziger  Jahren. 
Diese  Steinmasse  zeichnet  sich  durch  ihre  Härte  und  Porosität 
aus,  wodurch  die  Erzeugung  eines  besseren  Mehles  erreicht  wird. 
Sehr  oft  finden  wir  in  unseren  Mühlen  den  deutschen  neben  dem 
französischen  Stein,  von  denen  der  erstere  dann  gewöhnlich  zum 
Schroten  benutzt  wird.  Die  Verwertung  des  Walzenprinzips  durch 
Aufstellung  von  Walzenstühlen  ist  in  der  badischen  Kunden- 
müllerei in  großem  Umfang  nicht  erfolgt,  kamen  doch  auf 
100  Mühlen  nur  19  Walzenstühle.  Diese  Tatsache  ist  auf  die- 
selben Gründe  zurückzuführen,  die  wir  auch  bei  den  Reinigungs- 
maschinen als  ausschlaggebend  bezeichnet  haben.  So  schreibt 
ein  Kundenmüller,  daß  er  seinen  Walzenstuhl  schon  zehn  Jahre 
nicht  mehr  im  Betrieb  habe.  Wo  Walzenstühle  als  Schrot-  oder 
Auflöswalzenstühle  angewendet  werden , geschieht  das  nur  in 
größeren  Kundenmühlen  (6  bis  50  dz  tägliche  Vermahlung),  die 
eben  die  teure  Anlage  besser  ausnützen  können,  als  die  kleineren 
Betriebe. 

Das  in  Baden  gebräuchliche  Mahl  verfahren  ist  ein  Mittel- 
ding zwischen  der  Halbhochmüllerei2  und  der  Flachmüllerei,  die 
sogenannte  Bauernmüllerei.  Für  das  bei  der  Vermahlung  zu  be- 
folgende System  ist  die  Beschaffenheit  des  Getreides  entscheidend, 
ln  Baden  wird  nun  ziemlich  allgemein  der  gemeine  weiche  Land- 
weizen gebaut;  der  sogenannte  englische,  kleberarme  Weizen 
(square  head)  wird  nur  auf  größeren  Gütern  wegen  seines  hohen 
Körnerertrages  produziert.  Dadurch  ist  von  vornherein  das  Mahl- 
verfahren gegeben.  Es  ist  bis  in  die  neue  Zeit  hinein  die  Flach- 
müllerei gewesen,  erst  seit  den  letzten  Jahren  ist  man  zu  einem 
komplizierteren  Verfahren  fortgeschritten,  das  sich  aber  noch  sehr 
an  jene  Methode  anschließt:  das  Weizenkorn  wird  zuerst  geschrotet 
und  gequetscht,  beim  zweiten  Schrotgang  werden  die  Schalen 
abgestreift,  durch  die  dritte  Schrotung  werden  die  Griese  ge- 

» Das  Material  dieser  Mühlsteine  ist  Süßwasserquarz,  der  in  den  Brüchen  von 
La  Fert6  sous  Jouarre  (Departement  Seine)  gewonnen  wird. 

* Die  »Halbhochmüllerci«  ist  wieder  ein  Mittelding  zwischen  der  bereits  be- 
schriebenen Flach-  und  Hochnnillerei. 
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vvonnen,  dann  wird  aus  den  auf  der  Griesputzm aschine  geputzten 
Griesen  in  zwei  weiteren  Schrotungen  das  Mehl  ausgemahlen. 
Es  herrscht  also  — und  das  hat  dieses  System  mit  der  Flach- 
müllerei gemeinsam  — das  Bestreben  vor,  möglichst  wenig  Durch- 
gänge durch  den  Mahlgang  anzuwenden,  auf  der  andern  Seite 
aber  sucht  man  doch  eine  Trennung  und  gesonderte  Behandlung 
der  Zwischenprodukte  durchzuführen,  nur  nicht  in  dem  weit- 
gehenden Maße,  wie  es  bei  der  Hochmüllerei  geschieht.  Ein- 
facher gestaltet  sich  das  Mahlverfahren  beim  Roggen.  Das  Korn 
wird  zunächst  geschrotet,  mit  dem  Zwischenprodukte  wird  dann 
dieser  Prozeß  noch  dreimal  wiederholt,  bis  endlich  weißes  oder 
bräunliches  Mehl  entsteht,  wie  es  der  Mahlgast  wünscht.  Da  die 
Weizenmüllerei  in  den  badischen  Kundenmühlen  zum  Teil  schon 
aufgehört  hat  oder  doch  sehr  stark  im  Rückgang  begriffen  ist, 
so  befassen  sich  die  Mühlen  fast  nur  noch  mit  der  Verarbeitung 
von  Roggen  und  Spelz;  im  badischen  Unter-  und  Mittellande 
werden  ungefähr  *»/5  Roggen  und  */.  Weizen  und  Spelz  zur  Mühle 
gebracht,  und  im  Oberland  ist  besonders  die  Mischelfrucht  (Spelz, 
Gerste,  Weizen,  Roggen)  sehr  beliebt.  Die  Gerstevermahlung 
hat  in  den  letzten  Jahren  stark  abgenommen,  da  die  Bierbrauerei 
sehr  gute  Preise  bietet. 

Das  zerkleinerte  Mahlgut,  das  vom  Mahlgang  kommt,  muß  nun 
noch  abgesichtet,  »gebeutelt«  werden.  Zu  diesem  Zwecke  wurde 
früher  und  wird  zum  Teil  auch  in  der  Gegenwart  noch  das  Beutel- 
tuch verwendet;  in  der  großen  Mehrzahl  der  Kundenmühlcn  aber, 
die  sich  dem  technischen  Fortschritte  nicht  verschlossen  haben, 
ist  man  heute  zu  dem  Sichtzylinder  übergegangen. 

Das  Ausbeute  Verhältnis  läßt  sich  bei  den  Kundenmühlen 
sehr  schwer  angeben,  da  sich  der  Müller  nach  den  verschiedenen 
Wünschen  der  Kunden  richten  muß.  Als  Durchschnitt  können 
aber  folgende  Ziffern  betrachtet  werden: 

Weizen.  Roggen. 

Vorlauf  (Brotmehl)  25%}-.  0,  Mehl  . . . 65% 

Weißmehl  . . . 45%)  '°  Kleie  . . . 32% 

Kleie 27  % Verstaubung  3% 

Verstaubung  . . 3%  100% 

1 00  % 

Fromm,  Da*  Mühlengewcrbc  in  linden  und  in  der  Rheinpfalz. 
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Die  innere  Einrichtung  der  badisch-pfälzischen  Kunden- 
mühlen hat  in  den  letzten  Jahrzehnten  dadurch  eine  Umwandlung 
erfahren,  daß  in  vielen  Betrieben  die  hölzernen  Mühl  werke  durch 
eine  solide  eiserne  Konstruktion  ersetzt  worden  sind;  dadurch 
wird  die  Feuersgefahr,  die  bei  den  Mühlen  außerordentlich  groß 
ist,  erheblich  verringert.  Kapitalkräftige  Kundenmüller  sind  im 
Laufe  der  letzten  Jahre  zur  Anschaffung  von  Elevatoren,  Sack- 
aufzügen und  Fahrstühlen  geschritten,  was  eine  Ersparung  der 
menschlichen  Arbeitskraft  und  darum  eine  Verminderung  der 
Produktionskosten  bedeutet. 

3.  Die  Triebkräfte  in  den  Kundenmühlen. 

Die  Kraftquellen,  deren  sich  unsere  badischen  Mühlen  be- 
dienen, sind  Wasser  und  Dampf;  daneben  kommen  auch  Benzin 
und  Elektrizität  in  Betracht.  Die  Wassermühlen  stehen  natürlich 
an  erster  Stelle,  wie  folgende  Zahlen  für  Baden  aus  dem  Jahre 
1899  zeigen: 


Wasser 

»093 

Dampf 

2 

Wasser  und  Dampf  . 

98 

Benzin  und  Wasser  . 

12 

Elektrizität  .... 

1 

1 206 


Die  Zahl  der  Pferdekräfte  betrug  in  sämtlichen  badischen 
Kundenmühlen  10600  oder  pro  Mühle  8,75  PS. 

Die  Art  der  Triebkraft  hat  für  die  Müllerei  die  bedeutend- 
sten ökonomischen  Folgen,  hängt  doch  von  ihr  der  ganze  Betrieb 
und  schließlich  seine  Rentabilität  ab.  Gerade  darin  ruht  vor- 
zugsweise die  wirtschaftliche  und  technische  Rückständigkeit  der 
Kundenmühlen,  daß  sie  ihren  Betrieb  nicht  nach  wirtschaftlicher 
Zweckmäßigkeit,  sondern  nach  des  Wassers  oder  des  Windes  Kraft 
betreiben  können.  Da  Windmühlen  in  unserem  Untersuchungs- 
gebiet nicht  vorhanden  sind,  so  haben  wir  es  nur  mit  Wassermühlen 
zu  tun.  Welch  großer  wirtschaftlicher  Nachteil  einer  Wassermühle 
erwachsen  muß,  wenn  sich  nach  der  Ernte,  also  in  der  »Saison« 
der  Kundenmühlen,  Wassermangel  einstellt,  braucht  nicht  weiter 
ausgeführt  zu  werden;  und  dieser  Schaden  ist  um  so  bedeutender, 
je  mehr  der  Besitzer  seine  Haupttätigkeit  in  die  Müllerei  verlegt 
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hat.  Schon  diese  Tatsache  erklärt  die  wirtschaftliche  Notwendig- 
keit der  Verbindung  der  Müllerei  mit  irgend  einem  andern  Ge- 
werbe. So  gibt  es  Mühlen,  die  ein  Vierteljahr  vollen  Geschäfts- 
betrieb haben,  ein  Vierteljahr  nur  zur  Hälfte  und  das  andere 
halbe  Jahr  aber  wegen  Wassermangels  überhaupt  nicht  arbeiten 
können.  In  vielen  Fällen  antwortet  der  Müller  resigniert:  es 
fehlt  meist  an  Wasser  oder  Frucht  oder  an  beiden,  im  Sommer 
ist  kein  Wasser  und  im  Winter  keine  Frucht  da.  Die  Einführung 
des  Dampfes  als  Betriebsmotor  in  die  Kundenmüllerei  war  daher 
ein  technischer  und  damit  auch  ein  ökonomischer  Fortschritt. 
Der  andere  Vorzug  der  Dampfmüllerei  ist  der  Umstand,  daß  sie 
ganz  beliebig  einen  Standort  wählen  kann,  der  die  beste  Aus- 
nützung der  Produktions-  und  Absatzverhältnisse  gestattet.  So 
haben  sich  denn  auch  schon  viele  badische  und  pfälzische  Kun- 
denmüller eine  Dampfmaschine  als  Ergänzung  der  unzuverlässigen 
Wasserkraft  aufgestellt.  Die  Zahl  der  Mühlen,  die  nur  mit  Dampf 
getrieben  werden,  ist  allerdings  sehr  klein;  auch  der  Prozentsatz 
der  beide  Kräftequellen  zugleich  verwertenden  Betriebe  mag  mit 
8 % aller  Kundenmühlen  sehr  niedrig  erscheinen.  Allein  das 
Maß  der  Verwendbarkeit  technischer  Errungenschaften  ist  durch 
Kapitalbesitz  und  Raumverhältnisse  bedingt.  Das  gilt  besonders 
von  unsern  Kundenmühlen,  die  in  der  Regel  kein  Betriebskapital 
besitzen;  oft  steht  auch  der  Platz  nicht  zur  Verfügung,  um  eine 
Dampfmaschine  aufstellen  zu  können,  und  endlich  würde  sich 
bei  der  Mehrzahl  der  badischen  Mühlen  diese  Kapitalanlage 
wegen  des  geringen  Vermahlungsquantums  gar  nicht  rentieren. 
Gerade  die  Tatsache  der  absolut  so  geringfügigen  Produktions- 
menge in  den  meisten  Kundenmühlen  kann  der  Forderung  nach 
einer  vervollkommneteren  technischen  Ausrüstung  dieser  Mühlen 
nicht  genug  entgegengehalten  werden.  Manche  Kundenmühlen 
sind  wegen  Fruchtmangels  drei  Viertel  des  Jahres  außer  Betrieb, 
bei  andern  stehen  von  ihren  drei  Mahlgängen  seit  Jahren  zwei 
still,  wieder  andere  können  im  Monat  nur  an  acht  bis  zwölf  Tagen 
arbeiten.  Noch  weitere  Umstände  kommen  dazu,  die  eine  Be- 
triebseinstellung oder  doch  Betriebseinschränkung  erfordern;  so 
die  schwankenden  Ernteverhältnisse,  eine  ertragreiche  Kartoffel- 
ernte, die  sofort  auf  den  Brotkonsum  lähmend  einwirkt;  im  Bau- 
land, wo  der  Anbau  von  Spelz  durch  die  Herstellung  von  Grün- 
kern (Suppenkern)  große  Bedeutung  hat,  erleiden  viele  Müller 
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durch  eine  Mißernte  den  größten  Schaden,  da  ihr  ganzer  Erwerb 
aus  der  Müllerei  lediglich  auf  dem  Betrieb  während  der  Grün- 
kernzeit beruht  (drei  bis  fünf  Wochen). 

Wenn  wir  endlich  noch  berücksichtigen,  daß  in  keinem 
andern  handwerksmäßigen  Betriebe  das  Sachvermögen  so  groß 
ist,  wie  gerade  bei  der  Müllerei,1  so  wird  man  verstehen,  daß  bei 
der  etwa  200  Tage  oder  noch  weniger  dauernden  tatsächlichen 
Ausnützung  und  bei  den  oft  sehr  geringen  Produktionsmengen 
von  einer  ausreichenden  Verzinsung  des  Anlagekapitals  keine 
Rede  sein  kann.  Es  leuchtet  ein,  daß  unter  diesen  Bedingungen 
die  Produktionskosten  sehr  hoch  sind  und  der  Reinertrag  des 
Betriebes  bedeutend  geschmälert  wird.  Damit  sind  wir  nun  auch 
bei  der  Mahllohnfrage  an  gelangt,  die  in  der  Gegenwart  unter 
den  Kundenmüllern  brennend  geworden  ist. 

4.  Die  Mahl  lohnfrage. 

Wir  erinnern  uns  aus  dem  ersten  Kapitel  unserer  Unter- 
suchung, daß  die  Vergütung  für  die  Vermahlung  des  Getreides 
ursprünglich  nur  in  natura  geleistet  wurde,  d.  h.  in  einem  Bruch- 
teil der  zu  vermahlenden  Körner.  Durch  Herkommen  und  poli- 
zeiliche Verordnung  war  im  18.  Jahrhundert  der  Mahllohn  auf 
den  16.  Teil  der  Frucht  festgesetzt.  Während  der  Agrarkrisis 
der  zwanziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  machte  sich  dann  der 
große  Nachteil  für  die  Landwirte  geltend,  der  dem  Naturallohn 
anhaftete:  seine  Starrheit  gegenüber  den  schwankenden  Getreide- 
preisen. Man  half  sich  eine  Zeitlang  mit  einem  System  der 
gleitenden  Skala,  bei  dem  der  Mahllohn  proportional  dem 
Steigen  der  Getreidepreise  abnahm.  Der  nächste  Abschnitt  in 
der  Entwicklung  wird  durch  die  »Neue  Mühlenordnung«  gekenn- 
zeichnet, die  das  Fordern  des  Geldmahllohnes  rechtlich  ermög- 
lichte. Von  dieser  Erlaubnis  wurde  aber  sehr  wenig  Gebrauch 
gemacht,  da  sie  den  Interessen  der  Landwirtschaft  nicht  günstig 
war.  Im  Jahre  1856  vernehmen2  wir  lebhafte  Klagen  über  den 
unverhältnismäßig  hohen,  wenn  auch  rechtmäßigen  Mahllohn,  der 
damals  immer  noch  iJle  oder,  in  Geld  ausgedrückt,  l/2  fl.  pro 


1 Das  Anlagekapital  einer  badischen  Kundenmühle  hat  durchschnittlich  eine 
Höhe  von  10-  bis  25  000  M. 

2 Badisches  Zentralblatt  1856,  S.  175. 
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Zentner  betrug.  »Aber«,  fragt  der  Artikelschreiber,  »wo  ist  die 
Mühle,  wo  bloß  der  16.  Teil  genommen  wird?«  In  vielen  Fällen, 
heißt  es  weiter,  nimmt  der  Müller  kaum  weniger  als  den  io.  Teil. 
Man  ruft  sogar  nach  der  Polizei  und  verlangt  ganz  energisch, 
daß  solche  Gewerbe  wieder  im  Dienste  des  Publikums  stehen 
müssen.  Wir  sehen,  man  will  dem  Müller  wieder  die  sozial- 
rechtliche Stellung  einräumen,  die  er  vordem  gehabt  hat;  man 
sucht  ihn  zum  »Dorfhandwerker«  zu  machen.  Doch  derartige 
Versuche  mußten  an  der  Tatsache  der  Entstehung  der  Handels- 
müllerei scheitern.  Im  Jahre  1865  schlossen  dann  sämtliche 
Müller  des  Landes  eine  Konvention,  wonach  der  Multer  von 
"/iö  auf  7 12  erhöht  wurde.1  Die  Antwort  der  Landwirte  war  die 
Drohung,  nicht  mehr  bei  der  »unzeitgemäßen  Kundenmüllerei« 
mahlen  zu  lassen,  sondern  die  Frucht  an  die  Handelsmühlen  zu 
verkaufen,  um  aus  dem  Erlös  Mehl  und  Kleie  zu  beziehen.  Die 
Wirkung  blieb  nicht  aus,  denn  alsbald  mußten  sich  die  Müller 
entschließen,  zu  dem  althergebrachten  16.  Teil  zurückzukehren. 

Die  neue  Zeit  mit  ihren  veränderten  Verhältnissen  hat  daran 
nicht  viel  zu  ändern  vermocht:  auch  heute  noch  ist  in  sehr 
vielen  badischen  Kundenmühlen  der  16.  Teil  als  Mahllohn  üblich 
oder  in  Geld  60  bis  65  Pfg.  pro  Zentner;  oft  besteht  auch  ein 
Unterschied  zwischen  der  Vergütung  für  Schwarz-  und  Weißmehl, 
50  bzw.  65  Pfg.,2  und  für  Roggen-  und  Weizenmehl.  Manche 
Müller  verlangen  l/l2  bzw.  70  bis  80  Pfg.  pro  Zentner;  wieder 
andere  sind  schon  bis  zu  Vxo  oder  90  Pfg.  bis  1 M.  gegangen; 
allgemein  gebräuchlich  aber  ist  jetzt  der  16.  und  12.  Teil. 

Das  Entscheidende  bei  der  Wertung  des  Naturalmahllohnes 
ist  der  Getreidepreis:  je  nach  seinem  Steigen  oder  Fallen  be- 
stimmen sich  proportional  die  Mahllöhne.  Darin  liegt  auch  das 
Interesse  begründet,  das  die  Kundenmüller  dieser  Preisbewegung 
entgegenbringen,  und  daraus  entspringt  auch  der  Interessen- 
gegensatz zwischen  Kunden-  und  Handelsmüller.  Dieser  will 
möglichst  niedrige  Getreidepreise  und  verwirft  alle  zollpolitischen 
Maßregeln,  die  in  entgegengesetzter  Richtung  wirken,  jener  for- 
dert hohe  Getreidepreise  und  in  der  Zollpolitik  geht  er  Hand  in 
Hand  mit  dem  Landwirt.  Ein  großer  Vorteil  ist  dem  Natural- 

1 Badisches  Zentralblatt  1865,  S.  72. 

2 Vgl.  Erhebungen  über  die  Lage  des  Kleingewerbes  im  Großherzog- 
tum Baden,  Karlsruhe,  1887. 
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mahllohn  insofern  eigen,  als  er  das  Borgsystem  nicht  so  leicht 
aufkommen  läßt,  ohne  es  aber  ganz  beseitigen  zu  können,  wäh- 
rend der  Geldmahllohn  einen  Fortschritt  bedeutet,  weil  das  Ein- 
kommen des  Müllers  unabhängig  von  dem  Getreidepreis  ist. 

In  den  letzten  Jahren  geht  nun  das  Bestreben  der  Kunden- 
müller dahin,  allgemein  den  Naturalmahllohn  in  einen  Geldmahl- 
lohn umzuwandeln  und  durch  lokale  Organisationen  unter  Fest- 
setzung von  Minimalmahllöhnen1  den  Wettbewerb  einzuschränken. 

Wir  haben  also  hier  eine  kartellähnliche  Bildung:  Preisver- 
einbarungen unter  bindender  Verpflichtung  der  Beteiligten  und 
Festsetzung  von  Strafen  für  Verletzung  der  Satzungen. 

Wenn  nun  diese  Verbände  den  gehegten  Erwartungen  nicht 
entsprechen,  so  liegt  das  daran,  daß  sie  auf  falschen  Voraus- 
setzungen aufgebaut  sind.  Die  Vorbedingung  solcher  Vereini- 
gungen ist  eine  kleine  Zahl  von  Unternehmern,  deren  Betriebe 
möglichst  örtlich  konzentriert  sind  und  auf  einer  annähernd 
gleichen  Stufe  der  Leistungsfähigkeit  stehen.  Bei  der  Kunden- 
müllerei aber  haben  wir  zahlreiche,  über  das  ganze  Land  hin 


1 Ein  mir  vorliegender  Mnhllohntarif  hat  folgenden  Inhalt: 

§ »• 

Der  Multer-  oder  Mahllohn  wird  auf  */» o 
» » » Schrotlohn  » » */ia 

zur  Mindestannahmc  festgesetzt. 

§ 2. 

Der  Mahllohn  in  Geld  beträgt  als  Mindestannahme 

für  Weißfrucht i M. 

» Brot-  oder  Schwarzfrucht  . . 90  Pfg. 

» Schroten 60  » 


§ 3- 

Verstaubung  3 bis  4 Pfund  vom  Zentner. 

§ 5- 

Der  Verkaufspreis  für  jede  multerfrci  zu  mahlende  Frucht  ist  derart  geregelt, 
daß  sich  derselbe  um  mindestens  3 M.  höher  stellt  als  der  kursmäßige  Einkaufspreis 
der  einschlägigen  Fruchtgattung. 

§ 6. 

Zahlung  innerhalb  vier  Wochen  gilt  als  bar. 

§ 8. 

Hat  ein  Mitglied  außerhalb  dem  Verbandsgebict  zu  tun,  so  wird  ihm  für  besondere 
Fälle  Dispens  erteilt. 

§ ii- 

Verletzung  der  Satzungen  kann  mit  Geldbuße  bis  zu  300  M.  bestraft  werden. 
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verteilte  Betriebe,  die  unter  den  verschiedensten  Produktionsbe- 
dingungen arbeiten.  Gerade  dies  letztere  Moment  ist  in  unserem 
Gewerbe  von  großer  Bedeutung:  die  Wasserkraft,  die  Absatz- 
und  Verkehrsverhältnisse  sind  fast  bei  jeder  Mühle  verschieden. 
In  den  bestehenden  lokalen  Verbänden  sind  aber  höchstens  20  bis 
25  Müller  vereinigt,  so  daß  sie  der  Konkurrenz  der  benachbarten, 
nicht  der  Vereinigung  angehörenden  Kundenmühlen  und  vor 
allem  sämtlicher  Handelsmühlen  ausgesetzt  sind.  So  umfaßte 
eine  Kleinmüllervereinigung,  die  sich  auf  zwei  Amtsbezirke  mit 
ca.  50  Kundenmühlen  im  Jahre  1899  erstreckte,  10  Kundenmüller. 
Die  Schaffung  eines  größeren  Bezirks-  oder  gar  Landesverbandes 
ist  infolge  der  mannigfaltigen  Produktionsbedingungen  eine  tat- 
sächliche Unmöglichkeit.  Die  wirtschaftliche  Unwirksamkeit  der 
Preisvereinbarungen  hat  ferner  ihren  Grund  in  der  Eigenschaft 
des  Mehles,  das  nicht  den  Charakter  der  Vertretbarkeit  besitzt. 
Jeder  Müller  mahlt  schon  deshalb  ein  anderes  Mehl,  weil  nicht 
jeder  Bauer  das  Getreide  in  derselben  Beschaffenheit  zur  Mühle 
bringt,  und  durch  die  Gestaltung  des  Ausbeuteverhältnisses  können 
die  Preisbestimmungen  leicht  umgangen  werden.  Um  aber  auch 
für  den  Produktionsbetrieb  bindende  Vorschriften  geben  zu  können, 
sind  die  Verbände  zu  lose  organisiert. 

Aus  diesen  Gründen  ist  denn  auch  die  Idee  der  Lohnmüller- 
verbände in  dem  bezeichneten  Sinne  lebensunfähig.  Trotz  der 
lebhaften  Agitation,  die  für  sie  durch  den  »Deutschen  Müllerbund« 
(Sitz  in  Leipzig)  entfaltet  wird,  gibt  es  in  Baden  zurzeit  nur  drei 
und  in  der  Pfalz  nur  eine  solche  Vereinigung.  Die  Versuche 
weiterer  Gründungen  scheitern  an  der  Uneinigkeit  und  dem  Kon- 
kurrenzneid der  Kundenmüller.  Da  nun  den  Kleinmüllem  für 
bindende  Preisvereinbarungen  mit  der  Zwangsinnung,  wie  sie 
ihnen  das  Handwerkergesetz  bietet,  nicht  gedient  ist,  so  fordern 
sie  die  Aufhebung  des  § looqu  der  Gewerbeordnung,  wonach 
die  Zwangsinnungen  ihre  Mitglieder  in  der  Festsetzung  der  Preise 
ihrer  Waren  oder  Leistungen  oder  in  der  Annahme  von  Kunden 
nicht  beschränken  dürfen.  Man  will  also  in  die  deutsche  Zwangs- 
innung1  der  Gegenwart  das  Moment  einführen,  das  in  früherer 

1 Während  in  Baden  keine  Zwangsinnungen  für  das  Müllergewerbe  bestehen, 
gibt  es  in  der  Rheinpfalz  drei  (für  die  Amtsbezirke:  Neustadt  a.  H.  und  Dürkheim 
[entstanden  25.  X.  1901],  Gennersheim  [16.  IV.  1904]  und  Landau  [23.  VIII.  1906]). 
Sie  umfassen  meistens  nur  Kundenmühlen;  reine  Handelsmühlen  sind  nicht  ange- 
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• Zeit  ein  so  bequemes  Machtmittel  zur  Einschränkung  der  Kon- 
kurrenz an  die  Hand  gegeben  hat. 

Die  Lohnmüllerverbände  begnügen  sich  aber  nicht  damit, 
Verabredungen  über  innezuhaltende  Mindestpreise  zu  treffen;  sie 
gehen  noch  einen  Schritt  weiter,  indem  sie  eine  Erhöhung  des 
Mahllohnes  anstreben. 

Wir  haben  schon  auf  die  schlechte  Rentabilität  der  Kunden- 
mühlen hingewiesen,  um  sie  später  an  ein  paar  Beispielen  zu 
illustrieren.  Die  Produktionskosten  dürfen  wir  durchschnittlich 
auf  70  bis  80  Pfg.  pro  Zentner  berechnen;  nur  unter  ganz  gün- 
stigen Umständen  werden  sie  sich  geringer  stellen.  Dann  ist  in 
Betracht  zu  ziehen,  daß  die  Verzinsung  des  Anlagekapitals  und 
Abschreibungen  (wenn  überhaupt)  nicht  in  der  Höhe  angesetzt 
werden,  wie  es  nach  kaufmännischen  Grundsätzen  wünschenswert 
und  notwendig  wäre.  Vergleichen  wir  nun  den  Mahllohn  mit 
den  Produktionskosten,  so  ergibt  sich  die  interessante  Erscheinung, 
daß  im  Durchschnitt  der  Mahlverdienst  gleich  Null  ist,  oft  sogar 
mit  Verlust  gearbeitet  wird.  In  der  Regel  wird  also  mit  fiktiven 
Reingewinnen  gewirtschaftet.  Tritt  nun  einmal  eine  Geschäfts- 
stockung ein,  so  ist  die  nötige  Widerstandskraft  nicht  vorhanden 
der  Zusammenbruch  ist  unvermeidlich.  Wenn  sich  solche  Betriebe 
doch  noch  halten  können,  so  erklärt  sich  das  daraus,  daß  der 
Mühlenbetrieb  nicht  die  einzige  Erwerbsquelle  für  den  Besitzer 
ist;  aber  auf  jeden  Fall  bleibt  die  Tatsache  bestehen,  daß  das 
oberste  Gesetz  des  wirtschaftlichen  Handelns,  das  ökonomische 
Prinzip,  verletzt  wird.  Das  haben  auch  die  Müller  selber  einge- 
sehen: sie  verlangen  höhere  Preise.  Während  also  die  ganze 
gewerbliche  Produktion  der  Gegenwart  von  der  Tendenz  der 
Preissenkung  beherrscht  wird,  machen  sich  im  Kleinmühlen- 
gewerbe Bestrebungen  der  Preissteigerung  geltend.  Und  was 
ist  am  letzten  Ende  der  Zweck?  Im  Konkurrenzkampf  gegen 
die  größeren  Mühlen  nicht  unterzugehen.  Und  was  ist  der  Er- 
folg? Man  erleichtert  dem  Großbetrieb  den  Wettbewerb,  denn 
gerade  die  Preisherabsetzung  der  Produkte  ist  für  ihn  das  Mittel 
zur  Verdrängung  kleiner,  nicht  widerstandsfähiger,  unter  ungün- 

schlossen.  Von  einer  Innung  wurde  nur  mitgetcilt,  daß  »die  Statuten  zum  Teil  nur 
auf  dem  Papier  stehen«.  Es  scheint,  daß  diese  Zwangsinnungen  nur  künstliche  Pro- 
dukte der  Agitation  siud;  den  Vorteil  haben  sie  ja  wohl,  daß  sie  ihren  Mitgliedern 
Gelegenheit  zur  gemeinsamen  Aussprache  bieten. 
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stigeren  Bedingungen  arbeitender  Produzenten.  Die  Kleinmüller 
vermeinen  dadurch  ihre  Betriebe  wieder  rentabel  zu  machen,  daß 
sie  die  Preise  erhöhen,  ohne  zu  bedenken,  daß  die  Unrentabilität 
ihren  Grund  in  den  sehr  hohen  Produktionskosten  hat.  Aber  die 
praktische  Frage  ist  die,  ob  die  Herstellungskosten  in  den  Kunden- 
mühlen überhaupt  noch  weiter  herabgesetzt  werden  können.  Eine 
Erleichterung  der  steuerlichen  Lasten  könnte  schon  eine  Vermin- 
derung bewirken;  aber  alle  andern  Bestandteile  der  Rechnung  (z.  B. 
die  Löhne)  haben  eher  die  Tendenz,  im  Werte  zu  steigen,  als  zu 
fallen.  Das  einzige  wirksame  Mittel  wäre  ein  Wachsen  der  Pro- 
duktivität und  infolge  davon  das  relative  Sinken  der  Produktions- 
kosten. Daß  aber  das  Vermahlungsquantum  in  den  Kundenmühlen 
nicht  gesteigert  werden  kann,  geht  aus  der  Darlegung  der  Existenz- 
bedingungen der  Kundenmüllerei  hervor.  Das  ist  jedenfalls  das  Er- 
gebnis unserer  Betrachtung,  daß  die  große  Mehrzahl  der  Kunden- 
mühlen zu  teuer  produziert,  und  zwar,  wie  die  Produktionsbedin- 
gungen nun  einmal  gegeben  sind,  zu  teuer  produzieren  muß,  und 
nicht  nur  das,  sie  produzieren  auch  unökonomisch.  Damit  hat  auch 
das  selbständige  Kundenmühlengewerbe,  das  ohne  Nebenerwerb 
seinen  Mann  nähren  soll,  in  der  verkehrswirtschaftlich  organisier- 
ten Volkswirtschaft  der  Gegenwart  sein  Nützlichkeit  verloren. 


III.  Die  charakteristischen  Merkmale  der  badischen 

KundenmUhlen. 

a.  Der  Betriebsumfang  gemessen  an  der  Zahl  der 
beschäftigten  Personen. 

Die  Betrachtung  der  Daseinsbedingungen  der  Kundenmüllerei 
hat  zu  dem  Ergebnis  geführt,  daß  sie  in  der  Gegenwart  nur  noch 
die  wirtschaftliche  Funktion  eines  bäuerlichen  Nebengewerbes 
hat;  es  wird  sich  nun  darum  handeln,  darzulegen,  wie  diese  Tat- 
sache an  bestimmten,  charakteristischen  Merkmalen  zum  Ausdruck 
kommt.  Zu  diesem  Zwecke  wollen  wir  an  der  Hand  der  Gewerbe- 
und  Produktionsstatistik  den  Betriebsumfang,  die  Kombination 
mit  andern  Gewerbezweigen  und  die  Produktivkraft  der  Kunden- 
mühlen feststellen. 

Die  Zahl  der  Mühlen,  die  nur  eine  Person  beschäftigten,  war 
auch  im  Jahre  1899  ungefähr  noch  auf  derselben  Höhe  stehen 
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geblieben,  wie  vor  15  Jahren.  Wie  sehr  die  Kundenmühlen  mit 
nur  einem  Arbeiter,  also  in  der  Regel  mit  zwei  Personen,  vor- 


herrschten, zeigen  folgende  Ziffern: 

Alleinbetriebe 432 

Gehilfenbetriebe  mit  1 Arbeiter  . . 604 

3 »2  » . . 134 

» »3 — 5 Arbeitern  . 32 

Gehilfenbetriebe  mit  1 — 5 Arbeitern  . 770 
3 » 6 — 10  » . 4 


Es  machten  also  die  Mühlen  ohne  Gehilfen  und  mit  nur 
einem  Arbeiter  83%  sämtlicher  Lohnmühlen  aus.  Der  Prozent- 
satz würde  sich  noch  erhöhen,  wenn  man  bei  den  Betrieben  mit  einem 
Arbeiter  nur  solche  mitzählen  würde,  bei  denen  dieser  ausschließ- 
lich in  der  Mühle  beschäftigt  ist.  Aber  die  Betriebsweise  eines 
Saison  ge  werbes,  wie  es  die  Kundenmüllerei  ist,  bringt  es  mit 
sich,  daß  der  Knecht  bald  in  der  Landwirtschaft,  bald  in  der 
Mühle  tätig  ist.  Von  den  Großkundenmühlen  mit  mehr  als  fünf 
Arbeitern  beschäftigten  je  zwei  zehn  (in  den  Bezirken  Engen  und 
Ettenheim),  eine  sechs  (Schwetzingen)  und  eine  acht  Arbeiter 
(Mannheim).  Im  ganzen  entfielen  auf  100  Kundenmühlen  84  Ar- 
beiter. Es  darf  nun  allerdings  nicht  außer  acht  gelassen  werden, 
daß  in  den  Mühlen  auch  Familienangehörige  mitarbeiten,  was  die 
Bedeutung  hat,  daß  eine  fremde  Arbeitskraft  erspart  wird.  Ihre 
Zahl  fiel  aber  sehr  wenig  ins  Gewicht;  1895  wurden  nur  74  ge- 
zählt, darunter  41  weibliche  und  13  jugendliche  Personen,  in  der 
Pfalz  59;  ob  aber  wirklich  auch  alle  statistisch  erfaßt  worden  sind, 
scheint  sehr  zweifelhaft.  Eine  andere  Frage  ist  die  geringe  Zahl 
der  Lehrlinge,  die  wir  schon  früher  beobachten  konnten.  Es  gab 
Lehrlinge: 


Baden 

Pfalz 

‘875 

188 

65 

1895 

173 

45 

I9031 

56 

— 

Bei  der  pfälzischen  Erhebung  im  Jahre  1901  wurden  in  den 
152  revidierten  Betrieben  nur  4 Lehrlinge  gefunden. 


* Handwerkskammerberichte  des  Großherzogtums,  1903/04. 
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Diese  Erscheinung  erklärt  sich  dadurch,  daß  in  den  Kun- 
denmühlen die  Knechte  allmählich  in  das  Mühlgeschäft  einge- 
arbeitet werden.  Eine  eigene  gewerbliche  Ausbildung  erhalten 
in  der  Regel  nur  die  Müllersöhne  im  väterlichen  Betrieb.1  Ferner 
trägt  der  Umstand  dazu  bei,  daß  der  Mühlenarbeiter  des  Groß- 
betriebs nicht  durch  die  Schule  des  Handwerks  hindurchgeht,  da 
sich  dieser  bei  dem  automatischen  Mahlverfahren  hauptsächlich 
ungelernter  Arbeitskräfte  bedienen  kann.  Es  scheint,  daß  auch 
die  Bekanntmachung  vom  26.  April  18992 3  auf  die  Lehrlingshal- 
tung — wie  auf  die  Einstellung  von  Arbeitern  überhaupt  — ungün- 
stig eingewirkt  hat.3  Von  einem  geregelten  Lehrlingswesen  kann 
deshalb  auch  keine  Rede  sein;  die  Lehrlingszeit  beträgt  bald 
ix/2 , bald  2 oder  3 Jahre.  Damit  fällt  auch  für  die  Innungen  in 
unserem  Gewerbe  eine  ihrer  vorzüglichsten  Aufgaben  von  vorn- 
herein weg. 

b.  Der  Nebenerwerb  in  den  badischen  Kundenmühlen. 

Bezeichnend  für  den  kleinen  Umfang  der  Kundenmühlen 
und  für  ihre  Eigenschaft  als  landwirtschaftliches  Nebengewerbe 
ist  die  geringe  Anzahl  der  reinen  Kundenmühlen,  d.  h.  der  Be- 
triebe, die  nur  Mühlen  sind,  ohne  mit  irgend  einem  andern  Er- 
werbszweig verbunden  zu  sein. 

Nach  der  oben  (S.  47)  gegebenen  Statistik  haben  von  1875 
auf  1895  die  Hauptbetriebe  um  26%  abgenommen,  während  in 
derselben  Zeit  die  Mühlennebenbetriebe  um  274%  gestiegen  sind. 
Die  Tendenz  geht  also  dahin,  daß  der  ländliche  Müller  (und  in  der 
Hauptsache  ist  es  wohl  der  ländliche  Kundenmüller)  das  Schwer- 
gewicht seiner  Erwerbstätigkeit  in  irgend  ein  anderes  noch  Er- 
folg verheißendes  Gewerbe  verlegt,  das  ihm  nun  zum  Haupt- 
beruf wird,  während  er  die  Müllerei  nur  noch  als  Nebengewerbe 


1 Vgl.  Erhebungen  über  die  Lage  des  Kleingewerbes  im  Groß- 
herzogtum Baden,  Karlsruhe,  1887. 

* Darin  ist  bestimmt,  daß  in  Getreidemühlen  den  Gehilfen  und  Lehrlingen 
innerhalb  der  auf  den  Beginn  ihrer  Arbeit  folgenden  24  Stunden  eine  ununterbrochene 
Ruhezeit  von  mindestens  8 Stunden  zu  gewfihrcn  ist,  und  daß  Lehrlinge  unter  16  Jahren 
nicht  in  der  Nachtzeit  von  8 */2  Uhr  abends  bis  5* <'2  Uhr  morgens  beschäftigt  werden 
dürfen. 

3 Vgl.  Erhebungen  der  bayr.  Fabriken-  und  Gewerbeinspektoren 
über  das  Müllergewerbe,  1901,  S.  45. 
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fortführt.  Diese  Erscheinung  kommt  auch  in  den  Ergebnissen 
der  Berufszählungen  von  1882  und  1895  zum  klaren  Ausdruck: 


Wir  ersehen  aus  diesen  Ziffern  die  interessante  Tatsache,  daß 
der  Abnahme  der  in  der  Müllerei  hauptberuflich  tätigen  Personen 
ein  Anwachsen  der  darin  nebenberuflich  Erwerbstätigen  in  der- 
selben Höhe  gegenübersteht.  Jene  Müller  sind  also  in  dem  Umbil- 
dungsprozeß,  dem  das  Mühlengewerbe  unterworfen  ist,  nicht  etwa 
zugrunde  gegangen,  sondern  es  ist  nur  eine  Verschiebung  ihrer 
wirtschaftlichen  Stellung  innerhalb  des  Gewerbes  eingetreten. 
Dieser  Entwicklungsgang  findet  sich  auch  in  starkem  Maße  in 
der  Pfalz.  Die  Hauptbetriebe  zeigen  einen  Rückgang  um  28  %. 
die  Nebenbetriebe  sind  von  einem  im  Jahr  1875  auf  63  im  Jahr 
1895  gestiegen.  In  Deutschland  vermehrten  sich  die  Neben- 
betriebe in  derselben  Zeit  von  2128  auf  8288.  Im  Jahre  1899 
(vgl.  Tabelle  S.  53)  gestaltete  sich  die  Lage  so,  daß  von  100  Kun- 
denmüllern 54  die  Müllerei  als  Hauptgewerbe  und  46  als  Neben- 
gewerbe betrieben.  Es  gab  demnach  nur  120  (10,6%)  reine 
Kundenmühlen;  rechnen  wir  noch  die  61  reinen  Handelsmühlen 
dazu,  so  erhalten  wir  im  ganzen  nur  18 1 (13%)  reine  Mühlen - 
betriebe.  87  % aller  Mühlen  und  89,4  % der  Kundenmühlen 
bedurften  also  des  ergänzenden  Nebenerwerbes. 

Darunter  nimmt  nun  die  Landwirtschaft  die  erste  Stelle  ein; 
es  waren  verbunden  mit  Landwirtschaft: 


Die  Abnahme  in  den  letzten  Jahren  hat  ihren  Grund  in 
dem  Eingehen  zahlreicher  Mühlenbetriebe.2 

* Im  Deutschen  Reich  waren  von  52  389  Getreidemühlen  47  098  d.  h.  89,9°/0 
mit  Landwirtschaft  verbunden. 

2 Nach  der  Berufsstatistik  ging  in  Deutschland  von  1882  bis  1895  die  Zahl 
der  Personen,  die  neben  der  Landwirtschaft  die  Müllerei  als  Haupt-  oder  Nebengewerbe 
betrieben,  um  6599  zurück. 


Erwerbstätige 
im  Hauptberuf 


Erwerbstätige 
im  Nebenberuf 


1882  3810 

1895  3403 


1875  1366  (73%)  Mühlenbetriebe, 

1882  1722  (94%)  » 

1B951  1538  (96%)  » 

1901  941  (68%)  * 
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lm  Jahre  1899  war  die  Landwirtschaft  bei  den  Kunden- 
mühlen 

das  Hauptgewerbe  in  462  Fällen 
» Nebengewerbe  »410  » 

Es  waren  also  7 2 % aller  Kundenmühlen  mit  landwirtschaftlichen 
Betrieben  kombiniert.  Der  Nutzen  dieser  Verbindung  liegt  — 
abgesehen  von  den  übrigen  Wechselbeziehungen  zwischen  Ge- 
treidemüllerei und  Landwirtschaft  — in  der  günstigen  Verwertung 
der  Nebenprodukte  des  Mühlenbetriebes  durch  die  Landwirt- 
schaft. Beachtenswert  ist  bei  dieser  Berufskombination  die  Ver- 
teilung der  Mühlenbetriebe  auf  die  einzelnen  Betriebsgrößen- 
klassen. 

Es  entfielen  Mühlenbetriebe1  auf  die  Größenklassen: 


unter  2 

ha 

1882 

329 

«895 

266 

2 

bis 

5 

» 

539 

5°2 

5 

» 

IO 

503 

48 1 

IO 

» 

20 

$ 

262 

224 

20 

V 

100 

» 

88 

64 

100 

200 

1 

— 

200 

500 

» 

— 

1 

zusammen  1722  1538 


Mehr  als  die  Hälfte  (60%  bzw.  64  %)2  aller  Mühlenbetriebe  war 
demnach  mit  landwirtschaftlichen  Betrieben  im  Umfang  von 
2 bis  20  ha  verbunden. 

Es  ist  natürlich,  daß  neben  der  Müllerei  solche  Gewerbe 
dem  Haupt-  bzw.  Nebenerwerb  dienen,  die  in  technischer  oder 
wirtschaftlicher  Beziehung  zu  dem  Mühlengewerbe  stehen.  So 
wird  die  einmal  vorhandene  Wasserkraft,  die  der  Mühlenbetrieb 
nicht  ganz  ausnützen  kann,  dazu  verwendet,  eine  Sägemühle  oder 


* Vgl.  Beiträge  zur  Statistik  der  inneren  Verwaltung,  Heft  44, 
Teil  I;  Statistisches  Jahrbuch  für  das  Großherzogtum  Baden  für  1897  bis  1898,  S.  82. 

3 Im  Deutschen  Reich  68°/0;  vgl.  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Bd.  i!2, 
»Die  Landwirtschaft  im  Deutschen  Reich  nach  der  landwirtschaftlichen  Betriebszählung 
vom  14  VI.  1895«. 
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eine  Ölmühle  zu  treiben.  1899  waren  in  Baden  mit  Kunden- 
mühlen verbunden  als 

Nebengewerbe  Hauptgewerbe 

61  28  Sägemühlen, 

12  1 Ölmühlen, 

26  5 Dreschereibetriebe, 

— 3 Elektrizitätswerke. 

Rein  wirtschaftliche  Gründe  sind  es,  die  Müllerei  und 
Bäckerei  in  einem  Betriebe  vereinigen;  meistens  dient  der  Mühlen- 
betrieb dazu,  dem  weiterverarbeitenden  Gewerbe  einen  Teil  des 
Roh-  bzw.  Halbproduktes  zuzuführen;  der  andere  Teil  wird  in 
der  Regel  von  einer  Handelsmühle  bezogen,  besonders  wenn  es 
sich  um  die  feinen  weißen  Mehlsorten  handelt.  Oft  wird  auch  noch 
Mehlhandel  daneben  getrieben.  Bäckerei  und  Müllerei  finden 
sich  sehr  häufig  auf  dem  Schwarzwalde  beisammen,  wo  eben 
das  eine  Gewerbe  für  sich  allein  nicht  bestehen  könnte.  Nach 
der  Statistik  von  1899  waren  mit  Kundenmühlen  verbunden 

als  Nebengewerbe  als  Hauptgewerbe 

10  46  Bäckereien, 

1 3 Mehlhandlungen. 

Die  auffallend  klein  erscheinende  Zahl  der  mitbetriebenen 
Mehlhandlungen  erklärt  sich  dadurch,  daß  sich  der  kleine  Kunden- 
müller nicht  gerne  offen  als  Agent  der  Großmühlen  bekennt, 
denn  die  Zahl  der  Kundenmühlen  ist  nicht  gering,  die  große 
Mengen  Mehl  von  den  Handelsmühlen  beziehen,  teils  um  es  mit 
dem  eigenen  Produkt  zu  vermischen,  teils  um  es  an  die  Bauern 
und  Bäcker  abzusetzen.  Wie  die  Großbrauereien  die  kleinen  Be- 
triebe aufkaufen,  so  liefern  die  Großmühlen  Mehl  an  die  Kunden- 
müller und  dringen  auf  diese  Weise  dank  deren  Unterstützung 
in  das  Absatzgebiet  der  kleinen  Mühlen  ein.  So  sind  manche 
Kundenmüller  einfach  zu  Agenten  der  Handelsmühlen  geworden, 
die  dadurch  die  großen  Kosten  für  Reisende  und  besondere  Mehl- 
agenten ersparen. 

Gastwirtschaften,  die  ihren  Mehlbedarf  durch  Eigenproduk- 
tion deckten,  gab  es  zwölf;  in  sieben  Fällen  fand  sich  Müllerei 
und  Fuhrhalterei  beisammen.  Die  anderen  Haupt-  bzw.  Neben- 
beschäftigungen waren  dann  Gipserei  (in  3 Fällen),  Bankgewerbe,1 


1 Der  Vorscbußverein  Rastatt,  der  für  das  Proviantamt  mahlt. 
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Drechslerei,  Schleiferei,  Ziegelei,  Schreinerei,  Maurer-  und  Schnei- 
dergewerbe (in  je  einem  Fall). 

c.  Die  Produktivkraft  der  badischen  Kundenmühlen. 

Die  Arbeiterzahl  und  die  Häufigkeit  des  Nebenerwerbes 
vermögen  uns  nur  indirekt  über  die  Leistungsfähigkeit  eines  Ge- 
werbes Aufschluß  zu  geben;  einen  unmittelbaren  Einblick  in  die 
Bedingungen  der  Produktion  gewinnen  wir  erst,  wenn  wir  wissen, 
wie  viele  Sachgüter  die  einzelne  Unternehmung  hervorbringt,  d.  h. 
wenn  wir  ihre  Produktivität  kennen. 

Die  badischen  Kundenmühlen  haben  im  Jahre  1 899  1 027  392  dz 
Getreide  zu  7 1 1 450  dz  Mehl  vermahlen  (vgl.  Tabelle  S.  54), 
das  sind  von  der  Gesamtvermahlung  bzw.  -Produktion  aller  ba- 
dischen Mühlen  26,4  % bzw.  25,7%.  Durchschnittlich  entfiel 
also  auf  eine  Mühle  ein  Vermahlungsquantum  von  852  dz  oder 
bei  300  Arbeitstagen  3 dz  pro  Tag. 

Das  badische  Getreide  hatte  natürlich  mit  95  % den  Haupt- 
anteil, während  die  Mühlen  an  den  Landesgrenzen  auch  bayerische, 
hessische  und  württember gische  Provenienz  in  Höhe  von  2,8% 
verarbeiteten.  Die  in  der  Spalte  »ausländisches  Getreide«  ge- 
nannten 22  708  dz  (2,2%)  enthielten  hauptsächlich  Mais  für  Futter- 
zwecke; fremdländisches  Getreide  wurde  nur  an  der  Schweizer 
Grenze  vermahlen.  Dem  Ursprungsland  der  Brotfrucht  entspricht 
auch  der  Lieferungsort  des  Mehles:  nach  Baden  gingen  98,3  %, 
nach  Bayern,  Württemberg,  Hessen  1,6 % und  in  die  Schweiz 
o,  1 %. 

Setzen  wir  die  gesamte  Produktionsmenge  in  Beziehung  zur 
Zahl  der  Arbeiter,  so  kommen  auf  einen  Arbeiter  1014  dz  oder 
pro  Tag  34  dz.  Die  auf  einen  Mahlgang  entfallende  Quote 
belief  sich  auf  359  dz,  d.  h.  pro  Tag  auf  nur  1,2  dz. 

Die  Verteilung  der  Kundenmühlen  auf  die  einzelnen  Betriebs- 
größenklasscn  ist  folgende: 


Weniger 
als  1 dz. 

1-5  dz 

b— 10  dz 

11—20  dz 

21—30  dz 

50  und 
mehr  dz 

zusammen 

313 

750 

105 

32 

4 

2 

1206 

1-0! 

/ 0 

63% 

9% 

2,6% 

°*3  % 

0,1  % 

I OO  % 
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Fassen  wir  diese  Zahlen  zusammen,  so  erhalten  wir 

Betriebe  mit  bis  5 t täglicher  Vermahlung  1204 
» •>  6—20  t > » 2 

1206 

Charakteristisch  ist  die  Tatsache,  daß  also  gerade  ein  Viertel 
sämtlicher  Kundenmühlen  pro  Tag  nicht  einmal  2 Ztr.  ver- 
mahlte. 

Was  die  räumliche  Verteilung  dieser  kleinsten  Betriebe  an- 
geht, so  kamen  durchschnittlich  auf  einen  Amtsbezirk  fünf  solcher 
Mühlen.  Weit  darüber  standen  die  Bezirke  Neustadt  und  St.  Blasien 
mit  je  21  Betrieben,  dann  folgen  die  Bezirke  Waldkirch  (15), 
Wolfach  (13),  Eberbach  ( 1 1 ),  Triberg  und  Buchen  (je  10).  Wir 
erinnern  uns,  daß  diese  Bezirke  die  Gebiete  des  Landes  sind,  die 
weniger  Getreide  bauen,  als  zur  Deckung  des  Jahresbedarfes  not- 
wendig ist.  Diese  kleinen  Mühlen  vermahlen  das  in  geringer 
Menge  vorhandene  Brotgetreide  wohl  in  der  Hauptsache  für  den 
Eigenbedarf  oder  doch  wenigstens  für  einen  ganz  engen  perso- 
nalen Kundenkreis;  das  erstere  wird  vor  allem  in  den  Schwarz- 
waldgegendcn  Triberg  und  Wolfach  zutreffen,  wo  auf  den  großen 
»geschlossenen  Hofgütern«  schon  von  altersher  die  Mahlmühle 
neben  dem  Backofen  zu  dem  erforderlichen  Inventar  gehört.  In 
der  unteren  Rheinebene  dagegen  können  sich  solche  Mühlen 
gegenüber  den  Handelsmühlen  nicht  halten,  und  so  finden  wir 
sie  denn  auch  in  den  Bezirken  Karlsruhe,  Ettlingen,  Durlach, 
Bruchsal,  Schwetzingen  und  Wiesloch  gar  nicht  und  in  Breisach 
und  Kehl  mit  nur  je  einer  vertreten.  Die  Mehrzahl  jener  313 
Mühlen,  223,  wurden  als  Nebengewerbe  betrieben  (40%  sämtlicher 
Nebenbetriebe).  In  der  Regel  fließt  dann  das  Haupteinkommen 
aus  Landwirtschaft  und  Bäckerei;  besonders  auf  dem  Schwarz- 
wald ist  die  Kombination  von  Landwirtschaft,  Müllerei  und 
Bäckerei  sehr  häufig.  Auffallend  ist,  daß  90  von  jenen  Zwerg- 
mühlen als  Hauptgewerbe  angegeben  wurden,  denn  es  erscheint 
ja  von  vornherein  unmöglich,  daß  ein  so  kleiner  Betrieb  für  eine 
Familie  die  vorzügliche  Erwerbsquelle  sein  kann;1  in  Wirklichkeit 


1 So  gab  z.  B.  ein  Kundenmüllcr  ohne  jeden  Nebenerwerb  bei  einer  durch- 
schnittlichen täglichen  Vermahlung  von  i dz  (2  AVasserpferdekräfte)  seinen  Tagesver- 
dienst auf  2,40  M.  an. 
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aber  werden  jedenfalls  Landwirtschaft  und  Müllerei  in  gleicher 
Höhe  an  dem  Ertrage  beteiligt  sein. 

Wie  sich  Haupt-  und  Nebenbetriebe  sowie  Arbeiterzahl  auf 
die  einzelnen  Klassen  verteilten,  zeigt  folgende  Tabelle. 


Betriebe  mit  unter 
l dz  täglicher  Ver- 
mahlung 

Betriebe  mit 
t— 5 dz 

1 Betriebe  mit 
j 6—50  dz 

L J 

Betriebe  mit 
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Haupt- 

betriebe 

Xeben- 
be  triebe 

Arbeiter 

1 O 

B.-8 

JE 

rx 
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betriebe 
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Haupt- 

betriebe 
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be  triebe 

! 

Arbeiter  | 

Haupt- 
betriebe | 

Neben-  1 
betriebe  ' 

1 

Arbeiter  i 

Haupt- 

betriebe 

* ^ 
r x 

JO 

O w 

Arbeite)  ! 

1 

90 

in  0/0 
»4 

223 

in  0/0 
40 

127 
in  0/0 
»3 

432 

in  0/0 
66.5 

3»« 
in  % 
57 
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in  o/J 

“1 

1 

1 T26 
in  0/0 
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15 

tn  0/0 
3 

! 
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1 
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25 

1 

in  % 
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1 

in% 

0,1 

- O S* 

..  qI 

1 

649 

i 

in  % 
100 
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in  % 
100 

1013 

in  °/o 
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Von  den  beiden  großen  Kundenmühten  mit  über  50  dz 
täglicher  Vermahlung  ist  die  eine  im  Besitz  des  Vorschuß  Vereins 
Rastatt,  die  andere  liegt  im  Bezirk  Schwetzingen  und  ist  mit 
einer  Mehlhandlung  verbunden.  Erstere,  die  ausschließlich  für 
das  Proviantamt  Rastatt  arbeitet,  vermahlte  1899  17850  dz  und 
zwar  10  710  dz  badisches  und  7140  dz  sonstiges  deutsches  Ge- 
treide. Letztere  hatte  ein  jährliches  Produktionsquantum  von 
25  000  dz  badisches  Getreide. 

Die  große  Mehrzahl  der  Kundenmühlen  {63  %)  und  über 
die  Hälfte  aller  badischen  Mühlen  (54,2  %)  vermahlte  durchschnitt- 
lich 1 bis  5 dz  täglich.  Sie  sind  ziemlich  gleichmäßig  über  das 
ganze  Land  verteilt;  es  hervorragen  die  getreidebauenden  Bezirke 
Tauberbischofsheim,  Pfullendorf,  Boxberg,  Mosbach  und  die  ober- 
badischen Waldshut  und  Lörrach;  fast  ganz  verschwinden  sie 
naturgemäß  auf  den  Höhen  des  Schwarzwaldes  und  im  Bezirk 
Schwetzingen. 

Der  Standort  der  größeren  Kundenmühlen  mit  6 bis  50  dz 
täglicher  Vermahlung,  die  nur  12%  aller  Kundenmühlen  aus- 
machten, ist  vorzüglich  der  getreideüberproduzierende  Kraichgau 
(Durlach,  von  Bruchsal  die  Gemeinden  im  Hügelland,  Sinsheim, 
Bretten)  und  die  Amtsbezirke  Lahr  und  Emmendingen. 

Es  kann  nun  die  Frage  aufgeworfen  werden,  in  welchem 
Umfange  die  badischen  Kundenmühlen  den  Mehlbedarf  der  Be- 

Fromm,  Das  Mühlcngewerbc  in  Baden  und  in  der  Rheinpfal*.  6 
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völkerung  decken.  Gehen  wir  von  der  Einwohnerzahl  des  Jahres 
1900  mit  1 867  944  Einwohner  aus  und  berechnen  wir  den  durch- 
schnittlichen Bedarf  an  Mehl  pro  Kopf  der  Bevölkerung  auf 
140  kg,  so  erhalten  wir  als  Gesamtbedarf  2615122  dz.  Die 
Kundenmühlen  produzierten  nun  aber  bloß  7 1 1 450  dz  Mehl, 
davon  — nur  das  kommt  für  unsere  Berechnung  in  Betracht  — 
wurden  697  466  dz  in  Baden  verbraucht.  Es  ergibt  sich  also, 
daß  sie  nur  26,6  % des  Gesamtbedarfes  decken  konnten.  Der 
Rest  mußte  entweder  durch  die  einheimischen  Handelsmühlen 
geliefert  oder  von  auswärts  cingeführt  werden. 

Wir  können  auch  aus  diesen  Zahlen  erkennen,  wie  sich  die 
volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Kundenmüllerei  in  wenigen 
Jahrzehnten  verändert  hat:  noch  in  den  fünfziger  Jahren  des 
19.  Jahrhunderts  hat  sie  fast  den  ganzen  Mehlbedarf  des  Landes 
zu  befriedigen  vermocht,  heute  kann  sie  nur  noch  mit  einem 
Drittel  zu  der  Mehlversorgung  des  Großherzogtums  beitragen. 
Nach  einem  eigentlich  nur  drei  Dezennien  währenden,  heftigen 
und  vernichtenden  Konkurrenzkämpfe  mußte  sie  ihre  einst  volks- 
wirtschaftlich so  wichtige  Stellung  an  die  entstehende  Handels- 
großmüllerei abtreten. 

Wenn  auch  die  Kundenmüllcrei  einen  großen  Teil  ihrer 
Produktivität  eingebüßt  hat,  so  wird  sie  doch  durch  die  Groß- 
industrie nie  ganz  verdrängt  werden.  Beide  werden  noch  auf 
lange  hinaus  nebeneinander  fortbestehen , da  jede  derselben 
bestimmte  Anforderungen  erfüllt.  Auch  hier  gilt  die  treffende 
Bemerkung  Gotheins:  »immer  ist  durch  die  Großindustrie  der 
Kreis  des  zunftmäßigen  Handwerks  nur  eingeschränkt,  nicht  dieses 
selber  umgewandelt  worden.«1 

d.  Rentabilität  der  Kundenmühlen  in  Einzeldar- 

stellu  ngen. 

I. 

Die  Mühle  ist  eine  Kundenmühle  in  der  unteren  Rheinebene. 
Daneben  wird  Landwirtschaft  getrieben.  Der  Wert  des  Grund- 
stückes (200  qm),  auf  dem  die  Mühle  steht,  ist  600  M.t  und  der 
des  Mühlengebäudes  wird  vom  Besitzer  auf  20000  M.  veran- 
schlagt. 

* Gothein,  Wirtschaftsgeschichte  des  Schwarzwaldes,  Bd.  I,  S.  437. 
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Neben  der  Wasserkraft  von  8 bis  10  PS.  und  einer  Turbine 
wird  aushilfsweise  bei  kleinem  Wasserstande  eine  Dampfmaschine 
mit  20  PS.  verwendet. 

In  der  geräumigen  und  reinlich  gehaltenen  Mühle  stehen 
vier  Mahlgänge,  eine  Grießputzmaschine,  ein  Schälgang,  eine 
Fruchtputzmaschine,  ein  Sichtzylinder  und  ein  Fahrstuhl.  Diese 
maschinelle  Einrichtung  hat  einen  Wert  von  30000  M.  Dem 

Geschäftsbetrieb  dienen  ferner  ein  Pferd,  Wagen  und  Säcke  im 

Gesamtwert  von  2000  M. 

Es  werden  je  nach  der  heimischen  Ernte  6-  bis  10000  Ztr. 

jährlich  vermahlen.  Die  Produktionskraft  beträgt  pro  Gang  und 

Tag  (24  Stunden)  15  Ztr.,  tatsächlich  werden  aber  im  Durch- 
schnitt bloß  7 bis  8 Ztr.  vermahlen. 

Der  Mahllohn  wird  entweder  in  Geld  oder  in  natura  erhoben 
und  beträgt  80  Pfg.  pro  Ztr.  oder  den  zwölften  Teil  des  zu  ver- 
mahlenden Korns, 

Über  die  Arbeiterverhältnisse  wird  folgendes  berichtet:  der 
Besitzer  arbeitet  selbst  mit;  außerdem  sind  während  neun  Monaten 
zwei  Gesellen,  in  der  übrigen  Zeit  ein  Geselle  beschäftigt.  Die 
regelmäßige  Arbeitszeit  beträgt  16  Stunden,  dann  wird  noch  an 
26  Sonntagen  des  Jahres  gearbeitet.  Die  Löhne  belaufen  sich 
zusammen  auf  1900  M. 

Die  Rentabilität  des  Betriebes  ergibt  sich  aus  folgenden 
Angaben.  Zugrunde  gelegt  ist  die  Vermahlung  des  Jahres  1903 
mit  9600  Ztr.,  also  pro  Tag  32  Ztr.  Bei  einem  Fruchtpreis  von 
9 M.  pro  Zentner  und  einem  Multer  von  8,3  % (I/X2)  beträgt  also  die 
Bruttoeinnahme  7200  M.  Dazu  kommen  noch  Nebeneinnahmen 
aus  dem  Verkauf  von  Futterabfällen,  für  Malz-  und  Futterschroten 
mit  926  M.,  so  daß  wir  im  ganzen  ein  Jahreseinkommen  von 
8126  M.  erhalten. 

Die  Ausgaben  stellen  sich  nun  folgendermaßen : Steuern 
656  M.;  Löhne  1900  M.;  Reparaturen  600  M.;  Abschreibungen 
2500  M.;  Beleuchtungs-  und  Schmiermatcrial  300  M.;  Pferd  500  M.; 
Feuerversicherung  170  M.;  Maschinenkosten  ca.  700  M.;  Zinsen 
(4%)  800  M.;  zusammen  8126  M.  Sonach  stehen  sich  Einnahmen 
und  Ausgaben  in  gleicher  Höhe  gegenüber,  so  daß  also  ein  Ge- 
winn aus  dem  Mühlenbetriebe  nicht  erwirtschaftet  worden  ist. 
Der  Besitzer  erklärte,  daß  er  — wie  das  in  der  Regel  geschehe 
— die  Abschreibungen  und  die  Verzinsung  des  Anlagekapitals 
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nicht  mit  herechne.  Dadurch  würden  sich  die  Ausgaben  um  die 
beträchtliche  Summe  von  3300  M.  verringern.  Nach  dieser  aller- 
dings nicht  kaufmännischen  Methode  kämen  dann  die  Ausgaben 
nur  auf  4826  M. 

Da  der  Besitzer  neben  der  Landwirtschaft  auch  noch  eine 
ausgedehnte  Viehzucht  betreibt,  kann  er  die  Futterabfälle  für 
diesen  Wirtschaftszweig  benutzen,  so  daß  ca.  1000  M.  auf  diese 
Weise  durch  den  Mühlenbetrieb  gewonnen  werden. 

Die  Produktionskosten  belaufen  sich  auf  1,70  M.  pro  Doppel- 
zentner. Da  der  Mahllohn  nur  1,60  M.  beträgt,  so  hätte  also 
der  Besitzer  einen  Verlust  von  10  Pf.  pro  Doppelzentner.  Zieht 
man  die  Abschreibungen  usw.,  wie  es  der  Besitzer  tut,  nicht  in 
Betracht,  so  reduzieren  sich  die  Produktionskosten  auf  1 M.,  so 
daß  sich  dann  pro  Doppelzentner  ein  Reingewinn  von  60  Pf. 
ergäbe.  Allerdings,  dieser  Reingewinn  ist  eben  nur  ein  fiktiver, 
da  nach  kaufmännischen  Grundsätzen  auch  Abschreibungen  und 
Verzinsung  des  Anlagekapitals  zu  den  Produktionskosten  gerechnet 
werden  müssen.  Die  Verteilung  der  Unkosten  auf  den  Doppel- 
zentner ist  folgende: 


Steuern  .... 

0,14 

M. 

Löhne  .... 

o,39 

7> 

Reparaturen  . . 

0,13 

Abschreibungen  . 

0,52 

Beleuchtung  usw. 

0,06 

•» 

Versicherung  . . 

0,04 

■> 

Pferd 

0,10 

Maschine  . . . 

0,15 

v> 

Zinsen  .... 

0,17 

» 

zusammen  . . 

1,70 

M. 

Auffallend  sind  vor  allem  die  hohen  Sätze  bei  den  Ab- 
schreibungen und  bei  den  Steuern.  Nur  die  Verbindung  mit  der 
Landwirtschaft  und  die  dadurch  gegebene  Verwertung  der  mülle- 
rischen Nebenprodukte  macht  die  Fortführung  des  Mühlenbe- 
triebes rentabel. 


II. 

Die  untersuchte,  bei  Heidelberg  gelegene  Mühle  ist  mit  fünf 
Mahlgängen  und  einem  Schälgang  und  Turbinenanlage  ausge- 
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rüstet;  sie  beschäftigt  zwei  Mühlburschen  und  einen  Fuhrknecht. 
Die  Wasserkraft  wird  auf  1 1 PS.  geschätzt.  Das  jährliche  Ver- 
mahlungsquantum  beträgt  durchschnittlich  6000  Ztr.  oder  pro 
Tag  20  Ztr. 

Der  Mahllohn  ist  VlO-  Der  Rohertrag  beziffert  sich  bei 
einem  durchschnittlichen  Fruchtpreis  von  9 M.  pro  Zentner  auf 
5400  M.  Die  Ausgaben  setzen  sich  folgendermaßen  zusammen: 
Löhne  und  Verköstigung  2264  M.,  Kranken-  und  Unfallversiche- 
rung 207  M.,  Reparaturen  und  Abschreibungen  1000  M.,  Steuern 
und  Umlagen  684  M.,  Dampfkraftaushilfe  490  M.,  Feuerversiche- 
rung 112  M.;  zusammen  4757  M.  Es  entfallen  also  auf  1 Ztr. 
80  Pf.  Produktionskosten.  Dadurch  daß  der  Mahl  verdienst  von 
600  Ztr.  mit  9 M.  pro  Zentner  berechnet  wird,  ergibt  sich  ein 
Reingewinn  von  643  M.  Mit  dem  Sinken  der  Getreidepreise 
wird  natürlich  der  Reinertrag  geschmälert. 

Eine  Walzenstuhlanlage  steht  schon  seit  längerer  Zeit  fast 
das  ganze  Jahr  still.  Der  Besitzer  ist  kapitalkräftig  und  treibt 
ebenfalls  ausgedehnte  Landwirtschaft. 

III.1 

Die  Mühle  ist  eine  Wassermühle;  daneben  wird  eine  Säge- 
mühle, I Landwirtschaft  und  Gastwirtschaft  betrieben.  Zur  Land- 
wirtschaft wird  eine  Fläche  von  acht  Morgen  benützt,  auf  der 
Weizen,  Spelz,  Gerste,  Hafer  usw.  gebaut  werden.  Was  die  Wasser- 
verhältnisse angeht,  so  ist  lj2  Jahr  reichliches,  lj4  auskömmliches, 
J/4  nicht  auskömmliches  Betriebswasser  vorhanden.  Die  Wasser- 
kraft ist  auf  8 PS.  anzunehmen.  Der  Wert  des  Mühlengebäudes 
beträgt  18000  M.,  der  maschinellen  Einrichtung  6000  M.,  des 
Grund  und  Bodens,  auf  dem  die  Mühle  steht.  1200  M.  Es  sind 
drei  Mahlgänge  (zwei  französische  und  ein  deutscher),  eine  Schäl- 
maschine und  ein  Zylinder  vorhanden.  Die  Produktionskraft  be- 
läuft sich  auf  20  Ztr.  in  24  Stunden,  im  Durchschnitt  in  12  Stunden 
auf  10  Ztr. 

Der  Besitzer  arbeitet  selbst  mit,  außerdem  ist  noch  ein  Ge- 
selle und  ein  Lehrling  beschäftigt.  Der  Geselle  erhält  3 M.  in 
der  Woche,  dazu  noch  ein  Trinkgeld  von  5 M.  wöchentlich.  Die 

« Die  Darstellung  der  Betriebe  III  und  IV  — zwei  Mühlen  im  Amtsbezirk 
Pforzheim  — entnehme  ich  der  Arbeit  von  Mohr,  S.  21 1 ff.  Vgl.  auch  »Schriften 
des  Vereins  für  Sozialpolitik«,  Bd.  69,  S.  73. 
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regelmäßige  Arbeitszeit  ist  24  Stunden,  36 ständige  Arbeitszeit 
kommt  nur  selten  vor.  Als  Mahllohn  wurden  1896  200  Ztr.  oder 
bei  einem  Körnerpreis  von  8,50  M.  1700  M.  eingenommen.  An 
Feuerversicherungsprämie  wurden  50  M.,  an  Staatssteuern  1 73,53  M., 
an  Gemeindeabgaben  349,06  M.  gezahlt;  für  Beleuchtungsmaterial 
wurden  1 20  M.  ausgegeben.  Im  ganzen  beliefen  sich  die  Ausgaben 
auf  2357  M.,  wobei  die  für  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  nicht 
gerechnet  sind.  Demgegenüber  standen  Einnahmen  aus  dem 
Mühlenbetrieb  mit  1700  M.,  aus  der  Landwirtschaft  mit  896  M., 
zusammen  2596  M.  Es  wurde  demnach  ein  Reinertrag  von  nur 
239  M.  erwirtschaftet.  Ein  Reinertrag  allein  aus  der  Mühle  ist 
darnach  natürlich  nicht  zu  verzeichnen. 

IV. 

Das  Mühlengebäude,  der  Grund  und  Boden,  auf  dem  die 
Mühle  steht,  und  der  Wert  der  maschinellen  Einrichtung  werden 
zu  demselben  Werte  wie  im  vorhergehenden  Falle  angegeben. 
Nur  ist  hier  Landwirtschaft  allein  als  Nebenbetricb  vorhanden  mit 
zehn  Morgen.  Der  Mahllohn  betrug  1896  150  Ztr.  Der  Jahres- 
verdienst aus  der  Mühle  belief  sich  also  auf  1275  M.  Dazu  kam 
ein  Bruttoertrag  aus  der  Landwirtschaft  mit  1120  M..  zusammen 
2395  M.  An  Ausgaben  wurden  angegeben:  Staatssteuer  126  M. 
und  Gemeindesteuer  221  M.,  davon  Gewerbesteuer  50  M.  zusammen 
347  M.;  Versicherung  48  M.,  Heiz-,  Schmier-  und  Beleuchtungs- 
material 109  M.,  Utensilien  60  M.,  Fuhrknecht  250  M.  jährlich 
nebst  Kost  und  Logis.  Der  Geselle  erhielt  in  der  Woche  3,50  bis 
4 M.  Die  Trinkgelder  der  Kunden  beliefen  sich  auf  ca.  5 M. 
bzw.  2 M.  wöchentlich.  Im  ganzen  kamen  die  Ausgaben  auf  2137  M. 
Die  Reineinnahme  betrug  also  258  M.  Es  kann  auch  hier  von 
einem  Reinertrag  allein  aus  der  Mühle  nicht  gesprochen  werden. 

Bei  der  Betrachtung  dieser  Einzeldarstellungen  fällt  sofort 
die  Tatsache  der  starken  steuerlichen  Belastung  auf.  Die  Ursache 
dieser  Erscheinung  ist  in  der  Art  der  Veranlagung  der  Mühlen- 
betriebe zu  suchen.  Nach  der  badischen  Gewerbesteuer  und  der 
am  1.  Januar  1908  an  ihre  Stelle  tretenden  Vermögenssteuer 
werden  nämlich  die  Mühlen  nach  der  maschinellen  Einrichtung  und 
der  Wasserkraft  zur  Steuer  herangezogen.  So  richtig  es  auch  an 
und  für  sich  sein  mag,  von  der  Zahl  der  Mahlgänge  und  der 
Wasserkräfte  auf  die  Leistungsfähigkeit  zu  schließen,  so  liegen 
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in  Wirklichkeit  heute  bei  den  Kundenmühlen  die  Dinge  doch 
nicht  immer  so,  daß  zwischen  der  Zahl  der  Wasserkräfte  und  der 
Mahlgänge  und  dem  Ertrage  eine  Verhältnismäßigkeit  besteht. 
Wir  haben  darauf  hingewiesen,  daß  viele  Mahlgänge  und  Wasser- 
kräfte infolge  der  kleinen  Produktionsmenge  nicht  genutzt  wer- 
den können.  Eine  Steuer,  die  also  lediglich  nach  diesen  Kriterien 
bemessen  ist,  wird  nicht  jeden  Müller  nach  der  wirklichen  Leis- 
tung seines  Betriebes  treffen.  Ein  gewisser  Ausgleich  kann  aber 
durch  die  Einkommensteuer  erreicht  werden. 

Als  Ergebnis  unserer  Erörterungen  über  die  Kundenmüllerei 
stellt  sich  vor  allem  heraus,  daß  die  gewerbliche  Arbeit  allein 
dem  Kundenmüller  seine  »Nahrung«  nicht  mehr  zu  verschaffen 
vermag.  Die  meisten  können  sich  nur  durch  die  Ausübung  eines 
Nebenberufes,  besonders  durch  einen  landwirtschaftlichen  Betrieb, 
halten.  Mag  auch  in  früheren  Zeiten  sein  Auskommen  nicht 
viel  besser  gewesen  sein,  als  in  der  Gegenwart,  der  Mühlenbann 
hat  ihm  wenigstens  eine  gewisse  Sicherheit  der  Existenz  verbürgt. 


IV.  Die  badische  Kundenmüllerei  und  die  Landwirtschaft. 

Die  Wechselbeziehungen  zwischen  den  Kundenmühlen  und 
der  Landwirtschaft  beruhen  auf  dem  Interesse  des  ländlichen 
Müllers,  daß  die  landwirtschaftlichen  Betriebe  ihren  Brotbedarf 
selbst  decken,  indem  sie  ihr  eigenes  Getreide  mahlen  lassen  und 
daraus  selbst  Brot  hersteilen,  während  es  andrerseits  im  Interesse 
der  Landwirtschaft  liegt,  die  zur  Viehzucht  unentbehrlichen  Futter- 
mittel aus  der  Nähe  zu  beschaffen. 

Diesen  Bedürfnissen  kommen  nun  die  über  das  ganze  Land 
hin  verteilten  Kundenmühlen  entgegen;  befindet  sich  doch  in  der 
Mehrzahl  aller  Gemeinden  mindestens  eine  Kundenmühle.  In  der 
Tat  haben  auch  1 899  die  badischen  Kundenmühlen  5 1 ,5  % des 
Ertrags  an  Brotfrucht  vermahlen.  Von  dem  badischen  Getreide, 
das  von  sämtlichen  Mühlen  verarbeitet  wurde,  haben  die  Kunden- 
mühlen 976000  dz  (65,8%)  vermahlen;  badischen  Ursprungs  waren 
95%  des  Getreides,  das  in  den  Kundenmühlen  zu  Mehl  umge- 
wandelt wurde,  der  Rest  entfiel  auf  bayerische  und  württem- 
bergische  Herkunft  und  ausländischen  Mais.  Dementsprechend 
lieferten  sie  auch  nach  Baden  98  % ihrer  Mehlproduktion.  Fassen 
wir  aber  die  gesamte  Mehlproduktion  aller  badischen  Mühlen  ins 
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Auge,  so  mußten  sie  mit  40%  hinter  den  Handelsmühlen  (60%) 
Zurückbleiben. 

Was  die  Versorgung  mit  Futtermitteln  angeht,  so  wurden 
1899  ca.  1 120208  dz  Kleie1  als  Mühlenabfallprodukte  gewonnen; 
davon  von  den 

Handelsmühlen  . 804266  dz  (72%), 

Kundenmühlen  . 315942  » (28%). 

Während  die  Kleie  der  Handelsmühlen  auch  über  die  ba- 
dische Grenze  hinausgeht,  kommt  die  der  Kundenmühlen  lediglich 
der  badischen  Landwirtschaft  zugut. 

Wenn  daher  die  Kundenmühlen  für  die  Landwirtschaft  die 
bequemsten  und  sichersten  Abnehmer  der  einheimischen  Brot- 
frucht sind  (weil  eben  ihre  gewerbliche  Existenz  darauf  beruht), 
so  sind  aber  auch  die  Gefahren,  die  dem  Bestehen  der  Kunden- 
mühlen von  Seiten  der  Land  Wirtschaft  drohen,  nicht  zu  vergessen. 
Wir  haben  bereits  darauf  hingewiesen,  wie  infolge  des  Eindringens 
der  modernen  Geld-  und  Verkehrswirtschaft  in  die  bäuerlichen 
Kreise  die  Übung,  das  für  den  Haushalt  nötige  Getreide  auf  der 
Kundenmühle  vermahlen  zu  lassen,  immer  mehr  abbröckelt.  Die 
Getreideabsatzgenossenschaften  fördern  das  Bestreben  der  Land- 
wirte,  die  gesamte  Körnerernte  zu  verkaufen,  nur  noch,  und  die 
Einkaufsgenossenschaften  vermitteln  ihren  Mitgliedern  den  An- 
kauf von  Futtermitteln  und  Schrotmühlen.  So  bezog  im  Jahre 
1903  der  Verband  der  badischen  landwirtschaftlichen  Konsum- 
vereine 30  Schrotmühlen.2  Diese  werden  auf  den  Höfen  auf- 
gestellt und  die  Futtermittel,  die  früher  von  dem  Kundenmüller 
geschrotet  wurden,  werden  nun  in  der  eigenen  Wirtschaft  erzeugt. 
Daß  auf  diese  Weise  manche  Müller,  die  nur  auf  das  Schroten 
angewiesen  sind,  ihren  Betrieb  einstellen  müssen,  ist  ganz  zweifel- 
los. Dann  wird  auch  durch  den  gemeinschaftlichen  Kleiebezug, 
teils  von  den  badisch-rheinpfätzischen  Großmühlen,  teils  vom  Aus- 
lande, die  Produktionssphäre  der  Kundenmüllerei  erheblich  ein- 
geschränkt. 


* In  Wirklichkeit  ist  die  Kleiemenge  etwas  kleiner,  da  bei  den  oben  stehenden 
Ziffern  die  Abfallmenge  mitgezählt  ist;  sie  ist  aber  so  gering,  daß  sic  für  unsem  Zweck 
das  Resultat  nicht  beeinträchtigt. 

2 W.  Kl  immer.  Die  Entwicklung  des  landwirtschaftlichen  Genossenschafts- 
wesens im  Großherzogtum  Baden,  Heidelberger  Dissertation,  1906,  S.  119. 
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Es  wurden  vom  genannten  Verband  bezogen:1 

1884  4432  Ztr.  Kleie 

1894  21  349  » » 

1900  51  189  *’  » 

1904  83594  » s 

Die  Zurückdrängung  der  Kundenmühlen  würde  beschleunigt 
werden,  wenn  die  einmal  im  badischen  Landwirtschaftsrate2  er- 
hobene Forderung  zur  Wirklichkeit  würde,  das  landwirtschaftliche 
Genossenschaftsprinzip  auch  auf  die  Mehlproduktion  auszudehnen, 
d.  h.  landwirtschaftliche  Genossenschaftsmühlen  durch  die  Getreide- 
produzenten zu  gründen.  Es  wurde  vorgeschlagen,  die  durch  die 
Konkurrenz  der  Großmühlen  zum  Stillstand  gezwungenen  kleinen 
Landmühlen  in  den  Besitz  der  ländlichen  Genossenschaften  über- 
zuführen, die  sich  den  Ankauf  und  die  Vermahlung  des  einhei- 
mischen Getreides  und  die  Verwertung  des  gewonnenen  Mehles, 
besonders  durch  unmittelbaren  Absatz  an  die  Proviantämter,  und 
den  Betrieb  der  Kundenmüllerei  zur  Aufgabe  machen  sollten. 
Die  praktische  Durchführung  dieses  Gedankens  wird  wohl  an  dem 
Umstand  scheitern,  daß  der  Betrieb  mehrerer  kleiner  Mühlen 
durch  eine  Genossenschaft  zu  kostspielig  ist,  und  eine  Genossen- 
schaftsmühle wird  dieselbe  wirtschaftlich  ungünstige  Stellung  ein- 
nehmen, wie  unsere  kleinen  und  mittleren  Handelsmühlen.  An- 
drerseits würde  eine  einigermaßen  gut  geleitete  Genossenschafts- 
mühle wie  ein  konkurrierender  Großbetrieb  wirken  und  die  Klein- 
mühlen, die  bisher  dank  ungünstigen  Verkehrs-  und  Absatzver- 
hältnissen noch  einen  gewissen  Schutz  hatten,  würden  in  kurzer 
Zeit  ähre  Produktion  aufgeben  müssen.  Ansätze  einer  solchen 
Genossenschaftsbildung  sind  jetzt  schon  vorhanden,  indem  die 
1 .agerhäuser  der  Getreideabsatzgenossenschaften  schroten  und  Mehl 
verkaufen,  das  sie  durch  die  Müller  des  Bezirks  mahlen  ließen. 

Aus  der  Bedeutung  der  dezentralisierten  Kundenmühlen 
für  die  Landwirtschaft  entspringt  auch  die  Wirkung,  die  das  Zu- 
rückgehen dieses  Lohngewerbes  auf  die  Getreideproduzenten  haben 
muß.  »Je  mehr  aber  die  kleinen  und  mittleren  Mühlen  verschwinden, 
um  so  schlimmer  muß  sich  der  Absatz  der  Inlandsfrucht  gestalten, 

1 Kl  immer,  a.  a.  O.  S.  121- 

2 Verhandlungen  des  badischen  Landwirtschaftsrales  1900.  Vgl.  auch  Rechen- 
schaftsbericht des  Verbandes  der  badischen  landwirtschaftlichen  Konsumvereine  1891. 
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für  welche  jene  Betriebe  seither  die  Hauptabnehmer  gebildet 
haben.«1 

Wenn  sich  auch  jetzt  schon  die  badische  und  pfälzische 
Landwirtschaft  auf  dem  Wege  der  genossenschaftlichen  Verbin- 
dung an  eine  andere  Form  des  Absatzes  ihrer  Produkte  gewöhnt 
hat,  so  sind  doch  nicht  überall,  wie  z.  B.  auf  dem  hohen  Schwarz- 
walde, die  Voraussetzungen  für  diese  Absatzweise  vorhanden.  Hier 
würde  der  gänzliche  Untergang  der  Kundenmühlen  eine  Kala- 
mität für  die  Landwirtschaft  bedeuten;  allein  dieser  Fall  dürfte 
nicht  so  schnell  eintreten,  denn  gerade  da  sind  die  Existenzbe- 
dingungen gegeben,  die  — es  sei  denn,  daß  eine  totale  Um- 
wälzung der  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  einträte  — die  Kun- 
denmüllerei in  ihrer  wirtschaftlichen  Funktion  als  bäuerliches 
Nebengewerbe  erhalten. 


D.  Die  badisch -rheinpfälzisehen  Handelsmühlen. 

I.  Einleitung:  Das  Wesen  der  Handelsmüllerei. 

Der  Unterschied  zwischen  Kunden-  und  Handelsmüllerei 
liegt  in  der  verschiedenen  Betriebsorganisation:  während  der 
Kundenmüller  das  Getreide,  das  er  verarbeiten  soll,  unmittelbar 
vom  Getreideproduzenten  erhält,  um  es  in  Form  von  Mehl  wieder 
direkt  an  ihn  zurückzugeben,  kauft  der  Handelsmüller  die  Brot- 
frucht auf  eigene  Rechnung  und  Gefahr  auf  dem  Binnen-  oder 
Auslandsmarkt  in  größeren  Quantitäten  ein,  um  sie,  zu  Mehl 
umgewandelt,  unter  Ausnützung  der  Konjunkturen  an  den  Mehl- 
händler oder  sofort  an  den  Konsumenten  abzusetzen.  Ist  die 
Kundenmüllerei  die  typische  Erscheinungsform  des  Lohngewerbcs, 
so  macht  es  bei  der  Handelsmüllerei  .Schwierigkeiten,  sie  in  einer 
der  andern  Betriebsformen  unterzubringen.  Sie  hat  sowohl  die 
wesentlichen  Merkmale  des  Handwerks  als  auch  der  Fabrik- 
in den  ersten  Jahren  ihrer  Entwicklung  und  zum  größten  Teile 
auch  heute  noch  — wenigstens  in  unserem  Gebiete  — hat  sie 
einen  örtlichen  und  oft  auch  festen  Kundenkreis,  sie  arbeitet  in 
vielen  Fällen  mit  kleinem  Anlage-  und  Betriebskapital,  die  tech- 

1 Buchenberger,  Gruudzüge  der  deutschen  Agraqiolitik,  1899,  S.  232. 
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nische  Struktur  ist  oft  dieselbe,  wie  die  der  Lohnmühlen;  der 
Unternehmer  ist  nicht  nur  Leiter,  sondern  auch  technischer 
Arbeiter.  Wir  können  die  so  ausgebildete  Handelsmüllerei  als 
die  typische  »kleinkapitalistische  Unternehmung*  bezeichnen.  Die 
wirtschaftliche  und  technische  Entwicklung  des  letzten  Jahrzehntes 
hat  in  Baden  und  in  der  Rheinpfalz  eine  neue  Art  von  Handels- 
mühlen geschaffen,  die  sogenannten  Großmühlen  oder,  wie  man 
sie  oft  nennt,  die  »Mehlfabriken«.  Sie  charakterisieren  sich  durch 
großen  Kapitalaufwand,  durch  regelmäßigen  Absatz  auf  einem 
ausgedehnten,  interlokalen  und  zum  Teil  auch  internationalen 
Markt,  durch  Beschränkung  der  technischen  Arbeit  auf  beruflich 
vorgebildete,  höhere  Beamte  und  ungelernte  Arbeiter,  durch  starke 
Betonung  der  kaufmännisch -spekulativen  Tätigkeit  des  Betriebs- 
leiters und  durch  rationelle  Verwertung  der  Technik,  vor  allem 
durch  den  die  menschliche  Arbeitskraft  ersparenden  automatischen 
Produktionsprozeß.  Diese  Mühlen  stellen  den  typischen  kapitalisti- 
schen »Großbetrieb  < dar.  Streng  hissen  sich  die  kleinen  und 
großen  Handelsmühlen  nicht  voneinander  trennen,  der  Über- 
gang ist  ein  flüssiger,  es  sei  denn,  daß  man  sie  nach  der  Menge 
des  bearbeiteten  Rohstoffes  sondert. 

Nach  diesen  begrifflichen  Betrachtungen  wollen  wir  nun 
auf  die  badisch -rheinpfälzischen  Handelsmühlen  näher  eingehen. 


II.  Die  Existenzbedingungen  der  badisch -rheinpfälzischen 

Handelsmüllerei. 

Die  Darstellung  des  Werdeganges  unseres  Mühlengewerbes 
hat  uns  bereits  die  Entstehung  und  Ausbildung  der  Handels- 
müllerei gezeigt.  Rechtliche  wie  ökonomische  Tatsachen  wirkten 
dabei  mit:  die  Freigebung  des  Mehlhandels,  die  Erschließung 
des  Landes  durch  die  Eisenbahnen,  die  Entwicklung  der  Rhein- 
schiffahrt, das  Wachstum  der  Bevölkerung  und  besonders  der 
industriellen,  der  steigende  Wohlstand,  die  Verschiebung  der 
Konsumtionsgewohnheiten,  das  Verschwinden  der  Überreste 
natural  wirtschaftlicher  Wirtschafts  Verfassung,  endlich  freier,  un- 
gehinderter Verkehr  mit  den  Nachbarstaaten.  Dadurch  wurde 
ein  aufnahmefähiger  und  konsumkräftiger  Markt,  die  wirtschaft- 
liche Voraussetzung  der  Mehlproduktion  auf  Vorrat,  der  Handels- 
müllerei, geschaffen.  Wie  schon  angedeutet,  bietet  die  Statistik 
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keine  Handhabe,  diesen  allmählichen  Entwicklungsgang  auch 
rein  zahlenmäßig  zu  erfassen,  denn  die  Gewerbeaufnahmen  kennen 
den  Begriff  »Handelsmühlen«  nicht.  Da  ferner  die  Handelsmüllerei 
in  ihren  ersten  Anfängen  nicht  viel  mehr  Personen  beschäftigte, 
als  die  Kundenmühlen,  so  lassen  sich  auch  aus  der  Zahl  der 
Personen  zuverlässige  Resultate  nicht  gewinnen.  Aus  den  Mate- 
rialien der  Erhebung  von  1901  konnte  ich  für  Baden  ermittteln: 
es  sind  entstanden 

vor  1875  ungefähr  125  Handelsmühlen 
von  1875 — 1885  * 25  » 

» 1885 — 1895  » 17  » 

» 1895 — 1899  1 7 •» 

Wir  können  aus  diesen  Zahlen  entnehmen,  daß  die  Mehr- 
zahl der  Handelsmühlen  in  den  sechziger  Jahren  entstanden  ist, 
teils  aus  Kundenmühlen  hervorgehend,  teils  ganz  neu  gegründet, 
teils  von  da  an  Kunden-  und  Handelsmüllerei  miteinander  ver- 
bindend. 

Wenn  wir,  wie  bei  den  Kundenmühlen,  feststellen  wollen, 
in  welchem  Maße  die  badische  Bevölkerung  bei  ihrer  Mehlver- 
sorgung auf  die  Produktionstätigkeit  der  badischen  Handelsmühlen 
angewiesen  ist,  so  müssen  wir  zu  diesem  Zwecke  das  Groß- 
herzogtum als  ein  geschlossenes  Wirtschaftsgebiet  betrachten,  da 
wir  dabei  die  Produktion  und  Mehleinfuhr  von  außerbadischen 
Handelsmühlen  unbeachtet  lassen  müssen.  Da  49,2  °/0  aller 
Familien  des  Landes  überhaupt  keine  Brotfrucht  bauen , 1 also 
für  ihren  Bedarf  Mehl  kaufen  müssen,  so  ergibt  sich  die  Tat- 
sache, daß  auf  jeden  Fall  die  Hälfte  der  Bevölkerung  Mehl  be- 
nötigt, das  durch  die  Handelsmüllerei  hergestellt  werden  muß. 
Aber  auch  für  die  übrige  Brotfrucht  bauende  Bevölkerung  des  Lan- 
des (50,8%)  sind  die  Handelsmühlen  unentbehrlich  geworden;  nur 
das  Maß  ist  verschieden,  es  ist  größer  in  den  Teilen  des  Landes, 
die  den  Jahresbedarf  an  Getreide  nicht  durch  eigenen  Anbau  zu 
decken  vermögen  (Odenwald,  nördlicher  und  mittlerer  Schwarz- 
wald), es  ist  geringer  da,  wo  der  Jahresbedarf  durch  Eigen- 
produktion befriedigt  werden  kann  (mittlere  Rheinebene  und 
Kaiserstuhl).  Dieselben  Gründe,  die  hier  den  Rückgang  der 
Kundenmühlen  vorbereitet  haben,  waren  es,  die  das  Entstehen 

1 Hecht,  n.  a.  O.  S.  67  ff. 
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der  Handelsmüllerei  begünstigten  und  förderten.  Notwendig 
sind  die  Handelsmühlen  für  die  Gegenden  des  Großherzogtums, 
die  getreideüberproduzierend  sind  (Bauland,  Kraichgau  und  die 
Seegegend).  Während  im  Jahre  1899  auf  einen  Amtsbezirk 
durchschnittlich  3 Handelsmühlen  kamen  (Handels-  und  Kunden- 
mühlen 26),  standen  darüber  die  Bezirke  Heidelberg  mit  13, 
Wolfach  mit  9,  Stockach  und  Emmendingen  mit  je  8,  Bruchsal 
und  Tauberbischofsheim  mit  je  7,  Überlingen  mit  6 und  Pforz- 
heim und  Triberg  mit  je  5 Handelsmühlen. 

Die  wichtigste  Existenzbedingung  unserer  Handelsmüllerei 
ist  aber  die  Tatsache,  daß  der  gesamte  Getreidebedarf  des  ba- 
dischen Landes  durch  den  einheimischen  Körnerbau  gar  nicht 
gedeckt  werden  kann;  schon  heute  beträgt  die  Mindererzeugung  an 
Brotfrucht  über  2 Millionen  Doppelzentner.  Damit  ist  die  öko- 
nomische Notwendigkeit  der  Handelsmüllerei  gegeben,  und  ihre 
volkswirtschaftliche  Aufgabe  besteht  vor  allem  darin,  durch  Ver- 
mahlung des  nicht  von  der  badischen  Landwirtschaft  hervorge- 
brachten Getreides  den  Gesamtbedarf  an  Mehl  befriedigen  zu  helfen. 
Die  Handelsmüllerei  tritt  also  da  an  die  Stelle  der  Kundenmüllerei, 
wo  sich  diese  nicht  mehr  den  neuen  wirtschaftlichen  Verhält- 
nissen anzupassen  vermag.  Die  Stufe  der  volkswirtschaftlichen 
Entwicklung,  in  der  die  Handelsmüllerei  ihre  Ausbildung  erhält, 
ist  die  verkehrswirtschaftlich  - kapitalistische.  Aus  dieser  öko- 
nomischen Bedingtheit  ergibt  sich  auch  das  wirtschaftliche  Wesen 
der  Handelsmüllerei:  sie  ist  nicht,  wie  die  Kundenmüllerei,  ein 
von  der  einheimischen  Landwirtschaft  abhängiges  und  in  deren 
Diensten  stehendes  Gewerbe,  sondern  eine  auf  selbständiger 
Grundlage  beruhende  Industrie. 

Wir  wollen  nun  im  folgenden  Abschnitt  den  Charakter  der 
badischen  Handelsmüllerei  im  allgemeinen  kennen  lernen,  wie  er 
sich  in  der  Zahl  der  darin  beschäftigten  Arbeiter,  in  der  Verbin- 
dung mit  andern  Gewerben  und  in  ihrer  Produktionskraft  äußert. 

III.  Die  charakteristischen  Merkmale  der  badischen 

Handelsmllllerei. 

1.  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter. 

Im  Jahre  1899  waren  in  den  176  badischen  Handelsmühlen 
967  Arbeiter  beschäftigt,  so  daß  also  auf  eine  Mühle  durch- 
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schnittlich  5,5  Arbeiter  entfielen.  Das  Bild  wird  aber  sofort  ein 
anderes,  wenn  wir  die  Arbeiter  auf  die  einzelnen  Betriebsgrößen- 
klassen verteilen : 


Allein- 

betriebe 

(ohne 

Arbeiter) 

Gehilfen- 

betriebe 

Davon  in  Betrieben  mit  ....  Arbeitern 

1 

2-5 

6 — 20 

21—50 

51  — 100  j|  über  100 

Betriebe 

(Arbeiter) 

Betriebe 

Arbeiter 

Betriebe 

Arbeiter 

Betriebe 

Arbeiter 

Betriebe 

Arbeiter 

Betriebe 

Arbeiter 

7 

169 

O 

OO 

Tf 

222  ; 

1 

2/ 

250 

6 

218 

I 

1 

90 

! , 

1 33 

Bezeichnend  ist,  daß  von  allen  Mühlen  54  (30%)  nur  eine 
Hilfsperson  hatten,  also  durchschnittlich  nur  zwei  Personen  be- 
schäftigten. In  den  meisten  Fällen  liegt  wohl  die  Sache  so,  daß 
der  Betriebsunternehmer  die  technische  und  kaufmännische  Leitung 
in  den  Händen  hat,  während  der  einzige  Arbeiter  als  Fuhrknecht 
tätig  ist.  Ganz  gering  ist  auch  die  Zahl  der  kaufmännischen  und 
technischen  Beamten:  sie  betrug  13 1 und  davon  kamen  72  auf 
die  acht  Großmühlen,  so  daß  den  Klein-  und  Mittelbetrieben  nur 
59  blieben. 

Wenn  wir  von  der  Zahl  der  Arbeiter  einen  Schluß  auf  die 
Struktur  des  Gewerbes  ziehen  können,  so  dürfen  wir  sagen,  daß 
im  allgemeinen  die  badische  Handelsmüllerei  einen  »kleinkapi- 
talistischen« Charakter  hat.  Zu  diesem  Ergebnis  gelangen  wir 
auch,  wenn  wir 

2.  Die  Verbindung  mit  andern  Gewerbezweigen 

betrachten.  Schon  allein  der  Umstand,  daß  82  (46 /°0)  Handels- 
mühlen zugleich  Kundenmühlen  waren,  weist  auf  den  kleinen 
Umfang  der  Mehrzahl  der  Betriebe  hin.  Wenn  auch  die  Müllerei 
bei  fast  allen  (173)  Betrieben  das  Hauptgewerbe  war,  so  wurden 
im  ganzen  doch  nur  61  (35%)  reine  Handelsmühlen  ermittelt. 
Die  große  Zahl  der  mit  Landwirtschaft  verbundenen  Mühlen 
(69  = 40%)  erklärt  sich  aus  der  schon  genannten  Kombination 
mit  Kundenmühlen,  öfters  fanden  sich  auch  die  Sägerei  (17)  und 
Bäckerei  (13)  als  Nebengewerbe;  die  überschüssige  Wasserkraft 
wurde  in  drei  Fällen  zur  Erzeugung  von  Elektrizität  verwendet. 
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In  je  einem  Fall  wurden  neben  der  Handelsmüllerei  Mehl- 
liandel  und  Viehzucht  als  Hauptgewerbe  betrieben. 

Das  Vorhandensein  des  Nebenerwerbes  bei  so  vielen  Han- 
delsmühlen ist  teils  in  der  historischen  Entwicklung  begründet, 
teils  entspringt  es  rein  wirtschaftlichen  Gründen.  Die  Handels- 
mühlen, die  aus  der  Kundenmüllerei  hervorgegangen  sind,  haben 
diese  noch  weiter  beibehalten,  während  andrerseits  der  scharfe 
Wettbewerb  manche  Handelsmüller  gezwungen  hat,  einen  das 
Einkommen  ergänzenden  Nebenerwerb,  gleichsam  als  Rück- 
versicherung, zu  betreiben. 

3.  Die  Produktivkraft  der  badischen  Handelsmühlen. 

Nirgends  tritt  uns  der  scharfe  Gegensatz  zwischen  Kunden- 
und  Handelsmühlen  so  sehr  entgegen,  wie  gerade  bei  einem 
Vergleich  der  Vermahlungsmengen  der  beiden  Mühlenbetriebs- 
formen. Ein  Blick  auf  diese  Ziffern  läßt  sofort  die  verschiedene 
volkswirtschaftliche  Bedeutung  von  Kunden-  und  Handelsmühlen 
erkennen.  Das  Vermahlungsquantum  der  badischen  Handelsmühlen 
betrug  1899  (vgl.  Tabelle  S.  54)  2862262  dz  oder  73,6%  von 
der  Gesamtvermahlungsmenge  aller  badischen  Mühlen;  sonach 
kam  durchschnittlich  auf  eine  Handelsmühle  eine  jährliche  Ver- 
mahlung von  16263  dz  oder  pro  Tag  ca.  55  dz  (in  den  Kunden- 
mühlen 852  bezw.  3 dz).  Also  12%  sämtlicher  badischen  Mühlen 
verarbeiteten  73,6%  der  Gesamtvermahlung  überhaupt. 

Fragen  wir  nun  nach  der  Herkunft  des  Getreides,  so  ergibt 
sich,  daß  die  Handelsmühlen  507780  dz  badisches  Getreide  ver- 
mahlten, d.  h.  nur  18%  ihres  Getreideverbrauchs , während  bei 
den  Kundenmühlen  der  Prozentsatz  95%  war.  Genau  umgekehrt 
liegen  die  Dinge,  wenn  wir  die  ausländische  Provenienz  ansehen: 
da  sind  die  Handelsmühlen  mit  69  °/Q  ihrer  Vermahlungsmenge 
vertreten,  die  Kundenmühlen  dagegen  mit  nur  2,2%.  Noch 
schärfer  tritt  das  zutage,  wenn  wir  den  Anteil  an  dem  einge- 
führten Getreide  überhaupt  betrachten:  die  Handelsmühlen  ver- 
mahlten davon  98,8%,  die  Kundenmühlen  nur  1,2%.  Bedeutend 
geringer  war  die  Verarbeitung  außerbadischen,  aber  deutschen 
Getreides:  bei  den  Handelsmühlen  nur  375  170  dz  (13%),  bei  den 
Kundenmühlen  28684  dz  (2,8%). 

Wohin  wird  nun  das  vermahlene  Getreide  geschickt?  Die 
Gesamtproduktion  belief  sich  auf  2769446  dz;  davon  entfielen 
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auf  die  Handelsmühlen  74,3%,  auf  die  Kundenmühlen  25,7%. 
Auf  den  badischen  Markt  warfen  die  Handelsmühlen  1 03401 1 dz 
oder  50,3%  ihrer  Mehlproduktion  und  die  Kundenmühlen  98,3  °/Q; 
aber  trotzdem  waren  jene  doch  mit  60%,  diese  mit  nur  40% 
der  gesamten  Mehlproduktion  an  der  Versorgung  des  Landes 
beteiligt.  Nach  dem  übrigen  Deutschland  versandten  die  Handels- 
mühlen 1000274  dz  (48,6 %),  die  Kundenmühlen  nur  1,6%;  ins 
Ausland  endlich  exportierten  die  Handelsmühlen  23711  dz  (1,1%), 
die  Kundenmühlen  nur  675  dz  (0,1  %).  Von  der  ganzen  badischen 
Mehlproduktion  gingen  von  den  Handelsmühlen  97,3%,  von  den 
Kundenmühlen  nur  2,7  % über  die  deutsche  Grenze. 

Von  dem  auf  2615122  dz  berechneten  Mehlbedarf  haben 
die  176  Handelsmühlen  39,5%  befriedigt,  während  die  1206 
Kundenmüblen  mit  26,6  % beteiligt  waren. 

Schon  diese  Ziffern  genügen,  um  zu  erkennen,  welch  heißer 
Kampf  um  den  Absatz  auf  dem  badischen  Markt  zwischen 
Kunden-  und  Handelsmühlen  sich  abgespielt  hat  und  sich  noch 
immer  abspielt,  um  zu  verstehen,  weshalb  so  viele  Kundenmüller 
binnen  wenigen  Jahren  ihr  Gewerbe  und  vielleicht  auch  ihre 
Selbständigkeit  aufgeben  mußten. 

Was  das  Verhältnis  der  Arbeiterzahl  zu  der  Vermahlungs- 
menge angeht,  so  entfielen  auf  einen  Arbeiter  pro  Jahr  2960  dz 
oder  10  dz  pro  Tag  (bei  den  Kundenmühlen  3,4  dz).  Wenn  wir 
die  Zahl  der  Walzenstühle  in  den  Handelsmühlen  (650)  und  deren 
Getreidekonsum  vergleichen,  so  vermahlte  ein  Walzenstuhl  im 
Jahre  ca.  4404  dz  und  im  Tag  15  dz. 

Die  folgende  Tabelle  zeigt  die  Verteilung  der  Handels- 
mühlen auf  die  einzelnen  Größenklassen  nach  ihrer  täglichen 
Vermahlung: 


mehr  als 

r 

1—5  t 

6—20  t 

20  .t 

zusammen 

'52 

16 

8 

.76 

^0 

U"> 

vd 

00 

9% 

4.5  °/o 

IOO  o/0 

Man  sieht,  daß  auch  in  diesen  Zahlen  der  kleinkapitalistische 
Charakter  der  badischen  Handelsmüllerei  zum  Ausdruck  kommt. 
Die  Klein-Handelsmühlen  mit  86,5  % überwiegen  sehr  stark, 
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während  die  Mittelbetriebe  und  die  Großmühlen  einen  ganz 
geringen  Prozentsatz  ausmachen. 

Wie  diese  verschiedenen  Mühlenbetriebe  an  der  Mehlver- 
sorgung des  badischen,  deutschen  und  internationalen  Marktes 
beteiligt  waren,  welches  ihre  ökonomische  Lage  und  ihre  volks- 
wirtschaftliche Bedeutung  ist,  das  soll  den  Gegenstand  der 
folgenden  Ausführungen  bilden. 

IV.  Die  ökonomische  Lage  und  volkswirtschaftliche  Bedeutung 

der  badischen  Handelsmühlen. 

a.  Die  Kleinbetriebe. 

Die  Entstehungszeit  der  Mehrzahl  der  Kleinhandelsmühlen 
fällt  ins  18.  Jahrhundert.  Sie  sind  in  jener  Zeit  als  Kunden- 
mühlen gebaut  worden  und  dann  in  den  sechziger  und  siebziger 
Jahren  der  Periode  der  totalen  Umwälzung  der  Mühlentechnik, 
zur  Handelsmüllerei  übergegangen.  Ein  Drittel  ungefähr  wurde 
erst  in  dieser  Zeit  neu  gegründet  (besonders  die  Handelsmühlen 
der  Seegegend  sind  da  entstanden),  während  die  übrigen  in  den 
letzten  zwei  Jahrzehnten  neu  errichtet  wurden  oder  sich  neben 
der  bisherigen  Kundenmüllerei  auch  auf  die  Mehlproduktion  auf 
Vorrat  verlegten.  Sie  sind  über  das  ganze  Land  hin  zerstreut; 
fast  in  jedem  Amtsbezirk  ist  ein  solcher  Handelsmüller,  der  sich 
seine  Mühle  nach  den  Fortschritten  der  Technik  eingerichtet  hat: 
ein  eisernes  Mühlwerk,  vielleicht  auch  ein  Walzenstuhl,  ein  Sicht- 
zylinder und  eine  Reinigungsmaschine  machen  die  innere  Ein- 
richtung aus.  Er  kauft  von  den  Landwirten  in  der  Umgebung 
das  Getreide  auf,  die  dadurch  bares  Geld  erhalten,  und  liefert 
per  Achse  das  Mehl  an  die  Bauern,  kleinen  Mehlhändler  und 
Bäcker.  Diese  kleinen  Handelsmühlen,  die  in  geringen  Mengen 
auch  ausländische  Provenienzen  vermahlen,  sind  es  gewesen,  die 
in  den  siebziger  und  achtziger  Jahren  den  größeren  Kundenmühlen 
mit  2 Personen)  in  heftigem  Konkurrenzkampf  hart  zusetzten  und 
sie  schließlich  auch  zum  großen  Teil  zugrunde  richteten.  (Ab- 
nahme von  1882  bis  1895  um  41%.)  Welch  anderes  Bild  binnen 
wenigen  Jahren!  Heute  sind  es  eben  diese  kleinen  Handels- 
mühlen, die  von  den  Großmühlen  in  ihrer  Existenz  bedroht  sind. 
Manche  von  ihnen  haben  auch  in  den  letzten  Jahren  vor  dem 
andrängenden  Großbetrieb  die  Waffen  strecken  müssen.  Bereits 

Fromm,  Das  MDhlengcwerbo  in  Hmlcn  und  in  der  Rheinpfalr.  “ 
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von  1882  bis  1895  haben  sie  um  fast  4%  abgenommen.  Der 
Grund  dieser  Erscheinung  ist  schon  genannt:  es  ist  die  Ent- 
wicklung zum  Großbetrieb  in  der  Getreidemüllerei.  Nicht  als  ob 
diese  Mühlen  technisch  zurückgeblieben  wären;  1899  kamen  auf 
jede  solche  Mühle  zwei  Walzenstühle,  ein  Schrotwalzenstuhl  und 
ein  Auflöswalzenstuhl;  die  meisten  Betriebe  waren  im  Besitze 
einer  Grieß-  und  einer  Fruchtputzmaschine,  oft  war  auch  ein 
Elevator  vorhanden,  eine  Sichtmaschine  fehlte  fast  nie;  auch 
mehrere  Tarare  und  Trieure  konnten  festgestellt  werden;  2 bis  3 
Betriebe  waren  auch  zum  Teil  mit  automatischen  Maschinen  aus- 
gestattet; in  vielen  Fällen  wurde  Landwirtschaft  als  Neben- 
gewerbe betrieben.  Durchschnittlich  betrug  das  Anlagekapital 
30-  bis  70000  M.,  das  Betriebskapital  erreichte  eine  Durchschnitts- 
höhe von  10-  bis  30000  M.  Sie  beschäftigten  1899  zusammen 
370  Arbeiter,  d.  h.  pro  Mühle  2,43. 

Sehen  wir  nun  zu.  welches  ihre  Produktivkraft  war: 
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Es  entfiel  also  auf  eine  Kleinhandelsmühle  eine  jährliche 
Vermahlungsmenge  von  4049  dz  oder  13,5  dz  pro  Tag;  die  auf 
einem  Walzenstuhl  täglich  vermahlcne  Quote  war  6 dz  und  pro 
Tag  und  Arbeiter  wurden  5 dz  Getreide  verbraucht. 

Auch  diese  Zahlen  spiegeln  den  heftigen  Konkurrenzkampf 
wieder,  den  diese  kleinen  Handelsmühlen  in  der  letzten  Zeit 
durchkämpfen  müssen.  Sie,  die  ehedem  neben  den  Kunden- 
mühlen an  erster  Stelle  den  heimischen  Markt  beherrscht  haben, 

« Diese  Zahlen  bedeuten  den  prozentualen  Anteil  an  der  Gesamtverinahlungs- 
bezw.  Mchlmenge  sämtlicher  badischen  Handelsmühlen. 
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sind  in  der  Gegenwart  (obschon  86%  aller  Handelsmühlen)  mit 
nur  22%  an  der  Gesamtvermahlungsmenge  und  mit  nur  38%, 
an  der  Mehlversorgung  Badens  beteiligt. 

Die  Standorte  dieser  kleinen  Handelsmühlen  sind  einerseits 
die  getreidereichen  Bezirke  Sinsheim,  Emmendingen,  Adelsheim, 
Stockach,  Tauberbischofsheim  und  der  Kraichgau,  andrerseits  die 
getreidearmen  Gebiete  Triberg,  Wolfach,  Schopfheim,  Oberkirch 
und  Heidelberg.  Dort  ist  es  die  überschüssige  Brotfrucht,  die 
an  Ort  und  Stelle  gleich  weiter  verarbeitet  werden  soll,  hier  das 
Bedürfnis,  an  der  Konsumtionsstätte  das  von  auswärts  bezogene 
Getreide  zu  vermahlen.  Daraus  erklärt  sich  auch  zum  Teil  dre 
Tatsache,  daß  von  der  Gesamtvermahlungsmenge  die  eine  Hälfte 
badischer,  die  andere  Hälfte  ausländischer  Herkunft  war,  während 
der  Versand  über  die  badische  Grenze  hinaus  ganz  gering  war. 
Das  Mehl,  das  in  das  Ausland  ging,  stammte  hauptsächlich  von 
den  Mühlen  an  der  Schweizer  Grenze. 

Über  die  wirtschaftliche  Lage  dieser  Kleinbetriebe  unter- 
richten uns  auch  die  Ergebnisse  einer  Enquete  der  Handels- 
kammer Konstanz  im  Jahre  1897.1  Während  die  Produktion 
nur  bei  einer  von  den  22  untersuchten  Handelsmühlen  des 
Bezirks  in  den  letzten  5 Jahren  gestiegen  und  bei  drei  gleich- 
geblieben ist,  ist  sie 

bei  369  Betrieben 

um  ca.  50%  30%  20% 

zurückgegangen. 

Als  Gründe  dieses  schlechten  Geschäftsganges  wurden  an- 
gegeben : der  oben  erwähnte  zollfreie  Grenzverkehr  und  das 
Vormerkverfahren,  diese  »Breschen  der  Zollschutzmauer«,  das 
große  Angebot  württembergischer  und  bayrischer  Mehle,  die 
Konkurrenz  mit  der  französischen  Mühlenindustrie  auf  dem 
elsässischen  Markt,  die  Großmühlen  in  Mannheim-Ludwigshafen, 
die  infolge  der  gleichen  Tarifierung  von  Getreide  und  Mehl 
ihre  Produkte  billig  und  leicht  nach  Oberbaden  verfrachten 
können.  Es  treten  dazu  noch  einige  andere  Ursachen,  die  an 
und  für  sich  nicht  so  bedeutsam  erscheinen  mögen . in  ihren 


1 Das  Material  dieser  Erhebung  wurde  mir  von  der  Konstanzer  Handelskammer 
freundlichst  zur  Verfügung  gestellt. 
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Folgen  aber  doch  sehr  ins  Gewicht  fallen:  die  Ent-  und  Be- 
wässerungsanlagen, die  der  Mühle  das  erforderliche  Betriebswasser 
entziehen,  so  daß  dann  gewöhnlich  größere  Stauanlagen  gemacht 
werden  müssen,  die  ein  erhebliches  Kapital  erfordern,  dessen 
ordentliche  Verzinsung  und  Amortisation  aber  bei  der  gegen- 
wärtigen Rentabilität  der  kleineren  Mühlen  sehr  in  Frage  gestellt 
ist;  in  manchen  Fällen  wird  es  sich  der  Müller  also  überlegen, 
ob  er  den  Mühlenbetrieb  fortführen  kann  oder  nicht.  Die  An- 
lage von  Wasserleitungen,  die  in  der  Gegenwart  auf  dem  Lande 
einen  immer  größeren  Umfang  annimmt,  hat  nicht  nur  manchem 
Kunden-,  sondern  auch  Handelsmüller  seine  einzige  Betriebskraft 
geraubt  und  damit  seinen  Betrieb  unmöglich  gemacht.  Heftig 
werden  auch  die  landwirtschaftlichen  Konsumvereine  angegriffen, 
weil  sie  Futtermittel  und  Mais  für  ihre  Mitglieder  beschaffen 
und  so  die  Handelsmühlen  ausschalten.1  Ein  Mühlenbesitzer 
führt  den  schlechten  Geschäftsgang  auf  den  Rückgang  des 
Spelzanbaues  zurück,  der  nun  durch  Weizen  ersetzt  werde.  Alle 
befragten  Müller  sind  aber  darin  einig,  daß  ihre  Notlage  auf  die 
»schwierigen  Absatz  Verhältnisse  und  den  ungenügenden  Mahllohn  « 
(Mahlverdienst)  zurückzuführen  sei.  Damit  ist  in  der  Tat  auch 
der  Kern  der  Sache  getroffen.  Der  Konkurrenzkampf  mit  dem 
Großbetrieb,  der  billiger  produzieren  und  daher  auch  billiger  an- 
bieten kann,  hat  die  Preise  so  gedrückt,  daß  viele  kleine  Betriebe, 
die  eben  unter  ungünstigeren  Bedingungen  arbeiten  und  deshalb 
teurer  produzieren  müssen,  nicht  mehr  rentabel  sind. 

Wenn  ich  auf  die  Resultate  der  Konstanzer  Enquete  näher 
eingegangen  bin,  so  geschah  das  aus  dem  Grunde,  weil  sich 
diese  Verhältnisse  nicht  allein  in  diesem  Bezirk  finden,  sondern 
für  die  kleinen  Handelsmühlen  im  ganzen  Land  als  typisch  be- 
zeichnet werden  können. 

Das  Verhältnis  dieser  Mühlen  zu  der  einheimischen  I-and- 
wirtschaft  ergibt  sich  deutlich  aus  der  Tatsache,  daß  sie  von 
allen  Handelsmühlen  des  Landes  am  meisten  (61%)  badische 
Brotfrucht  vermahlten.  Die  Frage  des  Getreideabsatzes  und  der 
Futtermittelversorgung  wird  durch  das  Bestehen  dieser  kleinen, 

J Die  Landwirte  führen  aber  anderseits  an,  daß  sich  die  Müller  bei  der  Kleie 
auf  einen  bestimmten  prozentualen  Gehalt  nicht  einlassen,  so  daß  ein  sicherer,  reeller 
Bezug  von  diesen  nicht  möglich  sei:  vgl.  Rechenschaftsbericht  des  Verbandes  der 
bad.  Idw.  Konsumvereine  1891. 
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sehr  oft  in  viehstarken  Gegenden  gelegenen  Handelsmühlen 
einfach  und  glücklich  gelöst.  Mit  Recht  bemerkt  deshalb  Adolf 
Buchenberger1,  daß  »es  erfahrungsgemäß  die  mittleren  und 
kleineren  Mühlen  betriebe  sind,  welche  immer  noch  am  regel- 
mäßigsten als  Aufkäufer  direkt  oder  durch  Vermittlung  der 
kleineren  Getreideprovinzialhändler  für  die  Inlandfrucht  auf- 
treten«. 

Das  dürfte  jedenfalls  das  Ergebnis  unserer  Betrachtung  der 
Lage  der  Kleinhandelsmühlen  sein,  daß  die  Entwicklung  zum 
Großbetrieb  für  ihre  Existenz  und  ihr  Fortbestehen  am  un- 
günstigsten gewesen  ist  und  auch  in  Zukunft  sein  wird.2 

b.  Die  Mittelbetriebe. 

Die  1 6 mittleren  Handelsmühlen  des  Landes  sind  zum  großen 
Teil  aus  schon  seit  Jahrhunderten  bestehenden  Kundenmühlen  her- 
vorgegangen;  andere  sind  eine  Gründung  der  sechziger  und  sieb- 
ziger  Jahre;  wieder  andere  reichen  bis  in  die  vierziger  Jahre 
zurück  und  nur  eine  Mühle  ist  erst  1897  in  Betrieb  gesetzt 
worden. 

Ihr  Standort  sind  die  Bezirke  Emmendingen,  Schwetzingen, 
Kehl,  Offenburg,  Heidelberg,  Ettlingen,  Lörrach,  Schopfheim. 
Bühl,  Überlingen,  Waldkirch  und  Wolfach.  Wir  finden  also  auch 
hier  getreidereiche  und  getreidearme  Bezirke  nebeneinander.  Bei 
der  Betrachtung  der  räumlichen  Verteilung  der  Handelsmühlen 
im  Großherzogtum  fällt  sofort  auf,  daß  im  Jahre  1899  in  den 
getreideüberproduzierenden  Gebieten  Eppingen,  Boxberg,  Buchen, 
Bretten,  Meßkirch  keine  einzige  Handelsmühle  vorhanden  war. 

Die  Struktur  dieser  Mittelbetriebe  ist  dieselbe,  wie  die  der 
kleinen  Handelsmühlen;  die  technische  Einrichtung  ist  nur  in- 
sofern eine  andere,  als  sie  mehr  Vermahlungsapparate  besitzen. 
Während  auf  eine  Kleinhandelsmühle  2,4  Walzenstühle  kamen, 
hatte  ein  Mittelbetrieb  6,6;  ein  Fortschritt  könnte  vielleicht  darin 

1 Buchcnbergcr,  a.  a.  O.  S.  235.  Was  in  denn  Abschnitt  über  »Die 
Kundenmühlen  und  die  Landwirtschaft«  gesagt  wurde,  gilt  auch  für  diese  Handcls- 
mühlen. 

2 Auf  Grund  der  Erhebung  von  1901  konnte  ich  feststcllen,  daf>  von  1898 
bis  1901  7 Handelsmühlcn  ihren  Betrieb  eingestellt  haben,  davon  6 wegen  Unren- 
tabilität, eine  aus  persönlichen  Gründen;  ein  Unternehmer  nannte  als  Veranlassung: 
hohe  Löhne,  hohe  Fruchtpreise,  schlechter  Erlös  und  »liederliche  Kundschaft;-. 
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erblickt  werden,  daß  in  den  Mittel-Handelsmühlen  die  alten  Mahl- 
gänge nicht  mehr  in  dem  Maß  verwendet  werden,  wie  in  den 
Kleinbetrieben:  dort  2,2  Mahlgänge  pro  Betrieb,  hier  2,6.  Ein 
großer  Unterschied  ist  vor  allem  durch  die  Zahl  der  Arbeiter 
gegeben:  auf  eine  Mittel -Handelsmühle  entfielen  9,75  Arbeiter 
(Klein-Handelsmühle  nur  2,43).  Verschieden  ist  auch  der  Kapital- 
aufwand. Bei  den  mittleren  Handelsmühlen  betrug  das  Anlage- 
kapital ca.  180000  M.  und  das  Betriebskapital  ca.  100000  M., 
zusammen  also  durchschnittlich  ca.  280000  M.  pro  Mühle. 

Ihre  Produktionskraft  veranschaulicht  folgende  Tabelle: 
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Eine  Mittel -Handelsmühle  vermahlte  also  durchschnittlich 
32  210  dz  im  Jahr  oder  ca.  108  dz  im  Tag.  Die  auf  einen  Walzen- 
stuhl pro  Tag  entfallende  Quote  war  16  dz  (bei  den  Kleinmühlen 
nur  6 dz).  Beschäftigt  waren  in  diesen  Mühlen  156  Arbeiter,  so 
daß  also  die  Vermahlungsmenge  pro  Arbeiter  und  Tag  12  dz 
(Kleinmühlen  5,6  dz)  betrug. 

Wir  sehen:  9%  aller  badischen  Handelsmühlen  verarbeiteten 
18%  der  Gesamtvermahlungsmenge,  während  bei  den  Klein- 
handelsmühlen das  Verhältnis  86%:  22%  war.  Die  größere 
Emanzipation  von  der  heimischen  Landwirtschaft  zeigt  sich  darin, 
daß  sie  nur  ein  Viertel  ihres  Getreidebedarfes  von  badischen 
Getreideproduzenten  ankauften  (Kleinbetriebe  50  %). 

Zu  den  badischen  mittleren  Handelsmühlen  zählt  auch  das 
Willstätter  Mühlenwerk  (Amtsbezirk  Kehl),  das,  1829/30  er- 


1 Anteil  an  der  Gesamtvcrmahlungs-  bzw.  Mehlmcngc  sämtlicher  Handelsmühlen. 
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richtet,  am  i.  Januar  1900  in  die  Form  der  Aktiengesellschaft 
übergeführt  wurde.  Das  Aktienkapital  beträgt  520000  M.  In 
der  technisch  sehr  gut  eingerichteten  Wassermühle  sind 

2 Direktoren 

3 kaufmännisches  Personal 
1 Obennüller 

1 Magazinsverwalter 
5 Müller  und 
5 Taglöhner 

beschäftigt. 

Das  Vermahlungsquantum  betrug 

1899:  38  100  dz 
1 904 : 60  000  » 

1 905 : 60  000  » 

Das  Absatzgebiet  ist  außer  Baden  das  Elsaß. 

Die  wirtschaftliche  Lage  dieser  Aktienmühle  ist  nicht  günstig, 
da  sie  keinen  Bahnanschluß  hat  und  ihr  Betrieb  ganz  von  der 
Wasserkraft  abhängig  ist.  Eine  Wasserklemme  hat  eine  Ein- 
schränkung der  Vermahlung  zur  Folge,  so  daß  unter  Umständen 
zur  Erfüllung  der  Verkaufsabschlüsse  Mehl  eingekauft  werden 
muß,  und  der  Wasserstand  des  Rheins  gestattet  oft  nicht  den 
billigeren  Bezug  des  Getreides  per  Schiff  bis  Kehl.  — Dividenden 
konnten  bis  jetzt  nicht  verteilt  werden. 

Da  die  mittleren  Handelsmühlen  fast  ausschließlich  auf  den 
badischen  Absatz  angewiesen  sind  (denn  ihr  Versand  über  die 
badische  Grenze  hinaus  belief  sich  nur  auf  ca.  24  °/0  und  der 
internationale  Markt  kommt  für  sie  ebensowenig  in  Betracht, 
wie  für  die  Kleinhandelsmühlen),  so  treten  sie  mit  den  Kunden- 
mühlen und  Kleinhandelsmühlen  in  einen  scharfen  und  erfolg- 
reichen Wettbewerb.  Die  entstehende  Großmühlenindustrie  in 
Mannheim-Ludwigshafen  und  die  Entwicklung  der  Weinheimer, 
Heidelberger  und  Bammentaler  Mühlen  zu  Großbetrieben  haben 
dann  auch  diesen  Handelsmühlen  das  Absatzgebiet  streitig  ge- 
macht.1 Die  Ursachen,  die  es  den  Großmühlen  ermöglicht  haben, 
auch  diesen  kapitalkräftigen,  technisch  gut  eingerichteten  und 

1 Ganz  bezeichnend  dafür  ist  der  Umstand,  daß  sich  den  Mitgliedern  des 
s Verbandes  bad.  Kleinmüller«,  die  an  den  Landtag  1895/96  noch  allein  eine  Petition 
am  Schutz  des  Gewerbes  eingereicht  hatten,  nun  in  den  Jahren  1899/1900  und  1903/04 
auch  die  Betriebsuntemehmer  badischer  Handels mühlen  angeschlosscn  haben. 
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leistungsfähigen  Mittelbetrieben  mit  gutem  Erfolg  im  Kampf  um 
den  Absatz  auf  dem  badischen  und  außerbadischen  Markte  ent- 
gegenzutreten (entfielen  doch  von  dem  Gesamtabsatz  nach  Baden 
auf  sie  nur  noch  26%),  werden  im  nächsten  Abschnitt  geschildert 
werden. 

Wenn  sich  auch  die  ökonomische  Lage  der  mittleren  Han- 
delsmühlen nicht  so  ungünstig,  wie  die  der  kleinen  Handelsmühlen 
gestaltet  hat,  so  haben  sich  doch  auch  ihre  Produktions-  und 
Absatzbedingungen  in  den  letzten  10  Jahren  sehr  verschlechtert; 
aber  ihre  Kapitalkraft  und  der  Vorteil  einer  alten  und  festen 
Kundschaft  wird  ihnen  noch  auf  lange  hinaus  das  Fortbestehen 
sichern.1 


c.  Die  Großbetriebe. 

1.  Die  Entstehung  der  badisch-pfälzischen  Grossmühlen. 

Während  die  ersten  Anfänge  der  Handelsmüllerei  in  Baden 
und  in  der  Rlieinpfalz  bis  in  die  vierziger  und  fünfziger  Jahre 
des  19.  Jahrhunderts  zurückreichen,  ist  ihre  Entwicklung  und  Aus- 
bildung zum  Großbetriebe,  zur  Großmüllerei,  erst  in  den  letzten 
10  bis  15  Jahren  vor  sich  gegangen.  Dieser  Werdegang  hat 
sich  nun  aber  nicht  etwa  allgemein  in  der  Weise  vollzogen,  daß 
Handelsmühlen  sofort  als  Großbetriebe  entstanden  wären,  sondern 
mit  verschwindenden  Ausnahmen  haben  alle  die  Handelsmühlen, 
die  wir  als  Großbetriebe  zu  bezeichnen  pflegen,  ganz  allmählich 
diese  Stufe  erreicht.  So  wurde  die  Hildbrandsche  Mühle  in 

1 

Weinheim  1845  als  Kunstmühle  errichtet,2  die  Mannheimer  Dampf- 


1 Eine  solche  Mühle  hat  im  Jahre  1901  ihren  Betrieb  eingestellt;  mit  ihr  ver- 
schwand die  bedeutendste  Mühle  in  der  Seegegend. 

2 Da  die  Geschichte  dieser  Mühlenunternehnning  ein  interessantes  Spiegelbild 
der  Entwicklung  der  deutschen  Mühleninduslrie  ist,  so  soll  sic  hier  mit  den  Worten 
des  Herrn  Kommerzienrats  G.  Hildebrand  (in  seiner  Broschüre:  »Die  Entwicklung 
der  Handelsmüllerei  und  die  Mühlenumsatzsteuer«,  1906)  wiedergegeben  werden: 

»Meine  Vorfahren  saßen  alle,  vom  Vater  auf  Sohn  forterbend,  seit  Jahrhun- 
derten in  einer  kleinen  Bach-  und  Kundenmühlc  in  der  Nähe  von  Darmstadt,  einer 
Erbpachtmühle,  und  ernährten  sich  schlecht  und  recht,  so  gut  es  in  früheren  kleinen 
armseligen  Verhältnissen  möglich  war.  — Mein  Vater  machte  sich  1828  selbständig 
durch  Ankauf  einer  kleinen  Wassermühle  bei  Worms,  wo  er  in  den  ersten  Jahren 
noch  Kundenmüllerci  betrieb,  bis  ihm  meine  Mutter  bei  seiner  Verheiratung  einige 
1000  Gulden  zubrachte.  Von  da  ab  betrieb  er  mit  3 Mahlgängen,  die  Weizen  und 
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mühle  von  Kauffmann  Söhne  wurde  erst  Anfang  der  achtziger 
Jahre  dahin  verlegt;  die  jetzigen  Germania -Mühlen  werke  in  Mann- 
heim, die  bis  1902  ihren  Standort  in  Neckargemünd  bezw.  Meckes- 
heim  hatten,  reichen  sogar  bis  in  das  Jahr  1560  zurück;  die 
Bammentaler  Mühle  entstand  1850,  die  Herrenmühle  in  Heidel- 
berg ist  seit  1812  aus  kleinen  Anfängen  emporgewachsen  und 
im  Jahre  1897  in  eine  Aktiengesellschaft  umgewandelt  worden, 
die  Ludwigshafener  Walzmühle  stand  ursprünglich  in  Franken- 
thal (seit  1872),  wurde  1886  nach  ihrem  heutigen  Standort  ver- 
legt und  1894  zu  einer  Aktienmühle  gemacht.  Nur  die  Ent- 
stehungszeit der  Rheinmühlenwerke  und  der  Roggenmüllerei  von 
Sinner  in  Grünwinkel  fällt  in  die  Jahre  1897  bezw.  1892. 

Dieses  allmähliche  Emporsteigen  kommt  auch  in  den  fol- 
genden Zahlen  zum  Ausdruck:  Ed.  Kauffmann  Söhne,  Mannheim, 
beschäftigten  1882  22  Arbeiter,  1899  aber  54;  die  Weinheimer 


Roggen  vermahlten,  auf  eigene  Rechnung  Handelsmüllerei,  auf  einem  4.  Gang  wurde 
Hirse  geschält,  außerdem  betrieb  er  einen  schwunghaften  Getreidehandcl , da  in  jener 
Zeit  noch  viel  Weizen  den  Rhein  hinunter  nach  Holland  und  England  ging.  Im 
Jahre  1845  verkaufte  er  diese  Mühle  — sein  Vermögen  war  damals  auf  80000  fl. 
angewachsen  — und  erwarb  eine  alte,  verfallene  Kundenmühlc  in  Weinheim,  baute 
sie  vollständig  neu  auf  und  lichtete  sie  zu  einer  modernen  Kunstmühle  (Handelsmühle) 
ein.  Auf  8 Gängen  wurden  Graupen  aus  Gerste  gemacht  und  auf  4 Gängen  Weizen 
und  Roggen  gemahlen.  Bis  1866,  wo  ich  die  Mühle  in  eigenem  Betrieb  übernahm, 
wurden  fortwährend  Verl>esscrungen  und  Umänderungen  vorgenommen;  in  jener  Zeit 
betrug  das  Vermögen  meines  Vaters  300000  11.,  das  nach  seinem  Tode  \mter  5 Kinder 
verteilt  wurde.  Unsere  Mühle  konnte  Weizen,  Roggen  und  Gerste  zusamtnengeiechnet, 
täglich  100  Sack  verübelten,  und  wai  nach  den  damaligen  Begriffen  und  Betriebs- 
Verhältnissen  eine  der  größten  und  besten  Deutschlands.  — Von  jener  Zeit  der  Über- 
nahme an  war  meine  Tätigkeit  ein  fortwährender  Kampf  um  die  Existenz,  denn  die 
Konkurrenz  war  damals  schon  geradeso  heftig  und  schwierig,  wie  heute.  Ich  legte 
mir  sofort  eine  Hilfsdampfmaschine  an , so  daß  ich  bald  200  Sack  täglich  vermahlen 
konnte  und  warf  die  nicht  mehr  rentierende  Gerstcnrollerei  heraus.  Mit  der  Ent- 
wicklung und  Verbesserung  der  Müllctcitnaschinen  gleichen  Schritt  haltend,  baute  ich 
fortwährend  neue  Maschinen  ein,  warf  alte  hinaus,  vermehrte  und  verbesserte  die 
Dampfkraft,  führte  Umbauten  und  Neubauten  auf,  habe  außer  den  fortlaufenden  Ver- 
besserungen in  den  Einrichtungen  dreimal  die  Mühle  gänzlich  umgebaut  und  neu  ein- 
gerichtet und  war  einer  der  ersten,  der  die  automatische  Müllerei  auf  Weizenver- 
mahlung  1891  cinführte,  so  daß  ich  heute  täglich  2000  Sack  Weizen  vermahlen 
kann.  — Vor  5 Jahren  wandelte  ich  mein  Geschäft,  meiner  Kinder  wegen,  in  eine 
G.  m.  b.  H.  um;  die  Mühle  selbst  wurde  mit  700000  M.  eingestellt  (2000000  M. 
hatte  ich  seit  1866  wohl  hineingesteckt)  und  das  Betriebskapital  betrug  1 700000  M. 
Seitdem  betreibe  ich  das  Geschäft  mit  meinen  Söhnen  gemeinschaftlich^. 
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Mühle  1882  61  Arbeiter,  1899  aber  145;  Hefft  in  Bammental 
1882  16,  1895  45  Arbeiter.  Die  Ludwigshafener  Walzmühle 
begann  1872  in  Frankenthal  mit  einem  Vermahlungsquantum 
von  75000  dz,  1886  war  es  schon  auf  175000  dz  gestiegen,  um 
1902  ca.  1 500000  dz  zu  erreichen;  Hildebrand  in  Weinheim  ver- 
arbeitetete  1874  56000  dz,  1899  dagegen  ca.  588000  dz. 

Während  sich  diese  Handelsmühlen  schrittweise  weiter  ver- 
größert haben,  um  den  wachsenden  Mehlbedarf  zu  befriedigen 
und  den  Kreis  ihres  Absatzgebietes  zu  erweitern,  ist  die  Grün- 
dung der  Rheinmühlen  werke  unter  Mitwirkung  der  »Pfälzer 
Bank*  in  Ludwigshafen  erfolgt.  Es  scheint,  daß  sie  einem  Be- 
dürfnis nach  Mehl  jedenfalls  nicht  entsprungen  ist,  sondern  dem 
Bestreben  der  Importeure  ausländischen  Getreides,  sich  einen 
Markt  zu  schaffen;  denn,  wie  wir  schon  hervorhoben,  hat  eigent- 
lich seit  der  Mitte  der  achtziger  Jahre  die  Überproduktion  an 
Mehl  nie  ganz  aufgehört. 

Bevor  wir  nun  die  Existenzbedingungen  der  badisch  - pfälzi- 
schen Großmühlen  darlegen,  wollen  wir  zunächst  die  Produktions- 
und Absatzverhältnisse  der  Großmühlen  untersuchen,  weil  wir 
auf  diese  Weise  den  besten  Einblick  in  ihre  Lage  gewinnen. 

2.  Die  Produktions-  und  Absatzverhältnisse  der  badisch-pfälzischen 

Grossmühlen. 1 

Ein  charakteristisches  Merkmal  der  badisch -pfälzischen 
Großmühlenindustrie  ist  ihre  Konzentration  am  Rhein  und  Neckar; 
weder  in  Mittel-  noch  in  Oberbaden  haben  sich  bis  1899  Groß- 
betriebe entwickelt.  Schon  diese  räumliche  Verteilung  der  Groß- 
mühlen weist  darauf  hin,  welche  Wichtigkeit  der  Standort  für 
sie  gewinnt;  war  früher  das  Wasser  als  Betriebsmotor  von  ent- 
scheidender Bedeutung,  so  ist  es  in  der  Gegenwart  als  Verkehrs- 
mittel auf  die  Entstehung  der  Großmüllerei  von  tiefgehendem 
Einfluß  gewesen.  So  liegen  denn  auch  sämtliche  badischen  und 
pfälzischen  Großbetriebe  an  dem  Rhein  oder  doch  in  seiner  un- 
mittelbaren Nähe:  Mannheim,  Ludwigshafen,  Schifferstadt,  Wein- 
heim,2 Karlsruhe,  Heidelberg,  Neckargemünd  und  Bammental. 

1 Der  Untersuchungszeitraum  ist  das  Jahr  1899, 1900. 

2 Jetzt  werden  auch  die  Schifferstädter  Mühlenwerke  und  die  Hildebrandsche 
Mühle  in  \Veinheim  an  den  Industriehafen  in  Mannheim  verlegt. 
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Das  Anlage-  und  Betriebskapital  dieser  großen  Mühlen- 
werke erreichte  1899  eine  Höhe  von  10477000  Mark.1 

Es  kamen  also  durchschnittlich  auf  einen  Betrieb  1 496710  M. 
Das  Aktienkapital  der  Ludwigshafener  Walzmühle  beträgt  allein 
2000000  M.  In  dieser  Kapitalkraft  liegt  nicht  zum  geringsten 
Teile  das  Geheimnis  der  kolossalen  Leistungsfähigkeit  der  Groß- 
betriebe. 

Die  Zahl  der  Personen,  die  in  den  8 badischen  Großmühlen 
beschäftigt  wurden,  betrug  513;  davon  waren  441  Arbeiter  und 
72  kaufmännisches  und  technisches  Personal;  es  entfielen  daher 
auf  einen  Betrieb  64  Personen  bezw.  55  Arbeiter;  ein  Vergleich 
mit  den  Mittel-  und  Kleinmühlen  ergibt  folgende  Ziffern: 

Kleinbetriebe  2,43  Arbeiter 
Mittelbetriebe  9,75  » 

Großbetriebe  55,00  » 

Die  Ludwigshafener  Walzmühle  beschäftigte  1905  ca.  220 
Arbeiter  und  50  Beamte;  von  den  ersteren  sind  aber  nur  ca.  50 
in  der  Mühle  beschäftigt;  die  Rheinmühlen  werke  136  Personen, 
davon  waren: 


2 Direktoren, 

14  Bureaubeamte, 

1 Reisender, 

2 Obermüller, 

2 Untermüller, 

65  Mühlenarbeiter, 

1 Maschinenmeister, 

3 Maschinisten, 

6 Heizer, 

1 1 Handwerker, 

29  Magazinsarbeiter; 


die  Germania- Mühlenwerke  G.  m.  b.  H.  ca.  55,  davon  bei  der 
Mehlproduktion  ca,  30. 

Die  Mehrzahl  der  Arbeiter  setzt  sich  also  im  allgemeinen 
aus  Maschinisten,  Heizern,  Handwerkern,  Magazinarbeitern 
und  Taglöhnern  zusammen;  die  gelernten  Müller  machen  nur 
den  kleinsten  Teil  aus.  Der  Grund  dieser  Erscheinung  Hegt  in 


1 Es  sind  dabei  nur  7 Betriebe  berücksichtigt. 
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der  weitgehendsten  Ersetzung  der  menschlichen  Arbeitskraft 
durch  den  automatischen  Maschinenbetrieb.  Dem  Müller  fällt 
nur  noch  die  Aufgabe  zu,  die  Maschinen  zu  überwachen.  Vom 
.Schiffe  bezw.  Eisenbahn waggon  wird  das  Rohmaterial  durch 
einen  Elevator  auf  die  Bänder  gebracht,  die  es  dem  Silo  zu- 
führen, von  da  geht  es  wieder  von  selbst  zu  den  Reinigungs- 
apparaten, durch  die  Walzenstühle  und  Sichtmaschinen,  erst  beim 
Absacken  tritt  die  menschliche  Hand  wieder  helfend  hinzu,  um 
die  Säcke  auf  das  Lager  zu  bringen;  und  auch  von  hier  aus 
wird  das  gesackte  Mehl  wieder  auf  Bändern  in  den  Waggon  oder 
das  Schiff  gebracht.  Der  Nutzen  dieses  Verfahrens  beruht  darin, 
daß  in  der  Großmühle  nur  i bis  2 technisch  gebildete  und  gut 
gelohnte  Arbeiter  (sog.  Obermüller)  verwendet  werden,  während 
die  andern  ungelernte  Arbeiter  sind.' 

Die  maschinelle  Einrichtung  der  Großmühlen  kennzeichnet 
sich  durch  die  Verwertung  der  neusten  Errungenschaften  der 
Mühlentechnik.  Alle  Großbetriebe  bedienen  sich  heute  des 
automatischen  Verfahrens.  Da  das  Mahlgut  selbsttätig  den  ganzen 
Mahlprozeß  bis  zur  völligen  Ausmahlung  durchläuft  und  deshalb 
jede  einzelne  Maschine  ohne  Unterbrechung  fortarbeitet,  zeitweilig 
nicht  leer  stehen  darf,  so  bedeutet  der  automatische  Betrieb 
ökonomisch  die  zweckmäßigste  Ausnützung  der  verschiedenen 
Apparate  und  Beschränkung  der  Handarbeit  auf  das  möglichste 
Maß.  In  der  Müllerei  ist  auf  diese  Weise  die  Mechanisierung 
des  Produktionsprozesses  in  ihrer  reinsten  Form  erreicht;  die 
Dampfmühie  ist  die  typische  Fabrik. 

Die  8 badischen  Großmühlen  waren  1899  mit  182  Walzen- 
stühlen und  14  Mahlgängen  ausgestattet;  es  entfielen  also  auf 
einen  Betrieb  23  Walzenstühle  und  1 Mahlgang;  dagegen  hatte 
ein  Mittelbetrieb  6,6  und  ein  Kleinbetrieb  2,4  Walzenstühle;  be- 
züglich der  Mahlgänge  stellte  sich  das  Verhältnis  so: 

Großbetrieb  1 ,7  5 Mahlgänge 

Mittelbetrieb  2,2  » 

Kleinbetrieb  2,6  * 


» Dazu  kommen  noch,  wie  in  allen  modernen  Großbetrieben , sog.  berufs- 
fremde« Handwerker,  wie  Schlosser,  Schreiner,  Sackmacher  usw.,  die  die  notwendigen 
Reparaturen  vornehmen. 
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Wir  sehen  also,  je  größer  der  Betrieb,  desto  größere  Ver- 
wendung der  technisch  und  wirtschaftlich  überlegeneren  Walzen- 
stühle, desto  geringer  die  Zahl  der  Mahlgänge.  Dazu  kommt 
in  den  Großmühlen  ein  kompliziertes  System  der  verschiedensten 
und  vollendetsten  maschinellen  Reinigungs-  und  Putzanlagen,  die 
es  dem  Großbetrieb  gestatten,  ein  qualitativ  vollkommenes  Fabrikat 
herzustellen.  Sie  gewähren  aber  auch  die  Möglichkeit,  nicht 
mehr  ganz  reinen,  z.  B.  mit  Brand  behafteten,  Weizen  derart  zu 
säubern,  daß  ein  gutes  Produkt  aus  ihm  gewonnen  werden 
kann. 

Die  Kraftquellen  der  8 Großmühlen  waren  bei  3 nur  Dampf, 
bei  den  übrigen  Wasser  und  Dampf  zugleich.  Die  Zahl  der 
indizierten  Pferdekräfte  betrug  zusammen  ca.  3410;  es  entfielen 
folglich  auf  einen  Betrieb  ca.  423  PS.  Die  Ludwigshafener 
Walzmühle  verwendete  1904  68  Doppelwalzenstühle;  und  hatte 
eine  Triebkraft  von  ca.  1000  PS. 

Die  Getreidemüllerei  bildet  bei  fast  allen  Großmühlen  den 
einzigen  Gegenstand  des  Unternehmens;  nur  die  Roggenmühle 
von  Sinner  in  Grünwinkel  wird  mit  der  Brauerei  und  Spiritus- 
raffinerie als  Nebengewerbe  betrieben;  die  Mannheimer  Dampf- 
mühle von  Ed.  Kauffmann  Söhne  besitzt  daneben  noch  eine 
Erbsenschälerei;  die  Ludwigshafener  Walzmühle  eine  Graupen- 
und  Hartgrießfabrik. 

Die  Tendenz  zum  Großbetrieb  und  die  wachsende  Be- 
deutung des  Kapitales  in  der  Mühlenindustrie  zeigt  sich  auch  in 
der  Umwandlung  von  Einzelunternehmungen  in  die  Form  der 
Aktiengesellschaft.  Diese  Entwicklung  hat  sich  in  unserem  Gebiet 
verhältnismäßig  spät  vollzogen;  erst  im  Jahre  1889  wurde  in 
Neustadt  a.  d.  H.  die  erste  Aktienmühle  gegründet.  Die  Tabelle 
Seite  1 10  gibt  eine  kurze  Zusammenstellung1  der  badisch  - pfäl- 
zischen Aktiengesellschaften.2 

Es  bestanden  also  1905  in  Baden  und  in  der  Rheinpfalz 
8 Aktienmühlen  mit  einem  Anlagekapital  von  5620000  M.,  so 
daß  auf  eine  Aktiengesellschaft  durchschnittlich  702  500  M.  kamen. 
Da  an  Dividenden  463000  M.  gezahlt  wurden,  so  erhalten  wir 
eine  Verzinsung  von  8,2  °/0.  Vergleichen  wir  diese  Ziffer  mit  der 


1 Handbuch  der  süddeutschen  Aktiengesellschaften  1905. 

2 Das  Willstätter  Mühlenwerk  ist  schon  oben  erwähnt  worden. 
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Name  und  Sitz  der  j 
Gesellschaft 

1 

l& 

c ^ 

l 

Aktien-  1 
kapital  ; 

1 

Rein- 
• i 
gewinn 

Dividenden  in 

% 

X 

N» J 

1905 

1900 

1901 

1902!  1903 

1904 

1905 

A.-G.  für  Mühlen  betrieb. 
Neustadt  a.  d.  H. 

I889 

• 

i 200  000 

58  368’ 

0 

0 

4 

6 

6 

S 

Ludwigshafener  Walk- 
mühle   

1 894 

.2  000  000 

i 

902  599 

8 

6 

8 

IO 

IO 

1 

IO 

I ierrenmühle,vorm,Genz, 
Heidelberg  .... 

‘»97 

; 

] 600  000 

90  593 

0 

0 

0 

6 

4 

4 

Rheinmühlenwerke, 
Mannheim  . . , . 

1897 

: 

1 i 

s;oo  000; 

! 

295  1 97 

O 

0 

0 

8 

• 

IO 

Pfälzische  Mühlenwerke, 
Schifferstadt  . . . ' 

1 898 

700  000 

126  526 

L , 

6 

6 

/ 

8 

8 

Kunstrnühle  Kink,  God- 
ramstein   

1898 

600  000 

«53  857 

6 

6% 

IO 

«5 

12 

Würzmühle  vormals  Ge- 
brüder Abresch,  Neu- 
stadt a.  d.  H.  . . . 

I 

1898 

\ 

I 

500  000 

i 

i 

76  367 

7 

6 

w 

i 

7 

7 

9 

von  sämtlichen  67  deutschen  Aktienmühlen  erzielten  Durch- 
schnittsdividende  von  4I/2o/0\  so  ergibt  sich  eine  außerordentlich 
günstige  Rentabilität  unserer  Aktiengesellschaften,  und  während 
in  Deutschland  ein  Rückgang  in  der  Rentabilität2 3  zu  verzeichnen 
ist,  beobachten  wir  in  unserem  Untersuchungsgebiet  eine  Auf- 
wärtsbewegung. Es  scheint  mir  deshalb  die  Ansicht, 3 daß  die 
Getreidemühlenindustrie  im  allgemeinen  kein  geeigneter  Boden 
für  die  schwerfällige  Form  der  Aktienunternehmung  sei,  nicht 
ganz  zutreffend  zu  sein;  vielmehr  dürfte  die  schlechte  Rentabilität 
auf  die  Produktions-  und  Absatz  Verhältnisse  der  einzelnen  Betriebe 
zurückzuführen  sein;  als  Beispiel  mag  das  Willstätter  Mühlen- 
werk gelten. 

Nach  dieser  Darlegung  der  räumlichen  und  sachlichen  Grund- 
lagen der  Produktion  der  Großmühlen  wollen  wir  nun  ihre 

1 Im  Durchschnitt  der  letzten  Jahre  zahlten  von  den  67  Aktienmühlen  10% 
keine  Dividende  (1905:  31%),  39%  bis  4%,  21  % über  4--60/0  und  30% 
über  6%. 

2 1883  betrug  die  Durchschnittsdividende  10,19%  1897  4% 

3 Vgl.  Taeger  in  den  --Annalen  des  Deutschen  Reichs«,  1905,  S.  248  ff. 
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Produktivkraft  untersuchen.  Es  vermahlten  die  8 Großmühlen 
Getreide  und  produzierten  Mehl: 


Getreide 

Davon 

Mehl 

Davon  nach 

badisches 

Getreide 

» 

sonstiges 

deutsches 

Getreide 

aus- 

ländisches 

Getreide 

Baden 

l 

_ 

dem 

übrigen 

Deutsch- 

Land 

dem 

Ausland 

dz 

dz 

dz 

dz 

dz 

dz 

dz 

dz 

» 73«  47« 

K 

00 

O 

268  202 

« 392  392 

‘ « 244  737 

372  239 

833  «94 

«9  3°4 

1 00  0 0 

4% 

«6  o/0 

80  0/0 

, 1 00  o/0 

1 

3°  % 

68  0/0 

2 0/0 

Dagegen  die 

übrige 

n 168  badischen  Handelsmühlen 

1 13079« 

436  903 

106  968 

586  920 

813  259 

661  772 

147  080 

4407 

1 00  0/0 

39  % 

9 °/o 

52% 

100  o/o 

81,5% 

1 

18  0/0 

0.5  0/0 

Die  Ludwigshafener  Walzmühle  hatte  1Q04  ein  jährliches  Ver- 
mahlungsquantum von  ca.  1 500000  dz,  das  sich  aus  1 350000  dz 
Weizen  und  Roggen  für  Mehl  und  150000  dz  Gerste  und  Weizen 
für  Graupen  und  Grieß  zusammensetzte. 

Die  Gegenüberstellung  der  8 Großmühlen  mit  den  168 
andern  Handels-  und  den  1206  Kundenmühlen  ergibt  die  be- 
merkenswerte Tatsache,  daß  die  Großbetriebe  600680  bezw. 
704079  dz  Getreide  mehr  verarbeiteten,  als  alle  andern  Handels- 
bezw.  Kundenmühlen  zusammen.  Der  Unterschied  wird  erheb- 
lich größer,  wenn  wir  auch  noch  die  Produktion  der  Ludwigs- 
hafener Walzmühle  mit  ca.  800000  dz  im  Jahre  1899  dazu- 
rechnen. 

Die  Betrachtung  der  Bezugsländer  der  Brotfrucht  zeigt  vor 
allem  den  geringen  Anteil  Badens  mit  nur  4%,  während  das 
Ausland  mit  80%  vertreten  ist;  auch  bei  den  übrigen  Handels- 
mühlen begegnen  wir  diesem  Verhältnis,  doch  nicht  in  diesem 
starken  Maße.  Ganz  anders  ist  die  Stellung  zu  der  Mehlver- 
sorgung des  Landes:  hier  nahmen  die  168  Handelsmühlen  mit 
81%  ihrer  Produktion  den  ersten  Platz  ein,  um  den  Großmühlen 
hauptsächlich  den  übrigen  deutschen  Markt  zu  überlassen.  Der 
Export  nach  dem  Ausland  trat  auch  bei  den  Großmühlen  zurück. 
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Von  dem  Mehlbedarf  des  Landes  befriedigten  die  Groß- 
mühlen  14,2%;  dagegen  hätten  sie  ihn  mit  ihrer  Gesamtmehl- 
produktion mit  47,5%  zu  decken  vermocht. 

Einen  viel  tieferen  Einblick  in  die  Konkurrenzverhältnisse 
gewährt  die  Darstellung  des  prozentualen  Anteils  der  Klein- 
Mittel-  und  Großmühlen  an  der  Gesamtvermahlungs-  bezw.  Pro- 
duktionsmenge: 


Davon  aus 

Davon  nach 

Handelsmühlen 

! 

Ge- 

treide 

Baden 

S '1° 

a-s 
■ ^ </> 

dem 

Aus- 

Mehl 

Baden 

c ~z 
tx  £j 

11 

— 

dein 

Aus- 

E 3 
1 Q 

land 

6 3 
-§0 

land 

0 0 

: % 

°/o 

°/o 

% 

i ®/o 

% 

% 

Kleinbetriebe  . 

2 2 

' 61 

8 

M 

23 

36 

6 

>7 

Mittelbetriebe  . 1 

l8  | 

25 

20 

16 

17 

9 

Großbetriebe  . 

60 

*4 

'2 

7° 

ho  j|  36 

85 

oc 

0 

1 IOO 

IOO 

IOO 

IOO 

100 

IOO 

IOO 

IOO 

Wir  sehen  auch  hier  das  große  Übergewicht  der  Groß- 
mühlen bei  der  Menge  des  verarbeiteten  Rohmaterials,  wie  bei 
der  Mehlproduktion;  ferner  tritt  hier  der  mit  der  Größe  des  Be- 
triebes abnehmende  Verbrauch  badischen  Getreides  und  die  zu- 
nehmende Vermahlung  ausländischer  Provenienz  klar  hervor. 
Obwohl  die  Großmühlen  den  größten  Teil  ihrer  Erzeugung  außer- 
halb Badens  absetzten,  so  ist  doch  ihr  relativ  großer  Anteil  an 
der  Mehlversorgung  des  Großherzogtums  deshalb  charakteristisch, 
weil  noch  vor  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  die  kleinen  und  mitt- 
leren Handelsmühlen  fast  allein  (es  kam  noch  die  Mehleinfuhr 
in  Betracht)  den  heimischen  Bedarf  deckten.  Diese  Überflüge- 
lung, besonders  der  mittleren  Handelsmühlen,  ist  das  Ergebnis 
eines  scharfen  Kampfes  um  die  Beherrschung  des  badischen 
Marktes. 

Wenn  wir  nun  die  Gesamtvermahlungsmenge  auf  die  ein- 
zelnen Großbetriebe  verteilen  und  zugleich  mit  der  der  andern 
Handelsmühlen  vergleichen,  so  erhalten  wir  folgende  Ziffern: 
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Es  kamen  auf  einen 

pro  Jahr 

Großbetrieb  . 216834  dz 

Mittelbetrieb.  32210  » 

Kleinbetrieb  . 4049  » 


pro  Tag 

723  dz 

108  » 

1 3*5  » 


Die  auf  einen  Arbeiter  pro  Tag  entfallende  Quote  des  Ver- 
mahlungsquantums betrug  im: 

Großbetrieb  . 13  dz 

Mittelbetrieb  .12  » 

Kleinbetrieb  . 5,6  » 


Die  Ausschaltung  der  menschlichen  Hand  im  Großbetriebe 
geht  deutlich  daraus  hervor,  daß  trotz  der  größeren  Vermahlungs- 
menge und  der  bedeutend  größeren  Arbeiterzahl  pro  Betrieb  in 
den  Großbetrieben  der  Anteil  auf  den  einzelnen  Arbeiter  fast 
gleich  groß  war,  wie  in  den  Mittelbetrieben. 

In  welchem  Umfang  die  Ausnützung  der  Maschinen  mit 
dem  Umsatz  wächst,  veranschaulichen  folgende  Zahlen,  die  die 
auf  einem  Walzenstuhl  pro  'Pag  vermahlene  Menge  angeben: 

Großbetrieb  Mittelbetrieb  Kleinbetrieb 

32  dz  16  dz  6 dz 

Es  wurden  täglich  verarbeitet: 

pro  Arbeiter  pro  Walzenstuhl 


Ludwigshafener  Walzmühle  . 
(200  Arbeiter,  68  Walzenstühle) 

25  dz 

73*5 

dz 

Rheinmühlenwerke,  Mannheim 

( 1 1 9 Arbeiter,  74  Walzenstühle) 

23 

36 

2 

Hildebrand,  Weinheim  . . . 

(143  Arbeiter,  67  Walzcnstnhle) 

«5  » 

32,3 

» 

Herrenmühle,  Heidelberg  . . 

1 i»3  » 

38 

2 

(54  Arbeiter,  16  Walzenstühle) 

Die  bedeutendste  Tendenz,  die  wir  in  der  Organisation  der 
industriellen  Großbetriebe  in  der  Gegenwart  erkennen  können, 
ist  die  stetige  und  rasche  Vergrößerung  der  einzelnen  Betriebe. 
Wie  sich  diese  Entwicklungstendenz  auch  in  der  Großmühlen- 

Fromm,  Da*  MühlcnRCwerbe  in  Raden  und  in  der  Rheinpfalr.  8 
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industrie  unseres  Gebietes  geltend  gemacht  hat,  dafür  mögen  fol- 
gende Zahlen  als  Beleg  dienen: 

Die  8 badischen  Großmühlen  verarbeiteten 

1897  1 339  99 1 dz 

1898  1510667 

1899  173147»  * 

Die  Ludwigshafener  Walzmühle  vermahlte: 


1872 

75000 

dz 

oder 

pro 

Tag 

250 

dz 

1886 

175000 

V 

* 

5»5 

* 

1897 

625  000 

* 

* 

2 083 

* 

1900 

907  000 

r 

r 

l 

3023 

V 

1904 

I 500000 

V 

5000 

J* 

Hildebrand,  Weinheim: 

Vennahlungsquantum 


Arbeiter 


Walzenstühle 


1874 

56000  dz  — 

— 

1881 

85  000  » — 

— 

1899 

588000  » 133 

58 

»905 

650000  * 145 

67 

Rheinmühlen  werke,  Mannheim: 

Vcrmah  1 ungsquan  tum 

Arbeiter 

Walzenstühlc 

1899 

1 147  200  dz 

90 

38 

1905 

800  000  * 

I 19 

74 

Herrenmühle, 

Heidelberg: 

Vennahlungsquantum 

Arbeiter 

Walzenstühlc 

1899 

158350  dz 

44 

13 

1903 

1 7 4 000  » 

53 

15 

1904 

1 80  000  » 

54 

1 6 

•905 

183000  * 

54 

16 

Wir  bemerken  also  in  allen  angeführten  Betrieben  eine  starke 
Betriebskonzentration,  die  sowohl  in  der  Personal  Vergrößerung  als 


1 Die  Mühle  wurde  in  diesem  Jahr  in  Betrieb  gesetzt  und  war  nur  einige 
Monate  im  Betrieb. 
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auch  in  der  Vermehrung  der  Produktionskapazität  zum  Ausdruck 
kommt,  und  dabei  geht  diese  noch  weit  über  jene  hinaus. 

Nach  dieser  Schilderung  der  Produktionsverhältnisse  unserer 
Großmühlen  wollen  wir  nun  auch  rein  ziffermäßig  die  Absatz- 
verhältnisse der  Großmühlen  und  der  andern  badischen  Handels- 
mühlen kennen  lernen;  besonders  werden  wir  an  den  Zahlenreihen 
der  mehrfach  erwähnten  Eisenbahngüterbewegungsstatistik  genau 
die  Entwicklung  der  Mannheim -Ludwigshafener  Mühlenindustrie 
verfolgen  können. 

Aus  dem  Verkehrsbezirk  Mannheim -Ludwigshafen  wurden 
Mehl  und  Mühlenfabrikate  versandt: 


1884 

1 1 552  t 

1890 

• • 37277 

1892 

. . 23  486  >> 

>895 

. . 31  228  > 

1896 

. . 59968 

1898 

• • 74  734  * 

1899 

• • 82  037 

1901 

. . 101  408  > 

1902 

. . 1 1 1 700 

1903 

• • 135  513 

Es  hat  sich  also  in  diesem  Zeitraum  von  beinahe  20  Jahren 
der  Mehlversand  um  das  Elffache  vermehrt.  Deutlich  können  wir 
sehen,  wie  die  Gründung  der  Ludwigshafener  Walzmühle  (1894) 
und  der  Rheinmühlen  werke  (1899)  auf  den  Mehl  versand  ein- 
gewirkt hat. 

Naturgemäß  war  anfangs  der  Absatz  hauptsächlich  auf 
Baden  und  die  Pfalz  beschränkt;  es  kamen  dann  noch  die  Rhein- 
provinz, Elsaß -Lothringen,  Hessen  und  Württemberg  in  Frage; 
auch  nach  Thüringen  und  Sachsen  gingen  in  den  ersten  Jahren 
von  1884  ab  jährlich  ca.  500  bis  2000  t.  Diese  Absatzverhältnisse 
blieben  ungefähr  dieselben  bis  zum  Jahr  1894,  von  wo  ab  die 
Ziffern  ganz  rapid  bis  in  die  Gegenwart  steigen.  Nur  der  Mehl- 
verkehr nach  Baden,  der  Pfalz  und  dem  Elsaß  erhöhte  sich  schon 
von  1884  ab,  um  dann  auch  an  der  Steigerung  teilzunehmen. 
Der  Absatz  nach  Bayern  war  bis  1895  ganz  minimal,  ging  aber 
auch  von  da  an  stark  in  die  Höhe.  Die  folgenden  Zahlen  mögen 
das  Gesagte  bestätigen. 

8* 
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Mehl  Versand  von  Mannheim-Ludwigshafen  nach 


Baden 

Pfalz 

Württemberg 

Bayern 

1884 

2258  t 

3 »63  t 

575  t 

50 

1890 

6417  « 

784.5  9 

375 1 » 

43  * 2 

»895 

6070  » 

8974  » 

3323  * 

1581  » 

1896 

I 1 025  » 

14247  » 

1 2 841  » 

4443  * 

1900 

20  992  » 

14  346  » 

23  1 18  » 

1 2 884  » 

»903 

27  634  » 

16  163  » 

29  187  » 

22  801  »r 

»884 — 1903 : 

+ II 23  0/0 

+ 4 1 1 °/o 

+ 5000% 

+ 45502  °/o 

Es  fällt  auf,  daß  der  Mehlversand  nach  der  Rheinpfalz  nicht 
in  demselben  Verhältnis  gewachsen  ist,  wie  der  nach  Baden, 
jener  hat  sich  mehr  als  verfünffacht,  dieser  verzwölffacht.  Das 
dürfte  wohl  damit  Zusammenhängen,  daß  die  Pfalz  schon  seit 
längerer  Zeit  sehr  leistungsfähige  Handelsmühlen  hat  (Kunst- 
mühle Kink  in  Godramstein,  die  Aktiengesellschaft  für  Mühlen- 
betrieb, die  Würzmühle,  Fr.  Corell  & Co.  und  L.  Knoeckel  in  Neu- 
stadt a.  d.  H.,  und  endlich  die  Pfälzischen  Mühlenwerke  in  .Schiffer- 
stadt). 

Ein  Blick  auf  die  Zahlen  des  Mehlversandcs  nach  Baden 
seit  dem  Jahre  1896  genügt,  um  das  zu  bekräftigen,  was  wir 
oben  über  den  Konkurrenzkampf  zwischen  den  Großmühlen  einer- 
seits und  den  kleinen  und  mittleren  Handelsmühlen  andrerseits 
gesagt  haben.  Das  geht  vor  allem  aus  den  prozentualen  Ziffern 
hervor,  »denn  eine  Konkurrenz,  die  sich  nur  in  einer  mit  der 
Konsumkraft  des  Versorgungsgebietes  steigenden  Entwicklung 
bewegt,  ist  auch  bei  absolut  hoher  Zufuhr  nicht  annähernd  von 
gleichem  Einfluß  auf  die  im  Versorgungsgebiet  selbst  bestehende 
Industrie,  wie  ein  Wettbewerb,  der  neu  einsetzend  mit  allen  Mitteln, 
namentlich  auch  durch  Preisunterbietung,  sich  Absatz  zu  schaffen 
sucht«.2  Die  überragende  Konkurrenzbedeutung  der  Mannheim- 
Ludwigshafener  Mühlenindustrie  zeigt  sich  auch  in  der  gewaltigen 
Entwicklung  des  Versandes  nach  Bayern  (1884 — 1903  -+-  45  502  %) 
und  Württemberg  (-1-5000%).  »Diese  Prozentzahlen  veranschau- 
lichen die  Energie  der  Konkurrenz  und  können  daher  als  Koeffi- 
zienten des  Preisdrucks  bezeichnet  werden.« 

* 1905  : 26  026  t. 

2 Wicdonfcld  in  Schmollers  Jahrbuch,  1899,  S.  1006. 
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Sehr  gewachsen  ist  auch  die  Zufuhr  nach  der  Rheinprovinz 
und  Elsaß-Lothringen: 


1884  . . 

. 1865  t 

1894  . . 

• 4413  » 

1896  . . 

• 92°3  » 

I 900  . . 

. 20058  •■> 

1903  . . 

. 28995  * 

Den  Mehlexport  per  Bahn  von  Mannheim-Ludwigshafen  ins 

Ausland  mögen  folgende  Zahlen 

wiedergeben : 

1884  • • 

1 66  t 

1894  . . 

• 697  > 

1896  . . 

. 1942  v 

1 900  . . 

. 2115  » 

1903  . . 

. 2512  ^ 

Das  Empfangsland  ist  fast  ausschließlich  die  Schweiz;  weniger 

kommt  Frankreich  in  Betracht. 

Diese  Ziffern  stellen  aber  nicht 

in  ihrer  vollen  Höhe  den  Export 

der  Mannheim-Ludwigshafener 

Mühlenindustrie  dar,  da  sich  darunter  auch  besonders  norddeutsche 
Roggenmehle  befinden,  die  bis  Mannheim  zu  Schiff  kommen, 
dann  per  Bahn  weitertransportiert  werden,  um  gegen  Einfuhr- 
scheine über  die  Schweizer  Grenze  zu  gehen. 

Die  Bedeutung  der  Rheinwasserstfäße  für  die  Mehlabfuhr 
von  Mannheim -Ludwigshafen  erhellt  aus  folgenden  Ziffern  der 

Bin  n enschi  f fahrt  ss  tat  istik: 

Mannheim  Ludwigshafen  zusammen 


zu  Tal 

zu  Berg 

zu  Tal 

zu  Berg 

zu  Tal 

zu  Berg 

t 

t 

t 

t 

t 

t 

«883 

843 

— 

23° 

— 

I 073 

— 

«895 

887 

2 164 

4 933 

3 * 6 

5 820 

2 480 

1899 

4 075 

2 554 

I3  432 

3 835 

>7  507 

6389 

1900 

8588 

3024 

14  287 

3 360 

22  875 

6384 

1902 

20  776 

8214 

17  029 

4 433 

37  805 

I 2 647 

1903 

19  609 

19912 

19  890 

3666 

39  499 

23  578 

1904 

29  466 

5 570 

— 

— 

— 

— 

Die  Mühlenfabrikate,  die  von  Mannheim-Ludwigshafen  rhein- 
abwärts  gehen,  sind  hauptsächlich  für  die  Frankfurter  und  Mainzer 
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Gegend,  Holland  und  England  bestimmt.  Gerade  in  England 
hat  sich  die  Mannheim -Ludwigshafener  Großmühlenindustrie  in 
letzter  Zeit  einen  großen  Markt  erobert.  Da  die  nordamerika- 
nische Mühlenindustrie  dank  der  wachsenden  Bevölkerung  und 
der  Zunahme  des  inländischen  Getreidebedarfs  immer  mehr  für 
den  heimischen  Bedarf  in  Anspruch  genommen  ist,  kann  sie  nicht 
mehr  in  dem  Umfange,  wie  bisher,  nach  England  exportieren. 
Dieses  Absatzgebiet  hat  nun  besonders  auch  die  Mannheim- 
Ludwigshafener  Mühlenindustrie  dadurch  für  sich  gewonnen,  daß 
sie  sich  in  ihrer  Mehlfabrikation  den  englischen  Konsumtions- 
gewohnheiten anzupassen  verstand;  dazu  kommt,  daß  die  billigen 
Wasserfrachten  den  Export  äußerst  bequem  und  rentabel  machen. 

Die  Mehle,  die  rheinaufwärts  verfrachtet  werden,  gehen  in 
der  Hauptsache  nach  Maxau  bezw.  Karlsruhe  und  Kehl-Straßburg. 

Vom  Karlsruher  Rheinhafen  gingen  ab  zu  Tal: 

1901  2444  t 

1902  4656  » 

>9°3  3875  » 

1904  3409  » 

Es  sind  das  hauptsächlich  die  Fabrikate  der  im  Jahre  1892 
errichteten  Sinnerschen  Roggen-  und  Maisschrotmühle  in  Grün- 
winkel bei  Karlsruhe. 

Ein  Bild  von  dem  Mehlverkehr  in  Mannheim  geben  uns 
folgende  den  Handelskammerberichten  entnommene  Zahlen: 


Hafenverkehr  Bahnverkchr  zusammen 


Ankunft 

Abgang 

Ankunft 

Abgang 

Ankunft 

Abgang 

1875 

2 279 

2 721 

77  419 

59  018 

79698 

61  739 

1885 

94OI4 

16  O97 

50  080 

IOO  99O 

I 44  090 

1 17  087 

«895 

/2  716 

26  328 

43  59i 

110  2 18 

116307 

«36546 

1900 

I 83  806 

I 18  276 

47  970 

502  6lO 

231 776 

620  886 

1901 

172  439 

l6l  964 

58440 

488  875 

230879 

650839 

1903 

239  532 

379  649 

46  445 

628  O45 

285  977 

1 007  694 

Es  erhebt  sich  nun  unwillkürlich  die  Frage,  wie  sich  unter 
dem  Einfluß  dieses  zum  Teil  neu  einsetzenden  Wettbewerbs  der 
Mannheim-Ludwigshafener  Großmüllerei  die  Absatzverhältnisse 
der  übrigen  badischen  Handelsmühlen  gestaltet  haben.  Wir  haben 
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bereits  oben  festgestellt,  daß  die  kleinen  und  mittleren  Handels- 
mühlen mit  nur  15%  an  dem  Mehlabsatz  außerhalb  Badens  be- 
teiligt waren.  Die  Mehlsendungen  der  kleinen  und  Mittelmühlen 
lassen  sich  aber  statistisch  nicht  so  leicht  erfassen,  da  ganz  Baden 
mit  Ausnahme  Mannheims  in  der  Güterbewegungsstatistik  einen 
Verkehrsbezirk  bildet,  also  auch  darunter  der  Mehlversand  der 
außerhalb  Mannheims  gelegenen  Großmühlen  inbegriffen  ist; 
aber  im  allgemeinen  werden  wir  doch  eine  gewisse  Tendenz  im 
Mehlversand  feststellen  können. 

Vorher  wollen  wir  aber  noch  untersuchen,  wie  das  Ent- 
stehen und  Bestehen  der  badisch -pfälzischen  Großmühlen  auf  die 
Mehleinfuhr  nach  Baden  gewirkt  hat.  Es  kamen  aus  Deutsch- 
land (außer  Mannheim -Ludwigshafen)  Mehl  und  Mühlenfabrikate: 

1884  1 7 366  t 

1888  22094  •» 

1895  25 128  * 

1897  28917  » 

1900  19433  » 

1901  18998  ' 

1903  18873 

Es  hat  also  schließlich  im  Beobachtungszeitraum  eine  Stei- 
gerung der  Zufuhrmenge  um  8%  stattgefunden,  dagegen  ist  die 
Einfuhr  aus  Mannheim -Ludwigshafen  um  volle  ii23°/0  gestiegen. 
Von  entscheidender  Bedeutung  ist  aber,  wie  wir  schon  hervor- 
hoben, nicht  sowohl  die  absolute  Höhe  der  Zufuhrmengen,  als 
vielmehr  die  Bewegung  der  Zufuhr  und  die  Entwicklung,  die  der 
Anteil  von  Mannheim -Ludwigshafen  an  der  Gesamtzufuhr  aus 
Deutschland  genommen  hat.  Es  empfing  Baden 


aus  dem  übrigen 

darunter  aus 

Deutschland 

Mannheim  - I.udwigshafen 

1884 

89% 

11% 

1888 

69  % 

31% 

1897 

67% 

33% 

1900 

48% 

5 2 % 

1903 

40% 

60% 

Diese  die  Entwicklung  der  Anteilziffern  darstellenden  Pro- 
zentzahlen zeigen  aufs  beste,  wie  die  außerbadische  deutsche 
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Mühlenindustrie  vor  der  entstehenden  badisch -pfälzischen  Groß- 
müllerei das  Feld  räumen  mußte;  sie  lassen  aber  auch  erkennen,  daß 
den  badischen  Handelsmühlen  durch  die  außerbadische  Zufuhr  ein 
scharfer  Wettbewerb  erwachsen  wäre,  wenn  sich  die  Einfuhr  in 
demselben  Maße  wie  anfangs  weiter  entwickelt  hätte.  Ohne  den 
gewaltigen  Aufschwung  der  Mannheim -Ludwigshafener  Mühlen- 
industrie hätten  wir  eine  immer  größer  werdende  Mehleinfuhr 
nach  Baden  aus  Norddeutschland;  jetzt  wird  Badens  Mehlbedarf 
zum  großen  Teil  durch  eine  einheimische,  leistungsfähige  Mühlen- 
industrie gedeckt. 

Nun  zu  der  weiteren  Frage,  wie  sich  die  Ausfuhr  der 
badischen  Mühlen  (mit  Ausnahme  Mannheims)  nach  Deutschland 
gestaltet  hat. 

Es  versandte  Baden 


Jahr 

Nach  dein 
übrigen 
Deutschland 

Davon  nach 

Hessen 

Württemberg 

Bayern 

Pfalz 

t 

t 

t 

t 

t 

1884 

24  187 

5 5*7 

770 

346 

3 844 

1890 

40  465 

13 

2 OOO 

I 201 

8 553 

j 1896 

72  476 

(1895)  20901 

I 2 988 

888l 

(1895)  12  838 

1 9OO 

67  / I 2 

8 030 

(1901)  33  454 

I424O 

6 375 

1903 

82  493 

7 982 

25  545 

2 I 036 

3 44* 

Wenn  wir  nun  auch  diese  Ziffern  mit  dem  Mehlversand 
von  Mannheim-Ludwigshafen  vergleichen,  so  ergibt  sich,  daß  der 
Mehlversand  Badens  relativ  weit  hinter  dem  von  Mannheim- 
Ludwigshafen  zurückgeblieben  ist,  ja  wir  können  eine  allgemeine 
Tendenz  in  der  Richtung  bemerken,  daß  sich  seit  dem  Auf- 
blühen dieser  Großmühlenindustrie  der  Mehlverkehr  nach  der 
Pfalz,  Rheinprovinz,  Hessen,  Thüringen  und  Württemberg  teil- 
weise sogar  erheblich  vermindert  oder  doch  nicht  in  der  Weise 
weiterentwickelt  hat,  wie  es  anfangs  der  Fall  zu  sein  schien. 
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Die  Mehlausfuhr  Badens  (außer  Mannheim)  ins  Ausland  — 
hauptsächlich  in  die  Schweiz  — betrug: 

1884  . . . 232  t 

1 B95  ...  791  » 

1901  . . . 1364  t 

1903  . . . 1809  X 

Während  sich  der  Mannheim -Ludwigshafener  Mehlexport 
über  die  deutsche  Grenze  in  demselben  Beobachtu ngszeitraum 
ungefähr  um  das  i5fache  gehoben  hat,  hat  sich  der  badische  nur 
verachtfacht. 

Die  Kleieproduktion  der  8 Großmühlen  belief  sich  1899 
auf  486734  dz,  das  sind  60%  der  von  allen  Handelsmühlen  er- 
zeugten Kleie;  mit  43%  waren  sie  an  der  Gesamtproduktion  der 
badischen  Mühlen  beteiligt  (Kundenmühlen  28%).  Die  Ludwigs- 
hafener Walzmühle  allein  hat  1903  400925  dz  und  1904  392  072  dz 
Futterstoffe  aus  Weizen,  Roggen  und  Gerste  hergestellt.  Die 
Abnehmer  sind  hauptsächlich  die  landwirtschaftlichen  Konsum- 
vereine. Der  Kleieversand  von  Mannheim -Ludwigshafen  nach 
Deutschland  betrug: 


Davon  nach  Baden 


1898 

3 989  t 

459  t 

1899 

23  229  3 

2 08  I * 

1901 

32643  » 

2141  » 

«903 

58994  * 

7 129  >' 

Der  Absatz  nach  Baden 

war  also 

sehr  gering;  dagegen  wurde 

sehr  viel  nach  Mitteldeutschland  verkauft.  — Wie  die  Großmühlen 
auch  im  Kleieabsatz  die  andern  Handelsmühlen  überflügelt  haben, 
zeigt  der  Kleieversand  nach  Deutschland  aus 

Baden 

Rheinpfalz 

1898 

2 I 656  t 

9 895  t 

1900 

24  090  v 

8378  * 

1903 

2 8 05 1 * 

10  543  t 

Wir  kommen  also  zu  dem  Schluß:  die  badisch-rheinpfälzische 
Großmühlenindustrie  hat  den  badischen  kleinen  und  mittleren  Han- 
delsmühlen nicht  nur  das  eigene  »natürliche«  Absatzgebiet  streitig 
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gemacht,  sondern  auch  ihren  Absatz  auf  dem  außerbadischen 
Markte  stark  eingeschränkt. 

Nun  zu  der  Frage:  welche  Ursachen  waren  und  sind  wirk- 
sam, die  diese  überragende  Bedeutung  der  badisch-rheinpfälzischen 
Großmüllerei  begründeten,  mit  anderen  Worten:  worauf  beruht 
die  wirtschaftliche  Überlegenheit  dieser  Mühlenwerke? 


3.  Die  wirtschaftliche  Überlegenheit  der  badisch-rheinpfälzischen 

Grossmühlen. 

A.  Die  Frage  des  Rohstoffbezuges. 

Die  wirtschaftliche  Überlegenheit  des  Großbetriebs  in  der 
Getreidemüllerei  kann  ihre  Quelle  entweder  in  einem  Komplexe 
rein  technischer  oder  rein  Ökonomischer  Tatsachen  haben.  Siegt 
der  Großbetrieb  deshalb  über  den  Klein-  und  Mittelbetrieb,  weil 
er  allein  sich  gewisse  technische  Errungenschaften  zunutze  machen 
kann  oder  liegen  die  tieferen  Ursachen  dieses  allmählichen  Rück- 
gangs auch  der  mittleren  Handelsmühlen  auf  einem  ganz  andern 
Gebiete?  Die  Frage  muß  also  so  gestellt  werden:  unterscheidet 
sich  der  Mühlengroßbetrieb  technisch,  d.  h.  durch  die  verwendeten 
Maschinen  und  Apparate,  von  den  handwerksmäßigen  Betrieben 
und  kleinkapitalistischen  Unternehmungen? 

Allgemein  sieht  man  das  Kriterium  des  fabrikmäßigen  Groß- 
betriebs in  der  mechanisch -maschinellen  Produktionsweise  und 
in  der  Auflösung  des  Produktionsprozesses  in  zahlreiche  Teil- 
operationen1. Nun  genügt  auch  eine  oberflächliche  Kenntnis  der 
Technik  der  Müllerei,  um  zu  wissen,  daß  auch  eine  kleine  Mühle 
dieselben  Walzenstühle  mit  derselben  Leistungsfähigkeit,  dieselben 
Reinigungsapparate,  Sichtmaschinen  und  Waschanlagen  aufstellen 
und  ebenso  durch  das  automatische  und  kontinuierliche  Verfahren 
die  menschliche  Arbeitskraft  ausschalten  kann,  wie  die  Groß- 
mühle; und  eine  Zerlegung  der  Produktion  in  Teilprozesse,  die 
eine  mechanische  Ausführung  durch  Arbeitsmaschinen  ermög- 
lichen, gestattet  die  Mühlentechnik  nicht. 


1 Vgl.  Büchers  Artikel  »Gewerbe«  in  Kisters  »Wörterbuch  der  Volkswirt- 
schaft«; Schmollcr,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe,  1870,  S.  1 6 1 ; P. 
Sinzheim  er,  Über  die  Grenzen  der  Weiterbildung  des  fabrikmäßigen  Großbetriebs, 
Stuttgart,  1893,  S.  6 ff. 
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Das,  was  den  Großbetrieb  in  der  Müllerei  von  dem  Klein- 
und  Mittelbetrieb  unterscheidet,  ist  nur  die  Tatsache,  daß  er  mehr 
Maschinen  und  Apparate  derselben  Art  hat,  als  jener.  Wir  haben 
schon  bei  der  Betrachtung-  der  Klein-  und  Mittelhandelsmühlen 
betont,  daß  sie  (wenigstens  zum  Teil)  bei  ihrer  Einrichtung  den 
Fortschritten  der  Mühlentechnik  gefolgt  sind;  wir  wissen  aber 
auch,  daß  so  manche  Kunden-  und  Handelsmühle  eben  wegen 
ihrer  technischen  Rückständigkeit  dem  andrängenden  Großbetrieb 
keine  Widerstandskraft  mehr  entgegensetzen  konnte,  und  wir  haben 
auch  gesehen,  daß  die  Großmühlen  mit  den  vollkommensten  und 
leistungsfähigsten  Maschinen  ausgestattet  sind.  Aber  darauf  kommt 
cs  jetzt  nicht  an;  es  gilt  nur  festzustellen,  daß  die  Technik  an 
sich  keinen  Unterschied  in  der  Organisation  der  Mühlenklein- 
und  Großbetriebe  begründet.  Die  V orteile  des  Großbetriebs  haben 
ihren  Ursprung  in  ökonomischen  Tatsachen,  die  gekennzeichnet 
werden  durch  die  Verbesserung  und  Verbilligung  der  Verkehrs- 
mittel, durch  die  Verfeinerung  der  Art  und  Weise  des  Rohstoff- 
l>ezugs  und  des  Fabrikatabsatzes  und  durch  den  Übergang  eines 
großen  Teiles  der  kaufmännischen  Funktionen  auf  die  Händler. 

Die  wirtschaftliche  Überlegenheit  des  Großbetriebs  in  der 
Müllerei  beruht  also  nicht  in  seiner  technischen,  sondern  in  seiner 
Handelsüberlegenheit. 

Diese  einleitende  Betrachtung  gibt  uns  gleichsam  den 
Schlüssel  zu  dem  Verständnis  der  Konkurrenzkraft  der  badisch- 
rheinpfälzischen Großmühlen,  erklärt  uns  am  besten  die  örtliche 
Zentralisation  dieser  fabrikmäßigen  Großbetriebe  am  Rhein  und 
in  seiner  unmittelbaren  Nachbarschaft.  Die  wirtschaftliehe  Grund- 
lage, auf  der  sie  alle  aufgebaut  sind,  ist  die  Tatsache  des  billigen 
Wasserbezugs  ihres  Rohmateriales. 

Wer  von  Mannheim  über  die  Rheinbrücke  nach  Ludwigs- 
hafen geht  und  sieht,  wie  das  Getreide  direkt  aus  dem  Schiff 
fast  unmittelbar  dem  Walzenstuhl  zugeführt  wird,  um  vielleicht 
noch  an  demselben  Tage  mit  dem  Schiffe  oder  mit  dem  Eisen- 
bahnwaggon an  seine  Bestimmungsorte  gebracht  zu  werden,  der 
kennt  auch  das  Geheimnis  der  riesigen  Leistungsfähigkeit  dieses 
größten  deutschen  Mühlenwerkes. 

Als  für  den  Getreidebedarf  Deutschlands  die  heimische  Er- 
zeugung nicht  mehr  ausreichte,  und  es  deshalb  immer  mehr  aus- 
ländischer Provenienzen  bedurfte,  wurden  die  großen  Hafenplätze 
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und  die  Endpunkte  der  Großschiffahrtswege  die  natürlichen  Ein- 
fallstore für  das  Auslandsgetreide.  Mit  Notwendigkeit  mußte 
hierher  die  Industrie  ihren  Standort  verlegen,  die  diese  vom  Aus- 
land zuströmende  Brotfrucht  verarbeiten  muß,  die  Großmüllerei. 
So  wurde  denn  auch  Mannheim -Ludwigshafen,  »der  letzte  See- 
hafen«, wie  es  Hon  seil  treffend  nannte,  das  wirtschaftliche 
Gravitationszentrum  der  badisch -rheinpfälzischen  großen  Mühlen- 
industrie. 

In  der  verkehrspolitischen  Bedeutung  dieses  Städtepaares  am 
Ende  der  Rheinschiffahrt  und  am  Ausgangspunkte  eines  sich 
weit  nach  ganz  Siiddeutschland  verzweigenden  Eisenbahnnetzes 
liegt  die  Existenzfähigkeit  unserer  Großmüllerei. 

Die  Konzentration  des  Getreidehandels,  die  börsenmäßige 
Organisation  des  Absatzes  und  die  Zentralisation  der  großen 
Bank-  und  Kreditinstitute  in  Mannheim  haben  auf  die  Tendenz 
nach  örtlicher  Zusammenfassung  der  Mühlenindustrie  verstärkend 
und  fördernd  gewirkt. 

Unsere  Großmühlen  decken  ca.  80%  ihres  gesamten  Ge- 
treidebedarfes durch  ausländische  Brotfrucht.  Die  Gründe  der 
Notwendigkeit  der  Verarbeitung  fremder  Provenienzen  haben  wir 
schon  gestreift. 

Einmal  vermag  die  deutsche  Getreideproduktion  den  heimi- 
schen Bedarf  nicht  ganz  zu  befriedigen,  beträgt  doch  jn  Baden 
allein  die  Mindererzeugung  ca.  2 Millionen  dz,  dann  erfordert  die 
Herstellung  eines  guten,  backfähigen  Mehles  die  Vermischung 
des  einheimischen  stärkereichen,  aber  kleberarmen  Getreides  mit 
ausländischer  kleberhaltiger  Brotfrucht,  endlich  kommt  — und 
das  hat  nicht  nur  für  die  G roßbetriebe,  sondern  auch  für  die 
übrigen  Handelsmühlen  große  Bedeutung  — die  mangelhafte 
Organisation  des  inländischen  Getreideabsatzes  in  Betracht.  Gehen 
wir  auf  diesen  letzten  Punkt  wegen  seiner  Wichtigkeit  für  den 
Rohstoffbezug  der  badischen  Handelsmühlen  etwas  näher  ein. 
Für  die  mittleren  und  größeren  Mühlenbetriebe  ist  der  Ankauf 
der  Brotfrucht  in  großen  Posten  aus  einem  oder  mehreren  Ge- 
treidelagern bequemer  und  vorteilhafter,  als  der  weitläufige  An- 
kauf in  kleinen  Mengen  von  hunderten  kleiner  Getreideprodu- 
zenten. Ferner  entbehrt  die  inländische  Frucht,  besonders  in 
den  Gegenden  vorherrschenden  bäuerlichen  Besitzes,  der  für  den 
Müller  wünschenswerten  Gleichmäßigkeit  der  Weizen-  und  Roggen- 
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Sorten,  ja  vielfach  weist  sie  von  Gemarkung  zu  Gemarkung  eine 
denkbar  große  Verschiedenheit  der  Sorten  auf;  auch  läßt  oft  die 
Reinigung  der  Frucht  vor  dem  Verkauf  von  Unkraut  und  andern 
Beimengungen  viel  zu  wünschen  übrig.1 

Hecht  hat  für  Baden  nachgewiesen,  daß  bei  96%  aller 
Brotfrucht  verkaufenden  Familien  das  Quantum  des  verkäuflichen 
Brotgetreides  unter  50  dz  bleibt,  daß  die  Landwirte,  die  über  ,50  dz 
verkaufen  können,  nur  0,6%  aller  überschüssig  Brotfrucht  pro- 
duzierenden Familien  ausmachen 2 3.  Es  ist  klar,  daß  solche  Verhält- 
nisse für  den  Bezug  in  großen  Posten  denkbar  ungünstig  und  mit 
Zeitverlust,  Kosten  und  andern  Unannehmlichkeiten  verbunden 
sind.  Nun  haben  allerdings  die  Landwirte  eine  Konzentration  und 
Organisation  des  Getreideabsatzes  in  den  Absatzgenossenschaften 
geschaffen.  Zurzeit  sind  10  solcher  Genossenschaften  mit  Lager- 
hausbetrieb und  einer  gemeinsamen  Verkaufsstelle  (Getreidebureau 
in  Mannheim)  in  Baden  vorhanden«  Während  aber  die  kleinen 
und  mittleren  Handelsmühlen  in  dem  genossenschaftlichen  Ge- 
treideabsatz eine  Schädigung  erblicken,  weil  dadurch  die  Preise 
des  Getreides  erhöht  werden,  und  deshalb  gerade  den  guten  Weizen 
beim  Produzenten  einkaufen,  können  die  Großmühlen  die  Genossen- 
schaften deshalb  nicht  in  Anspruch  nehmen,  weil  die  Menge  des 
verkäuflichen  Getreides  (besonders  des  Weizens)  verhältnismäßig 
unbedeutend  ist.  Es  wurden  vom  Getreidebureau 3 verkauft: 


Davon 

Weizen  R(,ggcn 


1901 

26  700  dz 

1 709  dz 

1 035 

dz 

1902 

45700  » 

6424  » 

637 

» 

1904 

60  400  » 

9 150  * 

1 350 

» 

Der  Rest  war  Gerste  und  Hafer.  Der  Verkauf  von  Weizen 
findet  sich  fast  nur  in  der  Donau-  und  Seegegend,  in  geringem 
Umfang  auch  im  Bauland;  der  gute,  rotglasige  oberbadische 
Weizen  wird  aber  zum  großen  Teil  durch  Vermittlung  des  Ge- 
treidebureaus an  die  Schweizer  Mühlen  abgesetzt.  In  der  letzten 
Zeit  scheinen  sich  die  kleinen  Mühlen  immer  mehr  bei  ihrer 
Bedarfsdeckung  der  Lagerhäuser  zu  bedienen,  was  wohl  darauf 

1 Buchenberger,  a.  a.  O.  S.  231. 

3 H echt,  a.  a.  O.  S.  86  ff. 

3 Rechenschaftsbericht  des  Verbandes  der  badischen  landwirt- 
schaftlichen Konsumvereine  für  1904,  Karlsruhe  1905. 
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zurückzuführen  ist,  daß  sie  da  ein  qualitativ  besseres  Getreide 
erhalten,  als  von  den  Landwirten. 

So  wird  denn  auch  in  Zukunft  der  mittlere  wie  der  Groß- 
müller unbedingt  für  den  größten  Teil  seiner  Vermahlung  auf 
den  Bezug  ausländischer  Sorten  angewiesen  sein.  Er  wird  nur 
soviel  inländische  Provenienz  aufkaufen,  als  die  Qualität  und 
Quantität  der  einheimischen  Ernte  es  gestattet.  So  werden  der 
Ludwigshafener  Walzmühle  oft  per  Achse  große  Mengen  ein- 
heimischen Roggens  und  Weizens  in  Quantitäten  von  3 — 4 Sack 
aus  der  Pfalz  zugeführt;  sie  hat  an  inländischer  Brotfrucht,  vor 
allem  an  Roggen,  verbraucht: 

1898  ....  90000  dz 

1900  . . . 159000  x 

1904  ....  252  407  » 

Auf  eine  badische  Großmühle  kamen  1899  10  125  dz  ba- 
dische und  33  525  dz  sonstige  deutsche  Herkunft.  Nur  eine  Groß- 
mühle hat  überhaupt  kein  badisches  Getreide  vermahlen. 

Der  Rohstoffbezug  der  Handelsmühlen  erfolgt  nun  auf 
dreierlei  verschiedene  Weise:  entweder  sie  bedienen  sich  des 
Zwischenhandels,  oder  sie  verkehren  direkt  mit  dem  auswärtigen 
Exporteur,  oder  sie  wenden  sich  an  den  Agenten  des  Exporteurs. 
Gerade  in  letzter  Zeit  macht  sich  bei  manchen  Großmühlen  die 
Tendenz  geltend,  den  Zwischenhandel  zu  umgehen  und  unmittelbar 
mit  dem  Exporteur  in  Verbindung  zu  treten,  indem  sie  einen  Ver- 
treter in  Amerika  oder  Odessa  usw.  haben.  Wenn  nun  auch 
durch  Vermeidung  des  vermittelnden  Getreidehändlers  an  Kosten 
gespart  werden  kann,  so  hat  diese  Art  des  Rohstoffbezugs  einen 
großen  Mangel.  Der  Großmüller  kauft  nicht  immer  in  demselben 
Umfange  aus  demselben  Produktionsgebiete  ein,  so  daß  es  sich 
nicht  lohnt,  an  den  verschiedenen  Orten  eigene  Vertreter  zu  be- 
stellen. Deshalb  hat  sich  bei  den  Großmühlen  auch  der  Brauch 
eingebürgert,  sich  an  die  Agenten  der  ausländischen  Exporteure 
zu  wenden,  die  in  Mannheim  selbst  oder  in  Rotterdam  iliren  Sitz 
haben.  Diese  kommen  fast  täglich  in  das  Kontor  der  Mühlen, 
machen  ihre  Offerten,  kabeln  die  Angebote,  die  von  den  Mühlen 
gemacht  werden,  alsbald  an  ihre  Geschäftsherren  zurück,  so  daß 
binnen  kurzer  Zeit  die  Schiffladung  Saxonka,  Walla-Walla,  Red 
winter  Nr.  II,  Kansas-  oder  La  Plata-Weizen  unterwegs  ist.  Zu- 
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gleich  sind  die  Agenten  gleichsam  eine  Auskunftsstelle,  die  den 
Großmüller  in  Mannheim  usw.  über  die  Ernteverhältnisse  und  die 
Konjunkturen  zuverlässig  unterrichtet.  Während  auf  diese  Weise 
der  Getreidezwischenhandel  für  manche  Großbetriebe  entbehrlich 
geworden  ist,  hat  er  seine  volle  Wichtigkeit  gerade  für  die  mitt- 
leren und  kleineren  Handelsmühlen  behalten,  denn  es  leuchtet 
ein,  daß  sich  die  kleineren  Betriebe,  die  auch  ausländischer  Her- 
kunft bedürfen,  nur  nicht  in  dem  Maße,  wie  die  größeren  Mühlen, 
der  geschilderten  Organisation  des  Einkaufs  nicht  bedienen  können, 
schon  wegen  der  mehr  oder  weniger  großen  Entfernung  von 
Mannheim;  dann  ist  es  aber  auch  wegen  des  relativ  ge- 
ringen Bedarfes  zweckmäßiger,  den  Zwischenhandel,  der  eben 
den  Vorteil  des  Bezuges  im  großen  auf  seiner  Seite  hat,  zu 
benutzen. 

Der  fabrikmäßige  Großbetrieb  kann  auch  infolge  seiner 
Kapitalkraft  die  allerverschiedensten  Getreidesorten  rationell  aus- 
wählen: er  bezieht  heute  vom  La  Plata,  morgen  von  Odessa, 
dann  wieder  aus  Indien,  aus  Rumänien;  er  hat  oft  10  bis  20  ver- 
schiedene Provenienzen  in  seinem  Silo  aufgestapelt.  Schon  diese 
Bewegungsfreiheit  auf  dem  Weltmärkte  läßt  es  nicht  wün- 
schenswert erscheinen,  Vertreter  an  den  Handelsplätzen  des  Aus- 
landes zu  haben;  schließlich  gewährt  ihm  diese  Sortenauswahl  die 
Möglichkeit  der  Vermischung  der  verschiedenen  Getreidesorten, 
und  nicht  zuletzt  beruht  gerade  darauf  die  Herstellung  eines 
qualitativ  vollkommenen  Fabrikates  in  den  Großmühlen.  Die 
kleineren  Handelsmühlen  können  diese  Freiheit  des  Einkaufs  auf 
dem  Getreidemarkte  schon  deshalb  nicht  benutzen,  weil  sie  sich 
eben  mehr  auf  den  Zwischenhandel  stützen  müssen.  Ein  anderes 
nicht  wirtschaftliches  Moment  macht  die  vermittelnde  Hand  des 
Mannheimer  Händlers  erforderlich:  die  mangelnde  kaufmännische 
Bildung  mancher  Handelsmüller  und  die  Unübersehbarkeit  des 
Weltgetreidemarktes  für  sie.  In  der  Handelsmüllerei  mit  ihrem 
Rohmaterial,  dessen  Preisbildung  sehr  durch  Umstände  elemen- 
tarer und  daher  unberechenbarer  Natur  bedingt  ist,  kommt  das 
kaufmännisch-spekulative  Moment  vorzüglich  zur  Geltung.  Der 
Leiter  eines  Mühlenunternehmens  muß  deshalb  mit  großer  Um- 
sicht, Schlagfertigkeit  und  Unternehmerbegabung  ausgestattet 
sein,  er  muß  aufs  genaueste  mit  dem  Welthandel  und  seinen  kom- 
plizierten Formen  vertraut  sein. 
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Wir  sehen  also,  daß  die  Großmühle  in  Mannheim  und  Um- 
gebung eine  viel  zweckmäßigere  Form  des  Rohstoffeinkaufs  an- 
wenden kann,  als  die  mittleren  und  kleineren  Handelsmühlen. 
Daß  sich  der  Großmüller  auch  das  den  Handelsbedürfnissen  eng 
angepaßte  Nachrichtenwesen  besser  zunutze  machen  kann,  als 
der  Handelsmüller  auf  dem  Lande,  braucht  nur  angedeutet  zu 
werden. 

Da  der  badisch  - pfälzische  Handelsmüller  auf  die  Zufuhr 
fremder  Provenienzen  angewiesen  ist,  so  wird  er  sich  naturgemäß 
der  Wasserstraße  des  Rheins  bedienen.  Die  volkswirtschaftliche 
Bedeutung  der  Wasserstraßen  liegt  — ich  brauche  darauf  hier 
nicht  näher  einzugehen  — in  der  billigen  Massenbeförderung,  die 
auf  ihnen  zu  bewerkstelligen  ist.  Die  Tendenz  zur  Preissenkung 
der  Getreidefrachten,  die  für  unsere  Frage  von  großer  Wichtig- 
keit ist,  mögen  folgende  Zahlen,  die  den  Handelskammerberichten 
von  Mannheim  entnommen  sind,  veranschaulichen.  Es  betrug  die 
Fracht  für  1000  kg  Getreide  nach  Mannheim 


voll 

La  Plata 
Odessa  . . 

Ostsee  . . 

New- York  . 


1888 

21,21  M. 

19,29  » 

1 3.63  > 
17*38  » 


1898 

20,07  M. 

14,92  5 

9,82  * 

l8,62  * 


‘903 

18,14  M. 
11,11  » 

9*5 6 * 
11,80  » 


Während  1903  der  mittlere  Getreidefrachtsatz  auf  dem  Rhein 
von  Rotterdam— Mannheim  3,36  M.  pro  Tonne  betrug,  stellte  er 
sich  auf  der  Bahn  auf  18,40  M.;  die  Bahnfracht  Posen — Mannheim 
dagegen  kostet  39,80  M.  pro  Tonne  nach  dem  Normaltarif.  Man 
darf  wohl  im  allgemeinen  annehmen,  daß  bei  der  heutigen  ver- 
feinerten Technik  des  Handels  und  Verkehrs  der  Bezug  eines 
Schiffs  Getreide  aus  Odessa  oder  vom  La  Plata  mit  relativ  viel 
weniger  Kosten  und  Zeitaufwand  verbunden  ist,  als  aus  einem 
deutschen,  vielleicht  abseits  der  Bahn  gelegenen  Getreideproduk- 
tionsorte. Nun  gereicht  ja  der  billige  Wasserstraßentransport 
allen  badischen  und  pfälzischen  Handelsmühlen  zum  Vorteil,  die 
überhaupt  ausländisches  Getreide  beziehen.  Der  Nutzen  der  am 
Rhein  und  Neckar  gelegenen  Großmühlen  besteht  aber  darin, 
daß  sie  unmittelbar  vom  Schiffe  weg  das  Rohmaterial  ihrem  Silo 
zuführen  können,  während  sich  die  im  Binnenlande  gelegenen 
Handelsmühlen  zur  Herbeischaffung  an  die  Produktionsstätte 
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noch  des  teuren  Bahntransportes  bedienen  müssen.  Um  die  Bahn- 
fracht Mannheim -Ludwigshafen  bis  zur  Mühle  erhöhen  sich  also 
die  Produktionskosten  dieser  Handelsmühlen.  So  kostet  ein 
Waggon  Weizen  Mannheim — Weinheim  26  M.;  Mannheim — Neu- 
stadt im  Schwarz wald  122  M.  Es  produzieren  also  die  in  Mann- 
heim gelegenen  Großmühlen  um  0,26  M.  pro  Doppelzentner  billiger 
als  die  Weinheimer  Großmühle  und  um  volle  1,22  M.  pro  Doppel- 
zentner billiger  als  eine  Handelsmühle  in  Neustadt  im  Schwarz- 
wald, die  ihr  Rohmaterial  von  Mannheim  beziehen  müssen.  Diese 
wenigen  Beispiele  dürften  genügen,  um  die  Vorteile  zu  illustrieren, 
die  den  Mannheimer  Großmühlen  aus  der  Tatsache  ihres  Stand- 
ortes am  Ende  des  schiffbaren  Rheinstromes  erwachsen. 

Dieser  Umstand  erklärt  aber  auch  das  Interesse,  das  diese 
Werke  an  der  Freiheit  der  Wasserstraßen  von  Abgaben  haben. 
Die  badischen  Müller,  die  in  ihrer  Petition  an  den  Landtag  auch 
die  Wiedereinführung  der  Gebühren  auf  den  Wasserstraßen  for- 
derten, vergaßen  nur  zu  bedenken,  daß  damit  nicht  nur  den 
»hassenswerten«  rheinischen  Großmühlen,  sondern  ganz  besonders 
auch  den  mittleren  und  kleinen  Handelsmühlen,  die  zudem  nicht 
so  leistungsfähig  und  kapitalkräftig  sind  wie  jene,  die  Produktion 
verteuert  und  so  ihre  Widerstandskraft  im  Konkurrenzkämpfe 
gelähmt  würde.  Der  wirtschaftspolitische  Zweck  der  Ausfuhr- 
sicherung und  Ausfuhrförderung  der  Erzeugnisse  unserer  badisch- 
rheinpfälzischen Großmüllerei  und  die  Notwendigkeit  der  immer 
mehr  wachsenden  Zufuhr  ihres  unentbehrlichen  ausländischen  Roh- 
stoffes spricht  gegen  eine  Belastung  des  Rheinstromes  mit  Abgaben. 

So  sehen  wir,  daß  in  dem  Rohmaterialbezug  die  groß- 
betrieblich organisierte  Müllerei  in  Mannheim  und  Umgebung 
den  mittleren  und  kleinen  Handelsmühlen  des  Landes  durch  die 
rationelle  Ausnützung  der  natürlichen  Daseinsbedingungen  und 
ihrer  technischen  Beherrschung  weit  überlegen  ist. 

B-  Die  Frage  der  Absatzgestaltung. 

a.  Die  gleiche  Tarifierung  von  Getreide  und  Mehl. 
Wenn  die  Wahl  des  Standortes  eines  Produktionszweiges  ent- 
scheidend ist  für  seine  Rentabilität,  so  gilt  dies  ganz  besonders 
von  der  Mühlenindustrie.  Die  Frage  des  Rohstoffbezugs  und 
der  Absatzgestaltung  ist  für  sie  in  dem  Augenblick  zu  einem 
schwierigen  Problem  geworden,  als  sie  den  natural  wirtschaftlichen 

Fromm,  Das  Mühlengewerbe  in  Baden  und  in  der  Rheinpfal*.  9 
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Charakter  der  Kundenmüllerei  aufgab,  um  sich  der  verkehrswirt- 
schaftlich  organisierten  Volkswirtschaft  der  Gegenwart  an-  und  ein- 
zupassen. Der  Lohnmüller  kümmert  sich  weder  um  die  Herbei- 
schaffung des  zu  verarbeitenden  Rohstoffs  noch  um  den  Absatz 
des  fertigen  Fabrikats.  Anders  der  Handelsmüller,  der  Mehl  auf 
Vorrat  produziert,  er  muß  in  kaufmännisch-spekulativer  Weise  sein 
Rohmaterial  einkaufen  und  ebenso  das  Produkt  daraus  an  den 
Konsumenten  abzusetzen  suchen.  Für  ihn  sind  die  Transport- 
verhältnisse von  großer  Bedeutung;  sie  gewinnen  aber  dann  sein 
besonderes  Interesse,  wenn  auf  einem  bestimmten  Gebiet  die  Menge 
des  Getreides  dem  Bedarf  nicht  proportional  ist,  mit  andern  Wor- 
ten, wenn  er  gezwungen  ist,  entweder  das  Getreide  aus  der  Ferne 
zu  beziehen  oder  für  Mehl  einen  großen  Absatzrayon  zu  erwerben. 
Die  erste  Eventualität  trifft  für  die  ganze  süddeutsche  Handels- 
müllerei zu,  während  die  zweite  unter  den  gegebenen  Verhält- 
nissen nur  für  einen  Teil  derselben  in  Betracht  kommt.  Der 
getreideunterproduzierende  Süden  und  Südwesten  Deutschlands 
bedarf  zu  seiner  Brotversorgung  der  ausländischen  und  nord- 
deutschen Getreidezufuhr,  während  — wie  die  Dinge  jetzt  liegen 
— der  Mehlabsatz  in  der  Hauptsache  auf  den  Süden  beschränkt  ist. 

Sehen  wir  von  der  Wasserstraße  des  Rheins  ab,  so  sind  es 
die  deutschen  Eisenbahntarife  für  Getreide  und  Mehl,  die  für  uns 
in  Frage  kommen.  Bei  der  großen  Wichtigkeit  der  Tarifgestaltung 
für  unsere  Mühlenindustrie  dürfte*  es  angebracht  sein,  diese  Frage 
eingehender  zu  untersuchen. 1 

Wie  bei  allen  verkehrspolitischen  Fragen,  so  kompliziert 
sich  auch  hier  die  Sachlage  durch  den  Widerstreit  der  Interessen, 
die  je  nach  Landesteilen  und  Berufsgruppen  ganz  verschieden 
sind.  Der  Kernpunkt  der  ganzen  Frage  liegt  in  der  einfachen 
Tatsache,  daß  in  der  Güterklassifikation  des  jetzigen  deutschen 
Gütertarifes  Getreide  und  Mühlenfabrikate  in  dieselbe  Klasse  ein- 


1 Vgl.  Dr.  C.  Hampkc  in  Conrads  »Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und 
Statistik«,  3.  Folge,  Bd.  IV.,  S.  84  ff.  (vom  Standpunkt  der  norddeutschen  Mühlen- 
industrie). Die  Arbeiten  von  Holländer  und  Küster  mann  geben  nur  die  An- 
sichten der  Interessenten  wieder,  während  Mohr  die  Frage  der  gleichen  Tarifierung 
nur  kurz  streift.  Jetzt  liegt  in  dem  Bericht  der  69.  Sitzung  der  ständigen  Tarif- 
kommission in  Königswinler  1899  seht  reichhaltiges  Material  über  diese  Frage  vor, 
vgl.  die  Anlagen  des  stenographischen  Berichtes  des  preußischen  Abgeordnetenhauses 
1900,  B.  I,  S.  109  ff. 
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gereiht  sind,  d.  h.  zu  demselben  Tarifsatz  gefahren  werden.  Das 
Eigenartige  an  diesem  Tarifzustand  ist  gleiche  Tarifierung  des 
geringwertigeren  Rohproduktes  und  des  höherwertigen  Halb- 
fabrikats, denn  der  jetzt  geltende  Reformtarif  von  1877  hat  zwar 
nicht  das  Wertprinzip  als  die  ausschließliche  Grundlage  der  for- 
mellen Tarifbildung  angenommen,  aber  es  doch  bei  Schaffung  der 
drei  Spezialtarife  neben  andern  mehr  nebensächlichen  Momenten 
als  Kriterium  berücksichtigt.  Ein  feststehender  Grundsatz  aller- 
dings, daß  Rohprodukte,  Halbfabrikate  und  Fertigfabrikate  un- 
bedingt einer  differentiellen  Tarifierung  unterliegen,  besteht  tat- 
sächlich im  Eisenbahngütertarifwesen  nicht.1  Derselbe  Tarifzustand 
findet  sich  auch  bei  Eisen  und  Stahl,  Gerste  und  Malz,  unbehauenen 
und  bearbeiteten  Steinen  usw.  Die  Wirkung  der  tarifarischen 
Gleichstellung  von  Rohprodukt  und  Fabrikat  sei  an  einem  Bei- 
spiel klar  gemacht: 

Eine  Wagenladung  Getreide  (10000  kg)  kostet 
auf  eine  Entfernung  von  100  km  nach  dem 

Spezial tarif  1 57,00  M. 

Die  Produkte,  die  aus  dieser  Quantität  Ge- 
treide durch  Vermahlung  erzeugt  werden, 
sind  7000  kg  Mehl  und  2800  kg  Kleie. 

Die  Fracht  für  die  7000  kg  Mehl,  die  auch 
nach  Spezialtarif  I berechnet  wird,  beträgt  39,90  M. 
und  für  die  2800  kg  Kleie  nach  Spezialtarif  III  9,52  » 49,42  M. 

so  daß  Mehl  und  Kleie  zusammen  um  . . 7,58  M. 

oder  13,3%  billiger  verfrachtet  werden  als  Getreide.  Diese  Span- 
nung wird  noch  größer  (30  °/0),  wenn  die  Kleie  nicht  auch  ver- 
sandt wird,  sondern  an  Ort  und  Stelle  verwertet  werden  kann. 
Es  erhellt  daraus,  daß  die  Versendung  von  Mehl  vorteilhafter  ist, 
als  die  von  Getreide,  und  zwar  um  so  günstiger,  auf  je  weitere 
Entfernung  die  Transportleistung  zu  erfolgen  hat;  bei  einer  Ent- 
fernung von  250  km  beträgt  der  Frachtunterschied  15%,  von 
1000  km  16,1  %.  Die  ökonomische  Wirkung  besteht  also  in  der 
größeren  Absatzfähigkeit  des  Mehles. 

Wie  ist  nun  diese  eigentümliche  Tarifkonstruktion  zu  er- 
klären? Historisch  betrachtet,  hat  in  ganz  Deutschland  die  gleiche 
Tarifierung  von  jeher  bestanden;  auch  der  erste  badische  Eil- 

1 Ulrich,  Eisenbahntarifwesen,  Berlin  und  Leipzig,  1886,  S.  62. 
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Gütertarif1  stellte  Getreide  und  Mühlenfabrikate  in  die  II.  Klasse, 
in  der  die  Taxe  4 5/5  Kreuzer  pro  Zentner  und  Wegstunde  betrug; 
ebenso  wird  von  Norddeutschland  gesagt:  »Schon  in  den  ältesten 
Tarifen  zeigte  sich  die  Eigentümlichkeit,  daß  fast  allgemein  die 
Sätze  für  Getreide  und  Mehl  gleich  standen,  obwohl  dem  Aus- 
beuteverhältnis von  70  0/0  ein  um  etwa  die  Hälfte  höherer  Fracht- 
satz entsprochen  haben  würde. 3«2  Dieselbe  Gestaltung  des  Getreide- 
und  Mehltarifsatzes  findet  man  auch  in  den  Gütertarifen  fast  aller 
kontinentalen  Staaten  und  in  Amerika; * in  Rußland  besteht  sie 
seit  1 893.4 

Diese  allgemeine  und  seit  alter  Zeit  bestehende  tatsächliche 
Tarifeinheit  muß  also  wohl  dieselben  Ursachen  haben.  Die  Momente, 
die  hier  mitgewirkt  haben,  waren  einmal  das  Streben,  die  Mehl- 
ausfuhr zu  fördern,  so  in  Rußlands  und  Deutschland,  und  dann 
der  Umstand,  daß  der  in  jener  Zeit  noch  ganz  geringe  Mehl- 
verkehr per  Bahn  eine  besondere  Tarifposition  für  Mehl  nicht 
erheischte,  sagt  doch  die  eben  erwähnte  Festschrift  »Berlin  und 
seine  Eisenbahnen«  zur  Erklärung  der  gleichen  Tarifierung:  »Die 
Eisenbahnen  hatten,  soweit  zu  ermitteln,  mit  der  Beförderung  von 
Mehl  wenig  zu  tun.«  Endlich  war  noch  ein  wirtschaftspolitisches 
Moment  maßgebend  gewesen,  die  Erhaltung  und  Entwicklung 
der  getreideverarbeitenden  Industrie  an  der  Getreideproduktions- 
stätte.  So  schreibt  Heinsius6:  »Die  gleichmäßige  Tarifierung  ist 
aus  der  Erwägung  hervorgegangen , daß  durch  die  infolge  der 
Tarifierung  ermöglichten  Transporte  von  Getreide  und  Mühlen- 
fabrikaten die  Mühlenindustrie  in  den  getreideproduzierenden  Ge- 
genden entwickelt  werden  würde,  während  sie  sonst  an  die 
Konsumtionsplätze  verwiesen  worden  wäre.  Einerseits  ist  es  von 
wirtschaftlicher  Bedeutung,  die  Mühlenindustric  in  den  meist  in- 
dustriearmen Getreideproduktionsgegenden  zu  ermöglichen,  andrer- 
seits gebietet  es  das  volkswirtschaftliche  Interesse,  daß  die  bei  der 
Mühlenfabrikation  entstehenden  Abfälle,  die  für  die  Landwirtschaft 

1 Vorschriften  über  die  Güter  Versendung  auf  der  badischen  Eisen- 
bahn. 184". 

* »Berlin  und  seine  Eisenbahnen  1876 — 1896«.,  1896,  Bd.  II,  S.  312. 

3 von  der  Lcyen  im  »Archiv  für  Eisenbahnwesen«,  1895,  S.  1173. 

4 P.  Weryho  in  den  »Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik«,  Bd.  89,  S.  254. 

5 Weryho,  a.  a.  O.  S.  257. 

6 Heinsius,  Die  allgemeinen  Tarifvorschriften,  1885,  S.  35. 
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von  größtem  Werte  sind,  auch  direkt  an  Ort  und  Stelle  der  Pro- 
duktion unter  Vermeidung  unwirtschaftlicher  Transportkosten  ver- 
wertet werden  können.«  Dieselben  Motive  haben  auch  in  Ruß- 
land die  Umänderung  des  Mehltarifes  veranlaßt1 

Es  erhebt  sich  nun  die  Frage,  ob  diese  Gründe,  die  vor 
3 o und  mehr  Jahren  bei  der  Feststellung  der  Getreide-  und 
Mehltarife  ausschlaggebend  gewesen  sind,  auch  in  der  Gegen- 
wart noch  zureichend  sind,  um  diesen  eigentümlichen  Tarifzustand 
zu  rechtfertigen. 

Was  nun  zunächst  den  ersten  Punkt,  die  Hebung  der  Mehl- 
ausfuhr angeht,  so  kann  dieser  Umstand  an  und  für  sich  auch 
heute  die  gleiche  Tarifierung  von  Mehl  und  Getreide,  die  als 
Export-  bezw.  Versandprämie  auf  Mehl  wirkt,  gutheißen,  da  da- 
durch die  heimische  Mühlenindustrie  gefördert  wird.  So  hat 
Rußland  1893  diese  Tarifkonstruktion  eingeführt,  um  der  Export- 
müllerei die  ausländischen  Märkte  zu  erobern.2  Dieselben  Gründe 
waren  in  Österreich -Ungarn,  Amerika  entscheidend.  Allein  für 
Deutschland  dürfen  wir  diesen  Vorteil  der  gleichen  Tarifierung 
nicht  überschätzen,  denn  der  überwiegende  Teil  der  deutschen 
Mehlausfuhr  vollzieht  sich  nicht  per  Bahn,  sondern  direkt  von 
den  großen  Mühlenbetrieben  in  Hamburg,  Hameln,  Stettin,  Königs- 
berg, Mannheim,  Ludwigshafen  und  Duisburg  per  Schiff. 

Dagegen  haben  sich  bei  dem  zweiten  Punkt  die  Verhältnisse 
ganz  umgestaltet;  aus  den  kleinen  Kundenmühlen  und  mittleren 
Handelsmühlen  hat  sich  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  eine 
Mühlengroßindustrie  entwickelt,  die  einen  ausgedehnten  Absatz- 
markt aufsuchen  muß;  das  Mehl  ist  ein  Massenartikel  geworden. 
Wie  sehr  binnen  weniger  Jahre  der  Mehlverkehr  auf  der  Eisen- 
bahn gestiegen  ist,  mögen  folgende  Ziffern  veranschaulichen.  Der 
innere  Mehlverkehr  betrug  in 


Baden 

der 

Pfalz 

1884 

14  167  t 

1884 

8 081  t 

1886 

16425  » 

1886 

8419» 

1889 

2 2 880  * 

1890 

I 2 08  1 » 

1 P.  Werylio,  a.  a.  O.  S.  256. 

3 Allerdings  haben  diese  Bestimmungen  nicht  zu  dem  gewünschten  Erfolg  ge- 
führt; die  Ursachen  liegen  aber  nach  Weryho  in  der  schlechten  Technik  und  der  kost- 
spieligen Produktion  der  russischen  Mühlcnindustrie;  a.  n.  O.  S.  257,  258. 
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Baden 

der 

Pfalz 

»893 

28  205  t 

»893 

•7  732  t 

1895 

39  267  ^ 

1899 

24272  :> 

1900 

42  232 

19OI 

30  342  ’ 

1903 

51  163  » 

»903 

24707  •> 

Es  hat  also  in  diesem  Zeitraum  von  ca.  20  Jahren  in  beiden 
Gebieten  eine  ganz  erhebliche  Steigerung  stattgefunden. 

Die  Gründe,  die  an  dritter  Stelle  aufgeführt  worden  sind, 
scheinen  auf  den  ersten  Blick  ganz  einleuchtend  zu  sein,  allein 
sie  müssen  bei  näherer  Betrachtung  vom  volkswirtschaftlichen 
Standpunkte  aus  abgelehnt  werden.  Der  allgemeine  Gedanke, 
der  jener  oben  angeführten  Stelle  von  Heinsius  zugrunde  liegt, 
ist  der:* 1  bei  natürlichem  Verlauf  der  Dinge  entwickelt  sich  die 
Industrie  regelmäßig  da,  wo  die  von  ihr  verarbeiteten  Rohstoffe 
und  Rohprodukte  gewonnen  werden.  Die  Belastung  der  Fabrikate 
mit  einem  höheren,  als  dem  für  Rohstoffe  bewilligten  Frachtsätze 
erleichtert  relativ  die  Abfuhr  der  letzteren  von  ihrem  Fundort, 
erschwert  relativ  den  Bezug  der  Fabrikate  aus  demselben  Ge- 
winnungsorte. Wenn  diese  Begründung  in  weitem  Umfang  auch 
richtig  ist,  so  hat  doch  heute  jede  Produktion  die  Tendenz,  sich 
nicht  nur  den  »natürlichen«  Standort,  sondern  vor  allem  den  wirt- 
schaftlich rationellsten  Standort  auszusuchen.  Das  war  aber  erst  dank 
der  Transportmittelvervollkommnung  möglich.  Gerade  darin  ruht 
die  große  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Verbesserung  des 
Verkehrswesens,  daß  sie  *die  Industrie  aus  der  Gebundenheit  an 
die  Fundorte  und  Erzeugungsstätten  der  Rohmaterialien  befreit 
hat,  daß  sie  eine  Schranke,  welche  die  Natur  dem  Menschen  ge- 
zogen, durch  die  Macht  des  menschlichen  Geistes  überwunden, 
der  allgemeinen  Teilnahme  an  der  Erhaltung  der  industriellen 
Produktion  den  Weg  geöffnet  hat«. 2 Eine  solche  territoriale 
Arbeitsteilung  wird  zur  ökonomischen  Notwendigkeit,  wenn  die 
Rohstoffe  im  Inland  nicht  in  genügender  Quantität  und  Qualität 
vorhanden  sind,  sondern  vom  Ausland  bezogen  werden  müssen. 


1 Vgl.  d’Avis  in  der  sZeitung  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungens 
1870,  S.  458. 

1 Vgl.  E.  Sax  in  der  » Vierteljahresschrift  für  Volkswirtschaft«,  1874,  S.  21; 

Lehr,  Eisenbahntarifwesen,  S.  262:  K.  Knies,  Die  Eisenbahnen  und  ihre  Wir- 
kungen, 1853,  S.  95. 
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wenn  das  Inland  nicht  auf  die  weiter  verarbeitende  Industrie, 
die  sonst  nach  der  Rohstoffproduktionsstätte  verlegt  werden 
würde,  ganz  verzichten  will. 

Wenden  wir  diese  allgemeinen  Sätze  auf  die  deutsche  und 
besonders  badisch -rheinpfälzische  Mühlenindustrie  an,  so  ergibt 
sich  sofort  ein  Gegensatz  der  Interessen. 

Die  Mühlenbetriebe,  die  in  einer  Getreide  produzierenden 
Gegend  ihren  Standort  haben,  also  in  der  Hauptsache  ihr  Roh- 
material unmittelbar  vom  Produzenten  erhalten  und  ihr  Mehl  auf 
größere  Entfernungen  versenden,  halten  den  jetzigen  Tarifzustand 
für  wünschenswert  und  notwendig,  dazu  gesellen  sich  die  Mühlen, 
die  auf  dem  billigen  Wasserweg  vor  allem  ausländische  Brot- 
frucht beziehen,  um  dann  per  Bahn  das  daraus  gewonnene  Pro- 
dukt dem  Verbrauch  zuzuführen.  Auf  der  andern  Seite  stehen 
die  Handelsmühlen,  die  ihr  Getreide  aus  einem  entfernten  Pro- 
duktionsgebiete erhalten  und  den  Mehlbedarf  der  näheren  Um- 
gebung befriedigen.  Sie  bekämpfen  die  gleiche  Tarifierung  von 
Mehl  und  Getreide,  weil  sie  gezwungen  sind,  das  Getreide  auf 
demselben  Wege  per  Bahn  zu  beziehen,  auf  dem  die  Mühlen  mit 
günstigem  Standort  billiger  ihr  Mehl  versenden.  Die  Scheide- 
linie der  verschiedenen  Interessengebiete  läuft  in  Deutschland 
mitten  durch  Thüringen  und  das  Königreich  Sachsen.  Unterbaden 
und  die  Pfalz,  wo  die  Großmühlen  ihr  Getreide  zu  Wasser  be- 
ziehen, wollen  die  Beibehaltung  der  jetzt  geltenden  Tarifierung, 
um  das  Fabrikat  nach  Oberbaden,  der  Schweiz  und  Elsaß  ab- 
setzen zu  können,  während  Ober-  und  Mittelbaden  mit  seinen 
kleinen  und  mittleren  Handelsmühlen  sich  durch  die  billige  Mehl- 
zufuhr erdrückt  fühlen  und  darum  für  eine  Tarifänderung  ein- 
treten.  Wir  haben  also  schon  in  Baden  einen  Widerstreit  der 
Interessen  zwischen  den  Großmühlen  am  Rhein  und  Neckar  und 
den  übrigen  kleinen  und  mittleren  Handelsmühlen  des  Landes. 
Dieser  Gegensatz  beruht  nun  darauf,  daß  die  unmittelbar  an  der 
Wasserstraße  gelegenen  Großmühlen,  die  ihre  Rohstoffe  auf  dem 
billigen  Wasserwege  beziehen,  dieselbe  Stellung  einnehmen,  wie 
die  Mühlen  in  getreideüberproduzierenden  Gegenden;  sie  genießen 
denselben  eisenbahntarifarischen  Vorteil,  den  man  der  Mühlen- 
industrie im  Interesse  der  heimischen  Landwirtschaft  eingeräumt 
hat,  nämlich  die  Begünstigung  des  Mehlversandes  gegenüber 
dem  Getreideversand.  Die  Handelsmühlen  in  Mittel-  und  Ober- 
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baden,  in  Württemberg  und  Bayern  sind  nun  darauf  angewiesen, 
ihren  notwendigen  Bedarf  an  ausländischer  Provenienz  durch  die 
Vermittlung  des  Mannheimer  Getreidehändlers  zu  decken.  Sie 
erhalten  also  ihr  Rohmaterial  auf  demselben  Wege  per  Bahn, 
auf  dem  die  Mühlen  in  Mannheim - Ludwigshafen  und  Umgebung 
ihr  Fabrikat  absetzen.  Da  nun  aber  infolge  der  gleichen  Tarifie- 
rung das  Mehl  wegen  seines  Ausbeuteverhältnisses  um  ca.  13,3% 
eventuell  sogar  30%  billiger  gefahren  wird,  als  das  Getreide,  das 
der  oberbadische  oder  bayrische  Müller  von  Mannheim  aus  er- 
hält, so  ist  ihm  der  Müller,  der  hier  seinen  Standort  hat,  be- 
deutend überlegen.  Zwei  Beispiele  mögen  das  Gesagte  veran- 
schaulichen. 

Ein  Waggon  Getreide  von  Mannheim  auf  eine  Entfernung 
von  100  km  (etwa  Bühl)  kostet  nach  dem  Satz  des  Spezialtarifes  I 
57  M.  Aus  diesem  Waggon  Getreide  vermahlt  der  Ilandelsmüller 
in  Bühl  ca.  72%  Mehl  und  26%  Kleie.  Die  Großmühle  in  Mann- 
heim verfrachtet 

7 2 ° 0 Mehl  nach  Spezialtarif  I zu  41,04  M. 

26  % Kleie  * » III  » 8,84  » 

49,88  M. 

Es  ergibt  sich  also  eine  Differenz  zugunsten  der  Mannheimer 
Mühle  um  7,12  M.  Sie  vermag  demnach  um  diesen  Betrag  das 
Mehl  billiger  nach  Bühl  zu  liefern,  als  der  Bühler  Müller  es  ab- 
setzen kann. 

Von  Mannheim  beträgt  die  Fracht  für  100  kg  Getreide  nach 
München  1,80  M.  Dagegen  kostet  das  aus  dem  gleichen  Quan- 
tum Getreide  hergestellte  Mehl  mit  einem  Ausbeuteverhältnis  von 
60 °/0l  40%  weniger,  nämlich  1,08  M.  Hiernach  berechnet  sich 
für  die  rheinische  Mühlenindustrie  aus  der  gleichen  Tarifierung 
von  Getreide  und  Mehl  für  die  Bahnstrecke  Mannheim-München 
ein  Vorteil  von  1,80  M.  — 1,08  M.  = 0,72  M.  pro  Doppelzentner 
Getreide  oder  1,20  M.  pro  Doppelzentner  Mehl.  Die  rheinische 
Konkurrenz  kann  also  um  diesen  Betrag  ihr  Mehl  billiger  nach 
Bayern  absetzen,  als  es  dem  bayrischen  Müller  möglich  ist.  denn 
ein  Unterbieten  des  Mehlpreises  um  1,20  M.  pro  Doppelzentner 

1 Weizen  und  Roggen  incinandergerechnet  (60  °0  wcilie,  ii°o  dunkle  Mehle 
und  25  °/o  Kleie). 
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erschwert  naturgemäß  den  Wettbewerb  der  bayrischen  Müllerei 
ganz  erheblich. 

Wir  sehen  also,  daß  die  Mannheim-Ludwigshafener  Mühlen- 
industrie in  der  Frage  der  Absatzgestaltung  infolge  ihres  Stand- 
ortes am  Rhein  und  der  gleichen  Tarifierung  den  kleinen  und 
mittleren  Handelsmühlen  in  ganz  Südwestdeutschland  überlegen 
ist.  Deshalb  wenden  sich  diese  auch  schon  seit  langem 1 gegen 
diesen  Tarifzustand. 

Eine  Änderung  kann  nun  nach  zwei  Richtungen  herbei- 
geführt werden:  entweder  durch  Versetzung  des  Mehles  in  die 
allgemeine  Wagenladungsklasse  B,  d.  h.  Erhöhung  der  Mehlfracht, 
unter  Belassung  des  Getreides  in  Spezialtarif  I oder  durch  Ver- 
setzung des  Getreides  in  den  Spezialtarif  II  oder  III,  d.  h.  Er- 
niedrigung der  Getreidefracht,  unter  Belassung  des  Mehles  im 
Spezialtarif  I. 

Wenn  bisher  die  Bestrebungen  der  Müller  erfolglos  geblieben 
sind  und  wohl  auch  bleiben  werden,  so  hat  das  seinen  Grund 
darin,  daß  diese  Tariffrage  nicht  allein  das  Mühlengewerix;,  son- 
dern noch  andere  Interessensphären  berührt,  und  schließlich  ist 
die  deutsche  Mühlenindustrie  über  die  Durchführung  der  Tarif- 
reform  selbst  nicht  einig. 

Einer  Erhöhung  des  Mehlfrachtsatzes  treten  die  Müller  des 
Ostens  und  Nordens  IXutschlands , sowie  die  badisch-rheinpfäl- 


1 Zur  Geschichte  dieser  Tariffrage  vgi.  Anlage  A des  Sitzungsprotokolls  der 
ständigen  Tarifkoiumission  zu  Königswinter  1899:  der  badische  und  pfälzische  Zweig- 
verband dos  » Verbands  deutscher  Müllen  hat  sich  1891  für  Belassung  des  Mehles  in 
Spezialtarif  I unter  Versetzung  des  Getreides  in  den  Spezialtarif  III  oder  doch  min- 
destens II  ausgesprochen.  Am  30.  März  1896  richtete  der  »Verband  badischer  Klcin- 
müller«  eine  Petition  an  den  Kmdtag,  daß  die  Mehltarifc  30°/0  höher  als  die  Getreide- 
tarife «Hier  diese  30  °/0  niedriger  als  jene  angesetzt  werden  sollten  (vgl.  Beilage  Nr.  217 
zum  Protokoll  der  20.  Sitzung  der  I.  Kammer);  auf  Antrag  der  Petitionskommissionen 
wurde  die  Petition  von  beiden  Kammern  der  Regierung  zur  Kenntnisnahme  über- 
wiesen. Dem  I^andtag  1899/1900  lag  wieder  eine  Petition  der  Betrielisunternehmcr 
badischer  Handelsmühlcn  (badischer  Zweigverband  des  »Verbandes  deutscher  Müller«) 
um  Höhertarifierung  des  Mehles  vor  (Beilage  Nr.  61  zum  Protokoll  der  89.  öffent- 
lichen Sitzung  der  II.  Kammer);  auch  diese  Petition  wurde  von  beiden  Kammern  zur 
Kenntnisnahme  überwiesen.  Eine  Petition  der  badischen  Binnenlandmiillei  (badischer 
Zweigverk-uul)  an  den  Landtag  1903/1904,  in  der  die  Versetzung  des  Getreides 
in  den  Spczialtarif  III  verlangt  wurde,  hatte  densell>en  Erfolg  (Beilagen  Nr.  53  bzw. 
113  zu  dem  Protokoll  der  80.  Sitzung  der  II.  bzw.  7.  Sitzung  der  I.  Kammer,  steno- 
graphischer Bericht  der  Verhandlungen  der  II.  Kammer  S.  2822  bis  2836). 


Kapitel  JI. 


138 


zischen  Großmühlen  entgegen,  weil  durch  die  Frachtverteuerung 
ihr  Absatzgebiet  eingeschränkt  würde.  Die  Betrachtung  der  Ab- 
satz Verhältnisse  unserer  Großmühlen  hat  gezeigt,  daß  sie  sich  in 
Deutschland  einen  immer  größeren  Markt  erobert  haben,  gingen 
doch  1899  68°/0  ihrer  Produktion  über  die  badische  Grenze. 
Gerade  bei  ihrem  Absatz  nach  Bayern,  Württemberg  und  der 
Rheinprovinz  würde  die  Mehlfrachterhöhung  eine  Mehrbelastung 
herbeiführen.  Die  Versetzung  des  Mehles  in  die  Wagenladungs- 
klasse B bringt  eine  Mehrfracht 


bei  einer  Entfernung  von  100  km  von  15  Pf. 

» » » » 200  » » 30  * 

» » » » 300  * » 45  » 


pro 

Doppel- 

zentner. 


Darnach  würde  eine  Mühle,  die  300000  dz  Mehl  auf  eine  Ent- 
fernung von  100  km  lieferte,  eine  Mehrbelastung  von  45000  M. 
erfahren.  Es  wird  sich  nun  fragen,  ob  der  Müller  diesen  Be- 
trag abwälzen  kann  oder  nicht,  und  damit  stehen  wir  auch  vor 
der  Frage,  ob  die  Tariferhöhung  eine  Brotpreissteigerung  zur 
Folge  haben  wird,  wie  es  die  Bäcker  und  Konsumenten  be- 
fürchten. Pro  Kilogramm  Mehl  würden  die  Mehrkosten  ca.  l/e 
bis  */3  Pf.  ausmachen.  Diese  Erhöhung  ist  aber  so  gering,  daß 
sie  im  Brotpreis  nicht  zum  Ausdruck  kommen  wird,  denn  infolge 
der  Reibungen  des  Verkehrs  und  gegenüber  den  sonstigen  Un- 
kosten bleibt  sie  in  den  Zwischenhänden  hängen,  so  daß  sie  bis 
zu  dem  Konsumenten,  der  in  der  Regel  doch  in  kleinen  Quanti- 
täten einkauft,  nicht  nachweisbar  ist.  Aber  auch  die  freie  Kon- 
kurrenz unter  unseren  Großmühlen  wird  eint;  erhebliche  Preis- 
steigerung des  Mehles  nicht  zulassen.  Die  Wirkung  der  Mehl- 
frachterhöhung würde  also  zweifellos  eine  Einschränkung  des 
Absatzes  auf  größere  Entfernungen  sein.  Aus  diesem  Grunde  sind 
auch  die  badisch-pfälzischen  kleinen  und  mittleren  Handelsmüller 
für  die  Versetzung  des  Mehles  in  die  allgemeine  Wagenladungs- 
klasse B,  weil  dadurch  der  Verkaufsbereich  der  (Troßmühlen  ein- 
geengt würde.  Es  ist  aber  keine  Frage,  daß  auch  den  mittleren 
Handelsmühlen  ein  Nachteil  aus  der  Tarifänderung  entstehen 
würde,  denn  sie  haben  1899  24%  ihrer  Erzeugung  außer  Baden 
abgesetzt.  Der  badische  Landwirtschaftsrat 1 (wie  fast  die  ganze 


1 Verhandlungen  des  badischen  Lanchvirischaftsrates  1895  und  1900. 
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deutsche  Landwirtschaft)1  schloß  sich  den  müllerischen  Bestre- 
bungen an,  da  er  hofft,  daß  durch  die  Tarifreform  die  Lebens- 
fähigkeit der  kleinen  und  mittleren  Handelsmüller,  der  Abnehmer 
des  heimischen  Getreides,  erhalten  und  die  Konkurrenzkraft  der 
(Troßmühlen,  die  die  ausländische  Provenienz  bevorzugen,  gemin- 
dert würde. 

Nachdem  nun  im  September  1899  die  ständige  Tarifkom- 
mission und  die  Generalkonfcrenz  der  deutschen  Eisenbahn- 
verwaltungen fast  einstimmig  die  Höhertarifierung  des  Mcliles  ab- 
gelehnt haben,2 3  sind  die  Bestrebungen  unserer  Handelsmüller  auf 
eine  Detarifierung  des  Getreides  gerichtet,  indem  sie  die  Ver- 
setzung des  Getreides  in  den  Spezialtarif  TU  fordern.  Ihnen 
schließen  sich  die  bayrischen  und  württember gischen  3 Müller  wie 
bisher  an,  während  die  Mühlenindustrie  im  Osten  und  Norden 
Deutschlands  befürchtet,  daß  ihr  durch  die  Detarifierung  das  Ge- 
treide nach  denselben  Gegenden  entzogen  würde,  wohin  sie  jetzt 
das  Mehl  liefern.  Die  Wirkung  dieser  Tarifänderung  wäre  für 
10000  kg  Getreide 

auf  eine  Entfernung  von 


50  km 

100  km 

500  km 

1000  km 

M. 

M. 

M. 

M. 

nach 

Spezialtarif  1 . 

• • 35 

57 
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462 
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» III  . 

• • 25 
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232 

eine 

Frachtermäßigung 

von  1 0 

23 

I 15 

230 

(28  %> 

(40  %) 
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Gegen  die  Herabsetzung  der  Getreidefracht  ist  die  ganze 
südwestdeutsche  Landwirtschaft;  in  Baden  stehen  auch  die  Kunden- 
müller auf  ihrer  Seite.  Die  badische  Landwirtschaft-»  befürchtet, 
daß  dadurch  die  Einfuhr  ausländischen  Getreides  und  die  Zufuhr 
nord-  und  ostdeutscher  Brotfrucht  — wie  zur  Zeit  der  Getreide- 


1 Gegen  die  Erhöhung  waren  1898  die  schlesische,  ostpreußische,  westfälische, 
thüringische  und  lothringische  Landwirtschaft. 

2 Für  den  Antrag  der  bayrischen  Generaldirektion  auf  Höhertarifierung  des 
Mehls  stimmte  nur  noch  Württemberg;  die  badische  und  pfälzische  Verwaltung  ver- 
hielt sich  ablehnend. 

3 Diese  verlangen  aber  mit  dem  »Verband  deutscher  Müller«  nur  die  Versetzung 
in  den  Spezialtarif  II. 

■»  Vgl.  Verhandlungen  des  badischen  Eisenbahnrates.  1897, 
1898,  1900. 
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Staffeltarife  — befördert  würde.  Was  nun  zunächst  die  aus- 
ländische Provenienz  anlangt,  so  haben  wir  schon  oben  darauf 
hingewiesen,  daß  die  Versorgung  des  südwestdeutschen  Konsum- 
tionsgebietes mit  ausländischem  Getreide  nicht  durch  die  Eisen- 
bahn, sondern  auf  dem  billigeren  Wasserweg  erfolgt;  auch  eine 
Detarifierung  des  Getreides  würde  für  Baden  und  die  Rheinpfalz 
daran  nichts  ändern,  wohl  aber  für  Bayern,  denn  auf  die  Ent- 
fernung Mannheim — München  würde  die  Herabsetzung  schon  von 
Einfluß  sein.  Wenn  dann  ferner  an  die  Staffeltarife,  erinnert 
wird,  so  ergaben  die  schon  erwähnten  (S.  35)  Untersuchungen 
von  Conrad  und  Hai ler,  daß  gerade  während  der  Geltung  der 
Staffeltarife  durchschnittlich  jährlich  weniger  Weizen  aus  dem 
nord-  und  ostdeutschen  Produktionsgebiete  nach  dem  südwest- 
deutschen Verbrauchsgebiet  (vor  allem  nach  Baden)  versandt 
wurde,  als  in  der  vorhergehenden  und  nachfolgenden  Periode; 
nur  beim  Roggen  hat  die  Zufuhr  etwas  zugenommen,1  und  über- 
haupt haben  sich  die  Wirkungen  der  Staffeltarife  nicht  so  sehr 
auf  weite,  als  besonders  auf  mittlere  Entfernungen  gezeigt.  Bayern 
hatte  allerdings  mehr  unter  den  Staffeltarifen  zu  leiden,  denn  es 
liegt  für  die  Zufahrtsstraßen  von  Norddeutschland  viel  günstiger 
als  Baden.  Die  Befürchtungen  unserer  Landwirte  sind  also  nicht 
begründet 

Welche  Lösung  dieser  schwierigen  Tariffrage  nun  auch 
theoretisch  richtig  sein  mag  — die  Detarifierung  des  Getreides 
wäre  aber  deshalb  vorzuziehen,  weil  sie  im  Gegensatz  zur  Mehl- 
frachterhöhung der  Tendenz  der  Verbilligung  der  Verkehrsmittel 
entspricht  — , ihre  praktische  Durchführung  begegnet  nach  der 
einen  wie  der  andern  Richtung  den  größten  Schwierigkeiten, 
denn  ein  Ausgleich  der  Interessen  scheint  unmöglich  und  eine 
Reform  kann  nur  von  allen  deutschen  Eisenbahnverwaltungen 
zugleich  ausgehen. 

Welche  Wirkung  würde  aber  die  angestrebte  Tarifänderung 
auf  die  Lage  unserer  Mühlenindustrie  ausüben? 

Die  Aufhebung  der  gleichen  Tarifierung  von  Getreide  und 
Mehl  würde  den  von  ihr  begünstigten  Großmühlen  in  Mannheim- 
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Ludwigshafen  und  Umgebung  zunächst  von  Nachteil  sein,  während 
die  mittleren  und  kleinen  Handclsmühlen  fern  von  Mannheim  in 
Baden,  Württemberg  und  Bayern,  die  am  schlimmsten  in  dem  mit 
so  ungleichen  Waffen  gekämpften  Konkurrenzkämpfe  geschädigt 
werden,  eine  Erleichterung  im  Wettbewerbe  erfahren  würden. 

Die  Frage  ist  aber  die,  ob  die  großbetrieblich  organisierten 
Mühlenunternehmungen,  denen  durch  die  Änderung  des  jetzt  gel- 
tenden Tarifzustandes  zum  Teil  die  Absatz-  und  Versendungs- 
möglichkeit ihrer  Fabrikate  eingeschränkt  würde,  nun  auch  wirk- 
lich ihre  Produktion  vermindern  werden.  Ich  glaube  es  nicht, 
wollen  die  Großmühlen  nicht  ihre  Existenzbedingungen  selbst 
untergraben,  denn  im  Wesen  des  Großbetriebs  liegt  die  Massen- 
produktion als  ein  wesentliches  Merkmal  seiner  Organisation  be- 
gründet; gerade  unter  schlechten  Bedingungen  muß  er  mehr 
produzieren,  um  durch  das  Wachstum  der  Produktivität  seine 
Produktionkosten  zu  verringern.  Die  Reform  des  Mehl-  und  Ge- 
treidetarifes  würde  also  den  Konkurrenzkampf  zwischen  dem 
Groß-,  Klein-  und  Mittelbetrieb  nicht  beseitigen,  sondern  im  Gegen- 
teil verschärfen.  Allerdings  die  einzelnen  Gebiete  würden  ungleich 
davon  getroffen  werden.  Da  die  Verscndungsmöglichkeit  be- 
sonders auf  weite  Strecken  eine  Einbuße  erleiden  würde  (z.  B. 
nach  Bayern),  so  würde  gerade  die  badische  mittlere  und  kleine 
Handelsmüllerei  in  einen  weit  heftigeren  Konkurrenzkampf  hinein- 
gezogen werden,  als  er  bis  dahin  gewesen  war.  Es  kommt  noch 
ein  anderes  Moment  hinzu,  das  die  Wirkungen  der  Beseitigung 
der  Tarifgleichheit  auf  die  badische  Mühlenindustrie  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  illusorisch  machen  könnte:  die  Großmühlen  werden 
dann  in  noch  weiterem  Umfang  als  bisher  ihr  Mehl  auf  dem 
billigen  Wasserweg  nach  Kehl  senden,  dort  lagern  oder  von  da 
sofort  in  alle  Richtungen  per  Bahn  versenden,  beträgt  doch  die 
Wasserfracht  nach  Kehl  pro  Doppelzentner  nur  30  Pf.  gegenüber 
der  Bahnfracht  von  71  Pf. 

So  wird  denn  diese  Tarifbildung  auch  fernerhin  bestehen 
und  darum  werden  auch  der  Großmüllerei  die  Vorteile  in  der 
Absatzgestaltung  gesichert  bleiben,  die  ihr  bisher  den  Wettbe- 
werb mit  den  übrigen  Handelsmühlen  so  sehr  erleichtert  und  ihr 
einen  großen  Markt  zu  erobern  geholfen  haben. 

b.  Die  Organisation  des  Mehlabsatzes.  Schon  seit 
dem  Beginn  der  achtziger  Jahre,  als  die  Umwälzungen  in  der 
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Mühlentechnik  die  Entstehung  von  Handelsmühlen  hervorriefen, 
trat  auch  im  badisch -rheinpfälzischen  Mühlengewerbe  die  Folge 
der  spekulativ -kapitalistischen  Produktionsweise  auf:  die  Über- 
produktion. Es  war  die  Zeit,  als  eben  diese  vielen  kleinen  und 
mittleren  Handelsmühlen  in  heftigem  Konkurrenzkampf  mitein- 
ander lagen,  um  sich  gegenseitig  das  Absatzgebiet  abzuringen. 

Dieser  Wettbewerb  führte  auch  hier  zum  Gebrauch  unwirt- 
schaftlicher und  unreeller  Mittel  Eine  der  Aufgaben,  die  sich 
der  am  16.  November  1871  gegründete  badische  Zweigverband 
des  »Verbands  Deutscher  Müller«  gesetzt  hat,1  war,  allgemein 
dahin  zu  streben,  daß  die  Ziele  nicht  über  2 Monate  ausgedehnt 
werden,  bei  einer  späteren  Zahlung  aber  6%  Zinsen  zu  berechnen. 
Diese  Bestimmung  war  nun  vollkommen  in  Vergessenheit  ge- 
raten. In  der  Regel  wurden  Geschäfte  auf  4-  bis  6 -Monatsakzepte 
geschlossen.  Da  der  Müller  während  dieser  Zeit  das  Risiko  zu 
tragen  hat,  so  wurde  mit  großen  Verlusten  gearbeitet,  was  noch 
dadurch  vermehrt  wurde,  daß  die  Besitzer  der  kleinen  Handels- 
mühlen vielleicht  zwar  technische,  aber  keinerlei  kaufmännische 
Kenntnisse  besaßen.  V on  einer  soliden  Geschäftsführung  war 
man  weit  entfernt,  schreibt  doch  ein  Müller  aus  Freiburg,  daß 
»viele  Mühlengeschäfte  jahrelang  nur  durch  Gefälligkeitsakzepte 
aufrecht  erhalten  werden«.2  Man  klagte  allgemein  über  ein 
schädigendes  Pfuschertum,  über  Schleudervcrkäufe,  über  »die  zu 
immer  größeren  Ansprüchen  gelangende  Kundschaft«. 

Um  diesen  Mißständen  wirksam  entgegenzutreten , wurde 
am  16.  Dezember  1888  ein  »Verband  oberbadischer  Müller« 
gegründet,  der  sich  »die  Anpassung  der  widersinnigen  Erzeugung 
an  den  Verbrauch«  als  Ziel  steckte;  er  will  die  Auflagerung 
und  schließliche  Verschleuderung  der  weißen  Sorten  und  die  Ein- 
fuhr fremder,  besonders  norddeutscher  Mehle  verhindern.  Die 
Vereinigung  war  zugleich  als  ein  Preiskartell  gedacht:  ein  Aus- 
schuß sollte  von  Monat  zu  Monat  Mindestpreise  für  die  einzelnen 
Konsumgebiete  und  Konsumtionsansprüche  feststellen;  den  Mangel 
der  Fungibilität  des  Fabrikats  suchte  man  künstlich  dadurch  zu 
erreichen,  daß  man  den  Mitgliedern  einschärfte,  möglichst  gleich- 
mäßig zu  produzieren.  Auf  Umgehung  der  Bestimmungen  durch 


* Die  Mühle,  1871,  S.  195. 

3 Handelskatnmerbericht  Freiburg  1885. 
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Gewährung  von  Abzügen  und  Änderung  der  Nummern  waren 
strenge  Strafen  gesetzt.  Mehrere  Jahre  nachher  hören  wir,  daß 
der  Verband  die  auf  ihn  gesetzten  Hoffnungen  nur  teilweise  er- 
füllt habe,  »was  mit  der  Kleinheit  des  Gebietes  Zusammenhängen 1 
In  den  letzten  Jahren  hat  der  Verband,  wie  mir  sein  früherer 
Vorstand  schrieb,  »seinen  Zusammenhalt  verloren«.  Wir  haben 
schon  bei  den  Lohnmüllervcrbänden  die  Gründe  angeführt,  die 
einer  Kartellierung  in  der  deutschen  Mühlenindustrie  entgegen- 
stehen; das  gilt  nicht  nur  für  die  Kundenmühlen,  sondern  ganz 
besonders  für  die  Handelsmühlen.  Hier  kommt  zu  der  Dezentrali- 
sation, Verschiedenheit  der  Leistungsfähigkeit  und  der  Produktions- 
bedingungen der  einzelnen  Betriebe  noch  die  Auslandskonkurrenz, 
die  durch  den  Mehlzoll  nicht  abgehalten  wird. 2 

Da  die  Ursache,  die  Schwierigkeit  des  Absatzes  der  Mülilen- 
fabrikate,  nicht  beseitigt  werden  konnte,  so  erhielten  sich  auch 
die  geschilderten  Mißstände  bei  den  kleinen  und  mittleren  Handels- 
mühlen bis  in  die  Gegenwart  herein,  und  die  im  Anfang  der 
neunziger  Jahre  neu  einsetzende  Konkurrenz  mit  den  entstehenden 
Großbetrieben  trug  auch  viel  dazu  bei.  Planlose  Mehlverkäufe 
auf  4,  6,  ja  12  Monate,  Lieferungen  ohne  feste  Abnahme-  und 
Zahlungstermine,  übermäßige  Kreditierungen  an  Bäcker  und  Mehl- 
händler kommen  nicht  selten  vor.  Der  Bäcker  nimmt  auch  kleine 
Quantitäten  Mehl  nicht  auf  einmal  auf  den  Verkaufstermin  ab, 
sondern  er  bezieht  sechs-  bis  achtmal,  so  daß  die  Restlieferung 
vier  bis  sechs  Monate  im  Verzug  ist;  sinkt  der  Mehlpreis  während 
dieser  Zeit,  so  kauft  der  Bäcker  zwischen  hinein  wieder  von 
einem  anderen  Müller,  der  alte  Lieferant  hat  aber  die  Lager- 
spesen und  den  Zinsverlust  zu  tragen,  und  eine  Steigerung  der 
Mehlpreise  kann  er  nicht  genügend  ausnützen.  In  Verbindung 
damit  entstanden  auch  in  Baden  die  Vertragsabschlüsse*  mit  der 
sogenannten  »Baisseklausel«,  d.  h.  bei  den  Verkäufen  auf  lange 
Termine  hinaus  geht  der  Müller  die  Verpflichtung  ein,  daß,  falls 


1 Hände  lsk  am  mer  bcrich  t Schopfheim  1891. 

2 Zurzeit  ist  in  der  deutschen  Mühlenindustric  eine  Strömung  vorhanden,  die 
eine  Syndikatsorganisation  durch  Bildung  von  Einkaufs-  und  Vcrkaufsgemeinschaften 
anstrebt;  zunächst  sollen  lokale  Organisationen  geschaffen  werden,  um  zu  entsprechender 
Zeit  den  Einzelmehlverkäufer  in  der  deutschen  Volkswirtschaft  zu  beseitigen.  Da  sich 
die  badisch -pfälzische  Mühlenindustrie  diesen  Bestrebungen  gegenüber  ablehnend  ver- 
hält, so  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  sie  näher  einzugehen. 
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bei  Abruf  der  Marktpreis  unter  dem  vereinbarten  Preise  steht, 
erstercr  zu  gelten  hat.  Dadurch  überwälzt  der  Bäcker  das  Risiko 
der  Preisschwankungen  auf  den  Müller,  der  bei  mangelnder 
Kapitalkraft  groß«'  Verluste  erleidet. 

Auch  bei  den  Großmühlen  haben  sich  bald  diese  Miß- 
bräuche eingeschlichen,  hatten  doch  auch  sic  einen  lebhaften 
Konkurrenzkampf  untereinander  zu  kämpfen.  Gerade  die  Baisse- 
klausel und  die  Verkäufe  auf  lange  Fristen  hinaus  fanden  auch 
bei  ihnen  Eingang,  allein  mit  der  Zeit  vollzog  sich  hier  eine 
Wandlung.  Zwischen  dem  Großmüller  und  dem  Konsumenten 
schob  sich  ein  großer,  leistungsfälliger  Mehlhandel  ein.  der  dem 
Großmüller  manches  Risiko  abnimmt.  Fast  alle  unsere  Groß- 
mühlen verkaufen  nur  noch  an  die  Mehlhändler,  jeder  direkte 
Verkehr  mit  dem  Konsumenten  ist  ausgeschlossen . während  die 
kleinen  und  mittleren  Handelsmüller  den  unmittelbaren  Verkehr 
mit  den  Bäckern  bevorzugen. 

Auf  der  andern  Seite  aber  hat  der  Großbetrieb  auch  wieder 
den  Handel  eliminiert,  indem  er  durch  Agenten  und  Reisende 
die  Bäcker  aufsuchen  läßt.  Daß  sehr  oft  kleine  Kundenmüller 
zu  solchen  Mehlagenten  der  Großmühlen  werden,  haben  wir  schon 
erwähnt,  aber  auch  kleine  und  mittlere  Handelsmühlen  sind  ihre 
Kunden.  Diese  mischen  das  Mehl  der  Großbetriebe  mit  ihrem 
Fabrikat  oder  sie  verkaufen  es  auch  ohne*  weitere  Behandlung. 
Diese  Agenten  und  Provisionsreisenden  verschärfen  sehr  den 
Konkurrenzkampf  innerhalb  der  Mühlenindustrie  und  der  Kunden- 
müller sieht  in  ihnen  seinen  größten  Feind,  da  sie  ihm  seine 
Mahlgäste,  abspenstig  zu  machen  suchen. 

Während  sich  nun  die  mittleren  und  kleineren  Handels- 
müller nie  zusammenfinden  konnten,  um  diese  Mißstände  zu  be- 
seitigen, haben  sich  die  badischen  und  pfälzischen  Großmühlen 
und  einige  mittlere  Handelsmühlen,  zusammen  15,  im  Jahre  iqoo 
zur  »Vereinigung  süddeutscher  Handelsmühlenc  mit  dem 
Sitz  in  Mannheim  zusammengeschlossen.  Die  Vereinbarungen 
beziehen  sich  auf  Verkaufs-  und  Zahlungsbedingungen.  Die 
Zahlung  geschieht  nach  Wahl  des  Verkäufers  entweder  gegen 
Kassa  abzüglich  1 °/Q  Skonto  bei  Zahlung  innerhalb  10  Tagen 
oder  gegen  2 -Monatsakzept  oder  gegen  3 -Monatsbankrimesse. 
Futterartikel  werden  Netto- Kassa  gegen  Empfang  der  Ware  ge- 
handelt. Ist  der  Abnehmer  mit  der  Regulierung  im  Rückstand, 
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Die  badisch -rheinpfälzische  Mühlenindustrie  nach  ihrem  heutigen  Stand. 

so  hat  die  Mühle  das  Recht  der  Zurückhaltung  weiterer  Liefe- 
rungen. Die  Abnahme  hat  monatlich  in  gleichen  Raten  zu  er- 
folgen. Die  Lieferfrist  beträgt  ausschließlich  des  Abschlußmonats 
längstens  4 Monate.  Die  von  der  Mühle  gelieferten  Säcke  werden 
zu  einem  Preis  von  35  Pf.  pro  Stück  zurückgenommen.  Erfüllungs- 
hindernisse sind  u.  a.  Ausfuhrverbot  der  Getreideausfuhrländer, 
Streiks  und  Aussperrungen.  Für  Streitigkeiten  aus  Verträgen, 
die  nach  diesen  Bestimmungen  abgeschlossen  wurden,  ist  ein  be- 
sonderes Schiedsgericht  zuständig. 

Während  bis  jetzt  alle  Versuche  solcher  gemeinschaftlicher 
Verabredungen  in  Deutschland  gescheitert  sind,  hat  sich  die  »Ver- 
einigung süddeutscher  Handelsmühlen«  sehr  gut  bewährt,  da  ihre 
Mitglieder  nur  mit  dem  Mehlhändler  verkehren  und  nicht  un- 
mittelbar an  den  Bäcker  absetzen. 

So  hat  sich  denn  auch  hier  wieder  der  Großbetrieb  die 
Vorteile  einer  rationellen  Absatzgestaltung  anzueignen  vermocht, 
indem  er  einerseits  durch  ein  weitverzweigtes  Netz  ortsbe- 
kannter Agenten  den  Handel  ausgeschaltet  hat,  andrerseits  aber 
die  Funktionen  des  Händlers,  die  die  kleinen  und  auch  mittleren 
Handelsmüller  durch  das  Aufsuchen  der  oft  zahlungsunfähigen 
Kunden  selbst  mitbesorgen  müssen,  an  einen  leistungs-  und 
zahlungsfähigen  Mehlhandel  abgetreten  und  durch  Zusammen- 
schluß eine  solide  Organisation  des  Mehlabsatzes  herbeigeführt  hat. 
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Ergebnisse. 

Der  Entwicklung  des  Mühlen  ge  werbes  in  Baden  und  in  der 
Rheinpfalz  ist  die  vorhergehende  Darstellung  gewidmet  Fassen 
wir  mit  wenigen  Worten  unsere  bisherigen  Ausführungen  zu- 
sammen. 

Die  Kundenmüllerei,  die  Jahrhunderte  lang  die  herrschende 
Betriebsform  in  der  Müllerei  gewesen  war,  ist  seit  den  sechziger 
Jahren  des  19.  Jahrhunderts  in  einer  langsamen  Auflösung  be- 
griffen. Die  verkehrswirtschaftliche  Organisation  der  Volkswirt- 
schaft hat  eine  neue  ihren  Verhältnissen  adäquate  Betriebsform 
geschaffen,  die  Handelsmüllerei,  die  auf  kapitalistisch-spekulativer 
Grundlage  aufgebaut  ist.  Die  Handelsmüllerei  engte  das  Erwerbs- 
gebiet der  kleinen  Lohnmühlen  immer  mehr  ein.  Wie  dieser  Auf- 
saugungsprozeß vor  sich  gegangen  ist,  hat  in  treffenderen  Worten, 
als  ich  es  vermöchte,  Woerishoffer  im  Jahresbericht  der  Fa- 
brikinspektion für  1891  geschildert: 

»Je  nach  den  örtlichen  Bedingungen  sind  die  Kräfte  des 
Widerstandes  gegen  die  einbrechende  Vernichtung  bei  den  Kun- 
denmühlen verschieden,  es  befindet  sich  daher  in  den  verschie- 
denen Landesteilen  dieser  Aufsaugungsprozeß  in  verschiedenen 
Stadien,  so  daß  hier  an  den  gleichzeitig  vorhandenen  Zuständen 
die  ganze  Entwicklung  des  wirtschaftlichen  Kampfes  ums  Dasein 
für  dieses  spezielle  Gebiet  dargestellt  werden  könnte.  Wo  der 
Kampf  schon  längere  Zeit  beendet  ist,  sind  auch  häufig  schon 
die  Ruinen  der  Schlachtfelder  beseitigt,  und  die  an  die  Stelle  der 
untergegangenen  Betriebe  getretenen  technisch  vollkommeneren 
Anlagen  und  die  neuen  Industriezweige,  welche  sich  der  frei  ge- 
wordenen Wasserkräfte  bemächtigt  haben,  verwischen  durch  ihre 
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offenbaren  guten  Wirkungen  fast  die  Erinnerungen  an  die  Leiden, 
welche  ein  zäher  Kampf,  dessen  Ausgang  unzweifelhaft  war,  für 
die  Unterliegenden  bringen  mußte.  Wo  die  kleinen  Mühlen  noch 
nicht  völlig  unterlegen  sind,  da  sieht  man  noch  den  ganzen 
Ycrzweiflungskampf  mit  allen  seinen  nach  der  Verschiedenheit 
der  menschlichen  Natur  individuell  gefärbten  Schattierungen.  So 
werden  in  vielen  Tälern  des  Odenwalds  Mühlen  angetroffen,  die 
ihren  Betrieb  ganz  oder  zeitweise  eingestellt  haben.  Es  fehlen 
die  Bedingungen  oder  ihre  Besitzer  konnten  den  energischen  Ent- 
schluß nicht  fassen,  um  zu  neuen  Betriebsformen  oder  zu  einer 
anderen  Industrie  überzugehen.  Man  lebt  von  dem  Ertrage  der 
kleinen  Landwirtschaft,  man  tut  gar  nichts  mehr  für  die  Unter- 
haltung des  Werkes,  dessen  ganze  Beschaffenheit  in  einen  immer 
jämmerlicheren  Zustand  kommt,  man  schränkt  sich  mehr  und 
mehr  ein,  steigt  von  der  eingehaltenen  relativ  höheren  sozialen 
Stufe  immer  tiefer  und  tiefer  herunter,  und  das  Ende  ist  der  voll- 
ständige wirtschaftliche  Untergang  durch  moralische  Entkräftung. 
Es  ist  der  Kampf  ums  Dasein  auf  dem  sozialen  Gebiete  in  seiner 
häufigsten  Erscheinungsform.  Es  gibt  aber  auch  Besitzer,  welche 
es  vorziehen,  den  Kampf  auf  offenem  Felde  aufzunehmen,  anstatt 
sich  in  ihrer  kleinen  wenig  beachteten  Festung  aushungern  zu 
lassen.  Aber  auch  hier  muß  der  Kampf,  wenn  auch  ruhmvoller, 
wegen  der  ungenügenden  Streitkräfte  und  der  Unkenntnis  der 
feindlichen  Stellung,  oder  weil  die  Entschließungen  nicht  recht- 
zeitig gefaßt  wurden,  schließlich  doch  verloren  gehen.  Es  gibt 
unternehmende  Besitzer  kleiner  Mühlen,  welche  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit auf  verschiedene  Art  aufzuhelfen  suchen.  Nicht  allzu 
selten  wird  die  Kundenmühle  auf  Spekulation  in  eine  Kunstmühle 
umgebaut.  Solche  in  geringem  Umfange  ausgeführte,  komplizierte 
und  kostspielige  Einrichtungen  lassen  aber  dann  meist  wegen 
ihrer  relativ  zu  geringen  Leistungsfähigkeit  und  wegen  der  schon 
zu  weit  vorgeschrittenen  wirtschaftlichen  Schwächung  der  Eigen- 
tümer keine  genügende  Rente  der  Kosten  übrig  und  die  Unter- 
nehmer werden  vergantet.  Eine  solche  Mühle  hatte  im  Verlaufe 
weniger  Jahre  den  dritten  Besitzer,  der  mit  seiner  Frau  allein  die 
ganze  Arbeit  besorgte.  Ein  anderer  Müller  hat  mit  seiner  Wasser- 
kraft die  elektrische  Beleuchtung  eines  benachbarten  Städtchens 
übernommen  und  betreibt  die  Müllerei  nur  noch  nebenbei.  Es 
ist  dies  ein  Beispiel  dafür,  wie  bei  den  durch  die  fortschreitende 
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Entwicklung  für  ganze  Berufszweige  eintretenden  Katastrophen 
immer  einzelne  durch  günstige  Umstände,  und  richtige  und 
rechtzeitige  Einsicht  begünstigt,  dem  allgemeinen  Untergange  ent- 
gehen.« 

Da,  wo  die  Existenzbedingungen  für  die  Kundenmüllerei 
gegeben  sind,  wo  sie  vor  der  Konkurrenz  der  Handelsmühlen 
geschützt  ist,  hat  sie  ihre  volkswirtschaftliche  Funktion  bewahrt. 
Die  Sphäre,  die  dem  Kleinbetrieb  in  der  Müllerei  auch  in  der 
Zukunft  gesichert  ist,  ist  das  agrarische  Nebengewerbe  in  Ge- 
genden mit  Eigenproduktion,  in  den  Gebieten  des  kleinbäuerlichen 
zersplitterten  Besitzes  mit  geringer  Brotfruchterzeugung.  Aber 
da,  wo  diese  Voraussetzungen  fehlen,  wird  sie  einem  sicheren 
Untergange  entgegengehen.  Hier  können  sie  auch  wohlgemeinte 
Reformen  gegen  das  siegreiche  Andrängen  der  Großindustrie 
nicht  schützen.  Wir  haben  gesehen,  daß  auch  der  Geldmahllohn, 
dieser  rationelle  Ausdruck  kapitalistischen  Geistes,  nie  durch- 
dringen wird,  da  er  zu  dem  natural  wirtschaftlichen  Charakter 
der  Lohnmüllerei  nicht  paßt.  Auch  die  Verwertung  der  fort- 
geschrittenen Technik  der  Müllerei  wird  sich  bei  ihr  nicht  ren- 
tabel machen,  da  sie  die  kostspieligen  Maschinen  und  Apparate 
nicht  auszunutzen  vermag.  Der  Niedergang  der  Lohnmüllerei  ist 
nicht  vor  allem  deshalb  zur  Notwendigkeit  geworden,  weil  sie 
eine  technisch  zurückgebliebene  Betriebsform  ist,  sondern  weil  sie 
den  veränderten  ökonomischen  Verhältnissen  nicht  mehr  entsprach; 
daß  allerdings  die  technische  Rückständigkeit  so  vieler  Kunden- 
mühlen das  Tempo  der  Entwicklung  beschleunigt  hat,  ist  wahr. 
Die  Macht  des  Herkommens  und  das  Festhalten  am  Hergebrachten 
in  bäuerlichen  Kreisen  wird  auch  den  handwerksmäßigen  Müller 
noch  längere  Zeit  das  Leben  fristen  lassen.  Gewiß  wird  der  Über- 
gang in  die  neue  Zeit  mit  zahlreichen  und  heftigen  Schmerzen 
verbunden  sein,  aber  er  ist  unvermeidlich.  Was  sind  die  Wir- 
kungen unserer  zahlreichen  Müllerzwergbetriebe,  deren  Selbstän- 
digkeit man  so  gerne  rühmt?  Hunderte,  die  trotz  emsiger  Arbeit 
und  Anspruchslosigkeit  kaum  den  nötigen  Lebensunterhalt  er- 
wirtschaften. Es  mag  sich  das  Gefühl  dagegen  sträuben,  zu  sehen, 
wie  Mühlen,  die  vielleicht  Jahrhunderte  im  Besitz  einer  und  der- 
selben Familie  gewesen  sind,  nun  in  kurzer  Zeit  zugrunde  gehen; 
aber  die  wirtschaftliche  Entwicklung  wird  sich  mit  Notwendigkeit 
durchsetzen.  Durch  Zugeständnisse  an  Irrtum  und  Unkenntnis 
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wird  der  unvermeidlich  gewordene  ökonomische  Werdegang  nur 
künstlich  aufgehalten  und  durch  Täuschung  der  Hoffnungen  wer- 
den die  Qualen  des  Untergangs  nur  verzögert. 

Wie  die  in  den  sechziger  Jahren  des  vergangenen  Jahrhun- 
derts entstehende  Handelsmüllerei  den  Kundenmühlen  einen  hef- 
tigen Konkurrenzkampf  bereitet  hat,  so  leidet  sie  heute  unter  dem 
Drucke  der  seit  etwa  einem  Dezennium  aufkommenden  Großindu- 
strie in  Mannheim-Ludwigshafen  und  Umgebung.  Die  Ursachen, 
die  auf  andern  Gebieten  und  andern  Orten  den  fabrikmäßigen 
Großbetrieb  ins  Leben  gerufen  haben,  sind  auch  hier  wirksam 
gewesen.  Das  aber,  was  dem  (Troßbetrieb  gerade  in  unserem 
Gebiete  zu  seiner  ungeheuren  Produktiv-  und  Konkurrenzkraft 
verholfen  hat,  ist  die  rationellste  Ausnützung  der  natürlichen  Da- 
seinsbedingungen. Durch  den  wohlfeilen  Wasserbezug  des  Roh- 
materiales und  durch  die  Gestaltung  der  Eisenbahntarife  beim 
Eabrikatabsatzc  begünstigt,  mit  großer  Kapitalkraft  ausgestattet, 
durch  die  ökonomischen  Vorteile  der  Massenfabrikation  und  der 
vollendetsten  Verwertung  der  Technik  ist  es  den  Mannheim-Lud- 
wigshafener Großmühlen  gelungen,  den  erfolgreichen  Wettbewerb 
mit  den  badischen  Handelsmühlen  aufzunehmen.  Nicht  als  ob 
technische  Rückständigkeit  die  Konkurrenzkraft  dieser  kleinen 
und  mittleren  Ilandelsmühlen  geschwächt  hätte,  nein,  die  Gründe, 
die  bei  der  Entstehung  und  Ausbildung'  jener  fabrikmäßigen  Groß- 
betriebe von  entscheidender  Bedeutung  gewesen  sind,  haben  auch 
die  schlechte  Rentabilität  dieser  teils  handwerksmäßigen,  teils 
kleinkapitalistischen  Unternehmungen  verursacht.  In  der  kapita- 
listisch organisierten  Wirtschaftsweise  kommt  es  lediglich  darauf 
an,  so  billig  als  irgend  möglich  zu  produzieren;  die  Unterneh- 
mungen, die  dieses  oberste  Postulat  wirtschaftlichen  Handelns  nicht 
erfüllen  können , müssen  eben  der  wirtschaftlichen  Entwicklung 
zum  Opfer  fallen.  Darnach  müssen  auch  alle  jene  Reformversuche 
gewertet  werden,  die  die  ungleichen  Kämpfer  im  wirtschaftlichen 
Kampf  ums  Dasein  künstlich  gleichstellen  wollen.  Eine  Änderung 
der  Eisenbahntarife  im  Sinne  einer  differentiellen  Behandlung  von 
Getreide  und  Mehl  kann  im  allgemeinen  den  Konkurrenzkampf 
etwas  mildern,  weil  sie  mehlfernhaltcnd  wirkt,  aber  niemals  ver- 
mag sie  den  wirtschaftlichen  Grundpfeiler,  auf  dem  die  badisch- 
rheinpfälzische Großmüllerei  ruht,  die  Möglichkeit  des  billigen 
Rohstoffbezuges  auf  dem  Rhein,  zu  erschüttern.  Im  Gegenteil, 
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wir  haben  gesehen,  daß  die  angestrebte  Tarifreform  den  badischen 
Handelsmüllern  am  Ende  mehr  schaden,  als  nützen  würde. 

Das  andere  Mittel,  das  man  zum  Schutze  eines  Teiles  der 
badischen  Müllerei  anruft,  ist  die  »Umsatzsteuer«.  Die  Idee  der 
Sonderumsatzsteuern  stammt  aus  dem  Jahre  1895  und  ist  seitdem 
zum  eisernen  Bestand  der  Mittelstandspolitikcr  geworden.  Wie 
die  Detailhändler  gegen  die  Warenhäuser  und  Konsumvereine,  so 
fordern  die  Kleinmüller  eine  Umsatzsteuer  gegen  die  »hassens- 
werten« Großmühlen.1  Was  wollen  sie  denn  mit  einer  solchen 
Steuer  erreichen?  Nichts  geringeres  als  Gleichsetzung  der  Pro- 
duktionskosten im  Groß-  und  Kleinbetrieb  durch  eine  mit  dem 
Vermahlungsquantum  steigende  Steuer. 2 Ist  das  erreicht,  dann 
können  die  Großmühlen  im  Preise  nicht  mehr  die  übrigen  Unter- 
nehmungen unterbieten,  und  der  Konkurrenzkampf  hat  sein  Ende. 
Diejenigen,  die  eine  solche  Forderung  aufstellen,  verkennen  doch 
vollkommen  das  Wesen  des  Großbetriebs  und  der  kapitalistischen 
Produktionsweise  überhaupt.  In  der  Organisation  des  Großbetriebs 
liegt  die  Massenproduktion  begründet,  er  muß  mehr  produzieren, 
denn  je  größer  die  Produktivität,  desto  geringer  werden  die  Un- 
kosten auf  die  Produktencinheit.  Indem  die  Freunde  einer  Um- 
satzsteuer also  die  Produktionskosten  des  Großbetriebs  erhöhen 
wollen,  damit  sie  denen  des  Kleinbetriebs  gleichkommen,  befördern 
sie  gerade  die  Massenproduktion,  da  eben  die  Unternehmer  durch 
Erhöhung  des  Produktionsquantums  einer  wirklichen  Steigerung 
der  Unkosten  durch  die  Steuer  aus  dem  Wege  gehen  wollen. 
Wir  brauchen  nicht  lange  nach  Beispielen  zu  suchen!  Die  Lud- 


1 Die  badischen  Kleinmüller  richteten  an  den  Landtag  1895/96  eine  Petition 
um  Einführung  einer  Umsatzsteuer;  auf  Antrag  der  Petitionskommissioncn  gingen  die 
Kammern  zur  Tagesordnung  über,  auch  dem  Landtag  1899/1900  lag  eine  Petition  der 
Betriebsunternehmer  badischer  Handelsmühlen  vor,  die  der  Regierung  zur  Kenntnis- 
nahme überwiesen  wurde;  denselben  Erfolg  hatte  die  Petition  an  den  Landtag  1903  04 
(vgl.  Beilage  Nr.  53  zum  Protokoll  der  80.  öffentlichen  Sitzung  der  II.  Kammer  1904). 

In  Baden  sucht  man  durch  eine  progressive  Besteuerung  der  Gewerbebetriebe 
eine  Höherbestcucrung  der  Großmühlenbetriebe  zu  erreichen  (§  54  des  Vermögens- 
steuergesetzes; vgl.  Beilage  Nr.  42  zum  Protokoll  der  8.  Sitzung  der  II.  Kammer  1906). 

* Neuerdings  wird  eine  Mühlcnumsatzstcuer  mit  Kontingentierung  vorgeschlagen: 
jeder  Mühlcnbctrieb  erhält  ein  steuerfreies  Vennahlungsquantum,  dessen  Überschreitung 
einer  gestaffelten  Umsatzsteuer  unterliegt.  Die  badisch-pfälzischen  kleinen  und  mitt- 
leren Hatidclsmüller  stehen  diesem  Projekt  ablehnend  gegenüber , sie  halten  an  der 
einfachen  Umsatzsteuer  fest. 


Digitized  by  Google 


Ergebnisse. 


15  * 

wigshafener  Walzmühle  hat  seit  dem  Jahre  1899,  in  dem  in  Bayern 
die  Umsatzsteuer  eingeführt  wurde,  ihre  Vcrmahlungsmenge  nicht 
etwa  eingeschränkt,  sondern  ganz  bedeutend  erhöht.1  Aber  die 
praktische  Frage  ist  und  bleibt  doch  die:  wird  der  Großbetrieb 
durch  eine  Umsatzsteuer  in  seiner  Konkurrenzkraft  so  gelähmt,  daß 
er  den  Wettbewerb  mit  den  kleinen  Werken  nicht  mehr  auf  nehmen 
kann?  Auch  hier  mag  uns  die  bayrische  Gewerbesteuer  als  Bei- 
spiel dienen,  die  sich  nach  keiner  Richtung  bewährt  hat.  Es 
wäre  falsch,  zu  glauben,  daß  die  Wirkungslosigkeit  der  bayrischen 
Umsatzsteuer  nur  darauf  zurückzuführen  ist,  daß  sie  nur  in  Bayern 
gilt.  Wie  uns  das  Beispiel  der  Ludwigshafener  Walzmühle  zeigt, 
sind  die  Mühlen  durch  die  Art  der  Besteuerung  gezwungen,  ihre 
Produktion  zu  steigern.  Heute  gibt  die  bayrische  Regierung 


1 Ich  kann  hier  nicht  näher  auf  die  Frage  der  Mühlenumsatzsteuer  eingchcn; 
ich  will  nur  an  einem  konkreten  Fall  die  Wirkung  des  bayrischen  Gewerbssteuer- 
gesetzes  vom  9.  Juni  1899  zeigen.  Gewerbssteuertarif  Nr.  140  c lautet:  »Bei  Mühlen, 
welche  in  den  beiden  der  Steueranlage  vorausgegangenen  Geschäftsjahren  im  Durch- 
schnitt mehr  als  400  000  Ztr.  Getreide  vermahlen  haben , ist  die  Besteuerung  nach 
dem  Ertrag  nur  statthaft,  wenn  die  Besteuerung  nach  dem  Vermahlungsquantum  eine 
geringere  Besteuerung  ergeben  oder  nachweisbar  zu  einer  erheblichen  Stcuerüberbürdung 
führen  würde.« 

Die  steuerliche  Belastung  der  Ludwigshafener  Walzmühlc  für  1900/01 


. , , , , hatte  betragen 

betrug  nach  dem  \ ermahlungsquantum  , , 

nach  dem  Ertrag 


Staatssteuer 

Kreisumlagen  (37,5  0 0 der 

24  235,00  M. 

8895,00  M. 

Staatssteuer)  .... 

9088,13  » 

3 335.63  » 

33  323.«3  M. 

12  230,63  M. 

Hebgebühren  (3  °/0) . 

999,69  » 

366,92  » 

34322,82  M. 

1 2 397*55 

Gemcindeumlagen  . . . 

49  768,29  » 

18  266,45  * 

Distriktsumlagen  .... 

5 148.22  » 

i 889,63  » 

Zusammen 

80  239.33  M. 

32753.63  M. 

Dabei  war  der  durchschnittliche  Reingewinn  in  jedem  der  beiden  Jahren  279  000  M. 
Bei  einer  Vermahlung  von  1000000  dz  würde  sich  die  Steuer  auf  ca.  170000  M. 
belaufen. 

Die  Besteuerung  in  der  Stcuerperiode  1900/01  zwang  die  Mühle  zu  einer  Be- 
triebsvergrößerung, damit  eine  Steuerüberbürdung  gegeben  war,  denn  1902/03  hätte 
die  Steuer  150000  M.  betragen,  die  Walzmühle  wird  deshalb  seit  1902  wieder  nach 
dem  Ertrag  zur  Steuer  herangezogen. 
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selbst  zu,  daß  die  Steuer  ihren  Zweck  nicht  erreicht  hat,  denn 
gerade  die  mittleren  Handelsmühlen  werden  davon  getroffen. 

Was  aber  die  finanzpolitische  Bedeutung  der  Umsatzsteuern 
angeht,  so  sind  sie  eine  schreiende  Ungerechtigkeit,  denn  sie  fallen 
wegen  ihrer  exorbitanten  Höhe  und  der  ausgesprochenen  Absicht, 
einzelne  Gewerbebetriebe  mehr  als  andere  zu  belasten,  ganz  aus 
dem  Rahmen  des  modernen  Ertragssteuersystems  heraus.  »Wenn 
die  Gerechtigkeit  das  Fundament  der  Staaten  ist  und  die  Grundsätze 
der  Gerechtigkeit  bei  allen  großen  Umgestaltungen  im  Steuer- 
wesen an  die  Spitze  gestellt  werden,  so  verbietet  sich  auch  jeder 
Versuch,  die  wirtschaftlichen  Kämpfe  durch  ungerechte  Anwen- 
dung steuerlicher  Machtmittel  auszutragen.«1 

Bedeutet  aber  denn  eigentlich  der  Großbetrieb  in  der  Müllerei 
eine  derartige  volkswirtschaftliche  Schädigung,  daß  er  mit  solchen 
Mitteln  bekämpft  werden  muß?  Ist  nicht  der  Großbetrieb  in  der 
Getreidemüllerei  es  gewesen,  der  durch  Ersparungen  an  Material 
und  Arbeitskraft,  durch  Verbesserungen  in  der  Güte  des  Produktes 
die  Grundbedingungen  für  eine  reichlichere  Bedürfnisbefriedigung 
mit  dem  notwendigsten  Nahrungsmittel  geschaffen  hat?  Ich 
glaube,  das  k;inn  nicht  verneint  werden;  seine  volkswirtschaftliche 
Nützlichkeit  hat  er  dadurch  erwiesen.  Eine  Fabrikindustrie,  die 
jährlich  schätzungsweise  in  Baden  etwa  für  35  Millionen  Mark 
Waren  erzeugt  und  umsetzt,  ist  ein  erheblicher  Faktor  im  Wirt- 
schaftsleben eines  Landes  von  zwei  Millionen  Einwohnern. 

Wie  in  andern  Industriezweigen,  so  hat  auch  in  der  Getreide- 
müllerei der  leistungsfähige  (Troßbetrieb  die  Führung  im  Gewerbe 
an  sich  gerissen;  diese  Führerrolle  ihm  jemals  wieder  entreißen 
zu  wollen,  ist  ein  Zeichen  volkswirtschaftlicher  Kurzsichtigkeit 
und  hieße  die  Entwicklung  im  Wirtschaftsleben  aufhalten  wollen. 

1 Fuisting,  Die  Grundzüge  der  Steuerlehre,  1902,  S.  340. 
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Vorwort 


Wenn  man  die  Entstehung  des  Eisenbahnwesens  von  seinen 
Anfängen  bis  heute  betrachtet  und  sich  den  ungeheuren  Umschwung 
vor  Augen  führt,  der  sich  in  den  letzten  6 Jahrzehnten  in  so 
überraschender  Weise  vollzog,  so  dürfte  es  wohl  interessieren, 
einen  Blick  auf  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Eisenbahn- 
tarifwesens als  eine  der  Hauptursachen  des  schnellen  Vordringens 
zu  werfen;  denn  diese  Umwälzung  ist  nicht  zum  letzten  auf  die 
enorme  Verbilligung  der  Transportleistungen  zurückzuführen, 
welche  wieder  durch  die  Schnelligkeit,  Masscnhaftigkeit  und 
Regelmäßigkeit  der  Beförderung  ermöglicht  wurde.  Es  ist  daher 
sehr  zu  bedauern,  daß  bis  heute  noch  keine  Abhandlung  über 
die  geschichtliche  Entwickelung  des  Tarifwesens  eines  Staates 
veröffentlicht  wurde.  Diesem  Mangel  wenigstens  teilweise  und 
nach  einer  Richtung  abzuhelfen,  soll  der  Zweck  der  vorliegenden 
Arbeit  sein.  Die  Anregung  dazu  erhielt  ich  von  meinem  verehrten 
Lehrer  Herrn  (ich.  Hofrat  E.  Gothein,  Professor  der  Nationalöko- 
nomie an  der  Universität  Heidelberg. 

Das  Material  setzt  sich  zum  großen  Teil  aus  Jahresberichten 
der  badischen  und  elsaß-lothringischen  Bahnen  sowie  des  Großh. 
Badischen  Handelsministeriums  zusammen , ja  dies  waren  für 
gewisse  Perioden  die  einzigen  Quellen,  auf  die  ich  mich  stützen 
konnte.  Des  weiteren  ist  die  »Zeitung  des  Vereins  deutscher 
Eisenbahn  Verwaltungen«  zu  nennen  sowie  veröffentlichtes  und 
unveröffentlichtes  Aktenmaterial,  das  mir  in  entgegenkommendster 
Weise  von  der  badischen  Generaldirektion  zur  Verfügung  gestellt 
wurde.  Ich  möchte  nicht  versäumen,  auch  an  dieser  Stelle  sowohl 
der  verehrlichen  Großherzoglichen  Gencraldirektion  wie  auch  der 
Kaiserlichen  Gencraldirektion  der  Eisenbahnen  in  Elsaß- Lothringen 
meinen  besten  Dank  auszusprechen. 
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I.  Einleitung. 

Die  Eigenart  des  Eisenbahnbetriebes  bringt  es  mit  sich, 
daß  bei  Konstruktion  der  Tarife  nach  ganz  besonderen  Grund- 
sätzen verfahren  werden  muß.  Dieses  Moment  wurde  jedoch  zu 
Beginn  der  Eisenbahnära  gänzlich  unberücksichtigt  gelassen,  in- 
dem man  glaubte,  einfach  die  Prinzipien  der  Benützung  der  Land- 
straße auf  die  Eisenbahn  übertragen  zu  können,  was  ja  allerdings 
das  nächstliegende  war.  Man  hoffte,  den  Schienenweg  gegen 
eine  geringe  Benutzungsgebühr  (Peage)  dem  .Verkehr  freigeben 
zu  können,  doch  zeigte  sich  bald,  daß  eine  derartige  Benützung 
nicht  mit  dem  Eisenbahnbetrieb  vereinbar  sei;  der  Gedanke  einer 
Konkurrenz  der  Frachtführer  auf  derselben  Linie  war  ein  Irrtum, 
an  dem  jedoch  unbegreiflicherweise  lange  Zeit  festgehalten  wurde. 
Andererseits  konnte  man  die  Bildung  der  zu  verlangenden  Eracht- 
preise nicht  dem  Angebot  und  der  Nachfrage  und  der  Regelung 
durch  dieselben  überlassen,  da  dies  dem  öffentlichen  Charakter 
der  Eisenbahnen  widersprochen  hätte;  denn  die  Eisenbahn  soll 
jedem  >unter  gleichen  Bedingungen  zur  Erfüllung  des  Verkehrs- 
bedürfnisses zu  Gebote  stehen«1.  So  mußte  sich  denn  die  Über- 
zeugung Bahn  brechen,  daß  die  Eisenbahn  den  Transport  selbst 
und  zwar  mit  eigenen  Betriebsmitteln  übernehmen  und  dafür 
einen  Betrag  erheben  müsse,  der  seine  niedrigste  Grenze  in  den 
Selbstkosten  fände.  Um  eine  allgemeine  Benutzung  der  Eisen- 
bahn möglich  zu  machen,  war  es  daher  unerläßlich,  daß  ein  Ver- 
zeichnis der  Preise  herausgegeben  wurde,  für  welche  die  Bahn 
die  Beförderung  der  Güter  zu  übernehmen  sich  verpflichtete. 

Es  waren  nun  drei  Prinzipien,  die  der  Tarifierung  zugrunde 
gelegt  werden  konnten.  Daß  die  Benutzung  der  Bahn  als  »all- 

* Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  Kd.  III,  pag.  557. 

Fuchs.  Oütcrtarifwcten.  . 
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gemeines  Genußgut«1  nicht  Platz  greifen  konnte,  stand  von 
Anfang  an  fest,  da  man  bei  der  Größe  der  Anlagekapitalien  auf 
eine  Verzinsung  und  Amortisation  derselben  nicht  verzichten 
konnte,  zumal  die  Mittel  zum  Bahnbau  fast  regelmäßig  durch 
Anleihen  aufgebracht  wurden.  Es  handelte  sich  also  vornehm- 
lich um  das  > Prinzip  der  öffentlichen  Anstalt«  und  das  i Prinzip 
der  öffentlichen  Unternehmung«1.  Das  Prinzip  der  öffentlichen 
Anstalt  oder  das  Gebührenprinzip  entfiel  ebenfalls  und  zwar  aus 
dem  Grunde,  weil  bei  ihm  eine  gewisse  Durchschnittsbehandlung 
Platz  greift,  die  gerade  in  der  ersten  Periode  des  Eisenbahn- 
betriebs nicht  als  gerechtfertigt  angesehen  werden  konnte,  da 
nur  ein  beschränkter  Kreis  der  Vorteile  der  Bahnbeförderung 
teilhaftig  wurde.  Das  Prinzip  der  öffentlichen  Unternehmung 
war  zu  Beginn  der  Eisenbahnzeit  und  ist  auch  heute  noch  als 
das  gegebene  zu  betrachten,  weil  hierbei  eine  Preisbemessung 
nach  dem  Werte  der  einzelnen  Transportleistung  stattfindet,  den 
dieselbe  für  den  Interessenten  hat.  Diesem  Prinzip  ist  unbedingt 
der  Vorzug  zu  geben,  solange  ein  Eisenbahnnetz  noch  nicht  voll- 
ständig ausgebaut  ist.  Erst  dann,  wenn  eine  »Ungleichheit  in 
der  Ausstattung  der  einzelnen  Landesteile  mit  Bahnen«2 3  nicht 
mehr  besteht,  ist  es  ratsam  und  geboten,  zum  Gebührenprinzip 
überzugehen.  Wenn  vielfach  schon  heute  ein  Einheitsporto 
ähnlich  dem  der  Post  verlangt  wird,  so  entspringt  dieser  Gedanke 
der  Verkennung  obiger  Tatsache  wie  auch  des  Umstandes,  daß 
bei  der  Post  eigentlich  nur  die  Expeditionsgebühr  in  Frage 
kommt,  da  ja  eine  Traktionsgebühr  infolge  der  unentgeltlichen 
Beförderung  der  Postsendungen  auf  der  Bahn  zum  größten  Teil 
ganz  entfällt.  Allerdings  dürfte  für  Mitteleuropa  die  Zeit  nicht 
mehr  fern  sein,  wo  es  theoretisch  angezeigt  wäre,  sich  dem 
Gebührenprinzip  zuzuwenden;  ob  sich  dasselbe  jedoch  in  der 
Praxis  so  leicht  durchführen  ließe,  ist  eine  andere  Frage.  Denn 
die  Eisenbahnen  werfen  alljährlich  bedeutende  Überschüsse  ab, 
die  die  Staaten  in  ihrem  Budget  wohl  ungern  vermissen  würden  3. 


i Sax,  Verkehrsmittel  Bd.  II,  pag.  222  ff. 

a Sax,  Verkehrsmittel  Bd.  II,  pag.  229. 

3 Hiervon  macht  Baden  allerdings  eine  Ausnahme,  indem  hier  die  Eisenbahnen 
als  ausgeschiedener  Vcrwaltungszweig  behandelt  werden.  Vgl.  Buchcnbcrgcr,  Finanz- 
politik und  Staatshaushalt  im  Großherzogtum  Baden.  Heidelberg  1902,  pag.  1 1 8 f . 
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Bei  der  Konstruktion  der  Gütertarife  kommen  nun  zwei 
Momente  vor  allem  in  Betracht,  nach  denen  die  Preisbemessung 
stattfinden  kann.  Das  eine  ist  die  Tarifierung  nach  dem  Werte 
der  Güter,  das  andere  die  nach  dem  Raum  des  verwendeten 
Wagens  resp.  dessen  Tragfähigkeit. 

Bei  fast  allen  Bahnen  wiederholte  sich  nun  das  gleiche 
Schauspiel;  nach  anfänglichen  Versuchen  mit  dem  Wagenraum- 
system sah  man  sich  gezwungen,  den  Anträgen  aus  den  Kreisen 
des  Handels,  der  Industrie  und  der  Landwirtschaft  stattzugeben, 
in  denen  Tarifermäßigungen  für  gewisse  Artikel  verlangt  wurden, 
damit  deren  Versendung  auf  weitere  Entfernungen  möglich 
gemacht  würde.  Diesen  Anträgen  wurde  von  den  Eisenbahn- 
verwaltungen insoweit  entgegengekommen,  als  sich  durch  die 
Bewilligung  ermäßigter  Tarifsätze  eine  Vermehrung  der  Trans- 
porte erwarten  ließ.  Man  fing  allmählich  an,  soweit  überhaupt 
nach  einem  Grundsatz  verfahren  wurde,  zu  unterscheiden,  ob 
Güter  einzeln  oder  in  Massen  versandt  wurden,  ob  in  bedeckten 
oder  offenen  Wagen,  ob  schnell  oder  langsam.  Man  berück- 
sichtigte vor  allem  den  Handelswert  der  Waren,  indem  man 
höherwertige  Güter  höher  tarifierte  mit  der  Motivierung , daß 
ein  höherwertiges  Gut  auch  eine  höhere  Fracht  »vertragen«  könne, 
während  geringwertige  Güter  mit  niederen  Tarifsätzen  belegt 
und  für  Rohprodukte  und  Massengüter  besonders  billige  Fracht- 
sätze in  Form  von  Ausnahme-  und  Spezial tarifen  zugestanden 
wurden.  So  bildete  sich  mit  der  Zeit  eine  Abstufung  der  Tarife 
ungefähr  proportional  dem  Werte  der  Güter  heraus,  und  es  ent- 
stand so  unter  Zusammenfassung  der  einzelnen  gleichartigen 
Artikel  eine  Wertklassifikation  der  Tarife. 

Während  nun  das  Eisenbahnnetz  Deutschlands  weiter  aus- 
gebaut wurde,  neue  Verbindungen  der  einzelnen  Bahnverwal- 
tungen untereinander  zustande  kamen  und  Konkurrenzwege 
eröffnet  wurden,  bildeten  sich  die  Tarife  in  der  alten  Weise 
weiter.  Jede  Bahn  klassifizierte  auf  dem  einmal  angefangenen 
Wege  fort,  ohne  daß  auf  eine  Beziehung  zu  den  Tarifen  der 
umliegenden  Bahnen  geachtet  wurde,  wodurch  Tarife  der  ver- 
schiedenartigsten Struktur  entstanden.  Die  provinziell  oder  land- 
schaftlich wichtigsten  Artikel  figurierten  jedesmal  in  dem  Lokal- 
tarif der  betreffenden  Bahnen  in  den  ermäßigten  Klassen,  während 
dieselben  Artikel  in  anderen  Gegenden  zu  den  höchst  tarifierten 
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Gütern  gehören  konnten.  Infolgedessen  bildete  sich  eine  Ver- 
schiedenartigkeit und  Mannigfaltigkeit  in  den  Lokal-  und  wie- 
vielmehr in  den  Verbandstarifen  heraus,  die  es  bald  beinahe 
unmöglich  machen  mußte,  sich  in  dem  Tarifwirrwarr  zurecht- 
zufinden. 

In  diese  Zeit  fallen  die  Bestrebungen,  anstelle  des  kompli- 
zierten Wertkkissifikationssystems  ein  einfacheres  zu  setzen,  bei 
dem  nur  der  Wagenraum  und  das  Gewicht  des  Gutes  bei  der 
Tarifierung  in  Betracht  gezogen  werden  sollte  ohne  Berück- 
sichtigung des  Wertes  der  Güter.  Die  praktische  Durch- 
führung des  Systems  auf  der  nassauischen  Staatsbahn  und  den 
Reichsbahnen  in  Elsaß- Lothringen  brachte  es  bald  zur  Geltung. 

Da  sich  jedoch  durch  das  Nebeneinanderbestehen  der  beiden 
Tarifsysteme  schwere  Mißstände  ergaben,  so  suchte  man  ein 
einheitliches  Tarifsystem  für  ganz  Deutschland  zustande  zu 
bringen,  und  es  entstand  nach  langen  Verhandlungen  durch 
Kompromiß  der  beiden  Systeme  ein  Tarifschema,  das  noch  heute 
im  wesentlichen  die  ( Grundlage  der  deutschen  Gütertarife  bildet. 


II.  Der  badische  Lokaltarif  bis  1870. 


Die  Entwickelung  des  Gütertarifwesens  in  Baden  bietet  nun  be- 
sonderes Interesse  dar,  weil  dieses  Land  die  erste  Staatsbahn 
größeren  Umfangs  in  Deutschland  besaß  und  infolgedessen  sich 
die  Tarife  in  mancher  Beziehung  anders  gestalteten  als  im  übrigen 
Deutschland,  wo  die  Privatbahnen  besonders  in  der  ersten  Zeit 
fast  ausschließlich  vorherrschten.  Denn  hier  konnte  die  Regierung 
ihren  unmittelbaren  Einfluß  auf  das  Tarifwesen  geltend  machen, 
während  in  Verkennung  der  Wichtigkeit  der  Eisenbahnen  die 
übrigen  Staaten  ihr  Bestimmungsrecht  fast  ganz  aus  der  Hand 
gegeben  hatten;  sie  hatten  meist  nur  Maximalsätze  mit  den  Privat- 
bahngesellschaften vereinbart,  die  bei  der  fortschreitenden  Er- 
mäßigung der  Gütertarife  bald  alle  Bedeutung  verloren.  Es  mußte 
den  Staatsregierungen  daher  alles  daran  gelegen  sein,  das  Ver- 
säumte nachzuholen,  und  dies  geschah  im  Wege  großer  Verstaat- 
lichungen von  Privatbahnen,  wobei  gerade  die  Rücksicht  auf  die 
Tarife  wohl  als  ein  Ilauptbestimmungsgrund  anzunehmen  sein 
dürfte. 

Allerdings  war  in  Baden  der  Staatsbahngedanke  auch  nicht 
von  Anfang  an  herrschend  gewesen,  vielmehr  ist  der  erste  An- 
stoß zum  Bau  der  badischen  Bahn  privater  Initiative  zu  danken. 
Kommerzienrat  Newhouse  aus  Mannheim  sowohl,  wie  auch  Friedrich 
List  bewarben  sich  Mitte  der  30er  Jahre  um  den  Bau  einer  Bahn 
von  Mannheim  nach  Basel  und  zwar  vertraten  beide  den  Ge- 
danken, daß  der  Bau  einer  privaten  Gesellschaft  zu  überlassen 
sei.  Den  eifrigen  Bestrebungen  des  Staatsrats  Nebenius  und  des 
Heidelberger  Nationalökonomen  Karl  Heinrich  Rau  ist  es  jedoch 
zu  danken,  daß  die  badische  Bahn  als  Staatsbahn  gebaut  wurde; 
besonders  der  erstere  verfocht  den  Staatsbahngedanken  mit  solcher 


Digitized  by  Google 


6 


Der  badische  Lokaltarif  bis  1870. 


Entschiedenheit  und  Überzeugung,  daß  der  außerordentliche  Land- 
tag des  Jahres  1838  den  Bau  der  großen  Rheintalbahn  von  Mann- 
heim nach  Basel  beschloß,  die  noch  im  gleichen  Jahre  begonnen, 
1855  vollendet  wurde,  nachdem  schon  1851  die  Schweizer  Grenze 
bei  Haltingen  erreicht  war.  Nun  galt  es  vor  allem  für  die 
badische  Bahn,  die  isoliert  keine  Bedeutung  zu  erlangen  vermochte, 
Anschlüsse  an  die  benachbarten  Eisenbahnen  herzustellen.  1846 
erfolgte  die  Eröffnung  der  Main-Neckar-Bahn,  die  gemeinsam 
von  Baden,  Hessen  und  der  freien  Stadt  Frankfurt  gebaut  und 
damit  die  Verbindung  der  badischen  Bahn  nach  Norden  hergestellt 
wurde.  Die  x\nschlüsse  nach  Süden  (bei  Basel,  Waldshut,  Kon- 
stanz), Osten  (Bruchsal — Bretten,  Durlach— Pforzheim)  und  Westen 
(Appenweier — Kehl — Straßburg)1  entstanden  bis  zum  Jahre  1861, 
während  von  1861  bis  1874  mit  großem  Eifer  an  dem  Ausbau 
des  inneren  Netzes  gearbeitet  und  insbesondere  die  Odenwald- 
bahn (Eröffnung  1866)  und  Schwarzwaldbahn  (Eröffnung  1873) 
gebaut  wurde.  Die  große  Krise  Mitte  der  70er  Jahre  brachte 
auch  im  Eisenbahnbau  ein  fast  völliges  Erlahmen  und  erst  Ende 
der  80er  Jahre  begann  wieder  eine  Zeit  regerer  Tätigkeit. 

Ein  weiteres  Eingehen  auf  Eisenbahnbau  und  Eisenbahn- 
politik in  Baden  dürfte  entfallen,  zumal  vor  einigen  Jahren  eine 
umfassende  Bearbeitung  des  Gebietes  stattgefunden  hat,  auf  die 
ich  hier  verweise. 2 3 


Die  Betriebseröffnung  der  ersten  Teilstrecke  Mannheim — 
Heidelberg  der  badischen  Bahn  von  Mannheim  nach  Basel  erfolgte 
am  12.  September  1840,  doch  wurden  zunächst  lediglich  Personen 
sowie  deren  Reiseeffekten  und  Hunde  befördert.  Erst  am  15. 
April  1843,  nachdem  die  Strecke  Heidelberg — Karlsruhe  dem 
Betrieb  übergeben  war,  wurde  der  Verkehr  auch  auf  Güter  sowie 
auf  Vieh  und  Equipagen  ausgedehnt  3;  man  beschränkte  sich 
jedoch  vorerst  auf  die  Abgabe  von  Transportwagen  sowie  deren 
Beförderung  vom  Versand-  zum  Bestimmungsort;  An-  und  Ab- 
fuhr, Auf-  und  Abladen  der  Güter  war  Sache  der  Versender 

1 Rheinbrücke  zwischen  Mannheim  und  Ludwigshafen  erst  1867. 

- K.  Müller,  Die  badischen  Eisenbahnen  in  historisch-statistischer  Darstellung. 
Heidelberg  1904. 
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bezw.  Empfänger;  Haftpflicht  für  Beschädigung  der  Güter  war 
ausgeschlossen.  Man  unterschied  lediglich  zwischen  ganzen,  halben 
und  Viertel- Wagenladungen,  den  Wagen  zu  72  Zentner  Trag- 
fähigkeit gerechnet  — wir  haben  es  also  hier  mit  einem,  wenn 
auch  rohen  Vorläufer  des  Wagenraumsystems  zu  tun  — . Der 
Tarif  selbst  war  Stationstarif,  d.  h.  man  konnte  aus  einer  Tabelle 
den  Satz  von  einer  Station  nach  jeder  anderen  für  eine  bestimmte 
Einheit  entnehmen  und  zwar  kamen  zur  Erhebung  z.  B.  auf  der 
Strecke 


1 Wagen 

*/a  Wagen 

• 4 Wagen 

(72  Zir.) 

(36  Ztr.) 

(18  Ztr.) 

Mannheim — Heidelberg  . . . 

fl-  7-39 

fl.  4.28 

fl-  2.33 

Heidelberg — Karlsruhe  .... 

:>  21.50 

* 12.44 

5 7-17 

Mannheim — Karlsruhe  .... 

3 29.29 

» 17.12 

•>  9-50 

Erst  zu  Ende  des  Jahres  1S44  kann  jedoch  vom  Beginn 
eines  Güterverkehrs  im  heutigen  Sinne  gesprochen  werden;  denn 
obwohl  schon  im  Mai  die  Strecke  Oos-Offenburg  und  Kehl  er- 
öffnet war,  so  mußte  doch  der  Güterverkehr  wegen  Mangel  an 
Transportmitteln  bis  zum  August  auf  die  Strecke  Mannheim- 
Karlsruhe  beschränkt  bleiben.  In  diesem  Monat  (20.  August)  trat 
ein  neues  Transportreglement  und  ein  neuer  Tarif  für  den  Güter- 
transport in  Kraft  \ der  von  dem  früheren  wesentlich  abwich, 
indem  in  ihm  das  Wertklassifikationssystem  zum  Durchbruch  ge- 
langte, und  in  dem  vor  allem  die  früher  viel  zu  hohen  Taxen  er- 
mäßigt wurden. 

Darnach  zerfielen  die  Güter  in  drei  Klassen: 

Klasse  I:  Normalgüter,  d.  h.  Güter,  die  nicht  unter  Klasse  II 
und  III  fielen, 

Klasse  II:  Rohprodukte  aller  Art  und  Massengüter,  z.  B.  Steine, 
Erden,  Erze,  Steinkohlen,  Torf,  Holz,  rohe  landwirt- 
schaftliche Produkte,  Felle  und  Häute,  unverarbeitete 
Metalle,  grobe  Gußwaren,  Mehl,  Wein,  Bier,  inlän- 
disches Öl  und  Essig  in  Fässern,  leere  gebrauchte 
Packkästen  und  leere  Fässer, 

Klasse  III:  Eilgüter  und  sperrige  Güter,  z.  B.  Bettfedern,  Haus- 
geräte aller  Art,  Korb-  und  Flechtwaren,  Watte, 
Schwämme  usw. 
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Der  Tarif  war  ebenfalls  wieder  als  Stationstarif  in  tabel- 
larischer Form  gegeben,  und  es  kamen  für  einen  Zentner  und 
100  fl.  Versicherungswert  zur  Erhebung  z.  B.  auf  der  Strecke 

I.  Klasse  II.  Klasse  III.  Klasse  Vers. -Taxe 

Mannheim  — Heidelberg . 5 kr.  4 kr.  8 kr.  2 kr. 

3»  — Karlsruhe  .13»  1 1 » 20  > 2 » 

» — Offenburg  .28»  22»  42*  3 > 

Als  Grundlage  der  Taxe  für  Klasse  T wurde  ein  Kreuzer 

per  Zentner  und  Stunde  (4,4444  Kilometer)  nebst  einem  Kreuzer 
Expeditionsgebühr  per  Zentner  für  Auf-  und  Abladen  der  Güter, 
das  von  nun  an  die  Bahn  besorgte,  angenommen,  und  es  wurden 
darnach  die  anderen  Klassen  berechnet,  indem  für  Klasse  II  eine 
Ermäßigung  der  Klasse  I um  20  % erfolgte,  während  für  Klasse 
III  ein  Zuschlag  von  50  °/0  zu  Klasse  I gerechnet  wurde. 

Außer  der  gewöhnlichen  Beförderung  wurden  für  regel- 
mäßige Sendungen  zwischen  zwei  Stationen  an  mindestens  einem 
Tage  der  Woche  und  für  die  Dauer  eines  Monats  Abonne- 
ments ausgegeben,  deren  Taxe  9/ IO  kr.  per  Zentner  und  Stunde 
betrug.  Hierbei  wurde  als  Minimum  des  zu  zahlenden  Gewichts 
‘/z  Waggon  oder  40  Zentner  festgesetzt;  ferner  wurde  folgende 
Bestimmung  betreffs  der  Abonnementsgüter  aufgenommen,  bei 
denen  übrigens  jede  Haftpflicht  der  Eisenbahn  ausgeschlossen 
war:  »übersteigt  die  wirkliche  Ladung  des  getnieteten  Wagens 
das  Gewicht,  worauf  das  Abonnement  lautet,  so  wird  von  dem 
Mehrgewicht  die  betreffende  Frachttaxe  nach  dem  Tarif  nach 
Abzug  von  einem  Kreuzer  per  Zentner  für  Klasse  I,  von  */s  kr. 
per  Zentner  für  Klasse  II,  von  il/2  kr.  per  Zentner  für  Klasse  III 
in  Anwendung  gebracht.«  1 Die  Beförderung  der  Abonnements- 
güter geschah  in  gewöhnlichen  Güterzügen,  doch  waren  auch 
Eilversendungen  möglich,  für  welche  die  Taxe  der  Klasse  III 
nach  Abzug  von  1 lj2  kr.  per  Zentner  erhoben  wurde. 

Mit  Eröffnung  der  Strecke  Offenburg — Freiburg  am  1.  August 
1845  kam  ein  neuer  Tarif  zur  Einführung,  der  jedoch  nur  gering 
modifizierte  Sätze  enthielt.  Das  Reglement  von  1844  blieb  weiter 
bestehen.  Bald  jedoch  mehrten  sich  die  Gütermassen  in  einer 
Weise,  daß  es  nötig  wurde,  eine  neue  Klassifikation  der  Güter 

* Regierungs-Blatt  1844  Nr.  XX. 
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herzustellen;  am  i.  Juli  1847  trat  e*n  Reglement  in  Kraft,  das 
folgende  Ilauptgrundsätze  enthielt. 1 

Den  Vorschriften  unterstand  der  »Transport  von  sachlichen 
Gegenständen  aller  Arte  mit  Ausnahme  der  Beförderung  von 
Vieh,  Equipagen  und  Reisegepäck,  wofür  besondere  Bestimmungen 
erlassen  waren,  auf  die  wir  hier  jedoch  nicht  näher  eingehen. 
Auf-  und  Abladen  der  Güter  wurden  von  der  Bahn  besorgt,  und 
die  Vergütung  hierfür  war  in  den  Taxen  des  Tarifs  enthalten. 
Abholen  der  Güter  von  der  Bahn  dagegen  sowie  Bestellung  an 
dieselbe  war  Sache  der  Versender  bzw.  Empfänger;  es  wurden 
jedoch  an  den  wichtigeren  Stationen  Güterbestättereien  bestellt, 
die  An-  und  Abfuhr  der  Güter  zu  öffentlich  bekannt  gemachten 
Preisen  zu  besorgen  hatten. 

Die  Güter  waren  in  fünf  Klassen  nach  Maßgabe  eines  Güter- 
klassifikationsverzeichnisses  eingeteilt.  Ausgeschlossen  vom  Trans- 
port waren  nur  explosive  Gegenstände  sowie  Frachtstücke  unter 
10  Pfund.  Die  Taxen  für  die  verschiedenen  Klassen  betrugen: 


Klasse 

1 

landabwärts 

9Ao 

kr. 

p- 

Ztr. 

u.  Stunde 

°>75 

kr. 

p.  Meile 

X> 

1 

landaufwärts 

Vs 

» 

» V 

1 

» 

y> 

> 

11 

• • • • • 

4/. 

t > 

» * 

«o3 

» 

X 

y> 

in 

• • • • • 

I 

» 

» 

» » 

1,66 

X 

>> 

IV 



1.5 

» 

>i 

x y> 

2,5 

» 

» 

>/ 

> 

V 

• • • • • 

2 

je 

> 

^ » 

3.33 

» 

» 

Als  Expeditionsgebühr  gelangte  »eine  der  Taxe  für  eine 
Wegstunde  gleichkommende  Gebühr  vom  Zentner«  zur  Erhebung. 
Die  Beförderung  als  Eilgut  konnte  in  jeder  Klasse  erfolgen,  es 
kam  jedoch  zur  gewöhnlichen  Taxe  ein  Zuschlag  von  50%  hinzu. 

Eine  eigentümliche  Entfernungsberechnung  kam  insofern  zur 
Anwendung,  als  nicht  nach  der  Länge  der  Bahnstrecke,  sondern 
nach  geraden  Linien  (Luftlinien)  vom  Absendungs-  zum  Be- 
stimmungsorte gemessen  wurde.  Lag  eine  Station  von  einer 
andern  dem  Schienenweg  nach  entfernter,  in  gerader  Linie  der- 
selben aber  näher,  als  eine  dritte,  so  war  die  Entfernung  nach 
dieser  kürzeren  geraden  Linie  auch  für  die  dritte  Station  zu  be- 
rechnen. — Die  Gewichtsabrundung  war  in  der  Art  festgesetzt, 
daß  für  Sendungen  von  10  bis  50  Pfund  inkl.  die  Taxe  für  einen 
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halben  Zentner,  über  50  bis  125  Pfund  die  für  einen  Zentner, 
über  125  bis  225  Pfund  die  für  zwei  Zentner  usw.  zur  Anwen- 
dung kam.  Minimum  der  Transporttaxe  war  sechs  Kreuzer. 

Diese  Vorschriften  blieben,  abgesehen  von  einer  kleinen 
Änderung  im  Jahre  1851  bis  zum  Jahre  1853  bestehen.  1851 
wurde  ferner  ein  Ausnahmetarif  für  Kartoffeln  eingeführt,  indem 
vom  io.  Februar  bis  30.  September  1851  eine  Taxe  von  */3  kr. 
per  Zentner  und  Stunde  für  landaufwärts  gehende  Kartoffeln  sowie 
eine  Expeditionsgebühr  von  einem  Kreuzer  per  Zentner  festgesetzt 
wurde.  Dieser  Ausnahmetarif  wurde  dann  bis  zum  30.  September 
1852  verlängert,  indem  die  Ermäßigung  auch  auf  landabwärts 
gehende  Kartoffeln  in  Wirksamkeit  gesetzt  wurde. 1 

Das  Jahr  1852  ist  insofern  für  den  Güterverkehr  be- 
deutungsvoll, als  die  Einnahmen  aus  dem  Eil-  und  Fracht- 
verkehr die  des  Personenverkehrs  zum  ersten  Male  über- 
schritten; in  den  folgenden  14  Jahren  blieben  die  Einnahmen 
aus  beiden  Verkehrszweigen  ungefähr  gleich,  während  dann 
der  Güterverkehr  den  Personenverkehr  in  finanzieller  Hin- 
sicht weit  hinter  sich  ließ.  Zählen  wir  zu  den  Eil-  und 
Frachtgütern  noch  Gepäck,  Traglasten,  Expreßgut,  Milch, 
Fahrzeuge,  Leichen  und  Tiere  hinzu,  welche  Titel  im  weiteren 
Sinne  auch  zum  Güterverkehr  zu  rechnen  sind,  so  wird  das 
Bild  zugunsten  desselben  noch  etwas  verschoben.  Zur  Er- 
läuterung möge  beifolgende  Aufstellung  dienen.  (Tab.  S.  1 1.) 

Im  Jahre  1853  wurde  ein  neues  Gütertransportreglement 
sowie  ein  neuer  Gütertarif  nebst  Tarifvorschriften  mit  Wirkung 
ab  1.  Januar  1854  publiziert.2  Aus  dem  Reglement  sei  folgendes 
hervorgehoben: 

Wie  bisher  besorgte  die  Bahn  Auf-  und  Abladen  der  Güter, 
während  An-  und  Abfuhr  derselben  Sache  des  Versenders  bzw. 
Empfängers  war.  Eine  Ausnahme  machten  jedoch  die  Städte 
Lahr  und  Basel;  da  die  Strecke  Haltingen — Basel  am  20.  Fe- 
bruar 1855,  die  Strecke  Dinglingen  — Lahr  erst  1865  eröffnet 
wurde,  Basel  jedoch  aus  gewichtigen  Gründen  in  den  Tarif  der 
badischen  Bahnen  aufgenommen  war,  so  übernahm  die  Großh. 
Eisenbahnbetriebsverwaltung  gegen  die  im  Tarif  enthaltenen 

1 Regierungs-Blatt  1850  Nr.  XXXIV  u.  1851  Xr.  VIII. 

3 Regierungs-Blatt  1853  Xr.  XLVIII. 
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Einnahmen 
aus  dem 
Personen- 
verkehr 

Mark 

Einnahmen 

aus 

EU-  und 
Frochtverkehr 

Mark 

Einnahmen  aus 
Gepäck,  Trag- 
lasten, Expreß- 
gut, Milch, 
Fahrzeuge, 
Leichenu.Tiere 
Mark 

Eil-  und  Frachtgüter 

Gesamt- 

verkehr 

Tonnen 

Ein-  1 
nähme 
am 
1 tkm 

Mark 

Anxahl 

der 

Tonnen- 
kilometer 
auf  1 km 
tkm 

1843 

521  910 

2 089 

33  036 

196 

— 

4 

*844 

1218  902 

203  247 

93  8ii 

18  186 

**-33 

14  428 

»845 

1 630  873 

777  902 

»7»  053 

67  087 

**♦43 

34  707 

1846 

1 935  360 

1 202  510 

223  519 

1 00  630 

10,85 

49  096 

J847 

' 9^6  333 

* 361  453 

214289 

126  557 

9-7» 

57081 

1848 

1 701  792 

1 016  093 

15 1 406 

94  “36 

9*7* 

39  349 

1849 

1 480017 

* 223  755 

12749  t 

toa  329 

»0,29 

43  075 

1830 

r 826  1 14 

1 294  030 

183  626 

120  »99 

I 2,00 

39  576 

1851 

* 873  5.0 

» 5°3  039 

»93  »52 

1 42  022 

**•43 

46  9»3 

1853 

2 000  182 

20323*3 

211  529 

»71  823 

*0,85 

65  *59 

*853 

2 119872 

2 300  210 

335  853 

206  738 

10,85 

74  363 

1854 

2 236  617 

2 966  782 

26  t 336 

343  623 

10,29 

toi  484 

i855 

2 392  214 

3627  458 

25306t 

290  633 

10,29 

99  117 

1856 

2 778  480 

3 » 28  803 

282  622 

334  863 

10,29 

90  539 

' «857 

3 086  958 

3 2t$  326 

336  900 

359  74° 

10.29 

92  956 

1858 

3016233 

3 oo7  3 * 5 

307  639 

399  293 

10,29 

84  405 

'859 

2 982  696 

3 035  090 

305  054 

37*  *97 

9*71 

88  316 

, 1860 

3 44 1 633 

35*4245 

363655 

466  704 

8*57 

115  634 

1 86 1 

3 839  367 

4404  195 

37»  *33 

595  *73 

8,oo 

13t  808 

1862 

4 1 28  88 1 

4 400  078 

438  6io 

610  *75 

8,00 

1 36  Soo 

1863 

50‘7  985 

4 876  490 

633  384 

774  389 

8,00 

121  865 

j *864 

5 268  096 

5 209  1 1 9 

652  137 

918  899 

7.43 

1 27  590 

1865 

5 677  973 

5896037 

720554 

1 106  680 

7*43 

146  044 

1866 

5 496  493 

6378  778 

837  946 

t 240064 

8*57 

126  810 

1867 

6647  746 

8635  922 

9*6  485 

t 683  936 

6,86 

1 79  700 

1868 

6 768  783 

9303  52  t 

863  234 

t 71:  898 

6,86 

178  900 

1869 

7 263351 

9 223  166 

919  483 

i 727  *3* 

6,86 

*64  253 

(870 

6 83  t 286 

965t  187 

» »»8  373 

1 816  148 

6,29 

164  398 

1871 

10399486 

«4  692  6l  1 

1 832  806 

2 628  809 

6,29 

235  761 

*872 

8 556  247 

13  162  368 

* 221  543 

2 826  t 17 

6,29 

209423 

«*873 

9 373  644 

14  201  482 

* 21$  557 

3 225  696 

6,29 

233  603 

1 *874 

10358  297 

*5  723  449 

* *81  527 

34*4  *35 

6,86 

2*4  783 

1875 

*°  9»3  »45 

15  516941 

t 301  124 

3 28  t 1 10 

6,17 

23*  744 

1876 

io  798  180 

16401  365 

* 337  *52 

3 535  230 

5*97 

248  910 

1877 

10  48  t 631 

»5  7*7  095 

‘ 355  *$6 

3 450  783 

5.85 

226  349 

1878 

10  180  093 

*4  523  *78 

* 38»  3*° 

34*»  494 

5*97 

20435* 

1879 

9 7*5  735 

1 5 402  346 

1 390  700 

3 663  679 

5*85 

2 1 1 664 

tSSo 

to  486  939 

1 6 03  7 86 1 

1 487  6 t 1 

3990241 

5*59 

281  532 

Aus  K.  Müller,  Die  badischen  Eisenbahnen  in  historisch-statistischer  Darstellung. 
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Frachtsätze  die  Beförderung-  der  Güter  von  der  letzten  Eisen- 
bahnstation in  die  genannten  Städte  und  lieferte  dieselben  -nach 
Wahl  der  Empfänger  und  nach  Maßgabe  der  bestehenden  Lokal- 
einrichtungen in  deren  Wohnung  oder  in  das  öffentliche  Lager- 
haus (Kaufhaus)«  ab1.  Rabattsendungen  nach  Lahr  und  Basel 
dagegen  wurden  nur  bis  zur  letzten  Eisenbahnstation  befördert. 

Zu  den  vom  Transport  auf  der  Eisenbahn  ausgeschlossenen 
Gegenständen,  wie  explosive  Stoffe  und  Güter  unter  10  Pfund, 
kamen  noch  folgende  hinzu:  postzwangspflichtige  Güter,  bares 
Geld,  außer  wenn  in  Kisten  oder  Fässern  verpackt  und  min- 
destens im  Werte  von  1 000  fl.,  Güter,  die  im  Verhältnis  zu  ihrem 
Gewicht  einen  übermäßig  großen  Raum  beanspruchten  sowie 
solche,  die  sich  überhaupt  nicht  zum  Transport  eigneten.  Ferner 
wurde  für  Güter,  die  nur  in  ganzen  Wagenladungen  befördert 
oder  zur  Erzielung  der  Taxennäßigung  in  ganzen  Wagenladungen 
angemeldet  wurden,  der  Frachtpreis,  wenn  das  wirkliche  Gewicht 
der  Ladung  weniger  betrug  als  das  in  den  Tarifvorschriften 
bezeichnete  Gewichtsminimum,  nach  dem  letzteren,  sonst  nach 
dem  wirklichen  Gewichte  berechnet. 

Die  Tarifvorschriften  sind  sehr  ausführlich  behandelt,  doch 
sei  hier  nur  das  Wichtigste  wiedergegeben.  Die  Güter  wurden 
in  folgende  Klassen  geschieden: 

Klasse  I:  Normalgüter,  Klasse  II:  Rohprodukte,  Klasse  III: 
sperrige  Güter  und  Geld,  es  wurde  also  im  wesentlichen  auf  die 
Klassifikation  des  Jahres  1844  zurückgegriffen. 

Der  Tarif,  den  ich  anschließend  auszüglich  wiedergebe,  ent- 
hält unter  Klasse  I resp.  II  die  Frachtsätze  für  die  dahin  klassi- 
fizierten Güter  in  gewöhnlicher  Fracht,  unter  Eilgut  die  Fracht- 
sätze für  Eilgüter,  wobei  es  gleichgültig  war,  ob  die  letzteren 
nach  dem  Klassifikationsverzeichnis  Klasse  I oder  II  angehörten. 
Die  Frachtsätze  der  Güter  für  Klasse  III  wurden  gefunden,  in- 
dem ihr  wirkliches  Gewicht  verdoppelt  und  von  diesem  der  Satz 
der  Klasse  I für  gewöhnliche  Fracht  erhoben  wurde,  der  Satz 
für  Eilgut  dagegen,  wenn  sie  als  solches  deklariert  waren.  Von 
einigen  Gütern  der  Klasse  I,  wie  Gartenfrüchte,  grobe  Holz- 
waren, frisches  Obst,  Seegras,  inländischer  Wein  usw.  wurde 
ohne  Rücksicht  auf  die  Größe  der  Sendung  die  Taxe  der  Klasse  II 

1 Regierungs-Blau  1853  Nr.  XLVIII. 
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erhoben,  wenn  sie  landabwärts  zur  Versendung  kamen,  ebenso 
wurde  inländischem  Eisen  landabwärts  ein  Rabatt  von  20%  der 
Klasse  II  gewährt,  wenn  Beischluß  der  Originalfrachtbriefe  in- 
ländischer Hüttenwerke  erfolgte.  Es  folgte  eine  Reihe  von  Tax- 
ermäßigungen,  indem  für  Gegenstände,  wenn  sie  in  ganzen 
Wagenladungen  von  einem  Versender  an  einen  Empfänger 
aufgegeben  wurden,  Rabatte  auf  die  verschiedenen  Klassen 
gewährt  wurden,  so: 

A.  landaufwärts 

a.  2o°/0  Rabatt  von  Klasse  I:  Borke  rohe,  Heu,  grobe 

Holzwaren  usw., 

b.  10%  Rabatt  von  Klasse  II:  diverse  Abfälle,  Dünger, 

Eisen  roh,  Eisenbahnschienen,  Erden,  Kartoffeln, 
Rüben,  Holz  außer  außereuropäischem,  Lang- 
holz, Sand,  diverse  Steine,  Torf  usw., 

c.  20°/0  Rabatt  von  Klasse  11:  Steinkohlen  und  Koks, 

B.  landabwärts 

a.  20%  Rabatt  von  Klasse  I:  Gerberlohe,  Holzkohlen, 

gewöhnliche  Öle, 

b.  40%  Rabatt  von  Klasse  I:  Borke  rohe,  Heu,  Lumpen 

unverpackt,  Stroh, 

c.  20%  Rabatt  von  Klasse  II:  Abfälle,  Dünger,  Eisen 

roh,  Eisenbahnschienen,  Kartoffeln,  Rüben,  Lang- 
holz, frisches  Obst,  Seegras,  Wein  und  Most 
inländischer  usw., 

d.  40%  Rabatt  von  Klasse  II:  Eisen  inländisches  unter 

der  Bedingung  des  Beischlusses  der  Original- 
frachtbriefe inländischer  Hüttenwerke,  Erden, 
Erze,  Hölzer,  Sand,  diverse  Steine,  Steinkohlen 
und  Torf  usw. 

Aus  dem  Tarife  selbst  seien  nur  einige  Sätze  herausgegriffen ; 
es  kam  z.  B.  für  einen  Zentner  zur  Erhebung: 


I.  Klasse 

II.  Klasse 

Eilgut 

Mannheim 

— Heidelberg  ( 2,5  Meilen) 

6 

kr. 

4 

kr. 

8 kr. 

» 

— Karlsruhe  ( 9,9  » 

) 

1 6 

» 

1 I 

» 

27  :> 

3 

--Offenburg  (19,7  » 

) 

28 

;> 

2 I 

51  3 

3 

— Freiburg  (28,1  » 

) 

38 

:> 

30 

72  » 

» 

— Haltingen  (35,7  > 

) 

48 

> 

37 

9 1 ^ 

X 

— Basel  (3^.5  > 

) 

55 

.> 

44 

103 
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Die  Sätze  der  Klasse  III,  nach  den  Tarifvorschriften  berech- 


net, ergaben  : 


Mannheim 

— Heidelberg  .... 

Klasse 
I 2 

III 

kr. 

Klasse 

III 

16 

Eilgut 

kr. 

» 

-—Karlsruhe  .... 

32 

54 

% 

— Offenburg  .... 

56 

>> 

I fl. 

42 

* 

— Freiburg  .... 

I fl.  16 

* 

2 * 

24 

X 

» 

— Haltingen  .... 

I » 36 

3 » 

2 

X 

S> 

— Basel 

I * 50 

* 

3 » 

26 

* 

Taxminimum  für  Güter  in  gewöhnlicher  Fracht  war  6 Kreuzer, 
für  Eilgüter  12  Kreuzer. 

Als  im  Jahre  1850  die  Strecken  Basel — Säckingcn  und 
Säckingen — Waldshut  der  badischen  Rheintalbahn  eröffnet  wurden, 
wurde  eine  Erweiterung  des  Tarifs  auf  diese  Stationen  vorge- 
nommen und  zwar  kamen  ermäßigte  Taxen  in  Anwendung  z.  B.‘ : 


I.  Klasse 

II.  Klasse 

Eilgut 

Säckingen— Basel  ( 4,4 

Meilen) 

13  kr. 

10  kr. 

19  kr 

— Mannheim  (40,9 

» ) 

54  * 

42  » 

104  » 

Waldshut — Basel  ( 7,3 

» ) 

17  » 

1 3 » 

2/ 

— Mannheim  ( 44 

* ) 

58  » 

45  * 

1 1 2 

Gemäß  Artikel  I des  E.  G.  zum  Allg.  II.  G.  B.  vom  6.  Au- 
gust 1862  trat  dasselbe  am  1.  Januar  1863  in  Baden  in  Kraft, 
und  es  wurden  sämtliche  bisher  erlassenen  reglementarischen 
Bestimmungen  über  den  Gütertransport  auf  den  badischen  Eisen- 
bahnen außer  Kraft  gesetzt,  wofür  ein  neues  Reglement  für  die 
Beförderung  von  Gütern,  Fahrzeugen,  außergewöhnlichen  Gegen- 
ständen und  Leichen  erlassen  wurde,  »bei  dessen  Abfassung  auf 
möglichste  Übereinstimmung  mit  dem  Reglement  des  deutschen 
Eisenbahnvereins  und  der  Eisenbahnverbände,  bei  denen  die 
badische  Eisenbahnverwaltung  beteiligt«  war,  Bedacht  genommen 
wurde1 2.  Ich  glaube  jedoch,  diese  Bestimmungen  hier  übergehen 
zu  können,  da  die  uns  interessierenden  Punkte  im  wesentlichen 
nur  eine  Neuredigierung  erfuhren. 

Gleichzeitig  muß  auch  ein  neuer  Tarif  in  Kraft  getreten 
sein,  der  sehr  bemerkenswert  ist;  trat  doch  in  ihm  ein  Tarif- 

1 Regierungs-Blatt  1856  Nr.  IV  und  Nr.  XLVII. 

* Regierungsblatt  1862  Nr.  LXY. 
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Schema  zutage,  das  jedenfalls  größerer  Beachtung  würdig  gewesen 
wäre;  es  ist  dies  ein  äußerst  rationell  aufgebauter  Staffeltarif, 
der  umsomehr  allgemeine  Beachtung  verdiente,  als  er  10  Jahre 
auf  den  badischen  Bahnen  bestand,  und  unter  seiner  Herrschaft 
der  Güterverkehr  einen  ungeheuren  Aufschwung  nahm  (1863 
770000  Tonnen,  4,8  Millionen  Mark,  1873  3,2  Millionen  Tonnen, 
14,2  Millionen  Mark).  Allerdings  sank  die  Einnahme  aus  einem 
Tonnenkilometer  von  8 auf  6,29  Pfennig,  doch  ist  dies  vor  allem 
dem  Bau  von  weniger  rentierenden  Seitenbahnen  sowie  vor 
allem  der  Schwarz  Waldbahn  zuzuschreiben,  die  1866  erst  bis 
Hausach  von  Norden,  1868  bis  Donaucschingen  von  Süden  vor- 
gerückt war  und  so  zwei  Sackbahnen  bildete,  auf  denen  ein  leb- 
hafterer Güterverkehr  nicht  aufkommen  konnte.  Es  ist  mir  leider 
nicht  gelungen,  genaueres  über  den  Tarif  festzustellen,  da  die 
übliche  Publikation  im  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  nicht  erfolgte. 
Die  einzige  Quelle,  aus  der  ich  den  Tarif  entnehmen  konnte,  ist 
der  Jahresbericht  des  Badischen  Handelsministeriums  für  das 
Jahr  1873.  Darnach  wäre  der  genannte  Tarif  ungefähr  im  Juni 
1863  eingeführt  worden.  Ich  gebe  im  folgenden  eine  Schilderung 
dieses  Tarifs  im  wesentlichen  mit  den  Worten  des  Jahres- 
berichts 1 : 

»Als  es  sich  im  Jahre  1863  um  die  Inbetriebsetzung  der 
weiteren  Strecken  der  badischen  Rheintalbahn  von  Waldshut  bis 
Konstanz  handelte,  ergab  sich  eine  Längenausdehnung  der  letz- 
teren von  Mannheim  bis  Konstanz  von  56  geographischen  Meilen 
(415  Kilometer). 

> Bei  Berechnung  des  desfallsigen  Gütertarifs  legte  man 
sich  die  Frage  vor,  welche  Wirkung  auf  den  Verkehr  wohl  ein 
Tarif  haben  möge,  bei  welchem  nach  den  bisherigen  Grundsätzen 
und  Grundtaxen  der  badischen  Bahn  eine  Meile  wie  die  andere 
gleichhoch  berechnet  sei.  Bei  Beantwortung  dieser  Frage  mußte 
man  sich  sagen,  das  ein  so  berechneter  Tarif  so  hohe  Frachten 
verlange,  daß  zu  erwarten  stehe,  es  werde  sich  hierbei  und  bei 
der  eigentümlichen  Längenerstreckung  des  badischen  Landes 
kaum  unter  den  verschiedenen  weit  auseinanderliegenden  Landes- 
teilen ein  irgendwie  nennenswerter,  geschweige  denn  ein  leb- 
hafterer Güterverkehr  entwickeln  können.  Dies  war  umsoweniger 


1 Jahresbericht  des  Großh.  badischen  Handelsministeriums  1873  H pag.  82  ff. 
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zu  erwarten,  wenn  in  wenigen  Jahren  durch  die  Aufnahme  der 
Odenwaldbahn  in  das  badische  Bahnnetz  (1866),  dieses  von  Würz- 
burg bis  Konstanz  eine  Längenausdehnung  von  75  geographischen 
Meilen  (556  Kilometer)  erhielt;  und  doch  mußte  die  Förderung 
des  inneren  Verkehrs,  d.  i.  der  einzelnen  Landesteile  unter  sich 
bei  einer  solchen  Ausdehnung  der  badischen  Bahn  eine  Haupt- 
aufgabe der  Kisenbahnverwaltung  sein. 

»Im  Hinblick  auf  die  Tatsache,  daß  in  den  Betriebs- 
kosten gewisse  Faktoren  enthalten  sind,  welche  sich  gleichbleiben, 
mag  das  Gut  auf  eine  Meile  oder  auf  50  Meilen  transportiert 
werden,  bei  Verteilung  auf  die  ganze  Strecke  daher  im  Verhält- 
nis der  Zunahme  der  Entfernung  per  Meile  entsprechend  geringer 
werden,  und  andere  wieder,  welche  sich  mit  der  größeren  Strecke 
entsprechend  verringern  (Expeditionsgebühr,  Streckentaxe),  glaubte 
man  den  betreffenden  Verhältnissen  Rechnung  zu  tragen,  indem 
man  die  Grundtaxen  für  gewisse  Entfernungen  verschieden 
annahm«. 

Eine  Verschiedenheit  der  Frachtsätze  wurde  also  außer  der 
Einteilung  der  Güter  nach  Klassen  durch  einen  saus  der  Länge 
der  zu  befahrenden  Bahnstrecke  entnommenen  Faktor«  hervor- 
gerufen, indem  die  Frachtsätze  auch  für  Güter  derselben  Klasse 
durch  eine  von  10  zu  10  Meilen  fallende  Tarifskala  verschieden 
normiert  waren. 


So  entstand  folgendes  Tarifschema: 


Eilgut 

1.  Klasse 

II.  Klasse 

Wagenladungs- 
klassen : 

Kreuzer 

per  Zir.-Meilcn 

A.  B.  C. 

1 — 10  Meilen  . . . 

2,6 

L3 

1 

10 — 20  > . . . 

- 0 

1.15 

0,9 

Taxe  der 

0 

1 

Co 

C 

1 

0,8 

11.  Klasse  mit 

30 — 40  » . . . 

b7 

0,85 

o,7 

20%.  35%,  500/ 

.|0  und  mehr  Meilen 

i.4 

o.7 

0,6 

Rabatt. 

Expeditionsgebühr 

3 

3 

2 

Als  später  fünf  Wagenladungsklassen  (A,  B,  C,  D,  E)  ein- 
gerichtet wurden,  wurde  der  Rabatt  an  der  Taxe  der  II.  Klasse 
auf  20,  30,  40,  .50  und  60%  festgesetzt. 

Das  Einzelgut  zerfiel  in  die  Klassen  I und  II,  außerdem 
war  eine  Klasse  für  Eilgut  vorhanden,  und  analog  dem  Tarif 
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von  1854  dürfte  zu  schließen  sein,  daß  diese  Eilgutklassc  sich 
für  Güter  der  Klasse  I und  II  in  Eilfracht  verstand.  »In  die 
Wagenladungsklassen  waren  in  der  Regel  nur  solche  Güter  ver- 
wiesen, welche  als  Einzelgut  der  Klasse  II  angehörten.  Man 
unterschied  zunächst  die  Klassen  A,  B und  C,  denen  sich  aber 
bald  noch  zwei  weitere,  D und  E zugesellten.  Von  den  Wagen- 
ladungsgütern der  Klasse  A,  B und  C mußten  mindestens  100 
Zentner  aufgegeben  oder  es  mußte  für  soviele  Zentner  bezahlt 
werden,  wenn  ihre  Taxen  beansprucht  werden  sollten.  Dabei 
war  es  gleichgültig,  ob  die  hundert  und  mehr  Zentner  einen 
oder  gar  zwei  oder  drei  Wagen  vermöge  ihres  Volumens  erfor- 
derten. Bei  Gütern  der  Klasse  D und  E wurde  eine  Aufgabe 
oder  Zahlung  von  mindestens  200  Zentner  per  Wagen  verlangt, 
bei  weniger  als  200  Zentner,  aber  mehr  als  100  Zentner,  mußte 
die  nächst  vorhergehende  Wagenladungsklasse  C oder  D bezahlt 
werden«. 

Zwei  Umstände,  die  jedenfalls  mit  dazu  beitrugen,  obigen 
Tarif  zu  wählen,  nämlich  die  Württembergische  Konkurrenzlinie 
Bruchsal — Ulm — Friedrichshafen  sowie  der  Ausnahmetarif  Mann- 
heim-Basel, werden  weiter  unten  des  näheren  behandelt  werden. 

Wie  bemerkt,  bestand  dieser  Tarif  10  volle  Jahre  bis  zur 
Annahme  des  Wagenraumsystems  in  Baden.  Bevor  wir  jedoch 
die  Tarifverhältnisse  nach  der  Eroberung  Elsaß -Lothringens 
durch  Deutschland  betrachten,  wollen  wir  die  direkten  und  Ver- 
bandstarife, bei  denen  Baden  bis  dahin  beteiligt  war,  einer 
näheren  Betrachtung  unterziehen. 


Fuch*,  Güterturifwcjcn. 


III.  Badens  direkte  und  Verbandsverkehre  bis  1870. 


Als  im  Laufe  der  vierziger  Jahre  die  Bahn  netze  weiter  aus- 
gebaut wurden  und  Anschlüsse  zwischen  den  einzelnen  Bahnen 
zustande  kamen,  machte  sich  bald  das  Bedürfnis  geltend,  für  die 
Transporte  über  mehrere  Bahngebiete  einheitliche  Normen  ein- 
zuführen. Dies  war  jedoch  außerordentlich  schwer;  denn  da  jede 
Eisenbahnverwaltung  auf  eigene  Faust  bei  Bestimmung  der  Tarif- 
sätze vorgegangen  war,  so  bildete  sich  bald  eine  Verschieden- 
artigkeit in  den  Tarifen  heraus,  die,  sobald  letztere  zu  direkten 
Verkehren  zusammengestoßen  werden  sollten,  zu  den  grüßten 
Unzuträglichkeiten  führte.  In  Erfüllung  des  Bedürfnisses  einer 
größeren  Einheitlichkeit  taten  sich  die  an  direkten  Verkehren 
zwischen  einzelnen  Gebieten  beteiligten  Bahnverwaltungen  schon 
gegen  Ende  der  vierziger  Jahre  zu  Verbänden  zusammen,  von 
denen  sich  im  Laufe  der  Jahre  eine  ganze  Reihe  herausbildete. 
Aus  der  großen  Zahl  der  Verbände,  die  bestanden,  seien  nur 
einige  wichtige,  uns  besonders  interessierende,  genannt,  so  vor 
allem  der  norddeutsche  Eisenbahn  verband  (gegründet  1848), 
der  eine  große  Bedeutung  für  die  Eisenbahnen  Norddeutschlands 
erlangte.  Als  weitere  solcher  Verbände,  die  im  Laufe  der  Jahre 
entstanden,  sind  vor  allem  zu  nennen  der  mitteldeutsche  Eisen- 
bahn verband  seit  1862,  umfassend  eine  große  Reihe  von  Bahnen 
u.  a.  die  hessischen  Bahnen  sowie  die  Main-Weser-,  Main-Neckar-, 
badischen  und  württembergischen  Bahnen,  der  westdeutsche 
Verband,  bestehend  seit  1857,  die  württembergischen,  badischen, 
Main-Neckar-,  Main-Weser-  und  hannoverschen  Bahnen  umfassend, 
der  rheinische  Eisenbahn  verband  seit  1859,  einschließend 
die  rheinische  Bahn,  die  hessischen,  badischen,  württembergischen, 
pfälzischen  Bahnen  und  die  Main-Neckar-Bahn;  endlich  der  süd- 
deutsche Eisenbahn  verband  seit  1863  zwischen  diversen 
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österreichischen,  bayerischen,  württembergischen,  badischen,  pfäl- 
zischen Bahnen,  der  Main-Neckar-Bahn,  hessischen  Ludwigsbahn 
und  Frankfurt — Hanauer-Bahn,  sowie  der  süddeutsche  Verband 
seit  1871,  bestehend  aus  den  Verwaltungen  der  nassauischen 
Staatsbahn,  der  hessischen  Ludwigsbahn,  der  pfälzischen,  Saar- 
brücker- und  elsaß-lothringischen  Bahnen  sowie  von  1876  ab  der 
badischen  und  Main-Neckar-Bahn.  Des  weiteren  muß  eine  Ver- 
einigung erwähnt  werden,  die  einen  großen  Einfluß  weit  über 
die  Grenzen  Deutschlands  hinaus  erlangt  hat,  und  die  vor  allem 
das  Ziel  verfolgte,  durch  Einführung  einer  gemeinsamen  Klassi- 
fikation und  eines  gemeinsamen  Betriebsreglements  einen  Zu- 
sammenschluß der  Bahnverwaltungen  zustande  zu  bringen,  näm- 
lich der  Verein  deutscher  Eisenbahn  Verwaltungen.  Der 
Verein  entstand  im  Jahre  1847  aus  dem  Verein  preußischer 
Eisenbahndirektionen  und  umfaßte  1861,  dem  Jahre  der  Gründung 
seines  Organs,  der  »Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisenbahn- 
verwaltungen«,  60  Bahnverwaltungen,  sowohl  deutsche,  wie  öster- 
reichische, ungarische  und  niederländische.  Neben  dem  Verein 
deutscher  Eisenbahnverwaltungen  ist  der  sog.  Tarif  verband 
zu  nennen,  zu  dem  1868  die  am  meisten  an  einer  Beseitigung 
der  Komplikationen  im  Tarifwesen  interessierten  Verwaltungen 
der  Bahnen  zwischen  Frankfurt  a.  M.,  Leipzig,  Berlin,  Hamburg 
und  Köln  zusammentraten,  um  ein  möglichst  übereinstimmendes 
Schema  für  den  Verbandsverkehr  der  beteiligten  Bahnen  herzu- 
stellen. Das  System,  das  sich  herausbildete,  hat  sich  allmählich 
auf  die  meisten  norddeutschen  Bahnen  ausgedehnt;  es  beruhte 
nicht  auf  festen  Abmachungen  zwischen  den  Bahnen  des  Tarif- 
verbandes, sondern  ist  von  jeder  Bahn  zufolge  eigener  und  ihrer- 
seits revokabler  Entschließung  eingeführt  worden.  Vorgreifend 
sei  bemerkt,  daß  ein  1871  unternommener  Versuch,  diesem  Tarif- 
verbandssystem durch  Vermittlung  des  Vereins  deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen weitere  Ausbreitung  zu  geben,  gescheitert  ist, 
jedoch  haben  1874  weitere  Verhandlungen  stattgefunden,  die  zum 
Ziele  hatten,  ein  solches  Schema  herzustellen,  das  in  Lokal-  und 
Verbandsverkehren  gleichmäßig  zur  Anwendung  kommen  könne. 
Das  Ergebnis  dieser  Verhandlungen  war  ein  Vorschlag  des  Tarif- 
verbands,  der  von  diesem  dem  preußischen  Handelsminister  mit 
der  Bitte  übergeben  wurde,  denselben  für  die  preußischen  Bahnen 
bei  der  Tarifreformenquete  im  Jahre  1875  zu  befürworten. 
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Wie  wir  bemerkten,  machte  es  der  allmähliche  Ausbau  der 
Bahnnetze  und  deren  Verbindung  untereinander  schon  frühzeitig 
notwendig,  direkte  Verkehre  sowohl  zwischen  einzelnen  Bahnen 
wie  auch  über  größere  Gebiete  einzurichten.  Die  Hauptgründe 
zur  Erstellung  solcher  Tarife  waren  im  wesentlichen  die,  »durch 
Ersparung  der  an  den  Übergangsstationen  nötigen  Zeit  für  die 
Weiterexpedierung  der  Güter  die  Gesamtbeförderungszeit  ent- 
sprechend abzukürzen  und  durch  Ersparung  der  durch  die  Um- 
expedierung  veranlaßten  Kosten  eine  Ermäßigung  der  Frachten 
herbeizuführen«,  ferner  auch,  »um,  wo  tunlich,  den  Gütern  die 
Umladung  auf  den  Übergangsstationen  zu  ersparen  bzw.  den- 
selben die  Vorteile  der  Beförderung  in  ein  und  demselben  Wagen 
vom  Abgangs-  bis  zum  Bestimmungsort  zuzuwenden-,1  wodurch 
eine  relative  Verminderung  der  Betriebsmittel  wie  auch  eine 
größere  Garantie  gegen  Beschädigung  der  Güter  durch  die  Um- 
ladungen in  Betracht  kam. 

Wenn  wir  wieder  bis  auf  die  vierziger  Jahre  zurückgehen, 
so  ist  der  direkten  Verkehre  zuerst  im  Jahre  1847  Erwähnung 
zu  tun,  indem  sämtliche  Güter,  die  über  die  badischen  Hauptzoll- 
ämter ausgingen,  mit  Ausnahme  der  Klasse  1,  je  um  eine  Tarif- 
stufe niedriger  befördert  wurden,  als  Güter  im  Lokal  verkehr. 2 
Diese  Ermäßigungen  wurden  jedoch  schon  am  i.  Januar  1849 
wieder  außer  Wirksamkeit  gesetzt,  da  zu  Ende  des  Jahres  1848  die 
Bahn  bis  Efringen  (12  Kilometer  vor  Basel)  vollendet  war.  Es 
wurde  ein  Tarif  für  den  direkten  Güterverkehr  zwischen  den 
Stationen  der  badischen  Bahn  und  Basel  eingerichtet,  den  ich  im 
folgenden  auszüglich  wiedergebe.  3 

Für  je  einen  Zentner  und  1000  fl.  Versicherungswert  z.  B. 


1. 

Kl. 

II. 

Kl. 

III.  Kl. 

IV.  Kl. 

V.  Kl. 

Mannheim — Basel 

40 

kr. 

48 

kr. 

54  kr- 

1 fl.  i ,5  kr. 

1 fl.  40  kr. 

1 leideiberg  — Basel 

40 

4* 

» 

54  » 

1 » 15  > 

V 

4- 

C 

Karlsruhe — Basel 

34 

40 

» 

-14  '> 

1 » 03  » 

1 :>  2 2 » 

Freiburg— Basel 

>9 

» 

2 1 

24  » 

29  » 

34  » 

Basel — Mannheim 

35 

52 

£ 

1 fl.  2 » 

1 » 26  » 

1 » 5 1 » 

Basel — Heidelberg 

35 

52 

I » l» 

1 » 26  » 

1 » 50  » 

Basel — Karlsruhe 

30 

D 

43 

SO  » 

13  9 » 

I » 28  » 

Basel — Freiburg 

18 

» 

2 1 

24  3 

29  » 

34  » 

1 Jahresbericht  des  bad.  Handelsministeriums  1873  II.  Teil,  pag.  87. 

2 Regierungs-Blatt  1847  Nr.  XXIV  11.  XLI. 

3 Regierungs-Blatt  1849  Nr.  XIII. 
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Wir  sehen,  daß  der  Lokaltarif  des  Jahres  1847  auf  den 
direkten  Verkehr  der  badischen  Bahn  mit  der  Station  Basel  be- 
züglich der  Zahl  der  Klassen  Anwendung  fand,  jedoch  bestand 
die  Abweichung  darin,  daß  für  alle  Klassen  ein  Unterschied  in 
den  Taxen  gemacht  wurde,  je  nachdem  die  Güter  landaufwärts 
oder  landabwärts  transportiert  wurden,  wie  dies  im  Lokaltarif  nur 
bezüglich  der  Klasse  I der  Fall  war. 

Schon  im  nächsten  Jahre  begann  man  indessen  mit  der 
Herabsetzung  der  Taxen  für  Güter,  welche,  »wenn  sie  die  Eigen- 
schaft von  Durchgangs-  oder  Ausgangsgut  hatten  und  im  Bahn- 
hof Mannheim  oder  Heidelberg  zur  unmittelbaren  Versendung 
nach  Basel  aufgegeben  waren«,  zu  ermäßigten  Taxen  befördert 
wurden  und  zwar  begünstigte  man  zunächst  einzelne  Güterarten 
auf  diese  Weise,  während  man  bald  zu  einer  generelleren  Nor- 
mierung überging.* 1 

Im  Jahre  1851,  nachdem  der  Bahnbau  bis  Haltingen  (6  Kilo- 
meter vor  Basel)  fortgeschritten  war,  wurden  die  Taxvergünsti- 
gungen  auch  auf  solche  Ausgangs-  und  Durchgangsgüter  aus- 
gedehnt, welche  in  Mannheim,  Heidelberg  oder  Ludwigshafen  zu 
Wasser  anlangten  und  im  Bahnhof  Mannheim  oder  Heidelberg 
zur  unmittelbaren  Versendung  nach  Basel  oder  zum  Ausgang 
über  ein  an  der  Südgrenze  Badens  gelegenes  Zollamt  aufgegeben 
wurden. 2 

Im  August  desselben  Jahres  wurden  sämtliche  von  184g 
bis  1851  erlassenen,  den  direkten  Verkehr  betreffenden  Verord- 
nungen aufgehoben  und  an  deren  Stelle  wurde 

1.  für  die  direkten  Güterversendungen  nach  und  von  Basel 
folgender  Tarif  (Tab.  S.  22)  cingeführt: 

2.  wurden  gewisse  Güter,  wenn  sie  die  Eigenschaft  von 
Durchgangs-  oder  Ausgangsgut  hatten,  dn  Mannheim  oder 
Heidelberg  auf  der  Bergfahrt  zu  Wasser  angelangt 
und  im  Bahnhof  daselbst  zum  Transport  auf  der  Eisen- 
bahn bis  Haltingen  mit  der  Bestimmung  zum  Ausgang 
über  Leopoldshöhe  oder  über  eine  östlich  gelegene  Zoll- 
stelle inkl.  Fahrhaus  bestimmt«  waren,  zu  ermäßigten 
Taxen  befördert; 

» Regierungs-Blatt  1850  Xr.  XVI,  XXXIV,  XXXVI. 

1 Regierungs-Blatt  1851  Xr.  VIII. 
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Für  je  ein  Zentner  und  1000  fl.  Versicherungswert 


Von  und  nach 
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19  > 

— * 25  » 
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3.  wurden  Güter  der  II.,  III.,  IV.  und  V.  Klasse,  die  über 
die  genannten  Zollstellen  eingingen,  »mittelst  der  Eisen- 
bahn von  Haltingen  nach  Heidelberg  oder  Mannheim 
transportiert  und  von  einem  dieser  Häfen  zu  Wasser  tal- 
abwärts weiter  versendet'  wurden,  ebenfalls  zu  ermäßigten 
Taxen  befördert; 

4.  hatten  s Durch-  und  Ausgangsgüter,  die  in  Mannheim  zum 
unmittelbaren  Ausgang  über  Ludwigshafen  am  Bodensee, 
Konstanz  oder  Blumberg  der  Eisenbahn  nach  Offenburg 
übergeben«  wurden  sowie  »Güter,  die  über  die  genannten 
Zollstellen  eingingen  und  mit  Begleitschein  von  daher 
versehen,  in  Offenburg  der  Eisenbahn  zur  Beförderung 
nach  Mannheim  übergeben«  wurden,  ohne  Unterschied 
der  Klasse  eine  Taxe  von  15  kr.  per  Zollzentncr  zu  ent- 
richten. 1 

Es  wurde  also  durch  diese  Bestimmungen  die  Einteilung 
des  Lokaltarifs  auf  die  direkten  Verkehre  angewendet,  indem  die 
Unterscheidung  des  Transports  landauf wärts  und  landabwärts 
gehender  Güter  wieder  auf  Klasse  I beschränkt  wurde;  außerdem 
wurden  für  bestimmte  Güter  Ausnahmetarife  errichtet.  Vor  allem 
ist  hier  auf  die  Begünstigung  des  Verkehrs  aufmerksam  zu  machen, 


1 Regierungs-Blatt  1851  Xr.  XLV. 
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welcher  vom  Bodensee  über  die  Höhen  des  Schwarzwaldes  und 
durch  das  Kinzigtal  nach  Offenburg  und  umgekehrt  sich  bewegte, 
indem  für  denselben  besonders  ermäßigte  Taxen  konzediert  wurden. 

Am  15.  Juli  1852  wurde  ein  ermäßigter  Tarif  für  die  direkte 
Güterversendung  nach  und  von  Basel  eingeführt,  »nachdem  die  für 
die  Beförderung  von  Gütern  zwischen  llaltingen  und  Basel  bisher 
von  der  Großherzoglichen  Eisenbahnbetriebsvenvaltung  bezahlte 
Taxe  etwas  billiger  hatte  bedungen  werden  können«.1  Der  Güter- 
transport zwischen  Haltingen  und  Basel  wurde,  wie  oben  bereits 
erwähnt,  bis  zum  Jahre  1855,  der  Eröffnung  der  Strecke  Hal- 
tingen— Basel,  von  der  Eisenbalinvcrwaltung  gegen  die  im  Tarif 
enthaltenen  Frachtsätze  durch  Fuhrverkehr  besorgt.  Die  Sätze 
des  oben  unter  Ziffer  1 angeführten  Tarifes  wurden  allgemein 
um  einen  Kreuzer  per  Zollzentner  herabgesetzt,  und  es  wurde  nur 
die  Versicherungstaxe  in  gleicher  Höhe  beibehalten. 

Schon  vorher,  nämlich  im  Mai  1952,  waren  die  obigen 
Ziffern  2 und  3 des  Tarifes  vom  August  1851  abgeändert  worden, 
indem  die  Taxen  für  die  betreffenden  Güter  ebenfalls  um  einen 
Kreuzer  per  Zentner  ermäßigt  wurden.2 3 

Mit  dem  1.  Januar  1854  trat  für  Durchgangsgüter  ein  neuer 
Tarif  in  Kraft  nach  Aufhebung  sämtlicher  diesbezüglicher  früherer 
Vorschriften,  der  eine  lange  Geltungsdauer  behielt.  * 

Der  Tarif  bestimmte,  daß,  »soweit  nicht  im  direkten  Ver- 
kehre mit  andern  Eisenbahnen  besondere  Bestimmungen  getroffen 
sind,  die  auch  forthin  in  Kraft  bleiben*  sollten,  der  Lokaltarif 
auch  auf  die  durch  das  Großherzogtum  transitierenden  Güter 
Anwendung  fände,  jedoch  mit  folgenden  Ausnahmen: 

1.  Nachstehend  benannte  Güter  sollten  beim  Transit  durch 
Baden,  falls  sie  in  Mannheim  zu  Wasser  angekommen 
und  daselbst  zum  Transport  auf  der  Eisenbahn  mit  der 
Bestimmung  zum  Ausgang  über  eine  an  der  Südgrenze 
Badens  zwischen  Leopoldshöhe  und  Riedern  gelegene 
Zollstelle  nach  Haltingen  aufgegeben  waren  und  umge- 
kehrt, folgenden  ermäßigten  Taxen  unterworfen  sein: 


1 Regieiungs-Blatt  1852  Nr.  XXXV. 

2 Regierungs  Blatt  1852  Nr.  XXIV. 

3 Regierungs-Blatt  1853  Nr.  XL VIII. 
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Nach  Haltingen 

Nach 

Basel 

Von  Mannheim 

Gewöhnt. 

Fracht 
per  Zentner 

Eilfracht 
p.  Zentner 

Gewöhnt. 

Fracht 
per  Zentner 

Eilfracht 
p.  Zentner 

a.  Aus  Klasse  I: 

Alaun,  Chlorkalk,  Flachs, 
Kaffee,  Öle  gewöhnliche 
hicrländische,  Reis,  Tran, 
Vitriol,  Zucker  .... 

35  kr. 

66  kr. 

42  kr. 

78  kr. 

b.  Sänitl.  Güter  der  Klasse  II 
mit  Ausnahme  der  sub  c 
genannten  

35  kr. 

66  kr. 

42  kr. 

78  kr. 

c.  Masseln  und  Eisenbahn- 
schienen; Steinkohlen  und 
! Koks 

22  kr. 

— 

28  kr. 

_ 

Von  Haltingen 

: 

Nach  Mannheim 

Gewöhnt. 

Fracht 
per  Zentner 

Eilfracht 
p.  Zentner 

a.  Sämtl.  Güter  der  Klasse  I 
mit  nachstehenden  Aus- 
nahmen: Rohseide  in  Eil- 
fracht 45  kr.,  Schweizer- 
| käse  in  gewöhnt.  Fracht 

35  kr.,  in  Eilfracht  66  kr., 

1 

für  ganze  Wagenladungen 
Schweizerkäse  außerdem 
Rabatt  von  20  ° . 

1 b.  Sämtl.  Güter  der  Klasse  II 

42  kr. 
35  kr. 

80  kr. 
66  kr. 

2.  * Eisen,  geschmiedet  oder  gewalzt,  das  mit  der  pfälzischen 
Ludwigsbahn  in  Mannheim  angekommen  und  zum  Durch- 
gang nach  der  Schweiz  über  die  unter  Ziffer  i bezeich- 
neten  Ausgangspunkte«  bestimmt  war,  unterlag  der  unter 
Ziffer  1 b festgesetzten  Taxe.  Masseln,  Eisenbahnschienen, 
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Steinkohlen  und  Koks  entrichteten  unter  der  gleichen 
Voraussetzung  die  unter  1 c bemerkte  Taxe. 

3.  > Korkholz  und  Korkstöpsel  sowie  Weberdisteln,  waren 
beim  Transport  nach  Mannheim  nur  der  Taxe  II.  Klasse 
des  allgemeinen  Tarifs  unterworfen,  wenn  sie  von  Mann- 
heim talabwärts  zu  Wasser  weiter  versendet  wurden.« 

4.  Güter,  die  über  die  Kinzigtalroute  nach  dem  Bodensee 
und  umgekehrt  transitierten , waren  besonderen  er- 
mäßigten Taxen  unterworfen,  und  zwar  war  für  dieselben 
in  gewöhnlicher  Fracht  in  Klasse  I 21  kr.,  in  Klasse  II 
15  kr.  per  Zentner  zu  entrichten. 

Diese  Tarife  blieben  ebenso  wie  der  Lokaltarif  bis  zu  An- 
fang der  60er  Jahre  bestehen  und  wurden  dann  durch  den  schon 
erwähnten  Staffeltarif  ersetzt,  der  gleichmäßig  auf  alle  Verkehre 
zur  Anwendung  gelangen  sollte.1 

Wie  wir  berichteten,  wurde  im  Jahre  1863  auf  den  badischen 
Bahnen  ein  .Staffeltarif  eingeführt  und  zwar  waren  es  vornehm- 
lich zwei  Dinge,  die  mit  dazu  beitrugen,  diesen  Tarif  zu  wählen. 
Das  eine  war,  daß  durch  die  Vollendung  der  Strecke  Waldshut — 
Konstanz  die  Linie  Mannheim — Konstanz  in  Konkurrenz  mit  der 
bei  Bruchsal  abzweigenden  und  über  Ulm — Friedrichshafen  lau- 
fenden Linie  trat,  die  um  ca.  12  Meilen  (90  Kilometer)  kürzer 
war.  Um  die  Konkurrenz  erfolgreich  bestehen  zu  können,  war 
es  entweder  notwendig,  die  Meilenzahl  zu  reduzieren,  was  auch  zuerst 
geschah,  indem  die  Strecke  Waldshut — Konstanz  bei  der  Fracht- 
berechnung nur  mit  der  Hälfte  ihrer  Meilenzahl  angesetzt  wurde, 
oder  es  mußte  eine  Ermäßigung  der  Taxen  stattfinden,  was  dann 
seinen  Ausdruck  in  dem  genannten  Staffeltarif  fand.  Der  zweite 
Umstand  war  der,  daß  mit  den  neuen  Sätzen  ein  Ausnahmetarif 
beseitigt  werden  sollte,  der  durch  Konkurrenzverhältnisse,  nament- 
lich der  französischen  Ostbahn,  geboten  war  und  vielfach  wegen 
seiner  Taxen  Anstoß  erregt  hatte,  nämlich  der  direkte  Tarif 
Mannheim — Basel.  Dieser  Tarif,  den  wir  schon  mehrfach  zu  er- 
wähnen Veranlassung  fanden,  entwickelte  sich  aus  der  begünstigten 
Lage  Mannheims,  die  es  ihm  ermöglichte,  in  hervorragendem 
Maße  am  Rheinschiffahrtsverkehr  teilzunehmen.  Der  Verkehr, 
der  sich  von  Holland  rheinaufwärts  bewegte,  fand  in  Mannheim 


1 Jahresbericht  des  bad.  Handelsministeriums  1873,  II.  pag.  84. 
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als  Ende  des  Großschiffahrtsweges  des  Rheines  seinen  Endpunkt,  und 
es  mußte  daher  im  Interesse  der  Badischen  Staatseisenbahnen  liegen, 
denselben  auf  die  Bahn  zu  übernehmen,  um  so  in  erfolgreiche 
Konkurrenz  mit  dem  Verkehr  treten  zu  können,  der  sich  von 
den  holländischen  und  belgischen  Seehäfen  durch  Frankreich  nach 
dem  Oberrhein  und  der  Schweiz  bewegte. 1 

Über  die  Wirkung  des  Staffeltarifs  auf  die  besprochenen 
Verkehre  schreibt  der  Jahresbericht  des  Handelsministeriums: 
>Die  Absicht,  diese  Ausnahmesätze  durch  die  neue  Tarifkonstruk- 
tion  bzw.  durch  entsprechende  Einreihung  der  Güter  in  die 
Wagenladungsklassen  zu  entfernen,  ohne  die  Konkurrenzfähigkeit 
der  Rheinroute  zu  beeinträchtigen,  wurde  vereitelt,  indem  die 
Konkurrenzlinien  weitere  Änderungen  bzw.  Ermäßigungen  in 
ihren  Tarifen  eintreten  ließen,  welchen  in  dem  badischen  Normal- 
tarife zu  folgen  nicht  mehr  möglich  war,  wenn  nicht  zu  große 
Einbußen  in  den  Einnahmen  erlitten  werden  sollten.«2 

Die  Folgezeit  bis  zum  Jahre  1873,  d.  h.  bis  zur  Einführung 
des  Raumtarifs  auf  den  badischen  Bahnen  genauer  zu  betrachten, 
entzieht  sich  unserer  Möglichkeit,  da  die  Materialien  für  den  ge- 
nannten Zeitraum  äußerst  spärlich  sind.  Ich  muß  mich  daher 
darauf  beschränken,  an  der  Hand  der  Jahresberichte  der  Eisen- 
bahnen wenigstens  der  wichtigeren  direkten  Verkehre  Erwähnung 
zu  tun. 

1858  direkter  Güterverkehr  mit  der  schweizerischen  Nord- 
ostbahn. 

1860  direkter  Güterverkehr  mit  mehreren  Stationen  des  rhei- 
nischen Eisenbahnverbandes,  der  vereinigten  Schweizer 
Bahnen,  der  Main-Ncckar-Bahn  und  der  Kgl.  Baye- 
rischen Staatsbahn. 

1861  direkter  Güterverkehr  mit  der  schweizerischen  Zentral- 
bahn und  der  französischen  Ostbahn. 

Transitverkehr  zwischen  mehreren  Stationen  der 
französischen  Ost-  und  Westbahn  und  der  Main- 
Neckar-Bahn. 

Erweiterung  der  direkten  Verkehre  durch  Auf- 
nahme mehrerer  Stationen  der  württembergischen  und 


' Siehe  auch  Ulrich,  Staffeltarife  u.  Wasserstraßen.  Berlin  1894,  pag.  103. 

2 Jahresbericht  des  Handelsministeriums  1873  II,  pag.  84. 
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bayerischen  Staatsbahnen,  der  Kaiserin-Elisabeth-Bahn, 
einiger  Schweizer  Bahnen  und  des  rheinischen  Eisen- 
bahnverbandes. 

1862  Erweiterung  der  direkten  Verkehre  durch  Aufnahme 
mehrerer  Stationen  der  Königl.  Hannoverschen  und 
Königl.  Württembergischen  Staatsbahnen. 

1867  direkter  badisch-bayerischer  Güterverkehr  mit  Instra- 
dierung  der  Güter  über  Mosbach  — Würzburg  bzw. 
Konstanz— Lindau,  sowie  direkte  Verkehre  zwischen 
der  Station  Mannheim  und  den  Stationen  der  Königl. 
Sächsischen  westlichen  Staatsbahn  und  zwischen  der 
Station  Mannheim  und  den  nördlichen  Stationen  der 
Königl.  Bayerischen  Staatsbahn. 
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IV.  Das  sogenannte  natürliche  Tarifsystem 
und  seine  Einführung  auf  der  nassauischen  Staatsbahn 
und  den  Elsaß-Lothringer  Bahnen. 


Wie  schon  ausgeführt  waren  die  Gütertarife  mit  der  Zeit 
immer  komplizierter  geworden,  und  es  hatte  sich  besonders  im 
Laufe  der  6oer  Jahre  die  Verwirrung  im  Tarifwesen  in  einem 
Maße  gesteigert,  die  dringend  der  Abhilfe  bedurfte.  Es  setzte 
daher  in  dieser  Zeit  eine  lebhafte  Agitation  gegen  die  Wert- 
klassifikation ein,  indem  man  durch  möglichste  Vereinfachung 
der  Tarife  den  unhaltbaren  Zuständen  abhelfen  zu  können  glaubte. 
Es  traten  Bestrebungen  in  den  Vordergrund,  die  anstelle  des 
historisch  gewordenen  Klassifikationssystems  ein  neues  Tarifsystem 
auf  total  anderer  Grundlage  eingeführt  wissen  wollten,  nämlich 
das  sogenannte  natürliche  oder  Wagenraumsystem.  Die  Forde- 
rungen an  das  neue  Tarifsystem  waren  die,  daß  keine  andere 
Verschiedenheit  in  der  Frachtberechnung  maßgebend  sein  sollte, 
als  durch  die  Verschiedenheit  der  Wagen,  durch  die  Menge  des 
aufgegebenen  Gutes  sowie  durch  das  Maß  der  Beförderungs- 
beschleunigung gegeben  war.  Aus  der  großen  Reihe  der  Schriften 
und  Artikel,  die  in  jener  Zeit  veröffentlicht  wurden,  seien  nur 
diejenigen  Perrots1,  des  bekannten  Eisenbahnreformers,  und  des 
Regierungsrats  d’Avis2  genannt,  und  es  dürften  besonders  die 
Ausführungen  des  letzteren  in  der  Zeitung  des  Vereins  deutscher 
Eisenbahnverwaltungen2  unser  Interesse  erwecken,  weil  diese  die 
theoretische  Grundlage  zu  dem  auf  Gewicht  und  Wagenraum 
basierten  Tarif  der  nassauischen  Staatsbahn  abgaben  und  im 
wesentlichen  die  Gründe  enthielten,  die  seinerzeit  für  das  natür- 
liche System  angeführt  wurden. 

1 F.  Perrot,  Der  Wagenraumtarif.  Berlin  1873. 

2 Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eiscnbalinverwaltungcn  1867.  Nr.  8,  9,  11, 
12,  13  und  1870  Nr.  24,  23,  26,  27. 
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Dieser  nach  vielen  Seiten  sehr  interessante  Aufsatz  fand, 
wie  gesagt,  in  der  Praxis  Widerhall,  und  zwar  führte  die 
nassauische  Staatsbahn  für  ihren  Lokalverkehr  einen  ab  1.  Sep- 
tember 1867  gültigen  Tarif  auf  der  Grundlage  des  Raumsystems 
ein.  Es  ist  sehr  zu  verwundern,  daß  dieses  an  und  für  sich 
doch  kleine  Bahngebiet  einen  so  entscheidenden  Schritt  auf  dem 
Gebiete  des  Tarifwesens  zu  tun  wagte,  umsomehr,  als  die  Brauch- 
barkeit des  Raumtarifs  noch  nicht  in  der  Praxis  versucht  war. 
Die  Ausführungen  von  d’Avis  mußten  also  die  Bahnverwaltung 
von  ihrer  Richtigkeit  überzeugt  haben,  um  eine  für  das  finanzielle 
Ergebnis  so  entscheidende  Änderung  vorzunehmen.  Da  dies 
jedoch  der  erste  praktische  Versuch  war,  eine  Vereinfachung  des 
Gütertarifwesens  auf  anderer  Grundlage  als  der  des  Klassifikations- 
systems herbeizuführen,  so  sei  es  gestattet,  hier  iti  Kürze  den 
Tarif  der  nassauischen  Staatsbahn  zu  behandeln. 

Der  Tarif  unterschied  neben  sperrigen  Gütern  d.  h.  solchen, 
die  im  Verhältnis  zu  ihrem  Gewicht  einen  unverhältnismäßig 
großen  Raum  in  Anspruch  nahmen,  nur  eine  Xormalklassc  für 
Einzelgut. 

Die  Güter  wurden  nicht  nach  dem  Werte,  sondern  lediglich 
nach  ihrem  Gewicht  und  dem  Raumgehalt  des  Waggons  tarifiert 
d.  h.  nach  den  Eigenschaften,  die  bei  den  Transportkosten  vor 
allem  von  Einfluß  sind  und  bei  der  Festsetzung  der  Transport- 
preise nach  dem  d’Avisschen  Aufsatz  allein  in  Betracht  kommen 
sollten.  Der  Normalklasse  war  gemäß  dem  d’Avisschen  Satz,  bei 
Aufstellung  der  Frachttarife  dem  Momente  der  Entfernung 
Rechnung  zu  tragen  und  den  Normalsatz  gemäß  der  Entfernung 
zwischen  Empfangs-  und  Versandstation  zu  modifizieren,  folgende 
Taxen  per  Zentner  zugrunde  gelegt : 


für  die  ersten  5 Meilen  4 Spfg.  (3,2  Pfg.) 


» 

» zweiten 

5 

» 3 * 

2,4  » 

Durchschnitt  bei 

10  Meilen 

3*/*  Spfg.  (2,8  Pf.) 

» 

» dritten 

5 

• 2'!i' 

i ,86  » 

» 

$ 

•5  8 

3’/io  » 2,5  » 

* 

» vierten 

5 

» 9 

U33  » 

*■ 

> 

20  > 

33,'4  » 2,2  » 

* 

» fünften 

5 

» ! lfj  » 

1,2  » 

9 

» 

25  » 

2*/2  » 2 » 

Hierzu  wurde  eine  gegen  die  gewöhnliche  Anmeile  etwas 
höhere,  im  Verhältnis  zu  den  Expeditionskosten  aber  noch 
geringe  Expeditionsgebühr  von  5 Spfg.  = i*/a  Kreuzer  für  Ver- 
sand- und  Empfangsstation,  zusammen  also  eine  von  10  Spfg. 
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= 3 Kreuzer  per  Zentner  erhoben.  Was  die  Wagenladungen 
anbetrifft,  so  enthielt  der  Tarif  folgende  wesentliche  Bestim- 
mungen: Als  Wagenladungen  wurden,  abgesehen  von  den  Vieh- 

ladungen , alle  Gegenstände  befördert , die  vom  Versender  als 
Wagenladung  aufgegeben  wurden  oder  ihrer  Natur  nach  die 
Beförderung  in  einem  besonderen  Wagen  erforderten  (Leichen, 
Equipagen  usw.).  Die  Güter  der  Klasse  B wurden,  sofern  nicht 
Wagen  von  geringerer  Tragfähigkeit  ausnahmsweise  Verwendung 
fanden,  nur  in  vollen  Wagenladungen  zu  200  Zentner  angenommen. 
Die  Güter  der  Klasse  A d.  h.  alle  diejenigen,  welche  nicht  der 
Klasse  B zugeteilt  waren,  wurden  auch  in  Quantitäten  unter  200 
Zentner  angenommen  und  zu  dem  die  Hälfte  höheren  Zentner- 
satz der  Klasse  B befördert;  als  Minimalfrachtsatz  der  Klasse 
A galt  der  Waggonfrachtsatz  der  Klasse  B. 

Als  Grundtaxe  für  den  Tarif  der  Klasse  B war  angenommen 
per  Zentner: 


für  die  ersten  5 Meilen  t'/z^pfg.  (1,2  Pfg.) 


» * zweiten 

5 

1 */.  j 

> i 

; Durchschnitt  bis  10  Meilen 

'.37  Spfg.  (i.i 

Pf. 

» » dritten 

5 

» t 

* 0,8  » 

; » 

»15  «• 

1,25  . 1 

» 

» » vierten 

5 

» 0,9 

» 0,7  > 

\ * 

»20  » 

1,16  * 0,9 

» » fünften 

5 

» 0,8 

» 0,6  > 

! » 

* 25  > 

1,09  » 0,85 

* 

Diesen  Sätzen  war  in  beiden  Klassen  eine  Expeditionsgebühr 
von  einem  Taler  per  Waggon  a 200  Zentner  je  für  Versand- 
und  Empfangsstation  in  der  Weise  zugesetzt,  daß  in  Klasse  B 
3,6  Spfg.  per  Zentner  (200  * 3,6  = 720  Spfg.  = 2 Taler)  und  in 
Klasse  A 5,4  Spfg.  (133,33  Zentner  — als  Mittclquantum  an- 
genommen — mal  5,4  = 720  Spfg.  = 2 Taler)  eingerechnet 
wurden. 

Dieser  Tarif  wurde  zwar  in  den  nächsten  Jahren  zuerst 
1868  etwas  modifiziert,  doch  blieb  er  in  seinen  Grundzügen  nach 
den  obigen  Prinzipien  bestehen.  Die  Resultate,  welche  die 
nassauische  Staatsbahn  mit  Einführung  des  Wagenraumtarifs 
erzielte,  sind  nach  den  Betriebsergebnissen  zu  urteilen  als  günstige 
zu  bezeichnen.  Nach  anfänglichem  Sinken  im  Jahre  der  Ein- 
führung nahmen  die  Einnahmeüberschüsse  stetig  zu  und  waren 
nach  den  verschiedenen  Berichten  sowohl  Eisenbahnverwaltung 
wie  Publikum  zufrieden1. 

1 Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  1867.  Nr.  40. 
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Diese  vereinzelte  Einführung  des  natürlichen  Systems  auf 
eine  so  kleine  Bahn  konnte  natürlich  für  die  Praxis  keine  große 
Bedeutung  haben  und  vielleicht  wären  die  Bestrebungen  für 
dieses  System  allmählich  wieder  zurückgegangen,  wenn  nicht 
nach  dem  deutsch -französischen  Krieg  von  1870/71  dieses 
System  auf  den  Bahnen  in  Elsaß-Lothringen  eingeführt  worden 
wäre  und  so  den  Anstoß  zu  einer  gänzlichen  Veränderung 
vorerst  der  süddeutschen  Tarifverhältnisse  gegeben  hätte,  die 
sich  aber  bald  auch  in  den  norddeutschen  Verbandsverkehren 
bemerkbar  machte. 

Nach  Okkupation  des  Elsaß  und  Lothringens  mußten  die 
Bahnen  während  des  Krieges  fast  lediglich  militärischen  Zwecken 
dienen  und  nur  in  beschränktem  Maße  konnten  Güter  für  den 
allgemeinen  Verkehr  befördert  werden.  Hierbei  war  es  jedoch 
nötig,  von  der  Warenklassifikation  abzusehen  und  einen  nach  den 
einfachsten  Grundsätzen  aufgebauten  Tarif  anzu wenden;  ein  solcher 
wurde  von  der  Eisenbahnbetriebskommission  in  Straßburg  auf 
Grund  der  Verbindung  des  Wagenraum-  und  Kollotarifs  erstellt, 
indem  man  sich  lediglich  auf  eine  Klasse  für  Stückgut  (7 */a  cts. 
per  Zentnermeile)  und  eine  für  Güter  in  größeren  Quantitäten 
beschränkte.  Letzterer  wurde  ein  Wagenladungssatz,  der  nach 
der  Tragkraft  des  verwendeten  Wagens  berechnet  wurde,  zugrunde 
gelegt,  indem  nur  insofern  eine  Modifikation  eintrat,  als  für 
bedeckte  Wagen  ein  höherer  Satz  (3,33  cts.  per  Zentner  Trag- 
kraft) erhoben  wurde,  wie  für  offene  (2,5  cts.  per  Zentner 
Tragkraft). 

Nachdem  der  Friede  wieder  hergestellt  war,  konnte  natürlich 
dieses  Provisorium  für  die  Eisenbahnen  der  neu  erworbenen 
Landesteile  nicht  beibehalten  werden.  Es  erhob  sich  nun  die 
Frage,  ob  es  angebracht  sei,  die  in  Deutschland  allgemein  übliche 
Warenklassifikation  auch  auf  die  Bahnen  Elsaß-Lothringens  ein- 
zuführen, oder  ob  man  sich  zur  Beibehaltung  der  früheren  fran- 
zösischen Ostbahntarife  entschließen  sollte.  Keines  schien  indes 
ratsam;  letzteres  deshalb  nicht,  weil  das  französische  S)rstem 
überaus  kompliziert  war,  zudem  »eine  Menge  von  Spezialsätzen 
für  einzelne  GTitersorten  resp.  einzelne  Versand-  und  Bestim- 
mungsorte hatte,  die  anscheinend  gewisse  Verkehrszweige  besonders 
zu  begünstigen  und  den  Verkehr  auf  gewisse  Zentren  hinzulenken 
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bestimmt«  waren. 1 Aber  auch  das  deutsche  Klassifikationssystem 
schien  zur  Einführung  wenig  geeignet  zu  sein.  Handel  und 
Gewerbetätigkeit  lagen  schwer  darnieder.  Die  Errichtung  einer 
Zollgrenze  gegen  Frankreich  drohte  die  früheren  Verbindungen 
zu  lösen  und  es  galt,  neue  Bezugsquellen  und  Absatzgebiete  zu 
finden,  wobei  jedoch  die  Zurückhaltung  der  Bewohner  sehr  hin- 
derlich war.  Der  bauliche  Zustand  der  Bahnanlage  war  der 
denkbar  ungünstigste  infolge  der  starken  Inanspruchnahme  durch 
die  Kriegstransporte,  es  fehlte  überall  an  Betriebsmitteln  und 
Personal,  besonders  an  ausgebildeten  Beamten.  Unter  diesen 
Umständen  war  man  nicht  geneigt,  das  komplizierte  Wertsystem 
als  Grundlage  für  die  Tarifierung  zu  wählen,  zumal  für  eine  Reihe 
von  Artikeln  Frachterhöhungen  eingetreten  wären,  vielmehr  suchte 
man  einen  einfachen  und  übersichtlichen  Tarif  zu  erstellen,  der 
den  Anforderungen  von  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  entspräche; 
einen  solchen  nun  glaubte  man  in  dem  Raumtarif  gefunden  zu 
haben,  zumal  der  Versuch,  der  in  praxi  mit  dem  System  auf  der 
nassauischen  Staatsbahn  gemacht  war,  zur  Zufriedenheit  der 
Eisenbahnverwaltung  und  des  Publikums  ausgefallen  war.  Außer- 
dem lehnte  sich  dieses  System  an  den  während  des  Krieges  ein- 
geführten provisorischen  Tarif  an,  wodurch  ein  Übergang,  mit 
dem  immer  gewisse  Härten  verbunden  sind,  vermieden  wurde. 

Der  erste  Tarif  dieser  Art,  der  am  i.  August  1871  für  den 
Lokal  verkehr  Geltung  erlangte,  hatte  verschiedene  Frachtsätze, 
je  nachdem  die  Güter  als  Eilgüter,  Stückgüter  oder  Wagen- 
ladungen in  bedeckten  oder  in  offenen  Wagen  zur  Aufgabe 
gelangten.  Einige  bestimmt  benannte  Güter,  vornehmlich  die  in 
Artikel  4.5  der  Reichsverfassung  genannten,  wurden  zu  ermäßigtem 
Satze  befördert,  wenn  der  Versender  sie  in  Quantitäten  von  je 
200  Zentner  zum  Transport  in  offene  Wagen  aufliefertc.  In  den 
Wagenladungsklassen  wurde  von  jedem  Wagen  ein  für  100 
Zentner  berechneter  Minimalsatz  erhoben;  das  in  demselben 
Wagen  verladene  weitere  Gewicht  wurde  mit  Rücksicht  auf  die 
geringeren  Selbstkosten,  und  um  das  Interesse  des  Versenders 
an  bestmöglicher  Ausnutzung  der  Wagen  zu  steigern,  erheblich 
billiger  tarifiert.  Die  Einheitssätze  betrugen : 


* Prcuß.  Staatsanzeiger  1871.  No.  86. 
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Streckentaxe 

Expeditionsgebühr 

cts.  per  Zentnermeile 

cts.  per  Zentner 

Eilgut 

12,5 

Stückgut  .... 

. . 4 

IO 

Wagenladungsklasse 

A. 

für  100  Zentner 

• • 3 

7,5 

ferneres  Gewicht 

. . 2 

2,5 

W agenladu  n gsklasse 

B. 

für  1 00  Zentner . 

. . 2 

7,5 

ferneres  Gewicht 

. . 1 

2,5 

Spezialtarif  . . . 

. . 1 

5 

bis  2 Meilen, 

5,5 

2,1—4  » 

6 

4,1—6  » 

6,5 

6,1 — 8 » 

7 

00 

»■* 

1 

•— « 

O 

7,5 

über  1 0 » 

Bei  diesem  Tarif  ist  also  der  Wert  oder  eine  sonstige  innere 
Qualität  des  Gutes  unberücksichtigt  geblieben,  es  sind  vielmehr 
Gewicht  und  Rauminhalt  als  entscheidend  angenommen  d.  h. 
diejenigen  Momente,  durch  welche  vorzugsweise  die  Leistung  der 
Bahn  bedingt  wird.  Man  war  damit  von  dem  Wagenraumtarif 
des  Provisoriums  zu  einem  kombinierten  Raum-  und  Gewichts- 
system, dem  sogenannten  »natürlichen  System«,  übergegangen. 
Neben  dieser,  »für  Güter  aller  und  jeder  Art  zur  Anwendung 
kommenden,  allen  Geschäften  und  Industriezweigen  gleichmäßig 
zugute  kommenden  Tarifierung«  *,  hat  der  sogenannte  Pfennig- 
tarif aus  volkswirtschaftlichen  Gründen  sowie  mit  Rücksicht  auf 
die  Reichsverfassung  Aufnahme  gefunden  und  zwar  mit  einem 
Satze  von  weniger  als  einem  Pfennig  sowie  einer  auf  die  Ent- 
fernung modifizierten  Expeditionsgebühr  (bei  ioo  Zentner  und 
über  über  io  Meilen  2 Taler* 2). 

Dies  von  der  allgemeinen  Wertklassifikation  völlig  abwei- 
chende Tarifsystem  auch  für  die  direkten  Verkehre  in  Anwen- 
dung zu  bringen,  mußte  mit  großen  Schwierigkeiten  verknüpft 
sein,  da  ein  einfaches  Zusammenstößen  der  Sätze  unmöglich  war, 
und  die  Vereinbarung  direkter  Tarife  teils  durch  das  von  der 

* Prcuß.  Staatsanzeiger  1871.  No.  86. 

2 Jahresbericht  der  Eisenbahnen  in  Elsaß-Lothringen  und  Luxemburg  1872. 

Fuchs,  Gütertarifwesen.  2 
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Verwaltung  der  Reichsbahnen  angenommene  System,  teils  aus 
Konkurrenzrücksichten  vielfach  erschwert  und  verzögert  wurde. 
Zuerst  entschlossen  sich  die  Verwaltungen  der  pfälzischen  Bahnen, 
der  hessischen  Ludwigsbahn,  der  königl.  Saarbrücker  Bahn  und 
der  nassauischen  Staatsbahn  dazu,  einen  direkten  Tarif  auf  Grund 
des  sog.  natürlichen  Systems  für  ihren  Verkehr  mit  Elsaß-Loth- 
ringen zu  etablieren,  der  am  i.  März  1872  als  südwestdeutscher 
Verbandstarif  in  Kraft  trat  und  der  sich  in  seiner  Konstruktion 
von  dem  elsaß-lothringischen  Lokaltarif  nur  dadurch  unterschied, 
daß  in  den  Wagenladungsklassen  A und  B für  das  100  Zentner 
übersteigende  in  demselben  Wagen  verladene  Gewicht  der  gleiche 
Einheitssatz  so  lange  weiter  erhoben  wurde,  bis  die  für  200  Zentner 
angenommene  billigere  Maximaltaxe  erreicht  wurde.  Als  Expe- 
ditionsgebühr wurde  bei  Eil-  und  Stückgut  12,  bei  den  Wagen- 
ladungen 6,  und  bei  dem  Spezialtarif  7,2  cts.  per  Zentner  erhoben. 

Trotzdem  dieser  Tarif  in  der  öffentlichen  Meinung  vielfache 
Anfeindungen  erlitt1,  so  gelang  es  doch  bald,  weitere  direkte 
Tarife  auf  Grund  des  natürlichen  Systems  zu  vereinbaren  und 
zwar  mit  dem  westdeutschen  Verband  am  1.  Juli  1872,  mit  dem 
mitteldeutschen  Verband  am  1.  Januar  1873.  Ein  gleichgünstiges 
Resultat  konnte  jedoch  für  den  Verkehr  mit  Süddeutschland 
wegen  der  bei  einigen  süddeutschen  Verwaltungen  obwaltenden 
Bedenken  nicht  erreicht  werden,  und  es  mußte  deshalb  eine 
Kombinierung  der  Klassifikationssätze  mit  denen  der  elsaß-loth- 
ringischen Bahnen  stattfinden,  wodurch  auch  die  Einführung 
eines  direkten  Verkehrs  mit  Bayern,  Württemberg  und  Österreich 
lange  verzögert  wurde. 

Über  die  Einheitssätze  der  verschiedenen  Verkehre  auf 
Grund  des  Raumsystems  und  über  die  später  zustande  gekom- 
menen direkten  Verkehre  gibt  anliegende  Zusammenstellung 
auf  Seite  36  und  37  Auskunft. 

Der  Verkehr  mit  Frankreich  mußte  auf  Grund  eines  Um- 
expeditionstarifes  organisiert  werden,  da  die  französische  Ostbahn 
einem  solchen  gegenüber  der  direkten  Kartierung  den  Vorzug 
gab.  Die  Wiederanknüpfung  der  früheren  Handelsbeziehungen 
mit  holländischen  und  belgischen  Seehäfen  einerseits  und  Basel 
andererseits  gestaltete  sich  dagegen  günstiger.  Erwähnung 
verdienen  endlich  noch  die  direkten  Kohlenverkehre  von  den 

1 So  vor  allem  in  den  Schriften  Moritz  Mohls  über  die  Reichscisenbahnen. 
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Saargruben  nach  Elsaß-Lothringen  und  Luxemburg  sowie  nach 
Frankreich  und  der  Schweiz,  deren  Gesamtbetrag  sich  per  Monat 
auf  ca.  65  000  Taler  stellte. 1 

Über  die  Wirkung  des  Wagenraumtarifs  teilt  der  Jahres- 
bericht der  Eisenbahnen  in  Elsaß-Lothringen  mit:1 

»Der  Gütertarif  erwarb  sich  den  Beifall  der  Bevölkerung 
und  trug  wesentlich,  wenn  auch  erst  allmählich,  zur  Belebung 
und  Hebung  des  Binnengüterverkehres  bei. 

»Es  kann  daher  das  Ergebnis  des  Güterverkehrs,  insbesondere 
bei  Berücksichtigung  der  vielen  Momente,  die  hemmend  einge- 
wirkt haben,  als  ein  befriedigendes  bezeichnet  und  auf  Grund 
des  Gesamtresultates  der  Hoffnung  Ausdruck  gegeben  werden, 
daß  es  der  Verwaltung  nach  vollständiger  Hebung  der  Schwierig- 
keiten gelingen  werde,  mit  dem  zu  erwartenden  weiteren  Aufschwung 
des  Handels  und  der  Gewerbetätigkeit  auch  die  Betriebsergebnisse 
von  Jahr  zu  Jahr  günstiger  zu  gestalten.« 

Diese  Erwartung  erfüllte  sich  jedoch  nicht;  denn  als  nach 
der  großen  Hausse  zu  Anfang  der  70er  Jahre  die  allgemeine 
Krise  eintrat,  war  es  vor  allem  Elsaß-Lothringen,  das  darunter 
zu  leiden  hatte.  Bald  nach  dem  Kriege  war  eine  ungeheuere 
Ausdehnung  im  Eisenbahnbau  eingetreten,  die  1873  ihren  Höhe- 
punkt erreichte.  Hierdurch,  sowie  infolge  des  durch  die  Krise 
hervorgerufenen  Sinkens  des  Geldwertes,  begann  eine  allgemeine 
Steigerung  der  Preise  der  Eisenbahnbaumaterialien  und  der  Arbeits- 
löhne, während  die  Einnahmen  aus  dem  Personen-  und  Güter- 
verkehr nahezu  dieselben  blieben.  Die  Verkehrslage  war  daher 
eine  äußerst  gedrückte,  vor  allem  hatte  die  lothringische  und 
luxemburgische  Montanindustrie  schwer  zu  leiden.  Unter  diesen 
Umständen  mußte  sich  die  Verwaltung  der  Reichsbahnen  nach 
eingehenden  Erwägungen  dazu  entschließen,  mit  Rücksicht  auf 
die  anhaltende'  Steigerung  der  Betriebskosten  eine  Erhöhung  der 
Tarife  eintreten  zu  lassen,  was  deshalb  weniger  bedenklich  er- 
schien, weil  die  Gütertarife  der  elsaß-lothringischen  und  luxem- 
burgischen Bahnen  sich  durch  große  Billigkeit  ausgezeichnet 
hatten.  Möglich  gemacht  wurde  dieselbe  durch  den  Bundesrats- 
beschluß vom  11.  Juni  1874,  betreffend  die  allgemeine  Erhöhung 
der  Gütertarife,  durch  den  eine  Erhöhung  um  20  % gestattet  wurde. 

1 Jahresbericht  der  Eisenbahnen  in  Elsaß-Lothringen  und  Luxemburg  1872. 
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Die  Erhöhung  wurde  jedoch  nur  insoweit  vorgenommen, 
daß  die  Frachtsätze  für  den  Güterverkehr  auf  die  Höhe  fest- 
gesetzt wurden,  auf  der  sich  die  Gütertarife  der  meisten  deutschen 
Bahnen  vor  der  durch  den  Bundesratsbeschluß  gestatteten  Er- 
höhung befanden.  Die  Wirkung  dieser  Änderung  war  die,  daß 
die  Frequenz  im  Güterverkehr  nicht  zurückging,  daß  dagegen  die 
Einnahmen  aus  demselben  eine  bedeutende  Steigerung  erfuhren 
(Einnahme  per  Tonnenkilometer  1873  4,84  cts.,  1874  5,17  cts.).1 

Der  nach  der  Erhöhung  in  Kraft  tretende  Tarif  vom  20. 
Juli  1874  stimmte,  natürlich  mit  Ausnahme  der  Sätze,  im  wesent- 
lichen mit  dem  Tarif  vom  1.  November  1872  überein,  der  in- 
zwischen eingeführt  worden  war. 

Was  die  Erhöhung  der  direkten  Tarife  anbetrifft,  so  konnten 
zwar  vor  allem  die  Kohlentarife  sowie  die  Tarife  der  nieder- 
ländischen und  belgischen  Seehäfen  bald  umgerechnet  werden, 
die  Mehrzahl  der  Verbandstarife  wurde  jedoch  interimistisch  erhöht. 
Einzelne  Transittarife  mußten  aus  Konkurrenzrücksichten  unerhöht 
bleiben,  ebenso  der  auf  den  luxemburgischen  Bahnen  durch  Artikel 
7 des  Staatsvertrages  vom  11.  Juni  1872  garantierte  Ausnahme- 
tarif für  Rohprodukte. 

Die  im  Jahre  1874  vorgenommene  Erhöhung  der  Tarife  war 
jedoch  auf  die  Dauer  nicht  sehr  erfolgreich.  Infolge  der  an- 
dauernd ungünstigen  Geschäftslage  mußten  zum  Teil  wieder  Er- 
mäßigungen, besonders  im  Interesse  der  schwer  leidenden  Montan- 
industrie vorgenommen  werden.  Infolge  der  am  1.  Januar  1875 
in  Kraft  tretenden  Markrechnung  und  Einführung  des  Kilometer 
als  gesetzliche  Längeneinheit  wurde  abermals  eine  Umrechnung 
der  Tarifsätze  notwendig.  Der  neue  Tarif,  der  am  1.  Juni  1875 
in  Kraft  trat,  unterschied  sich  nicht  wesentlich  von  den  früheren. 
Die  Einheitssätze,  die  diesem  Tarif  zugrunde  lagen,  sind  eben- 
falls aus  obiger  Zusammenstellung  zu  ersehen. 

Der  Verlauf,  den  die  deutsche  Gütertarifreform  nahm,  ver- 
anlaßte  Elsaß- Lothringen  im  Jahre  1877,  den  Wagenraumtarif 
aufzugeben  und  einen  Tarif  auf  Grund  des  Reformschemas  an- 
zunehmen, der  am  1.  Oktober  1877  in  Kraft  trat. 


1 Jahresbericht  der  Eisenbahnen  in  Elsaß- Lothringen  u.  Luxemburg  1874. 


V.  Die  Einwirkung  des  natürlichen  Systems 
auf  die  badischen  Gütertarife. 


Der  Krieg  von  1870/71,  durch  den  die  elsaß-lothringischen 
Bahnen  an  Deutschland  kamen , bedeutet  für  das  badische 
Gütertarifwesen  einen  entscheidenden  Wendepunkt;  denn  nicht 
nur  trat  für  Baden  hierdurch  ein  neuer  Konkurrent  für  den  Ver- 
kehr von  den  deutschen  Nord-  und  Ostseehäfen  wie  auch  von 
Holland  und  Belgien  nach  dem  Süden  Deutschlands  und  der 
Schweiz  auf,  sondern  Elsaß-Lothringen  setzte  sich  durch  Ein- 
führung des  oben  besprochenen  Wagenraumsystems  von  vorn- 
herein in  eine  günstigere  Position. 

^Bei  der  außerordentlichen  Verschiedenheit  dieses  Tarif- 
systems von  dem  auf  den  badischen  Bahnstrecken  bestandenen 
Klassifikationssystem  und  bei  den  großen  Vorteilen,  welche 
durch  jenes  System  insbesondere  bei  den  sehr  niedrigen  Grund- 
taxen des  Elsässer  Tarifs  dem  Verkehr  geboten  schienen«  l,  konnte 
sich  Baden  auf  die  Dauer  nicht  dem  Bedürfnis  der  wenn  auch 
modifizierten  Annahme  dieses  Systems  verschließen,  wenn  es  sich 
auch  noch  einige  Zeit  mit  seinem  Klassifikationssystem  zu  behelfen 
suchte.  Wie  bemerkt,  wurde  bereits  im  Jahre  1872  das  elsaß- 
lothringische  Tarifsystem  in  modifizierter  Form  auf  den  südwest- 
deutschen Verband  ausgedehnt,  und  zu  Anfang  des  Jahres  1873 
entschloß  sich  Baden  zur  Änderung  seines  Lokaltarifs. 

Im  Januar  dieses  Jahres  wurde  eine  Denkschrift  von  der 
badischen  Regierung  ausgearbeitet,  die  die  Notwendigkeit  der 
Änderung  zu  begründen  suchte  und  die  nach  einigen  Bemer- 
kungen über  die  Entwickelung  des  badischen  Tarifwesens  und 
Einführung  des  neuen  Tarifsystems  in  Elsaß-Lothringen  folgendes 
ausführte2 : 


1 Jahresbericht  des  bad.  Handelsministeriums  1873.  II.  pag.  85. 

2 Denkschrift  betreffend  die  Reform  des  Gütertarifs  für  die  bad.  Bahnen. 
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Der  Handelsstand  sei  im  allgemeinen  noch  wenig  in  der 
Lage  gewesen,  sich  über  die  Vorteile  des  elsaß-lothringischen 
Systems  auszusprechen ; dagegen  seien  von  einer  Reihe  von 
Bahnverwaltungen  Bedenken  gegen  das  System  geäußert  worden. 
Vor  allem  werde  durch  das  Ansammeln  der  Güter  in  Wagen- 
ladungen zu  ermäßigten  Taxen  der  finanzielle  Ertrag  verringert; 
sodann  würde  durch  das  Sammelsystem  diese  Art  Spedition  so 
zunehmen,  daß  »die  bisher  mit  Mühe  und  Opfern  zustande 
gebrachte  direkte  Beförderung  des  Einzelgutes  auf  große  Ent- 
fernungen« empfindlich  leiden  werde. 

Dagegen  führte  die  Denkschrift  an,  daß,  da  für  viele  Artikel 
die  Bildung  von  Wagenladungen  bereits  schon  früher  ohne  erheb- 
liche Schädigung  gestattet  gewesen  sei,  die  Bildung  von  solchen 
durch  Ansammlung  der  Güter  vielleicht  im  Verkehr  mit  bedeu- 
tenden Plätzen,  nicht  aber  allgemein  stattfinden  und  jedenfalls 
durch  andere  Vorteile  ausgeglichen  werde.  Ein  großer  Vorteil 
des  Systems  aber  bestehe  in  der  besseren  Ausnutzung  der  Betriebs- 
mittel. Da  zur  Gewährung  der  billigeren  Wagenladungssätze 
ein  bestimmtes  Transportminimum  vorgeschrieben  sei,  so  würden 
die  Güter  durch  Ansammeln  in  Lagerräumen  solange  aufbewahrt, 
bis  eine  entsprechende  Menge  vorhanden  wäre,  auf  Grund  deren 
dann  der  niedrigere  Wagenladungssatz  beansprucht  werden 
könne;  für  eiligere  Sendungen  verbliebe  ja  immer  noch  die 
Möglichkeit  der  teureren  Stückgutversendung.  Ein  weiterer 
großer  Vorteil  sei  die  Wahl  zwischen  offenen  und  bedeckten 
Wagen,  wodurch  der  Versender  sich  selbst  die  Tarifklasse  wählen 
könne,  sofern  nur  mindestens  ioo  Zentner  mit  einem  Frachtbrief 
aufgegeben  würden. 

Die  Denkschrift  unterzieht  dann  das  modifizierte  Elsaß- 
System,  wie  es  im  südwestdeutschen  Verbände  Anwendung  fand, 
einer  näheren  Untersuchung  und  bemerkt  hierüber,  daß  dies  wohl 
den  Vorzug  der  Einfachheit  besitze,  daß  die  Abstufung  aber 
nicht  ganz  »sachentsprechend«  wäre.  Vor  allem  empfehle  sich 
der  Münzfuß  des  Silberpfennigs  nicht,  da  er  in  Kreuzer  umgerechnet, 
einen  unendlichen  Dezimalbruch  ergebe;  doch  auch  der  Kreuzer 
sei  wegen  seines  verhältnismäßig  kleinen  Geltungsbereichs  nicht 
zu  empfehlen;  vielmehr  sei  die  neue  Reichsmark  und  deren 
hundertster  Teil, . der  Reichspfennig,  zur  Grundlage  zu  nehmen, 
da  die  Markwährung  doch  in  nächster  Zeit  allgemein  eingeführt 
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würde.  Nach  einigen  Betrachtungen  über  den  Pfennigtarif  wird 
die  Stückgutklasse  behandelt,  wobei  in  dem  neuen  badischen 
Tarif  analog  dem  Elsaß-System  nur  eine  Stückgutklasse  in  Vor- 
schlag gebracht  wurde  mit  einem  Satze,  der  zwischen  dem  der 
bisherigen  Klasse  I und  II  lag.  Die  Wagenladungsklassen  schienen 
vielfach  zu  sehr  ermäßigt,  besonders  sei  nicht  einzusehen,  warum 
die  offene  Wagenladungsklasse  gegen  die  bedeckte  eine  Er- 
mäßigung von  zirka  50%  genieße,  während  die  Differenz  der 
Herstellungs-  und  Unterhaltungskosten  nur  ca.  25%  betrüge. 

Schließlich  trat  die  Denkschrift  mit  einem  Vorschlag  hervor 
und  entwarf  folgendes  Schema: 

Streckentaxe  Expeditionsgebühr 

per  Zentnermcile  per  Zentner 


Eilgut 

8 

Pf  g- 

IO 

Pf  g 

Stückgut 

3-2 

» 

8 

Wagenladu  n gen 

Klasse  A I (100  Ztr.)  . . . 

2,6 

» 

5 

» A II  (200  » ) 

2 

5 

» B I (100  x-  ) . . . 

2 

5 

» 

» B II  (200  » ) . . . 

i.5 

5 

» 

Rohprodukte  auf  Strecken  von 

mehr  als  20  Meilen  .... 

1 

» 

3 

» 

für  20  — exkl.  15  Meilen  . . 

1.1 

3 

von  15  — » 10  » . . 

1.2 

3 

»10  — » 5 » . . 

i.3 

3 

» 

» 5 und  weniger  » 

i.4 

» 

3 

Diese  Denkschrift  wurde  am  22.  Januar  1873  einer  Kon- 
ferenz des  badischen  Handelsministeriums  und  der  Generaldirektion 
der  Staatseisenbahnen  mit  Vertretern  der  Landwirtschaft,  der  In- 
dustrie und  des  Handels  vorgelegt,  in  der  Ministerialpräsident 
Turban  zunächst  ausführte,  daß  »bei  der  Wichtigkeit  und  Schwierig- 
keit der  vorliegenden  Frage  das  Handelsministerium  es  für  an- 
gezeigt gehalten,  gemäß  § 6 der  Verordnung  vom  19.  April  1S601, 


1 Regierungs-Blatt  von  1860  Nr.  XXII. 

§ 6 der  Vcrord.  v.  19.  Apr.  60:  »Das  Handelsministerium  wird  Beiräte  aus 
dem  Handels-  u.  Gewerbesland  des  Landes  in  denjenigen  Fragen  zu  seinen  Bestre- 
bungen hinzuziehen,  in  welchen  dies  zur  sachgemäßen  Erledigung  derselben  von  ihm 
für  angemessen  befunden  wird.« 
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vor  einer  Beschlußfassung  über  die  Sache  Vertreter  der  Land- 
wirtschaft, der  Industrie  und  des  Handels  aus  dem  ganzen  Lande 
zu  hören«.1  Bemerkenswert  ist  hierbei,  wie  auch  in  der  Kon- 
ferenz hervorgehoben  wurde,  daß  eine  solche  Zuziehung  von 
Interessen  Vertretern  erst  einmal  seit  Bestehen  des  Handels- 
ministeriums und  zwar  bei  Beratung  des  Gewerbegesetzes  er- 
folgt war. 

Turban  legte  der  Diskussion  die  obige  Denkschrift  zugrunde, 
und  die  Versammlung  gelangte  schließlich  zu  dem  Resultat,  daß 
eine  Reform  des  Gütertarifs  dringend  wünschenswert  sei,  jedoch 
mit  Vermeidung  der  »dermaligen  mit  der  Entfernung  fallenden 
Skala  des  Streckensatzes  und  Annahme  eines  gleichheitlichen 
Meilensatzes«.1  Bezüglich  der  zugrunde  zu  legenden  Münzeinheit 
ergab  sich  Einstimmigkeit  für  den  Markpfennig,  ebenso  erklärte 
sich  die  Mehrzahl  der  Beiräte  mit  den  Abstufungen  der  Sätze 
einverstanden , da  »soweit  bekannt,  dieselben  überall  günstig  be- 
urteilt worden  seien«.1  Als  weitere  Ansicht  der  Versammlung 
ergab  sich,  daß  zwar  aus  den  badischen  Bahnen  als  Staatsbahnen 
keine  höheren  Erträgnisse  gezogen  werden  sollten,  als  zur  Deckung 
der  gesamten  Kosten  dieser  Anstalt  nötig  seien,  daß  auf  der 
andern  Seite  diese  Erträgnisse  aber  auch  zur  Deckung  vollständig 
ausreichen  müßten  und  anderweite  Mittel  dazu  nicht  in  Anspruch 
zu  nehmen  seien.  Eine  Herabsetzung  der  vorgcschlagenen  Sätze 
erscheine  im  Interesse  des  Verkehrs  zwar  wünschenswert,  solle 
aber  insolange  unterbleiben,  als  sich  nicht  erfahrungsgemäß  heraus- 
stelle, daß  dieselbe  unbeschadet  dieser  Kostendeckung  erfolgen 
könne.  Schließlich  wurde  bei  Beratung  des  Spezialtarifs  konsta- 
tiert, die  Beiräte  hätten  gewünscht,  daß  es  möglich  gewesen  wäre, 
»die  von  10  Meilen  an  rückwärts  steigende  Skala  des  Spezial- 
tarifs vermieden  zu  sehen«;1  jedoch  müßten  sie  dieselbe  als  be- 
rechtigt anerkennen,  nachdem  sie  die  gewichtigen  Gründe  der 
Eisenbahnverwaltung  für  dieselbe  gewürdigt  hätten.  Die  Ver- 
treter der  Generaldirektion  hatten  ausgeführt,  »daß  die  Sätze  des 
neuen  Tarifs  auch  in  Verbänden  zur  Anwendung  kommen  werden, 
und  daß  die  badische  Bahn  beim  Transit  über  die  kurzen  Quer- 
bahnen von  der  Annahme  des  reinen  Reichspfennigtarifs  selbst 
bei  erhöhter  Expeditionsgebühr  Verluste  zu  erwarten  habe,  da 


1 Protokoll  der  Verhandlung. 
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die  Expeditionsgebühr  der  Transitbahn  nicht  zufalle*;1  zudem 
seien  Transporte  auf  kurze  Entfernungen  relativ  teuerer  als  auf 
lange;  bei  den  übrigen  Sätzen  sei  jedoch  Außerachtlassung  mög- 
lich, da  die  Eisenbahn  »dort  immer  noch  ihre  Kosten  gedeckt«1 
finde,  während  im  Spezialtarif  die  Sätze  »auf  ein  Minimum  redu- 
ziert« 1 seien. 

Bemerkenswert  ist  hier  vor  allem  die  totale  Verkennung 
des  Wertes  der  Staffeltarife  von  seiten  der  Verkehrsinteressenten, 
die  am  liebsten  jede  differentielle  Gestaltung  des  Tarifs  abge- 
wiesen hätten  und  nur  durch  die  Vorstellungen  der  Vertreter  der 
Generaldirektion  sich  veranlaßt  fühlten,  die  Staffel  wenigstens  im 
Spezialtarif  beizubehalten;2 3 4  doch  auch  diese  fiel  zu  Ende  des 
Jahres  1874. 

Die  Vorschläge  der  Versammlung  wurden  mittels  Ent- 
schließung des  Großh.  Staatsministeriums  allerhöchster  Genehmi- 
gung unterbreitet  und  der  Tarif  durch  Verordnung  vom  24.  Juli 
1873  publiziert.  3 Die  Einheitssätze  dieses  Tarifs,  der  am 
1.  November  1873  in  Kraft  trat,  sind  dieselben  wie  die  in  der 
obigen  Denkschrift*  angeführten.  Die  Folge  dieses  Systemwechsels 
war  auch  eine  Änderung  in  den  Tarifbestimmungen,  und  zwar 
wurden  als  Grundsätze  für  die  Frachterhebung  im  wesentlichen 
folgende  aufgestellt: 

Die  Fracht  wurde  berechnet  nach  einem  Meilenzeiger  und 
Tariftabellen;  die  Beförderung  war  verschieden,  je  nachdem  die 
Güter  als  Eilgüter,  Stückgüter  oder  Wagenladungen  (bedeckte 
oder  offene  Wagen)  aufgegeben  wurden;  bestimmt  benannte 
Güter  genosssen  daneben  noch  eine  ermäßigte  Fracht,  sofern  sie 
in  Quantitäten  a 200  Ztr.  zum  Transport  in  offenen  Wagen  auf- 
geliefert wurden.  — Betreffs  der  einzelnen  Güterklassen  ist  fol- 
gendes zu  bemerken:  der  Minimalsatz,  der  in  der  Eilgutklasse 
zur  Erhebung  kam,  war  14  kr.  (40  Pfg.),  der  der  Stückgutklasse 
9 kr.  (26  Pfg.).  In  der  Eilgutklasse  wurde  ferner  der  doppelte 
Satz  erhoben,  wenn  die  Beförderung  der  Güter  mit  einem 


1 Protokoll  der  Verhandlung. 

a Vcrgl.  F.  Ulrich,  Staffeltarife  u.  Wasserstraßen,  Berlin  1894  pag.  30.:  »An- 
griffe gegen  die  damaligen  Staffeltarife  von  V erkehrsinteressenten  sind  mir  nicht  be- 
kannt geworden.« 

3 Gesetz-  u.  Verordnungs- Blatt  von  1873  Nr.  XVI. 

4 Seite  41. 
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bestimmten  Personen-  oder  Schnellzuge  stattfinden  sollte.  Bei 
den  Wagenladungsklassen  wurde  unterschieden  zwischen  den 
Klassen  A (bedeckte  Wagen)  und  B (offene  Wagen),  wobei  die 
Auflieferung  der  Güter  mit  einem  Frachtbrief  für  einen  Wagen 
geschehen  mußte;  hierbei  ist  zu  bemerken,  daß,  soweit  für  die 
Beförderung  nicht  offene  Wagen  vorgeschrieben  waren , ein 
Wahlrecht  für  den  Versender  betreffs  der  Wagenart  bestand. 
Die  Frachtberechnung  gestaltete  sich  in  den  Wagenladungs- 
klassen wie  folgt:  von  jedem  Wagen  wurde  mindestens  die  Fracht 
von  ioo  Ztr.  zum  Zentnersatze  der  Klasse  AI  resp.  BI  berechnet; 
das  in  dem  Wagen  ferner  verladene  Gewicht  wurde  ebenfalls  zu 
diesem  Zentnersatze  berechnet  und  zwar  solange,  bis  die  Gesamt- 
fracht den  für  200  Ztr.  angegebenen  Frachtsatz  der  Klasse  A II 
resp.  B II  erreicht  hatte.  Ein  Zusammenladen  der  Güter  war  ge- 
stattet, doch  wurde  für  Beschädigung  der  Güter  untereinander 
keine  Garantie  geleistet.  Endlich  war  die  Bahnverwaltung  be- 
rechtigt, ihrerseits  Zuladungen  zu  den  Wagenladungen  vorzu- 
nehmen, wenn  der  Laderaum  oder  die  Tragkraft  des  verwendeten 
Wagens  nicht  ausgenützt  wurde.  Zu  den  Sätzen  des  Spezial- 
tarifs wurden,  wie  oben  bemerkt,  Güter  und  zwar  bestimmt 
benannte  ermäßigt  befördert,  wenn  sie  mit  je  einem  Frachtbrief 
in  Ladungen  von  200  Ztr.  in  einem  Wagen  aufgeliefert  wurden, 
oder  wenn  Zahlung  für  200  Ztr.  erfolgte.  Es  folgte  eine  Auf- 
stellung der  Güter  des  Spezialtarifs,  die  ca.  22  Positionen  enthielt. 
— An  diese  allgemeinen  Bestimmungen  schlossen  sich  noch 
spezielle  Vorschriften  für  bestimmte  Transportartikel  an  und  zwar: 

1.  für  sperrige  Güter,  die  zum  Stückgutsatze  befördert  wurden, 
bei  denen  jedoch  zu  dem  jeweiligen  Gewicht  ein  Zuschlag 
von  50  % erfolgte, 

2.  für  gebrauchte  Emballagen,  die,  wenn  der  Versender  dem 
Ausschluß  der  Haftpflicht  beistimmte,  zum  Frachtsatz  der 
Stückgutklasse  befördert  wurden,  wobei  jedoch  nur  die 
Hälfte  ihres  tatsächlichen  Gewichts  in  Rechnung  gezogen 
wurde, 

3.  für  Schutzwagen,  die  das  Betriebsreglement  für  bestimmte 
Sendungen  vorschrieb,  wie  Langholz  oder  Eisenstangen; 
die  Gebühr  für  Schutzwagen  betrug  35  kr.  (100  Pfg.) 
per  Meile; 
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4.  für  mehrere  Wagen,  wie  sie  z.  B.  bei  Langholztransporten 
nötig  wurden,  wobei  für  jeden  Wagen  der  Frachtsatz  der 
200  Zentnerklasse  zur  Anwendung  kam; 

5.  für  den  Transport  von  Edelmetallen. 

Ein  Vergleich  des  neuen  badischen  Tarifs  mit  dem  elsaß- 
lothringischen ergibt  Übereinstimmung  derselben  jedoch  mit 
folgenden  Ausnahmen.  Die  Wagenladungsklassen  sowie  der 
Spezialtarif  unterschieden  sich  vor  allem  in  den  Sätzen,  indem 
die  elsaß-lothringischen  Taxen  durchweg  niedriger  normiert  waren, 
und  zwar  ergaben  sich  als  Durchschnittssätze  per  Zentnermeile 


Klasse  A . 

» B . 
Spezialtarif 


Els.-Lothr.  Tarif 
v.  1.  Jan.  1872 

2 Pfg. 

1,2  » 

0,4  » 


Els.-Lothr.  Tarif 
v.  1.  Nov.  1872 

2,2  Pfg. 
1,4  » 

0,4  » 


Bad.  Tarif 
v.  1.  Nov.  1873 

2,3  Pfg- 
1.5  » 

o,7—' 0.5  » 


Beim  Spezialtarif  ist  des  weiteren  die  Staffel  im  badischen 
Tarif  hervorzuheben,  die  im  elsaß-lothringischen  Tarif  nur  bezüg- 
lich der  Expeditionsgebühr  bestand.  Auch  in  den  Tarifvor- 
schriften ist  eine  Differenz  zu  konstatieren,  indem  im  elsaß-loth- 
ringischen Tarif  für  die  ersten  100  Zentner  der  Satz  der  Klasse  A I* 
für  jeden  weiteren  Zentner  der  der  Klasse  A II  zur  Anwen- 
dung kam,  doch  wurde  diese  Verschiedenheit  im  Tarif  vom 
1.  November  1872  beseitigt,  so  daß  die  Frachtberechnung  bezüg- 
lich der  Wagenladungsklassen  in  Elsaß-Lothringen,  Baden  sowie 
im  südwestdeutschen  Verband  von  diesem  Zeitpunkt  ab  ein- 
heitlich war. 

Das  System  des  Wagenraumtarifs  wurde  nun  in  der  Folge- 
zeit beibehalten,  während  die  Einheitssätze  bald  modifiziert  werden 
mußten,  analog  dem  Vorgehen  der  Verwaltung  in  Elsaß-Loth- 
ringen. »Man  konnte  nämlich,  wenn  auch  die  bis  dahin  gesam- 
melten Erfahrungen  für  eine  gründliche  Beurteilung  der  Licht- 
und  Schattenseiten  des  Systems  noch  nicht  ausreichten,  doch  mit 
Gewißheit  annehmen,  daß  die  Einheitssätze  im  Durchschnitt  zu 
nieder  gegriffen  und  daß  auch  das  Verhältnis  der  verschiedenen 
Einheitssätze  zu  einander  im  Hinblick  auf  die  Verschiedenheit 
der  Leistungen  der  Bahnen,  je  nach  der  Beförderung  in  der  einen 
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oder  anderen  Klasse,  kein  ganz  richtiges  sei«.1  Dazu  kam,  daß 
der  badische  Spezialtarif  mit  seinen  Staffelsätzen  vielfach  bei  den 
angrenzenden  Verwaltungen  Anstoß  erregt  hatte  und  infolge 
dessen  »mit  Rücksicht  auf  freundnachbarliche  Beziehungen« 1 
beseitigt  werden  sollte.  Da  jedoch  die  inzwischen  gepflogenen 
Verhandlungen  über  die  Tarifreform,  von  denen  später  noch  zu 
berichten  sein  wird,  vorläufig  noch  zu  keinem  Abschluß  führen 
zu  wollen  schienen,  ferner  auf  i.  Januar  1875  die  Einführung  der 
Markrechnung  in  Aussicht  genommen  war,  anderseits  man  aber 
mit  Abänderung  der  Einheitssätze  nicht  warten  konnte  und 
wollte,  so  wurde  durch  eine  Bekanntmachung  des  Handelsministe- 
riums bestimmt,  »daß  interimistisch  vom  1.  August  1874  an  bis 
zu  der  auf  1.  Januar  1875  in  Aussicht  zu  nehmenden  definitiven 
Erstellung  eines  neuen  badischen  Gütertarifs,  dem  badischen 
Eisenbahnfrachttarif  folgende  Tarifsätze  zugrunde  gelegt  werden« 
sollten: 2 


Streckentaxe 

Expeditionsgebuhr 

per  Zentnermeile 

per  Zentner 

Eilgut 

Doppelte  Taxe  der  gewöhnlichen  Güterfracht 
für  Stückgut,  Wagenladungsgut  oder  Güter 

des  Spezialtarifs  in 

minimo  60  Mkpfg. 

Stückgut 

4,08  Mkpfg. 

10  Mkpfg. 

Wagenladungen 

A I (mindestens  100  Zentner)  . 

K) 

*^J 

00 

6 » 

A II  » 200  » 

2,04  * 

6 

BI  » 100  » . 

2,23  » 

6 » 

B II  » 200  » 

1,67  » 

6 » 

Spezialtarif  (200  Zentner)  . . 

Ausnahmetarif  für  Steinkohlen 

1.26  » 

6 » 

(200  Zentner) 1 » 6 » 


Ein  Vergleich  mit  den  Sätzen  des  Tarifs  vom  1.  November  1873 
zeigt  vor  allem,  daß  Eilversendung  außer  für  Einzelgut  auch 
für  die  Wagenladungsklassen  zu  jeweils  der  doppelten  Taxe  der 
betreffenden  Klasse  stattfinden  konnte,  ferner,  daß  ein  bedeu- 
tender Aufschlag  auf  Stückgut  erfolgte  (von  3,2  auf  4,08  Pfg.), 
während  in  den  Wagenladungsklassen  nur  eine  mäßige  Erhöhung 


1 Jahresbericht  des  bad.  Handelsministeriums  1874.  II.  pag.  59. 

2 Gesetz-  und  Verordnungsblatt  von  1874.  Nr.  XXX. 
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eintrat.  Den  aus  oben  genannten  Gründen  abgeschafften  Spezial- 
tarif mit  seinen  Staffelsätzen  suchte  man  dadurch  zu  ersetzen, 
daß  man  einen  Spezialtarif  mit  einem  den  Durchschnitt  der  frü- 
heren Sätze  etwas  übersteigenden  Einheitssatz  einrichtete,  wobei 
noch  die  gegen  früher  wesentlich  höhere  Expeditionsgebühr  in 
Betracht  zu  ziehen  ist;  daneben  aber  wurde  noch  ein  Ausnahme- 
satz für  Steinkohlen  zum  reinen  Markpfennigsatz  gebildet. 

Diese  Erhöhung  der  Taxen  konnte  umso  eher  geschehen, 
als  durch  den  schon  bei  Besprechung  des  elsaß-lothringischen 
Tarifs  erwähnten  Bundesratsbeschluß  vom  n.  Juni  1874  u.  a. 
bestimmt  wurde,  »daß  vom  Standpunkt  des  Reiches  gegen  eine 
mäßige,  im  Durchschnitt  den  Betrag  von  20%  nicht  überschrei- 
tende Erhöhung  der  Eisenbahnfrachttarife  unter  der  Voraussetzung 
nichts  zu  erinnern  sei,  daß,  sobald  als  die  erforderlichen  Arbeiten 
es  gestatten,  spätestens  mit  dem  1.  Januar  1875,  das  in  der  Denk- 
schrift des  Reichseisenbahnamts  empfohlene  System  in  seinen 
Grundzügen  zur  Einführung  gelange,  daß  indessen  diejenigen 
Bahnverwaltungen,  welche  das  in  der  Denkschrift  als  das  natür- 
liche bezeichnete  Tarifsystem  eingeführt  haben,  solches  beibehalten 
dürfen,  und  daß  dessen  weiterer  Einführung  nichts  entgegen- 
stehe«1 usw.  — Trotzdem  nun  eine  2O0/oige  Erhöhung  der  Tarife 
gestattet  worden  war,  betrug  im  badischen  Tarif  dieselbe  im 
Durchschnitt  nur  10  °/o.  wenn  auch  im  einzelnen  Falle  (Stückgut) 
eine  Erhöhung  über  20 °/Q  stattfand. 

Auch  den  weiteren  Bestimmungen  des  Bundesratsbeschlusses 
wurde  entsprochen,  indem  nach  Ziffer  5 Salz  und  Kartoffeln  in 
die  niedrigste  Tarifklasse,  Getreide,  Hülsenfrüchte,  Mehl  und 
Mühlenfabrikate  in  die  nächst  höhere  Wagenklasse  gesetzt  wurden; 
natürlich  konnte  unter  niedrigster  Tarifklasse  nicht  der  Aus- 
nahmesatz für  Kohlen  verstanden  sein,  sondern  die  Sätze  des 
Spezialtarifs. 

Als  nun  das  Ende  des  Jahres  1874  herannahte,  das  Zu- 
standekommen der  deutschen  Gütertarifreform  jedoch  wieder  in 
weitere  Ferne  gerückt  schien,  sah  sich  das  Großh.  Handelsministe- 
rium veranlaßt,  den  interimistischen  Tarif  bis  auf  weiteres  zu 
verlängern  und  vorläufig  als  definitiv  zu  publizieren1.  Da  in- 

1 Ziff.  1 des  Bundesratsbescklusses  vom  ir.  Juni  1874.  Zeitung  des  Vereins 
deutscher  Eiscnbahnverwaltungen  1874,  No.  46  und  Jahresbericht  des  bad.  Handels- 
ministeriums von  1874.  II.  pag.  59. 
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zwischen  aber  der  Verein  deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
beschlossen  hatte,  die  Tarifsätze  nach  Kilometer  und  Kilogramm 
zu  berechnen,  so  wurde  eine  dementsprechende  Umarbeitung  des  * 
Tarifs  unter  Beibehaltung  der  Einheitssätze  vorgenommen  und 
zwar  wurde  die  Expeditionsgebühr  per  Tonne,  die  Streckentaxe 
per  Tonnenkilometer  in  dem  Tarif  eingestellt,  wie  dies  noch 
heute  der  Fall  ist.  Der  umgerechnete  Tarif  trat  am  i.  Januar  1875 
in  Kraft1  und  blieb  im  Prinzip  bis  zur  Einführung  des  Reform- 
tarifs bestehen. 

StreckenUxe  Expeditionsgebühr 

per  Tonnenkilometer  per  Tonne 

Eilgut Doppelter  Satz  der  betr.  Klasse 


Stückgut  .... 

I I 

Pfg. 

M. 

2. — 

Wagenladungen 

A.  bedeckte  Wagen  I 

5000  kg 

7*5 

T> 

» 

1.20 

II 

10000  * 

5.5 

» 

1.20 

B.  offene  Wagen  I 

5000  » 

6 

T> 

1.20 

II 

IOOOO  » 

4*5 

T> 

1.20 

Spezial  tarif  . . . 

IOOOO  » 

3,4 

* 

1.20 

Ausnahmetarif  . . 

IOOOO  T> 

2*7 

7> 

■» 

1.20 

Man  konnte  jedoch  die 

Beobachtung 

machen, 

»daß  die 

Transportpreise  nicht  durchweg  und  unter  allen  Voraussetzungen 
den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  und  Interessen  angemessen 
seien  und  man  suchte  daher  den  Mängeln,  wo  sie  sich  kundgaben, 
durch  Regulierung  des  einzelnen  Falles  gerecht  zu  werden«, 
wobei  vor  allem  die  internen  Holz-,  Stein-  und  Salztransporte  in 
Betracht  kamen2.  Es  sollte  daher  eine  allgemeine  Revision  der 
Frachten  für  letztere  Güterarten  in  Angriff  genommen  werden, 
doch  kam  diese  erst  im  Laufe  des  Jahres  1877  zur  Ausführung. 

Es  wurden  zwei  neue  Ausnahmetarife,  für  Bau-  und  Nutz- 
holz vom  15.  Juni  1877  und  für  Steine  vom  20.  Februar  1877 
eingeführt.  Der  erstere  Tarif  enthielt  den  Ausnahmesatz  für  Stein- 
kohlen des  Tarifs  vom  1.  Januar  1875  (2,7  Pfg-  per  Tonnenkilometer, 
M.  1,20  Expeditionsgebühr  per  Tonne);  der  letztere  war  insofern 
modifiziert,  als  zwar  ebenfalls  2,7  Pfg.  per  Tonnenkilometer  erhoben 
wurden,  die  Expeditionsgebühr  jedoch  gestaffelt  war  und  zwar  von 

1 Gesetz-  und  Verordnungsblatt  von  1874,  No.  LXI. 

2 Jahresbericht  des  badischen  Handelsministeriums  1875.  II.  pag.  43. 
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i bis  30  km  60  Pfg.,  von  3 1 km  ab  je  2 Pfg.  per  Tonnenkilometer 
mehr  betrug  und  von  60  km  ab  die  Höhe  von  M.  1,20  erreichte. 

Außerdem  ist  noch  einer  Reihe  von  Spezialtarifen  zu 
gedenken,  die  im  Laufe  des  Jahres  1876/77  zur  Einführung 
gelangten. 


Bevor  wir  nun  in  unserer  Darstellung  weiter  fortschreiten, 
muß  noch  zweier  Einrichtungen  im  Lokalverkehre  Erwähnung 
getan  werden,  die  beide  im  Jahre  1875  eingeführt  wurden,  nämlich 
die  Beförderung  von  Expreßgütern  und  die  ’ Milch  trän  s- 
porte.  Ich  bin  bei  Schilderung  derselben  wieder  im  wesentlichen 
auf  den  Jahresbericht  des  Handelsministeriums  angewiesen1. 

»Die  Eilgutbeförderung  genügte  den  gesteigerten  Anforde- 
rungen an  eine  möglichst  schleunige  Übermittlung  von  Sendungen 
besonders  dringlicher  Natur  nicht  mehr,  indem  dieselbe  wegen  der 
unerläßlichen  Formalität  der  Frachtbriefausstellung  und  der  Ex- 
peditionsbehandlung Umständlichkeiten  und  Verzögerungen  im 
Gefolge  hatte,  welche  zuweilen  den  Zweck  der  Sendungen  beein- 
trächtigten , wenn  nicht  geradezu  vereitelten«.  Es  war  daher 
schon  früher  für  besonders  dringliche  Sendungen,  für  die  »ein 
an  möglichst  wenige  und  einfache  Formalitäten  gebundeties  Ver- 
fahren« hauptsächlich  in  Frage  kam,  eine  Beförderungsweise 
angenommen  worden,  die  bei  der  Gepäckbeförderung  schon 
längere  Zeit  bestand,  d.  h.  es  wurden  gewisse  Sendungen  (Milch, 
Fleisch,  Zeitungsballen  usw.)  auf  Antrag  als  Reisegepäck  befördert. 
>Um  nun  diese  Beförderungsweise  aus  dem  Stadium  der  allge- 
meinen Zulassung  in  das  einer  regelmäßigen,  jedermann  zu- 
stehenden Verkehrseinrichtung  überzuführen,  wurde  zunächst  für 
den  internen  badischen  Verkehr  die  Einrichtung  der  Beförderung 
von  Expreßgütern  ins  Leben  gerufen  und  mit  dieser  Beförde- 
rungsweise am  1.  April  1875  begonnen«. 

Der  Jahresbericht  des  Handelsministeriums1  schreibt  weiter: 

»Als  Expreßgut  können  bei  der  Gepäckexpedition  Gegen- 
stände jeder  Art  zur  Beförderung  aufgegeben  werden,  sofern 
sie  nicht  unter  die  von  der  Beförderung  auf  der  Eisenbahn  aus- 
geschlossenen oder  nur  bedingungsweise  zugelassenen  Gegen- 
stände fallen,  einer  zoll-  oder  steueramtlichen  Behandlung  nicht 

1 Jahresbericht  des  badischen  Handelsministeriums  1875.  II.  pag.  46  ff. 

Fuchs,  Gütertarifwesen.  . 
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unterliegen,  das  Gewicht  von  100  kg  nicht  überschreiten  und 
nicht  wegen  des  nötigen  Raumes  oder  weil  die  Verladung 
besonders  schwierig  erscheint,  zur  Beiladung  im  Gepäckwagen 
ungeeignet  sind«. 

Die  Beförderung  des  Expreßgutes  geschah  mit  allen  Per- 
sonenzügen; die  Fracht  wurde  nach  dem  Gepäcktarif  berechnet. 
An  allen  Orten  wo  Güterbestättereien  eingerichtet  waren,  erfolgte 
die  Zustellung  der  Expreßgüter  durch  dieselben,  während  sonst 
der  Adressat  die  Sendungen  an  der  Bahn  in  Empfang  zu  nehmen 
hatte. 

Eine  Darstellung  der  Entwickelung  des  Expreßgutverkehrs 
kann  nur  für  die  beförderten  Mengen  gegeben  werden,  da  die 
Betriebsnachweisungen  die  Einnahmen  daraus  zusammen  mit 
Milchtransporten  und  Reisegepäck  verrechnen. 


1875:  180921  kg  Binnenverkehr 


1876 : 877  200  » » 

1877  : 1 480  1 83  » » 

1 878 : 1 787  146  » » 

1879 : 2318  865  » » 

1900:  23  340  240  » » 


1 4 905  kg  dir.  Verkehre 
92  845  » » » 

143  375  * » * 

13380530  » » » 


Wie  man  aus  den  angeführten  Zahlen  ersehen  kann,  ist 
eine  enorme  Steigerung  des  Expreßgutverkehres  innerhalb  weniger 
Jahre  zu  verzeichnen  gewesen,  was  für  das  Bedürfnis  einer 
solchen  Einrichtung  zu  sprechen  scheint.  Dabei  ist  noch  zu 
bemerken,  daß  die  Einrichtung  des  Verkehres  »ohne  weitere 
Kosten  für  neue  Einrichtungen  in  den  Expeditionslokalen  und 
den  Gepäckwagen  und  ohne  Vermehrung  des  Personals  und  der 
Inventarstücke«  erfolgen  konnte.  Es  wurde  denn  diese  Art  der 
Güterbeförderung  auch  bald  in  einigen  direkten  Verkehren  ein- 
geführt. — 

Die  zweite  Einrichtung,  die  hier  noch  angeführt  werden  soll, 
sind  die  Milchtransporte  im  internen  badischen  Verkehr. 

Zur  Erleichterung  des  täglichen  Versandes  von  Milch  nach 
den  Städten  hatte  man  bereits  früher  Milchtransporte  zwischen 
zwei  Stationen  zu  den  Gepäcktaxen  in  Personen-  und  gemischten 
Zügen  befördert  und  zwar  in  der  Art,  daß  nur  ein  Drittel  des 
tatsächlichen  Gewichtes  in  Berechnung  gezogen  wurde;  doch  war 
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die  Bewilligung  immer  von  Fall  zu  Fall  erfolgt.  Da  sich  die 
Anträge  jedoch  mehrten,  sah  man  sich  genötigt,  einen  einfacheren 
Beförderungsmodus  zu  wählen  und  es  wurden  daher  am  i.Mai  1874 
Milchabonnements  eingeführt.  »Die  Abonnements  erstreckten 
sich  auf  den  regelmäßigen  Transport  von  Milch  in  Quantitäten 
von  mindestens  30  Liter  einmal  täglich  zwischen  zwei  bestimmten 
Stationen  der  badischen  Bahnen  und  den  gleichen  Rücktransport 
der  leeren  Milchgefäße  auf  die  Dauer  von  einem  Vierteljahr  und 
längstens  einem  Jahr.  Der  Abonnent  erhielt  für  jedes  zum  Milch- 
transport bestimmte  Gefäß  eine  Abonnementmarke  von  Blech, 
die  auf  dem  Gefäß  befestigt  werden  mußte  und  nach  Ablauf 
des  Abonnements  wieder  eingezogen  wurde.  Der  Abonnements- 
preis bestand  aus  der  einfachen  Eilguttaxe  (Minimum  14  Kreuzer) 
multipliziert  mit  der  Anzahl  Tage,  welche  das  Abonnement  um- 
faßte«. Da  aber  trotz  weiterer  Erleichterungen  die  Einrichtung 
nicht  florierte,  so  wurden  am  1.  Juli  1875  neue  Bestimmungen 
herausgegeben.  Danach  wurde  das  Abonnement  gewährt,  wenn 
mindestens  500  1 in  einem  Monat  zur  Aufgabe  gelangten  oder 
Frachtzahlung  hierfür  geleistet  wurde;  die  täglichen  Quantitäten 
waren  unbegrenzt.  Der  Abonnementspreis  wurde  wieder  nach 
der  Eilguttaxe,  »jedoch  nach  dem  im  Laufe  eines  Monats  auf- 
gelieferten Gesamtquantum  berechnet«. 


1875  • 

2544043 

kg  ( 

1 272  02 1 Liter) 

1876  . 

. 2823534 

( 

1 41 1 767  » 

) 

1877  . 

3248395 

» 

( 

1 624  187  » 

) 

1878  . 

• 3 493  444 

* 

( 

1 746  722  » 

) 

1879  . 

3 653  400 

s 

( 

1 826  700  * 

) 

1900  . 

. 34712529 

(17356265  * 

) 

Die  finanziellen  Ergebnisse  sind  aus  den  oben,  bei  der  Ex- 
preßgutbeförderung, angeführten  Gründen  nicht  zu  ermitteln. 


Über  die  Einwirkung  der  Einführung  des  sogenannten  natür- 
lichen Systems  auf  den  elsaß-lothringischen  Bahnen  in  bezug  auf 
die  direkten  Verkehre  der  badischen  Staatsbahnen  schreibt  der 
Jahresbericht  des  Handelsministeriums:1 

1 Jahresbericht  des  bad.  Handelsministeriums  1874,  II.  pag.  62. 
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»Nach  Einführung  des  Wagenraumsystems  in  Elsaß-Loth- 
ringen war  es  der  Eisenbahn  Verwaltung  daselbst  gelungen,  in 
ihren  Verkehren  mit  Belgien,  Holland,  Nordwest-  und  Mittel- 
deutschland direkte  Tarife  auf  der  Grundlage  ihres  Systems  zu 
vereinbaren.  Durch  diese  Tarife  wurden  die  Frachten  der  auf 
der  Warenklassifikation  beruhenden  Tarife  in  den  Hauptgattungen 
der  Wagenladungsgüter  unterboten  und  zwar  namentlich  deshalb, 
weil  nunmehr  die  am  meisten  in  Betracht  kommenden  Güter  in 
offenen  Wagen,  also  zu  den  niedersten  Taxen  der  normalen 
Klassen  befördert  werden  konnten.  Die  badische  Bahn,  wie 
keine  andere  durch  die  Elsaßbahnen  konkurrenziert,  mußte  nun 
Bedacht  darauf  nehmen,  auf  derselben  Grundlage  wie  jene  ihre 
direkten  Tarife  zu  bilden;  es  war  dieses  eines  der  Haupt- 
motive, welche  sie  zur  Annahme  des  Wagenraumsystems  ver- 
anlaßt hatten«. 

Die  Zugrundelegung  des  neuen  Systems  konnte  natürlich 
für  die  direkten  Tarife  nicht  sofort  zustande  kommen,  da  die 
meisten  Bahnen,  mit  denen  Baden  in  direkten  und  Verbandsver- 
kehren stand,  das  Klassifikationssystem  zur  Grundlage  hatten. 
Es  blieben  daher  nur  zwei  Auswege,  zu  einer  einheitlichen  Gestal- 
tung zu  kommen,  von  denen  der  eine  darin  bestand,  die  direkten 
Verkehre  zu  kündigen  und  durch  Verhandlungen  die  betreffenden 
Verwaltungen  zur  Annahme  des  neuen  Systems  zu  bewegen; 
andernfalls  mußte  die  weitere  Entwickelung  der  Tarifreform  abge- 
wartet werden.  Da  ersteres  bis  auf  geringe  Ausnahmen  nicht 
gelang,  so  wurden  die  Tarife  in  der  Weise  gebildet,  daß  auf  den 
Strecken  der  einzelnen  Bahnen  deren  Lokaltarife  zur  Anwendung 
gebracht  und  so  einfach  eine  Kombination  durch  Zusammenstößen 
der  jeweiligen  internen  Taxen  gebildet  wurde. 

Als  der  modifizierte  Wagenraumtarif  am  i.  November  1873 
in  Kraft  trat,  mußte  mit  Rücksicht  auf  die  Konkurrenz  Elsaß- 
Lothringens  sofort  wieder  ein  Ausnahmetarif  für  die  Linie  Mann- 
heim-Basel eingeführt  werden,  der  in  Übereinstimmung  mit  den 
Bahnen  in  Elsaß-Lothringen  und  der  Pfalz  die  niedrigsten  Sätze 
der  betreffenden  Normaltarife  enthielt.  Die  Streckensätze  für 
die  einzelnen  Klassen  waren  folgende: 


Eilgut  per  Zentner Frs.  3.65 

Stückgut  per  Zentner »1.50 
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Wagenladungen  Klasse  A I 

1 

Zentner 

Frs.  1.20 

» All 

200 

» 

» 170.50 

» B I 

1 

» 0.87 

» BII 

200 

» 13 1- — 

Spezialtarif 

200 

» 

» 94  — 

Das  Nebeneinanderbestehen  der  verschiedenartig  konstruierten 
Systeme  führte  natürlich  zu  großen  Unzuträglichkeiten,  indem 
die  Klassentarife  mit  den  Raumtarifen  je  nach  der  Transport- 
fähigkeit der  Güter  in  offenen  Wagen  nicht  zu  konkurrieren 
vermochten. 

»Dies  hat  Mannheim  besonders  schwer  empfunden,  da  die 
Fracht  ab  den  nordischen  Häfen  und  aus  Nord-  und  Mitteldeutsch- 
land nach  Mannheim  für  eine  Reihe  von  Artikeln  teurer  zu 
stehen  kam,  als  nach  dem  144  km  entfernter  liegenden  Straß- 
burg, so  daß  der  Straßburger  Zwischenhandel  in  der  Lage  war, 
bis  in  die  Gegend  von  Karlsruhe  mit  demjenigen  Mannheims  zu 
konkurrieren.  Die  Großherzogliche  Eisenbahnverwaltung  suchte 
dieser  Schädigung  des  badischen  Handels,  da  sie  die  Frachtdis- 
paritäten nicht  zu  beseitigen  vermochte,  tunlichst  zu  begegnen, 
ohne  sie  ganz  verhindern  zu  können«2.  Indessen  ist  zu  beachten, 
»daß  die  Verkehrsverhältnisse  Mannheims  durch  die  Wiedererwer- 
bung Elsaß-Lothringens  und  den  Übergang  der  französischen 
Ostbahn  in  die  Verwaltung  des  Reiches  überhaupt  eine  empfind- 
liche Berührung  erlitten«  hatten2.  Mußte  der  Reichsverwaltung 
alles  daran  gelegen  sein,  die  Interessen  der  Reichslande  und 
ihrer  eigenen  Bahnen  zu  kultivieren  und  konnte  sie  dies  durch 
ihre  Verbindungen  mit  Belgien  und  Holland,  »so  hatte  die  fran- 
zösische Ostbahn,  abgesehen  von  den  Hemmnissen  des  Zolles,  ihr 
Augenmerk  weniger  auf  den  Binnenverkehr  Hollands  und  Deutsch- 
lands, als  auf  den  aus  den  Seehäfen  stammenden  Verkehr 
gerichtet,  wobei  sie  den  Verkehr  der  französischen  Häfen  vor 
demjenigen  Hollands  und  Belgiens  zu  fördern  strebte.  Seit  nun 
aber  die  Verwaltung  der  Reichsbahnen  durch  die  Übernahme 
des  Betriebs  der  Wilhelm-Luxemburg-Bahn  in  den  Besitz  einer 
direkten  Linie  von  der  belgischen  Grenze  nach  dem  Elsaß,  der 
Pfalz  und  der  Schweiz  gelangt«  war,  die  »in  Verbindung  mit  der 

1 Jahresbericht  des  bad.  Handelsministeriums  1873.  II.  pag.  86. 

3 Jahresbericht  des  bad.  Handelsministeriums  1874.  II.  pag.  63. 
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belgischen  Staatsbahn  bis  nach  Antwerpen,  und  von  da  nach 
Rotterdam  und  Amsterdam«  reichte,  wurde  die  Konkurrenzlage 
Mannheims  gegen  früher  eine  wesentlich  andere1. 

Die  allgemeine  Tariferhöhung  des  Jahres  1874  konnte  bei 
den  direkten  und  Transittarifen  in  Form  von  Zuschlägen  zu  den 
Taxen  vorgenommen  werden,  doch  mußten  einzelne  Tarife  aus 
Konkurrenzrücksichten  ohne  jede  Erhöhung  bleiben.  Nach  einer 
Zusammenstellung  der  Veränderungen  in  den  Gütertarifen  wurden 
verändert 1 : 

Bei  den  Wechsel-  und  direkten  Verkehren 

1 1 durch  Zuschlag  von  20  °lo, 

7 » » » 20%  zu  Stückgut  und 

10 % zu  den  Wagenladungen, 

8 blieben  unverändert; 

bei  den  Transitverkehren 

6 durch  Zuschlag  von  20%, 

12  » » »20  und  10%  wie  oben, 

3 blieben  unverändert. 

Getreide,  Mehl-  und  Mühlenfabrikate,  Hülsenfrüchte,  Kar- 
toffeln und  Salz  blieben  gemäß  Ziffer  2 des  Bundesratsbeschlusses 
vom  11.  Juni  1874  frei  von  jeder  Erhöhung. 

Die  Wirkung  der  Erhöhung  der  Taxen  in  den  direkten 
Tarifen  gestaltete  sich  wenig  erfreulich.  »Es  konnte  hier  nach 
Lage  der  verwickelten  Konkurrenzverkehre  nicht  ausbleiben,  daß 
die  Frachten  auf  der  einen  Route  nicht  oder  in  geringem  Maße 
erhöht  wurden  und  daß  andernteils  bei  der  Mitbeteiligung  der 
Wasserstraßen  die  Konkurrenzfähigkeit  alteriert  wurde.  Die 
Folgen  wurden  aber  mehrfach  erst  erkannt,  als  die  neuen  Tarife 
zur  Anwendung  gelangten.  Nun  war  es  aber  nicht  leicht,  bei 
der  Mitbeteiligung  einer  ganzen  Reihe  von  Bahnen  Abänderungen 
der  einmal  beschlossenen  Tarife  herbeizuführen  und  den  im 
übrigen  berechtigten  Beschwerden  der  Handelswelt  abzuhelfen«2. 

Es  kann  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  eine  genaue  Schilderung 
der  direkten  und  Wechseltarife  in  den  nächsten  Jahren  bis  zum 
Zustandekommen  des  Tarifschemas  zu  geben;  das  würde  aber 
auch  bei  dem  immer  mehr  gesteigerten  Tarifwirrwarr  bis  zu 


1 Jahresbericht  des  bad.  Handelsministeriums  1874.  II.  pag.  63. 

* Jahresbericht  des  bad.  Handelsministeriums  1874.  II.  pag.  64. 
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einem  gewissen  Grade  äußerst  schwierig  sein,  da  eine  Zusammen- 
stellung nicht  vorhanden  ist  und  die  Materialien  sehr  lückenhaft 
sind;  andernfalls  dürfte  auch  eine  Aufzählung  der  eingeführt 
gewesenen  Tarife  wenig  Interesse  bieten.  Bemerkt  sei  nur  noch, 
daß  die  Bestrebungen  der  badischen  Eisenbahn  Verwaltung  dahin 
gerichtet  waren,  wieder  brauchbare  direkte  Tarife  mit  denjenigen 
Bahnen  zustande  zu  bringen,  mit  denen  sich  Baden  im  Verkehre 
befand  und  dabei  womöglich  das  interne  badische  System  zur 
Grundlage  zu  nehmen,  um  einerseits  Anomalien  und  andrerseits 
verwickelte  Kombinationen  verschiedener  Systeme  zu  vermeiden  *. 
Der  Erfolg  war  jedoch  nur  ein  geringer,  indem  nur  auf  wenige 
Verkehre  das  Wagenraumsystem  zur  Einführung  gelangen  konnte. 

In  einer  Beziehung  ist  noch  einer  Maßnahme  Erwähnung 
zu  tun;  wie  schon  erwähnt,  bestanden  für  Mannheim  verschiedene 
Berechnungen  betreffs  der  Entfernung,  je  nachdem  es  sich  um 
interne  oder  Transittarife  handelte.  Diese  verschiedenen  Entfer- 
nungen wurden  gegen  Ende  des  Jahres  1876  unifiziert  und 
infolgedessen  sowie  infolge  der  Aufstellung  neuer  Taxen  im 
südwestdeutschen  Verband  wurde  ein  neuer  Ausnahmetarif  Mann- 
heim-Basel mit  Wirkung  vom  1.  November  1876  eingeführt,  der 
neben  einer  Erhöhung  der  Taxe  der  Klasse  B I und  des  Kohlen- 
tarifs nur  Taxermäßigungen  brachte. 


1 Jahresbericht  des  bad.  Handelsministeriums  1875.  II.  pag.  43. 
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Es  ist  im  Laufe  unserer  Erörterungen  vielfach  von  der 
Gütertarifreform  die  Sprache  gewesen  und  es  dürfte  daher  zum  Ver- 
ständnis der  Tariffrage  unerläßlich  sein,  etwas  näher  auf  dieselbe 
einzugehen. 

Wenn  nun  die  folgende  Darstellung  etwas  über  den  Rahmen 
der  vorliegenden  Arbeit  hinausgeht,  so  glaube  ich  dies  damit 
motivieren  zu  können,  daß  das  ganze  Gütertarifwesen  der  70er 
Jahre  sich  um  die  Tarifreform  drehte  und  wenn  auch  die  Wurzeln 
der  Bewegung  in  andern  Verhältnissen  zu  suchen  sind,  so  hat 
doch  Baden  sein  gutes  Anteil  an  dem  endlichen  Zustandekommen 
des  einheitlichen  Tarifschemas. 

Zudem  ist  bis  heute  noch  keine  zusammenfassende  Abhand- 
lung über  die  Tarifreformbestrebungen  erschienen1,  auf  die  ich 
verweisen  könnte,  so  daß  auch  aus  diesem  Grunde  mein  Beginnen 
gerechtfertigt  erscheint. 

Es  stand  mir  zur  Bearbeitung  verschiedenes  Aktenmaterial 
zur  Verfügung,  doch  sah  ich  mich  genötigt,  zur  Ergänzung  der 
Darstellung  wieder  auf  die  Jahresberichte  des  badischen  Handels- 
ministeriums sowie  der  Staatseisenbahnen  zurückzugreifen. 

Wie  bereits  früher  ausgeführt  standen  die  Bahnen  in  mehr 
oder  minder  losem  Zusammenhang  und  besonders  war  im  Tarif- 
wesen wegen  des  Mangels  einheitlicher  Vorschriften  eine  große 
Unsicherheit  hervorgetreten.  Da  die  Lokaltarife  untereinander 
schon  sehr  verschiedenartig  waren , so  ergaben  sich  schwere 
Mißstände,  sobald  Tarife  für  direkte  und  Verbandsverkehre  ein- 
gerichtet werden  sollten.  Bei  Konstruktion  derselben  suchte  jede 

1 Abgesehen  von  der  ganz  summarischen  Darstellung  von  Bunneistcr  a.  a.  O. 
und  der  natürlich  tendenziösen  Denkschrift  des  Vereins  der  Privatbahnen  a.  a.  O. 
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Bahn  soviel  wie  möglich  aus  ihrem  Lokaltarif  in  den  direkten 
zu  übertragen,  und  es  mußte  vielfach,  wenn  keine  Einigung  zu 
erzielen  war,  ein  Zusammenstößen  der  Sätze  der  beiderseitigen 
Lokaltarife  stattfinden.  Da  nun  manche  Bahnen  bis  zu  io  und 
zum  Teil  noch  mehr  Klassen  in  ihren  Tarifen  eingerichtet  hatten, 
so  mußte  bei  Vereinigung  derselben  eine  große  Verwirrung 
Platz  greifen.  Dazu  kam,  daß  die  Tarife  fortwährend  geändert 
wurden,  so  daß  es  infolgedessen  selbst  für  geübte  Geschäftsleute 
kaum  mehr  möglich  war,  die  Fracht  genau  zu  berechnen,  und 
hieraus  entsprang  wieder  eine  Unsicherheit  in  der  Kalkulation, 
die  dieselbe  beinahe  unmöglich  machte.  Zudem  waren  durch 
Einführung  des  natürlichen  Tarifsystems  die  Komplikationen  nur 
vergrößert  worden,  so  daß  sich  im  Reichstag,  wie  auch  in  der 
Presse,  immer  mehr  der  Wunsch  geltend  machte,  für  Deutsch- 
land die  Verwirrung  im  Tarif  wesen  zu  beseitigen  und  wieder 
einfachere  Zustände  herzustellen.  Der  deutsche  Handelstag  war 
es  vor  allem,  der  immer  wieder  auf  die  Unhaltbarkeit  der  Zu- 
stände hin  wies  (1865,  1868,  1872),  ohne  jedoch  viel  damit  zu 
erreichen.  Zwar  wurden  in  die  Bundesverfassung,  dann  in  die 
Reichsverfassung  Bestimmungen  betreffs  des  Tarifwesens  auf- 
genommen1, doch  fand  sich  nicht  die  geeignete  Zentralbehörde, 
die  Regelung  in  die  Hand  zu  nehmen. 

»Als  Hauptträger  der  freiwilligen  Bestrebungen  zur  ein- 
heitlichen Regelung  des  Gütertarif  wesens« 2 3 ist  der  in  der  Ein- 
leitung besprochene  Tarifverband  anzuführen.  Wenn  es  ihm  auch 
zuerst  nicht  gelang,  nennenswerte  Erfolge  zu  erzielen,  so  suchte 
er  doch  mit  Hilfe  des  Vereins  deutscher  Eisenbahn  Verwaltungen 
seine  Pläne  durchzusetzen,  und  auf  seine  Veranlassung  beantragte 
in  der  Generalversammlung  des  Vereins  im  August  1871  in 
Berlin  die  Direktion  der  Altona-Kieler  Eisenbahn,  »es  möchten 
von  seiten  des  Vereins  die  allgemeinen  Grundsätze  eines  ratio- 
nellen Tarifsystems  für  den  Güterverkehr  und  zwar  sowohl  für 
den  Lokal-  wie  für  den  Verbandsverkehr  beraten  und  zur  Beschluß- 
fassung in  der  nächsten  Generalversammlung  des  Vereins  vor- 
bereitet werden« 3.  Demgemäß  beschloß  der  Verein,  »eine  beson- 


1 Art.  43  u.  46  der  Reichsverfassung. 

* Denkschrift  des  Vereins  der  Privateisenbahnen  a.  a.  O.  pag.  5. 

3 Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungcn  1871.  Nr.  32. 
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dere  Kommission  zur  Ausarbeitung  einer  übereinstimmenden, 
für  die  Vereinsmitglieder  vertragsmäßig  verbindlichen  Vereins- 
güterklassifikation« niederzusetzen  *.  In  zwei  Konferenzen  erledigte 
sich  diese  Kommission  ihres  Auftrages,  indem  sie  nach  ein- 
gehenden Erörterungen  den  Vorschlag  der  preußischen  Staats- 
bahnverwaltungen, den  diese  auf  Anregung  des  preußischen  Ministers 
für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  gemacht  hatten, 
nämlich  das  elsaß-lothringer  System  zu  akzeptieren,  ablehnte 
und  dafür  den  Antrag  der  österreichisch-ungarischen  Verwaltungen 
akzeptierte,  die  Klassifikation  des  Tarifverbandes  unter  Freigabe 
einzelner  bestimmter  Artikel  zur  Versetzung  in  Spezialtarife  als 
vertragsmäßig  verbindlich  anzuerkennen. 

In  der  außerordentlichen  Generalversammlung  des  Vereins 
deutscher  Eisenbahnverwaltungen  in  Frankfurt  a.  M.  vom  20.  bis 
23.  Januar  1873  wurden  die  Kommissionsvorschläge  beraten,  der 
Antrag  der  preußischen  Staatsbahnen  mit  großer  Majorität  ab- 
gelehnt, dagegen  der  Vorschlag  der  Kommission  angenommen. 
Da  jedoch  eine  große  Reihe  von  Eisenbahnverwaltungen  den 
Beschlüssen  ihre  definitive  Genehmigung  versagten,  darunter 
hauptsächlich  die  preußischen  Staatsbahnen,  die  elsaß-lothringer, 
die  badischen,  württembergischen  und  pfälzischen  Bahnen,  so 
war  damit  der  Einigungsversuch  des  Vereins  deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen gescheitert  und  wurde  von  seiner  Seite  in 
dem  Umfange  nicht  mehr  aufgenommen;  er  beschränkte  sich 
hauptsächlich  darauf,  ein  gemeinsames  Betriebsreglement  für  das 
ganze  Vereinsgebiet  zustande  zu  bringen,  was  ihm  auch  im 
Jahre  1876  gelang. 

Inzwischen  hatte  Bismarck  bei  sämtlichen  Regierungen 
angefragt,  »wie  sie  über  die  Weiterentwicklung  der  Reichseisen- 
bahnpolitik dächten,  ob  ihnen  mit  der  Stärkung  der  Reichszentral- 
gewalt gedient  sei,  was  sie  von  der  Einsetzung  einer  Reichs- 
zentralbehörde zur  Wahrnehmung  der  dem  Reiche  verfassungsmäßig 
übertragenen  Befugnisse  hielten  und  welche  Vorschläge  sie  zu 
machen  hätten,  um  von  reichswegen  in  die  deutsche  Eisenbahn- 
frage erfolgreich  einzugreifen«1 2.  Er  erlangte  jedoch  nur  die 
Zustimmung  einiger  kleinerer  Staaten.  Unter  diesen  Umständen 


1 Denkschrift  des  Vereins  der  Privateisenbahnen  a.  a.  O.,  pag.  6. 

2 io  Jahre  preußisch-deutscher  Eisenbahnpolitik  pag.  37. 
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war  es  sehr  erwünscht,  daß  von  Dr.  Elben  und  Genossen  ein 
Gesetzentwurf  betreffs  die  Errichtung  eines  Reichseisenbahnamts 
im  Reichstag  eingebracht  wurde.  Es  ist  hier  nicht  der  Platz, 
den  Verlauf  der  Reichseisenbahnfrage  zu  schildern,  nur  so  viel 
sei  bemerkt,  daß  das  Gesetz  unterm  27.  Juni  1873  zustande  kam 
und  das  Reichseisenbahnamt  seine  Tätigkeit  am  16.  September 
desselben  Jahres  eröffnete. 

In  einem  Schreiben  vom  3.  März  1874  teilte  der  Reichs- 
kanzler dem  Bundesrat  mit,  daß  er  sich  veranlaßt  gesehen  habe 
»infolge  der  Steigerung  der  Arbeitslöhne  und  der  Preise  der 
Kohlen  und  des  Eisens,  wodurch  sich  seit  1872  die  Betriebs- 
überschüsse der  Eisenbahnen  vermindert  hätten,  das  Reichseisen- 
bahnamt anzuweisen,  die  Betriebsergebnisse  für  das  Jahr  1873 
und  das  Maß  der  Steigerung  der  einzelnen  Ausgabefaktoren  zu 
ermitteln,  gleichzeitig  aber  wegen  einer  mit  Einführung  des 
Markpfennigs  verbundenen  Reform  der  Tarife  Erörterungen  unter 
verfassungsmäßiger  Berücksichtigung  solcher  Transportartikel, 
die  erste  und  unentbehrliche  Lebensbedürfnisse  sind,  einzuleiten 
und  nach  dem  Ergebnis  eine  Vorlage  für  den  Bundesrat  vorzu- 
bereiten«. Es  sei  auch  zu  seiner  Kenntnis  gelangt,  »daß  die 
Großh.  Badische  Regierung  am  1.  November  a.  p.  (1873)  eine 
Erhöhung  ihrer  Tarife  habe  eintreten  lassen«,  und  aus  einer  Er- 
klärung des  Königl.  Bayerischen  Staatskommissars  in  der  bayeri- 
schen Abgeordnetenkammer  ergebe  sich,  »daß  zwischen  den  Ver- 
waltungen der  bayerischen , württembergischen  und  badischen 
Eisenbahnen  wegen  gleichmäßigen  Vorgehens  in  der  Tariffrage 
eine  Vereinbarung  stattgefunden«  habe.  »Mit  Rücksicht  auf  die 
dem  Reiche  in  Artikel  45  der  Reichsverfassung  überwiesene 
Kontrolle  der  Eisenbahntarife«  habe  er  das  Reichseisenbahnamt 
ersucht,  bei  den  württembergischen  und  badischen  Regierungen 
eine  diesbezügliche  Anfrage  zu  stellen.  Eine  Antwort  auf  dieses 
Ersuchen  sei  von  der  württembergischen  Regierung  am  20.  Januar 
1874  erfolgt,  badischerseits  jedoch  nicht. 

Unter  der  erwähnten  Erhöhung  der  Tarife  auf  der  badischen 
Bahn  ist  die  Einführung  des  Wagenraumsystems  zu  verstehen, 
wodurch  allerdings  gegen  früher  in  einzelnen  Klassen  eine 
geringe  Erhöhung  eintrat,  im  allgemeinen  jedoch  Taxermäßi- 
gungen  stattfanden.  Die  württembergische  Regierung  teilte  in 
ihrem  Schreiben  mit,  daß  zwar  Verhandlungen  stattgefunden 
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hätten,  doch  sei  es  zu  einer  definitiven  Vereinbarung  noch  nicht 
gekommen;  eine  Einigung  kam  jedoch  noch  im  Laufe  des  Jahres 
1874  zwischen  Bayern  und  Württemberg  zustande  und  führte  zu 
dem  sogenannten  »gemischten  System«,  das  bekanntlich  die  Grund- 
lage für  das  Tarifschema  (Reform tarif)  abgab. 

Es  dürfte  daher  gerechtfertigt  sein,  an  dieser  Stelle  das 
gemischte  (bayerische)  System  zu  besprechen.  Den  Anstoß  zur 
Einführung  des  neuen  Tarifsystems  gab  die  Einführung  des 
elsaß-lothringer  Tarifs  auf  den  badischen  Bahnen,  wodurch  das 
Tarifwesen  Württembergs  und  Bayerns  alteriert  wurde,  wenn 
auch  nicht  in  dem  Maße,  wie  seinerzeit  das  badische  infolge 
der  Durchführung  des  Raumtarifs  in  Elsaß-Lothringen.  Da  sich 
die  beiden  Verwaltungen  jedoch  nicht  zur  Annahme  des  reinen 
Gewichts-  und  Wagenraumsystems  entschließen  konnten,  so 
suchten  sie  einen  Tarif  durch  Kombination  des  Wertklassifikations- 
systems mit  dem  Raumsystem  zu  konstruieren  und  gelangten 
schließlich  zu  folgendem  Schema  und  Grundtaxen1: 
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1 Zeitung  des  Vereins  deutscher  Kisenbahnverwaltungen  1873.  Nr.  102. 
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In  der  Stückgutklasse  und  Klasse  A und  B wurden  Güter 
aller  Art  befördert,  ausgenommen  die  in  den  Spezialtarif  I,  II 
und  III  verwiesenen  und  bisher  in  den  Klassen  C,  D und  E des 
Süddeutschen  Verbandstarifs  besonders  genannten,  wenn  sie  in 
einem  Wagen  mit  einem  Frachtbrief  aufgegeben  wurden.  Bei 
Aufgabe  von  mindestens  5000  kg  und  mehr  oder  bei  Fracht- 
zahlung hierfür  wurden  die  Frachtsätze  der  Klasse  A und  bei 
Aufgabe  von  mindestens  10000  kg  oder  Frachtzahlung  hierfür 
die  Sätze  der  Klasse  B angewendet  und  zwar  derart,  daß  für 
jeden  Wagen  die  Fracht  für  5000  kg  sowie  für  das  in  demselben 
Wagen  ferner  verladene  Gewicht  nach  dem  Doppelzentnersatz 
der  Klasse  A solange  erhoben  wurde,  als  die  Berechnung  für 
10000  kg  nach  dem  Doppelzentnersatze  der  Klasse  B nicht  eine 
geringere  Gesamtfracht  ergab.  Zusammenladen  beliebiger  Güter 
war  gestattet,  doch  wurde  dann  Haftpflicht  für  Beschädigung  der 
Güter  untereinander  von  der  Eisenbahn  Verwaltung  nicht  übernommen. 
Wurde  vom  Versender  der  Wagenraum  nicht  ausgenutzt,  so  konnte  die 
Bahn  ihrerseits  Zuladungen  vornehmen.  Zu  den  Sätzen  des  Spezial- 
tarifs I,  II  und  III  wurden  die  in  einem  Klassifikationsverzeichnis 
aufgeführten  Güter  befördert,  wenn  der  Versender  sie  mit  einem 
Frachtbrief  in  Ladungen  von  10000  kg  in  einem  Wagen  auflieferte 
oder  bei  geringerem  Gewicht  bezüglich  der  Spezialtarife  II  und  III 
die  Fracht  für  10000  kg  bezahlte.  Die  Artikel  des  Spezialtarifs  I 
fielen  bei  geringeren  Quantitäten  mindestens  aber  5000  kg  unter 
die  Taxen  der  Klasse  B. 

Vergleichen  wir  diesesTarifsystem  mit  dem  elsaß-lothringischen 
und  badischen,  so  ergibt  sich  eine  Abweichung  vor  allem  in  den 
Wagenladungsklassen;  denn  während  hier  nur  eine  Wagenladungs- 
klasse für  Güter  aller  Art  in  Quantitäten  von  5000  und  10000  kg 
eingerichtet  wurde,  bestanden  dort  deren  zwei,  wobei  die  eine 
offen,  die  andere  bedeckt  zu  befördern  war,  wozu  noch  ein  Wahl- 
recht der  Versender  bezüglich  der  Wagenart  hinzukam;  durch 
erstere  Einteilung  erhielt  die  Bahn  jedenfalls  eine  größere  Ver- 
fügung über  die  Verwendung  ihrer  Transportmittel,  und  es  konnte 
eine  zweckmäßigere  Benutzung  als  beim  Raumtarife  stattfinden. 
Anstatt  eines  Spezialtarifs  im  badischen  und  elsaß-lothringischen 
System  waren  endlich  im  bayerischen  deren  drei  vorhanden, 
womit  recht  eigentlich  das  Klassifikationssystem  wieder  her- 
vortrat. -- 
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Inzwischen  hatte  der  Tarifverband  eine  Einladung  an  die 
deutschen  Eisenbahnverwaltungen  ergehen  lassen,  zu  der  sich 
am  n.  und  12.  März  1874  ungefähr  40  deutsche  Eisen- 
bahnverwaltungen in  Braunschweig  einfanden  und  dort  ein 
System  ausarbeiteten,  das  sich  ungefähr  an  das  bayerische  an- 
schloß, indem  ebenfalls  nur  eine  Stückgutklasse  zum  Vorschlag 
gebracht  wurde,  jedoch  die  Wagenklasse  B offen  befördert  werden 
sollte,  während  nach  dem  bayerischen  System  beide  Wagen- 
ladungsklassen A und  B bedeckt  zu  befördern  waren;  außerdem 
wurden  4 gegen  3 Spezialtarife  im  bayerischen  System  für  be- 
stimmt benannte  Güter  vorgeschlagen.  Die  badische  Verwaltung 
hatte  sich  dem  Vorschläge  an  geschlossen  unter  der  Voraussetzung, 
daß  das  elsaß-lothringer  System  nicht  neben  dem  Braunschweiger 
bestehen  bleibe. 

Als  Grundtaxen  wurden  für  das  System  von  der  Konferenz 
vorgeschlagen:1 

Streckentaxe  Expeditionsgebühr 

Eilgut DoppelterSatz  der  jeweiligen  Klasse 


Stückgut  per  Zentner  . . . 

6 

Pf  g- 

20  Pfg. 

Wagenladungsklasse  A 

5000  kg  

8 

» per 

tkm 

M.  12. — 

per 

t 

Wagenladungsklasse  B 

10000  kg 

5.6 

» 

» 1 2. — 

» 

Spezialtarif  I 

5 

» » 

» 

» 12. — 

» 

» II 

3.9 

» 12. — 

* 

» 

» III 

3.2 

» 

> 12. — 

» IV 

2.5 

» » 

> 

» 1 2. — 

» 

Bald  nach  dieser  Konferenz  erschien  auch  die  im  Schreiben 
des  Reichskanzlers  an  den  Bundesrat  erwähnte  Denkschrift  des 
Reichseisenbahnamts  betr.  die  beabsichtigte  Reform  der  Güter- 
tarife und  zwar  teilte  sich  dieselbe  in  fünf  Abschnitte.  Im  ersten 
wurde  das  Klassifikationssystem  und  seine  Mängel  besprochen, 
im  zweiten  das  sog.  natürliche  System  und  seine  Einführung 
auf  der  nassauischen  Staatsbahn,  in  Elsaß-Lothringen  und  Baden, 
im  dritten  Teile  ging  die  Denkschrift  auf  das  bayerische  und 
württembergische  System  ein,  während  im  vierten  die  Vorschläge 
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der  Braunschweiger  Konferenz  erörtert  wurden.  Im  fünften  end- 
lich wurde  ein  Vergleich  zwischen  den  vorgeschlagenen  Einheits- 
sätzen mit  den  zu  jener  Zeit  im  Tarifverband  bestehenden  auf- 
gestellt. Zum  Schlüsse  gelangte  das  Reichseisenbahnamt  zu  dem 
Anträge,  das  sog.  braunschweiger  System  unter  der  Voraus- 
setzung der  gleichzeitigen  Annahme  gewisser  einheitlicher  Tarif- 
vorschriften zu  akzeptieren.  Dabei  zog  es,  »wenn  es  auch  annahm, 
daß  das  natürliche  bzw.  das  sog.  Gewichts-  und  Wagenraum- 
tarifsystem dem  Charakter  der  Eisenbahnen  als  öffentliche  Ver- 
kehrsanstalten allein  Rechnung  tragen  und  dessen  ungesäumte 
Durchführung  auf  den  deutschen  Bahnen  im  öffentlichen  Interesse 
wünschenswert  erscheinen  würde,  doch  in  Betracht,  daß  jede 
wesentliche  und  plötzliche  Veränderung  eines  bestehenden  Tarif- 
systems insofern  ein  gewagtes  Unternehmen  sei,  als  die  Wirkung 
eines  neuen  Systems  mit  voller  Sicherheit  nicht  übersehen  werden 
könne* *1;  zudem  würden  die  in  Elsaß-Lothringen  und  Baden  bisher 
gemachten  Erfahrungen  nicht  ausreichen , sum  aus  denselben  für 
die  angemessene  Normierung  der  Fahrpreise  eine  zuverlässige 
Basis  zu  gewinnen«1. 

Bereits  seit  dem  Jahre  1873  hatte  die  große  Mehrzahl  der 
deutschen  Eisenbahnverwaltungen  um  eine  Erhöhung  der  Tarife 
nachgesucht  wegen  der  schon  mehrfach  angeführten  Steigerung 
der  Preise  für  Baumaterialien  und  der  Arbeitslöhne2.  Nach  Er- 
wägung in  den  Ministerien  für  Handel  und  Finanzen  war  an 
den  Reichskanzler  die  Anfrage  gestellt  worden,  ob  er  mit  Rück- 
sicht auf  Artikel  45  der  Reichsverfassung  kein  Bedenken  habe, 
eine  Erhöhung  der  Tarife  eintreten  zu  lassen.  Dieser  erachtete 
eine  Notwendigkeit  zur  Erhöhung  als  nicht  genügend  und  ersuchte 
die  Eisenbahnverwaltungen,  noch  die  Betriebsergebnisse  des  Jahres 
1873  abzuwarten.  Gleichzeitig  hatte  er  das  Reichseisenbahnamt, 
wie  schon  bemerkt,  beauftragt,  eine  Prüfung  der  Betriebsergeb- 
nisse des  genannten  Jahres  vorzunehmen.  Nachdem  diese  erfolgt 
war  und  zudem  sich  die  Anträge  gemehrt  hatten,  glaubte  sich 
der  Reichskanzler  dem  Ansuchen  der  Eisenbahnverwaltungen 
nicht  mehr  widersetzen  zu  können,  und  unterm  5.  Mai  1874 
richtete  er  an  den  Bundesrat  das  Ersuchen,  beschließen  zu  wollen, 


1 Jahresbericht  des  bad.  Handelsministeriums  1874  II,  pag.  53. 
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»daß  vom  Standpunkt  des  Reiches  gegen  eine  mäßige,  im  Durch- 
schnitt den  Betrag  von  20%  jedenfalls  nicht  überschreitende 
Erhöhung  der  Eisenbahnfrachttarife  unter  der  Voraussetzung 
nichts  zu  erinnern  sei,  daß  gleichzeitig  oder  doch  sobald  als  die 
erforderlichen  Vorarbeiten  es  gestatten,  das  in  der  Denkschrift 
des  Reichseisenbahnamts  empfohlene  Tarifsystem  in  seinen  Grund- 
zügen zur  Einführung  gelange«1. 

Der  im  Laufe  unserer  Darstellungen  so  viel  erwähnte 
Bundesratsbeschluß  betreffend  die  Erhöhung  der  Eisenbahn- 
frachttarife erfolgte  unterm  11.  Juni  1874,  indem  folgendes 
beschlossen  wurde 1 : 

»1.  daß  vom  Standpunkt  des  Reiches  gegen  eine  mäßige, 
im  Durchschnitt  den  Betrag  von  20%  nicht  überschrei- 
tende Erhöhung  der  Eisenbahnfrachttarife  unter  der 
Voraussetzung  nichts  zu  erinnern  sei,  daß,  sobald  als  die 
erforderlichen  Vorarbeiten  es  gestatten,  spätestens  mit 
dem  1.  Januar  1875,  das  in  der  Denkschrift  des  Reichs- 
eisenbahnamts empfohlene  Tarifsystem  in  seinen  Grund- 
zügen zur  Einführung  gelange, 

daß  indessen  diejenigen  Bahnverwaltungen,  welche 
das  in  der  Denkschrift  als  das  natürliche  bezeichnete 
Tarifsystem  bereits  eingeführt  haben,  solches  beibehalten 
dürfen  und  daß  dessen  weiterer  Einführung  nichts  ent- 
gegenstehe, 

»2.  daß  intcrmistisch  eine  Erhöhung  der  bestehenden  Güter- 
tarife unter  Ausschluß  zurzeit  geltender  Sätze  für  Getreide, 
Hülsenfrüchte,  Kartoffeln,  Salz,  Mehl  und  Mühlenfabrikate 
durch  einen  Zuschlag  von  höchstens  20  % herbeigeführt 
werden  dürfe, 

»3.  daß  bei  demnächstiger  Normierung  der  Sätze  zu  dem 
Zweck,  die  Frachteinheiten  der  generellen  Wagenladungs- 
klassen zu  der  Frachteinheit  für  Stückgut  in  ein  an- 
gemessenes Verhältnis  zu  bringen,  dahin  zu  wirken  sei, 
daß  die  Differenz  in  den  Sätzen  für  Klasse  A nicht 
weniger  als  33I/3°/0,  für  Klasse  B nicht  weniger  als  50% 
der  Sätze  für  Stückgut  betrage, 
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»4.  daß  die  Vorschriften  für  die  Beförderung  von  Stückgut 
wie  folgt  zu  normieren  seien : 

»Zu  den  Frachtsätzen  der  Stückgutklasse  werden 
alle  Güter  befördert,  welche  der  Versender  nicht  als  Eil- 
gut oder  Wagenladung  aufgibt  bzw.  welche  nicht  nach 
den  bestehenden  Vorschriften  als  Wagenladungen  zu 
berechnen  sind.  Die  Fracht  wird  nach  dem  Gewicht 
der  Sendung  berechnet  mit  der  Maßgabe,  daß  für  jeden 
Kubikmeter  Wagenraum,  welchen  die  Versendung  nach 
der  Feststellung  der  Versandgüterexpedition  in  Anspruch 
nimmt,  die  Fracht  für  mindestens  drei  Zentner  erhoben 
wird.  Der  Frachtminimalsatz  beträgt  0,4  Mark.«, 

»5.  daß  Salz  und  Kartoffeln  der  niedrigsten  Tarifklasse, 
Getreide,  Hülsenfrüchte,  Mehl  und  Mühlenfabrikate  der- 
jenigen ermäßigten  Wagenklasse  zugeteilt  würden,  deren 
Sätze  den  zurzeit  geltenden  am  nächsten  ständen, 

»6.  daß  die  in  der  Denkschrift  vorgeschlagenen  speziellen 
Tarifvorschriften  nach  Anhörung  der  Delegierten  der 
Eisenbahnverwaltungen  und  soweit  erforderlich  auch  des 
Handelsstandes  vom  Reichseisenbahnamt  festzustellen 
und  dem  Bundesrat  zur  Genehmigung  unterbreitet  würden, 
und  daß  dasselbe  Verfahren  sowohl  in  bezug  auf  die 
gleichmäßige  Einreihung  der  Artikel  in  die  Spezialtarife, 
als  auch  hinsichtlich  der  für  das  natürliche  System  er- 
forderlichen Tarifvorschriften  beobachtet  würde, 

»7.  daß  Vorbehalten  bleibe,  nach  Ablauf  von  längstens  fünf 
Jahren  eine  Revision  des  Tarifsystems  nebst  Ausführungs- 
vorschriften vorzunehmen«. 

Die  Erhöhung  der  Tarife  erfolgte  zum  größten  Teil  am 
1.  August  1874,  so  auch  wie  mitgeteilt  in  Baden. 

Die  badische  Regierung  nahm  in  den  Verhandlungen  der 
Gütertarifreform- den  Standpunkt  ein,  »daß  auf  die  Annahme  des 
braunschweiger  oder  des  elsaß-lothringischen  Systems  hinzuwirken, 
in  erster  Linie  aber  jenes  zu  begünstigen  sei,  sowohl  weil  es  die 
größte  Wahrscheinlichkeit  der  Zustimmung  der  beteiligten  Eisen- 
bahnverwaltungen für  sich  habe,  als  weil  es  sich  an  die  bestehenden 
Systeme  unmittelbarer  anschließe«1.  Man  ließ  sich  dabei  an 

1 Jahresbericht  des  bad.  Handelsministeriums  1874.  II,  pag.  56. 
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maßgebender  Stelle  von  dem  Gedanken  leiten,  »daß  eine  Zurück- 
führung des  deutschen  Tarifwesens  auf  einheitliche  Grundlagen 
im  allseitigen  Interesse  liege,  aber  bei  dem  Nebeneinanderbestehen 
zweier  verschiedenartiger  Systeme  nicht  zu  erreichen  sei,  ferner, 
daß  bei  Fortbestehen  des  angeblich  natürlichen  elsaß-lothringcr 
Systems  sich  für  die  Nachbarbahnen  die  Folge  der  Annahme 
desselben  in  den  konkurrenzierten  Verkehren  unweigerlich  ergäbe*,1 
Da  die  badische  Regierung  jedoch  sah,  daß  es  unmöglich  war, 
dieser  Anschauung  im  Bundesrat  Geltung  zu  verschaffen,  so 
beantragte  sie  am  9.  Juni  1874,  »der  Bundesrat  wolle  für  den 
Fall  der  Annahme  der  Ziffer  1 der  Ausschußanträge  zu  derselben 
nachstehenden  Zusatz  beschließen : 

»daß  jede  Eisenbahnverwaltung  verpflichtet  ist,  das 
für  den  direkten  Verkehr  mit  einer  Bahn  angewendete 
Tarifsystem  mit  den  gleichen  bzw.  verhältnismäßigen 
Taxanteilen  auf  Verlangen  auf  jeder  anderen  mit  jener 
Bahn  bezüglich  des  betreffenden  Verkehres  in  einem 
Konkurrenzverhältnisse  stehenden  Eisenbahn  Verwaltung 
zuzugestehen«. 

Die  Absicht  war,  Frachtdisparitäten  vorzubeugen,  wie  sie 
in  den  Verkehren  Elsaß-Lothringens  einerseits  und  Badens  andrer- 
seits mit  den  belgischen . holländischen  und  norddeutschen  See- 
häfen und  im  mittel-  und  westdeutschen  Eisenbahn  verband  in  so 
drastischer  Weise  hervorgetreten  waren«.1 

Der  Antrag  fiel  jedoch  mit  dem  obenerwähnten  Bundesrats- 
beschluß vom  11.  Juni. 

Inzwischen  waren  die  deutschen  Eisenbahnverwaltungen, 
insbesondere  der  Tarifverband,  nicht  müßig  und  zwar  war  auf 
Veranlassung  des  letzteren  eine  Generalkonferenz  der  deutschen 
Eisenbahnverwaltungen  einberufen  worden,  die  am  7.  und  8. 
Juli  1874  in  Harzburg  tagte.  Dieselbe  ist  insbesondere  wegen 
ihrer  Resolutionen  bemerkenswert,  indem  u.  a.  beschlossen  wurde, 
daß  sämtliche  Verwaltungen  einstimmig  anerkennen,  »daß  durch 
die  Zulassung  zweier  verschiedener  Tarifsysteme  die  Interessen 
des  Publikums  wie  der  Eisenbahnen  geschädigt  und  die  durch 
die  Verfassung  an  gestrebte  Gleichmäßigkeit  der  Tarife  in  Frage 
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gestellt  werde«  *.  Obwohl  jedoch  die  Verwaltungen  meist  dem 
Klassifikationssystem  zuneigten,  so  erklärte  sich  die  Versammlung 
doch  einstimmig  bereit,  »zur  Erzielung  der  erstrebten  Gleich- 
mäßigkeit der  Tarife  das  in  der  braunschweigischen  Konferenz 
am  12.  März  festgestellte  System  anzunehmen«1,  wenn  die  nicht 
vertretenen  Bahnen  insbesondere  die  Reichsbahnen  sich  bereit 
erklären  würden,  diesem  Beschluß  beizutreten.  — Wir  sehen,  daß 
hier  der  badische  Antrag  im  Bundesrat  wieder  aufgenommen 
wurde. 

Kurz  darauf  fanden  in  Ausführung  des  Bundesratsbeschlusses 
vom  11.  Juni  1874  Ziffer  6,  wonach  »die  in  der  Denkschrift 
vorgeschlagenen  speziellen  Tarifvorschriften  nach  Anhörung  der 
Delegierten  der  Eisenbahn  Verwaltungen  und  soweit  erforderlich 
auch  des  Handelsstandes  vom  Reichseisenbahnamt  festzustellen 
und  dem  Bundesrat  zur  Genehmigung  zu  unterbreiten«  seien, 
Verhandlungen  mit  Vertretern  des  Handelsstandes  am  22.  und 
23.  Juli  und  solche  der  Eisenbahn  Verwaltungen  am  31.  Juli  und 
1.  August  1874  im  Reichseisenbahnamt  statt.  »Den  Schwer- 
punkt der  Verhandlungen  bildete  die  Frage  der  Zulässigkeit  des 
Nebeneinanderbestehens  von  zweierlei  Tarifsystemen  und  die 
Frage  der  Ausnahmetarife.  Die  Vertreter  der  Reichsbahnen 
gaben  zunächst  die  Erklärung  ab,  zu  einer  Äußerung  über  die 
Annahme  des  braunschweigischen  Systems  nicht  ermächtigt  zu 
sein;  die  Vertreter  der  badischen  und  pfälzischen  Bahnen  gaben 
dagegen  ihre  Bereitwilligkeit  zur  eventuellen  Annahme  dieses 
Systems  zu  erkennen.  Sämtliche  übrigen  Eisenbahnvertreter 
(wie  auch  die  des  Handelsstandes)  erklärten  das  Nebeneinander- 
bestehen der  beiden  Systeme  für  einen  schweren  Mißstand  sowohl 
in  Beziehung  auf  die  Interessen  des  öffentlichen  Verkehres  als 
diejenigen  der  Eisenbahnen  und  erachteten  deshalb  die  Beseitigung 
des  elsaß-lothringer  Systems  für  notwendig«1. 

Es  sei  hervorgehoben,  daß  Baden  in  der  Delegiertenkonferenz 
der  Eisenbahnverwaltungen  seinen  Antrag  wiederholte,  den  es 
seinerzeit  im  Bundesrat  eingebracht  hatte.  Ferner  wurde  von 
der  badischen  Bahn  in  Verbindung  mit  den  preußischen  Privat- 
bahnen der  Wunsch  ausgesprochen,  »der  Bundesrat  wolle  den 
Beschluß,  daß  bei  der  Bildung  direkter  Tarife  von  der  Einrech- 

1 Denkschrift  des  Vereins  der  Privatbahnen  a.  a.  O.,  pag.  9. 
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nung  der  Expeditionsgebühr  für  die  Cbergangsstationen  abzusehen 
sei,  in  der  Richtung  einer  Revision  unterziehen,  daß  es  den  Ver- 
waltungen gestattet  werde,  unter  gewissen  Verhältnissen  und 
besonders  da,  wo  dies  zur  Deckung  der  Selbstkosten  erforderlich 
sei,  in  die  direkten  Tarifsätze  besondere  Gebühren  für  den 
Übergang  von  der  einen  Bahn  auf  die  andere  einrechnen  zu 
dürfen«1. 

Bezüglich  der  Ausnahmetarife  wurde  von  sämtlichen  Eisen- 
bahnverwaltungen erklärt,  daß  jede  Verwaltung  sich  das  Recht 
wahren  müsse,  neben  den  vier  Spezial tarifen  für  einzelne  Gegen- 
stände Ausnahmetarife  zu  publizieren.  Von  der  gleichen  Voraus- 
setzung war  man  schon  in  der  Konferenz  in  Braunschweig  aus- 
gegangen. Die  Vertreter  des  Handelsstandes  beantragten  dagegen, 
»daß  es  den  einzelnen  Verwaltungen  nicht  gestattet  sein  möge, 
einzelne  Artikel  entweder  definitiv  oder  nur  auf  Zeit  aus  der 
einen  Klasse  in  eine  andere  zu  versetzen,  eine  solche  Versetzung 
vielmehr  nur  mit  Genehmigung  der  Reichsbehörde  und  nur 
gleichmäßig  für  sämtliche  Bahnen  erfolgen  dürfe«2. 

»Die  Eisenbahnverwaltungen  beharrten  jedoch  einstimmig 
dabei,  daß  bei  Einführung  des  sogenannten  gemischten  (braun- 
schweigischen) Tarifsystems  mit  der  Beschränkung  auf  vier  Spezial- 
tarife es  sowohl  im  Interesse  der  Bahnen  als  auch  im  Interesse 
der  Industrie  notwendig  sei,  jeder  Verwaltung,  sei  es  ohne,  sei 
es  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde,  die  Befugnis  vorzu- 
behalten, zu  jeder  Zeit  Ausnahmetarife  für  einzelne  Artikel  zu 
publizieren«2.  Andernfalls  sei  es  jedoch  unbedingt  notwendig, 
»den  durch  das  gedachte  Tarifsystem  gezogenen  engen  Rahmen 
zu  erweitern  und  anstatt  vier  Spezialtarife  zwölf  solcher  zu 
bestimmen,  obwohl  man  sich  dabei  nicht  verhehlte,  daß  die  große 
Mehrzahl  der  Eisenbahnverwaltungen  mit  einer  geringeren  An- 
zahl von  Spezialtarifen  auskommen  und  für  diese  daher  das 
Bestehen  von  zwölf  Klassen  als  ein  Mißstand  angesehen  werden 
müsse« 2. 

Hinsichtlich  der  Beförderungspreise  wurden  von  einer  Reihe 
von  Bahnen  Maximalsätze  verlangt,  da  sie  sich  nicht  zur  Annahme 
der  Sätze  des  braunschweiger  Systems  entschließen  könnten. 

1 Protokoll  der  Verhandlungen. 

2 Jahresbericht  des  bad.  Handelsministeriums  1874.  II,  pag.  57. 
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Das  Ergebnis  der  Verhandlungen  wurde  in  einer  Denkschrift 
des  Reichseisenbahnamts  an  den  Reichskanzler  vom  5.  Dezem- 
ber 1874  zusammengestellt.  Das  Reichseisenbahnamt  faßte  seine 
Auffassung  dahin  zusammen,  daß  es  sich  empfehlen  möchte,  die 
Entscheidung  über  das  neue  Tarifsystem  zu  vertagen,  indem  es 
eine  Verlängerung  des  intermistischen  Frachtzuschlages  unter  der 
Bedingung  vorschlug,  daß 

1.  »von  diesem  Zuschlag  nicht  betroffen  werden  sollten  .Salz, 
Getreide,  Mehl,  Mühlenfabrikate,  Hülsenfrüchte,  Kartoffeln, 
Holz,  Düngungsmittel  und  Futtermittel, 

2.  dieser  Zuschlag  in  Wegfall  zu  kommen  habe  für  die 
unter  Nummer  1 nicht  genannten,  in  Artikel  45  No.  2 
der  Reichsverfassung  aufgeführten  Gegenstände  sowie 
Vieh,  Spiritus  und  Zucker,  soweit  nicht  zwingende  Gründe 
mit  Zustimmung  der  Reichsbehörde  Ausnahmen  zulässig 
erscheinen  lassen, 

3.  spätestens  zu  einem  angemessen  zu  bestimmenden  Termin 
ein  der  Absicht  der  Reichsverfassung  entsprechendes 
einheitliches  und  einfaches  Tarifs)rstem  einzuführen  sei, 
sei  es  das  braunschweigische  oder  das  natürliche  (elsaß- 
lothringische) oder  ein  anderes  geeignetes  System«1. 

Bereits  am  5.  Dezember  unterbreitete  der  Reichskanzler 
dem  Bundesrate  die  Denkschrift,  »indem  er  sich  mit  den  Aus- 
führungen derselben  einverstanden  erklärte  und  dem  Bundesrate 
anheimgab,  im  Sinne  der  vom  Reichseisenbahnamt  am  Schlüsse 
der  Denkschrift  zusammengefaßten  Vorschläge  Beschluß  fassen 
zu  wollen«2. 

Am  13.  Februar  1875  erfolgte  der  Beschluß  des  Bundes- 
rats, der  sich  in  den  Grenzen  der  Vorschläge  des  Reichseisen- 
bahnamts hielt.  Es  wurde  nämlich  beschlossen,  daß  »vom  Stand- 
punkt des  Reiches  gegen  die  weitere  Erhebung  des  durch  den 
Bundesratsbeschluß  vom  1 1.  Juni  1874  zugelassenen  interimistischen 
Frachtzuschlages  von  höchstens  20%  unter  der  Voraussetzung 
nichts  zu  erinnern  sei, 

1.  daß  von  diesem  Zuschlag  wie  bisher  ausgenommen  blieben 
Getreide,  Hülsenfrüchte,  Kartoffeln,  Mehl,  Mühlenfabrikate 
und  Salz, 

1 Jahresbericht  des  bad.  Handelsministeriums  1874.  II,  pag.  68. 

2 Jahresbericht  des  bad.  Handelsministeriums  1874.  II,  pag.  59. 
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2.  daß  beim  Transport  in  Wagenladungen  und  auf  größere 
Entfernungen  der  gedachte  Zuschlag  mit  dem  i.  April  1875 
in  Wegfall  komme  für  Brennholz  und  für  diverse  Dünge- 
mittel, 

3.  daß  bei  Kohlen,  Koks,  Erzen,  Steinen,  Roheisen,  Bau- 
und  Grubenholz,  Vieh  und  bei  diversen  Futtermitteln  im 
Sinne  des  Art.  45  der  Reichsverfassung  eine  Ermäßigung 
des  Zuschlags  ins  Auge  zu  fassen  sei,  vorausgesetzt,  daß 
die  Betriebs-  und  Finanzverhältnisse  der  betreffenden 
Eisenbahnen  dieses  unbedenklich  erscheinen  lassen«  *. 

Dieser  Bundesratsbeschluß  fand  auf  den  badischen  Lokal- 
tarif deshalb  keine  Anwendung,  weil  Baden  Ende  des  Jahres  1874 
das  natürliche  System  als  definitiv  publiziert  hatte  gemäß  Ziffer  1 
Abs.  2 des  Bundesratsbeschlusses  vom  11.  Juni  1874.  Dagegen 
mußten  die  direkten  Tarife  insoweit  abgeändert  werden,  als  die 
eingetretenen  Erhöhungen  sich  mit  den  Bestimmungen  des  Bundes- 
ratsbeschlusses in  Widerspruch  befanden. 

Der  Beschluß  des  Bundesrates  ging  des  weiteren  dahin, 
den  Reichskanzler  zu  ersuchen,  »nach  vorgängiger  Vernehmung 
von  Sachverständigen  aus  den  Kreisen  des  Handelsstandes,  der 
Industrie,  der  Landwirtschaft  und  der  Eisenbahnverwaltungen  dem 
Bundesrate,  sobald  die  Vorarbeiten  es  gestatten,  geeignete  Vor- 
schläge für  die  Einführung  eines  der  Absicht  der  Reichsverfassung 
entsprechenden  einheitlichen  Frachttarifsystems  für  die  Eisenbahnen 
Deutschlands  zur  Beschlußnahme  vorzulegen,  wobei  davon  aus- 
zugehen sei,  daß  der  Beibehaltung  und  weiteren  Ausdehnung 
des  natürlichen  Tarifsystems  neben  einem  anderen  nichts  ent- 
gegenstehe« 1 2. 

Baden  beantragte  wiederum  im  Bundesrate  unter  Hinweis 
auf  die  schweren  Unzuträglichkeiten  des  Nebeneinanderbestehens 
zweier  Tarifsysteme  Wegfall  dieses  Zusatzes,  jedoch  ohne  Erfolg. 

Aus  den  Anträgen  des  Reichseisenbahnamts  und  den 
Beschlüssen  des  Bundesrates  geht  klar  hervor,  daß  maßgebenden 
Orts  eine  gewisse  Ratlosigkeit  herrschte.  Denn  das  Reich  machte 
sich  bei  den  Verhandlungen  einer  gewissen  Parteilichkeit  schuldig, 
indem  es  als  Eigentümer  der  Bahnen  in  Elsaß-Lothringen  an  der 


1 Jahresbericht  des  bad.  Handelsministeriums  1875.  H,  pag.  42. 

2 Bericht  der  Eisenbahntarifrcform-Enquetckommission  vom  13.  Dez.  1875.  pag.  I. 
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Erhaltung  des  natürlichen  Systems  ein  großes  Interesse  hatte, 
während  fast  sämtliche  übrigen  Eisenbahnverwaltungen  auf  der 
Annahme  des  gemischten  oder  Klassifikationssystems  unter  Ver- 
werfung des  natürlichen  bestanden. 

In  Verfolgung  des  letzten  Punktes  des  Bundesratsbeschlusses 
nahm  Bismarck  die  Angelegenheit  in  die  Hand  und  berief  eine 
aus  neun  Mitgliedern  bestehende  Kommission  von  Sachverstän- 
digen, der  die  Aufgabe  gestellt  wurde,  »nach  Feststellung  des 
Programms  die  Vernehmung  von  weiteren  Sachverständigen  zu 
bewirken  und  nach  Sichtung  und  Ordnung  des  gewonnenen 
Materials  über  das  Ergebnis  und  die  daran  zu  knüpfenden  Maß- 
nahmen sich  gutachtlich  zu  äußern«  *. 

Diese  Kommission  trat  am  6.  Mai  1875  zusammen  und 
beriet  die  Feststellung  des  Fragebogens  unter  Zugrundelegung 
eines  Entwurfs  des  Reichseisenbahnamts.  Sodann  wurde  aus  einer 
ebenfalls  im  Reichseisenbahnamt  zusammengestellten  Vorschlags- 
liste der  verschiedenen  Landesregierungen  46  Sachverständige 
ausgewählt,  die  in  der  Zeit  vom  31.  Mai  bis  19.  Juni  von  der 
Kommission  vernommen  wurden.  Nach  den  Berufsarten  teilten 
sich  die  46  Sachverständigen  in  zwölf  Vertreter  der  Eisenbahnen, 
1 1 der  Landwirtschaft  und  23  des  Handels  und  der  Industrie. 

Die  Beratung  der  Sachverständigenvota  fand  seitens  der 
Kommission  vom  6.  bis  14.  September  1875  statt  und  fand  ihren 
Ausdruck  in  einer  ausführlichen  Darstellung  der  Ergebnisse  der 
Vernehmungen  sowie  eines  eigenen  Gutachtens  der  Kommission, 
das  jedoch  »durch  Separatvota«  mehr  oder  minder  bedingt  oder 
modifiziert  wurde.  Bei  Beratung  der  Sachverständigenaussagen 
nämlich  mußten  die  Kommissionsmitglieder  den  Schluß  ziehen, 
-daß  unmittelbar  aus  der  Totalität  der  Aussagen  ein  greifbares 
Programm  zur  Lösung  der  Systemfrage  nicht  zu  entnehmen 
sei«  *.  Trotzdem  ein  ungemein  reiches  Material  zusammengetragen 
und  obwohl  das  Thema  nach  allen  Seiten  hin  gründlich  disku- 
tiert worden  war,  ergab  sich  doch,  »daß  ein  von  hinlänglicher 
Autorität  und  überwiegender  Übereinstimmung  getragener  Finger- 
zeig für  die  praktische  Grundlage  einer  unifizierenden  Reform 
der  deutschen  Gütertarifeinrichtungen  nicht  erkennbar  geworden 


1 Bericht  der  Eisenbahntarifreform-Enquetekonirnission  vom  13.  Dez.  1875. 
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war« l.  Die  Kommission  konnte  daher  nicht  einfach  die  Majorität 
der  Sachverständigenmeinungen  konstatieren,  sondern  mußte  im 
Wege  erneuter  Verhandlung  einen  Ausweg  suchen,  worauf  sie 
zu  folgendem  Schlußgutachten  gelangte:2 3 

I.  Die  möglichst  baldige  Einführung  eines  einheitlichen 
Tarifsystems  ist  dringend  zu  wünschen,  doch  ist  dies 

II.  nur  im  Wege  des  Kompromisses  zu  erreichen. 

III.  Es  ist  eine  allgemeine  offene  Wagenladungsklasse  zu  ioo 
und  200  Zentner  für  Güter  jeder  Art  mit  einem  angemessenen 
Zuschlag  für  die  Beförderung  in  bedeckten  Wagen  einzuführen. 

IV.  Daneben  sind  Spezialtarife  zu  ermäßigten  Sätzen  für 
Lokal-  und  Verbandsverkelire  einzurichten, 

V.  außerdem  erhöhte  Frachtsätze  für  Eil-  und  Stückgut, 
letzteres  eventuell  in  zwei  Klassen. 

VI.  Besondere  Tarifierung  für  sperrige  Güter,  die  in  eine 
Nomenklatur  einzustellen  sind. 

VII.  Die  Einheitssätze  sind  als  Maximalsätze  zu  normieren. 

VIII.  In  der  Regel  ist  der  Frachtsatz  aus  einem  Strecken- 
satz und  einer  Expeditionsgebühr  zu  bilden. 

IX.  Differential-  und  Ausnahmetarife  sind  zwar  zulässig, 
jedoch  der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  zu  unterwerfen. 

X.  i.  Jeder  Tarif  ist  ordnungsmäßig  zu  publizieren;  2.  die 
Publikation  ist  durch  die  Gesetzgebung,  die  auch  ein  Zentral- 
organ zu  bestimmen  hat,  zu  regeln;  3.  es  sind  durch  die  Gesetz- 
gebung Maßregeln  zu  treffen  gegen  die  Anwendung  nicht  ordnungs- 
gemäß publizierter  Tarife  sowie  gegen  Refaktien  usw. 

XI.  Für  das  Inkrafttreten  von  Tariferhöhungen  ist  eine 
sechswöchentliche  Publikationsfrist  gesetzlich  einzuführen.  3 — 

Betrachtet  man  das  Resultat  dieser  Enquete,  die  mit  einem 
so  großen  Aufwand  an  Zeit  und  Arbeit  in  Bewegung  gesetzt 
wurde,  so  muß  das  Ergebnis  als  ein  äußerst  dürftiges  bezeichnet 
werden.  Ganz  richtig  faßt  das  Reichseisenbahnamt  am  Schlüsse 


* Bericht  der  Eisenbahnturifreform-Enquctekommission  vom  13.  Dezember  1875. 

2 Gekürzt. 

3 Die  stenographischen  Protokolle  über  die  Vernehmung  der  Sachverständigen 
und  der  Bericht  der  Enquetekommission  wurden  am  13.  Dezember  1875  dem  Reichs- 
kanzler übergeben,  der  dieselben  mittels  Schreibens  vom  15.  Januar  1876  dem  Bundes- 
rate unterbreitete. 
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seiner  Denkschrift1  betreffend  die  Tarifreformenquete  seine  Auf- 
fassung dahin  zusammen: 

1.  »daß  die  von  der  Kommission  in  ihrem  Schlußgutachten 
skizzierten  Grundzüge  eines  einheitlichen  Tarifsystems 
an  und  für  sich  zwar  geeignet  seien,  die  erstrebte  Ein- 
heit auf  dem  Tarifgebiet  zu  vermitteln,  daß  dieselben 
jedoch  für  die  Formulierung  praktisch  zu  verwendender 
Vorschläge  eine  genügende  Basis  nicht  gewähren«,  weil 
wesentliche  Punkte,  insbesondere  die  Zahl  der  Klassen 
für  Stückgut,  die  Zahl  der  Spezialtarife,  die  Anwendung 
der  Sätze  der  allgemeinen  und  der  Spezialwagenladungs- 
klassen und  die  Zulassung  von  Ausnahmetarifen  neben  den 
Klassen  des  Tarifschemas  offen  geblieben  sind; 

2.  »daß  es  darum  nicht  ratsam  sei,  ein  auf  dieser  Basis 
entworfenes  Tarifsystem  von  reichswegen  einzuführen 
oder  auch  nur  zu  empfehlen; 

3.  »daß  vielmehr  wegen  einer  Ergänzung  der  von  der 
Kommission  aufgestellten  Grundzüge,  sei  es  im  Wege 
der  Beschlußfassung  des  Bundesrats,  sei  es  in  dem  aller- 
dings wenig  aussichtsvollen  Wege  der  freien  Verein- 
barung der  Eisenbahnverwaltungen  unter  sich,  sei  es 
eventuell  im  Wege  der  Gesetzgebung  das  erforderliche 
zu  veranlassen  sei.«2 

Und  doch  sollte  es  gerade  der  »wenig  aussichtsvolle  Weg 
der  freien  Vereinbarung  der  Eisenbahn  Verwaltungen«  sein,  durch 
den  sogar  noch  in  demselben  Jahre  das  Gütertarifschema  wenig- 
stens in  seinen  Grundzügen  festgelcgt  wurde. 

Als  der  Bundesratsbeschluß,  der  auf  den  Bericht  der  Enquete- 
kommission und  die  Denkschrift  des  Reichseisenbahnamts  er- 
wartet wurde,  längere  Zeit  auf  sich  warten  ließ,  schien  es,  als  ob 
die  Reichsregierung  sich  vorläufig  nicht  mehr  mit  der  Tarifreform- 
frage abgeben  wolle.  Infolgedessen  war  es  wieder  der  Tarif- 
verband, der  die  Initiative  ergriff,  um  auf  dem  Wege  der  frei- 
willigen Vereinbarung  der  deutschen  Eisenbahnverwaltungen  ein 
einheitliches  System  zustande  zu  bringen.  Er  hatte  nämlich  in 

1 Diese  Denkschrift  wurde  am  20.  Mai  1876  vom  Reichskanzler  dem  Bundes- 
rate zugestellt. 

2 Jahresbericht  über  die  Eisenbahnen  im  Großherzogtum  Baden  1876,  pag.  27, 
Denkschrift  des  Vereins  der  Privatbahnen  a.  a.  O.,  pag.  t2. 
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einer  Konferenz  in  Leipzig  am  6.  und  7.  April  1876  einstimmig 
mit  Ausnahme  der  sich  der  Abstimmung  enthaltenden  preußischen 
Staatsbahn  v er  wal  tun  gen  beschlossen , 

1.  »an  alle  Eisenbahnverwaltungen  im  deutschen  Reich  die 
Aufforderung  zu  richten,  sich  an  sofort  einzuleitenden 
Verhandlungen  zum  Zwecke  der  Einführung  eines  ein- 
heitlichen Tarifs  für  das  Verkehrsgebiet  der  deutschen 
Bahnen  zu  beteiligen; 

2.  »nach  Eingang  der  Erklärungen  hierauf  eine  Kommission 
zu  ernennen,  in  welcher  die  Interessen  der  verschiedenen 
Verkehrsgebiete  vertreten  seien,  um  bestimmte  Vor- 
schläge in  der  Sache  auszuarbeiten,  über  welche  sodann 
in  einer  Generalversammlung  der  deutschen  Eisenbahnen 
Beschluß  zu  fassen  wäre.«1 

Hierauf  erließ  die  Direktion  der  braunschweigischen  Bahn 
als  präsidierende  Verwaltung  des  Tarifverbandes  eine  Einladung 
an  sämtliche  deutschen  Eisenbahnverwaltungen  »zur  Wiederauf- 
nahme der  Tarifreformverhandlungen*,1  wozu  auch  alle  Bahnen  mit 
Ausnahme  der  preußischen  Staatsbahnen,  der  Reichsbahnen  sowie 
der  Main-Neckarbahn  ihre  Zustimmung  gaben,  und  zwar  hielten 
sich  die  letzteren  nicht  »aus  prinzipiellen  Gründen,  sondern  nur 
um  der  Entschließung  der  Reichsorgane  in  der  Sache  nicht  vor- 
zugreifen*1 fern,  während  den  preußischen  Staatsbahn  Verwaltungen 
»die  Genehmigung  ihrer  Vorgesetzten  Behörde  zur  Beteiligung  an 
den  Tarifreformverhandlungen«  1 versagt  wurde. 

Es  wurde  beschlossen,  eine  Kommission  aus  Mitgliedern  der 
ständigen  Tarifkommission  des  Tarifverbandes  sowie  Vertretern 
der  größeren  außerpreußischen  Staatsbahnen,  die  nicht  zum  Tarif- 
verbande  gehörten,  zur  Ausarbeitung  von  Vorschlägen  nieder- 
zusetzen, die  mittels  Schreibens  vom  28.  Juni  1876  des  Direktoriums 
der  Berlin-Potsdam-Magdeburger  Eisenbahngesellschaft  als  Vor- 
sitzender Verwaltung  der  Tarif kommission  des  Tarif verbandes 
einberufen  wurde. 

Dieselbe  tagte  am  4.  und  5.  Juli  1876  in  Harzburg,  worauf 
ihre  Beschlüsse  am  7.  Juli  ebenda  einer  Generalkonferenz  der 
deutschen  Eisenbahnverwaltungen  mit  Ausnahme  der  preußischen 
Staatsbahnen  und  der  eisaß -lothringischen  Bahnen  unterbreitet 


1 Protokolle  der  Verhandlungen  in  Harzburg  am  4.  und  5.  Juli  1876. 
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wurden,  die  übereinstimmend  mit  der  Kommission  beschloß,  »daß 
man  nur  unter  der  Voraussetzung  in  die  weiteren  Verhandlungen 
trete,  daß  der  aus  den  zu  fassenden  Beschlüssen  hervorgehende 
einheitliche  Tarif  allgemein  für  ganz  Deutschland  zur  Einführung 
komme.«1  Von  einer  speziellen  Beratung  der  Kommissionsvor- 
schläge wurde  daher  abgesehen,  dagegen  beschlossen,  sämtliche 
deutschen  Staats-  und  Privatbahnen  zu  einer  Generalkonferenz 
nach  Dresden  auf  29.  Juli  einzuladen. 

Dem  Protokoll  der  Kommissionskonferenz  am  4.  und  5.  Juli 
entnehme  ich  folgendes: 

Die  Kommission  kam  übereinstimmend  zu  dem  Resultat, 
daß  zur  Durchführung  eines  einheitlichen  Tarifsystems  unter  An- 
näherung an  die  beiden  in  Deutschland  bestehenden  Tarifsysteme 
(eisaß  - lothringer  und  Klassifikationssystem)  allein  die  Annahme 
eines  Tarifs  auf  Grundlage  des  bayerischen  Systems  geeignet  sei 
und  zwar  wurde  den  Beratungen  der  neueste  derartige  Tarif 
nämlich  der  sächsisch-bayerische  Verbandstarif  vom  11.  Juni  1876 
zugrunde  gelegt,  wobei  folgendes  Schema  vorgeschlagen  wurde: 


Taxe  per  Tonnen- 
kilometer 


Expeditionsgebühr 
per  Tonne 


Eilgut 

Doppelte  Stückguttaxe, 

Stückgut • 

1 2 Pfg. 

M.  4 - 

Wagenladungsklasse  A . . 

8 » 

» 2,— 

» B . . 

6,7  » 

» 1,20 

Spezialtarif  I 

5 » 

» 1 ,20 

» II 

4 * 

» 1,20 

» III 

3.3  » 

» 1,20 

» IV 

2,7  * 

> 1,20 

Betreffs  der  Wagenladungsklassen  wurde  bemerkt,  daß  die 
Selbstkosten  für  die  Verwaltungen  nach  der  Aufgabe  von  Gütern 
in  gedeckten  oder  offenen  Wagen  relativ  sehr  gering  und  erheb- 
lich unter  10  °/0  seien;  demnach  trete,  wenn  dieser  Unterschied 
höher  bemessen  werde  wie  z.  B.  im  elsaß-lothringer  System,  »eine 
nicht  beabsichtigte  und  durch  die  Sache  nicht  gerechtfertigte 
Frachtermäßigung«  ein1;  daher  sei  von  der  Unterscheidung 


1 Protokoll  der  Verhandlungen  in  Harzburg  am  4.  u.  5.  Juli  1876. 
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in  der  Frachtberechnung  bei  Benutzung  von  offenen  und  gedeckten 
Wagen  abzusehen  und  die  Güter  der  allgemeinen  Wagenladungs- 
klasse gedeckt,  die  der  Spezialtarifgüter  offen  zu  befördern.  Statt 
der  drei  Spezialtarife  des  sächsisch-bayerischen  Tarifs  wurden  vier 
vorgeschlagen  und  zwar  sollten  bei  Gütern  der  Spezialtarife  bei 
Aufgabe  von  5000  kg  und  mehr  solange  die  Sätze  der  Klasse  B 
erhoben  werden,  bis  der  Frachtsatz  des  betreffenden  Spezialtarifs 
bei  10000  kg  erreicht  sei.  Deckung  der  Spezialtarifgüter  sei  nur 
auf  Antrag  mit  einem  io°/'0igen  Zuschlag  vorzunehmen,  es  sei 
denn,  daß  die  Güter  ihrer  Natur  nach  deckungsbedürftig  seien. 
Die  Bildung  von  Ausnahmetarifen  solle  allgemein  den  einzelnen 
Verwaltungen  für  folgende  Artikel  belassen  werden:  Eisenbahn- 
schienen sowie  Schienenbefestigungsgegenstände , Getreide  aller 
Art,  Hülsenfrüchte,  europäisches  Bau-  und  Nutzholz,  gebrannter 
Kalk ; die  Bildung  weiterer  Ausnahmetarife  dagegen  solle  der 
Genehmigung  der  Aufsichtsbehörden  sowie  noch  zu  verein- 
barenden Normen  unterworfen  sein.  Sämtliche  Sätze  sollten  Maximal- 
sätze sein. 

Noch  vor  der  auf  29.  Juli  einberufenen  Generalkonferenz 
fanden  indessen  am  21.  Juli  im  preußischen  Handelsministerium 
Verhandlungen  mit  Vertretern  verschiedener  Privateisenbahnen 
statt,  »um  zu  prüfen,  auf  welchen  Grundlagen  zu  einer  Verständi- 
gung über  einen  einheitlichen  Tarif  zu  gelangen  sein  möchte. 
Bei  den  Verhandlungen  zeigte  sich  im  wesentlichen  Einverständnis 
mit  den  in  Harzburg  gefaßten  Beschlüssen,  doch  glaubte  man 
die  Ermäßigung  der  Expeditionsgebühr  für  Stückgut  auf  M.  2. — 
per  Tonne  für  Versand-  und  Empfangsstation  zusammen,  ferner 
die  Beschränkung  der  Spezialtarife  auf  drei  und  einige  Modifi- 
kationen in  der  Einreihung  der  Artikel  in  die  Spezialtarife  und 
in  den  Tarifvorschriften  vorschlagen  zu  sollen.* 1 

Trotz  dieser  Übereinstimmung  der  Ansichten  wurde  den 
preußischen  Staatsbahnverwaltungen  aus  den  schon  oben  an- 
geführten Gründen  die  Teilnahme  an  der  Generalkonferenz  in 
Dresden  versagt,  dagegen  wohnte  dieser  Konferenz  ein  Ver- 
treter des  preußischen  Handelsministeriums  bei,  »um  von  dem 
Gange  und  dem  Ergebnisse  der  Verhandlungen  Kenntnis  zu 
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nehmen  und  über  dieselben  aus  unmittelbarer  Anschauung-  zu 
berichten.«  1 

Unter  Berücksichtigung  der  Verhandlungen  im  preußischen 
Handelsministerium  wurden  die  dem  Harzburger  Protokoll  bei- 
gefügten Tarifvorschriften  wie  die  Klassifikation  der  Güter  in 
die  Spezialtarife  durch  die  Vorsitzende  Direktion  der  Kommission 
redigiert  und  den  Verwaltungen  durch  Schreiben  vom  23.  Juli 
mitgeteilt. 

Als  dann  am  29.  Juli  die  Generalkonferenz  deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen  in  Dresden  zusammentrat,  wurde  den  Ver- 
handlungen auf  Antrag  der  badischen  Staatsbahnen  die  Vor- 
schläge der  Kommissionskonferenz  in  Harzburg  zugrunde  gelegt. 
Bezüglich  derselben  bemerkte  der  Vertreter  der  badischen  Bahnen: 

1 . Der  Annahme  einer  Expeditionsgebühr  von  40  Pfg.  per 
100  kg  für  Versand-  und  Empfangsstation  bei  Stückgut 
sei  seitens  der  badischen  Bahnen  nicht  zugestimmt  son- 
dern erklärt  worden,  daß  dieser  Satz  zu  hoch  erscheine 
und  eine  Expeditionsgebühr  von  10  Pfg.  per  100  kg  je 
für  Versand-  und  Empfangsverwaltung  ausreichend  sei; 

2.  Einstimmigkeit  sei  nicht  in  der  Kommission  vorhanden 
gewesen,  daß  die  Differenz  der  Selbstkosten  der  Ver- 
waltungen je  nach  Aufgabe  des  Gutes  in  gedeckten  oder 
offenen  Wagen  weniger  als  10%  betrage;  vielmehr  habe 
die  badische  Bahn  sowie  die  hessische  Ludwigsbahn  er- 
klärt, die  10%  Unterschied  aufrecht  erhalten  zu  müssen, 
jedoch  wolle  sie  heute  bemerken , daß  die  Aufhebung 
dieser  Differenz  kein  Hindernis  für  die  Verwaltung  sein 
werde,  dem  einheitlichen  Tarifsystem  beizutreten; 

3.  Die  Bildung  von  Ausnahmetarifen  sei  für  die  in  den 
Kommissionsvorschlägen  genannten  Artikel  nicht  generell 
vorgeschlagen  worden , sondern  man  habe  sich  nur  für 
einzelne  Artikel  die  Bildung  von  Ausnahmetarifen  Vor- 
behalten. 2 

Die  Mitglieder  der  Generalkonferenz  erkannten  die  vorstehenden 
Bemerkungen  für  richtig  an  und  beschlossen  im  wesentlichen  nach 
den  Kommissionsvorschlägen.  Bei  Stückgut  wurde  die  schon 
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oben  genannte  Ermäßigung  der  Expeditionsgebühr  auf  2 M.  per 
Tonne  (je  eine  Mark  für  Versand-  und  Bestimmungsstation)  be- 
schlossen, während  betreffs  der  Zahl  der  zuzulassenden  Spezial- 
tarife sich  die  Verwaltungen  einstimmig  für  die  Bildung  von  vier 
Tarifklassen  aussprachen,  sich  aber  bereit  erklärten,  im  Interesse 
der  Erreichung  eines  Einverständnisses  über  einen  einheitlichen 
Tarif  auch  drei  Spezialtarife  zu  akzeptieren.*1  »An  der  Klassifi- 
kation der  Spezialtarife  und  den  Tarif  Vorschriften,  wie  solche  von 
der  Harzburger  Konferenz  beschlossen  waren,  wurden  Modifi- 
kationen vorgenommen.  Zur  Frage  der  Bildung  von  Ausnahme- 
tarifen neben  dem  einheitlichen  Tarif  sprach  sich  die  Konferenz 
dahin  aus,  daß  dieselbe  bei  einzelnen  wichtigen  Artikeln  nicht 
zu  vermeiden  sei,  daß  Ausnahmetarife  mit  höheren  als  den  nor- 
malen .Sätzen  stets  der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  be- 
dürften , daß  die  Bildung  billigerer  Ausnahmetarife  für  einige 
besonders  zu  bezeichnende  Artikel  als  Getreide,  Holz,  Roheisen, 
Erze,  gebrannter  Kalk  und  Eisen  den  Bahnen  vorweg  zuzugestehen 
und  nur  für  die  Bildung  solcher  Tarife  für  andere  Artikel  die 
Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  nötig  sein  solle.  Nachdem 
sich  sodann  schließlich  die  Privatbahnen  den  Rücktritt  von  dem 
neuen  Tarif  nach  angemessener  Kündigungsfrist  Vorbehalten  und 
überhaupt  ihre  konzessionsmäßigen  Rechte  gewahrt  hatten,  wurde 
noch  einstimmig  als  Voraussetzung  der  Verbindlichkeit  zum  Bei- 
tritt zu  dem  neuen  Tarif  die  Annahme  desselben  in  ganz  Deutsch- 
land ausgesprochen.«  1 

Das  Protokoll  der  Dresdener  Generalkonfcrenz  wurde  sämt- 
lichen Eisenbahnverwaltungen  übersandt  mit  dem  Ersuchen,  ihre 
Erklärungen  bis  15.  August  abzugeben.  Darauf  fand  am  4.  und 
5.  September  1876  in  Berlin  eine  Kommissionskonferenz  statt, 
welche  die  in  der  Generalkonferenz  gefaßten  Beschlüsse  ent- 
gültig  redigierte,  worauf  das  Direktorium  der  Berlin — Potsdam — 
Magdeburger  Eisenbahngesellschaft  einen  Bericht  über  die  Ver- 
handlungen in  Dresden  am  30.  September  1876  dem  preußischen 
Handelsminister  unterbreitete  mit  dem  Ersuchen,  »die  preußischen 
Privatbahnen  zur  Einführung  des  neuen  Tarifsystems  und  Fest- 
stellung der  Taxen  innerhalb  der  vereinbarten  Maximalsätze  für 
den  Fall  ermächtigen  zu  wollen,  daß  dieses  System,  dessen  all- 
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gemeine  Tarifvorschriften  und  Klassifikation  auf  einen  bestimmten 
Termin  von  allen  deutschen  Eisenbahn  Verwaltungen  eingeführt 
werde.« 1 

»Als  die  Angelegenheit  soweit  gediehen  war,  kam  dieselbe 
auch  im  Bundesrat  zur  Sprache  und  zwar  anläßlich  eines  An- 
trages der  sächsischen  Regierung  vom  31.  Oktober  — die  damit 
einen  Präzedenzfall  schaffen  wollte  — dahingehend,  der  Bundesrat 
wolle  erklären,  daß  die  königlich  sächsische  Regierung  nicht  be- 
hindert sei,  einen  einheitlichen  — dem  sächsich-bayerischen  Tarif 
analogen  — Tarif  für  die  sächsischen  Staatsbahnen  in  provisori- 
scher Weise  einzuführen.  Die  vereinigten  Bundesratsausschüsse 
für  Handel  und  Verkehr  sowie  für  Eisenbahnen,  Post  und  Tele- 
graphen, denen  obige  Angelegenheit  zunächst  zugewiesen  wurde, 
beschlossen  auf  Antrag  der  preußischen  Vertreter  die  Frage  zu 
verallgemeinern  und  dem  Bundesrat  folgendes  zur  Beschlußfassung 
vorzuschlagen«: 1 

In  Erwägung,  daß  sich  aus  der  Tarifreformenquete  »ein  zur 
unmittelbar  praktischen  Durchführung  dienliches  System«2  nicht 
ergeben  habe,  daß  aber  die  von  der  Enquetekommission  empfoh- 
lenen Grundzüge  die  Grundlage  der  Herbeiführung  eines  einheit- 
lichen Frachttarifsystems  bildeten  und  daß  neuerdings  Verhand- 
lungen stattgefunden  hätten,  aus  denen  Vorschläge  für  ein  Tarif- 
system hervorgegangen  seien,  welches  sich  in  vielen  wichtigen 
Punkten  an  jene  Grundzüge  anschlössen , wolle  der  Bundesrat 
beschließen: 

>1.  vom  Standpunkt  des  Reiches  ist  gegen  die  Einführung 
des  aus  den  Beratungen  von  Verwaltungen  deutscher 
Staats-  und  Privatbahnen  hervorgegangenen  Tarifschemas 
im  allgemeinen  mit  der  Maßgabe  nichts  zu  erinnern,  daß 
die  Zahl  der  Spezialtarife  drei  nicht  überschreiten  darf 
und  die  Feststellung  der  Maximalsätze  durch  die  Landes- 
regierungen Vorbehalten  bleibt, 

2.  zugleich  wird  die  Erwartung  ausgesprochen, 

a.  daß  über  die  Zahl  der  Spezialtarife  und  über  die  Ein- 
reihung der  Frachtgegenstände  in  diese  Tarife  eine 
Einigung  erzielt  wird, 
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b.  daß  bei  Feststellung  der  Maximalsätze  für  die  ver 
schiedenen  Tarifklassen  und  bei  Einreihung  der  Fracht- 
gegenstände in  dieselben  nach  Maßgabe  des  Artikel  45 
der  Verfassung  und  der  bisherigen  Beschlüsse  des 
Bundesrats  eine  Mehrbelastung  des  Verkehrs  tunlichst 
vermieden , vielmehr  auf  die  möglichste  Erleichterung 
desselben  und  namentlich  auf  die  Beseitigung  der 
Frachtzuschläge,  soweit  die  Betriebs-  und  Finanz- 
verhältnisse der  betreffenden  Bahnen  es  gestatten,  Be- 
dacht genommen  wird, 

c.  daß  vorbehaltlich  konzessionsmäßiger  Rechte  die  Ein- 
führung von  Ausnahmetarifen  sowie  von  Differential- 
tarifen von  der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde 
abhängig  gemacht  wird. 

3.  Der  Reichskanzler  wird  ersucht,  zum  1.  Oktober  1877 
feststellen  zu  lassen,  in  welchem  Umfang  das  System 
zur  Einführung  gekommen  ist,  und  von  dem  Resultat 
dem  Bundesrat  Kenntnis  zu  geben; 

4.  die  beteiligten  Regierungen  werden  ersucht,  spätestens 
am  1.  Januar  1880  von  dem  praktischen  Erfolg  des  von 
ihnen  durchgeführten  Tarifsystems  dem  Reichskanzler 
behufs  Vorlage  an  den  Bundesrat  zu  dessen  weiterer 
Beschlußfassung  insbesondere  auch  darüber,  ob  als  Grund- 
lage eines  einheitlichen  Tarifsystems  eine  allgemeine 
offene  Wagenladungsklasse  einzuführen  sei,  eingehende 
Mitteilung  zu  machen, 

5.  der  Antrag  der  königlich  sächsischen  Regierung  vom 
31.  Oktober  wird  für  erledigt  erklärt«.1 

Diesen  Vorschlägen  wurde  sodann  vom  Bundesrat  in  dessen 
Sitzung  vom  14.  Dezember  die  Zustimmung  erteilt. 

Nachdem  der  Bundesrat  in  der  Tarifreformfrage  seine  Ent- 
scheidungen getroffen  hatte,  erließ  der  preußische  Handelsminister 
ein  Reskript,  worin  die  Eisenbahndirektionen  aufgefordert  wurden, 
Konferenzen  zur  Anhörung  von  Handelskorporationen  sowie 
landwirtschaftlichen  und  industriellen  Vereinen  abzuhalten  und 
tunlichst  bald  über  das  Ergebnis  zu  berichten.  In  Verfolgung 
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dieses  Erlasses  wurden  u.  a.  in  Berlin,  Hannover,  Bromberg  und 
Frankfurt  a.  M.,  letzteren  Orts  zwecks  Verhandlung  mit  den 
Privatbahnen,  außerdem  in  München  und  Karlsruhe  Konferenzen 
abgehalten,  von  denen  besonders  die  letztere  unser  Interesse 
erwecken  dürfte.  Es  sei  noch  bemerkt,  daß  eine  Reihe  von 
Korporationen,  Vereinigungen  usw.  sich  mit  den  Dresdener  Be- 
schlüssen beschäftigten  und  auch  die  Presse  den  Gegenstand 
lebhaft  erörterte. 

Die  Konferenz  in  Karlsruhe  fand  am  22.  Januar  1877  statt 
zwischen  Vertretern  der  Generaldirektion  der  Badischen  Staats- 
eisenbahnen und  Interessen  Vertretern  der  Land  Wirtschaft , der 
Industrie  und  des  Handels  sowie  der  badischen  Privatbahnen, 
um  über  die  Annahme  des  Reformtarifs  zu  beraten. 1 

Nach  Eintritt  in  die  Verhandlungen  bemerkte  Generaldirektor 
Eisenlohr,  daß  der  Dresdener  Entwurf  des  Tarifschemas  zustande 
gekommen  sei  und  daß  die  preußischen  Staatsbahnen  wie  auch 
der  Bundesrat  ihre  Zustimmung  dazu  erteilt  hätten.  Im  Februar 
solle  ferner  eine  Generalversammlung  sämtlicher  Eisenbahn- 
verwaltungen stattfinden  zur  Erzielung  einer  definitiven  Einigung 
und  Feststellung  des  Tarifprojekts.  Die  Großh.  Regierung  habe 
das  Projekt  als  ganzes  gutgeheißen  und  es  sei  daher  das  System 
in  seinen  Grundzügen  als  etwas  Feststehendes  anzusehen.  Immer- 
hin böten  die  Tarif  Vorschriften , die  Frage  der  Einreihung  der 
Güter  in  die  Spezialtarife,  die  Feststellung  der  einheitlichen  Grund- 
taxen noch  ein  weites  Feld  der  Erörterung.  Es  sei  daher  von 
einer  allgemeinen  Diskussion  abzusehen  und  gleich  in  die  Einzel- 
beratung an  Hand  der  vorgelegten  Denkschrift  einzutreten.  Diese 
Denkschrift  enthielt  im  wesentlichen  eine  kurze  Darstellung  der 
verschiedenen  Systeme  und  der  Verhandlungen  bis  zum  Schluß  des 
Jahres  1876  sowie  in  der  Anlage  eine  genaue  Aufführung  der 
Dresdener  Beschlüsse. 

Was  die  Klasseneinteilung  anbetrifft,  so  wurde  betreffs 
Stückgut  von  der  Mannheimer  Handelbkammer  ein  Antrag  ein- 
gebracht, der  vielseitige  Unterstützung  fand,  nämlich  eine  zweite 
ermäßigte  Stückgutklasse  einzuführen.  Die  Vertreter  der  General- 
direktion bemerkten  dagegen,  daß  eine  Stückgutklasse  als  Teil 
des  Kompromisses  zwischen  dem  Klassifikationssystem  und  dem 
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Raumsystem  anzusehen  sei.  Nach  längeren  Verhandlungen  wurde 
schließlich  konstatiert,  daß  die  Mehrheit  der  Versammlung  gegen 
die  Einführung  einer  zweiten  Stückgutklasse  sei. 

Betreffs  der  Wagenladungsklassen  wurde  Einverständnis 
konstatiert,  während  bei  Beratung  der  Spezialtarife  mehrfache 
Wünsche  vorgebracht  wurden;  so  sprach  die  Handelskammer 
Mannheim  ihr  Einverständnis  mit  drei  Spezialtarifen  aus,  wenn 
die  Bildung  von  Ausnahmetarifen  zugelassen  würde.  Der  Ver- 
treter der  Handelskammer  Karlsruhe  wünschte  besondere  Taxen 
für  den  Transport  der  Spezialtarifgüter,  die  mit  mindestens  5000  kg 
aber  weniger  als  10000  kg  aufgegeben  würden1,  wobei  er  mehr- 
fache Unterstützung  fand.  Regierungsrat  Schröder  bemerkte  da- 
gegen, daß  den  Spezialtarifartikeln  bei  Aufgabe  von  mindestens 
5000  kg  im  Tarifprojekt  eine  Vergünstigung  dadurch  gewährt 
sei,  daß  sie  nicht  nach  Klasse  A,  sondern  nach  Klasse  B tarifiert 
werden  sollten.  Diese  Tarifierung  entspreche  bezüglich  des  Spezial- 
tarifs I so  ziemlich  dem  Unterschied  der  Kosten  zwischen  dem 
Transport  in  Ladungen  von  5000  und  10000  kg.  Die  Güter  des 
Spezialtarifs  II  und  III  hätte  man  nach  besagtem  Kosten  Verhältnis 
bei  Dadungen  von  5000  kg  etwas  billiger  als  zur  Klasse  B fahren 
können,  doch  sei  hiervon  der  Einfachheit  des  Systems  halber 
und  da  diese  Güter  selten  unter  10000  kg  aufgegeben  würden, 
abgesehen  worden;  jedenfalls  sei  ein  Zuschlag  von  10%  zu  den 
Taxen  für  10000  kg  nicht  hinreichend,  um  die  mit  dem  Trans- 
port von  5000  kg  verbundenen  Mehrkosten  zu  decken. 

Bei  Beratung  der  Tarifvorschriften  wurde  zunächst  be- 
treffs der  Grundsätze  für  die  Frachtberechnung  von  der  Handels- 
kammer Mannheim  vorgeschlagen , die  Gewichtsaufrundung  für 
Stückgüter  von  5 zu  5 kg,  für  Wagenladungsgüter  von  10  zu 
10  kg  vorzunehmen  und  zwar  fand  dieser  Vorschlag  sowie  ein 
anderer,  daß  das  Minimalgewicht  von  30  kg  ermäßigt  werden 
möge,  die  Mehrheit  der  Versammlung.  Betreffs  der  Wagen- 
ladungsklassen A und  B wünschte  die  Versammlung  zu  der  Be- 
stimmung: »wenn  durch  den  Versender  weder  der  Laderaum 
noch  die  Tragfähigkeit  des  Wagens  ausgenutzt  wird,  so  hat  die 
Eisenbahnverwaltung  das  Recht , ihrerseits  Zuladungen  vorzu- 
nehmen«, — den  Zusatz,  daß  bei  Zuladungen  die  Eisenbahn  die 
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Haftbarkeit  für  die  ganze  Ladung  übernehme,  womit  sich  die 
Generaldirektion  einverstanden  erklärte,  da  das  Ansuchen  selbst- 
verständlich. Bei  den  Spezialtarifen  gab  die  folgende  Bestimmung 
Anlaß  zur  Besprechung:  »Sind  Wagen  von  der  Tragfähigkeit 
von  10000  kg  und  mehr  nicht  vorhanden,  wohl  aber  solche  von 
geringerer,  so  werden  sie  nach  dem  Ermessen  der  Verwaltung 
zur  Beladung  mit  Wagenladungsgütern  der  Spezialtarife  zur  Ver- 
fügung gestellt.  Die  Fracht  wird  in  diesem  Falle  unter  Zu- 
grundelegung der  Tragkraft  der  in  Verwendung  gekommenen 
Wagen  nach  den  Taxen  dieser  Tarife  berechnet«.  Die  Versamm- 
lung einigte  sich  dahin,  daß  diese  Bestimmung  zu  streichen  sei; 
sollte  dies  nicht  zu  erreichen  sein,  so  möchte  die  Bestimmung 
dahin  abgeändert  werden,  daß  die  Fracht  immer  nur  nach  dem 
Gewicht  des  aufgegebenen  Gutes  statt  nach  der  Tragkraft  des 
verwendeten  Wagens  berechnet  werde,  der  billige  Spezialtarifsatz 
aber  nur  zur  Anwendung  kommen  solle,  wenn  der  Versender 
wirklich  10000  kg  aufgebe  oder  dieselben  bezahle.  Die  Ver- 
sammlung billigte  ferner  die  Bestimmung  der  Namhaftmachung 
sperriger  Güter  und  befürwortete  noch  die  Aufnahme  einiger 
Artikel  in  das  Verzeichnis  der  sperrigen  Güter. 

In  der  Beratung  ging  man  dann  zu  den  Spezialtarifen  und 
der  Einreihung  der  Artikel  in  dieselben  über,  wobei  eine  größere 
Anzahl  Deklassifikationen  beantragt  wurde;  darauf  wurden  die 
Einheitssätze  zur  Beratung  gestellt,  wobei  der  Generaldirektor 
die  Diskussion  mit  folgenden  Bemerkungen  einleitete.  Bei  Be- 
messung der  Sätze  sei  selbstverständlich  auf  die  Interessen  der 
Landwirtschaft , der  Industrie  und  des  Handels  Rücksicht  zu 
nehmen.  Einer  der  wichtigsten  Industriezweige  seien  aber  die 
Transportanstalten  selbst.  Von  ihrer  Entwicklung  sei  mehr  oder 
weniger  das  gesamte  wirtschaftliche  Leben  abhängig.  Es  liege 
im  allgemeinen  Interesse,  daß  die  Anstalten  lebensfähig  blieben. 
Die  Einnahmen  der  badischen  Bahnen  hätten  früher  zur  Deckung 
der  Betriebskosten,  Verzinsung  und  gesetzlichen  Amortisation  der 
Anlagekapitalien  hingereicht,  außerdem  hätten  sich  noch  kleine 
Überschüsse  ergeben.  Schon  1875  sei  indes  der  Überschuß  weg- 
gefallen und  die  Einnahmen  hätten  nicht  mehr  zur  Verzinsung 
ausgereicht.  Schuld  sei  allerdings  mit  die  schlechte  Geschäftslage 
gewesen;  aber  auch  andere  dauernde  Gründe  bestünden  für  das 
Herabgehen  der  Einnahmen , nämlich  die  Verkehrsaufnahme 
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mehrerer  im  Bau  und  im  Betriebe  teuerer  Strecken,  erhöhte  An- 
sprüche des  Publikums  in  bezug  auf  Schnelligkeit  und  Sicherheit 
des  Betriebes  sowie  die  Konkurrenz  der  Nachbarbahnen.  Da- 
durch sei  der  badischen  Verwaltung  ihr  Standpunkt  zu  der  Fest- 
setzung der  Einheitstaxen  des  neuen  Tarifs  dahin  vorgezeichnet, 
daß  sie  jeden  Einnahmeausfall  vermeiden  und  dahin  streben 
müsse,  Einbußen  infolge  von  Ermäßigungen  im  Tarifsystem  durch 
Erhöhungen  auf  der  anderen  Seite  auszugleichen.  Hiervon  aus- 
gehend beabsichtigte  die  Generaldirektion  im  wesentlichen  die 
auf  den  preußischen  Staatsbahnen  in  Aussicht  genommenen 
Normalsätze  höheren  Orts  zu  befürworten.  Die  neuen  Einheits- 
taxen für  die  badischen  Bahnen  würden  sich  hiernach  folgender- 
maßen stellen : 

Taxe  Expeditionsgebühr 

per  Tonnenkilometer  per  Tonne 


Eilgut 

das  Doppelte  der  Stückgutta 

Stückgut 

1 2 Pfg. 

M.  2. — 

Wagenladungsklasse  A . . . 

7.5  » 

» 2. — 

» B . . . 

5.5  * 

» 1.20 

Spezialtarif  I 

4.5  » 

» 1.20 

» II 

3-5  » 

» 1.20 

» III 

2,7  » 

» 1.20 

Die  Abweichungen  von  den  preußischen  Normalsätzen  lägen 
in  der  Erhöhung  der  Streckentaxe  der  Klasse  A von  6,67  Pfg. 
auf  7,5  Pfg.,  in  der  Ermäßigung  der  Streckentaxe  der  Klasse  B 
von  6 Pfg.  auf  5,5  Pfg.  und  in  der  Abrundung  der  Streckentaxe 
des  Spezialtarifs  I von  4,53  Pfg.  auf  4,5  Pfg.,  des  Spezialtarifs  II 
von  3,47  Pfg.  auf  3,5  Pfg.,  des  Spezialtarifs  III  von  2,67  Pfg. 
auf  2,7  Pfg.  Hierauf  beantragte  die  Mannheimer  Handelskammer 
die  Herabsetzung  der  Stückguttaxe  auf  10  Pfg.  Streckentaxe  und 
Mk.  1. — Expeditionsgebühr.  Der  Vertreter  der  Handelskammer  in 
Karlsruhe  bemerkte,  daß  bei  Einführung  des  Raumtarifs  auf  den 
badischen  Bahnen  durch  die  Annahme  einer  Durchschnittstaxe 
zwischen  jenen  der  früheren  Klasse  I und  II  bereits  eine  Er- 
höhung der  Stückgutfracht  eingetreten  sei;  eine  weitere  Erhöhung 
sei  sehr  zu  bedauern  und  es  sei  dringend  zu  empfehlen,  jeden- 
falls nicht  über  die  derzeitige  Stückguttaxe  hinauszugehen.  Die 
Generaldirektion  erklärte  demgegenüber , daß  bei  Vergleichung 
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der  alten  und  neuen  Sätze  die  Quantitäten  berücksichtigt  werden 
müßten , die  in  den  einzelnen  Tarifklassen  transportiert  würden. 
Von  diesen  Gesichtspunkten  sei  ein  Einnahmeausfall  aus  dem 
Wagenladungsverkehr  sicher  zu  erwarten,  da  eine  Reihe  wichtiger, 
in  großen  Quantitäten  zur  Verfrachtung  kommender  Artikel  des 
bisherigen  Spezialtarifs  in  Spezialtarif  III  versetzt  sei,  die  somit 
statt  zu  3,4  Pfg.  per  Tonnenkilometer  künftig  zu  2,7  Pfg.  ge- 
fahren würden,  während  aus  dieser  Frachtherabsetzung  ein  solche 
Zunahme  des  Transportquantums  nicht  zu  erwarten  sei,  wie  solche 
zur  Deckung  dieses  Ausfalls  nötig  wäre.  Der  Ausfall  müßte 
hiernach  in  den  höheren  Klassen  gedeckt  werden  und  könne 
nach  Abwägung  aller  Gründe  nur  durch  Erhöhung  der  Stückgut- 
fracht geschehen.  Falls  auf  größere  Entfernungen  durch  die  Er- 
höhung eine  Abnahme  des  Stückgutverkchrs  bemerkt  werden 
sollte,  so  könnte  dem  ja  durch  Staffelung  der  Stückgutsätze  be- 
gegnet werden.  Im  übrigen  erklärte  man  sich  betreffs  der  Ein- 
heitstaxen mit  den  von  der  Generaldirektion  vorgeschlagenen 
Sätzen  einverstanden,  jedoch  mit  einer  einheitlichen  Expeditions- 
gebühr von  nur  60  Pfg.  per  Tonne.  Endlich  wurde  konstatiert, 
daß  die  Handelskammer  Karlsruhe  in  Anbetracht,  daß  die  General- 
direktion eine  Ermäßigung  für  untunlich  erklärte,  unterstützt  von 
den  Vertretern  der  Handelskammer  Pforzheim  und  der  Zentral- 
stelle des  landwirtschaftlichen  Vereins  die  Stückguttaxe  von 
1 2 Pfg.  auf  den  seitherigen  Betrag  von  1 1 Pfg.  per  Tonnen- 
kilometer festgesetzt  wünschte  und  daß  dagegen  die  Meinung 
der  übrigen  Versammlung  dahin  gehe,  daß  beim  Übergang'  zum 
neuen  Tarifsystem  die  Gewährung  von  Ermäßigungen  ohne  gleich- 
zeitige Erhöhung  bedenklich  erscheine  und  daher  kein  Grund 
vorhanden  sei,  den  vermittelnden  Vorschlägen  der  Generaldirektion 
betreffs  der  neuen  Grundtaxen  entgegenzutreten. 

Bei  Beratung  der  Ausnahme-  und  Differentialtarife  erwiderte 
auf  Anfrage  der  Generaldirektor,  daß  jeder  Tarif  als  Ausnahme- 
tarif zu  betrachten  sei , der  für  gewisse  Artikel  andere  Taxen 
gewähre  als  der  allgemeine  Tarif,  seien  es  nun  höhere  oder 
niedrigere.  Bei  den  badischen  Bahnen  werde  die  Einführung 
von  Ausnahmetarifen  auf  solche  Fälle  zu  beschränken  sein,  wo 
die  Konkurrenz  oder  lokale  Bedürfnisse  es  verlangten,  jedoch 
könne  darüber  keine  Regel  aufgestellt  werden.  Mehrere  Mit- 
glieder der  Versammlung,  besonders  die  Vertreter  der  Mann- 
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heimer  Handelskammer,  bemerkten  zur  Frage  der  Differential- 
tarife, daß  die  Einführung  derselben  der  ausländischen  Konkurrenz 
gegenüber  wohl  nicht  zu  vermeiden  sei,  daß  die  Wirkungen  aber 
möglichst  abzuschwächen  seien.  Differentialtarife  zum  Zweck  der 
Konkurrenzaufnahme  der  deutschen  Bahnen  untereinander  seien 
jedoch  durchaus  verwerflich,  nachdem  die  deutschen  Bahnen 
durch  die  Reichsverfassung  als  ein  einheitliches  Netz  erklärt 
seien.  Demgegenüber  erklärte  der  Generaldirektor,  daß  er  ge- 
wisse Mißstände  der  Differentialtarife  nicht  in  Abrede  stellen 
wolle,  daß  es  aber,  solange  sich  nicht  alle  Bahnen  in  einer  Hand 
befänden,  unmöglich  sei,  von  inländischen  Konkurrenztarifen  ganz 
abzuschen,  da  keiner  Bahn  zugemutet  werden  könne,  auf  einen 
seit  Jahren  bedienten  Verkehr  plötzlich  zu  verzichten,  weil  die 
Konkurrenzroute  um  einen  Kilometer  kürzer  geworden  sei.  Dazu 
würde  aber  der  Ausschluß  aller  und  jeder  Konkurrenztarife  führen, 
indem  er  nichts  anderes  besage,  als  daß  die  kürzeste  Route  die 
allein  transportberechtigte  sein  solle.  Übrigens  rühre  die  Schädi- 
gung des  Mannheimer  Handels,  der  die  dortigen  Interessenten 
so  entschieden  gegen  die  Differentialtarife  aufzutreten  veran- 
lasse, wesentlich  davon  her,  daß  nach  dem  Elsaß  aus  Nord- 
deutschland, Belgien  usw.  Raumtarife  bestünden,  die  bisher  der 
badischen  Bahn  verweigert  worden  wären.  Diese  Disparitäten 
würden  aber  mit  dem  neuen  Tarifsystem  Wegfällen1. 

Nach  einigen  Bemerkungen  über  Publikationsfristen  usw. 
wurde  die  Versammlung  geschlossen. 

Wie  der  Generaldirektor  der  Versammlung  mitgeteilt  hatte, 
sollte  zur  endgültigen  Feststellung  des  Tarifschemas  eine  General- 
konferenz sämtlicher  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  abgehaltcn 
werden,  die  am  12.  und  13.  Februar  1877  in  Berlin  stattfand 
und  in  der  eine  definitive  Feststellung  des  Tarifschemas  und  der 
Tarifbestimmungen  erreicht  wurde. 

Durch  die  Beschlüsse  dieser  Gencralkonferenz  sind  in  den 
Vereinbarungen  der  Dresdener  Konferenz  vom  29.  Juli  1876 
folgende  wichtige  Änderungen  vorgenommen  worden,  wobei  zum 
nicht  geringen  Teil  die  Wünsche  der  Karlsruher  Konferenz 
berücksichtigt  wurden : 


1 Aus  dem  Protokoll  der  Verhandlung. 
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Das  Minimalgewicht,  das  der  Frachtberechnung  zugrunde 
zu  legen  war,  wurde  von  30  auf  20  kg  herabgesetzt,  während 
die  Gewichtsabrundung  für  alle  Güter  von  10  zu  10  kg  zu  er- 
folgen hatte.  Die  Minimaltaxe  wurde  für  gewöhnliches  Eilgut 
von  60  auf  50  Pfg. , für  Stückgut  von  40  auf  30  Pfg.  herab- 
gesetzt. Für  Güter  der  Spezialtarife  I bis  III  in  Mengen  von 
5000  bis  10000  kg,  die  bisher  zur  Taxe  der  Klasse  B zu  be- 
fördern waren , wurde  eine  neue  Klasse  A 2 eingeführt.  Der 
Zweck  dieser  Änderung  war,  denjenigen  Bahnen,  welche  bisher 
die  jetzt  den  Spezialtarifen  zugewiesenen  Güter  in  Quantitäten 
von  5000  kg  zu  niedrigeren  Sätzen  als  zu  jenen  der  Klasse  B 
befördert  hatten,  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  für  diese  Güter 
auch  ferner  billigere  Sätze  zu  erheben.  Von  der  Bestimmung, 
»daß  die  Taxen  der  Spezialtarife  nur  bei  Verladung  von  10000  kg 
auf  einen  Wagen  Anwendung  finden  sollten«,  wurde  nur  die 
eine  Ausnahme  gemacht,  »daß  den  Landesaufsichtsbehörden  ge- 
stattet sein  sollte,  auf  solchen  Bahnen,  welche  noch  eine  größere 
Anzahl  von  Wagen  mit  einer  Tragkraft  von  weniger  als  10000  kg 
besitzen, im  Lokal- und  Nachbarverk ehr, insoweit  Konkurrenzen  nicht 
vorliegen,  anstelle  eines  Wagens  mit  10000  kg  Tragfähigkeit 
mehrere  Wagen  geringerer  Tragkraft  zur  eventuellen  Belastung 
bis  zur  Gesamttragkraft  gegen  Zahlung  der  Fracht  nach  den 
Sätzen  des  betreffenden  Spezialtarifs  zuzulassen«. 1 Zu  der 
Bestimmung,  daß  bei  Nichtausnützung  des  Laderaums  und  der 
Tragfähigkeit  des  Wagens  durch  den  Versender  die  Eisenbahn- 
verwaltung zu  Beiladungen  berechtigt  sei,  wurde  mittels  eines 
Zusatzes  die  Haftbarkeit  der  Eisenbahnverwaltungen  für  einen 
infolge  der  Beiladung  etwa  entstandenen  Schaden  anerkannt. 
Verschiedene  Artikel  wurden  aus  dem  Verzeichnis  der  sperrigen 
Güter  gestrichen,  während  in  das  Verzeichnis  ohne  Zuschlag  be- 
deckt zu  befördernder  Güter  weitere  aufgenommen  wurden. 
Endlich  wurden  im  Klassifikationsverzeichnis  der  Spezialtarife 
eine  Reihe  Deklassifikationen  vorgenommen. 

Die  endgültige  Redaktion  der  Beschlüsse  der  Berliner 
Generalkonferenz  insbesondere  die  der  Tarifvorschriften  und  der 
Klassifikation  der  Spezialtarife  wurde  durch  eine  Kommissions- 
konferenz am  15.  Februar  1877  vollzogen. 


1 Jahresbericht  der  had.  Eisenbahnen  a.  a.  O.  1877  pag.  28  und  O.  Puls  a.  a.  O. 
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Nachdem  so  auf  dem  Gebiete  des  Gütertarifwesens  die 
vformale  Tarifeinheit« 1 hergcstellt  war,  schien  es,  als  ob  dieselbe 
wieder  in  Frage  gestellt  werden  sollte;  denn  nicht  nur  war  eine 
Reihe  von  Bahnverwaltungen  mit  den  Beschlüssen  nicht  durch- 
aus einverstanden,  so  vor  allem  die  Elsaß-Lothringer  Bahnen,  die 
die  Beibehaltung  einer  allgemeinen  offenen  Wagenladungsklasse 
gewünscht  hatten;  des  weiteren  war  cs  die  Differenz  zwischen 
den  preußischen  Privatbahnen  und  dem  preußischen  Handcls- 
minister,  die  sich  besonders  um  die  Maximalsätze  und  ihre  Re- 
vision sowie  die  Ausnahmetarife  drehte.  Nach  längeren  Verhand- 
lungen sah  sich  jedoch  der  preußische  I landeisminister  veranlaßt, 
in  einer  Reihe  von  Punkten  nachzugeben,  worauf  auch  hier  eine 
Einigung  erzielt  wurde2 3. 

Mit  der  Erstellung  der  Tarife  auf  Grund  des  neuen  Systems 
gingen  zuerst  die  preußischen  Staatsbahnen  vor.  Bezüglich  der 
äußeren  Anordnung  dieser  neuen  Tarife  wurden  seitens  des  preußi- 
schen Handelsministers  für  die  Staatsbahnen  einheitliche  Normen 
aufgestellt,  die  im  wesentlichen  auch  von  den  preußischen  Privat- 
bahnen und  den  meisten  süddeutschen  Staaten  akzeptiert  wurden. 

»Die  meisten  preußischen  Staatsbahnen  brachten  die  neuen 
Lokaltarife  bereits  auf  i.  Juli  1877  zur  Einführung;  den  gleichen 
Termin  hielten  auch  viele  preußische  Privatbahnen  ein,  so  daß  die 
zufolge  Bundesratsbeschlusses  vom  14.  Dezember  1876  durch  den 
Reichskanzler  aufgestellte  Übersicht  über  die  Durchführung  der 
Tarifreform  am  1.  Oktober  1877  ergab,  daß  von  den  62  Lokal- 
gütertarifen der  deutschen  Bahnen  34,  von  den  bestehenden  1274 
direkten  und  Verbandstarifen  dagegen  erst  29  der  Reform  unter- 
zogen waren.«  3 

»Für  die  süddeutschen  Bahnen  verzögerte  sich  die  Durchführung 
der  Tarifrcform  durch  die  Verzögerung  der  Reform  auf  den  Elsaß- 
Lothringer  Bahnen,  eine  Verzögerung,  die  darum  notwendig  war, 
weil  vor  Feststellung  der  Grundtaxen  des  neuen  Tarifs  sorgfältige 


1 Burmeister  a.  a.  O.  jwg.  40. 

3 Vgl.  Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eiscnbahnvcrwaltungcn  1877.  Nr.  1 0,  18, 
22,  24,  32,  35,  48,  61,  72. 

Die  Stellung  der  preußischen  Privatbahnen  zu  dem  neuenTarifsystcm  war  mit  ein 
Hauptanlaß  zu  den  späteren  grollen  Verstaatlichungen  in  Preußen. 

3 Jahresbericht  der  bad.  Eisenbahnen  a.  a.  O.  1877.  pag.  32.  Zeitung  des  Vereins 
deutscher  Eisenbalmvci Wallungen  1877.  Nr.  89. 
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Erhebungen  über  die  Verkehrsbeziehungen  usw.  angeordnet 
waren,  um  die  befürchtete  Schädigung  der  elsäßischen  Industrie 
durch  den  Tarifsystemwechsel  möglichst  hintanzuhalten.  Auf 
Grund  dieser  Erhebungen  wurde  den  Reichsbahnen  dann  ein 
Staffelsystem  mit  einer  auf  größere  Entfernungen  fallenden  Skala 
genehmigt.  Dieses  Staffelsystem  wurde  auch  für  den  südwest- 
deutschen Verband1,  welchem  neben  den  Reichsbahnen,  den  Pfalz- 
bahnen, der  Hessischen  Ludwigs-,  Saarbrücker  und  Nassauischen 
Bahn  auch  die  Main-Neckar-  und  badischen  Bahnen  angehörten, 
angenommen«2 3 4. 

Eine  Folge  des  Staffelsystems  des  Lokalgütertarifs  der 
Reichsbahnen  und  des  südwestdeutschen  Verbandstarifs  war  die 
Annahme  einer  Staffel  für  die  Eilgut-  und  Stückguttaxen  der 
badischen  Bahn,  während  für  die  übrigen  Tarifk lassen  von  einer 
Staffelung  abgesehen  wurde.  Eine  weitere,  durch  vielfache  Wünsche 
der  Verkchrstreibendcn  veranlaßte  Eigentümlichkeit  für  den  neuen 
badischen  Tarif  war  die  erst  bei  größerer  Entfernung  auf  die 
normale  Höhe  steigende  Expediticnsgebühr  für  die  Wagenladungs- 
klassen und  die  Spezialtarife. 

Dieser  Tarif  wurde  durch  Bekanntmachung  des  Großh. 
Handelsministeriums  von  12.  Dezember  1877  publiziert  und  trat 
am  1.  Februar  1878  in  Kraft  3.  (Tabelle  s.  Seite  90.) 

Außerdem  war  für  eine  Reihe  vom  Handelsministerium 
bczeichneter  Massengüter-»  für  den  Spczialtarif  die  Expeditions- 
gebühr ermäßigt  und  zwar  kamen  neben  der  Streckentaxe  des 
Spezialtarifs  III  für  Entfernungen  bis  zu  30  km  60  Pfg.,  für 
jeden  weiteren  km  2 Pfg.  und  über  60  km  120  Pfg.  zur  Erhebung. 
Daneben  wurde  ein  zweiter  Ausnahmetarif  für  Bau- und  Stammholz 
zu  den  Sätzen  des  Spezialtarifs  III  für  den  Verkehr  zwischen 
Stationen  nördlich  von  Triberg  und  Emmendingen  unter  sich 

1 Eine  Polemik,  die  sich  in  der  Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisenhahnver Wallun- 
gen im  Jahre  1878  über  den  »südwestdeutschen  Zonentarif«  entspann,  sei  hier  nur 
beiläufig  erwähnt.  Vgl.  Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eiscnbahnverwallungen  1878 
Nr.  42,  51,  54,  57,  72  und  Ulrich,  Staffeltarife  und  Wasserstraßen.  Anlage  A 

Pg-  1 7 1 f • 

2 Jahresbericht  der  bad.  Eisenbahnen  a.  a.  O.  1877  pag.  32.  Zeitung  des 
Vereins  deutscher  Eiscnbahnverwallungen  1877  Nr.  89. 

3 Badisches  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  1877  Nr.  XNV. 

4 Rohe  Steine,  Backsteine,  Erde,  Kies  usw.,  Schlacken,  Brennholz,  Torf. 


Digitized  by  Google 


QO 


Die  deutsche  Gütertarifreform. 


r- • 

JX 

w 

Ed 

CO 

Klasse  A 1 

Klasse  B 

N 

< 

O 

i/i 

Ji 

ic 

Spezial  tarife 

I 

II 

in  1 

Pfg. 

Pfg. 

Pfg- 

Pfg. 

Pfg- 

Pfg. 

Pfg. 

Pfg- 

Streckentaxe . . 

bis  200  km 

'J  J 

*i.5 

Per T.  Kilometer 

200—400» 

21 

7,t 

5.5 

5*5 

4-5 

3»5 

+14 

über  400» 

20 

10 

bis  20  km 

100 

60 

Expedit.*  Gebühr 

fürjed.wei* 

per  Tonne 

400 

200 

teren  km 

5 

über  40  km 

200 

120 

sowie  im  Verkehr  dieses  Gebietes  mit  den  südlich  davon  gelegenen 
Stationen  eingeführt.  Zwei  weitere  Ausnahmetarife  für  Salztrans- 
porte sowie  für  Steinkohlen  und  Koaks  wurden  am  i.  Oktober 
1878  resp.  1.  Januar  1879  erstellt. 

Was  die  direkten  Verkehre  der  badischen  Bahn  mit  deutschen 
Bahnen  anbetrifft,  so  konnten  dieselben  zum  größten  Teil  im 
Jahre  1878,  vollständig  im  Jahre  1879  erstellt  werden,  während 
die  Einführung  des  Reformtarifs  auf  die  direkten  Verkehre  mit 
außerdeutschen  Bahnen  nur  sehr  langsam  fortschritt. 

Die  Umrechnung  der  Gütertarife  der  übrigen  deutschen 
Bahnen  auf  Grund  des  Reformtarifschemas  vollzog  sich  ebenfalls 
größtenteils  in  den  Jahren  1878  und  1879.  Nach  einer  am  24.  Juli 
1878  dem  Bundesrat  von  dem  .Stell Vertreter  des  Reichskanzlers 
vorlegelegten  Übersicht  war  am  15.  Juni  1878  die  Reform  der 
Lokaltarife  der  deutschen  Bahnen  als  abgeschlossen  zu  betrachten. 
»Von  den  damals  in  Deutschland  bestehenden  63  Eisen  bahn  Ver- 
waltungen hatten  61  für  ihren  Lokalverkehr  an  Stelle  der  früheren 
neue,  auf  der  Grundlage  des  Reformsystems  erstellte  Tarife  zur 
Einführung  gebracht«1  Es  waren  nur  noch  die  Tarife  zweier 
kleinerer  Privatbahnen  umzurechnen,  die  natürlich  für  den  allge- 
meinen Verkehr  nicht  in  Betracht  kamen. 


1 Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  1878.  Nr.  63. 
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Die  Erstellung  der  direkten  und  Verbandstarife  auf  Grund 
des  Tarifschemas  verzögerte  sich  naturgemäß,  so  daß  zu  obigem 
Zeitpunkte  erst  213  von  1201  Tarifen  der  deutschen  Eisenbahnen 
unter  sich  und  mit  dem  Ausland  umgerechnet  waren.  Am  1. 
Juli  1879  waren  dagegen  nur  noch  12  der  deutschen  direkten 
und  Verbandstarife  umzurechnen,  während  das  Tarifschema  auf 
den  Verkehr  mit  dem  Ausland  erst  mit  ca.  5%  zur  Anwendung 
gekommen  war. 1 


1 Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnvcrwaitungcn.  1879  Nr.  76. 


VII.  Schluß. 


Die  Einführung  des  Tarifschemas  auf  den  deutschen  Bahnen 
vollzog  sich  allerdings  nicht  so  einfach,  wie  dies  in  vorstehendem 
geschildert  ist;  denn  durch  die  Umgestaltungen  mußten  natur- 
gemäß auf  der  einen  Seite  Erleichterungen , auf  der  andern 
Erschwerungen  in  der  Tarifierung  eintreten.  Vor  allem  wurde 
dies  bei  den  norddeutschen  Bahnen  fühlbar,  wo  beim  Übergang 
vom  Klassifikationssystem  zum  Reformtarif  vielfach  Klagen  gegen 
das  System  erhoben  wurden,  während  bei  den  süddeutschen  Ver- 
waltungen der  Übergang  sich  viel  leichter  vollzog,  da  hier  meist 
schon  Tarife  auf  Grund  des  gemischten  Systems  bestanden. 

Infolgedessen  sowie  in  der  Annahme,  daß  zur  Erhaltung 
des  Reformtarifs  eine  einheitliche  Fortbildung  des  Schemas  un- 
umgänglich notwendig  sei,  hatte  der  preußische  Handelsminister 
schon  im  Jahre  1877  dem  Reichskanzler  sowohl,  wie  sämtlichen 
Regierungen  zur  Erwägung  gegeben,  ob  es  sich  nicht  empfehle, 
»ein  geeignetes  geschäftliches  Verfahren  zu  vereinbaren,  um 
etwaige  Abänderungsanträge  ohne  zeitraubende  Korrespondenz 
möglichst  schleunig  zu  erledigen«  und  zu  diesem  Zwecke  eine 
Tarifkommission  aus  Vertretern  der  preußischen  und  außer- 
preußischen Staatsbahnen  inkl.  Reichsbahnen  sowie  verschiedener 
Privatbahnen  einzusetzen. 

Inzwischen  hatte  auch  der  Tarifverband  die  Frage  der 
Weiterbildung  des  einheitlichen  Tarifsystems  in  seinen  Konferenzen 
im  April  und  Juli  1877  zur  Beratung  gestellt,  sah  jedoch  von 
einer  weiteren  Verfolgung  der  Angelegenheit  in  Anbetracht  des 
Vorgehens  des  Handelsministers  ab. 

Da  die  meisten  Verwaltungen  sich  mit  den  Vorschlägen 
des  preußischen  Handelsministers  einverstanden  erklärten , so 
wurden  folgende  Organe  zur  Weiterbildung  des  Tarifschemas 
bestellt. 
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In  Änderungen  der  Tarifvorschriften  und  der  Güterklassifi- 
kation innerhalb  der  Grenzen  des  Bundesratsbeschlusses  vom 
14.  Dezember  1876  ist  allein  die  Generalkonferenz  der  deut- 
schen Eisenbahn  Verwaltungen  kompetent  und  zwar  sind 
deren  Beschlüsse  für  alle  deutschen  Bahnen  verbindlich,  sofern 
nicht  innerhalb  eines  Monats  von  mindestens  J/5  sämtlicher  Ver- 
waltungen Widerspruch  erhoben  wird  und  sofern  die  Beschlüsse 
die  Genehmigung  der  verschiedenen  Landesaufsichtsbehörden  er- 
langen. Daneben  wurde  eine  ständige  Tarifkommission  er- 
stellt, welche  das  Tarifschema  betreffende  Anträge  zu  beraten 
und  darüber  in  der  Generalkonferenz  zu  berichten  hat;  diese 
Kommission  setzte  sich  zusammen  aus  Vertretern  der  einzelnen 
außerpreußischen  Staatsbahnen,  sechs  Vertretern  von  Privatbahnen 
und  drei  von  preußischen  Staats-  oder  unter  Staatsverwaltung 
stehenden  Bahnen  (heute  nach  Verstaatlichung  einer  großen  Reihe 
von  Privatbahnen  zwölf  Staatsbahn-,  zwei  Privatbahn  Vertreter, 
sowie  seit  1883  zwei  Vertreter  der  Schweizer  Bahnen,  die  an 
den  Verhandlungen  mit  beratender  Stimme  teilnehmen).  Der 
Kommission  wurde  das  Recht  erteilt,  »nach  Bedarf  auch  andere, 
ihr  nicht  angehörige,  bei  einzelnen  Fragen  aber  besonders  in- 
teressierte Verwaltungen  zu  kooptieren , auch  Gutachten  von 
Handelskorporationen  und  anderen  Interessenvertretungen  in  ge- 
eigneten Fällen  einzuholen.«  1 Dieser  ständigen  Tarifkommission 
wurde  ein  Ausschuß  von  Verkehrsinteressenten  beigeordnet, 
der  aus  1 3 Mitgliedern  besteht,  die  von  den  einzelnen  Regierungen 
auf  Vorschlag  der  Korporationen  für  Handel,  Industrie  und  Land- 
wirtschaft ernannt  werden.  Aufgabe  desselben  ist,  »über  all- 
gemeine wichtige,  das  deutsche  Eisenbahnwesen  betreffende  Fragen 
aus  dem  Gebiete  des  Tarifwesens  sich  gutachtlich  zu  äußern  und 
zu  diesem  Behufe  jährlich  zweimal  mit  den  Mitgliedern  der  Tarif- 
kommission zusammenzutreten.«  2 Endlich  ist  noch  der  Eisen- 
bahnräte Erwähnung  zu  tun,  die  »zwecks  sachkundiger  Wah- 
rung der  Interessen  der  verschiedenen  Wirtschaftszweige  zur 
beirätlichen  Mitwirkung  in  Tarif-  und  Verkehrsfragen«  3 eingesetzt 
wurden,  so  1880  in  Baden,  1882  in  Preußen.  In  Preußen  werden 
diese  beratenden  Körperschaften  in  Bezirkseisenbahnräte  und  den 

1 Jahresbericht  der  bad.  Eisenbahnen  a.  a.  O.  >877  pag.  33. 

2 Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnververwaltungen  1878  Nr.  5. 

3 Burmeister  a.  a.  O.  pag.  54. 
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Landeseisenbahnrat  geschieden,  wobei  die  ersteren  den  einzelnen 
Eisenbahndirektionen , der  letztere  der  Zentralverwaltung  bei- 
gegeben sind. 

Unter  der  Mitwirkung  dieser  Organe  entwickelte  sich  nun 
das  Tarifschema  weiter  und  wenn  auch  im  einzelnen  Änderungen 
in  der  Klassifikation  und  in  den  Tarif  Vorschriften  vielfach  statt- 
fanden und  wenn  auch  das  Schema  nach  der  einen  oder  andern 
Richtung  hin  erweitert  wurde,  so  hat  sich  doch  der  Reformtarif 
bis  heute  behauptet.  Blicken  wir  nochmals  zurück  und  vergegen- 
wärtigen uns,  wie  das  Tarifwesen  sich  im  Laufe  der  Jahre  zu 
seiner  Kompliziertheit  entwickelt  hat,  so  muß  man  bei  Berücksich- 
tigung  aller  Umstände  anerkennen,  daß  trotz  der  Mängel,  die 
einem  Kompromissystem  immer  anhaften,  das  Tarifschema  seine 
Brauchbarkeit  erwiesen  hat.  In  der  richtigen  Erkenntnis,  daß 
der  natürliche  Verlauf  der  Dinge  auf  eine  Vereinheitlichung  des 
Tarifwesens  hindränge,  haben  die  Bahn  Verwaltungen  denn  auch 
an  dem  auf  allen  Bahnen  eingeführten  System  festgehalten.  Die 
Fortbildung  im  Wege  der  Beschlußfassung  durch  die  General- 
konferenz blieb  ihnen  ja  unbenommen  und  dieselbe  äußerte  sich 
vor  allem  in  der  fortschreitenden  Ermäßigung  der  Gütertarife. 

Wie  bekannt,  haben  in  neuester  Zeit  Bestrebungen  statt- 
gefunden, auf  dem  Wege  der  Vereinheitlichung  einen  weiteren 
bedeutenden  Schritt  vorwärts  zu  tun  durch  die  Einführung  einer 
Betriebsmittelgemeinschaft  für  die  deutschen  Eisenbahnen,  und 
wenn  auch  die  Verhandlungen  augenblicklich  wieder  gänzlich 
zum  Stillstand  gekommen  sind  und  die  Verwirklichung  wieder 
in  weitere  Ferne  gerückt  scheint,  so  sei  an  die  Entwickelung  des 
Gütertarif vvesens  in  den  siebziger  Jahren  erinnert;  wie  dort  nach 
langen  Verhandlungen  endlich  ein  brauchbares  Resultat  erzielt 
wurde,  so  ist  zu  hoffen,  daß  auch  hier  der  weitere  große  Schritt 
zur  Verallgemeinerung  und  Vereinheitlichung  des  Eisenbahn- 
betriebes erfolgen  wird. 


G.  Braunsche  Hofbuchdruckerei  und  Verlag,  Karlsruhe. 
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Für  und  wider  Karl  Marx.  Prolegomena  zu  einer  Biographie.  Von  Dr.  AUGUST 
KOPPEL.  (VIII.  Band.  i.  Heft.)  — Preis  im  Abonnement  2.80  M. , im 
Einzelvcrkauf  3.60  M. 

»Dem  Verfasser,  einem  Neukantianer,  kam  es  darauf  an,  die  c r ken n t n is t h eo ret isch eil 
Voraussetzungen  und  die  logische  Struktur  des  marxistischen  Systems  zu  untersuchen.  Unter 
diesem  Gesichtspunkte  prüft  er  in  originellem  Gcdankeng.ing  die  beiden  Pfeiler  des  Marxismus:  Die 
Entwicklung  der  I.ehrc  vom  Wert  und  vom  Mehrwert  und  die  ökonomische  Geschichts- 
auffassung.« Soziale  Kultur. 

Die  Agrarpolitik  des  Markgrafen  Karl  Friedrich  von  Baden.  Von  Dr.  OTTO 
MOERICKE.  (VIII.  Band.  2.  Heft.)  — Preis  im  Abonnement  2.40  M.,  im 
Einzelverkauf  3.20  M. 

»Ich  möchte  gern  anerkennen,  daß  cs  eine  Fülle  interessanter  und  im  Detail  bisher  unbekannter 
Notizen  Uber  die  landwirtschaftlichen  Änderungen  bringt,  die  damals  unter  der  Ägide  der  zeitweise 
physiokratisch  stark  beeinflußten  badischen  Verwaltung  mit  mehr  oder  weniger  Erfolg  angestellt  sind.« 

Frankfurter  Zeitung. 

Die  Lederwarenindustrie  in  Offenbach  am  Main  und  Umgebung.  Von  Dr. 

LUDWIG  HAGER.  (VIII.  Band.  3.  Heft.)  — Preis  im  Abonnement  2.40  M., 
im  Einzelverkauf  3 M. 

»Die  Sorgfalt,  mit  welcher  der  Verfasser  den  hier  obwaltenden  und  sozial  wissenschaftlich  vor 
allen  anderen  Materien  das  Interesse  in  Anspruch  nehmenden  verwickelten  Beziehungen  zwischen  Lohn- 
arbeit, Hausindustrie  und  Heimarbeit  gerecht  zu  werden  versucht,  verdient  die  vollste  Anerkennung, 
und  die  Darstellung  darf  als  eine  völlig  fachentsprechende  und  in  hohem  Grade  belehrende  bezeichnet 
werden.«  Kritische  Blätter  für  die  gcs.  Sozialwissenschaften. 

Die  Lage  der  Orchestermusiker  in  Deutschland  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  Musik -Geschäfte  (Stadtpfeifereien).  Von  Dr.  HEINRICH  WALTZ. 
(VIII.  Band.  4.  Heft.)  — Preis  im  Abonnement  1.80  M.,  im  Einzelverkauf  2.40  M. 

»In  der  mit  ziemlicher  Objektivität  verfaßten  Abhandlung  wird  die  soziale  Lage  der  Orchester- 
musiker so  ausführlich  geschildert,  daß  es  für  alle,  dio  sich  mit  der  Frage  beschäftigen,  ein  unent- 
behrlicher Ratgeber  sein  muß.<  Freisinnige  Zeitung. 

Die  älteste  deutsche  Gewerkschaft:  Die  Organisation  der  Tabakarbeiter  und 
Zigarrenarbeiter  bis  zum  Erlasse  des  Sozialistengesetzes.  Von  Dr.  FRANZ 
KLÜSS.  (VIII.  Band.  2.  Ergänzungsheft.) — Preis  im  Abonnement  1.60  M., 
im  Einzelverkauf  2 M. 

»Im  Gegensatz  zu  der  Geschichte  der  bremischen  Organisation  wird  hier  der  Versuch  gemacht, 
nicht  nur  Tatsachengruppen  aneinander  zu  reihen,  sondern  die  Fäden  der  Entwicklung  aufzudecken: 
einerseits  den  Einfluß  der  starken  Persönlichkeit  des  Gründers,  anderseits  die  Zusammenhänge  mit  der 
wirtschaftlichen,  politischen  und  allgemeinen  Zeitgeschichte.  Das  ist  dem  Autor  gut  gelungen  und 
gerade  das  verleiht  der  Schrift  besonderen  Reiz  und  Wert.« 

Kritische  Blätter  für  die  ges.  Sozialwimenschaften. 

Der  wirtschaftliche  Niedergang  Freiburgs  i.  Br.  und  die  Lage  des  städtischen 
Grundeigentums  im  14.  und  IS.  Jahrhundert.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte 
der  geschlossenen  Stadt  Wirtschaft.  Von  Dr.  HERMANN  KLAMM.  (VIII.  Band. 
3.  Ergänzungsband.)  — Preis  im  Abonnement  2.40  M.,  im  Einzelverkauf  3.20  M. 

»Eins  von  den  Büchern,  die  wir  brauchen:  sorgfältige  ortsgeschichtliche  Unteisuchung  be- 
stimmter Entwicklungsreihen  auf  Grund  eingehender  Lokalkenntnis.« 

Vierteljahrsschrift  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte. 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  oder  direkt  vom  Verlag. 
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Die  Dezentralisation  der  Industrie  und  der  Arbeiterschaft  im  Grobherzogtum 
Baden  und  die  Verbreitung  des  Mehrfamilienhauses  auf  dem  Lande.  Von  Dr. 
R.  F.  WALLI.  (VIII.  Band.  4.  Ergiinzungsheft.)  — Preis  im  Abonnement 
3 M.,  im  Einzelverkauf  3.80  M. 

»Da  die  Literatur  über  diese  Frage  wenig  zahlreich  ist  und  fhr  Baden  so  gut  wie  ganz  fehlt, 
darf  die  Wallischc  Schrift  besonderes  Interesse  beanspruchen.  Sie  beruht  zum  groben  Teil  auf  eigenen 
Krhebungen  <h"s  Verfassers  und  bringt  reiches  statistisches  Material  über  die  Verteilung  der  Arbeiter 
auf  Stadl  und  Land,  sowie  über  die  Verbreitung  des  Mehrfamilienhauses  auf  dein  Lande.  Die  durch 
diese  Hauait  bedingten  Wohnungsverhältnisse  werden  nach  ihrer  wirtschaftlichen  und  sozialen  Bedeutung 
scharf  beleuchtet  und  kritisiert.»  Frankfurter  Zeitung. 

Die  Akzise  in  der  Kurpfalz.  Ein  Beitrag  zur  deutschen  Fin.mzgeschichtc  des  17* 
und  18.  Jahrhunderts.  Von  Dr.  AUGUST  J.  FINEISEN.  (IX.  Band.  l.Heft.) 
— Preis  im  Abonnement  1.60  M.,  im  Einzelverkatif  2 M. 

»Die  lebendig  geschriebene  und  stets  mit  archivalischcu  (oft  wörtlichen)  Belegen  versehene 
Abhandlung,  die  auf  fleißiger  und  gewandter  Quellenforschung  beruht,  ist  auch  vom  allgemeinen, 
historischen,  national-ökonomischen  und  kulturellen  Standpunkte  aus  eine  anregende  Lektüre.« 

Badische  Rechtspraxis. 

Die  Gemarkungs-,  Boden-,  Bau-  und  Wohnungspolitik  der  Stadt  Mannheim 

seit  1892.  Von  Dr.  WILHELM  WETS.  (IX.  Band.  2.  Heft.)  — Preis  im 
Abonnement  t.6o  M.,  im  Einzelverkatif  2 M. 

Die  Darstellung  soll  einen  Übei  blick  über  die  neueste  Entwicklung  der  Stadt  Mannheim  und 
ihre  Tätigkeit  geben,  soweit  sic  auf  der  räumlichen  Grundlage,  der  Gemarkung,  basiert  sind. 

Das  Mühlengewerbe  in  Baden  und  in  der  Rheinpfalz.  Von  Dr.  MAX  FROMM. 
(IX.  Band.  4.  Heft.)  — Preis  im  Abonnement  2.80  M.,  im  Einzelverkatif  3.60  M. 

Die  vorliegende  Studie  will  ein  Bild  gehen  von  der  Entwicklung  des  badischen  und  rhein- 
pfälzischen Miihlcngeworbcs  von  seinen  Anfängen  bis  in  die  Gegenwart.  — So  zeigt  denn  diese  Arl>eit, 
die  auch  für  den  Mann  der  Praxis  von  hohem  Interesse  ist.  die  ökonomische  Lage  und  Volkswirtschaft- 
liche  Bedeutung  de*  Mühlengewerbes  in  Baden  und  der  Klieinpfalz , wo  die  Entwicklung  zum  Groß- 
betrieb einen  typischen  Verlauf  genommen  hat. 

Der  Absatz  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  im  Kreise  Mannheim.  Von  Dr. 

EMIL  DOERR.  (IX.  Band.  t.  Ergiinzungsheft.)  — Preis  im  Abonnement 
2.40  M.,  im  Einzelverkatif  3 M. 

»Wer  sich  für  volkswirtschaftliche  Fragen  interessiert,  wird  in  dem  Bucho  viel  Wertvolles 
finden.«  Landwirtschaft!.  Blätter  f.  d.  Pfalz. 


Studien  über  die  Wirkwarenindustrie  in  Limbach  i.  Sa.  und  Umgebung.  Von 

Dr.  WILFRID  GREIF.  (IX.  Band.  2.  Ergänzungsheft.)  — Preis  im  Abonne- 
ment 1.80  M.,  im  Einzelverkauf  2.40  M. 

Der  Zweck  der  vorliegenden  Arbeit  ist  nicht,  ein  vollständiges,  abgeschlossenes  Bild  von  der 
Limbacher  Wirkerei  und  der  seiner  Umgebung  zu  geben.  Sie  soll  vielmehr,  ohne  sich  allzusehr  in 
Details  zu  verlieren,  dem  Leser  einen  Gesamtüberblick  über  die  wirtschaftlichen  Zustande  dieser  In- 
dustrie — gewissermaßen  aus  der  Vogelperspektive  — eröffnen. 

Die  Landwirtschaft  im  Herzogtum  Sachsen-Altenburg.  Von  Dr.  OSWALD 
MÄLZER.  (IX.  Band.  3.  Ergänzungsheft.)  — Preis  im  Abonnement 
2.40  M.,  im  Einzelverkauf  3 M. 

Das  durch  seinen  kernigen,  wohlhabenden  Bauernstand  seit  alter  Zeit  berühmte  Altenburger 
Land  hat  in  diesem  Huche  eine  volkswirtschaftliche  Bearbeitung  gefunden , welche  den  Mann  der 
Wissenschaft  wie  den  Mann  der  Praxis  in  gleichem  Maße  fesseln  wird. 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  oder  direkt  vom  Verlag. 


Digitized  by  Google 


"r  - 5 .^r  'V,  ■>;*■  , •.x  y;;  r>  - ^ a i.f  Sktc 

^.H.,  •:• 

..  ■ 

* ’ . ' . ~ ..  • . - •'  ■ 


• . * ',/ ^ - *■  • -•  ' .*•<<  - . _ __  * ■ , . *^ .,  „ '•*.  ,‘v  * . 4 * *•  -t  ,'  • ^ -.^r  . >.  y | i - - »{»  :* 

$LM-  s4^$*2 

Wx  -Sv.'  *•.'  — '.'i-  •.  '_>>  -~  ^ v/5Vvt>  Trs(.  Jr^^. .—  T**?tj£fc;  <- <3 

’.  % '.";;.^;.--Sn.  • .;*•  -;  > 7 - *>. <. :-*■>>•■  . . ■’* *■**;£• 


« _> 


<• 


■r  ■■  .-rs-.-%r-T  «tf-w  - -.är-w.  ft.*',  ^-•i.-’.i-.-,  ^r.Vr’- 

"r  •♦•••V  - ^ r . v-v  ■ -v  > :-.-  - -V  . 


Volks  wirtschaftliche  Abhandlungen 

der  Badischen  Hochschulen 

herausgegeben  von 

Carl  Johannes  Fuchs,  Eberhard  Gothein 
Gerhard  von  Schulze-Gävernitz. 

IX.  Band.  6.  Heft. 


Die  Fleischversorgung 
von  Karlsruhe,  Mannheim  und 
Ludwigshafen  a.  Rh. 


Von 


Dr.  phil.  Paul  Brandt. 


Karlsruhe 

Druck  und  Verlag  der  G.  Braunschen  Hofbuclulmekerei 


V o r w o r t. 


Das  Vorwort  einer  Arbeit  pflegt  man  zu  schreiben,  wenn 
diese  druckfertig  vorliegt.  Und  wie  es  natürlich  ist,  daß  dann 
die  einzelnen  Entwicklungsphasen  derselben  noch  einmal  an  dem 
geistigen  Auge  vorüberziehen,  so  ist  es  auch  selbstverständlich, 
daß  man  in  diesem  Augenblicke  besonders  dankbar  derer  ge- 
denkt, die  durch  ihre  Unterstützung  ihren  zwar  nur  stillen,  aber 
deshalb  nicht  weniger  bedeutenden  Anteil  an  dem  vollendeten 
Werke  haben. 

Vor  allen  Dingen  schulde  ich  meinen  hochverehrten  Lehrern, 
den  Herren  Professoren  Geh.  Rat  Gothein  und  Rathgen  tiefen 
Dank,  den  ich  auch  an  dieser  Stelle  mit  Vergnügen  zum  Aus- 
druck bringe.  Sie  sind  während  der  letzten  drei  Semester  meine 
Führer  und  für  meine  wissenschaftliche  Ausbildung  von  aus- 
schlaggebender Bedeutung  gewesen. 

Durch  Überlassung  des  einschlägigen  Materials  und  durch 
fachmännische  Auskünfte  förderten  mich  besonders  die  1 Ierren 
Schlachthofdirektor  Bayersdörfer  und  Schlachthofsekretär  Soulier, 
Karlsruhe,  Obertierarzt  Müller,  Mannheim,  ökonomierat  Carl  Stein- 
götter, 1 leideiberg,  und  Schlachthofdirektor  Thomas,  Ludwigshafen. 
Auch  meines  Schwagers,  des  Herrn  Schlachthof direktors  Zahn, 
Heidelberg,  der  mir  in  technischen  Fragen  vielfach  zur  Seite  stand, 
darf  ich  wohl  gedenken.  Interessante  Aufschlüsse  und  Details 
verdanke  ich  ferner  Herrn  Metzgermeister  Koch,  Heidelberg,  der 
durch  seinen  Beruf  und  in  seiner  Eigenschaft  als  Vorstand  der 
Heidelberger  Metzgerinnung  über  reiche  praktische  Erfahrungen 
verfügt. 

Allen  diesen  Herren  spreche  ich  für  ihre  gütige  Hilfe  meinen 
wärmsten  und  aufrichtigsten  Dank  aus. 

Berlin,  im  Oktober  1907. 

Der  Verfasser. 
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Einleitung. 


Das  Thema  der  Fleischfrage  und  Fleischversorgung,  welches, 
wenn  auch  nur  in  begrenztem  Rahmen,  die  Grundlage  dieser 
Arbeit  bildet,  hat  in  dem  letzten  Jahrzehnte  infolge  der  auf  diesem 
Gebiete  sich  bemerkbar  machenden  unliebsamen  Erscheinungen 
die  Veranlassung  zu  einer  äußerst  umfangreichen  Literatur  ge- 
geben. Es  ist  damit  hochaktuell  geworden  und  in  den  Vorder- 
grund des  Interesses  getreten. 

Wenn  wir  uns  nicht  auf  den  Standpunkt  der  Vegetarianer 
stellen,  sondern  dem  Fleische  die  Bedeutung  zuerkennen,  die  ihm 
in  unseren  Klimaten  als  einem  der  wichtigsten  Nahrungsmittel 
ohne  Zweifel  gebührt,  werden  wir  auch  die  Wichtigkeit  einer 
ausreichenden  Fleischversorgung  ohne  weiteres  anerkennen.  Denn 
diese  Frage  stellt  weit  mehr  als  eine  reine  Magenfrage  dar,  sie 
greift  direkt  in  die  Gestaltung  unserer  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse ein.  Für  die  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  eines  Volkes 
ist  die  Verbesserung  der  Ernährungsweise,  die  geradezu  mit  einer 
Erhöhung  des  Fleischverbrauches  indentifiziert  werden  kann,  un- 
abweisliche  Vorbedingung.  Darin  stimmen  auch  alle  diejenigen, 
welche  sich  näher  mit  der  Fleischfrage  beschäftigt  haben,  überein, 
mögen  auch  die  sonstigen  Ansichten  über  die  Ursachen  der  in 
letzter  Zeit  zutage  getretenen  ungünstigen  Verhältnisse  und 
über  die  zu  ihrer  Bekämpfung  einzuschlagende  Politik  noch  so 
weit  auseinandergehen. 

Aber  auch  wenn  wir  das  Moment  der  Leistungsfähigkeit 
ganz  beiseite  lassen  und  uns  auf  den  rein  gesundheitlichen 
.Standpunkt  stellen,  kommen  wir  zu  demselben  Ergebnisse,  der 
Forderung  eines  relativ  hohen  Fleischverbrauches.  Es  ist  durch 

Brandt , Die  Fleisch  Versorgung.  i 
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die  neueren  physiologischen  Untersuchungen  unwiderleglich  fest- 
gestellt, daß  der  städtische  Fabrikarbeiter,  der  in  seiner  Gesamt- 
heit wohl  als  Repräsentant  des  Volkes  gelten  kann,  zu  seiner 
sachgemäßen  Ernährung  eines  gewissen,  ziemlich  erheblichen 
Fleischquantums  bedarf,  welches  keineswegs  durch  eine  erhöhte 
Yegetabilienzufuhr  ersetzt  werden  kann.  Denn  während  die  in 
der  Pflanzennahrung  enthaltenen  Stoffe  vom  menschlichen  Körper 
nur  in  längerem  Zeiträume  und  bei  körperlicher  Anstrengung 
völlig  verarbeitet  werden  können,  besitzt  gerade  das  Fleisch  die 
Eigenschaft  der  schnellen  und  auch  bei  mangelnder  Bewegung 
leichten  Verdaulichkeit.  In  diesem  Umstande  ist  auch  die  Be- 
antwortung der  Frage  zu  suchen,  warum  der  Landarbeiter  bei 
seiner  vorzugsweise  vegetabilischen  Ernährungsweise  bestehen 
kann.  Bei  ihm  bildet  die  harte  körperliche  Arbeit  in  frischer 
Luft  ein  vorzügliches  Gegengewicht,  welches  dem  städtischen 
Arbeiter  fehlt  und  daher  durch  die  Wahl  eines  geeigneteren 
Nahrungsmittels,  nämlich  des  Fleisches,  geschaffen  werden  muß. 

Aber  bei  der  praktischen  Durchführung  dieser  theoretischen 
Forderung  ergibt  sich  ein  Konflikt,  der  in  der  Kostspieligkeit 
des  fertigen  animalischen  Produktes  liegt.  Die  ohnehin  geringe 
Kaufkraft  der  unteren  Klassen  steht  meist  in  unlösbarem  Wider- 
spruche zu  der  natürlichen  Konsumfähigkeit  und  wird  um  so 
schärfer  hervortreten,  je  mehr  das  Fleisch  eine  Preisbewegung 
nach  oben  bei  gleichbleibenden  oder  nicht  in  demselben  Ver- 
hältnisse wachsenden  Löhnen  durchmacht. 

Daß  in  den  früheren  Jahrhunderten  bedeutend  mehr  Fleisch 
verzehrt  wurde,  als  in  der  neueren  Zeit,  ungefähr  vom  16.  Jahr- 
hundert ab  gerechnet,  darf  als  erwiesen  gelten.1  Als  Grund  für 
die  Abnahme  ist  neben  der  stark  wachsenden  Volkszahl  die  Aus- 
breitung der  Großstädte  und  der  Industriezentren  zu  nennen. 
Sie  drängt  in  dichtbevölkerten  Staaten  die  Viehzucht  immer 
mehr  zurück  und  fördert  dadurch  jene  »Störung  des  richtigen 
Verhältnisses  zwischen  dem  lokalen  Bedarfe  und  der  lokalen  Er- 
zeugung;,2 die  in  unseren  Tagen  immer  schärfer  hervortritt. 


1 Yergl.  Schtnoller,  Die  historische  Entwicklung  des  Fleischkonsums  sowie 
der  Vieh*  und  Fleisch  preise  in  Deutschland,  Zeitschrift  f.  d.  gcs.  Staatswissenschaft, 
XXVII.  Jahrg.  (1871). 

* Übersichten  der  Weltwirtschaft  1885  — 188<)  S.  184. 
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Auf  diese  Ursachen  ist  auch  die  tiefgreifende  Umwälzung1 
in  der  Fleischversorgung,  vornehmlich  in  der  Organisation  des 
Vieh-  und  Fleischhandels,  der  neueren  Zeit  zurückzuführen. 
Während  früher  die  Masse  des  Fleisches  in  der  Hauswirtschaft 
für  den  eigenen  Bedarf  erzeugt  wurde,  produziert  heute  der  Land- 
wirt für  den  offenen  Markt  und  führt  dadurch  einen  gewissen 
Ausgleich  zwischen  den  bezüglich  ihrer  Fleischerzeugung  günstiger 
oder  ungünstiger  gestellten  Landesteilen  herbei.  Hierin  wird  er 
in  ganz  hervorragender  Weise  von  dem  Viehhandel  unterstützt, 
der  sich  eine  ständig  zunehmende  Bedeutung  auf  diesem  Gebiete 
errungen  hat  und  eine  Arbeitsteilung  in  der  Weise  durchführt, 
daß  er  den  Produzenten  immer  mehr  auf  die  reine  Erzeugung 
beschränkt,  sich  selbst  aber  die  Verteilung  der  Vorräte  vorbehält. 
Diese  Entwicklung,  die  naturgemäß  eine  steigende  Investierung 
von  Kapital  bedingt,  ist  noch  lange  nicht  abgeschlossen.  Sie 
zeigt  sich  am  frappantesten  in  den  Großstädten,  wo  die  errich- 
teten Schlachthöfe  und  Viehhöfe  der  zunehmenden  Konzentration 
des  Viehhandels  den  denkbar  günstigsten  Vorschub  leisten.  Gerade 
die  letzten  beiden  Jahrzehnte  haben  nach  dieser  Richtung  hin 
erstaunliche  Fortschritte  gezeitigt,  und  wenn  die  Zukunft  dasselbe 
Tempo  innehält,  dürfte  das  Endziel  dieser  Bewegung,  daß  näm- 
lich einige  wenige  große  Marktorte  in  besonders  günstiger  Lage 
als  Umschlagsplätze  fungieren  und  die  gesamte  Zu-  und  Abfuhr 
sowie  die  Preisbildung  für  das  ganze  Land  regeln,  nicht  mehr 
allzufern  sein. 

Darüber,  ob  die  Zusammenfassung  der  Fleisch  Versorgung 
eines  ganzen  Volkes  in  wenigen  großkapitalistischen  Händen  das 
Ideal  darstellt,  kann  man  wohl  verschiedener  Ansicht  sein,  obwohl, 
billigerweise  darauf  hinzu  weisen  ist,  daß  diese  Entwicklung  keines- 
wegs einzig  in  ihrer  Art  dasteht.  In  unserem  Zeitalter  der  Trusts. 
Ringe  und  Syndikate  ist  das  Kapital  auch  auf  anderen  Wirt- 
schaftsgebieten von  ausschlaggebender  Bedeutung  geworden. 
Bedenklich  wird  diese  Umwälzung  sein,  wenn  sie  die  Interessen 
anderer  Kreise,  also  in  unserem  Falle  die  der  Viehproduzenten 
und  der  Fleischkonsum enten,  offensichtlich  verletzt  und  die  Be- 
herrschung der  Marktlage  einer  eng  begrenzten  Gruppe,  nämlich 
den  Händlern,  auf  Kosten  der  andern  ermöglicht. 

Von  seiten  der  Landwirte  wird  nun  diese  Übermacht  der 
Vermittler  als  tatsächlich  bestehend  angenommen  und  ihr  in 

i* 
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erster  Linie  die  Schuld  an  der  Fleischteuerung  der  letzten  Jahre 
beigemessen. 

Es  liegt  jedoch  auf  der  Hand,  daß  der  Handel,  selbst  die 
Richtigkeit  obiger  Behauptung  vorausgesetzt,  nur  eine  sekun- 
däre Wirkung  ausüben  kann.  Den  Ausschlag  in  der  Gestaltung 
der  Marktlage  wird  stets  das  Verhältnis  zwischen  Produktion 
und  Konsum  bilden,  und  ihm  wollen  wir  daher  etwas  näher 
treten. 

Einen  gewissen  Anhalt  in  dieser  Beziehung  liefern  uns  die 
Viehbestände  in  den  einzelnen  Jahren,  die  z.  B.  für  Baden  fol- 
gendes Bild  ergeben : 1 * * * * 
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1 Stat.  Jalirb.  f.  d.  < iroliberzogtum  Baden  1904,  05.  Jahrg.  XXXV  u.  XXXVI. 

Di«'  fehlenden  Angaben  in'  den  einzelnen  Spalten  der  Jahre  1900  und  1904  erklären 

sich  dadurch,  dal»  die  betr.  Viehzählungen  vom  Reiche  angeordnet  -waren  und  bezüglich 

der  Altersverhältnisse  des  Rindviehes  eine  von  Baden  abweichende  Gruppierung 

auf  weisen. 
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Für  das  Deutsche  Reich  sind  nachstehende  Zahlen  ermittelt:1 


Jahr 


Anfang  der  1860  er  Jahre 
Am  10.  Januar  1873.  • 

Am  10.  Januar  1883  . 

An)  1.  Dezember  1892  . 

Am  1.  Dezember  1897  . 

Am  1.  Dezember  1 900  . 

Am  1.  Dezember  1904  . 


Rindvieh 

I 


14999  194 
!■  >5  7"<»702 
.378b  764 

1/  555  834 

18  490  772 
18939692 

19  331  568 


Schweine 


6462  572  I 
7 124  088 
9 20(.  193 
12  I74  442 

14  274  557  ; 
i(>  807  014 

I 

1 8 920  666  ! 


Schafe 


28  016  769 
24  999  406  , 
19  189713 
1 3 58*»  662 
10  866  772 
9 692  50  t 
7 907  1 73  | 


Ziegen 


1 818  421 

2 320  002 

2 640  994 

3 09 1 508 

3 266  997 

3 329  881 


1 


Erklärlich  ist  die  Verminderung  des  Bestandes  an  Schafen,  denn 
von  ihnen  sagt  man  ja  geradezu,  daß  sie  der  Kultur  weichen  müssen  « 
Wenn  aber  auch  die  anderen  Tierarten  eine  absolute  Abnahme 
(wie  7.  B.  die  Schweine  in  Baden)  oder  doch  nur  eine  Vermehrung 
aufweisen,  die  mit  dem  schnellen  Wachstum  der  Bevölkerung  nicht 
gleichen  Schritt  hält,  so  liegt  hier  die  Annahme  nahe,  daß  die  zur 
Verzehrung  gelangenden  Fleischquantitäten  abgenommen  haben. 

Der  Vollständigkeit  halber  seien  noch  die  Ergebnisse  der 
Viehzählungen  in  Preußen  wiedergegeben,  und  zwar  in  der  höchst 
interessanten,  von  Ökonomierat  Ilerter-Eriedenau  stammenden 
Umrechnung1  auf  Werteinheiten: - 


1 

J;,hr 

Zahl  der  Tiere  nach 
Einheiten 

Fleischvorrat  in  leben- 
dem Vieh  pro  Kopf 
der  Bevölkerung 

«873 

t 20  428  193 

83. 13 

I883 

1 2 1 266  802 

74*66  ' 

1892 

1 33  9f>5  737 

73*95  * 

1900 

«5o  723  5<>! 

73.69  * 

1902 

«5o  34 1 342 

70,3  > ' 

1904  | «57039916 

li 

71.44  » 

1 Stat.  Jahrbuch  f.  d.  Deutsche  Reich,  Bd.  XXV'. 

* Grünfeld,  Die  Fleischteuerung  in  Deutschland  im  Jahre  1905  und  ihre  Ur- 
sachen in  Conrads  Jahrbüchern,  III.  Folge,  32.  "Bd.  (1906).  S.  59.  Als  Einheit  ist 
das  Schaf  gedacht.  Ein  Rind  = 10  Schafen,  ein  Schwein  = 3 Schafen. 
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Besonders  diese  letzte  Tabelle  zeigt,  wie  sehr  die  verzehrungs- 
reife Fleischmenge  pro  Kopf  der  Bevölkerung  abgenommen  hat. 

Man  darf  allerdings  den  Wert  der  Viehzählungen,  soweit 
sie  zu  einer  Veranschaulichung  des  wirklich  zur  Verfügung 
stehenden  Fleisch  Vorrates  dienen  sollen,  ja  nicht  überschätzen,  da 
höchst  wichtige  Faktoren  wie  Alter,  Rasse,  Mastzustand,  ferner 
das  Verhältnis  der  Nutztiere  zu  den  Schlachttieren  in  ihnen  gar 
nicht  zum  Ausdruck  gelangen.  Auch  ist  es  sicher,  daß  die  der- 
artig berechneten  Ziffern  schon  deswegen  zu  niedrig  ausfallen 
müssen,  da  die  während  des  Jahres  geschlachteten  Tiere  in  ihnen 
gar  nicht  berücksichtigt  sind.  Und  gerade  diese  spielen  — denken 
wir  nur  an  die  Schweine,  die  im  Alter  von  4 — 6 Monaten  schlacht- 
fähig sind  — eine  bedeutende  und  infolge  des  zunehmenden 
raschen  Weclisels  in  den  Beständen  dauernd  wachsende  Rolle 

Aber  wir  haben  seit  einiger  Zeit  ein  unanfechtbares  Mittel, 
um  die  in  Deutschland  tatsächlich  in  den  Konsum  gelangende  Zahl 
der  Tiere  zu  konstatieren,  nämlich  die  Statistik  der  Schlachtvieh- 
lind  Fleischbeschau. 

Sie  erbringt  in  dürren  Zahlen  den  Beweis,  daß  tatsächlich 
der  Fleischkonsum  in  Deutschland  zurückgegangen  ist,  und  liefert 
dadurch  eine  ein  wandsfreie  Bestätigung  für  die  Richtigkeit  des 
Gesamtbildes,  welches  man  sich  aus  den  Schlachthofberichten 
der  einzelnen  Städte  a priori  konstruieren  konnte. 

Die  Zahl  der  beschauten  Schlachttiere  betrug  in  Deutschland 
in  den  einzelnen  Vierteljahren:1 


1 Vierteljahrhel tc  zur  Statistik  «los  Deutschen  Reiches,  XV.  Jahrg.  (1906), 
II.  lieft,  S.  26X,  IV.  S.  257.  Die  Hausschlachtungen  sind  nicht  berücksichtigt. 
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Es  ergibt  sich  also,  daß  gerade  bei  den  für  die  Fleischver- 
sorgung  wichtigen  Tieren  wie  Bullen,  Kälbern  und  Schweinen 
ein  Ausfall  eingetreten  ist,  der  durch  die  vermehrten  Schlach- 
tungen der  anderen  Tierarten  lange  nicht  aufgewogen  wird.  So 
weist  das  III.  Vierteljahr  1906  im  Vergleiche  zum  III.  Vierteljahr 
1904  ein  Minus  von  461  334  Schlachtungen  auf. 

Auch  insofern  ist  diese  Zusammenstellung  lehrreich,  als  sie 
die  Verschiebung  in  den  Konsumziffern  der  einzelnen  Tiergat- 
tungen illustriert,  nämlich  daß  das  Heisch  der  minderwertigen 
Tiere  wie  Kühe.  Pferde  und  Hunde  auf  Kosten  der  hochwertigen 
Fleischsorten  immer  mehr  an  Bedeutung  gewinnt. 

Diese  eben  geschilderte  Entwicklung  der  deutschen  Fleisch- 
versorgung  ist  um  so  bedauerlicher,  als  Deutschland  schon  an  und 
für  sich  im  Vergleiche  zu  anderen  .Staaten  einen  geringen  Fleisch- 
verbrauch aufweist.  Im  Jahre  1890  standen  beispielsweise  an 
Fleisch  pro  Kopf  der  Bevölkerung  zur  Verfügung:1 


In 

Australien 

111,6  kg 

Ver.  Staaten 

54,4  » 

> 

Großbritannien 

47,6  » 

Frankreich 

33, b » 

Deutschland 

3ßb  » 

Österreich-Ungarn  .... 

29,0  » 

2> 

Italien 

10,4  » 

Das  Verhältnis  zwischen  Deutschland  und  England  im  Jahre 
1900  zeigen  folgende  Zahlen.  Es  waren  pro  Kopf  der  Bevölke- 
rung vorhanden:2 


Deutschland  England 

an  Fleisch 33,7  kg  52,0  kg 

an  Fetten  und  Käsen  ...  2,7  ;>  10,9  » 

Hier  kommt  die  bezüglich  des  Wohlstandes  der  Bevölke- 
rung vorhandene  Überlegenheit  Englands  besonders  deutlich  zum 
Ausdruck. 

Die  Tatsache,  daß  die  von  der  Inlandsproduktion  erzeugten 
Fleischmengen  abnehmen,  wird  dadurch  noch  verschärft,  daß 
Deutschland  fast  ausschließlich  auf  seine  Eigenproduktion  ange- 


1 Ostertag,  Handbuch  der  Fleischbeschau,  Stuttgart  i<)C>4,  S.  2. 

2 Ül>er  die  Fleischvcrsorgung  des  deutschen  Volkes,  herausgegeben  vom  Verein 
zur  Wahrung  der  gemeinsamen  Interessen  des  deutschen  Handels  und  der  Industrie 
von  Fleisch-  und  Fettwaren,  Cöln  i <102,  S.  30. 
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wiesen  ist.  Der  scheinbar  naheliegende  Ausweg,  das  Ausland  — 
denn  Entfernungen  spielen  heutzutage  doch  nur  noch  eine  unter- 
geordnete Rolle  — in  erhöhtem  Maße  zur  Deckung  des  Bedarfes 
heranzuziehen,  scheint  wegen  der  damit  verbundenen  Seuchen- 
gefahr nicht  gangbar  zu  sein.  Allerdings  wird  von  anderer  Seite 
dem  Bestehen  einer  solchen  Gefahr  aufs  heftigste  widersprochen, 
und  der  Erlaß  der  strengen  veterinärpolizeilichen  Vorschriften 
sowie  die  ungleichmäßige  Handhabung  der  Fleischbeschau  mit 
Klasseninteressen  in  Verbindung  gebracht. 

Es  ist  leider  nicht  zu  leugnen,  daß  die  Fleischfrage  sehr 
oft  nicht  die  sachliche  und  von  Sonderinteressen  freie  Behand- 
lung erfahren  hat,  die  der  Wichtigkeit  dieser  Frage  gebührte, 
und  die  eine  Erledigung  oder  doch  Besserung  der  besonders  die 
unteren  Schichten  berührenden  Angelegenheit  gewährleistet  hätte. 
An  Bemühungen  in  dieser  Richtung  hat  es  nicht  gefehlt.  Ob 
dieselben  in  der  Zukunft  den  ihnen  bisher  versagten  Erfolg  haben 
werden,  ist  schwer  vorauszusagen.  Auf  alle  Fälle  sind  alle  der- 
artigen Bestrebungen,  die  Fleisch  Versorgung  Deutschlands  in  mehr 
befriedigende  Bahnen  zu  lenken,  von  hoher  volkswirtschaftlicher 
Bedeutung  und  deshalb  der  Sympathien  aller  Weiterblickenden 
sicher. 

Daß  die  eben  geschilderten  Verhältnisse  sich  auch  bei  den 
einzelnen  Städten,  die  da  gleichsam  nur  einen  Ausschnitt  aus  dem 
Ganzen  darstellen,  fühlbar  machen,  ist  erklärlich.  Wie  sehr  die- 
selben bei  den  uns  interessierenden  Städten  zum  Ausdruck  kom- 
men, werden  wir  im  weiteren  Verlaufe  dieser  Arbeit  sehen. 

Bevor  wir  jedoch  dem  eigentlichen  Thema  nähertreten,  wird 
eine  kurze  Schilderung  von  Karlsruhe,  Mannheim  und  I.udwigs- 
hafen,  ihrer  Einwohner  und  deren  Einkommensverhältnisse,  welche 
eine  Beurteilung  der  Konsumfähigkeit  gestatten,  von  Interesse  sein. 


Kurze  Schilderung  der  drei  Städte. 

Sowohl  in  Mannheim  und  Ludwigshafen  als  auch  in  der 
Haupt-  und  Residenzstadt  Badens.  Karlsruhe,  spielen  Handel  und 
Industrie  eine  bedeutende  Rolle,  ln  Karlsruhe  tritt  besonders 
die  Fabrikation  von  Maschinen,  Zigarren,  Silberwaren  und  Seifen, 
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ferner  von  Tapeten,  Wagen  und  Möbeln  hervor.  Auch  Stein- 
und  Buchdruckereien  sowie  Bierbrauereien  sind  in  ziemlicher 
Anzahl  vertreten. 

Die  Bedeutung  Mannheims  als  wichtigster  Handelsplatz  und 
einer  der  größten  Industrieplätze  Süddeutschlands,  die  es  seiner 
günstigen  Lage  an  der  Mündung  des  Neckars  in  den  Rhein  ver- 
dankt, ist  bekannt.  Hier  werden  die  mit  .Schiff  ankommenden 
Waren  umgeladen  und  mit  der  Eisenbahn  nach  anderen  Teilen 
Süddeutschlands,  nach  der  Schweiz  und  Österreich  weiterspediert. 
In  der  Industrie  sind  vor  allem  Fabriken  für  Metallverarbeitung, 
Eisenbahnbedarf,  Brauereiartikel,  Drahtwaren  sowie  Gummi-  und 
Zelluloidwaren  zu  nennen,  außerdem  Zigarren-  und  Bettfedern- 
fabriken, Getreidemühlen,  polygraphische  Großbetriebe  und  vor 
allen  Dingen  die  chemischen  Fabriken.  Hand  in  Hand  damit 
geht  ein  ausgedehnter  Handel.  Für  Getreide  und  Mühlenfabri- 
kate ist  Mannheim  maßgebend;  auch  der  Handel  in  Wein,  Hopfen, 
Kolonialwaren,  Steinkohlen,  Eisen,  Farben  und  besonders  Petro- 
leum ist  äußerst  lebhaft  und  wird  durch  große  Bauken  sowie 
Versicherungsgesellschaften  wirkungsvoll  unterstützt.  Die  ganze 
Entwicklung  Mannheims  drängt  unzweifelhaft  zur  industriellen 
Großstadt  hin. 

Die  städtebildende  Bedeutung  von  Handel  und  Industrie 
zeigt  in  frappanter  Weise  Ludwigshafen  (1840:  90  Einwohner), 
welches  von  Mannheim  nur  durch  den  Rhein  getrennt  ist  und 
gleich  diesem  von  der  Gunst  der  Lage  Vorteil  zieht.  Die  Fabri- 
kation von  Maschinen.  Kunstwolle,  Chamotte-  und  Tonwaren, 
Chemikalien  (Bad.  Anilin-  und  Sodafabrik  mit  ca.  7000  Arbeitern], 
der  Handel  mit  F'isen,  Holz,  Steinkohlen  und  Landesprodukten 
geben  ihm  ihr  Gepräge. 

Die  Bevölkerung  der  drei  Städte  hat  sich  in  den  letzten 
zwanzig  Jahren  folgendermaßen  entwickelt: 


Jahr 

Karlsruhe 

Mannheim 

Ludwigs  hafen 

1885 

ca. 

56  9OO 

ca. 

61  200 

ca. 

2 I OOO 

1890 

* 

73  600 

'> 

79  000 

28  7OO 

CO 

vC 

Ol 

84  000 

v> 

9 1 1 00 

39  800 

1900 

97  100 

» 

141  100 

V» 

6 1 900 

1905 

» 

1 1 1 200 

163  700 

2 

72  200 

In  dieser  Zeit  wurden  nachstehende  Gemeinden  ein  verleibt: 


in  die  Stadt  Karlsruhe:  am  1.  Januar  1886  Mühlburg  mit  4 106  Ein- 
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wohnern,  Mannheim:  am  i.  Januar  1897  Käfertal  (1895:  6664 
Einwohner),  am  1.  Januar  1899  Neckarau  (189,5:  7619  Einwohner), 
Ludwigshafen:  am  1.  Januar  1892  Friesenheim,  am  1.  Dezember 
1899  Mundenheim. 

Man  sieht,  daß  auch  in  den  Jahren,  in  welchen  die  drei 
Städte  nicht  durch  Angliederung  von  in  der  Nähe  liegenden  Ort- 
schaften Zunahmen,  eine  anhaltende  und  starke  Steigerung  vor 
sich  ging,  die  ohne  Zweifel  in  ihrer  Hauptsache  auf  Konto  Handel 
und  Industrie  zu  setzen  ist. 

Zu  den  23  Großstädten,  über  welche  eingehende,  die  Ergeb- 
nisse der  Berufszählung  vom  Jahre  1895  betreffende  Angaben  ge- 
macht wurden,  zählte  damals  keine  der  fraglichen  drei  Städte. 
Für  Karlsruhe  und  Ludwigshafen  ist  daher  die  Aufstellung  einer 
genauen  Berufsstatistik  nicht  möglich.  Die  Stadt  Karlsruhe  hat 
im  Jahre  1905  eine  Berufszählung  veranstaltet;  jedoch  ist  das 
gewonnene  Material  noch  nicht  verarbeitet. 

Für  Mannheim  wurde  durch  den  Stadtrat  im  Anschluß  an 
die  Berufsstatistik  des  Reiches  vom  Jahre  1895  unter  den  gleichen 
Gesichtspunkten  eine  derartige  Feststellung  veranlaßt  und  vom 
statistischen  Amte  ausgeführt. 

Darnach  wies  die  ortsan wesende  Bevölkerung  folgende  beruf- 
liche Gliederung  auf:1 


Beruf 

Erwei  bslätige 
a b c 

Summe 

Dienende 

1 

1 

Ange- 

hörige 

Summe 

A. 

Landwirtschaft 

16 

5 

499 

5 2° 

50 

576 

1 126 

B. 

Industrie 

3717 

1602 

1 4 305 

>9  624  | 1 350 

L3  «54 

44  828 

t:. 

n 

Handel  und  Verkehr 

2916 

2677 

6 5°7 

12  100 

1 880 

«4  397 

28  377 

D. 

Häusliche  Dienste  und 

Lohnarbeit  .... 

858 

858 

! 4 

(>2  1 

* 483 

E. 

Öffentliche  Dienste  und 

freie  Berufsarten 

39°(. 

3 9ob 

486 

3 475 

7 867 

F. 

Berufslose  . . 

3»  05 

3 >05 

1 

058 

1 685 

5 448 

40  1 13 

4 408 

i 

44  (>08 

89  129 

1 Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Mannheim,  1898,  S.  9 u.  10. 

Es  bedeutet  in  der  Rubrik  »Erwerbstätige«: 
a = Selbständige,  b = Höheres  Hilfspersonal,  c = Niederes  Hilfspersonal. 
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Hs  sind  also  die  Gruppen  B und  C,  welche  die  anderen 
Berufsarten,  was  die  Zahl  der  darin  Beschäftigten  anbelangt 
weiter  hinter  sich  zurücklassen. 

Vorstehende  Ziffern  illustrieren  zur  Genüge  die  Bedeutung 
von  Handel  und  Industrie  für  Mannheim,  aber  sie  lassen  auch 
zugleich  darauf  schließen,  daß  die  Konsumfähigkeit  der  Mann- 
heimer Bevölkerung,  in  welcher  die  Arbeiter  und  die  Angestellten 
mit  kleinem  Einkommen  (»Niederes  Hilfspersonal«)  eine  so  be- 
deutende Rolle  spielen,  keine  allzugroße  sein  kann. 

Daß  sich  diese  Verhältnisse  im  letzten  Jahrzehnt  noch  weiter 
in  ungünstiger  Richtung  verschoben  haben,  erscheint  im  Hinblick 
darauf  sicher,  daß  die  Bevölkerung  in  den  Jahren  1882  bis  1895, 
bei  einer  Gesamtzunahme  von  63,2%,  im  Handel  und  Verkehr 
eine  Zunahme  von  64,4%,  in  der  Industrie  von  73,7%  aufweist 

Die  Untersuchung  der  Einkommensverhältnisse  führt  auch 
für  die  beiden  anderen  Städte  zu  einem  ähnlichen  Resultate. 

Die  Zahl  der  Zensiten  und  ihr  Verhältnis  in  den  einzelnen 
Einkommensklassen  sind  aus  folgenden  Tabellen  ersichtlich: 


Einkommen  von 

Karl? 

r u h e 

Mannheim 

Zahl  der 
absolut 

Zensiten 

% 

Zahl  der 
absolut 

Zensiten 

°/o 

Mk. 

1)00 

bis 

unter 

1 000 

3 20X 

• 1 »93 

4 »77 

» 1,03 

» 

i 000 

» 

1 300 

9614 

35.74 

16  693 

44.ob 

1 500 

» 

2 OOO 

4 51  2 

*6.77 

6 820 

18,01 

* 

2 000 

< 

9 

3 000 

4 069 

15. *4 

4 426 

1 1 ,68 

* 

3 000 

2> 

9 

5 000 

2 920 

10,85 

2 894 

7.63 

5 000 

* 

10  000 

1 687 

6,28 

1 742 

4.59 

IO  000 

20  000 

610 

2,2<> 

(»38 

1,69 

* 

20  OOO 

25  000 

«3 

0,31 

»27 

0,34 

» 

2 5 OOO 

» 

50  000 

125 

O.47 

213 

0,56 

* 

50  OOO 

9 

100  000 

39 

0,14 

83 

0,22 

* 

1 00  OOO 

und 

darüber 

O.  I I 

70 

0,19 

Zusammen  . . 

2<>  894 

IOO 

37  883 

IOO 
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Einkommen 

bis 

Eudwigshafen 

Zahl  der 
absolut 

Zensiten 

°/o 

M. 

300 
500  — 

3 000 

120 
»3  28; 

0,84 

‘»3.7« 

: 

3 000  — 

5 000 

5°> 

3*57 

X 

5 000  — 

10  000 

180 

1,2b 

* 

1 0 000  — 

50  000 

80 

ü.5  7 

* 

50  000  — 

1 00  000 

3 

0,02 

Mehr  als  Mk. 

100  000 

4 

0,03 

Zusammen 

'4  >7‘> 

100 

Die  Zensiten  machen  also  in  Karlsruhe,  Mannheim  und 
Ludwigshafen  ca.  24,18%  resp.  23,14%  resp.  19,63%  der  Gesamt- 
bevölkerung aus.  Berücksichtigen  wir  noch,  daß  die  Steuerzahler 
mit  kleinen  Einkommen  — bis  ungefähr  M.  3000  — ganz  über- 
wiegend den  Ausschlag  geben  und  ca.  79,58%  resp.  84,78%  resp. 
94,55%  aller  Zensiten  repräsentieren,  so  kommen  wir  zu  dem 
Schlüsse,  daß  die  Konsumfähigkeit  der  Einwohner  aller  drei  Städte, 
besonders  aber  der  Ludwigshafens,  keine  sehr  große  sein  kann, 
und  daß  deshalb  die  Preisbewegung  eines  so  wichtigen  Lebens- 
mittels wie  des  Fleisches  von  hoher  Bedeutung  sein  und  in  der 
Gestaltung  des  Konsums  zum  Ausdruck  kommen  muß. 


I.  Abschnitt. 


Die  Organisation  des  Vieh-  und  Fleischhandels. 

Die  Anhäufung  von  Menschenmassen,  wie  sie  unsere  modernen 
(iroßstädte  und  Industriezentren  gezeitigt  haben,  war  an  die  Er- 
füllung zweier  Vorbedingungen  geknüpft,  an  die  Entwicklung  der 
Yerkehrstechnik  und  die  Organisation  der  für  die  Lebensmittel- 
versorgung in  Frage  kommenden  Berufe.  Erst  nach  Ausbau  der 
Verbindungswege  und  nach  Schaffung  der  Eisenbahnen,  erst  nach  ' 
der  bis  in  das  Kleinste  gehenden  Ausbildung  der  Berufsteilung 
ist  es  möglich  geworden,  auf  gegebenem  Platze  nahezu  unbe- 
grenzte Menschenmengen  zu  ernähren. 

Auch  hier  zeigt  sich  zwischen  Stadt  und  Land  ein  tief- 
greifender Unterschied,  der  in  der  Natur  der  Sache  liegt.  Wäh- 
rend sich  auf  dem  Lande  die  Lebensmittelversorgung  noch  in 
einfacheren  Formen,  vielfach  direkt  zwischen  Produzenten  und 
Konsumenten,  vollzieht,  nimmt  sie  in  der  Stadt  eine  immer  kom- 
pliziertere ( iestalt  an. 

Gerade  die  Untersuchung  der  Fleisch  Versorgung  eines 
größeren  Gemeinwesens  bietet  wegen  der  damit  verknüpften 
technischen  und  kommerziellen  Fragen  besonderes  Interesse. 

Wie  sich  die  Verhältnisse  im  Vergleiche  zum  flachen  Lande 
verschieben,  was  für  ein  verwickelter  und  trotzdem  tadellos 
funktionierender  Apparat  schon  in  diesem  beschränkten  Gebiete 
der  Nahrungsmittel  Versorgung  nötig  ist,  mögen  die  folgenden 
Kapitel  in  konkretem  Falle  zeigen. 
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i.  Kapitel. 

Die  Schlachthöfe  von  Karlsruhe.  Mannheim  und  Ludwigshafem 

Schlachthäuser  im  einfacheren  Sinne  des  \Y ortes,  also  ge- 
meinsame Gebäude,  wo  die  Tiere  geschlachtet  und  zerlegt  wurden, 
sind  keine  Errungenschaft  unserer  modernen  Zeit. 

Schon  die  Römer  machten  sich  die  Vorteile,  welche  eine 
derartige  Zentralisierung  vom  sanitären  und  wirtschaftlichen  Stand- 
punkte bietet,  zunutze.  Die  folgende  Zeit  bildete  diese  Ein- 
richtung dann  weiter  aus,  bis  der  Dreißigjährige  Krieg  auch  auf 
diesem  Gebiete  einen  Rückschlag  brachte.  Nach  und  nach  jedoch 
begann  man  wieder  mit  der  Errichtung  von  Schlachthäusern,  und 
gerade  die  süddeutschen  Staaten  gingen  hierin  mit  gutem  Beispiel 
voran.  Als  man  aber  zu  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts  neue 
Grundsätze  in  der  Heilkunde  aufstellte,  welche  den  Genuß  des 
Fleisches  erkrankter  Tiere  als  unschädlich  bezeichneten,  begann 
eine  Strömung  gegen  Schlachthäuser,  welche,  namentlich  in  Nord- 
deutschland, zur  Schließung  derselben  führte.  Jedoch  bewiesen 
die  in  den  sechziger  Jahren  plötzlich  häufig  auftretenden  Fälle 
von  Trichinenepidemien  das  Verfehlte  dieser  Maßregel  und  veran- 
laßen Preußen  zu  dem  Gesetze  vom  18.  März  1868,  betreffend 
die  Errichtung  öffentlicher,  ausschließlich  zu  benutzender  Schlacht- 
häuser. Die  übrigen  Staaten  folgten  diesem  Beispiele.  Tn  Baden, 
Bayern  und  Württemberg  war  die  Regelung  des  Schlachtzwanges 
ortspolizeilichen  Bestimmungen  überlassen;  jedoch  war  die  Zahl 
der  Schlachthäuser  eine  große,  und  auch  die  Fleischbeschau  war 
allgemein  durchgeführt. 1 Das  Beispiel  und  die  Nähe  Frankreichs, 
welches  in  diesen  Fragen  stets  musterhaft  war,  mögen  dabei  mit- 
gewirkt haben.  Das  Reichsgesetz  vom  3.  Juni  1900,  in  Kraft 
seit  dem  1.  April  1903,  brachte  dann  auch  für  das  Reich  be- 
treffend Schlachthäuser,  Schlachtzwang  und  Fleischbeschau  die 
wünschenswerte  Einheitlichkeit. 

Die  früher  oft  gemachte  Behauptung,  daß  die  in  den  öffent- 
lichen Schlachthäusern  zu  zahlenden  Gebühren  eine  Verteuerung 
des  Fleisches  bewirken,  ist  auf  Grund  neuerer  statistischer  Er- 

1 Schwarz,  Bau,  Einrichtung  und  Betrieb  öffentlicher  Schlacht-  und  Viehhöfe. 
Berlin  i8qS. 
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Hebungen  als  hinfällig  erkannt.1  Es  ist  ja  auch  ohnedies  ein- 
leuchtend, daß  eine  derartige  Anlage  die  Erfordernisse  wie  Licht, 
heißes  Wasser,  Eis  u.  drgl.  im  Großbetriebe  billiger  als  der  ein- 
zelne Metzger  liefern  kann. 

Aber  selbst  wenn  das  Moment  einer  Verteuerung  des  Fleisches, 
die  sich  immer  nur  in  engen  Grenzen  bewegen  könnte,  gegeben 
wäre,  könnte  es  nicht  gegen  die  Errichtung  von  Schlachthäusern 
sprechen.  Denn  die  Tatsache,  daß  eine  wirksame  Kontrolle  des 
zur  Verzehrung  gelangenden  Fleisches  und  damit  die  Beseitigung 
der  andernfalles  der  menschlichen  Gesundheit  drohenden  Gefahren 
nur  in  dem  zentralisierenden  Betriebe  derartiger  Anstalten  möglich 
ist,  müßte  alle  Bedenken  in  der  angedeuteten  Richtung  besiegen. 


1.  Karlsruhe. 

Das  in  den  Jahren  1885—1886  an  Stelle  des  alten  (bereits 
1818  errichteten)  erbaute  neue  Schlachthaus  wurde  1887  dem 
Betriebe  übergeben. 

Es  ist  an  der  Durlacher  Allee  gelegen,  wird  vom  Viehhof 
durch  die  20  in  breite  » Schlachthausstraße <•  getrennt  und  umfaßt 
ein  Areal  von  24420  qm,  welches  auch  einer  eventuellen  weit- 
gehenden Vergrößerung  der  Anlagen  Rechnung  trägt. 

Dem  Eingänge  zunächst  liegen  die  Schlachthalle  für  Klein- 
vieh und  die  für  Schweine  (Länge  je  26,5  m),  in  zweiter  Front 
die  Schlachthalle  für  Großvieh  und  die  nachträglich  im  Jahre 
1895  errichtete  Schlachthalle  für  Groß-  und  Kleinvieh  (Länge  je 
31.72  m).  Die  Höhe  der  vier  gewölbten  Hallenbauten  beträgt 
6,7  m.  Die  Kleinviehschlachthalle  ermöglicht  eine  tägliche  Schlach- 
tung von  120 — 130  Stück  Kleinvieh,  die  Schweineschlachthalle 
von  200 — 250  Schweinen;  in  letzterer  bilden  zwei  Brühbottiche 
Enthaarungstische,  Hakenrahmen  und  an  den  Wänden  befindliche 
gußeiserne  emaillierte  Waschgefäße  mit  Entfettungstischen  zum 
Reinigen  der  Gedärme  die  Haupteinrichtung.  Die  Waschgefäße 
sind  mit  Kalt-  und  Warm wasserzuführung  versehen,  während  das 
Wasser  in  den  Brühbottichen  durch  direkte  Dampf zuströmung 
erhitzt  wird. 
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In  der  mit  56  Mauerwinden  versehenen  Großviehschiacht- 
halle können  täglich  die  entsprechende  Anzahl  Großvieh  ge- 
schlachtet werden. 

In  der  Schlachthalle  für  Groß-  und  Kleinvieh  ist  die  eine 
Seite  (mit  28  Winden)  für  Großvieh,  die  andere  Seite  für  Klein- 
vieh reserviert. 

Eine  der  wichtigsten  Gebäulichkeiten  im  Schlachthaus- 
betriebe ist  das  Kühlhaus;  es  liegt  hier  westlich  von  den  eben 
beschriebenen  Gebäuden  und  bedeckt  eine  Fläche  von  660  qm. 
Die  zur  Aufbewahrung  des  Fleisches  dienenden  Räume  sind  in 
zwei  übereinander  liegenden,  je  3 m hohen  Etagen  angeordnet. 
In  jedem  Kühlraume  befinden  sich  45  Zellen,  also  insgesamt 
90  Zellen  mit  einem  Flächeninhalte  von  465  qm.  Die  Wände  der 
einzelnen  Abteilungen,  welche  unter  dem  Verschlüsse  des  je- 
weiligen Inhabers  stehen,  bestehen  aus  Eisenstäben  mit  starkem 
I )rahtgeflecht. 

Die  Temperatur  in  der  eigentlichen  Kühlhalle  muß,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Außentemperatur,  einen  ziemlich  gleichmäßigen 
Stand  — bei  Einbringung  von  täglich  ca.  17000  kg  Fleisch  von 
-4-  2 bis  + 40  C — aufweisen,  der  durch  die  Kühlmaschinenanlage 
und  die  weitgehende  Isolierung  dos  Kühlhauses  gewährleitet  ist. 

Östlich  von  der  Großvieh-  und  Klein  viehschlachthalle  liegt 
das  zur  Aufnahme  für  die  zur  Schlachtung  angekauften  Tiere 
bestimmte  Stallgebäude.  Es  zerfällt  in  zwei,  je  18,2  m lange  und 
12  m brt'ite  Abteilungen  für  je  32  Stück  Großvieh.  Ein  weiteres 
Stallgebäude  wurde  in  den  Jahren  1894/95  errichtet.  Es  ermög- 
licht die  Unterbringung  von  etwa  35  Stück  Großvieh  und  200 
Stück  Kleinvieh.  Südlich  schließt  sich  hieran  das  mit  Schienen- 
geleist' und  Notrampe  versehene  Schlachthaus  für  kranke  Tiere, 
wo  die  beim  Eisenbahntransporte  erkrankten  oder  verunglückten 
'Piere  bequem  ausgeladen  und  geschlachtet  werden  können. 

Eine  Kaldau  neu  Wäsche,  Düngerhaus  und  die  am  meisten 
südlich  gelegene  Freibank  vervollständigen  die  ganze  Anlage. 

Die  Verwaltung  des  Schlachthofes  ist,  ebenso  wie  die  des 
Viehhofes,  einer  besonderen  städtischen  Schlacht-  und  Viehhof- 
kommission übertragen  und  durch  Schlachthofordnung  vom  20. 
August  1903  neu  geregelt. 

Die  Untersuchung  des  lebenden  Schlachtviehes  sowie  die 
Fleischbeschau  ist  dem  Direktor  und  seinen  Tierärzten  unterstellt. 
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Die  rein  kaufmännischen  Angelegenheiten  wie  die  Erhebung  der 
Gebühren  für  den  Schlacht-  und  Viehhof,  der  Verbrauchssteuern 
für  Schlachtvieh  und  der  staatlichen  Fleischakzise1  werden  durch 
ein  besonderes  Kassenbureau  unter  einem  Kassierer  erledigt. 

Sämtliche  gewerblichen  und  privaten  Schlachtungen  aller 
Arten  von  Schlachttieren  — mit  Ausnahme  der  Notschlachtungen 

— habt im  Schlachthofe  innerhalb  der  dafür  festgesetzten  Zeit 

— im  Sommer  von  5 Uhr  morgens  bis  7 Uhr  abends,  im  Winter 
von  6 Uhr  morgens  bis  6 Uhr  abends  — zu  erfolgen.  l>ie  am 
Eingänge  der  Anlage  postierten  Pförtner  haben  darauf  zu  achten, 
daß  kein  Stück  Vieh  passiert,  bevor  es  einer  sanitätspolizeilichen 
Untersuchung  unterworfen  worden  ist,  und  bevor  die  darauf  ruhen- 
den Markt-,  Schlacht-  und  Beschaugebühren  usw.  entrichtet  sind. 

Die  Schlachtung  der  Tiere,  bei  der  jede  Tierquälerei  zu  ver- 
meiden ist,  erfolgt,  mit  Ausnahme  der  geschachteten,  stets  unter 
vorhergehender  Betäubung.  Bei  dem  Großvieh  gelangt  meist  der 


Schußapparat  zur  Anwendung. 

Die  Schlachtgebühren  betragen: 

für  Rindvieh  I.  Schwere  (250  kg  und  mehr)  . . . M.  3. — 

» » II.  » (200 — 230  kg) » 2.50 

» » III.  » (100 — 200  kg) » 2. — 

■->  » IV.  » (unter  100  kg) > — .60 

» Schweine » 1.30 

* Schafe » — .50 

» Kitzlein  und  Ferkel ■>  — .10 

» Pferde » 1. — 


Die  folgenden  Tabellen  über  die  Schlachtergebnisse  sowie 
über  die  Auftriebszahlen  in  den  Viehhöfen  sind,  soweit  nichts 
anderes  bemerkt,  aus  den  Vieh-  und  Schlachthofberichten  der  ein- 
zelnen Städte  zusammengestellt. 

Die  Schlachtungen  in  Karlsruhe  für  die  Jahre  1901  — 1903 
werden  durch  folgende  Zahlern  veranschaulicht: 


>)  Baden  hat  bekanntlich  eine  Staatsakzise  auf  Grollvieh  mit  folgenden  Sätzen: 


bei  einem  Schlachtgewicht  unter  200  kg M.  4. — 

* » » von  200  bis  ausschließlich  250  kg  ...  » 6. — 

a » » 250  und  mehr  kg •»  11. — 


Bei  Kühen  und  Karren  sind  auch  bei  einem  Schlachtgewicht  von  250  kg  und 
darüber  nur  M.  6.  — zu  entrichten. 

II  r an«lt,  Die  FIcischvcrsorj'ung.  2 
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Gro  ß v i e h. 


< >chsen 

• 

Kühe 

1 

l 

Rinder 

( 

rarrcit 

O 

g 

Jahr 

i 

1 

! . 

u 

a 

1 1 

11 

111  | 

1 

II 

III 

1 

11 

III 

■ 

11 

ui 

•s. 

L 

l<)Ol 

1618 

1 “45 

972 

«303 

2007 

IO 

670 

2064 

1484 

260 

12  133 

283 

I <>02 

1629 

1868 

O 

«r 

X 

! _ 

'355 

1785 

8 

830 

‘925 

1669 

30 ' 

— 

12  210 

369 

1003 

2241 

2144 

578 

! — 

1276 

1626 

7 

695 

1221 

1422 

204 

— 

II  414 

379 

I9O4 

2362 

230b 

<>77 

1211 

1722 

— 

2 

460 

1026 

1 ' 396 

196 

— 

" 358 

3'° 

•903 

2020 

■75. 

>035 

‘359 

2372 

6 

569 

'837 

! -- 

1352 

502 

l 2 (>03 

395 

K 1 c i n v i e h. 


Jahr 

Kiilber 

H&tnmel 

und 

Ziegen 

Schweine 

Ferkel 

und 

Kit/.lein 

Summe 

1901 

22  042 

2043 

32  570 

' 904 

38  559 

1902 

21  042 

1990 

29  781 

2084 

54  897 

'903 

20  769 

2287 

36  969 

2269 

62  294 

1904 

20  668 

2031 

43  017 

2428 

68  144 

1903 

2 ' '57 

2282 

3<»  037 

2697 

62  173 

Das  Hauptkontingent  der  7.ur  Schlachtung  gelangenden  Tiere 
stellt  naturgemäß  der  Yiehhof.  Aber  manches  Stück  holt  sich 
auch  noch  der  Metzger  unter  Umgehung  des  Viehhofes  direkt 
aus  dom  Stalle  des  Bauern  in  der  Umgegend  und  bringt  es  zu 
Fuß  in  den  Schlachthof.  Diese  Gepflogenheit  ist  vornehmlich  bei 
( iroßvieh,  Kälbern  und  Schafen  zu  beobachten.  Bei  Schweinen 
dagegen  schiebt  sich  der  Händler  mehr  und  mehr  als  Mittelsperson 
ein.  Der  Grund  hierfür  liegt  darin,  daß  die  Produktion  an 
Schweinen  in  Baden,  wie  wir  bereits  gesehen  haben,  zurückge- 
gangen ist  und  in  keinem  Verhältnis  zu  dem  benötigten  Quantum 
steht.  Denn  gerade  für  die  Fabrikbevölkerung  der  umliegenden 
Ortschaften  — und  das  gilt  auch  für  Mannheim  und  Ludwigs- 
hafen — bildet  Schweinefleisch  den  wichtigsten  Bestandteil  der 
Fleischnahrung  überhaupt.  So  ist  denn  Baden  in  bezug  auf 
Schweine  auf  andere  Staaten,  insbesondere  Norddeutschland,  an- 
gewiesen. Den  Bezug  vermittelt  der  Händler  meist  in  größeren 
Partien  auf  der  Eisenbahn. 
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Dio  vorstehenden  Zahlen  zeigen  zum  Teil  große  Schwan- 
kungen in  den  Schlachtergebnissen,  die  besonders  bei  den  Schweine- 
schlachtungen scharf  hervortreten. 

Von  ausschlaggebender  Bedeutung  sind  in  dieser  Hinsicht 
dio  Erntorosultato  der  einzelnen  Jahre.  Ist  die  Ernte  knapp  aus- 
gefallen, so  stößt  der  Bauer  alles  nur  irgend  entbehrliche  Vieh 
ab,  da  er  sonst  Futter  für  den  Winter  für  teures  Gold  hinzukaufen 
müßte.  Dagegen  läßt  eine  reichliche  Futterernte  das  Zurückhalten 
des  Viehbestandes  vom  Verkauft'  und  di«'  Aufzucht  des  sonst 
zum  Markte  gebrachten  Jungviehes  bei  den  jetzigen  Preisen 
doppelt  verlockend  erscheinen. 

So  zeigen  z.  B.  die  Schweineschlachtungen  im  Jahre  1902 
g(‘gon  1901  eine  Abnahme  von  8,5%,  1903  gegen  1902  Zunahme 
von  24.1  °/0,  1904  gegen  1903  Zunahme  von  16,3°/,,  und  1905 
gegen  1904  Abnahme  von  i6,2°/0. 

Die  Schwankungen  bei  dem  Großvieh  liegen  mehr  in  den 
wechselnden  Zahlen  der  einzelnen  Qualitäten,  während  die  Gesamt- 
summen  lange  nicht  so  stark  wie  bei  den  Schweinen  voneinander 
abweichen.  Die  Ochsenschlachtungen  weisen  z.  B.  im  Jahre  1905 
gegen  1904  bei  der  ersten  Qualität  einen  Rückgang  von  M.5%. 
bei  d«T  zweiten  von  24,1  °/0,  bei  der  dritten  dagegen  eine  Zu- 
nahme von  52,8%  auf. 

Die  ständig  steigenden  Ziffern  der  Pferdeschlachtungen  b«'- 
weisen,  daß  der  Konsum  von  Pferdefleisch  infolge:  der  hohen 
Preise  für  die  anderen  Fleischsorten  in  immer  br<‘it<*ron  Volks- 
schichten Aufnahme  findet. 

Auf  die  einzelnen  Monate  des  Jahres  1905  verteilten  sich 
die  Schlachtungen,  wie  folgende  Tabellen  auf  Seite  20  zeigen.1 

Die  größten  Schwankungen  erg<*bon  sich  in  der  Rubrik 
Forkel  und  Kitzlein;  sie  finden  ihre  Erklärung  darin,  daß  die 
jungen  Ziegen  bald  nach  ihrer  im  Frühjahr  orfolg«'nden  Geburt 
geschlachtet  werden,  und  daß  sich  infolgedessen  die  Schlachtungen 
in  die  Monate  März  und  April  zusammendrängt'n. 

Im  allgemeinen  macht  sich  gewöhnlich  in  d«vn  heißen 
Monaten,  wo  gerade  die  wohlhabendere  Bevölkerung  verreist  ist 
und  der  Fleischgenuß  ohnedies  eine  goring(*ro  Rolle  spielt,  eine 


1 Für  Pferde  ist  in  den  Karlsruher  Schlachthofberichtcn  eine  derartige  Spezi- 
fikation nicht  vorgenomnien. 
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G r o tö  v i e h. 


Monat 

Ochsen 

Kühe 

Rinder 

Fairen 

Summe 

I 

II 

111 

in 

! 1 

in 

III 

n 

m 

Januar  .... 

213 

I36 

72 

i 132 

217 

i3 

134 

90 

9 

1048 

Februar  . . . 

«93 

138 

5* 

124 

198 

— 

i! 

lül 

; 89 

1 2 

937 

März  .... 

185 

Ul 

64 

Ü9 

202 

— 

*•  2 

138 

| 2^ 

2 j 

1065 

April  .... 

»65 

Ui 

65 

Ui 

150 

— 

50 

157 

90 

«5 

929 

Mai  .... 

1 8t> 

*33 

2« 

>72 

184 

-y 

45 

tf>7 

153 

L5 

1131 

Juni  .... 

190 

in 

/ / 

1 27 

1 23 

— 

48 

138 

U4 

L5 

943 

Juli 

'52 

165 

89 

82 

«72 

1 

<»3 

166 

«34 

29 

1053 

August 

i 10 

'36 

152 

5-5 

«74 

in 

*75 

140 

52 

1044 

September 

Ü4 

184 

101 

23 

«47 

— 

4b 

146 

127 

45 

1001 

< tktolx?r  . . . 

117 

220 

111  88 

267 

— 

29 

«4« 

«5<> 

53 

1222 

November 

1 " 1 

1 60 

88 

«05 

285 

— 

35 

178 

84 

2b 

1138 

Dezember . 

181 

1 1 7 

Ui 

253 

t 

46 

196 

29 

12 

1092 

Summe  . 

2020 

UÜ 

,035 

1152 

2372)  6 

5^2  1837 | 

1 

«352 

302 

12603 

Kleinvieh. 


Monat 

Kälber 

Hammel 

und 

Ziegen 

Schweine 

Ferkel 

und 

Kitzlein 

Summe 

Januar  

1624 

«55 

3945 

3 

5727 

Februar  

1628 

181 

3542 

(>2 

54  «3 

März 

2005 

184 

38O8 

1223 

7280 

April 

«705 

172 

3074 

1 190 

Ol  4 1 

Mai 

1922 

187 

3753 

180 

(>042 

Juni 

2030 

«52 

3047 

1 7 

3240 

Juli  

1(119 

184 

2940 

U 

475b 

August 

«59« 

«79 

2869 

3 

4642 

September  .... 

1812 

«»5 

2759 

1 

4757 

Oktober 

«(»39 

228 

2966 

— 

4853 

November  .... 

1687 

236 

1704 

4 

3b5i 

Dezember  .... 

•875 

219 

«5/0 

1 

3665 

Summe  . 

11157 

2282 

C' 

O 

**  1 

2697 

62173 

Abnahme  der  Schlachtungen  bemerkbar,  die  dann  mit  Eintritt 
der  kälteren  Jahreszeit  wieder  zu  verschwinden  pflegt  Allerdings 
ist  diese  Erscheinung  beim  Kleinvieh  im  Jahre  1905  nicht  zu  be- 
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obachten,  da  gerade  die  Schweineschlachtungen,  die  für  die  Be- 
wegung der  Kleinviehschlachtungen  maßgebend  sind,  in  den 
Wintermonaten  dieses  Jahres  stark  abgenommen  haben. 

2.  Mannheim. 

Die  Spuren  eines  öffentlichen  Schlachthauses  mit  Schlacht- 
hauszwang liegen  in  Mannheim  weit  zurück.  Sie  lassen  sich  bis 
in  die  erste  Zeit  nach  dem  Wiederaufbau  der  durch  die  Franzosen 
zerstörten  .Stadt  verfolgen. 

Bis  zum  3.  Mai  1900,  an  welchem  Tage  der  jetzt  in  Betrieb 
befindliche  Schlachthof  eröffnet  wurde,  übten  die  Metzger  in  dem 
am  linken  Neckarufer  gelegenen,  1869  errichteten  alten  Schlacht- 
hause ihr  Gewerbe  aus. 

Die  neue  Anlage,  bei  der  alle  anderweitig  gemachten  Er- 
fahrungen und  technischen  Verbesserungen  zur  Anwendung  kamen, 
verbindet  das  Praktische  mit  dem  Gefälligen  und  gilt  als  muster- 
haft. Mit  Inbetriebnahme  derselben  wurden  zugleich  alle  Privat- 
schlachtereien verboten,  wodurch  die  im  übrigen  schon  lange  be- 
stehende obligatorische  Fleischbeschau  erst  ihre  volle  Bedeutung 
erlangte. 

Das  zu  der  Schlachthofanlage  gehörige  Terrain  nimmt  eine 
Fläche  von  5 1 000  qm  ein.  Bei  der  Anordnung  der  Gebäulich- 
keiten ist  einer  eventuellen  späteren  Vergrößerung  in  weitgehendem 
Maße  Rechnung  getragen  worden,  so  daß  der  Schlachthof,  der 
für  eine  Einwohnerzahl  von  264000  Seelen  gedacht  ist,  nach 
seinem  endgiltigen  Ausbau  den  Bedürfnissen  von  über  500000 
Einwohnern  genügen  kann. 

Er  ist  in  seinem  ganzen  Umfange  mit  einer  Mauer  umgeben, 
die  vier,  mit  verschließbaren  Toren  versehene  Eingänge  aufweist. 

Die  eigentliche  Schlachthofanlage  ist  in  einem  geschlossenen 
Baukomplexe  vereinigt  In  der  Mitte  liegt  die  von  Westen  nach 
Osten  sich  erstreckende  Verbindungshalle,  welche  ca.  100  m lang. 
17  m breit  und  11  m hoch  ist.  Sie  dient  dem  bequemen  Verkehr 
zwischen  den  verschiedenen  Schlachthallen  und  dem  Kühlhause. 
Daran  schließen  sich  nach  Süden  zu  die  drei  Schlachthallen,  mit 
dem  Haupteingange  nach  Norden,  auf  der  anderen  Seite  die 
Kühlhalle  mit  ihrem  Breitteile.  Westlich  davon  liegen  dies 
Maschinen-  und  Kesselhaus  sowie  der  Wasserturm.  Die  Talg- 
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I.  Abschnitt. 


schmelze  mit  Hautlagcr,  die  Sanitätsanstalt  und  Hauptkuttlorei  sind 
weiter  südlich  gelegen  und  von  den  Hauptgebäulichkeiten  getrennt. 
Ebenfalls  südlich,  in  der  Näher  der  Bahngeleise,  befinden  sich  die 
Stallungen  für  die»  Schlachttierc ; an  der  den  Schlachthof  von  dem 
Viehhofe  trennenden  Mauer  ist  ein  Pferdestall  und  eine  Remise 
für  die  Metzgerfuhrwerke  errichtet.  Ferner  seien  noch  das  Polizei- 
schlachthaus, Pferdeschlachthaus  und  die  Freibank  erwähnt 

Die  32  m lange  und  31  m breite  Schweinoschlachthalle  zer- 
fällt in  den  Brühraum  und  den  Ausschlachtraum.  Der  letztere  ist 
mit  Kuttelbottichen  und  Tischen  versehen;  in  dem  ersteren  sind 
die  Abstechbuchten,  Brühkessel,  Drehkrahnen  und  Enthaarungs- 
tische angeordnet.  Die  angebrachten  Transportvorrichtungen  er- 
möglichen auf  Hängegeleisen  das  bequeme  Fortschaffen  der  ge- 
schlachtet'!! Schweine  zu  den  Vorkühlräumen.  Die  drei  Brüh- 
kessel bewältigen  gleichzeitig  40  Schweine,  während  770  Haken 
der  Transportvorrichtung  das  gleichzeitige  Ausschlachten  von 
340  Schweinen  gestatten. 

Die  Schlachthalle  für  Kälber  und  Hämmel  bildet  ein  Quadrat, 
dessen  Seiten*  16  m betragen.  An  492  Haken  können  auf  einmal 
240  bis  250  Stück  Kleinvieh  geschlachtet  und  gleichfalls  auf 
Hängegeleisen  weiterbefördert  werden.  Die  sonstige  Einrichtung 
ähnelt  der  der  Schweineschlachthalle. 

Die  41  m lange  und  24  m breite  Großviehschlachthalle  wird 
durch  ein  10  m breites  Mittelschiff  in  zwei  je  7 m breite  Seiten- 
schiffe getrennt.  Das  Mittelschiff  ist  9 m,  die  beiden  Seitenschiffe 
je  6,5  m hoch.  Zum  Aufhängen  der  Tierhälften  dienen  170  Trans- 
portlaufkatzen mit  170  Paar  Drillingshaken:  den  Weitertransport 
des  Fleisches  vermitteln  50  Winden,  von  denen  jede  ein  selb- 
ständiges Ausfahrgeleis  besitzt. 

Der  an  der  nördlichen  Langsoitc  der  Verbindungshalle  ge- 
logenen Kühlhalle  sind  die  Zerstücklungsräumc,  F 1 ei schhack räu m e 
und  der  Pökelkeller  angegliedert.  Die  Kühlhalle  zerfällt  in  die 
Vorkühlräume  für  Großvieh,  Schweine,  Kleinvieh  und  in  die  eigent- 
liche Kühlhalle.  In  letzterer  sind  die  176  Stück  Fleischzellen,  je 
88  zu  4 und  zu  2 qm,  angeordnet. 

Die  Verwaltung  des  Schlacht-  und  Viehhofes  ist  einem  Ver- 
waltungsrate unterstellt  und  durch  Ortsstatut  geregelt.  Die  tech- 
nische Leitung  und  die  Fleischbeschau  werden  von  dem  Direktor 
und  den  ihm  unterstellten  Tierärzten  ausgeübt.  Eine  Schlacht- 
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hausordnung  und  eine  Betriebsordnung  enthalten  die  erforder- 
lichen Vorschriften  und  Anweisungen. 

Die  Betriebsstunden  werden  jeweilig  durch  Anschlag  bekannt 
gemacht.  Das  Kühlhaus  ist  an  Wochentagen  in  der  heißen  Jahres- 
zeit von  5 Uhr  morgens  bis  7 Uhr  abends,  an  Sonn-  und  Feier- 
tagen von  5 bis  g Uhr  vormittags  geöffnet. 

Beim  Einbringen  des  Viehes  in  den  Schlachthof  sind  die 


Schlachthausgebühren,  und  zwar : 

für  1 Pferd M.  6. — 

» 1 Stück  Großvieh  ....  » 5.50 

» 1 Kalb  oder  Schaf  ....  •>  1. — 

» 1 Schwein > 1.70 

» 1 Ziege ^ — .50 

» 1 Ferkel.  Zicklein  oder  Lamm  > — .30 

zu  entrichten. 


Das  Tdten  der  Tiere  erfolgt  beim  Großvieh  mittels  der 
Schußmaske  mit  unmittelbar  darauffolgendem  Hals-  oder  Brust- 
stich.  Kleinvieh1  wird  durch  einen  Schlag  auf  den  Kopf  betäubt 
und  dann  sofort  durch  Ilals-  oder  Bruststich  getötet. 

Mit  Schluß  des  Jahres  1901  blickte  der  Schlachthof  erstmals 
auf  ein  volles  Betriebsjahr  zurück.  Schon  dessen  Resultate  wiesen 
gegen  die  früheren  Jahre  eine  erfreuliche  Steigerung  auf  und  ließen 
die  letzte  Opposition,  welche  sich  vor  und  während  der  Bauperiode 
geltend  machte,  verstummen. 

Es  wurde  in  den  Jahren  igoi  bis  1905  geschlachtet: 


Großvieh. 


Jahr 

Ochsen 

Karren 

Kühe 

Rinder 

Summe 

Pferde 

1901 

1798 

»437 

34°7 

10  224 

16866 

472 

1902 

2JIO 

if»45 

3 »74 

9 261 

(6  400 

34° 

«903 

3093 

»5  »4 

2646 

8 220 

*5  473 

490 

1904 

2672 

1478 

2624 

»257 

» 5 °3 » 

4*7 

«905 

1932 

1702 

334x 

^ 794  9 

» 3 97<> 

630  * 

' Bei  Schweinen  kommt  der  sogenannte  Boizenapparat  zur  Anwendung. 
- Laut  Stat.  Monatsberichten  der  Stadt  Mannheim.  1905,  VIII.  Jahrg. 
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1.  Abschnitt. 


Klein  viel). 


Jahr 

Kälber 

Schafe 

Ziegen 

Zicklein 

1 

Schweine  Ferkel 

Summt- 

1901 

23  obo 

3812 

5*2 

449 

5**331  1 2 

84  166 

1902 

22  266 

354° 

572 

215 

48571  — 

75  ***4 

•903 

21  125 

3275 

5<*7 

392 

58  226  78 

83  *>*>3 

1904 

20  434 

2()09 

594 

755 

69728  | 81 

94  201 

»905 

20  950  ‘ 

3085 1 

867  1 

916  1 

60  227  1 ^ — 

86  045 

Der  in  diesen  Jahren  andauernde  Viehmangel  macht  sich  in 
der  absoluten  Abnahme  der  Großviehschlachtungen  bemerkbar 
und  tritt  besonders  bei  den  Ochsen  und  Rindern  zutage.  Der 
Rückgang  ist  aber  zum  Teil  auch  daraus  zu  erklären,  daß  sich 
die  große  Masse  der  Mannheimer  Bevölkerung,  die  Fabrikarbeiter, 
bei  der  nach  aufwärts  eingetretenen  Preisbewegung  notgedrungen 
den  billigeren  Tierarten,  namentlich  Kühen,  Farren  und  Pferden 
(Zunahme  1905  gegen  1901:  33,4%!)»  zuwenden  mußten. 

Die  Klein viehschlachtungen  zeigen  jahrweise  starke  Unter- 
schiede, welche  fast  ausnahmslos  durch  die  Zahl  der  geschlachteten 
Schweine  bedingt  werden.  So  weisen  die  Schweineschlachtungen 
1902  gegen  1901  ein  Minus  von  13,7%,  1903  gegen  1902  ein  Plus 
von  i9,8°/0,  1904  gegen  1903  ein  Plus  von  19,8%  und  endlich 
1905  gegen  1904  wieder  ein  Minus  von  13,6%  auf. 

Wie  schon  früher  bemerkt,  sind  diese  Differenzen  eine  natür- 
liche Folge  der  Ergebnisse  der  Futterernte,  bei  welcher  bezüglich 
der  Schweine  die  erzielten  Kartoffelquanten  maßgebend  sind. 

Die  Erklärung  für  den  Rückgang  der  Kälberschlachtungen 
ist  vorzugsweise  in  den  gestiegenen  Preisen  und  in  der  dadurch 
verminderten  Nachfrage  zu  suchen. 

Über  die  monatlichen  Schlachtergebnisse  des  Jahres  1905 
geben  die  auf  nebenstehender  Seite  befindlichen  Tabellen  Aufschluß. 

Auch  hier  ist  in  den  heißen  Monaten  meist  eine  Abnahmt* 
der  Schlachtungen  ersichtlich,  die  in  der  folgenden  Periode  wieder 
verschwindet. 


1 


Laut  Stat.  Monatsberichten  der  Stadt  Mannheim,  1905.  VIII.  Jahrg. 
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Groß  vi  eh.1 


Monat 

Ochsen 

Farren 

Kühe 

Rinder 

Summe 

Pferde 

Januar  

194 

■ 3, 

309 

841 

»47b 

49 

Februar 

'5<> 

I l6 

280 

696 

1248 

50 

März 

1 7” 

'29 

73« 

26t 

«297 

40 

April 

182 

104 

71“ 

7*5 

1218 

36 

Mai 

226 

«53 

24b 

809 

»434 

48 

Juni 

1.52 

"5 

'<>5 

664 

1076 

3<> 

Juli 

"7 

162 

233 

839 

«35« 

35 

August  

*33 

«49 

247 

849 

*37« 

3« 

September 

'57 

»53 

203 

75« 

«25; 

59 

Oktober 

«97 

210 

287 

«75 

»569 

5b 

November 

' jb 

129 

w 

778 

»370 

«7 

Dezember 

'45 

«50 

504 

709 

1308 

96 

Summe 

1932 

1702 

3548 

«794 

»597b 

630 

K 1 e i n v i e h. 


Monat 

Källrer 

Schweine 

Schafe 

Ziegen 

Zicklein 

Summe 

Januar  

1760 

6099 

268 

33 

— 

8162 

Februar 

*385 

5/  5a 

232 

28 

22 

7<qo 

März 

»863 

btb5 

299 

86 

5*7 

8930 

April 

1 868 

5 »24 

204 

5b 

337 

7589 

Mai 

*b/5 

5373 

1 I 9 
" 1 • 

b.3 

28 

755« 

J uni 

1875 

4447 

*«3 

3b 

5 

<‘34b 

Juli 

1710 

474« 

24« 

34 

— 

6726 

August 

1709 

5°  *7 

25« 

61 

— 

1 

c 

zc 

September 

1641 

4652 

278 

88 

6 

6665 

Oktober 

« 630 

4921 

334 

«39 

— 

7024 

November 

1720 

402b 

253 

«32 

1 

6132 

Dezember 

1914 

3709 

3 «° 

109 

— 

6042 

Summe 

20950 

60227 

308.5 

867 

86045 

1 Seit  dem  Jahre  1903  findet  in  den  Berichten  des  städtischen  Schlacht-  und 
Viehhofes  eine  Verteilung  der  Schlachtungen  auf  die  einzelnen  Monate  nicht  mehr 
statt.  Nachstehende  Zahlen  sind  daher  den  Stat.  Monatsberichten  der  Stadt  Mannheim. 
VIII.  Jahrg.,  Januar  bis  Dezember,  entnommen. 
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I.  Abschnitt. 


3.  Ludwigshafen. 

Die  Ludwigshafener  Anlage  stellt  sich  in  der  Hauptsache 
als  eine  getreue  Nachbildung  des  Mannheimer  Schlachthofes  dar. 

Auch  hier  die  große,  das  Kühlhaus  von  den  Schlachthallen 
trennende  Verbindungshalle,  welche  ioom  lang,  15  m breit  und 
10  m hoch  ist.  östlich  vom  Eingänge  liegt  die  Großvieh- 
schlachthalle, durch  eine  doppelte  Hochtransportbahn  mit  der 
südlichen  Kuttelei  verbunden.  Sie  gleicht  in  ihrer  Einrichtung 
den  früher  beschriebenen,  dem  gleichen  Zwecke  dienenden  Ge- 
bäuden. Erwähnt  sei , daß  sie  mit  fahrbaren  Tischen  für  die 
Därme  und  je  24  Winden  und  Transportgeleisen  versehen  ist. 

Daneben  schließt  sich  die  Schlachthalle  für  Kleinvieh  und 
Kälber  an:  Sie  ist  zu  beiden  Seiten  von  Wartebuchten  flankiert 

und  zerfällt  in  8 Abteilungen.  Auch  hier  sind  Transportbahnen 
zum  Fortschaffen  der  schweren  Kälber  vorhanden. 

Den  seitlichen  Abschluß  der  Verbindungshalle  bildet  die 
Schweineschlachthalle,  welche  mit  der  südwestlich  davon  gelegenen 
Einstellhalle  für  Kleinvieh  und  Schweine  durch  einen  Triebgang 
verbunden  ist. 

Eine  Neuerung  ist  in  der  Schweineschlachthalle  insofern 
durchgeführt,  als  die  Totschlagebuchten  ungefähr  1 m über  dem 
Fußboden  des  Raumes  angebracht  sind.  Die  betäubten  und  ab- 
gestochenen Schweine  können  infolgedessen  einfach  in  die  tiefer 
liegenden  Brühbottiche  herabgelassen  werden,  wodurch  die  Auf- 
stellung der  in  den  anderen  Schlachthäusern  notwendigen  Krahnen 
unnötig  wird.  Die  viereckigen  Brühbottiche  sind  mit  Auswurfs- 
vorrichtungen versehen,  auf  welchen  die  gebrühten  Schweine  auf 
die  Schabetische  befördert  werden.  Die  sich  entwickelnden 
Wasserschwaden  gelangen  durch  Absauger  ins  Freie. 

Die  schon  erwähnte  Einstellhalle  für  Kleinvieh  und  Schweine 
weist  ca.  20  größere  und  kleinere,  durch  eiserne  Gitterwände  von- 
einander abgetrennte  Buchten  auf.  Die  Verbindung  kann  durch 
verstellbare  Türen  hergestellt  werden. 

An  der  nordwestlichen  Seite  der  Verbindungshalle  liegen 
die  Untersuchungsstation,  das  Trichinenschauzimmer,  die  Kühlhallen 
und  die  Maschinenanlagen,  zu  beiden  Seiten  der  gemeinschaftlichen 
Kühlhalle  die  beiden  Vorkühlräume,  je  einer  für  Großvieh  und 
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Kleinvieh;  letzterer  kann  allein  ca.  300  Schweine  aufnehmen.  13er 
Pökelraum  mit  je  13  größeren  und  kleineren  Pökelzellen  sowie 
die  Fleischhackerei  sind  der  eigentlichen  Kühlhalle  vorgelagert. 
In  dieser  sind  ungefähr  140,  mit  Gittern  abgeschlossene  Zellen 
vorhanden;  jedoch  ist  nur  etwa  ein  Drittel  derselben  in  Benutzung, 
da  viele  der  kleineren  Metzger  je  zwei  und  zwei  eine  Zelle 
mieten. 

Südöstlich  von  den  soeben  beschriebenen  Anlagen  sind  die 
Ställe  für  das  Großvieh  aufgeführt,  an  deren  Rückseite  sich  die 
Verladerampen  und  das  Bahngeleise  anschließen. 

Als  ein  Fehler,  der  beim  Bau  hätte  vermieden  werden  können, 
ist  die  Lage  des  Kontumazstalles  für  das  Auslandvieh  zu  betrachten. 
Er  befindet  sich  ebenfalls  auf  dieser  Seite,  in  nur  geringer  Ent- 
fernung von  den  übrigen  Viehställen,  und  bildet  dadurch  bei 
Seuchenfällen  eine  Gefahr  für  das  Inlandvieh. 

Die  Ostecke  der  Anlage  füllt  die  von  außen  zugängliche 
Freibank  aus.  Im  Anschluß  daran  sind  noch  zu  erwähnen  der 
Sanitätsschlachthof,  das  Pferdeschlachthaus  und  zwei  Ställe  für 
Schlacht-  und  Metzgerpferde. 

In  der  Verlängerung  der  Verbindungshalle  nach  Osten  treffen 
wir  auf  den  Eingang,  zu  dessen  beiden  Seiten  sich  das  Verwaltungs- 
und Restaurationsgebäude  befinden. 

Für  die  Errichtung  eines  Viehhofes  ist  im  Westen  ein  großes 
Areal  vorgesehen  und  bereits  in  das  Eigentum  der  Stadtgemeinde 
übergegangen.  Die  ganze  Schlachthofanlage  ist  auf  eine  starke 
Vergrößerung,  die  bei  dem  schnellen  Wachstum  Ludwigshafens 
über  kurz  oder  lang  eintreten  muß,  berechnet. 

Der  Betrieb  im  neuen  Schlachthofe  wurde  am  29.  Juni  1905 
auf  genommen.  Er  ist  durch  die  neue  Schlachthofordnung  vom 
gleichen  l äge  geregelt  und  unterscheidet  sich  nicht  wesentlich 
von  den  früher  geschilderten. 

In  den  Jahren  1901  bis  1905  war  die  Bewegung  der  Schlacht- 
ergebnisse folgende:1 


1 Der  Ludwigshafener  Schlachthof  veröffentlicht  keine  Berichte.  Nachstehende 
Zahlen  verdanke  ich  handschriftlichen  Aufzeichnungen,  die  mir  nebst  sonstigen  Infor- 
mationen von  Herrn  Schlachthofdirektor  Thomas  in  liebenswürdigster  Weise  zur  Ver- 
fügung gestellt  wurden. 
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G roß  v ich. 


Jahr 

Kassel 

Ochsen 

K tthe 

Jungrinder 

Summe 

Pferde 

1 90 1 

57« 

535 

<>97 

4 » > 7 

398/ 

d»3 

1902 

544 

<>00 

<•5- 

4071 

5867 

237 

»9°3 

45° 

649 

443 

3<>95 

5239 

244 

1904 

5°4 

<>53 

4°7 

3 »94 

4738 

1S7 

«905 

660 

49  > 

4«8 

35<>4 

5203 

297 

Kleine  i eh. 


Jahr 

Kälber 

Schweine 

Schafe 

Ziegen 

Summe 

1901 

6097 

20  149 

192 

99 

-<>  327 

1902 

58 » 4 

l(i  080 

107 

I ! 2 

22  1 15 

»903 

5374 

19  585 

1 16 

482 

2.5  357 

1904 

535« 

2.3  4« 3 

»47 

12« 

29  039 

1905 

5<>34 

«9  2»S 

»94 

19<> 

25  259 

Eine  Verteilung  auf  die  einzelnen  Monate  ist  mangels  statisti- 
scher Unterlagen  nicht  möglich. 

Die  ungünstigen  Verhältnisse  in  der  Fleisch  Versorgung  treten 
hier  noch  schärfer  hervor  als  in  Karlsruhe  und  Mannheim.  Trotz 
bedeutend  gestiegener  Bevölkerung  ist  (»int*  absolute  Abnahmt*  der 
Schlachtungen,  sowohl  bei  (Troßvieh  als  auch  bei  Kleinvieh,  zu 
konstatieren.  Und  zwar  zeigt  sich  das  Minus  nicht  nur  bei  den 
hochwertigen  Tierarten,  wie  z.  B.  Jungrindern,  sondern  auch  bei 
den  weniger  geschätzten,  z.  B.  bei  den  Kühen. 

Bei  den  Kleinviehschlachtungen  sind  auch  hier  die  Schweine 
für  das  Endresultat  bestimmend. 

Eine  außerordentlich  hohe  (1905  gegen  1901:  8o°/0!),  sehr 
unerfreuliche  und  bezeichnende  Steigerung  weisen  die  Pferde- 
schlachtungen auf. 
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2.  Kapitol. 

Die  Viehhöfe  von  Karlsruhe  und  Mannheim. 

Der  Viehhof  repräsentiert  die  Börse,  wo  sich  der  Handel  in 
lebendem  Vieh  konzentriert.  Er  gliedert  sich  dem  Schlachthofe 
an,  bildet  die  Ergänzung  desselben  und  liefert  den  größten  'l'eil 
des  dort  zur  Schlachtung  gelangenden  Viehes.  Aber  damit  ist 
seine  Bedeutung  oft  noch  nicht  völlig  gekennzeichnet.  Eine  wie 
große  Rolle  er  auch  bei  der  Fleischversorgung  der  umliegenden 
Städte,  ja  sogar  anderer  Landesteile  spielen  kann,  werden  wir  bei 
der  Besprechung  des  Mannheimer  Viehhofes  schon. 

Ein  Nachteil  des  mit  dem  Schlachthofe  verbundenen  Vieh- 
hofes  ist  ohne  Zweifel  der,  daß  die  Gefahr  einer  Übertragung 
von  Seuchen  auf  den  zugeführten  Viehstapel  durch  im  Schlacht- 
hofe getötete  kranke  Tiere  vorhanden  ist.  Aber  sie  muß  eben 
im  Hinblick  auf  die  großen  Vorteile  einer  derartigen  Zentralstelle 
mit  in  den  Kauf  genommen  werden  und  verliert  auch  durch  die 
strenge  Handhabung  der  veterinärpolizeilichen  Vorschriften  an 
Bedeutung.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  die  Schlachtung  von 
krankem  Vieh,  soweit  ansteckende  Krankheitserscheinungen  in 
Betracht  kommen,  durch  die  genaue  tierärztliche  Voruntersuchung 
nahezu  ausgeschlossen  ist,  wird  auch  die  Überwachung  des  Ver- 
kehrs zwischen  Schlacht-  und  Viehhof  durch  eingehende  Bestim- 
mungen sorgfältig  durchgeführt. 

Nur  verhältnismäßig  wenigen  Schlachthöfen  — und  meist 
nur  den  größeren  vorwiegend  Mittel-  und  Süddeutschlands  — 
sind  Viehhöfe  angegliedert.  So  waren  z.  B.  am  i.  Juli  1898  unter 
7 1 1 Städten  mit  Schlachthöfen  nur  deren  70,  welche  auch  einen 
Yiehhof  besaßen.1 

Und  auch  diese  Zahl  ist  noch,  wenn  man  die  Dehnbarkeit 
dos  Begriffs  »Viehhof«  berücksichtigt,  einzuschränken. 

Auch  Ludwigshafen  besitzt  zurzeit  noch  keinen  Viehhof  und  ist 
infolgedessen,  was  die  Beschaffung  des  Schlachtviehes  und  die 
Normierung  der  Vieh-  und  Fleischpreise  anbelangt,  zum  größten 
Teile  von  Mannheim  abhängig. 


1 Schwarz,  a.  a.  O.,  S.  51 — 68. 
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I.  Abschnitt. 


1.  Karlsruhe. 


Der  Karlsruher  Yiehhof  umfaßt  ein  Gelände  von  2 1 660  qm 
auf  welchem  sich  die  Markthallen  für  Großvieh,  Schweine,  Kälber 
und  Schafe  sowie  ein  Stall gobäude  für  Großvieh  erheben. 

Die  Markthalle  für  Großvieh  ist  82  m lang,  36  m breit  und 
für  ungefähr  500  Stück  Großvieh  berechnet. 

Diejenige  für  Schweine  und  die  für  Kleinvieh  sind  gleich 
groß,  je  22  m lang.  18  m breit;  sie  ermöglichen  die  Unterbringung 
von  400  Schweinen  bezw.  300  Stück  Kleinvieh. 


Das  Stallgebäude  für  Großvieh  ist  in  Bauart  und  Größe  dem 
im  Schlachthofe  gelegenen  gleich. 

An  die  Markthallen  für  Schweine  und  Kleinvieh  schließen 
sich  südlich  in  Verbindung  mit  den  Bahngeleisen  die  Verlade- 
rampen an.  Sie  bestehen  aus  fünf  mit  Holzgeländern  versehenen 
Gehwegen  von  je  1 1 m Länge  und  10  m Breite. 

Ferner  wären  noch  eine  Düngersammelstelle,  ein  lläute- 
magazin  und  das  in  der  nordöstlichen  Ecke  des  Yiehhof  es  gelegene, 
durch  ein  besonderes  Geländer  abgetrennte  Gebäude  zur  Gewinnung 
animalischer  Lymphe  zu  erwähnen. 

Das  Verwaltungsgebäude  des  Yiehhofes  ist  symmetrisch  zu 
dem  des  Schlachthofes  angeordnet.  Beide  Gebäulichkeiten  flan- 
kieren das  in  der  Verlängerung  der  »Sehlachthausstraße«  gelegene 
Restaurationsgebäude. 

Die  Wasserversorgung  der  ganzen  Anlage  erfolgt  durch  die 
städtische  Wasserleitung  und  durch  das  Pumpwerk  des  städtischen 
Gaswerks  II.  Die  Entwässerung  wird  durch  neun,  über  die  ganze 
Anstalt  verteilte  Klärbecken  bewirkt,  von  denen  aus  die  genügend 
gereinigten  Abwässer  in  den  Hauptentwässerungskanal  geleitet 
werden. 


Die  früher  versuchsweise  eingeführten  provisorischen  Zuclit- 
und  Nutzviehmärkte  hatten  trotz  ausgesetzter  Geldprämien  nicht 
den  erwarteten  Erfolg  und  gingen  wieder  ein.  Dagegen  zeigten 
die  Schlachtviehmärkte,  welche  sämtlich  auf  dem  Viehhofe  statt- 
finden müssen,  eine  bessere  Entwicklung.  Sie  lieferten  nicht  nur 
einen  beträchtlichen  Teil  des  für  den  Schlachthof  benötigten  Viehes, 
sondern  zeitigten  auch,  besonders  in  den  letzten  Jahren,  einen 
Export,  der  namentlich  in  Schweinen  beachtenswert  ist. 
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Die  Händler  wissen  die  ihnen  vom  Yiehhofe  gebotenen  Vor- 
teile, wie  z.  B.  die  günstige  Bahnverbindung,  die  bequeme  Unter- 
bringung und  Verpflegung  des  Viehes  sowie  die  durch  die  strenge 
Kontrolle  gewährleistete  Sicherheit  gegen  das  Auftreten  von 
Seuchen,  zu  würdigen  und  auszunutzen. 

Auch  die  niedrig  gehaltenen  Marktgebühren  sind  dem  Ver- 


kehre günstig.  Sie  betragen: 

für  i Stück  Großvieh  . . . M.  i. — 

» i Pferd » i. — 

» i Kalb,  Schaf,  Ziege  ...  » — .20 

» 1 Schwein » — .40 


Auf  die  Gestaltung  der  Auftriebsziffern  wirken  naturgemäß, 
und  zwar  primär,  dieselben  Faktoren  ein,  die  wir  schon  bei  der 
Betrachtung  der  Schlachtergebnisse  kennen  gelernt  haben. 

Der  Auftrieb  gestaltete  sich  in  den  Jahren  1901  bis  1905 
folgendermaßen: 


Großvieh. 


Jahr 

( )chsen 

Kühe 

Rinder 

Fairen 

Summe 

1 90 1 

1074 

=73« 

4503 

«527 

9 835 

1902 

1 3O8 

3029 

4359 

1808 

10  764 

“>03 

4 «33 

25 '3 

**» 

1 306 

«0305 

1904 

44*4 

2343 

1410 

«327 

9 494 

1905 

3047 

245« 

1887 

«3(*7 

«739 

Kleinvieh. 


Jahr 

Kälber 

Schweine 

Schafe 

Ziegen 

Kit/.lein 

1 

Ferkel 

l 

Summe 

1901 

18  781 

32  93« 

118 

9 

100 

i _ 

5 » 959 

1902 

18  225 

30  212 

92 

• 

124 

ä — 

48  660 

«903 

1 7 988 

37  967 

34 

2 

106 

1 

56  098 

1904 

1 7 062 

43  75* 

44 

IO 

178 

— 

63  043 

«905 

1 7 268 

36  866 

70 

I I 

204 

— 

34  428 
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I.  Abschnitt. 


Die  Zahl  des  zum  Verkaufe  gestellten  Großviehes  hat  in  den 
Jahren  1903,  1904  und  1903  nicht  unbeträchtlich  abgenommen. 
Der  Grund  dafür  ist  in  dem  Mangel  an  Inlandvieh  sowie  in  den 
hohen  Preisen  zu  suchen.  Hand  in  Hand  damit  ging  ein  Preis- 
aufschlag für  Auslandvieh,  das  heißt  für  Großvieh  aus  Österreich- 
Ungarn,  welches  für  den  Import  von  lebendem  Rindvieh  von 
großer  Bedeutung  war. 

Der  Sommer  1903  war  für  die  Ergebnisse  der  Futterernte 
in  Österreich-Ungarn  in  hohem  Grade  ungünstig  gewesen  und 
hatte  eine  Reduzierung,  damit  Verbilligung  des  Viehstandes  im 
Gefolge  gehabt.  Die  günstigeren  Aussichten  im  folgenden  Jahre 
brachten  die  natürliche  Reaktion  in  Gestalt  einer  Ergänzung  der 
zusammengeschmolzenen  Viehbestände  und  eines  Nachlassens  des 
Angebotes,  womit  gegen  Ende  dos  Jahres  ein  starkes  .Steigen 
der  Preise  verknüpft  war. 

Bei  dem  Kleinvieh  treten  besonders  die  starken  Unterschiede 
in  den  jährlichen  Schweinezufuhren  hervor. 

Hier  zeigen  sich  in  den  einzelnen  Jahren  genau  dieselben 
sprunghaften  Veränderungen,  die  wir  analog  bereits  bei  den 
Schlachtergebnissen  konstatiert  haben.  So  zeigt  das  Jahr  1902 
gegen  1 90 1 Abnahme  von  8,3  °/Q,  1 903  gegen  1 902  Zunahme  von 
25,6%,  1904  gegen  1903  Zunahme  von  20,3%  und  endlich  1905 
gegen  1 904  Abnahme  von  1 9,4  °/0. 

Die  Zahl  der  zugetriebenen  Kälber  sank  entsprechend  der 
verminderten  Nachfrage  nicht  unerheblich. 

Die  Bedeutung  des  Viehhofes  für  die  einzelnen  Tierarten 
wird  durch  einen  Vergleich  der  Auftriebsziffem  mit  den  Schlacht- 
ergebnissen illustriert.  Er  ist  für  Karlsruhe  durchführbar,  da  die 
Viehausfuhr  nicht  sehr  ins  Gewicht  fällt. 

Wenn  wir  die  im  Viehhofe  zum  Verkauf  gestellten  Tiere 
mit  a,  die  im  Schlachthofe  getöteten  mit  b bezeichnen,  ergibt  sich 
in  den  besprochenen  Jahren  folgendes  Verhältnis: 


Großvieh. 


Ochsen 

Kühe 

Rinder 

Farren 

a | b 

a 

b 

a b 

a 

b 

m°36  23  7S6 

«3074 

16  016 

14512  i II  330 

7535 

8586 
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Klei  n vie  h. 


Kälber 
a \ b 

Hummel 

a 

u.  Ziegen 
1) 

Schweine 
a | b 

Ferkel  11.  Kitzlein 
a i b 

*9 

105  678 

406 

IO  633 

•83  747  * 7«  374 

TU 

1 1 ;82 

■ Aus  dieser  Aufstellung  geht  hervor,  daß  bei  verschiedenen 
Tiersorten  noch  ein  erheblicher  direkter  Verkehr  zwischen  Produ- 
zent und  Metzger  unter  Ausschaltung  des  Händlers  stattfindet. 
Denn  wenn  z.  B.  bei  den  Ochsen  die  Auftriebszahl  zum  Vieh- 
hofe nur  14036  beträgt,  die  noch  durch  die  Ausfuhr  wieder  ab- 
nimmt, während  die  Schlachtungen  die  Ziffer  23786  zeigen,  so 
muß  die  Differenz  auf  anderem  Woge  als  durch  den  Viehhof 
beschafft  worden  sein. 

Auch  die  Kühe,  Kälber,  Hämmel  und  Ziegen,  Ferkel  und 
Kitzlein  ersteht  der  Metzger  noch  vielfach  direkt  beim  Bauern 
der  Umgegend. 

Ein  völlig  anderes  Bild  zeigt  die  Zusammenstellung  für 
Schweine.  Sie  gehen,  zum  großen  Teile  aus  weiterer  Entfernung 
stammend,  in  überwiegender  Zahl  über  den  Viehhof  und  damit 
durch  die  Hände  des  Händlers. 

Die  Untersuchung  über  die  Herkunftsländer  der  auf  den 
Viehhöfen  in  Karlsruhe*  und  Mannheim  zum  Verkaufe  gelangenden 
Tiere  ist  einem  besonderen  Abschnitte  Vorbehalten. 

An  dieser  Stelle  wollen  wir  noch  dem  Exporte  etwas  näher 
treten. 

Die  Ausfuhr  vom  Karlsruher  Viehhofe  hat  erst  in  neuerer 
Zeit  eine  bemerkenswertere  Ausdehnung  angenommen. 

Der  Mangel  an  schlachtreifen  Schweinen  in  der  Umgebung 
Karlsruhes  machte  sich  in  letzter  Zeit  derart  fühlbar,  daß  auch 
die  Metzger  der  umliegenden  Ortschaften  bei  der  Deckung  ihres 
Bedarfes  in  erheblichem  Maße  auf  den  Viehhof  angewiesen  waren. 

Aber  auch  Händler  aus  dem  Elsaß  sind  bereits  regelmäßige 
Besucher  der  wöchentlichen  Märkte  und  treten  als  Aufkäufer 
größerer  Posten  Schlachtviehes,  insbesondere  Kühen,  auf.  Das 
übrige  Großvieh,  namentlich  Rinder,  geht  vorzugsweise  nach  den 
Bezirken  des  Kreises  Baden,  nach  Rastatt,  Ettlingen,  Baden,  Bühl 
und  Achern.  Für  Schweine  sind  hauptsächlich  die  Städte  Durlach, 
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1.  Abschnitt. 


Ettlingen,  Pforzheim,  Bruchsal,  Stuttgart,  Landau  und  Worms 
Abnehmer, 

Die  Ausfuhr  gestaltete  sich  zahlenmäßig  wie  folgt: 


Jahr 

Großvieh 

Kleinvieh 
ohne  Schweine 

| Schweine 

Summe 

1901 

1027 

142 

4(»8S 

5^34 

1902 

102.5 

«•9 

.5773 

49  «3 

190.5 

*053 

220 

4903 

6176 

1904 

f>82 

202 

752« 

84  ! 2 

51b 

5 540 

6285 

Besonders  beachtenswert  ist  der  in  den  Jahren  1904  und 
1905  erfolgte,  erhebliche  Rückgang  des  ausgeführten  Großviehes, 
während  Schweine  und  das  übrige  Kleinvieh  steigende  Ausfuhr- 
ziffern aufweisen. 

Der  Karlsruher  Viehhof  kann  sich  natürlich  mit  dem  jetzt 
zu  besprechenden  Mannheimer  Viehhofe,  was  Zahl  des  aufge- 
triebenen  Viehes  und  Größe  des  Versorgungsrayons  betrifft,  nicht 
messen. 

Sein  Schwerpunkt  liegt  in  der  Versorgung  des  Schlachthofes; 
erst  in  zweiter  Linie  kommen  andere  Landesteile,  aber  nur  näher- 
liegende, in  Betracht. 


2.  Mannheim. 

Während  der  Karlsruher  Viehhof  vom  Schlachthofe  durch 
eine  breite  Straße  getrennt  ist,  schließt  sich  derjenige  Mannheims 
direkt  an  die  östliche  Umfassungsmauer  des  Schlachthofes  an. 

Die  Anlage  zerfällt  in  fünf  Teile,  nämlich  die  Rampen- 
anlage mit  den  Zu-  und  Abfahrtsgeleisen,  die  Stallungen,  die 
Marktstände,  das  Verwaltungsgebäude  und  das  für  den  sogenannten 
»Maimarkt«  vorgesehene  Gelände;  sie  bedeckt  gleich  dem  Schlacht- 
hofe eine  Fläche  von  5 1 000  qm. 

Die  in  südlicher  Richtung  gelegene,  172  m lange  Rampen- 
anlage steht  durch  Zufahrtsgeleise  mit  dem  Rangierbahnhofe  der 
Großh.  Staatseisenbahnen  in  Verbindung.  An  sie  schließen  sich 
die  Entladebuchten  für  Großvieh  und  Kleinvieh  sowie  die  Dünger- 
stätte an. 
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T)ie  Viehhofstallungcn  sind  in  ihrer  Längsrichtung  senkrecht 
zu  den  Geleisen  ungeordnet,  so  daß  die  Zwischenräume  eine  Fort- 
setzung der  Entladebuchten  und  damit  natürliche  Treibstraßen  zu 
den  einzelnen  Stallungen  oder  zu  dem  Marktplatze  bilden. 

Die  Kleinviehhalle  ist  je  zur  Hälfte  als  Verkaufshalle  für 
Kälber  und  für  Schweine  gedacht  und  im  Innern  in  der  Längs- 
und Querrichtung  mit  Durchtriebgängen  versehen.  Die  einzelnen 
Buchten  sind  mit  Eisengittern  umfriedet. 

Parallel  zur  Kleinviehhalle  liegen  die  beiden  Großviehställe, 
von  denen  jeder  zehn,  voneinander  unabhängige  und  einzeln 
zugängliche  Einzelställe  aufweist.  Diese  Anordnung  hat  einmal 
die  Annehmlichkeit,  daß  jeder  Viehhändler  einen  abgetrennten 
Raum  besitzt,  dann  aber  auch  den  weiteren  großen  Vorteil,  daß 
eine  etwa  ausbrechende  Seuche  auf  ihren  Herd  beschränkt  werden 
kann.  Jeder  dieser  Ställe  ist  für  ungefähr  30  Stück  Vieh  be- 
rechnet, so  daß  im  ganzen  rund  600  Stück  Unterkunft  finden 
können. 

Die  vorstehend  besprochenen  Hallen  sowie  der  an  der 
westlichen  Mauer  gelegene  Pferdestall  sind  massive  und  neu 
errichtete  Gebäulichkeiten.  ( )stlich  von  den  Großviehhallen  liegen 
einige  weitere  Stallungen,  welche  vom  alten  Viehhof  überführt 
und  restauriert  wurden.  Sie  bestehen  aus  Holzwerk,  sind  mit 
Dachpappe  oder  Falzziegeln  gedeckt  und  spielen  bei  den  jährlichen 
Maimärkten  als  Ergänzungsbauten  eine  wichtige  Rolle. 

Nördlich  vor  den  massiven  Gebäuden  liegt  der  Marktplatz 
mit  den  Marktständen,  östlich  davon  das  bei  dem  Maimarkte  zur 
Vorführung  des  Großviehes  dienende  Gelände. 

Ersterer  weist  26  einzelne,  durch  Quergänge  getrennte 
Stände  auf  und  ist  für  ungefähr  1 000  Stück  Großvieh  berechnet. 
Der  westlich  davon  gelegene  Platz  ist  zu  einer  eventuellen 
Vergrößerung  des  Marktplatzes  vorgesehen. 

Das  Verwaltungsgebäude  beherrscht  durch  seine  Lage  an 
der  Seckenheimer  Landstraße  sowohl  den  Eingang  zum  Vieh- 
ais auch  zum  Schlachthofe.  In  dem  Erdgeschosse  sind  die 
Bureauräumlichkeiten  für  die  Abwicklung  der  Verwaltungs-  und 
Kassengeschäfte  untergebracht.  Es  liegt,  ebenso  wie  das  west- 
lich davon  befindliche  Restaurationsgebäude,  außerhalb  der  Um- 
fassungsmauer. welche  mit  dieser  Ausnahme  die  ganze  Vieh-  und 
Schlachthofanlage  umschließt. 

3* 
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Der  Mannheimer  Viehhandel  wurde  erstmalig  durch  eine 
Viehhofordnung  im  Jahre  1822  auf  eine  feste  Basis  gestellt.  Die 
Anfänge  regelmäßig  wiederkehrender  Yiehmärkte  gehen  jedoch 
weiter  zurück,  lassen  sich  aber  zeitlich  nicht  mehr  genau  feststellen. 
Vermutlich  stellen  sie  eine  Fortbildung  des  Hausierhandels,  der 
im  Anfänge  des  vorigen  Jahrhunderts  sehr  ausgedehnt  war,  dar. 

Auch  der  Maimarkt  ist  eine  alte  Einrichtung.  Soweit  der 
Handel  mit  Rindvieh  in  Frage  kommt,  konnte  er  schon  im  Jahre 
1847  auf  ein  hundertjähriges  Bestehen  zurückblicken,  während 
der  Pferdemarkt  erstmalig  in  einem  Berichte  vom  Jahre  1839,  als 
am  ersten  Dienstag  des  Monats  Mai  stattfindend,  angeführt  wird.1 
ln  den  folgenden  Jahren  gewinnt  dieser  immer  mehr  an  Bedeutung 
und  vermittelt  für  Süddeutschland,  die  Schweiz  und  sogar  Italien 
den  Bezug  der  in  Oldenburg,  Hannover  und  Mecklenburg 
gezüchteten  guten  Pferderassen. 

Dagegen  spielten  die  wöchentlichen  Märkte,  namentlich  was 
das  zum  Verkaufe  gestellte  Schlachtvieh  betraf,  eine  sehr  unter- 
geordnete Rolle,  so  daß  die  Mannheimer  Metzger  auf  den  Heidel- 
berger Fettviehmarkt  angewiesen  waren.  Diese  Verhältnisse 
besserten  sich  erst  als  die  Viehmärkte  überhaupt  infolge  der 
Konkurrenz  der  umliegenden  Plätze  einzugehen  drohten.  Da 
schlossen  sich  die  Mannheimer  Interessenten  zusammen  und  setzten 
energisch  die  Abhaltung  von  eigenem  Fettviehmärkten,  erstmalig 
im  Jahre  1865,  durch. 

Die  durch  den  Ausbau  der  Fasenbahnen  gänzlich  verschobene 
Marktlage,  die  jetzt  den  Bezug  vom  Berliner,  Hamburger  und 
Breslauer  Markte  gestattete  und  oft  vorteilhafter  als  aus  der  näheren 
Hingebung  erscheinen  ließ,  nötigte  in  den  achtziger  Jahren  dazu, 
einem  Projekte  bezüglich  Verlegung  der  Viehmärkte  auf  ein  mit 
der  Eisenbahn  direkt  zu  verbindendes  Gelände  näherzutreten. 
So  wurde  1 889  der  Bau  der  jetzigen  Viehhofanlage  an  der 
Seckenlicimer  Landstraße  in  Angriff  genommen  und  diese  am 
16.  Januar  1892  dem  Betriebe  übergeben. 

Der  Mannheimer  Viehmarkt  hat  heute  eine  weit  über  die 
Grenzen  des  Landes  hinausgehende  Bedeutung  erlangt.  Das 
zeigen  auf  der  einen  Seite  die  sich  stetig  vergrößernden,  bedeutenden 
Umsätze,  andererseits  die  Wohnorte  der  auf  dem  Mannheimer 


1 Vergl.  Der  Schlacht-  und  Viehhof  der  Hauptstadt  Mannheim,  190t,  S.  1. 
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Markte  zusammenkommenden  Käufer  und  Verkäufer.  Käufer 
aus  Ober-Elsaß,  Düsseldorf  und  Cöln,  Verkäufer  aus  Schleswig- 
Holstein,  Mecklenburg,  Ostpreußen,  Posen  und  Schlesien  sind 
ständige  Besucher  des  Marktes  geworden. 

Es  ist  natürlich,  daß  die  Anhäufung  großer  Viehmassen  auf 
einem  Platze  Gefahren  bezüglich  der  Einschleppung  und  Weiter- 
verbreitung von  Seuchen  mit  sich  bringt,  die  nur  durch  die 
peinliche  Beobachtung  strenger  Kontrollmaßregeln  paralysiert 
werden  können. 

Beim  Ausbruch  von  Seuchen  pflegt  üder  den  betreffenden 
Viehhof  die  Sperre  verhängt  zu  werden.  Es  muß  sehr  fraglich 
erscheinen,  ob  hierdurch  der  beabsichtigte  Zweck  erreicht  wird. 
Erwiesen  ist  jedenfalls,  daß  z.  B.  beim  Ausbruch  der  Maul-  und 
Klauenseuche  die  Weiterverbreitung  derselben  auf  das  Land  durch 
eine  derartige  Verfügung  nicht  gehindert  werden  kann.  Ja,  es 
fragt  sich  sogar,  ob  die  Sperre  nicht  mehr  schädlich  als  nützlich 
wirkt.  Denn  da  die  Viehhöfe  gleichsam  ein  Sammelbecken  für 
die  Viehströme  darstellen,  so  fluten  diese  nach  erfolgter  Sperre 
gleichsam  in  zahlreichen  Rinnsalen  in  die  benachbarten  Orte, 
machen  hiermit  eine  genaue  Kontrolle,  wie  sie  nur  die  Zentra- 
lisierung bietet,  unmöglich  und  beschwören  recht  eigentlich  die 
Gefahr  herauf,  die  man  hatte  vermeiden  wollen.  Es  besteht  aller- 
dings die  Vorschrift,  daß  die  über  einen  Viehhof  verhängte  Sperre 
sofort  wieder  aufgehoben  werden  soll,  wenn  die  Tiere  geschlachtet 
sind,  und  nachdem  eine  gründliche  Desinfektion  vorgenommen 
worden  ist;  jedoch  ist  diese  Bestimmung  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten oder  Bezirken  nicht  gleichmäßig  durchgeführt.  Gerade 
die  kleinen  Landmärkte  sind  es,  die  in  Zeiten  einer  Seuchengfahr 
die  günstigsten  Vorbedingungen  für  eine  Verschleppung  erfüllen. 
Sie  müßten  deshalb  in  erster  Linie  geschlossen  werden,  während 
die  Zentralstellen  mit  ihren  wirtschaftlich  wie  veterinärpolizeilich 
vorzüglichen  Einrichtungen  in  erhöhtem  Maße  für  die  Vieh- 
versorgung der  umliegenden  Bezirke  herangezogen  werden  sollten. 
Eine  derartige  Handhabung  würde  größere  Sicherheit  für  die 
Viehbestände  und  Verringerung  der  Verluste  verbürgen. 

Die  in  Mannheim  für  die  Zulassung  eines  Tieres  zum  Vieh- 
markte vorgeschriebenen  Bedingungen  sind  kurz  folgende.  Jedes 
Stück  wird  vor  dem  Marktbeginn  einer  genauen  tierärztlichen 
Untersuchung,  die  sich  auch  auf  die  Maulhöhle  erstreckt,  unter- 


Digitized  by  Google 


i.  Abschnitt. 


38 

worfen.  Vieh  aus  Gemeinden,  in  welchen  die  Maul-  und  Klauen- 
seuche herrscht,  ist  vom  Auftriebe  ausgeschlossen.  Die  Einbringer 
des  Viehes  müssen  ein  tierärztliches  Zeugnis  vorweisen,  in  welchem 
bestätigt  ist,  daß  der  Herkunftsort  des  Tieres  seuchenfrei  ist. 

Nach  jedem  Markte  wird  der  Viehhof  eingehend  desinfiziert, 
was  durch  die  mit  (Zementmörtel  gedichtete  Pflasterung  sehr 
erleichtert  wird.  Durch  alle  diese  Vorkehrungen  sind  langandauernde 
Sperren,  die  einen  unermeßlichen  Schaden  mit  sich  bringen,  bisher 
nahezu  vermieden  worden. 

Sämtliche  Viehmärkte  müssen  auf  dom  Viehhofe  abgehalten 
werden;  an  anderen  Orten  ist  der  gewerbsmäßige  Handel  unter- 
sagt. Der  Markt  für  Schlachtvieh  findet  jeden  Montag,  für  Nutz- 
und  Zuchtvieh  jeden  zweiten  und  vierten  Donnerstag  im  Monat, 
für  Schweine  täglich  statt.  Auch  für  die  übrigen  Tierarten  sind 
bestimmte  Tage  festgesetzt. 

Der  Beginn  und  das  Ende  der  Marktzeiten,  innerhalb  welcher 
der  Verkehr  allein  stattfinden  darf,  werden  durch  Glockensignale 
angezeigt.  Die  Ausladung  der  mit  der  Eisenbahn  ankommenden 
Tiere  darf  nur  im  Viehhofe  erfolgen.  Jeder  Eigentümer  von  ein- 
gebrachtem  Vieh  hat  ein  bestimmtes,  selbst  gewähltes  Zeichen 
auf  dem  Bureau  eintragen  zu  lassen,  welches  durch  Haarschnitt, 
Brand,  Farbstempel  «Hier  dgl.  das  einzelne  Stück  kenntlich  macht, 
ln  gleicher  Weise  haben  die  Metzger  mit  den  von  ihnen  ge- 
kauften Tieren  zu  verfahren. 

Die  Marktgebühren  betragen  an  gewöhnlichen  Märkten: 
für  1 Stück  Großvieh  oder  Pferd  . . M.  1.20 

» 1 Schwein » — .40 

» 1 Kalb,  Schaf,  Ziege » — .20 

» 1 Tamm,  Zicklein,  Ferkel  ...  ;>  — .10 

An  den  Maimärkten  tritt  für  Großvieh  und  Pferde  eine  Er- 
höhung ein. 

Die  Marktgebührenscheine  sind  vor  Einbringung  des  Viehes 
in  den  Viehhof  zu  lösen  und  beim  Abtriebe  an  das  Aufsichts- 
personal  abzugeben.  Die  Gesamtzahl  der  an  den  einzelnen  Markt- 
tagen zum  Verkaufe  gestellten  Tiere  wird  von  der  Direktion 
durch  Anschlag  bekannt  gemacht. 

In  den  folgenden  Tabellen  ist  auch  das  zugeführte  Nutzvieh, 
welches  auf  die  Fleisch  Versorgung  keinen  Einfluß  ausübt,  berück,- 
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sichtigt.  da  hierdurch  ein  vollständiger  Überblick  bezüglich  der 
Wichtigkeit  des  Mannheimer  Marktes  gewährt  wird. 

Es  wurden  in  den  Jahren  1901  bis  1905  aufgetrieben: 


1.  Schlachtvieh:  Großvieh. 


Jahr 

1 

1 

Ochsen 

1 

Karren 

Kinder 

und 

Kühe 

Summe 

Pferde 

19OI 

20 1 h 

2.?23 

30  1O9 

54  S°8 

1 267 

1902 

2428 

2454 

45  250 

50  132 

«(>49 

1903 

2859 

2029 

42  35° 

47  238 

i898 

1904 

2073 

«E>4  | 

4»  647 

45  354 

23  «3 

»905 

'775 

1648 

45  29K 

48  72t 

f*35«  ' 

Kleinvieh. 


Jahr 

Killber 

Schweine 

Schafe 

1 

Ziegen 

Zicklein 

Ferkel 

Summe 

190! 

27  <>52 

8.5  57b 

4073 

.■>22 

463  12410 

1 30  (>96 

1902 

2/  «33 

74  429 

3709 

583 

*>17 
- 1 4 

'4  837 

1 20  908 

»903 

23  069 

104  f>2b 

347<> 

(»02 

392 

«7  489 

«5«  <»34 

1904 

24  782 

121  114 

283S 

(>84 

••9 
/ / - 

i(>  31 1 

ib6  321 

' 9°5 

25  547 

98  «79 

337« 

«79 

93« 

« 4 94(» 

«43  833 

2.  Nutzvieh. 


Jahr 

Zuchtfarren 

Milchkühe 

Luxuspferde 

Arbeitspferde 

1 90 1 

— 

3 « 

343 

278(3 

1902 

— 

20(>0 

37<‘ 

3«  5« 

«903 

i 

2130 

473 

3088 

1901 

4« 

«873 

507 

2467 

«90> 

43 

168- 

_ 1 

1 

1 

1 In  dem  Berichte  für  das  Jahr  1905  ist  eine  Unterscheidung  zwischen  Luxus-, 
Arbeit*»  und  Schlachtpferden  nicht  mehr  gemacht.  Obige  Zahl  bezieht  sich  daher  auf 
alle  drei  Arten  von  Pferden. 
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I.  Abschnitt. 


Die  vorstehenden  Ziffern  zeigen  die  schon  bei  den  Schlacht- 
ergebnissen hervorgehobene  Tatsache,  daß  das  Angebot  in  den 
wertvolleren  Tierarten,  besonders  Ochsen  und  Kälbern,  nachge- 
lassen hat,  teils  infolge  des  eingetretenen  Yiehmangels,  teils  aber 
auch  infolge  der  aus  ökonomischen  Gründen  nachlassenden 
Nachfrage. 

Dagegen  beträgt  die  Zunahme  der  aufgetriebenen  Schlacht- 
pferde im  Jahre  1904  gegen  1901  fast  100%. 

Außerordentlich  unregelmäßig  ist  auch  hier  das  Schweine- 
ungebot, als  dessen  natürliche  und  genau  den  einzelnen  Jahren 
sich  anpassende  Folge  die  wechselnden  Schlachtresultate  sich 
ergaben. 

Die  Zufuhr  zu  den  Märkten  erfolgt  zum  weitaus  größten 
Teile  mit  der  Bahn,  nur  die  aus  der  näheren  Umgebung  stam- 
menden Tiere  gelangen  mit  Wagen  oder  zu  Fuß  zum  Markte. 
So  hatte  z.  B.  im  Jahre  1905  von  den  aufgetriebenen  200662 
Tieren  die  Eisenbahn  161  773  Stück  befördert. 

Aber  auch  bei  der  Ausfuhr  der  verkauften  Tiere  spielt  die 
Eisenbahn,  soweit  entferntere  Landesteile  in  Frage  kommen,  die 
Hauptrolle,  während  der  Abtrieb  in  die  nähere  Umgebung  Mann- 
heims, aber  auch  in  die  umliegenden  Gebiete,  vornehmlich  die 
Rheinpfalz  und  Hessen,  meist  zu  Fuß  erfolgt. 

Daß  Ludwigshafen  mangels  eines  eigenen  Yiehmarktes  in 
hohem  Grade  auf  seine  Schwesterstadt  bezüglich  des  zu  be- 
schaffenden Schlachtviehes  angewiesen  ist,  wurde  bereits  er- 
wähnt. 

Mit  der  Bahn  wurden  ausgeführt: 


Jahr 

Groüvieh 

Pferde 

Kälber 

Schweine 

Schafe 

Zielen 

Ferkel 

Summe 

1901 

29  528 

1 168 

439 

7 999 

2 

— 

— 

39  i3<> 

1902 

25  333 

'4#5 

330 

9 822 

— 

— 

— 

36  990 

• 903 

26  794 

1900 

90 

21  «43 

54 

1 4 

— 

30  693 

1904 

28 

122 

22  3 <>4 

— 

50  686 

1905 

30  976 

‘4  033 

43  °°9 

Davon  entfielen  z.  li.  auf  die  wichtigeren  Landesteile: 
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1.  Abschnitt. 


Die  Masse  des  Großviehes  geht  nach  den  übrigen  Teilen 
Badens,  dann  nach  Hessen . der  Rheinpfalz  und  besonders  nach 
El  saß- Lothringen:  für  Schweine  ist  Hessen,  dann  Württemberg 
und  vorzüglich  die  Rheinpfalz  Abnehmer.  Schlachtpferde  werden 
in  größerer  Zahl  nach  der  Rheinprovinz  mit  seiner  starken  Fabrik  - 
bevölkerung  ausgeführt. 

Auffallend  ist  der  starke  Export  in  Kleinvieh  nach  der 
Schweiz  im  Jahre  1904,  während  er  in  den  Jahren  1902  und  1903 
gar  nicht,  1901  nur  in  nicht  erheblichem  Maße  für  Großvieh  in 
Betracht  kommt. 

Der  Mannheimer  Kälbermarkt  hat  dagegen  nur  rein  lokale 
Bedeutung. 

Wenn  auch  die  Ausfuhr,  entsprechend  dem  geringeren  Auf- 
triebe, der  auf  den  allgemeinen  Viehmangel  zurückzuführen  ist, 
im  Jahre  190.5  etwas  nachgelassen  hat,  so  zeigen  doch  die  vor- 
stehenden Ziffern,  wie  wichtig  der  Viehexport  für  den  Mannheimer 
Markt  ist  und  wie  viele,  zum  Teil  fern  gelegene  Gebietsteile  bei 
der  Beschaffung  ihres  Schlachtviehes  auf  Mannheim  zurückgreifen. 
Diese  Tatsache  gibt  überhaupt  dem  Markte  sein  Gepräge;  dem 
Besucher  fällt  sofort  die  grolle  Zahl  der  fremden  Händler  und 
Metzger  auf,  die  völlig  regelmäßig  dort  ihre  Bestände  absetzen 
bzw.  den  Bedarf  decken. 

Der  Mannheimer  Viehmarkt  hat  in  den  letzten  drei  Jalir- 
zehnten  eine  Entwicklung  durchgemacht,  die,  auch  unter  Berück- 
sichtigung des  starken  Anwachsens  der  Bevölkerung,  als  außer- 
ordentlich gelten  darf.  Hat  sich  doch  der  Umsatz  190.5  im  Ver- 
gleiche zu  dem  des  Jahren  1879  mehr  als  vervierfacht.  Eine 
bedeutende  Steigerung  des  Handelsverkehrs  trat  besonders  vom 
Jahre  1892  ab  als  Folge  der  neuen  mit  der  Bahn  verbundenen 
Viehhofanlage  ein. 


3.  Kapitel. 

Die  Fleischbeschau  und  die  Freibänke. 

Unter  Fleischbeschau  im  weitesten  Sinne  versteht  man  die 
sachverständige  Begutachtung  der  lebenden  Schlachttiere  sowie 
des  Fleisches  der  geschlachteten  Tiere,  ferner  die  Überwachung 
der  öffentlichen  Fleischmärkte,  der  privaten  Fleischverkaufstätten 
sowie  sämtlicher,  hierher  gehöriger  gewerblicher  Betriebe. 
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Der  hauptsächlichste,  durch  die  Fleischbeschau  angestrebte 
Zweck  ist  der,  das  zum  Genüsse  bestimmte  Fleisch,  bevor  es  in 
den  freien  Verkehr  gelangt,  auf  Krankheitsstoffe  zu  untersuchen 
und  dadurch  den  andemfalles  der  menschlichen  Gesundheit 
drohenden  Gefahren  vorzubeugen. 

Eine  derartige  Untersuchung  ist  uralt. 

In  Deuschland  waren  es  die  Städte,  welche  zuerst  die  Fleisch- 
beschau regelten,  so  z.  B.  Freiburg  i.  B.  schon  im  Jahre  11201. 

Später  übten  dann  in  mehr  oder  minder  glücklicher  Weise 
die  Staaten  eine  gewisse  Kontrolle  aus,  die  in  Süddeutschland 
eine  umfassende  und  mustergültige  war.  In  Baden  war  bis  zum 
Erlasse  des  Reichsgesetzes  die  Verordnung  vom  26.  November 
1878  in  Kraft. 

Die  Regelung  der  Fleischbeschau  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten war  jedoch  eint'  so  bunte  und  qualitativ  verschiedene,  und 
die  sich  daraus  twMm  Übergange  des  Fleisches  von  einem  Staate 
zum  anderen  ergebenden  Schwierigkeiten  so  große,  dal’  eine  ein- 
heitlicht' Durchführung  für  das  ganze  Reich,  wie  sie  durch  Ge- 
setz vom  3.  Juni  iqoo  geschaffen  wurde,  einem  allseitig  gehegten 
Wunsche  entsprach. 

Deutschland  hat  sich  dadurch,  was  die  sachgemäße  Kon- 
trolle der  Fleischnahrung  betrifft,  an  die  Spitze  aller  Kulturstaaten 
gestellt. 

Für  Baden  und  Bayern  liegt  die  Bedeutung  dieses  Gesetzes 
hauptsächlich  darin,  daß  mit  dem  Inkrafttreten  desselben  auch 
das  Auslandfleisch  zur  Untersuchung  licrangezogen  wird.  Früher 
entging  es  derselben  in  den  allermeisten  Fällen,  sei  es,  daß  die 
landesherrlichen  Verordnungen  nicht  ausreichten,  sei  es,  daß  das 
Ursprungsland  überhaupt  nicht  festzustellen  war. 

Ergänzt  wird  das  Reichsgesetz  durch  die  bundesrätlichen 
Aosführungsbestimmungen  A und  I)  sowie  durch  die  Vollzugs- 
verordnungen der  einzelnen  Landesregierungen.  Für  die  Städte 
mit  Schlachtzwang  treten  noch  ortspolizeiliche,  die  konkreten  Ver- 
hältnisse' regelnde  Vorschriften  hinzu. 

Die  für  die  Fleischbeschau  in  Frage  kommenden,  allgemeinen 
Bestimmungen  sind  kurz  folgende: 


1 Verj»l.  Der  badische  Fleischbeschauer  von  F.  Hafner  und  F.  Bayersdörfer, 
Karlsruhe  1904. 
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I.  Abschnitt. 


Alle  Schlachttiere,  wie  Rinder,  Schweine,  Schaft“,  Ziegen, 
Pferde  und  Hunde  sind  auf  ihre  Genußtauglichkeit  hin  einer 
Untersuchung  zu  unterwerfen;  dieselbe  hat  sich  sowohl  auf  das 
lebende  (»Schlachtviehbeschau«)  als  auch  auf  das  getötete  Tier 
(»Fleischbeschau«)  zu  erstrecken.  Als  eine  weitere  Ergänzung 
tritt  eine  zu  bestimmten  Zeiten  vorzunehmende,  unvermutete 
Revision  der  Metzgerläden  und  Marktstände  (» Außerordentliche 
Fleischbeschau«)  hinzu.  Bei  Xotschlachtungen,  also  in  Fällen,  wo 
ein  rasches  Verenden  des  Tieres  zu  befürchten  ist  oder  wo  in- 
folge Unglücksfalles  die  sofortige  Tötung  geboten  erscheint,  darf 
die*  Schlachtvieh  beschau  unterbleiben.  Ausgenommen  von  jeder 
Untersuchung  sind  die  im  eigenen  Hause  geschlachteten  und  nur 
für  den  Haushalt1  bestimmten  Tiere,  sofernc  sich  keine  Merkmale 
zeigen,  welche  auf  eine  die  Genußtauglichkeit  ausschließende  Er- 
krankung himveisen.  Diese  Bestimmung  wird  von  vielen  Fach- 
leuten als  nicht  sehr  zweckmäßig  bezeichnet.  Denn  sie  setzt  bei 
dem  Tierbesitzer  eine  Beurteilungsfähigkeit  voraus,  wie  sie  nur 
der  Tierarzt  haben  kann,  und  birgt  eine  Gefahr  auch  für  andere, 
mit  dem  Besitzer  und  seinen  Angehörigen  in  einem  Haushalte 
lebende  Personen,  wie  Dienstboten  und  Angestellte,  in  sich. 


Das  Gesetz  unterscheidet  bezüglich  der  (Tenußtauglichkeit  drei 
Arten  von  Fleisch:  taugliches,  bedingt  taugliches  und  untaugliches 
Fleisch.  Als  Unterart  tritt  noch  das  zwar  zum  Genüsse  für 
Menschen  taugliche,  jedoch  in  seinem  Nahrungs-  und  Gcnußwcrte 
erheblich  herabgesetzte  (»minderwertige«)  Fleisch  hinzu.  Die 
Regelung  des  Verkehres  mit  letzterem  ist  landesrechtlichen  Vor- 
schriften überlassen. 


I ber  die  weitere  Behandlung  des  beanstandeten,  also  des 
bedingt  tauglichen  und  des  untauglichen  Fleisches,  steht  der  Polizei- 
behörde die  Entscheidung  zu.  Ersteres,  gewöhnlich  von  tuber- 
kulösen und  finnigen  Tieren  stammend,  wird  einem  bestimmten 
Prozess«*,  entweder  einer  dur«'h  Dampf  erzeugten  Erhitzung  von 
mindestens  ioo°  od«*r  einer  einundzwanzig  Tage  währenden  Durch- 
kühlung im  Kühlhause  unterworfen  und  alsdann  für  die  Freibank 
freigegeben. 


1 Die  Betriebe  der  Hoteliers,  Pensionsinhaber  usw.  fallen  iin  Sinne  des  Ge- 
setzes nicht  unter  den  Begriff  des  eigenen  Haushaltes. 
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Die  bezüglich  ihrer  Genußtauglichkeit  verschiedenen  Arten 
des  Fleisches  werden  mittels  besonderer  Farbstempel  gekenn- 
zeichnet. 

Besonders  sorgfältig  ist  die  Einfuhr  von  aus  dem  Auslande 
stammenden  frischem  und  zubereitetem  Fleische  — soweit  über- 
haupt gestattet  — geregelt.  Die  hierfür  maßgebenden  Vorschriften 
sind  in  den  bundesrätlichen  Ausführungsbetimmungen  D zum 
Reichsgesetze  vom  3.  Juni  1900  enthalten. 

Als  frisches  Fleisch  ist  darnach  solches  Fleisch  anzusehen, 
welches,  abgesehen  von  einem  etwaigen  Kühlverfahren,  einer  auf 
die  Haltbarkeit  einwirkenden  Behandlung  nicht  unterworfen  worden 
ist  oder  eine  derartige  Prozedur  durchgemacht  hat,  ohne  die 
wesentlichen  Eigenschaften  frischen  Fleisches  verloren  zu  haben. 
Insbesondere  gehen  diese  Merkmale  nicht  verloren  durch  Gefrieren, 
Austrocknen , durch  einfaches  Räuchern , Einlegen  in  Essig 
Einhüllung  in  Fett  oder  Gelatine  oder  durch  oberflächliche  Be- 
handlung mit  Konservierungsmitteln,  wie  Salz,  Zucker  und  ähn- 
lichen Stoffen. 

Derartiges  Fleisch  darf  nur  in  ganzen  Tierkörpern,  die  bei 
Rindern  (mit  Ausnahme  der  Kälber)  und  bei  Schweinen  in  Hälften 
zerlegt  sein  können,  eingeführt  werden.  Brust,  Bauchfell.  Lunge, 
Herz  und  Nieren  müssen  mit  dem  Körper  organisch  verbunden  sein. 

Als  zubereitet  gilt  dasjenige  Fleisch,  welches  einer  Pökelung, 
wozu  auch  starke  Salzung  zu  rechnen  ist,  hohen  Hitzegraden 
oder  einer  sonstigen  Behandlung,  durch  welche  die  Eigenschaften 
frischen  Fleisches  verloren  gingen,  unterworfen  worden  ist. 

Die  Einfuhr  von  ausländischem  Fleisch  in  das  Zollinland 
darf  nur  über  bestimmte  Zolländer  erfolgen.  Die  Untersuchungs- 
stellen in  Karlsruhe  und  Mannheim  entfalten  insbesondere  auf 
dem  Gebiete  der  in  großen  Quantitäten  eingeführten  amerikanischen 
Därme  eine  rege  Tätigkeit. 

Die  praktische  Durchführung  der  obligatorischen  Fleisch- 
beschau wird  sich  in  größeren  Gemeinwesen  verschieden  von 
der  auf  dem  platten  Lande  gestalten.  Auf  dem  Lande  ist  sie, 
soweit  Tierärzte  nicht  vorhanden  sind,  zuverlässigen  Personen 
übertragen,  welche  sich  an  größeren,  dazu  eigens  bestimmten 
Schlachthöfen  die  nötigen  Vorkenntnisse  erworben  haben.  An 
den  Schlachthöfen  in  Karlsruhe  und  Mannheim  sind  besondere 
Unterrichtskurse  unter  Leitung  der  daselbst  angestellten  Tierärzte 
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zur  Ausbildung-  dieser  sogenannten  : Laienfleischbeschauer <;  ein- 
gerichtet. Nach  den  bisher  gemachten  Erfahrungen  hat  sich 
diese  Einrichtung  durchaus  bewährt. 

ln  den  Städten  mit  Schlachtzwang  ist  die  Ausübung  der 
Fleischbeschau  naturgemäß  dem  Schlachthofe  unterstellt  und  durch 
besondere  Vorschriften  geregelt.  Die  Schlachtviehbeschau  der 
angetriebenen  Tiere  wird  täglich  durch  den  Tierarzt  vorgenommen. 
Krankes  Vieh  ist  von  der  Schlachtung  ausgeschlossen  und  wird 
dem  Polizeischlachthofe  überwiesen;  solches,  bei  welchem  der 
Verdacht  einer  übertragbaren  Seuche  vorliegt,  wird  unter  besonderen 
Vorsichtsmaßregeln,  welche  die  Berührung  mit  anderen  gesunden 
Tieren  verhüten,  der  Polizei  zur  Verfügung  gestellt. — Nach  erfolgter 
Tötung  wird  der  Tierkörper  sowie  Blut  und  Eingeweide  auf 
krankhafte  Veränderungen  untersucht  und  zwar  wieder  durch  die 
Tierärzte,  welche  sich  in  die  einzelnen  Schlachthallen  teilen.  Bei 
beanstandeten  Tieren  hat  der  erste  Tierarzt  die  Beschau  vorzunehmen 
und  die  endgiltig-e  Entscheidung  über  die  Genußtauglichkeit  zu 
treffen.  Das  gesunde  Fleisch  wird  für  den  Verkauf  freigegeben, 
über  die  beanstandeten  ganzen  Tierkörper  und  einzelnen  Organe 
verfügt  die  Polizeibehörde. 

Bezüglich  der  Einfuhr  inländischen  Fleisches  in  die  einzelnen 
Gemeinden  weisen  Baden  und  Bayern  eine  bemerkenswerte  Ab- 
weichung von  den  preußischen  Bestimmungen  auf.  ln  Preußen  ist 
nämlich  das  Prinzip  der  Freizügigkeit  des  Fleisches  aufgestellt,  d.  h. 
frisches  Fleisch,  welches  bereits  einer  amtlichen  Untersuchung  durch 
approbierte  Tierärzte  unterworfen  wurde,  ist  von  einer  abermaligen 
Kontrolle  in  anderen  Gemeinden,  auch  solchen  mit  Schlachthaus- 
zwang. befreit,  es  sei  denn,  daß  die  Beschau  einer  vermutlichen 
gesundheitsschädlichen  Veränderung  wegen  vorgenommen  wird. 
Auch  in  letzterem  Falle  dürfen  keine  Gebühren  erhoben  werden. 
Es  ist  natürlich,  daß  durch  diese  Anordnung  den  Gemeinden  mit 
eigenen  Schlachthöfen  ein  großer  Schaden  in  finanzieller,  aber 
auch  in  hygienischer  I iinsicht  entsteht,  der  in  Baden  und  Bayern 
vermieden  ist.  Hier  machen  die  Gemeinden  die  Einfuhr  frischen 
Inlandfleisches  neben  speziellen  Bestimmungen  von  der  gebühren- 
pflichtigen Untersuchung  abhängig,  die  ihnen  einerseits  eine  ziem- 
lich erhebliche  Einnahme  sichert  und  sie  andererseits  vor  einer 
Überschwemmung  mit  auswärts  geschlachtetem,  durchaus  nicht 
immer  einwandfreiem  Fleische  bewahrt. 
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Eine  Übersicht  über  die  Ergebnisse  der  Fleischbeschau  für 
unsere  drei  Städte  in  den  Jahren  1901  bis  1905  gewähren  fol- 
gende Tabellen : 


Karlsruh  e. 


Jahr 

Zahl  der 
Schlachtungen 
ohne  Pferde 

Davon 

waren 

Beanstandungen 

bedingt  tauglich 
u.  minderwertig 

ungenießbar 

Stück 

°/o 

I')OI 

“O  (192 

2 1 3 

32 

2f>3 

0,37 

1902 

(>;  10; 

290,3 

43 

335*3 

0.49 

»9°3 

73  7«x 

323 

47 

370 

0.30 

1 904 

79  302 

299,5 

<>2,5 

3<>2 

0.43 

1905 

<4  / 

332.75 

<>0.5 

4*3.23 

0.55 

M a n n h e i m. 


Jahr 

Zahl  der 
Schlachtungen 
ohne  Pferde 

Dav<  >n 

waren 

Beanstandungen 

bedingt  tauglich 
u.  minderwertig 

ungenießbar 

Stück 

1 

°/o 

4901 

101  032 

282 

»30 

4*2 

0,40 

1902 

91  3(>4 

218 

109 

327 

0,33 

‘<403 

99  1 3(> 

287 

*33 

420 

0,42 

1904 

*09  232 

4*3 

*43 

55^ 

0.50 

1903 

102  02  1 

508 

*95 

703 

o,f>8 

f 

Lud  wi  gshafen. 


Zitlil  der 

Davon 

waren 

Beanstandungen 

Jahr 

Schlachtungen 
ohne  Pferde 

bedingt  tauglich 
u.  minderwertig 

ungenießbar 

Stück 

% 

1901 

32  5*4 

224 

18 

242 

o,74 

1902 

27  980 

212 

22 

234 

0.83 

*903 

30  79<> 

250 

26 

27O 

0,89 

*904 

33  797 

*73 

3* 

20b 

O.tK) 

*905 

30  4(12 

*74 

24 

198 

O.65 
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An  einzelnen  Organen,  vorzugsweise  Lungen,  Lebern,  Mägen 
usw.  wurden  z.  B.  im  Jahre  1905  beanstandet:  in  Karlsruhe  St.  12283 
Mannheim  St.  6245,  Ludwigshafen  St.  1439. 

Die  im  allgemeinen  steigende  Anzahl  der  Beanstandungen 
ist  auf  die  verschärfte  Handhabung  der  Untersuchungen  zurück- 
zuführen. 

Besonders  häufig  tritt  die  Tuberkulose  als  Krankheitsursache 
auf,  und  zwar  vornehmlich  bei  den  Kühen  und  dem  übrigen 
Rindvieh,  weniger  bei  Schweinen.  So  waren  z.  B.  in  Karls- 
ruhe 1905  43,3 % der  geschlachteten  Kühe,  21,3 °/0  des  überhaupt 
geschlachteten  Rindviehs,  1,5%  der  Schweine  tuberkulös.  Mit 
Finnen  waren  1.32%  der  Rinder  behaftet.  Dagegen  treten  Trichinen, 
die  besonders  gefährlich  für  den  menschlichen  Organismus  sind, 
nur  noch  höchst  selten  auf. 

Aus  den  vorstehenden  Zahlen  geht  hervor,  daß  der  durch 
die  Beanstandungen  entstehende  Verlust  nicht  unerheblich  ist;  er 
muß  natürlich  aus  volkswirtschaftlichem  und  privatem  Interesse* 
durch  anderweitige  Verwendung  des  nicht  einwandfreien  Fleisches 
möglichst  reduziert  werden.  Die  konfiszierten  Tiere  werden  zu 
Fischfutter,  Düngermehl  und  drgl.  verarbeitet,  die  Verwertung  des 
nicht  einwandfreien,  aber  unschädlichen  Fleisches  vermittelt  eine 
eigens  zu  diesem  Zwecke  geschaffene  Einrichtung,  die  Freibank. 
Sie  bildet  ein  wichtiges  Glied  in  der  Organisation  des  Fleisch- 
handels und  erfüllt  nach  drei  Richtungen  eine  wirtschaftliche 
Funktion.  Einmal  führt  die  Freibank  den  dem  Besitzer  bezw. 
Vorbesitzer  durch  die  Beanstandung  eines  Tieres  entstehenden 
Verlust  auf  ein  Mindestmaß  zurück,  indem  sic  die  bestmöglichste 
Verwertung  des  nicht  bankwürdigen  Fleisches  garantiert.  Ferner 
schützt  sie  die  Interessen  des  konsumierenden  Publikums  dadurch, 
daß  derartiges  im  Genußwerte  herabgesetztes  Fleisch  nicht  zu 
hohen  Preisen  in  den  freien  Verkehr  gelangen  kann,  und  drittens 
ermöglicht  sie  auch  der  ärmeren  Bevölkerung  den  Bezug  von 
billigem,  wenn  auch  nicht  erstklassigem  Fleisch. 

Die  Erwägung  aller  dieser  Vorteile  hat  schon  vor  geraumer 
Zeit  in  Baden.  Bayern,  Württemberg.  Hessen  und  Elsaß-Lothringen 
zur  Errichtung  von  Freibänken  an  sämtlichen  Schlachthöfen  ge- 
führt. Auch  die  meisten  Schlachthöfe  in  Xorddeutschland  besitzen 
Freibänkc.  Wenn  auch  nicht  zu  verkennen  ist,  daß  diese  dem 
M etzgergewerbo  einen  gewissen  Abbruch  tun,  so  dringt  doch  bei 
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Metzgern  und  Landwirten  immer  mehr  die  Erkenntnis  von  der 
hohen  Bedeutung  derartiger  Institutionen  durch. 

Natürlich  müssen  gewisse  Kautelen  geschaffen  sein,  die  ver- 
hindern. daß  die  Freibank  ihrem  eigentlichen  Zwecke  entfremdet 
wird.  Hierher  gehören  einmal  die  Bestimmung,  daß  das  Frei- 
bankfleisch nur  in  kleinen  Mengen  und  nicht  an  gewerbsmäßige 
Verarbeiter  oder  Händler  abgegeben  wird,  andererseits  Maßregeln, 
welche  verhüten,  daß  die  Freibank  geradezu  ein  Stapelplatz  für 
minderwertiges,  vielfach  von  auswärts  eingeführtes  Fleisch  bildet. 
Eine  derartige  unerwünschte  Entwicklung  in  letzterer  Richtung 
war  in  Mannheim  im  Jahre  1882  zu  beobachten.  Diu  Mannheimer 
Freibank  war  damals  als  einziges  derartiges  Institut  in  weitem 
Umkreise  mit  unbank würdigem  auswärtigem  Fleische  geradezu 
überlastet.  Infolgedessen  bestimmte  eine  ortspolizeiliche  Vorschrift 
vom  30.  Juni  1882,  daß  für  die  Zukunft  nur  das  Fleisch  von  im 
dortigen  Schlachthof  getöteten  Tieren  auf  der  Freibank  feilgeboten 
werden  dürfe.  Durch  Erlaß  des  (froßh.  Ministeriums  des  Innern 
wurde,  alsdann  diese  Bestimmung  im  Jahre  1886  wieder  aufgehoben. 

Die  Frequenz  der  Freibänke  in  den  letzten  Jahren  1 liefert  ein 
sehr  bezeichnendes  Moment  für  die  Beurteilung  der  Gestaltung  der 
Fleischversorgung  und  der  Wichtigkeit,  die  einer  derartigen  Einrich- 
tung bezüglich  der  Fleischernährung  der  unteren  Klassen  zukommt. 

Zur  Veranschaulichung  sei  nur  der  Umsatz  auf  der  Karls- 
ruher Freibank  in  den  bisher  betrachteten  Jahren  aufgeführt.  Es 
wurden  in  Kilogramm  verkauft: 


Jahr 

Ochse  n- 
fleisch 

Rind-  ! Kuh- 
fleisch fleisch 

rarren- 

fleisch 

Kalb- 

fleisch 

Hammel- 

fleisch 

Schweine- 

fleisch 

Kitzlein- 

fleisch 

Summe 

1901 

3 »4« 

•005  '9  773 

8b  1 

498 

3860 

29  282 

0)02 

5235 

3253  25021 

4570 

291 

68 

bt  16 

33 

44  589 

«903 

3293 

1580  28  178 

«561 

99' 

»7b 

8534 

32 

44  347 

1 904 

'293 

1838 ! 270-7 

2302 

74b 

"4 

9»3« 

3« 

42  532 

1905 

4309 

2364  ' 3°  75' 

43h3 

<»57 

'70 

5227 

i 82 

47  925 

Diese  Ziffern  reden  für  sich  selbst. 


‘ So  ist  z.  B.  im  Berichte  des  Karlsruher  Vieh-  und  Schlachthofes  vom  Jahre 
1905  zu  lesen:  «Ein  charakteristisches  Merkmal  der  Fleisch teuerung  und  der  Fleischnot 
bildete  die  außerordentlich  starke  Frequenz  der  Freibank  im  verflossenen  Betriebsjahr. 
Der  Andrang  des  Publikums  war  zeitweilig  so  stark,  daß  trotz  Ausgabe  von  Marken 
mehrere  Beamte  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  aufgestellt  werden  mußten.« 
Brandt,  I >ie  F!ci»cii  Versorgung. 
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An  allen  Freibänken  konnte  man  in  den  letzten  Jahren  die 
gleiche  Beobachtung  machen:  daß  einerseits  infolge  der  durch  die 
Verteuerung  aller  Lebensmittel  verminderten  Kaufkraft  der  Be- 
völkerung im  Gegensätze  zu  früher  nur  ganz  kleine  Quantitäten 
gekauft  wurden,  und  daß  andererseits  eine  Verschiebung  in  der 
Zusammensetzung  des  Freibankpublikums  insoferne  stattgefunden 
hatte,  als  sich  zu  der  ursprünglich  allein  dominierenden  Arbciter- 
bevölkerung  auch  niedere  und  mittlere  Beamte  als  Käufer  gesellten. 


4.  Kapitel. 

Die  Schlachtviehversicherungen. 

Wie  das  vorhergehende  Kapitel  gezeigt  hat,  bringt  die 
strenge  Handhabung  der  obligatorischen  Fleischbeschau  für  den 
Besitzer  bzw.  Vorbesitzer  der  beanstandeten  Tiere  wirtschaftliche 
Nachteile  mit  sich,  die  durch  die  Einrichtung  von  Freibanken 
und  durch  die  technische*  Verwendung  des  genußuntauglichen 
Fleisches  wohl  gemildert,  aber  nicht  völlig  aufgehoben  werden, 
ln  dieser  Richtung  sollen  nun  die  Schlachtviehversicherungen 
wirken,  indem  sie  die  verbleibenden  Verluste  auf  die  Gesamtheit 
der  Interessenten  verteilen  und  damit  dem  einzelnen  weniger 
fühlbar  machen.  Voraussetzung  dabei  ist  natürlich,  daß  nur  der 
wirkliche  Schaden  ersetzt  wird  und  nicht  etwa  eine  zu  günstige 
Rückvergütung,  eine  Bereicherung  des  einzelnen  auf  Kosten  der 
übrigen  Beisteuernden  eintritt. 

Versicherungsgesellschaften , welche  den  versicherten  Vieh- 
besitzer bei  einem  durch  Unfall  oder  Krankheit  entstehenden 
Verluste  entschädigten,  wurden  bereits  in  größerer  Anzahl  vor 
Jahrzehnten  begründet.  Die  älteste  derartige  Gesellschaft  verdankt 
ihr  Entstehen  der  Initiative  Friedrichs  des  Großen  (1765). 1 Sie 
sollte  vor  allen  Dingen  die  Landwirte  gegen  die  durch  Flin- 
schleppung  der  Rinderpest  entstandenen  Schäden  schützen. 

Dagegen  sind  die  Schlachtviehversicherungen  durchaus 
modernen  Ursprungs  und  erst  mit  der  Einführung  der  obligato- 
rischen Fleischbeschau  zu  einer  1 .ebensfrage  für  die  Interessenten 


1 Schwarz,  a.  a.  O.  S.  419. 
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geworden.  l)ic  Vorteile  sind,  abgesehen  von  dem  oben  erwähnten, 
in  zwei  Punkten  zusammenzufassen,  in  der  Verbilligung  der  Vieh- 
preist' und  in  der  Garantie,  daß  die  Wirkung  der  Fleischbeschau 
nicht  durch  unrt*dliche  Manipulationen  teilweise  illusorisch  gemacht 
wird.  Denn  einmal  wird  das  Angebot  an  Orten,  wo  eine  Ver- 
sicherung besteht,  von  seiten  der  Landwirte  in  verstärktem  Maße 
und  zu  ermäßigten  Preisen  erfolgen,  da  sie  dort  keinen  Rückgriff 
bei  eventueller  Beanstandung  des  Tieres  zu  befürchten  haben, 
und  auf  der  anderen  Seite  wird  jedes  Interesse,  die  Fleisch- 
beschau zu  umgehen  und  verdächtige  Tiere  zu  beseitigen,  völlig 
fortfallen. 


Von  der  von  mancher  Seite  als  Ideal  hingestelltcn  Regelung 
der  Schlachtviehversicherung  — nämlich  durch  Reichsgesetz  und 
mit  Reichszuschuß  — sind  wir  trotz  mehrfacher  Anläufe  noch 
weit  entfernt.  Es  ist  aber  auch  sehr  fraglich,  ob  eine  derartige 
staatliche  Durchführung,  bei  der  gerade  die  Städte  mit  guten 
Viehqualitäten  und  deshalb  prozentual  geringeren  Beanstandungen 
finanziell  den  Kürzeren  ziehen  müßten,  das  Ideal  darstellen  würde. 


Derartige  staatliche  Versicherungen,  wie  sie  für  das  ganze 
Reich  vorgeschlagen  sind,  besitzen  Sachsen  (durch  Gesetz  vom 
2.  Juni  1898,  in  Kraft  seit  dem  1.  Mai  1900),  Schwarzburg- 
Sondershausen,  Reuß  ä.  L.  und  Reuß  j.  L.  Auf  die  Verhältnisse 
in  Baden  und  Bayern  sei,  da  uns  vorzugsweise  interessierend, 
etwas  näher  eingegangen. 


ln  Baden  ist  es  den  Gemeinden  durch  Gesetz  vom 

12.  Juli  i8<>8 

ermöglicht,  ihre  Rindviehbestände  in  Orts-  und  Verbandsvereinen 
zu  versichern.  Sobald  eine  Gemeinde  die  Errichtung  einer  Orts- 
versicherungsanstalt beschlossen  hat,  muß  jedes  Stück  Rindvieh 
versichert  werden.  Schließen  sich  mehrere  Ortschaften  zu  einem 
Verbände  zusammen,  so  entfällt  nur  ‘/4  des  Schadens  auf  die  be- 
troffene Gemeinde,  während  die  übrigen  3/4  auf  alle  zum  Verbände, 
gehörigen  Anstalten  verteilt  werden.  In  diesem  Falle  kommt  auch 
die  für  unsere  Zwecke  wichtige  Bestimmung  zur  Geltung,  daß 
nicht  nur  Ersatz  für  umgestandenes  Vieh,  sondern  auch  für  solches 
Fleisch  gewährt  wird,  welches  polizeilich  beanstandet  wurde.  Die 
Staatskasse  hat  zur  Gründung  der  Viehversicherungsverbände  einen 
Zuschuß  von  M.  200000  geleistet.  Diese  Einrichtung  hat  einen 
im  Laufe  der  Jahre  steigenden  Anklang  gefunden,  der  sich  am 
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besten  aus  der  wachsenden  Zahl  der  Ortsanstalten,  die  dem 
Badischen  Viehversicherungsverbande  beitraten,  ergibt.  Ks  waren 
in  diesem  Verbände  vereinigt:1 


Jahr 

Zahl  der 
Ortsversich.- 
Ansialtcn 

Versicherte 

Tiere 

Yersichenings- 

wert 

.// 

Ausgezahltc 

Ent- 

schädigungen 

J( 

ln  o c 

des  gesamten 
Vers.- Wertes 

i«93 

87 

29  231 

(>  202  400 

133  <104,22 

2, 1 (> 

1 896 

1 19 

44  407 

1 1 979  1 80 

278  848.42 

2.33 

1 899 

«85 

62  842 

18  698  925 

349  <>53. 92 

1,87 

1901 

236 

74  877 

22  717  215 

300  253.87 

2.20 

1902 

258 

8<>  523 

23  693  743 

482  27  1,29 

1.88 

1 904 

321 

107  81 1 

33  89$  920 

977  73 * -54 

1,89 

Bayern  hat  durch  Gesetz  vom  11.  Mai  1896  die  Möglichkeit 
zur  Versicherung  gegen  Verluste  durch  Tod  und  Notschlachtung 
von  Rindern  und  Ziegen  sowie  durch  Beanstandung  des  Fleisches 
geschlachteter  Tiere  geschaffen,  und  zwar  in  Form  einer  öffent- 
lichen Versicherungsanstalt  auf  Gegenseitigkeit,  wobei  das  Moment 
irgend  welchen  Zwanges  ganz  bei  Seite  gelassen  ist.  Die  einzelnen 
Gemeinden  können  einen  Ortsviehversicherungsverband  gründen 
und  bei  Annahme  des  Normalstatutes  dem  Landesverbände,  dessen 
Verwaltung  unter  staalicher  Kontrolle  steht,  angegliedert  werden. 
Der  Staat  leistet  eine  jährliche  Beihilfe  von  früher  M.  40000,  jetzt 
M.  100000  und  hat  das  Stammkapital  im  Betrage  von  M.  500000 
aufgebracht. 

Diese  Einrichtungen  haben  sich  als  angemessen  erwiesen, 
jedoch  wäre  zur  völligen  Erreichung  des  erstrebten  Zieles  die 
obligatorische  Versicherung  jedes  Viehbesitzers  wünschenswert. 

ln  manchen  Teilen  Deutschlands,  welche  keine  staatlichen 
Versicherungen  besitzen,  sind  örtliche  Versicherungskassen  be- 
gründet, und  zwar  derart,  daß  entweder  die  Kommune  die  Ver- 
waltung innehat  und  jedem  auf  dem  städtischen  Schlachthofe 
Schlachtenden  die  Versicherung  seines  Viehes  ermöglicht  oder 


1 Jahresbericht  für  1904  des  Badischen  Viehversichctungsverbandes. 
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indem  die  Interessenten  sicli  in  einem  gemeinsamen  Versicherungs- 
vereine, sei  es  als  Gesellschaft  auf  Gegenseitigkeit  oder  als  Ge- 
nossenschaft, zusammengeschlossen  haben.  Aktiengesellschaften, 
bei  welchen  naturgemäß  das  Erwerbsinteresse  in  den  Vordergrund 
tritt  und  der  Abschluß  der  Versicherung,  sowie  die  Abwicklung 
der  Schadensansprüche  mit  Weitläufigkeiten  verknüpft  sind, 
kommen  weniger  in  Frage. 

Derartige  örtliche  Versicherungsverbände  sind  aber  auch  in 
Ländern  mit  staatlicher  Versicherung  nicht  mehr  zu  entbehren, 
da  der  Viehhandel  die  früheren  engen  Grenzen  durchbrochen  hat. 
Sie  werden  um  so  notwendiger,  je  mehr  entfernte  Landes-  und 
Erdteile  im  Welthandel  zur  Versorgung  des  Marktes  herangezogen 
werden.  Hierzu  kommt  noch  die  Tatsache,  daß  das  Währschafts- 
gesetz,  nach  welchem  bei  Beanstandung  dem  Metzger  das  Recht 
des  Rückgriffes  auf  den  Händler  und  diesem  auf  den  Landwirt 
zusteht,  heute  teilweise*  illusorisch  gemacht  ist.  Denn  bei  den 
heutigen,  dem  Produzenten  so  günstigen  Verhältnissen  lehnt  dieser 
beim  Abschluß  des  Handels  die  Währschaft  rundweg  ab,  und  diesem 
Beispiele  wird  dann  der  Händler  natürlicherweise  folgen.  So  finden 
wir  heute  in  allen  größeren  Städten  Interessentenvereinigungen, 
welche  für  ihren  begrenzten  Kreis  die  Schlachtviehversicherung 
durchführen. 

In  Karlsruhe,  Mannheim  und  Ludwigshafen  haben  die  Metzger- 
innungsverbände die  Versicherung  in  die  Wege  geleitet.  Für 
Kleinvieh  leisten  die  Händler  Währschaft,  ohne  sich  jedoch  ihrer- 
seits wieder  durch  Vereinigung  gegen  den  etwa  entstehenden 
Schaden  zu  decken,  wie  es  z.  B.  die  Heidelberger  Schweinehändler 
getan  haben.  Das  mag  einesteils  seinen  Grund  in  dem  relativ 
geringen  Risiko  der  Beanstandung  von  Kleinvieh,  Schweine  aus- 
genommen, haben,  andernteils  ist  es  aber  auf  die  widerstreitenden 
Interessen  und  Konkurrenzverhältnisse  der  Händler  untereinander 
zurückzuführen. 

An  Plätzen  wo  eine  Viehmarktbank  besteht  — was  jedoch 
in  keiner  unserer  Städte  der  Fall  ist  — wird  diese  die  gegebene 
Vertreterin  der  Vereinigung  sein.  Denn  sic  kann  vermöge  ihrer 
sonstigen  Tätigkeit  eine  umfassende  Kontrolle  bezüglich  der  Be- 
folgung der  erlassenen  Vorschriften  ausüben  und  die  Versicherung 
mit  geringen  Verwaltungskosten  durchführen,  indem  ihr  Personal 
die  betreffenden  laufenden  Arbeiten  mit  übernimmt. 
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Zur  geordneten  Durchführung  der  Versicherung  und  zur 
einigermaßen  sicheren  Festsetzung  der  den  Schaden  deckenden 
Prämien  pflegen  gewisse  Normen  die  Grundlage  zu  bilden  und  in 
allen  Statuten  derartiger  Versicherungsvereine  auf  Gegenseitigkeit 
wiederzukehren.  So  vor  allem  die  Bestimmung,  daß  von  den 
Mitgliedern  sämtliche  versichcningsfähigo  Sohlachttiere  versichert 
werden  müssen,  und  daß  die  auf  Grund  der  Voruntersuchung  als 
krank  erkannten  sowie  die  stark  abgemagerten  Tiere  von  der 
Versicherung  ausgeschlossen  sind. 

Der  Karlsruher  Schlachtviehversicherung,  die  sich  auf  Ochsen, 
Farren,  Rinder  und  gutgenährte  Kühe  erstreckt,  gehören  sämtliche 
Innungsmitglieder  an;  nur  diese  und  soferne  sie  Anlieferer  von 
Häuten,  Fellen  und  Fett  sind,  können  der  Vereinigung  beitreten. 
Das  zu  versichernde  Tier  muß  ganz  oder  wenigstens  zum  Teile 
Eigentum  des  betreffenden  Mitgliedes  sein.  Für  Tiere,  welche 
sich  im  Mitbesitze  eines  Nichtmitgliedes  befinden , ist  die  volle 
Prämie  zu  entrichten;  jedoch  wird  im  Falle  der  Beanstandung  die 
satzungsgemäße  Entschädigung  nur  für  den  Anteil  des  Mitgliedes 
gezahlt.  Bei  selbstgezogenen  Schlaehttiercn  oder  solchen,  deren 
Erwerbspreis  den  jeweiligen  Marktwert  ersichtlich  übersteigt,  wird 
der  Wert  vor  der  Schlachtung  durch  eine  besondere  Kommission 
festgesetzt.  Erfolgt  hiergegen  binnen  24  Stunden  Berufung,  so 
entscheidet  der  Vorstand.  Die  Versicherung  erlischt  spätestens 
am  achten  Tage  nach  der  Anmeldung  bzw.  mit  der  Freigabe 
des  geschlachteten  Tieres  seitens  des  amtlichen  Fleischbeschauers. 
Der  Verein  ersetzt  außer  dem  durch  amtliche  Beanstandung  des 
ganzen  Tierkörpers  oder  einzelner  Teile  bis  zu  10  kg  entstehenden 
Verlust  auch  den  Schaden,  welcher  sich  durch  Verenden  eines 
bereits  zur  Versicherung  angemeldeten  Tieres  im  Schlachthofe 
noch  vor  der  Schlachtung  ergibt,  vorausgesetzt,  daß  nicht  grobes 
Verschulden  an  dem  Tode  vorliegt.  Die  Beiträge  (Prämien)  be- 
tragen, solange  der  Reservefonds  nicht  die  satzungsgemäße  Min- 
desthöhe von  M.  3000. — erreicht  hat,  mindestens  pro  Stück:  für 
Ochsen  M.  2. — . Farren  M.  2. — . Rinder  M.  2.—.  gutgenährte 
Kühe  M.  5. — . 1 

ln  Mannheim  hatte  die  Direktion  des  Schlachthofes  bereits 
im  Jahre  1 Hg 2 den  Versuch  gemacht,  eine  Viehversicherung  ent* 

1 Die  Schlachtvieh  Versicherung  bestellt  erst  seit  Mai  n>ob,  so  «laß  nähere  An- 
gaben über  «len  Geschäftsgang  nicht  zu  erlangen  waren. 
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weder  als  städtisches  Institut  oder  im  Betriebe  einer  ( iesellschaft 
zu  gründen.  Als  Vorbild  für  die  erstcrc  Form  schwebte  die  vor- 
zügliche kommunale  Einrichtung  in  Leipzig  vor.  Jedoch  mußte 
das  Vorhaben  wegen  zu  geringer  Teilnahme  fallen  gelassen  werden. 
So  wurde  die  Versicherung  durch  zwei  Agenturen  auswärtiger 
Viehversicherungsvereine  ausgeübt,  welche  z.  B.  im  Jahn1  1901 
pro  Woche  etwa  1 20  l'iere  in  die  Versicherung  aufnahmen.  Diese 
Verhältnisse  änderten  sich  mit  einem  Schlage,  als  die  Händler  des 
Mannheimer  Viehmarktes  auf  Grund  eines  Übereinkommens  die 
bisher  gegebene  Währschaft  ablehnten  und  vom  14.  September 
1903  ab  Verkäufe  von  Schlachtvieh  nur  unter  Ausschluß  jeglicher 
Gewährleistung  abschlossen.  Einige  Metzgermeister  rieten  zu 
Gegenmaßregeln,  die  aber  im  Hinblick  auf  die  allgemeine,  den 
Metzgern  wenig  günstige  Marktlage  kaum  am  Platze  gewesen 
wären.  Denn  das  Angebot  in  (Troßschlachtvieh  blieb  hinter  dem 
Bedarfe  zurück  und  die  Preise  standen  auf  einer  zuvor  kaum 
dagewesenen  Höhe.  So  entschloß  sich  der  Vorstand  der  Metzger- 
innung, um  den  durch  das  Vorgehen  der  Händler  drohenden 
Verlust  von  dem  einzelnen  Metzger  abzuwenden,  zur  Einrichtung 
einer  Schlachtvieh  Versicherung,  die  am  1.  Oktober  1903  ihre 
Tätigkeit  aufnahm.  Am  Schlüsse  des  ersten  ( ieschäftsjahres  ge- 
hörten ihr  130  Mitglieder  der  Metzgerinnung  an.  Man  machte 
jedoch  bald  die  Wahrnehmung,  daß  die  geschaffene  Institution 
den  Händlern  dazu  diente,  um  in  der  Gattung  »Kühe  II.  Sorten 
die  schlechtesten  Qualitäten  zur  Versicherung  unterzubringen. 
Um  dem  dadurch  natürlich  entstehenden  Schaden  zu  entgehen, 
wurde  beschlossen,  minderwertiges  Vieh  von  der  Versicherung 
ganz  auszuschließen.  Die  hauptsächlichsten  für  den  Abschluß  der 
Versicherung  geltenden  Bestimmungen  sowie  die  Prämien 1 sind 
die  gleichen  wie  in  Karlsruhe.  Als  Entschädigung  bei  Bean- 
standungen wird  gleichfalls  der  volle  Erwerbspreis  bzw.  der  durch 
die  Kommission  festgesetzte  Versicherungswert  bezahlt.  Auch 
in  Mannheim  können  nur  Innungsmitglieder  und  Lieferanten  der 
Fettschmelze  dem  Vereine  beitreten.  Im  Anfänge  des  ersten,  vom 
1.  Oktober  1903  bis  30.  September  1904  laufenden  (ieschäftsjahres 
untersagte  das  Großli.  Bezirksamt  den  Weiterbetrieb  in  der  bis- 


1 Mannheim  unterscheidet  nur  zwei  Sorten  von  Kühen:  Sorte  1 zahlt  M.  4. — 
Sorte  II  M.  >. — Prilmie. 
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herigen  Weise,  weil  die  Versicherung  eine  Nebeneinrichtung  der 
Fleischerinnung  bilde  und  deshalb  den  über  die  privaten  Ver- 
sicherungen erlassenen  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  nicht  ent- 
spräche. Jedoch  wurde  für  die  Zeit,  in  welcher  die  neuen  Sat- 
zungen ausgearbeitet  wurden,  die  provisorische  Weiterführung 
gestattet.  Vor  Schluß  des  zweiten  Geschäftsjahn?s  — 28.  Februar 
1906  --  erfolgte  die  Neukonstituierung  des  Versicherungsvereins 
auf  Gegenseitigkeit  nach  Maßgabe  der  neuen  Statuten.  Von  da 
ab  fällt  das  Geschäftsjahr  mit  dem  Kalenderjahr  zusammen.  Beim 
Vergleiche  der  beiden  verflossenen  Betriebsjahre  muß  man  berück- 
sichtigen, daß  dieselben  eine  verschiedene  Spanne  Zeit  umfassen. 
Das  erste  läuft  vom  1.  Oktober  1903  bis  30.  September  1904,  das 
zweite  vom  1.  Oktober  1904  bis  28.  Februar  1906.  Die  Ergeb- 
nisse waren  folgende: 


Es  wurden  von  der  Fleisch- 

Versicherte 

Prämien- 

beschau  überwiesen : 

En  tschldigumr 
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44 
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*3 

7 
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Summe  . 
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55 
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1 

9 

7 
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Leider  sind  die  aus  der  Verwertung  der  beanstandeten  Tiere 
und  konfiszierten  Eingeweide  erzielten  Summen  aus  den  Berichten 
nicht  ersichtlich.  Immerhin  zeigt  die  obige  Aufstellung,  daß  sich  der 
Status  im  zweiten  Geschäftsjahre  infolge  des  gesteigerten  Wertes 
der  zu  ersetzenden  Tiere  verschlechtert  hat.  Denn  die  Entschä- 
digungen sind  stärker  als  die  Anzahl  der  versicherten  Tiere  ge- 
wachsen; sie  haben  sich  nahezu  verdoppelt  Während  im  ersten 
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Jahre  allein  die  Prämieneinnahme  ohne  Berücksichtigung  der  für 
die  beanstandeten  Tiere  erzielten  Summe  ein  Plus  über  die  an 
die  Mitglieder  gezahlten  Entschädigungen  aufweist,  zeigt  das  zweite 
Geschäftsjahr  ein  ziemlich  erhebliches  Manko.  Daß  von  den  im 
zweiten  Jahre  in  bedeutend  höherer  Anzahl  versicherten  Kühen 
keine  einzige  der  Abdeckerei  und  nur  ein  Stück  mehr  der  Frei- 
bank überwiesen  wurde,  ist  ohne  Zweifel  auf  die  erhöhte  Vorsicht 
bei  der  Aufnahme  in  die  Versicherung  zurückzuführen. 

In  Ludwigshafen  gehören  der  Vereinigung  für  Schlachtvieh- 
versicherung ungefähr  50  Metzger,  für  welche  gleichfalls  die  Mit- 
gliedschaft der  dortigen  Innung  und  der  Mannheimer  Fettschmelze 
Vorbedingung  ist,  an.  Versichert  werden  alle  Arten  von  Rind- 
vieh, von  Kühen  jedoch  nur  solche,  deren  Fleisch  als  Rindfleisch 
um  den  Ladenpreis  verkauft  werden  kann.  Tiere,  weicht»  von 
einem  Mitgliede  des  Vereins  mit  einem  Niohtmitgliede  auf  ge- 
meinsame Rechnung  geschlachtet  werden,  sowie  sogenannte  AVurst- 
kühec  sind  von  der  Versicherung  ausgeschlossen.  Die  Prämien 
betragen  für  Ochsen  M.  4,  Fassei  M.  3,  Stiere  M.  3,  zahnige  Kühe 
M.  4,  andere  Kühe  M.  5,  Rinder  M.  3. 

Bei  an  Milzbrand  erkranktem  oder  von  einer  anderen  Seuche 
befallenem  Vieh,  für  welches  der  Staat  Entschädigung  leistet,  wird 
nur  die  Differenz  zwischen  Ankaufspreis  und  Staatsentschädigung 
bezahlt.  Für  einzelne  Teile  werden  vergütet: 

Entferntes  Fleisch  pro  Ffd. : Der  jeweilige  Ladenpreis: 

Leber pro  Pfd.  M.  ~.6o 

(Höchstgewicht  10  Pfd.  bei  M.  3. — Vers.-Gebühr 

1 5 » » 4. — u.  mehr  Vers.-Gebühr) 

Ilerz pro  Pfd.  M.  — .30 

Lunge » * » — .30 

Magen,  Därme  usw bis  zu  > 3.— 

Zunge •»  > » 4. — 

Aus  dom  Überschüsse  des  Vereinsvermögens  ist  zunächst 
ein  Reservefonds  in  Höhe  von  M.  5000  zu  bilden.  Weitere  l ber- 
schüsse  gelangen  im  Verhältnis  der  im  Vorjahre  gezahlten  Prämien 
zur  Verteilung  unter  die  Mitglieder.  Die  Erhebung  von  Xach- 
schüssen  ist  zulässig,  sofern  das  Vereinsvermögen  zur  Deckung 
der  entstandenen  Verbindlichkeiten  nicht  ausreicht,  und  der 
Reservefonds  auf  M.  2300  zusammcngeschmolzen  ist. 
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5.  Kapitel. 

Die  Süddeutsche  Fettschmelze 

e.  G.  m.  b.  II. 

Die  Süddeutsche  Fettschmelze  in  Mannheim,  deren  Bedeutung, 
nicht  nur  für  die  Metzger  Mannheims,  sondern  auch  für  die  von 
Karlsruhe,  Ludwigshafen  und  der  anderen  umliegenden  Städte,  die 
Besprechung  in  einem  eigenen  Kapitel  rechtfertigt, ist  in  Form  einer 
Produktivgenossenschaft  gegründet.  Sie  macht  sich  die  Verwertung 
von  Rohtalg,  Häuten,  Fellen  und  ähnlichen  Artikeln  sowie  die  Be- 
teiligung an  verwandten  Unternehmungen  zur  Aufgabe.  Mitglied 
der  Genossenschaft  kann  jeder  einer  Innung  oder  dem  Deutschen 
Fleischervcrbande  angehörende  Metzgermeister  werden.  Der  Ge- 
schäftsbetrieb ist  jedoch  nicht  auf  die  Mitglieder  beschränkt. 

Die  Haftpflicht  für  die  Verbindlichkeiten  der  Vereinigung 
ist  sowohl  dieser  wie  auch  unmittelbar  den  Gläubigern  gegenüber 
auf  je  M.  100  festgesetzt.  Jedes  Mitglied  ist  bei  einer  Konven- 
tionalstrafe von  M.  100  im  Falle  des  Zuwiderhandelns  verpflichtet, 
sämtlichen  durch  seine  Schlachtungen  erzielten  Rohtalg,  mit 
alleiniger  Ausnahme  des  im  eigenen  Geschäfte  zum  Rohverkauf 
im  Kleinen  gebrauchten,  an  die  Genossenschaft  zu  den  jeweilig 
vom  Vorstand  und  Aufsichtsrat  bestimmten  Preisen  abzuführen. 
Für  Häute  und  helle  besteht  diese  Vorschrift  nicht  offiziell,  jedoch 
ist  auch  in  diesem  Artikel  die  Vereinigung  in  überwiegendem 
Maße  die  Zentralsammelstelle. 

Die  Vorteile  eines  derartigen  genossenschaftlichen  Zusammen- 
schlusses treten  klar  zutage.  Bei  den  sich  steigernden  hohen 
Kinkaufspreisen  für  Schlachtvieh,  die  eine  stetige  Gewinnvermin- 
derung für  die  Metzger  in  sich  schließen,  wird  es  immer  not- 
wendiger, die  möglichst  vorteilhafte  Verwendung  der  Neben- 
produkte anzustreben.  Diese  wird  aber  am  besten  in  einem 
Zentralpunkte  erzielt,  wo  der  Ware  genaue  Behandlung  und 
Sortierung,  damit  also  erst  der  richtige  Wert  verschafft  wird. 
Besonders  beim  Fette,  welches  infolge  der  schwankenden  Schweine- 
preise. der  großen  Konkurrenz  Amerikas  und  des  bedeutenden 
Angebotes  der  verschiedensten  Pflanzenfette  unter  der  jeweiligen 
Konjunktur  stark  zu  leiden  hatte,  hat  sich  ein  bemerkenswerter 
Umschwung  zum  Bessern  gezeigt.  Denn  die  von  der  Genossen- 
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schaft  an  «lie  Metzger  gezahlten  Fettpreise  haben  sich  auf  einer 
Höhe  gehalten,  die  vor  Bestehen  der  Vereinigung  kaum  in  den 
besten  Jahren  erreicht  wurde.  Der  Wunsch  nach  einer  umfassen- 
deren und  alle  Landesteile  verbindenden  Zusammenschlüsse  seitens 
der  Genossenschaften,  welche  sich  mit  der  Verwertung  der  Neben- 
produkte aus  dem  Fleischereibetriebe  befassen,  hat  zur  Gründung 
zweier  Verbände  geführt,  denen  auch  die  Süddeutsche  Fettschmelze 
angehört.  Der  erstere,  der  Verband  deutscher  Feintalgschmelzen, 
wurde  unter  Mitwirkung  der  Mehrzahl  der  Schmelzen  begründet. 
Er  sucht  den  Verkauf  in  einer  Hand,  nämlich  der  Geschäftsstelle 
Leipzig,  zu  vereinigen,  schaltet  dadurch  die  Konkurrenz  der  ein- 
zelnen Schmelzen  untereinander  aus  und  garantiert  infolgedessen, 
weil  ein  Drücken  der  Preise  fortfällt,  eine  größere  Stetigkeit  des 
Marktes  als  vorher.  Auch  ermöglicht  er  eine  Reduzierung  der 
ziemlich  hohen  Verkaufsspesen,  welche  vorher  von  jeder  einzelnen 
Schmelze  getragen  werden  mußten. 

Der  Verband  deutscher  Iläutcverwertungs-Vereinigungen 
verfolgt  ähnliche  Ziele,  engeren  Anschluß  der  einzelnen  Vereini- 
gungen. einheitliche  Ausgestaltung  der  geschäftlichen  Übungen 
und  Verkaufsbedingungen,  gleichartige  Behandlung  der  Häute, 
gleichmäßige  Berechnung  des  Salzgeldes  und  Verringerungen 
der  Geschäftsunkosten. 

Vor  dem  i.  Januar  1899  waren  das  gesinnte  Haut-  und 
Fettgeschäft  sowie  die  damit  verbundenen  Nebenarbeiten  der 
Schlachthausverwaltung  unterstellt.  Mit  diesem  Termine  ging 
der  ganze  Betrieb  auf  die  »Freie  Vereinigung  für  Haut-  und 
Fettverwertung,  die  Vorgängerin  der  Süddeutschen  Fettschmelze, 
über.  In  dem  neuen  Schlachthofgebäude  wurde  für  letztere  ein 
eigener  Rohbau  erstellt  und  vorläufig  auf  die  Dauer  von  3oJaliren 
vermietet.  Die  innere  Ausstattung  und  die  nach  dem  Stande  der 
modernen  Technik  notwendigen  maschinellen  Einrichtungen  wie 
Schmelzkessel  mit  Rührwerken,  Talgschneidemaschinen,  Trocken- 
gestelle, Klärkessel  und  ein  Autoklav  zum  Schmelzen  mit  direktem 
Dampfe  wurden  von  der  Mieterin  auf  eigene  Kosten  angeschafft. 
Das  erforderliche  Wasser  und  der  zum  Schmelzbetriebe  notwendige 
Dampf  werden  vom  Schlachthofe  gegen  Vergütung  geliefert. 

Die  Eröffnung  der  Anlage  erfolgte  am  15.  April  1901. 

Die  Entwicklung  des  Geschäftsumsatzes  in  den  Jahren  1903, 
1904  und  1905  zeigt  folgende  Zusammenstellung: 
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Zahl  der 
Mitglieder 

Eingang 

der 

Jahr 

Haftsumme 

Häute 

Hanunelfcl'c 

Stück 

Gesamtbetrag 

Stück 

(iesamtl»etr.ig 

J( 

.// 

J( 

' '>03 

1 57 

58  100 

2«)  034 

1 0(>o  783.78 

0 

X 

13  039,10 

*59 

58  boo 

.30  95h 

1 176222,09 

4698 

1 7 036, 1 6 

*903 

< 

'«>3 

58  000 

36  4«5  i 

1 419921,53 

S(>7 1 

24  1 53* — 

Jahr 

Eingang 

der  Kalbfelle 

Angeliefertes  Rohfett 

Brutto- 

Kein- 

Stück 

Gesamtbetrag 

Betrag 

gewinn 

gewinn 

' 9°3 

4'  243 

.// 

290  968,30 

843  952.3 

./( 

42b  988,03 

Jf 

1 29  1 56,05 

./l 

39  899.07 

1904 

42  979 

3'3  955.03 

860  443.— 

357  093,10 

131  283,05 

36  016,62 

1 903 

4(1  279 

380342,— 

778  737*5 

380  7 10,87 

*38  767.32 

42  985.01 

Durchweg  ist  eine  Steigerung  des  Umsatzes  in  Häuten  und 
hellen  zu  verzeichnen.  Nur  das  Rohfett  zeigt  aus  den  schon 
angeführten  Gründen  Schwankungen,  die  sich  im  Jahre  1904  auch 
in  der  Verminderung  des  Reingewinnes  bemerkbar  machen. 
Jedoch  zeigt  1905  bereits  eine  beachtenswerte  Besserung,  die  allem 
Anscheine  nach  auch  1906  anhalten  wird. 

Die  Süddeutsche  Fettschmelze,  zu  deren  Lieferanten,  wie 
schon  bemerkt,  auch  die  Karlsruher  und  Ludwigshafener  Metzger 
zählen,  hat  die  bei  der  Gründung  in  sie  gesetzten  Hoffnungen 
durchaus  erfüllt  und  mit  Erfolg  einen  der  Wege  zur  Selbsthilfe 
beschritten,  auf  welchen  dem  Metzgergewerbe  über  die  gegen- 
wärtigen schwierigen  Verhältnisse  hinweggeholfen  werden  kann. 

6.  Kapitel. 

Die  Viehhändler  und  Metzger  sowie  deren  Kreditverhältnisse. 

Die  alte  Regel,  daß  sich  in  einem  Gewerbezweige  um  so  mehr 
vermittelnde  Zwischenglieder  (‘inschieben,  je  komplizierter  und  un- 
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übersichtlicher  die  Marktverhältnisse  in  dem  fraglichen  Artikel 
sich  gestalten,  gilt  auch  für  die  Organisation  des  Fleisch-  und 
Viehhandcls.  Auf  dem  Lande  und  in  kleineren  Städten  vermittelt 
nur  der  Metzger  den  Verkehr  zwischen  dem  Produzenten  und 
dem  Konsumenten  und  er  wird  es  in  um  so  befriedigenderer  Weise 
tun  können,  je  kleiner  der  Versorgungsrayon  ist.  Auch  in  größeren 
Städten  ist  diese  Art  der  Fleisch  Versorgung  noch  durchaus  nicht 
ausgeschaltet.  Sie  muß  aber  in  demselben  Maße  zurücktreten, 
als  die  Versorgungsbezirke  sich  erweitern.  Für  den  Metzger  ist 
es  mit  wachsenden  Schwierigkeiten  verknüpft,  seinen  Bedarf  in 
den  Ställen  der  Umgegend  aufzukaufen  und  einen  erheblichen 
Teil  seiner  Zeit  auf  der  Landstraße  zu  verbringen.  Andererseits 
ist  der  I^andwirt  seiner  ganzen  Veranlagung  nach  nicht  geeignet, 
als  Verkäufer  auf  dem  Markte  aufzutreten.  Der  Zutrieb  des  Viehes 
zum  Markte  für  eigene  Rechnung  bringt  ihm  von  vomeherein 
einen  Verlust  an  Lebendgewicht  und  überdies  das  Risiko,  die 
Tiere  im  Falle  des  Nichtverkaufs  zurücktransportieren  zu  müssen. 
Kr  kennt  ferner  nicht  die  Marktverhältnisse  und  auch  nicht  die 
Metzger,  die  gerade  die  von  ihm  angebotenen  Vieharten  und 
Qualitäten  benötigen.  Hier  greift  nun  mit  Erfolg  der  Händler 
ein.  Durch  seine  jahrelange  Erfahrung  kennt  er  die  Bezugsquellen 
und  Absatzorte,  die  verschiedenen  Handelsusancen  wie  die  Wünsche 
seiner  Kunden  und  übernimmt  die  Regelung  zwischen  Angebot 
und  Nachfrage,  natürlich  gegen  einen  entsprechenden  Gewinn  für 
sich  selbst.  Wie  die  Verhältnisse  nun  einmal  liegen,  ist  er  — be- 
sonders in  Süddeutschland,  wo  Genossenschaften  zum  gemeinsamen 
Bezüge  von  Schlachtvieh  keine  nennenswerten  Erfolgt*  zu  ver- 
zeichnen haben  — ein  unentbehrliches  Glied  in  der  Kette  der  Mittels- 
personen geworden,  welches  auch  volkswirtschaftlich  seine  volle 
Berechtigung  hat.  Denn  es  erspart  den  übrigen  Beteiligten  Zeit 
und  Mühe.  Schon  hierdurch  ist  ein  angemessener  Gewinn  des 
Händlers  berechtigt,  zumal  er  nur  zum  'Feil  aus  höheren  Preisen 
herrührt,  zum  Teil  aber  auf  die  Verminderung  der  Spesen,  z.  B. 
der  'Fransportkosten  bei  Sammelladungen,  zurückzuführen  ist. 

Als  weitere  Zwischenglieder  treten  in  den  Großstädten  die 
F.ngrosschlächter  und  die  Kommissionäre  auf.  Auf  erstere  ist 
gewöhnlich  der  Anfänger  und  nicht  kapitalkräftige  Metzger 
angewiesen,  der  mangels  genügender  Erfahrung  das  Risiko  des 
Ankaufes  lebender  Tiere  nicht  auf  sich  nehmen  will  oder  die 
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Kosten,  wie  sie  durch  Benutzung  des  Sehlachthau  sc»,  das  Halten 
von  Gesellen  u.  dgl.  entstehen,  zu  ersparen  sucht,  indem  er  die 
geschlachteten  und  zur  Verarbeitung  fertigen  Tiere  vom  Engros- 
schlächter bezieht.  Natürlich  wird  er  für  die  ihm  ersparte*  Mühe 
im  Preise  einen  Aufschlag  bewilligen  müssen,  der  sich  aber  meist 
unter  den  Kosten  bewegen  wird,  die  ihm  selbst  im  Kleinbetriebe 
erwachsen  wären. 

Der  Kommissionär  ist  der  Vertrauensmann  des  Händlers 
und  des  Metzgers,  die  sich  bei  der  wachsenden  Unübersichtlichkeit 
des  Marktes  nicht  mehr  direkt  zu  finden  wissen.  Am  besten 
wird  er  seine  Mission  erfüllen,  wenn  er  die  Abschlüsse  gegen 
eine  feste  Provision  vermittelt,  somit  an  hohen  Preisen  kein 
Interesse*  hat  und  selbst  keine  Geschäfte  auf  eigene  Rechnung 
treibt,  also  reine  Mittelsperson  bleibt.  Allerdings  ist  diese  Form 
dos  Kommissionshandels  durchaus  nicht  die  vorherrschende.  Meist 
spielt  der  Kommissionär  sowohl  dom  Händler  als  auch  dem  Metzger 
gegenüber  eine  wichtige*  Rolle*  als  Kreditgeber,  die  nur  in  Städten 
mit  e*iner  Yiehmarktbank  auf  diese*,  soweit  die*  Kreditgewährung 
an  Me*tzger  in  krage*  kommt,  übergeht. 

Es  tut  der  Bedeutung  des  Kommissionärs  als  kapital- 
gewährendes Element  keinen  Abbruch,  wenn  man  behauptet,  daß 
das  Vordringen  de*r  Viehmarktbank  in  der  angedeuteten  Richtung 
von  Vorteil  für  den  schwächeren  Teil,  die  Metzger,  sein  wird. 

ln  unseren  drei  Städten  liegt  der  gesamte  Vieh-  und  Fleisch- 
handel in  den  Händen  der  Händler  und  Metzger.  Engrosschlächter 
und  Kommissionäre  im  eigentlichen  Sinne  sind  noch  nicht  vor- 
handen. In  Mannheim  nennen  sich  zwar  einige  Händler  >Yieh- 
kommissionäre«  und  betätigen  sich,  neben  ihrem  eigentlichen 
Handelsgeschäfte,  als  Vermittler  gegen  Provision.  Aber  sie  zeigen 
doch  noch  nicht  die  reinen  Merkmale  des  Kommissionärs  der 
Großstädte,  wie  z.  B.  Berlins  und  Breslaus.  Allerdings  zeigt  sich 
auch  hierin  bereits  Mannheim  als  werdende  Großstadt,  daß  die 
Anzeichen  einer  Mischung  zwischen  Händler  und  Kommissionär 
aufzutauchen  beginnen.  Vor  allem  ist  dieser  Vorgang  im  Schweine- 
handel zu  beobachten. 

In  Karlsruhe  betreiben  ungefähr  1 20  Metzger  selbständig 
das  Gewerbe,  davon  gehören  115  der  Innung  an.  Als  Händler 
sind  ungefähr  30  Geschäftsleute  tätig,  welche  zum  überwiegenden 
Teile  am  Orte  ansässig  sind.  In  Mannheim  gehören  sämtliche 
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Metzgermeister.  159  an  Zahl,  der  freien  Innung  an.  Außerdem 
üben  noch  6 Mann  das  Handwerk  als  sogenannte  Kopfschlachter, « 
also  als  rein  technische  Gehilfen,  aus.  Die  Zahl  der  regelmäßig 
auf  dem  Viehhofe  verkehrenden  Händler  beträgt  ungefähr  150. 
davon  nehmen  etwa  50  die  Stallungen  als  Unterkunftsort  für  ihr 
Vieh  während  der  Nacht  in  Anspruch.  Die  übrigen,  welche  teils 
in  der  Umgegend,  teils  aber  auch  in  entfernteren  Städten  wohnen, 
bringen  die  Tiere  direkt  zu  Markte.  Die  Ludwigshafener  Innung 
umfaßt  ungefähr  70  Mitglieder.  Die  Zahl  der  Händler  ist  nur 
gering.  Soweit  der  Metzger  nicht  selbst  sein  Schlachtvieh  auf  dem 
Mannheimer  Markte  ersteht,  was  zum  überwiegenden  Teile  der 
Fall  ist,  vermitteln  einige  Mannheimer  Händler  den  Bezug.  Die 
Schweine  norddeutschen  Ursprungs  werden  teils  direkt,  teils  über 
Mannheim  durch  einige  wenige  Ludwigshafener  Händler  bezogen. 
Jedoch  haben  sich  einige  größere  Metzger  bezüglich  der  benötigten 
Schweine  von  den  Händlern  emanzipiert  und  decken  ihren  Bedarf 
unter  Umgehung  der  Händler  direkt  in  den  Produktionsländern, 
vor  allem  in  Norddeutschland.  Auch  in  Mannheim  und  Karlsruhe 
ist  diese  Gepflogenheit  vereinzelt  zu  beobachten. 

Es  ist  eine  weitverbreitete  Annahme,  daß  auch  die  Metzger 
an  der  gegenwärtigen  Steigerung  der  Fleischpreise  nicht  unbeteiligt 
sind  oder  daß  sie  doch  wenigstens  dabei  ihr  Schäfchen  scheren. 
Aber  diese  vorgefaßte  Meinung  hält  einer  näheren  Untersuchung 
nicht  stand.  Im  Gegenteil,  das  Metzgergewerbe  leidet  unter  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen  an  einer  Depression,  wie  sie  schwerer 
kaum  gelacht  werden  kann.  Das  bestätigen  alle  unparteiischen 
Sachverständigen  wie  Schlachthofdirektoren  und  Tierärzte,  das 
zeigen  aber  auch  die  Konkurslisten,  in  denen  Angehörige  dieses 
Gewerbes  in  wachsender  Anzahl  wiederkehren.  Denn  der  Metzger 
muß,  eine  im  Zwischenhandel  häufig  zu  beobachtende  Erscheinung, 
bei  steigenden  Preisen  eine  Verminderung  des  Nutzens  auf  sich 
nehmen,  um  einer  allzugroßen  Einschränkung  des  Bedarfes  vor- 
zubeugen. Kein  Wunder,  wenn  er  dann  in  Zeiten  sinkender 
Viehpreise  die  Fleischpreise  noch  eine  Zeitlang  auf  der  alten 
Höhe  zu  halten  bestrebt  ist.  um  sich  für  den  vorher  entgangenen 
Profit  zu  entschädigen. 

Schon  in  normalen  Zeiten  ist  der  erfolgreiche  Betrieb  eines 
Metzgergeschäftes  von  den  verschiedensten  Faktoren  beeinflußt 
und  setzt  Erfahrung  sowie  spezielle  Fachkenntnisse  voraus. 
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wie  sie  nur  der  tüchtige  Meister  in  langen  Jahren  der  Praxis, 
wobei  ihm  Lehrgeld  auch  nicht  erspart  bleibt,  erwerben  kann. 
Von  hoher  Wichtigkeit  ist  der  Einkauf  des  Rohmaterials,  also 
des  lebenden  Viehes.  Das  erhellt  allein  aus  der  Tatsache,  daß  */, 
der  Einnahmen  nur  den  Ersatz  für  die  gezahlten  Auslagen  bildet. 1 
Die  richtige  Schätzung  des  lebenden  Tieres,  seiner  Qualität  und 
des  sich  hieraus  ergebenden  Fleischgewichtes  ist  Vorbedingung 
für  den  Metzger,  wenn  er  nicht  mit  Verlust  arbeiten  will.  Ein 
weiteres  Moment  bildet  das  notwendige  Vorhandensein  eines  ver- 
hältnismäßig großen  Anlage-  und  Betriebskapitales,  welches  bei 
dem  Schweineschlächter  noch  größer  als  bei  dem  Rindermetzger 
sein  muß.  Denn  während  sich  bei  dem  letzteren  die  einzelnen 
Manipulationen  auf  den  Einkauf,  die  Schlachtung.  Zerteilung, 
sowie  Verkauf  der  einzelnen  Teile  beschränken  und  dadurch  einen 
rascheren  Umsatz  sowie  das  schnellere  Zurückströmen  des  kleineren 
Kapitales  ermöglichen,  liegt  bei  dem  Schweinemetzger  der  Schwer- 
punkt in  der  Verarbeitung  des  Fleisches.  Diese  bedingt  aber  die 
Anschaffung  komplizierter  und  teurer  Maschinen  sowie  das  Halten 
eines  größeren  Arbeiterpersonals.  Das  zum  großen  Teile  aus 
Räucher-  und  Dauerwaren  bestehende  Produkt  wird  meist  nicht 
sofort  abgesetzt  und  erstattet  erst  nach  längerer  Frist  die  Aus- 
lagen. Naturgemäß  ist  auch  hier  wie  überall  der  kapitalkräftige 
Meister  dem  mit  geringen  Betriebsmitteln  und  mit  Kredit  arbeiten- 
den Konkurrenten  überlegen.  Ihm  stehen  bei  seinem  großen 
Bedarfe  und  durch  die  Barzahlung  die  besten  und  der  geringeren 
Abfälle  wegen  billigsten  Qualitäten  zur  Verfügung;  er  kann  die 
günstige  Marktlage  weit  intensiver  ausnützen  als  sein  minder 
glücklicher  Kollege,  der  kaum  seinen  Bedarf  decken  kann  und 
mit  der  Ware  vorlieb  nehmen  muß,  die  ihm  der  Händler,  der 
meist  zugleich  sein  Gläubiger  ist,  zukommen  läßt.  Diese  Um- 
stände zeitigen  vielfach  ein  Verschwinden  des  selbständigen  kleinen 
Metzgers  in  den  Großstädten.  Die  Großmetzger  überziehen  die 
Stadt  mit  einem  Netze  von  Filialen  oder  nur  anscheinend  selb- 
ständigen Geschäften,  in  welchen  der  Inhaber  nur  Angestellter, 
nur  Distributeur  des  Fleisches  ist.  In  der  gleichen  Richtung  wirkt 
auch  der  sich  ändernde  Geschmack  des  Publikums  und  die  zu- 
nehmende Neigung,  Wurst-  und  Dauerwaren  aus  ganz  bestimmten 


1 Rothe,  Das  deutsche  Fleischgewerbe  in  Conrads  Abhandlg.  Bd.  XXXII.  S.  45. 
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Landesteilen  und  Städten  zu  bevorzugen.  Dadurch  vollzieht  sich 
beim  Metzger  eine  Umwandlung  vom  technischen  Verfertiger 
zum  reinen  Kleinhändler,  für  dessen  Umsatz  nur  die  kaufmänni- 
schen Fähigkeiten  und  die  (xröße  des  Kapitals  maßgebend  sind. 

Es  ist  nicht  zuviel  gesagt,  wenn  man  behauptet,  daß  bei 
den  heutigen  Verhältnissen  nur  der  größere  Metzger  auf  seine 
Kosten  kommt.  Der  kleinere  Meister  befindet  sich  entweder 
mangels  geregelter  Buchführung  und  Aufzeichnungen  bezüglich 
des  Standes  seines  Geschäftes  in  einer  Selbsttäuschung  oder  er 
schlägt  sich  in  der  Hoffnung  auf  bessere  Zeiten  mühsam  durch. 
Nach  den  uns  von  durchaus  glaubhafter  Seite  gemachten  Angaben 
sind  die  Generalunkosten  im  Metzgereibetriebe  von  ca.  8°/0  auf 
ca.  15 — 16%  gestiegen;  es  leuchtet  auch  ohne  weiteres  ein,  wenn 
wir  die  erhöhten  Ansprüche  des  Publikums  in  betreff  Bedienung, 
Ausstattung  des  Ladens  usw.  sowie  die  gesteigerten  Löhne  berück- 
sichtigen. Auch  der  Umstand,  daß»  die  modernen  Schlachthäuser 
außerhalb  oder  doch  an  der  Peripherie  der  Stadt  gelegen  sind 
und  dadurch  die  Anschaffung  von  Pferd  und  Wagen  sowie  erheb- 
lichen Zeitverlust  bedingen,  fällt  ins  Gewicht.  Auf  die  Konkurrenz, 
die  dem  Metzgerge werbe  in  immer  erheblicherem  Maße  durch 
die  Delikateß-  und  Spezialaufschnittgeschäfte  erwächst  und  zur 
Verschlimmerung  der  Lage  beiträgt,  sei  nur  nebenbei  verwiesen. 

Alle  diese  Tatsachen  sind  bei  der  Beurteilung  des  gegen- 
wärtigen Standes  des  Metzgergewerbes  von  schwerwiegender 
Bedeutung  und  sie  leiten  uns  unwillkürlich  auf  ein  naheliegendes 
Gebiet,  die  Betrachtung  der  Kreditverhältnisse  über.  Allerdings 
stößt  die  eingehende  Untersuchung  derselben  auf  dem  Karlsruher 
und  Mannheimer  Platze  — wobei  Ludwigshafen  inbegriffen  ist  — 
auf  besondere  Schwierigkeiten,  denn  weder  Händler  noch  Metzger 
sind  sehr  geneigt,  sich  in  die  Karten  sehen  zu  lassen  und  rück- 
haltlose Angaben  zu  machen.  Viel  offensichtlicher  liegen  die 
Verhältnisse  in  den  Großstädten,  welche  zur  Regelung  des  Kredites 
eine  Viehmarktbank  besitzen,  wie  z.  B.  Berlin  und  Magdeburg. 
Über  die  Tätigkeit  eines  solchen  Institutes  an  letzterem  Platze 
gibt  Neugebauer1  eine  eingehende  Schilderung.  Es  ist  ver- 
wunderlich, daß  auch  in  dem  für  die  Fleischversorgung  ganz 
Süddeutschlands  tonangebenden  Mannheim  eine  derartige  Einrich- 


1 Die  F'lcischversorgung  der  Stadt  Magdeburg,  Heidelberger  Dissertation  190b. 
Brandt,  Die  Ficitch  Versorgung. 
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tung  noch  nicht  bestellt.  Denn  eine  Viehmarktbank  ist  in  erster 
Linie  ein  dem  Gesamtinteresse  dienendes  Unternehmen.  Erst 
in  zweiter  Linie  ist  sie  Erwerbsgesellschaft.  Sie  übernimmt  die 
Valutaregulierung  zwischen  dem  Metzger  einerseits,  dem  Händler 
bzw.  Kommissionär  andererseits  und  schaltet  dadurch  die  Kredit- 
gewährung der  letzteren  mit  ihren  für  den  Metzger  vielfach  unheil- 
vollen Folgen  aus.  Von  der  richtigen  Voraussetzung  ausgehend, 
daß  der  kleinere  Meister  den  Preis  für  das  gekaufte  Vieh  erst 
erlegen  kann,  nachdem  er  die  einzelnen  und  verarbeiteten  Teile 
wieder  abgesetzt  hat,  gewährt  sie  ihm  einen  meist  zinsfreien  Kredit 
von  14  Tagen  bis  drei  Wochen,  während  sie  den  Gläubiger  aus 
eigenen  Mitteln  sofort  befriedigt.  Das  hieraus  für  die  Bank  ent- 
stehende Risiko  trägt  sie  selbst  und  sie  kann  es  auch  bei  geord- 
neter Geschäftsführung,  da  sie  durch  den  regelmäßigen  Verkehr 
mit  den  Metzgern  genau  über  deren  Zahlungsfähigkeit  und  Ge- 
schäftsgebaren orientiert  ist.  Ihr  Gewinn  besteht  in  einer  mäßigen, 
auf  den  Umsatz  in  Anrechnung  gebrachten  Provision. 

Für  unsere  Verhältnisse  kommt  nur  die  Schilderung  der  Kredit- 
beziehungen zwischen  Landwirten,  Händlern  und  Metzgern  in 
Betracht.  Der  Händler  verschafft  sich  den  benötigten  Viehstapel, 
indem  er  selbst  im  Lande  umherreist  und  mit  den  Bauern  direkt 
in  Verbindung  tritt.  Gute  Dienste  leisten  ihm  auch  die  zahlreichen, 
in  den  Ortschaften  ansässigen  kleinen  christlichen  und  jüdischen 
Händler  (»Schmuser-),  die  natürlich  die  örtlichen  Bezugsquellen 
genau  kennen  und  ihm  manches  Stück  zuführen.  Gewöhnlich 
werden  dann  die  so  erstandenen  Tiere  zu  kleineren  oder  größeren 
Trupps  vereinigt  und  per  Bahn  dem  Markte  zugeführt.  Für  den 
Bezug  des  außerbadischen  und  außerbayrischen  Viehes,  welches, 
wie  wir  später  sehen  werden,  einen  sehr  erheblichen  Prozentsatz 
der  zugetriebenen  Tiere  ausmacht,  sind  Geschäftsfreunde  oder  auch 
formell  angestellte  Aufkäufer  tätig.  Die  Käufe  finden  fast  aus- 
nahmslos nur  gegen  Barzahlung  statt,  für  Baden  und  überhaupt 
ganz  Süddeutschland  kann  man  sagen  ohne  jede  Ausnahme.  Ganz 
abgesehen  davon,  daß  der  Produzent  bei  den  jetzigen  Zuständen 
das  Heft  in  der  Hand  hat  und  bei  dem  Mangel  an  Vieh  unter 
den  kapitalkräftigen  Käufern  die  Auswahl  treffen  kann,  könnte 
sich  auch  der  kleine  süddeutsche  Bauer  auf  eine  Kreditgewährung 
gar  nicht  einlassen.  Dem  stehen  schon  die  eigenen  Verbindlich- 
keiten und  laufenden  Ausgaben  wie  Hypotheken-  und  Personal- 
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kreditzinsen  hindernd  im  Wege.  Auch  der  umgekehrte,  in  Nord- 
deutschland häufig  beobachtete  Fall,  daß  der  Händler  beim  Land- 
wirte eine  größere  Anzahl  Vieh  auf  Abruf  kauft  lind  einen  größeren 
Vorschuß  darauf  gewährt,  somit  zum  Gläubiger  wird,  ist  ziemlich 
ausgeschlossen,  da  die  Lieferanten  durchweg  aus  kleinen  Bauern 
bestehen,  die  nur  wenige  Stück  Vieh  im  Stalle  haben. 

Auch  bei  der  Geschäftsabwicklung  zwischen  Händler  und 
Metzger  soll  vorschriftsmäßig  Barregulierung  erfolgen.  So  schreibt 
z.  B.  der  § 3 der  für  den  Mannheimer  Yiohhof  geltenden  I landels- 
gebräuche  vor: 

«Beim  Kaufabschlüsse  hat  die  Zahlung  in  bar  zu  erfolgen. 
Wird  der  Kaufpreis  gestundet,  so  ist  derselbe  bei  Schlacht- 
vieh nach  Umfluß  von  8 Tagen  ....  mit  4 °/0  zu  verzinsen. 
Der  gestundete  Kaufpreis,  bei  dem  keine  Zeit  verabredet 
wurde,  ist  bei  Schlachtvieh  am  nächsten  Markttage  . . . . 
bereits  vor  Eröffnung  des  Marktes  zu  bezahlen.» 

Aber  von  allen  Händlern  wird  einstimmig  zugegeben,  daß 
diese  Bestimmungen  vielfach  nur  auf  dem  Papier  stehen,  und  daß 
häufig  eine  umfangreiche  Kreditgewährung  eintreten  muß.  Bei 
dem  Großvieh  wird  noch  verhältnismäßig  mehr  auf  Barzahlung 
oder  baldige  Regulierung  gedrungen;  dagegen  ist  bei  Kleinvieh, 
insbesondere  Schweinen,  das  Borgen  die  Regel.  Die  Ansicht,  die 
uns  gegenüber  ('in  Schweinehändler  vertrat,  daß  der  innerhalb 
8 Tagen  bis  3 Wochen  zahlende  Metzger  noch  als  Barzahler  an- 
zusehen sei,  scheint  allgemein  verbreitet. 

Es  ist  natürlich  unmöglich,  an  konkretem  Beispiele  zu  zeigen, 
wie  weit  die  Verschuldung  der  einzelnen  Metzger  geht,  aber  zwei 
Grundtatsachen  sind  aus  diesen  Verhältnissen  ohne  weiteres  ab- 
zuleiten. Einmal  verliert  der  Metzger  jede  Übersicht  über  seine 
Geschäftslage,  zweitens  kann  die  finanzielle  Abhängigkeit  von 
seinem  Lieferanten  für  ihn  nicht  von  Vorteil  sein.  Der  Händler 
muß  sich  durch  Preiszuschlag  eine  Risikoprämie  sichern,  die  den 
kleinen  Metzger  noch  mehr  ins  Hintertreffen  bringt,  ganz  ab- 
gesehen davon,  daß  ihm  die  Möglichkeit,  bei  der  Deckung  seines 
Bedarfes  auch  andere  Händler  außer  seinen  Gläubigern  hinzuzu- 
ziehen. abgeschnitten  ist. 

Die  Gesundung  des  Marktes  und  die  Unabhängigkeit  von 
den  Händlern  könnte  durch  die  Errichtung  einer  Viehmarktbank 
durchgeführt  werden;  es  wäre  ohne  Zweifel  als  ein  erfreulicher 
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Fortschritt  zu  bezeichnen,  wenn  Karlsruhe  und  Mannheim  dem 
in  dieser  Hinsicht  von  anderen  Städten  gegebenen  guten  Beispiele 
folgen  würden. 


7 . Kapitel. 

Der  Verkehr  in  lebendem  Vieh. 

Die  Preisfestsetzung  für  die  lebende  Wart*  kann  nach  drei 
Gesichtspunkten  erfolgen:  nach  Lebendgewicht,  nach  Schlacht- 
gewicht und  pro  .Stück.  Alle  drei  Arten  kommen  auf  dem 
Karlsruher  und  Mannheimer  Markt  vor. 

Die  verschiedene  Handhabung  in  der  Preisnotierung  setzt 
naturgemäß  einer  Beurteilung  der  Preislagen  auf  den  verschiedenen 
Märkten  und  damit  einem  Vergleiche  zwischen  denselben  be- 
deutende Schwierigkeiten  entgegen.  Die  Wichtigkeit,  welche  eine 
einheitliche  Regelung  der  Schlachtviehpreise  für  den  Handel  und 
Geschäftsverkehr  hätte,  führte  in  den  letzten  15  Jahren  zu  ver- 
schiedentlichen  Verhandlungen  zwischen  den  Interessenten.  Leider 
haben  dieselben  nicht  den  nachhaltigen,  im  Interesse  der  über- 
sichtlicheren Marktlage*  wünschenswerten  Erfolg  gehabt.  Denn 
auch  die  im  Jahre  1896  zu  Berlin  von  Delegierten  der  deutschen 
Städte  mit  den  Vertretern  des  Deutschen  Landwirtschaftsrates  so- 
wie des  Viehhandels  und  des  Metzgergewerbes  gepflogenen  Ver- 
handlungen, welche  die  allgemeine  Einführung  des  Schlachtgewichts- 
handels  bezweckten,  haben  keinen  nachhaltigen  Einfluß  gehabt. 
Gerade  in  diesen  Tagen  wird  von  den  Landwirten  ein  erneuter 
Vorstoß  zugunsten  des  Lebendgewichtshandels  gemacht. 

Alle  Viehproduzenten  treten  nämlich  einmütig  für  die  zwangs- 
weise Notierung  nach  Lebendgewicht  ein,  was  natürlich  auch  den 
Handel  nach  J .ebendgewicht  mit  Wiegezwang  nach  sich  ziehen 
würde.  Als  Argument  führen  sie  an.  daß  nur  dieser  ihren  Interessen 
entspreche  und  dem  einzelnen  eine  Beurteilung  der  Preise  gestatte, 
indem  eine  sichere  Unterlage  für  die  Preisforderung  geschaffen 
werde. 

Demgegenüber  bezeichnen  die  Metzger  den  Lebendgewichts- 
handel als  unsicher  für  Käufer  und  Verkäufer,  als  unrationell  für 
Metzger  wie  Konsumenten  und  als  zu  verführerisch  zur  Vornahme 
unreeller  Manipulationen,  wie  sie  allerdings  häufig  genug  durch 
starkes  Füttern  und  Tränken  der  Tiere  vor  dem  Wiegen  vor- 
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kommen.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  die  Landwirte  ein  Ilaupt- 
moment  bei  ihrer  Forderung  übersehen,  nämlich  daß  die  Fest- 
stellung des  Lebendgewichtes  nur  einen  Faktor  zur  möglichst 
sicheren  Wertermittlung  bildet,  während  andere,  sehr  maßgebende 
Punkte,  wie  Rasse*,  Alter,  Mastzustand,  Verhältnis  der  Knochen 
und  des  Bauchumfanges  zur  Masse  des  Muskelfleisches,  ganz  un- 
berücksichtigt bleiben  Auch  für  die  Schlachthöfe  würde  sich  die 
offizielle  Einführung  des  Wiegezwanges  für  lebendes  Vieh  durch 
gesteigerte  Ausgaben,  wie  Anschaffung  von  Wagen  und  Ver- 
größerung des  Personals,  unangenehm  bemerkbar  machen.  Und 
auch  dann  wäre  noch  sehr  zweifelhaft,  ob  die  mit  gesetzlichem 
Zwange  und  mit  erheblichen  Kosten  geschaffene  Einrichtung  das 
erstrebte  Resultat  haben  würde.  Als  Beleg  hierfür  seien  die 
reichsländischen  Städte  Straßburg,  Metz  und  Mülhausen  angeführt. 
Diese  besitzen  infolge  ihres  von  Napoleon  herstammenden,  nach 
Lebendgewicht  berechneten  Oktrois  auf  Schlachtvieh  bereits  alle 
die  Einrichtungen,  die  nach  Einführung  des  Wiege-  und  Schluß- 
scheinzwanges  alle  Städte  in  ihren  Viehhöfen  treffen  müßten«.1 

Und  trotz  dieser  günstigen  Vorbedingungen  hat  sich  dort 
der  Lebendgewichtshandel  keineswegs  allgemein  eingebürgert,  was 
doch  wohl  als  sicher  anzunehmen  wäre,  wenn  er  bedeutende  Vor- 
teile bieten  würde.  So  wird  wohl  auch  der  neuerdings  von  den 
Landwirten  gemachte  Versuch,  den  Wiegezwang  und  damit  den 
allgemeinen  Handel  nach  Lebendgewicht  auf  Grund  von  Schluß- 
scheinen, auf  welchen  das  Gewicht  und  der  Preis  vermerkt  sind, 
durchzuführen,  resultatlos  verlaufen.  Ein  vor  Jahren  seitens  des 
Badischen  1 .and Wirtschaftsrates  an  die  Großherzogliche  Regierung 
gerichtetes  Ersuchen,-  »dahin  zu  wirken,  daß  der  Handel  auf  den 
badischen  Viehmärkten  nach  Lebendgewicht,  sowohl  bei  Schlacht- 
vieh als  auch  bei  Magervieh,  angestrebt  werde  und  in  den  Markt- 
ordnungen einheitliche  Normen  für  die  Preisnotierungen  nach 
Lebendgewicht  unter  Heranziehung  von  Vertretern  des  landwirt- 
schaftlichen Interesses  vorgeschrieben  worden«,  hatte  schon  damals 
nicht  den  gewünschten  Erfolg  gehabt. 

Die  Metzger  erklären  den  Handel  nach  Schlachtgewicht, 
sofern  das  Gewicht  die  Grundlage  der  Preisfestsetzung  abgeben 


1 Deutsche  Schlacht-  und  Vichhof-Zcitung,  <».  Jahrg..  Nr.  44,  S.  (>77. 

• Ycrwaltungsbcricht  über  den  Schlacht-  und  Viehhof  in  Mannheim  für  das 
Jahr  1001  S.  13. 
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soll,  für  den  allein  zulässigen  und  führen  als  Argument  die  schon 
berührte  Wichtigkeit  der  Qualität,  die  das  Verhältnis  zwischen 
Lebend-  und  Schlachtgewicht  stark  beeinflusse,  ins  Feld.  Voraus- 
setzung für  die  Reellität  dieser  Art  des  Handels  ist  natürlich,  daß 
der  Begriff  »Schlachtgewicht«  in  einer  städtischen  Wiegeordnung 
genau  festgelegt  ist,  und  daß  die  Regelung  der  Verwiegung  auch 
das  Interesse  des  abwesenden  Händlers  nach  jeder  Richtung  hin 
wahrt.  Diese  Bedingungen  werden  auch  in  allen  Städten,  in 
welchen  nach  Schlachtgewicht  gehandelt  wird,  erfüllt. 

Die  Mannheimer  Wiegeordnung,  von  der  die  Karlsruher  und 
Ludwigshafener  Bestimmungen  nur  unerheblich  abweichen,  bestimmt 
als  die  zum  Zwecke  der  Ermittlung  des  Schlachtgewichtes  bei 
dem  Ausschlachten  und  vor  der  Verwiegung  zu  trennenden  'Feile 
folgende: 

Bei  Rindern:  Die  Haut  ohne  Fleisch  und  Fett,  den  Kopf 
ohne  Halsfleisch  sowie  die  Füße  im  unteren  Gelenk  der  Fußwurzel, 
die  Organe  der  Brust-,  Bauch-  und  Beckenhöhle  mit  den  an- 
haftenden Fettpolstern  sowie  den  Fleisch-  und  Talgnieren,  die  an 
der  Wirbelsäule  und  dem  vorderen  Teile'  der  Brusthöhle  gelegenen 
Blutgefäße  mit  anhaftenden  Geweben  und  dem  sehnigen  Teile  des 
Zwerchfelles,  das  Rückenmark  und  noch  einige*  kleinere  Teile. 

Bei  Kälbern:  Das  Fell  nebst  Füßen,  den  Ivopf  und  die 
Eingeweide,  jedoch  mit  Ausnahme  der  Nieren,  mit  den  oben  er- 
wähnten Beschränkungen.  Bei  Verwiegungen  im  Felle,  jedoch 
ohne  Kopfteil  des  Felles,  kommen  1 2 0 '0,  mit  sogenanntem  Kopffell 
14%  in  Abzug. 

Bei  Schafen:  Die  bei  den  Kälbern  erwähnten  Teile  mit 
den  Nieren  und  Nierenfett. 


Bei  Schweinen:  Die  Eingeweide  nebst  Zunge,  Luftröhre 
und  Schlund  ohne  Nieren  und  Schmer  sowie  einige  unbedeutende 
Gliedmaßen,  wie  Ohren,  Augen  usw. 

Die  Gewichtsermittlung  hat  in  ganzen  oder  halben,  bei  den 
Rindern  in  ganzen,  halben  oder  viertel,  bei  Kälbern  und  Schafen 
in  ganzen  Tieren  zu  erfolgen.  Erfolgt  die  Feststellung  des  Schlacht- 
gewichtes  innerhalb  drei  Stunden  nach  der  Schlachtung,  so  sind 
je  nach  der  Tiergattung  2 — 3%  W arm  gewicht « abzuziehen. 

Städtische  Wiegemeister  überwachen  streng  die  Durchführung 
der  erlassenen  Vorschriften.  Nur  sie  nehmen  die  amtlichen  und 
damit  für  Käufer  wie  Verkäufer  verbindlichen  Verwiegungen  vor. 
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Das  Verhältnis  des  Schlachtgewichtes  zum  Lebendgewicht 
beträgt  ungefähr  für  mittlere  Qualität  in  Prozenten:1 
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zeigt  also  ziemlich  bedeutende  Schwankungen,  die  sich  lx;i  minder- 
wertigem und  schlechtgenährtem  Vieh  ganz  unverhältnismäßig  er- 
höhen. 

Ein  sehr  großer  Übelstand  bei  der  Berechnung  nach  Schlacht- 
gewicht ist  das  sogenannte  »Schneiden«  der  Metzger,  das  ziemlich 
häufig  betrieben  wird.  Unreelle  Metzger  wissen  sich  nämlich 
dadurch  einen  Vorteil  auf  Kosten  der  Händler  zu  verschaffen, 
daß  sie  mit  den  zu  entfernenden  Teilen  des  Tierkörpers  auch 
weiteres  Fett  und  Fleisch  wegschneiden,  welches  nach  der  Wiege- 
ordnung mit  zu  verwiegen  wäre.  Durch  diese  Manipulation  wird 
natürlich  eine  Verringerung  des  Schlachtgewichtes  und  damit 
eine  Schädigung  des  Händlers  herbeigeführt.  Von  den  Direktionen 
der  Schlachthöfe  fehlte  es  nicht  an  Versuchen,  diesem  fugeUn, 
der  ja  schließlich  auf  offenbaren  Betrug  hinausläuft,  zu  steuern, 
j(*doch  nicht  immer  mit  dem  wünschenswerten  Erfolge.  Die 
Direktion  des  Mannheimer  Schlachthofes  suchte  im  Jahre  iqoi 
die  Einhaltung  der  Wiegeordnung  seitens  der  Metzger  dadurch 
zu  erzwingen,  daß  sie  die  des  Schneidens  überwiesenen  Metzger 
der  Staatsanwaltschaft  zur  Einleitung  des  Betrugsverfahrens  an- 
zeigte. Diese  Maßregel  hatte  jedoch  nur  für  kurze  Zeit  Erfolg, 
da  die  Direktion  in  ihrem  Bestreben,  den  reellen  Handel  zu 
schützen  und  eine  Förderung  des  Marktes  herbeizuführen,  von 
den  eigentlichen  Interessenten  in  dieser  Angelegenheit,  den 
Händlern,  gar  keine  Unterstützung  erfuhr.  Dies«'  pflegten  die 
Differenzen  auf  den  Wagscheinen  um  d«'r  lieben  Konkurrenz 
willen  von  den  unredlichen  Metzgern  überhaupt  nicht  «'inzufordern: 
ja,  es  kommt  heute  noch  vor.  daß  ein  Händler  mit  der  ausdrück- 

1 Die  Angaben  von  Edelmann,  Lehrbuch  der  Fleischhygiene,  Jena  1903,  S.  4, 
dürfen  unter  heutigen  Verhältnissen  als  zu  hoch  gelten.  Er  nimmt  z.  B.  für  Kälber 
<>9  °/o,  für  Schweine  8b, 5 °‘0  an. 
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liehen  Erlaubnis  zum  Schneiden  verkauft.  Unter  diesen  Umständen 
konnte  man  es  der  Verwaltung  nicht  verdenken,  daß  sie  beschloß, 
sich  ferner  nicht  mehr  in  die  rein  privatrechtlichen  Geschäfte 
zwischen  Händler  und  Metzger  zu  mischen,  und  den  Antrag  auf 
Abänderung  der  Wiegeordnung  stellte,  dahingehend,  daß  nur  das 
Schlachtgewicht  amtlich  festgestellt,  eine  Kontrolle  jedoch  be- 
züglich des  Ausschlachtens  der  Tiere  und  der  Vorkommnisse 
dabei  aufgegeben  werden  sollte.  Wenn  man  bedenkt,  daß  sich 
der  Metzger  durch  das  Schneiden  bei  einem  Schweine  — übrigens 
der  Tierart,  bei  der  es  am  häufigsten  vorkommt  — bis  zu  i kg, 
bei  Rindern  bis  zu  2 und  3 kg  Fleisch  unrechtmäßig  aneignen 
kann,  so  ergibt  sich  daraus  von  selbst,  welche  X ebengewinne« 
er  bei  größerem  Betriebe  daraus  machen  kann. 

Aber  trotz  alledem  ist  nicht  zu  verkennen,  dal»  nur  das 
Schlachtgewicht  eine  eingehende  Berücksichtigung  aller  maß- 
gebenden Momente  gestattet  und  eine  befriedigende  Basis  für  di«' 
1 Yoi sne »rm ieru ng  abgi bt. 

Bei  dem  Handel  pro  Stück  oder,  wie  er  in  Mannheim  genannt 
wird,  »auf  überhaupt«  kommen  neben  dem  Mastzustand  ebenfalls 
allgemeine  Faktoren  wie  Bau  des  Tieres.  Größe,  Alter,  Gesundheit, 
Füllung  der  Eingeweide,  Haut,  Haar  und  dergleichen,  in  Betracht. 
Der  Käufer  sucht  sich  hieraus  von  dom  Werte  des  Tieres  als 
Schlachtstück  ein  Bild  zu  machen  und  vor  allem  auf  dessen 
Körpergewicht  in  lebendem  Zustande  Schlüsse  zu  ziehen;  von  der 
richtigen  Schätzung  desselben  in  Verbindung  mit  der  sach- 
gemäßen Beurteilung  der  sonstigen  Eigentümlichkeiten  des  Tieres 
hängt  es  ab.  ob  sich  der  Einkauf  rentabel  oder  verlustreich  ge- 
staltet. Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  daß  sich  auf  diese  Art 
des  I landeis  nur  der  Fachmann  und  Praktiker  einlassen  kann 
und  daß  der  Landwirt  bei  dieser  Art  des  Handels  meist  den 
kürzeren  ziehen  wird. 

Auf  dem  Karlsruher  und  Mannheimer  Yiehmarkte  ist  der 
Handel  nach  Schlachtgewicht  durchgeführt,  der  nach  Lebend- 
gewicht bildet,  obgleich  auf  den  Yiehhöfen  reichlich  Gelegenheit 
zur  Verwiegung  der  lebenden  Tiere  geboten  ist,  die  Ausnahme; 
er  kommt  bei  norddeutschen  Kälbern  vor,  soweit  dieselben  nicht 
per  Stück  gehandelt  werden,  ferner  in  Mannheim  bei  den 
Schweinen,  die  durch  auswärtige  Metzger  erstanden  werden. 
Dagegen  ist  der  Stückhandel  bei  Rindvieh  ziemlich  häufig,  bei 
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Schafen,  Ziegen,  Zicklein  und  Ferkeln  bildet  er  die  Regel;  ebenso 
werden  die  Schlachtpferde  pro  Stück  gehandelt.  Süddeutsche 

Kälber  und  Schweine  für  einheimische  Metzger  werden  aus- 
schließlich nach  Schlachtgewicht  verkauft. 

Ein  Eingriff  in  diese  Arten  des  Handels,  die  sich  durch  die 
Eigentümlichkeiten  der  Märkte  und  nicht  etwa  zugunsten  ein- 
zelner Interessentengruppen  herausgebildet  haben,  würde  sich 
ohne  Zweifel  bitter  rächen  und  eine  schwere  Schädigung  des 
Verkehrs  bedeuten.  Das  zeigt  das  Beispiel  Wiens,  wo  in  den 
1890er  Jahren  ein  derartiger  Versuch,  die  1 1 andelsgebräuche  um- 
zugestalten. gemacht  wurde.  Denn  »dort  hat  die  Behörde  vor 
einigen  Jahren  die  Erfahrung  machen  müssen,  wie  bedenklich  es 
ist,  durch  Regulative  die  Handelsusancen  beeinflussen  zu  wollen. 
Die  Interessenten  sollen  in  ihrem  Unwillen  darüber  den  Wiener 
Markt  gemieden  und  das  Geschäft  nach  Preßburg  verlegt  haben, 
bis  die  fraglichen  Bestimmungen  zurückgenommen  oder  geändert 
wurden.«  1 

Das  Argument,  welches  die  Landwirte  gewöhnlich  bei  ihrer 
Forderung  nach  Lebendgewichtshandel  Vorbringen,  daß  nämlich 
in  Amerika  fast  ausnahmslos  der  Verkehr  in  dieser  Weise  statt- 
finde, ist  schon  aus  dem  Grunde  nicht  stichhaltig,  weil  dort  die 
Verhältnisse  von  den  unseren  wesentlich  abweichen  und  weil  man 
zur  Durchführung  dieses  Handels  auch  wieder  eine  besondere 
Einrichtung  getroffen  hat.  In  Chicago  z.  B.  und  auch  an  den 
anderen  Plätzen,  wo  das  Lebendgewicht  die  Grundlage  für  die 
Preisfestsetzung  bildet,  wird  nämlich  das  Vieh  seiner  Qualität  und 
Herkunft  noch  möglichst  scharf  klassifiziert.  Außerdem  wird 
dem  Käufer  die  Möglichkeit  geboten,  Vereinbarungen  über  eine 
bestimmte  Anzahl  selbstauszusuchender  Tiere  zu  dem  abge- 
schlossenen Preise  zu  treffen.  Diese  Voraussetzung  bildet  den 
springenden  Punkt  bei  dem  Vergleiche  mit  Deutschland.  Denn 
im  Gegensätze  zu  diesem  finden  die  Abschlüsse  in  Amerika  in 
großen  Quantitäten  statt,  wodurch  erfahrungsgemäß  ein  Ausgleich 
in  den  Differenzen  zwischen  Lebend-  und  Schlachtgewicht  bewirkt 
wird.  Können  wir  doch  schon  bei  uns  die  Beobachtung  machen, 
daß  es  der  Händler  nach  Möglichkeit  vermeidet,  ein  einzelnes 

1 Handel  und  Notierung  des  Schlachtviehs  nach  Lebendgewicht,  Sonderabdruck 
aus  dem  Bericht  iil»cr  die  XX.  Plenarversammlung  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats, 
Berlin  1892,  S.  361. 
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Stück  nach  Lebendgewicht  zu  erstehen.  Er  wird  sich  stets  be- 
mühen, wenigstens  zwei  Stück  auf  diese  Art  einzuhandeln.  Denn 
schon  bei  dieser  geringen  Anzahl  sinkt  sein  Risiko  beträchtlich. 
1 lat  er  sich  bei  dem  einen  Stück  verrechnet  und  ist  die  Prozent- 
ziffer des  Schlachtgewichtes  im  Vergleiche  zum  Lebendgewichte 
niedriger  als  er  angenommen  hatte,  so  ist  immer  noch  die  Hoff- 
nung und  auch  die  Wahrscheinlichkeit  vorhanden,  daß  er  das 
andere  Stück  zu  ungünstig  beurteilt  und  demgemäß  zu  niedrig 
bezahlt  hat.  Dadurch  tritt  dann  ein  Ausgleich  des  Verlustes  ein. 

Es  ist  aber,  von  allen  diesen  Erwägungen  ganz  abgesehen, 
überhaupt  nicht  recht  ersichtlich,  warum  von  den  bisher  geübten 
Gepflogenheiten  im  Viehhandel  auf  den  Märkten  zugunsten  einer 
einzelnen  Kategorie  von  Interessenten  abgewichen  werden  soll, 
zumal  die  Landwirte  an  diesen  Plätzen  überhaupt  nicht  oder  sehr 
schwach  — Ilusum  ausgenommen  — vertreten  sind.  Man  sollte 
nicht  vergessen,  daß  derartige  alte  Handelsgebräuche  nicht  zufällig, 
sondern  aus  praktischer  Beobachtung  entstanden  sind  und  daß  sie 
durch  ihr  langes  Bestehen  den  Beweis  der  Berechtigung  erbracht 
haben. 

Solange  es  nicht  gelingt,  an  Stelle  der  bisherigen  Usancen 
Bestimmungen  treten  zu  hissen,  die  von  allen  Beteiligten  rück- 
haltlos als  praktisch  durchführbar  und  angemessener  anerkannt 
werden,  würde  ein  Eingriff  in  die  alten  Gepflogenheiten  des  Markt- 
verkehres von  den  Gewerbetreibenden  als  ungerecht  und  als  eine 
weitere  Verschlimmerung  ihrer  an  sich  schon  prekären  Lage  auf- 
gefaßt werden. 


II.  Abschnitt 

Der  Bezug  und  die  Verteilung  des  Fleisches. 

Bei  der  Untersuchung  der  für  unsere  drei  Städte  in  Frage 
kommenden  Versorgungsbezirke  können  wir  zweckmäßigerweise 
eine  Dreiteilung  vornehmen : Das  eigene  Land,  :a1so  Baden  und 

Bayern,  speziell  die  Rheinpfalz,  zweitens  die  übrigen  Staaten 
Deutschlands  und  endlich  das  Ausland.  Über  den  ersten  und  den 
letzten  Versorgungskreis  werden  einige  allgemeine  Bemerkungen 
am  Platze  sein,  während  die  Erörterung  über  die  Bedeutung  der 
übrigen  deutschen  Staaten  als  Fleischlieferanten  in  die  speziellen 
Abhandlungen  über  Karlsruhe  und  Mannheim  eingeschoben 
sein  möge. 

Daß  Baden  für  die  alleinige*  Deckung  seines  Fleischbedarfes 
in  gar  keiner  Weise  ausreichen  kann,  zeigt  schon  eine  nähere 
Betrachtung  der  einschlägigen  Verhältnisse.  Von  einer  Ausdehnung 
dieser  Untersuchung  auf  Bayern  können  wir  schon  aus  dem  Grunde 
absehen,  weil  Ludwigshafen  das  geringe  Fleischquantum,  welches 
nicht  über  den  Mannheimer  Markt  geht,  nur  aus  seiner  allernächsten 
Umgebung  bezieht  und  weil  die  hierfür  maßgebenden  Verhältnisse 
der  Rheinpfalz  in  keiner  Weise  von  denen  Badens  abweichen. 

Ein  Blick  auf  die  Statistik  zeigt  uns,  daß  Baden  über  einen 
verhältnismäßig  hohen  Viehstand  verfügt.  Nach  der  am  i . Dezember 
1905  erfolgten  Landesviehzählung  waren  in  den  vier  Bezirken  der 
Landeskommissäre  vorhanden : 1 

1)  Die  I Landwirtschaft  im  Cirottherzogtum  Baden  nach  dein  neuesten  Stand, 
Karlsruhe  iyo<>,  S.  25. 
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Kinder 

Schafe 

Schweine 

Ziegen 

Konstanz 

1 8b  872 

1 1 195 

105  522 

23  03b 

Freiburg 

21b  554 

11  189 

• 53  95« 

23  082 

Karlsruhe 

117  192 

b Ob  I 

«5  403 

22  «73 

Mannheim 

14; 77« 

28  378 

123  482 

44  745 

Summe  . 

668  396 

Sb  «23 

468  365 

« 1 3 03b 

Zum  Vergleiche  seien  die  Bevölkcrungszahlcn  nat'h  der  Volks- 
zählung vom  1.  Dezember  1 905  1 beigefügt: 

Ortsanwesenck*  Bevölkerung 

Konstanz 311318 

Freiburg 543  305 

Karlsruhe 367  397 

Mannheim 588  708 

Summe  . 2010728 

Numerisch  ist  also  der  Viehbestand  durchaus  befriedigend. 
Besonders  günstig  tritt  der  Bezirk  Konstanz  hervor,  der  seiner 
Kinwohnerzahl  nach  bedeutend  hinter  den  übrigen,  untereinander 
ziemlich  gleichen  Bezirken  zurückbleibt.  Eine  andere  Frage  ist 
es,  wie  weit  dieser  Viehstapel  als  Schlachtvieh  für  die  Flcischver- 
sorgung  in  Rechnung  zu  ziehen  ist,  und  in  dieser  Beziehung  ge- 
langen wir  zu  einem  weniger  erfreulichen  Resultate. 

Baden  betreibt  fast  ausschließlich  Nutzviehzucht  und  Milch- 
wirtschaft. Das  zur  Schlachtung  bestimmte  Großvieh  rekrutiert 
sich  zum  weitaus  größten  Teile  aus  zur  Zucht,  Milchverwertung 
und  Arbeit  untauglichen  Tieren.  Daß  die  in  den  letzten  Jahren 
vielfach  gegründeten  Genossenschaften  für  Milchverwertung,  die 
dem  Bauern  einen  gleichmäßigen  Absatz  seiner  Milch  zu  ange- 
messenem Preise  sichern,  die  an  sich  nicht  bedeutende  Aufzucht 
von  Tieren  zu  Schlachtzwecken  noch  mehr  in  den  Hintergrund 
gedrängt  haben,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Aber  das  fast  völlige 
Fehlen  von  Mastvieh  ist  noch  auf  zwei  weitere,  bedeutend  wichtigere 
Ursachen,  die  in  den  Verhältnissen  des  Landes  begründet  sind, 
zurückzuführen.  Einmal  fehlt  es  in  Baden  an  den  großen  Flächen, 

1 Die  endgültigen  Ergebnisse  der  Volkszählung  vom  l.  Dezember  1905  im 
G r< >1  »Herzogtum  Baden. 
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welche,  wie  z.  B.  im  Norden  Deutschlands,  eine  billige  Weide- 
wirtschaft möglich  machen.  Andererseits  sind  bei  der  allein  durch- 
führbaren Stallfütterung  die  Futtermittel  unserer  Landleute  infolge 
des  allgemeinen  Kleinbetriebes  derartig  begrenzt,  daß  sie  schon 
zur  Erhaltung  des  Milch-  und  Nutzviehes  durch  ausländische,  teure 
Kraftfuttermittel  ergänzt  werden  müssen.  Eine  nach  streng  wirt- 
schaftlichen Grundsätzen  durchgeführte  Mästung  ist  also  in  der 
großen  Menge  der  landwirtschaftlichen  Betriebe  völlig  ausge- 
schlossen. Das  von  badischen  Plätzen  auf  die  Märkte  zum  Ver- 
kauf gebrachte  »Mastvieh«  führt  diese  Bezeichnung  sehr  zu  Unrecht 
und  setzt  sich  fast  ausschließlich  aus  ausrangierten  Zuchtfarren 
und  Milchkühen,  die  notdürftig  aufgemästet  sind,  zusammen. 
Wirkliche  Mastware  liefern  nur  die  wenigen  Großbetriebe  und 
die  Zuckerfabriken,  namentlich  Heilbronn  und  Waghäusel,  welche 
auf  diese  Weise  eine  sehr  rentable  Ausnützung  ihrer  Abfallstoffe, 
der  Rübenschnitzel,  erzielen.  Auch  die  in  letzter  Zeit  für  Magervieh 
horrend  gestiegenen  Preise  entmutigen  den  kleinen  Bauer  immer 
mehr,  die  Mast  wenigstens  nebenbei  durch  Einstellung  eines  oder 
mehrerer  Rinder  zu  betreiben.  Gerade  da,  wo  die  Vorbedingungen 
zur  Viehmast  einigermaßen  gegeben  wären,  wie  im  badischen 
Baulande  und  Hinterlande,  ziehen  es  die  Landwirte  heutigentag es 
vor,  ihr  Einstellvieh  zu  hohen  Preisen  nach  anderen  Plätzen  ab- 
zusetzen, anstatt  selbst  die  Mast  durchzuführen.  So  kann  man  also 
für  Baden  sagen,  daß  der  Bestand  an  schlachtreifem  Großvieh  in 
keinem  Verhältnisse  zu  dem  vorhandnen  Viehbestände  steht.  Wenn 
Dörr1  daher  für  den  Kreis  Mannheim  sagt: 

» In  den  eigentlichen  Gemeinden  des  Kreises  wird 

Mästung  von  Schlachtvieh  nur  nebenbei  betrieben.  Seinen  Grund 
hat  dies  darin,  daß  bei  der  ausgedehnten  Milchwirtschaft  die  jungen 
Kälber  schon  nach  einigen  Tagen  veräußert  werden,  weil  die  zur 
Aufzucht  erforderliche  Milch  besser  verkauft  wird.  Was  in  diesen 
an  Fettvieh  zum  Verkauf  kommt,  sind  abgängige  Milchkühe,  die 
aufgemästet  und  verkauft  werden,  oder  fette  Rinder,  die  nebenbei 
aufgezogen  und  gemästet  werden«,  so  ist  diese  Feststellung  be- 
züglich des  Rindviehes  für  ganz  Baden  als  zutreffend  anzuerkennen 
und,  was  die  Bemerkung  über  fette  Rinder  anbelangt,  sogar  noch 
in  ungünstiger  Richtung'  einzuschränken. 

1 Der  Absatz  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  im  Kreise  Mannheim  in  * Volks- 
wirtschaftliche Abhandlungen  der  Badischen  Hochschulen«  IX.  Band,  i.  Erg.-Heft  S.  84. 
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Wie  sehr  die  Versorgung  Badens  mit  eigenem  Schweinefleisch 
zu  wünschen  übrig  läßt,  haben  wir  bereits  früher  betont,  wenn 
auch  nicht  zu  verkennen  ist,  daß  sich  die  badischen  Landwirte 
in  den  letzten  Jahren  mehr  der  Schweinemästerei  zuwenden,  da 
diese  einen  rascheren  Umsatz  und  schlankeren  Absatz  des  Pro- 
duktes als  andere  landwirtschaftliche  Betriebszweige  bietet.  Besonders 
in  den  Jahren  mit  niedrigen  Futterpreisen  nimmt  die  Zahl  der 
zur  Mästung  eingelegten  Ferkel  zu,  da  dann  die  reichlich  geernteten 
Kartoffeln  in  der  Erzeugung  von  Schweinefleisch  eine  bessere 
Verwertung  als  in  direktem  Verkaufe  finden.  In  schlechten 
Erntejahren  ist  dann  allerdings  der  Rückschlag  wieder  um  so 
heftiger,  was  wir  bereits  zahlenmäßig  festgestellt  haben.  Jedenfalls 
entspricht  das  Angebot  in  keiner  Weise  dem  Bedarfc;  selbst  in 
den  Landgemeinden  mit  starker  Arbeiterbevölkerung  steht  der 
Verbrauch  an  Schweinefleisch  in  großem  Mißverhältnisse  zu  der 
eigenen  Produktion,  so  daß  von  einer  Versorgung  der  Städte 
überhaupt  keine  Rede  sein  kann.  Hier  müssen  also  andere 
Staaten,  besonders  die  norddeutschen,  helfend  «‘ingreifen. 

Daß  der  Bezug  auf  diese  weiten  Entfernungen  verteuernd 
wirkt,  kann  nicht  wohl  bestritten  werden,  wenn  auch  zuzugeben 
ist,  daß  der  Versand  auf  den  großen  Umschlagplätzen,  wie 
Berlin,  Hamburg  und  Breslau  zu  kaufmännisch  kalkulierten  ge- 
ringen Sätzen  in  ganzen  Wagenladungen  erfolgt.  So  berechnen 
z.  B.  die  Berliner  Viehkommissionshandlungen  für  Schweine  in 
Wagenladungen  pro  Stück  50  Pf.  Provision.  Die  Fracht  von  Berlin 
nach  Mannheim  beträgt  in  Wagenladungen  pro  .Stück  M.  2 — 2.50. 
Bedeutender  sind  aber  die  weiteren  preissteigernden  Faktoren. 
Der  Lebendgewichtsverlust  macht  ca.  10%  aus,  ganz  abgesehen 
davon,  daß  auch  das  Schlachtgewicht  durch  diese  Lebendgewichts- 
verminderung ungünstig  beeinflußt  wird.  Sehr  ins  Gewicht  fallend 
ist  bei  den  weiten  Transporten  der  Verlust  durch  das  Eingehen 
von  Tieren,  der,  besonders  in  der  heißen  Jahreszeit,  bei  einer  ein- 
zigen Sendung  erheblich  sein  kann. 

Die  Ziegen-  und  Schafzucht  kommt  für  die  Fleisch  Versorgung 
am  wenigsten  in  Frage.  Erstere  wird  von  dem  kleinen  Manne 
fast  ausschließlich  nur  der  Milchgewinnung  wegen  betrieben.  Nur 
im  Frühjahre  ist  die  Zahl  der  geschlachteten  Zicklein  ziemlich  er- 
heblich. Die  Schafzucht  ist  mit  der  wachsenden  intensiven  Be- 
bauung des  Bodens  ständig  zurückgegangen.  Einigermaßen  aus- 
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gebreitet  war  sie  Ende  der  achtziger  Jahre,  als  infolge  des  von 
Frankreich  auf  lebende  Hümmel  aufgelegten  hohen  Zolles  die 
Aufzucht  und  der  Export  der  geschlachteten  Ware  nach 
Frankreich  lohnend  war.  Heute  legt  der  Bauer  der  Aufzucht  von 
Schafen  keine  Bedeutung  mehr  bei,  nm  so  weniger  als  ein  früher 
wichtiges  Moment,  die  Düngung  des  Bodens,  infolge  der  jetzt 
angewandten  künstlichen  Düngung  in  Wegfall  gekommen  ist. 
Einige  Schafzuchtsbetriebt'  befinden  sich  noch  im  hinteren  Oden- 
walde. 

Daß  das  Ausland  infolge  der  erlassenen  Einfuhrbeschrän- 
kungen nur  in  sehr  untergeordneter  Weise  an  der  Fleischver- 
sorgung des  deutschen  Inlandmarktes  beteiligt  ist,  bildet  in  den 
letzten  Zeiten  den  Gegenstand  so  ausgedehnter  und  heftiger 
Polemiken,  daß  eine  zusammenhängende  Darstellung,  inwieweit 
Deutschland  vom  Auslande  bezüglich  der  Vieh-  und  Fleischein- 
fuhr isoliert  ist,  von  Interesse  sein  wird.  Bemerkt  sei,  daß  auch 
die  Einfuhr,  soweit  sie  gestattet  ist,  gewissen  Bestimmungen  bzw. 
Beschränkungen  unterworfen  wird.  So  werden  Wiederkäuer. 
Schweine  und  Pferde  nur  dann  eingelassen,  wenn  sie  infolge  einer 
an  den  Zollstellen  durch  einen  beamteten  Tierarzt  vorgenommenen 
Untersuchung,  für  welche  eine  Vergütung1  zu  entrichten  ist,  als 
gesund  erklärt  werden.  Die  Einfuhr  ist  eventuell  auf  bestimmte 
Stationen  und  Tage  beschränkt  und  von  der  Beibringung  von 
Ursprungszeugnissen  abhängig;  soweit  sie  auf  dem  Seewege  er- 
folgt, sind  die  eingeführten  Wiederkäuer  und  Schweine,  bevor  sie 
zur  Schlachtung  innerhalb  oder  außerhalb  des  Hafenortes  oder 
für  den  Verkehr  freigegeben  werden,  einer  vierwöchigen  Quaran- 
täne auf  Kosten  der  Importeure  zu  unterwerfen.  Nur  gegenüber 
Dänemark,  Schweden  und  Norwegen  ist  die  Quarantäne  auf 
io  Tage  herabgesetzt. 

Sehr  scharf  ist  die  Absperrung  Deutschlands  gegen  Ruß- 
land. Die  Einfuhr  von  Rindern  (seit  1873),  Schafen  und  frischem 
Schaffleisch  (seit  1885),  von  Ziegen,  frischen  Teilen  von  Wieder- 
käuern und  im  allgemeinen  auch  von  Schweinen  (seit  1889)  ist 
verboten.  Jedoch  darf  nach  sechs  an  der  schlesischen  Grenze 
gelegenen  Schlachthäusern  ein  gewisses  Kontingent  von  Schweinen, 

1 Die  von  dem  Ini|x>rteur  zu  tragenden  Sätze  betragen  •/.  B.  in  Preußen  pro 
Stück:  Für  Pferde  Mk.  3.  — , Kinder  Mk.  1.50.  Jungvieh  Mk.  I. — , Kälber  und 
Schweine  Mk.  — .20,  Schafe  Mk.  — .10. 
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welches  kürzlich  von  zusammen  1360  auf  2.500  Stück  pro  Woche 
erhöht  worden  ist,  zur  sofortigen  Abschlachtung  importiert  werden. 
Frisches  Schweinefleisch,  soweit  nicht  gargekocht,  ist  von  der 
Einbringung  ausgeschlossen,  dagegen  Speck  freigegeben. 

Mit  Österreich-Ungarn,  für  die  P'leischversorgung  Deutsch- 
lands namentlich  durch  seine  starken  Exporte  von  Rindvieh 
wichtig,  wurde  ein  Viehseuchenübereinkommen  getroffen,  welches 
seit  dem  1.  März  1906  in  Kraft  ist  und  u.  a.  folgende  Abma- 
chungen enthält.  Das  von  den  durch  Lungenseuche  betroffenen 
Landesteilen,  die  in  gewissen  Zeitabständen  bekannt  zu  geben 
sind,  stammende  Rindvieh  ist  überhaupt  von  dem  Import  ausge- 
schlossen. Im  übrigen  dürfen  Rindvieh  und  Schafe,  sofern  die 
Abschlachtung  innerhalb  vier  Tagen  erfolgt,  in  die  öffentlichen 
Schlachthäuser  von  insgesamt  123  Städten  eingeführt  werden. 
Schweine  sind  nur  in  Bayern,  und  zwar  in  die  Grenzschlachthäuser 
zu  Passau  und  Rosenheim  (jährlich  25000  Stück)  sowie  in  Sachsen 
in  beschränkter  Anzahl  zugelassen,  Ziegen  über  bestimmte  Zoll- 
stellen. Die  österreichischen  Hinterländer  sind  von  der  Vieh- 
lieferung völlig  ausgeschlossen.  Frisches  Rindfleisch,  Kalbfleisch 
und  Schweinefleisch  sowie  Schaf-  und  Ziegenfleisch,  letzteres  auch 
zubereitet,  sind  zur  Einfuhr  freigegeben. 

Italien  darf  Rinder,  Schweine,  Schafe,  Ziegen  überhaupt 
nicht  einführen.  Bezüglich  des  frischen  und  zubereiteten  Fleisches 
ist  es  mit  Österreich-Ungarn  gleichgestellt. 

Aus  der  Schweiz  dürfen  seit  1900  Schweine  und  Schafe 
nach  Süddeutschland  bzw.  Elsaß-Lothringen  nicht  mehr  eingeführt 
werden.  Die  Einfuhr  von  Rindern  und  Ziegen  ist  seit  1900  bei 
Beibringung  von  Ursprungszeugnissen  und  unter  Voraussetzung 
der  Grenzuntersuchung  erlaubt.  An  Fleisch  sind  dieselben  Arten 
wie  für  Österreich-Ungarn  und  Italien  zugelassen. 

Holland  und  Belgien  dürfen  lebendes  .Schlachtvieh  überhaupt 
nicht  importieren.  Die  Einfuhr  von  frischem  Rindfleisch,  Schaf-, 
Ziegen-  und  Schweinefleisch  ist  für  Holland  gestattet.  Belgien 
ist  die  Einbringung  frischen  Rindfleisches  untersagt,  da  es  seiner- 
zeit den  Import  frischen  amerikanischen  Fleisches  zugelassen  hat. 

Frankreich  ist  mit  Holland  gleichgestellt.  Die  Einfuhr  von 
Wiederkäuern  und  Schweinen  ist  seit  Frühjahr  1894  in  Süd- 
deutschland, den  Reichslanden  und  preußischen  Grenzbezirken 
völlig  untersagt. 
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Dänemark  ist  die  Einbringung  von  Rindern  auf  dem  See- 
wege über  die  Quarantänestationen  mit  iotägiger  Quarantäne 
gestattet.  Außerdem  ist  jedoch  auch  eine  Landquarantäne  befugt, 
magere,  noch  nicht  vierjährige  Ochsen  in  festgesetzten  Monaten 
iuich  der  üblichen  Beobachtungszeit  zum  freien  Verkehre  zuzu- 
lassen. Auch  die  übrigen  Schlachttiere  mit  Ausnahme  der 
Schweine  und  deren  Fleisch  (seit  1895)  dürfen  importiert  werden. 

Aus  Schweden  und  Norwegen  ist  die  Einfuhr  von  Rindern, 
Schafen,  Ziegen  und  Schweinen  verboten,  die  von  frischem  Fleische 
mit  Ausnahme  des  Schweinefleisches  erlaubt. 

Amerika  darf  Schafe,  Ziegen  und  Schweine  mit  vierwöchiger 
Quarantäne  einbringen,  der  Import  von  Rindern  und  frischem 
Rindfleische  ist  seit  1894  völlig  untersagt.  Den  Sendungen  mit 
Schweinefleisch  müssen  Untersuchungszeugnisse  beigefügt  werden. 

England  darf  weder  Wiederkäuer  noch  Schweine  impor- 
tieren, dagegen  ist  das  frische  Fleisch  freigegeben.  Der  Bedeu- 
tung, welche  England  für  die  inländische  Viehzucht  zukommt,  ist 
insofern  Rechnung  getragen,  als  Zuchtschafe  und  -Schweine 
ohne  Quarantäne  eingeführt  werden  dürfen,  vorausgesetzt,  daß  die 
Zentralbehörde  des  die  Einfuhr  empfangenden  Bundesstaates  und 
der  Küstenstaat  damit  einverstanden  sind. 

Der  Pferdeimport  ist  aus  allen  vorstehend  aufgeführten 
Ländern  über  bestimmte  Grenzstationen  gestattet. 

Daß  die  Einfuhr  frischen  Fleisches,  soweit  überhaupt  erlaubt, 
an  die  Erfüllung  gewisser  Vorbedingungen  geknüpft  ist,  wurde 
bereits  in  einem  früheren  Kapitel  erwähnt. 

Die  Erlaubnis,  zubereitetes  Fleisch  in  das  Inland  einzuführen, 
hängt  von  der  Möglichkeit  ab,  dasselbe  einer  Untersuchung  auf 
seine  Unschädlichkeit  zu  unterziehen.  Deshalb  ist  die  Einbringung 
von  Pökelfleisch,  sofern  das  Gewicht  der  einzelnen  Stücke 
weniger  als  4 kg  beträgt,  Schinken,  Speck  und  Därme  ausge- 
nommen, verboten.  Vollständig  von  der  Einfuhr  ausgeschlossen 
ist  Hundefleisch  und  das  zubereitete  Fleisch  von  Pferden  sowie 
anderen  Einhufern,  ferner  Würste  und  sonstiges  Gemenge  aus 
zerkleinertem  Fleische.  Endlich  darf  das  mit  gewissen  chemischen 
Stoffen  behandelte  oder  in  luftdicht  verschlossenen  Büchsen  ver- 
packte Fleisch  nicht  importiert  werden. 

Diese  scharfe  Absperrung  Deutschlands  gegenüber  den 
anderen  Staaten  hat  bewirkt,  daß  das  Ausland  in  der  Frage  der 
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Fleischversorgung  immer  mehr  in  den  Hintergrund  gedrängt 
wurde  und  heute  für  die  im  Herzen  Deutschlands  gelegenen 
Landesteile  überhaupt  nicht  mehr  in  Frage  kommt. 

Nur  für  die  an  den  Grenzen  gelegenen  Staaten,  zu  denen 
ja  auch  Baden  und  Bayern  gehören,  ist  der  Import  ausländischen 
Viehes  und  Fleisches  noch  von  größerer  Bedeutung. 


i.  Kapitel. 

Die  für  die  Fleischversorgung  wichtigen  Produktionsländer. 

Die  folgende  Untersuchung  basiert  auf  den  Angaben  der 
Schlachthofdirektionen  Karlsruhe  und  Mannheim  bezüglich  der 
Herkunftsorte  der  den  Yiehhöfen  zugetriebenen  Tiere.  Man  darf 
nicht  vergessen,  daß  das  durch  den  Yiehmarktverkehr  gewonnene 
Resultat  nur  in  bedingtem  Maße  brauchbar  ist,  um  sich  von  der 
Wichtigkeit  der  einzelnen  Länder  für  die  Fleischversorgung  der 
Stadt  ein  Bild  zu  machen.  Denn  einmal  sind  in  den  ermittelten 
Prozentzahlen  die  dem  Schlachthofe  unter  Umgehung  des  Yieli- 
hofes  zugeführten  Tiere  überhaupt  nicht  enthalten.  Von  ihnen 
kann  man  allerdings  mit  Sicherheit  annehmen,  daß  sie  durchweg 
aus  der  näheren  Umgebung  stammen.  Andererseits  tritt  durch 
die  vom  Yiehhofe  direkt  nach  anderen  Bezirken  ausgeführten 
Schlachttiere,  die  in  den  Prozentziffern  inbegriffen  sind,  für  die 
Versorgung  der  Stadt  aber  gar  nicht  in  Frage  kommen,  eine 
Trübung  des  Bildes  ein,  die  um  so  größer  sein  wird,  je  wichtiger 
die  Stadt  selbst  für  die  Versorgung  der  umliegenden  .Städte  und 
entfernterer  Landesteile  ist. 

Immerhin  gewährt  die  gekennzeichnete  Methode  einen  höchst 
interessanten  Überblick,  der  genügen  muß,  solange  nicht  eine 
Herkunftsstatistik  über  das  im  Schlachthofe  getötete  Vieh,  die 
allerdings  auf  außerordentliche  Schwierigkeiten  stoßen  würde, 
geführt  wird. 


1.  Karlsruhe. 

Die  Bedeutung  der  einzelnen  Länder  für  die  Versorgung 
des  Karlsruher  Yiehmarktes  führt  folgende  Tabelle  vor  Augen: 
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a.  Großvieh. 


1 

901 

1902 

IQ03 

1904 

»905 

St. 

! 0,  0 

St. 

0/0 

St. 

% 

St. 

°/o 

St. 

% 

Baden  



140.05 

2831 

26.3 

22^2 

21.6 

2054 

21.6 

2653 

30.29 

Württemberg  .... 

— 

! 1 9.66 

1688 

>5-7 

«523 

1 4.8 

644 

<».8 

1204 

>3-75 

Bayern  

— 

1 7<>3 

330 

3-1 

444 

4-3 

453 

4.8 

1268 

14.48 

Kheinpfaiz  .... 

— 

1 

380 

3-5 

2*4 

2.1 

219 

2-3 

264 

3.01 

Elsaß-Lothringen 

— 

I 0.1  I 

>3 

0.1 

6 

0.1 

3 

o.t 

IOI 

1 - 1 5 

Norddeutsch land  . 

— 

1 °-23 

75 

0.7 

— 

— 

“ 

— 

— 

— 

Österreich-Ungarn 

— 

3070 

1 

5447 

50.6 

5881. 

57- * 

6121 

64.4 

3269 

•>  •»  ■» 
M O2 

Baden  liefert  also  noch  nicht  einmal  die  Hälfte  des  auf- 
getriebenen Rindviehes,  ein  Beweis  für  den  Mangel  an  schlacht- 
fähigem Großvieh,  der  durch  die  Geringwertigkeit  der  zum 
Verkaufe  gebrachten  Tiere  noch  verschärft  wird.  Besonders  un- 
günstig sind  die  Jahre  1902 — 1904,  während  1905  eine  Besserung 
eintritt. 

Den  Löwenanteil  an  der  Beschickung  des  Marktes  nimmt 
Österreich-Ungarn  in  Anspruch,  das  im  Jahre  1904  nicht  weniger 
als  64.4  °/0  lieferte.  Im  Jahre  1905  trat  ein  erheblicher  Rückgang 
ein,  welcher  eine  ganz  spezielle  Ursache  hatte:  1904  herrschte 
nämlich  in  Ungarn  die  Maul-  und  Klauenseuche.  Sie  wurde  durch 
Vieh  trän  sporte  nicht  nur  nach  Karlsruhe,  sondern  auch  nach  einer 
großen  Anzahl  anderer  süddeutscher  Schlachthöfe,  wie  z.  B.  Pforzheim, 
Heidelberg,  Mannheim.  Mainz,  Stuttgart  usw.,  ein  geschleppt  und 
setzte  allen  Tilgungsversuchen  hartnäckigen  Widerstand  entgegen. 
Aus  diesem  Grunde  wurde  zur  Bekämpfung  der  Seuchengefahr 
vom  Großh.  Ministerium  des  Innern  für  das  aus  Österreich-Ungarn 
eingeführte  Vieh  eine  Abschlachtungsfrist  von  4 Tagen  festgesetzt. 
Ohne  Zweifel  hängt  die  starke  Abnahme  der  Importziffern  im 
folgenden  Jahre  mit  dieser  Maßregel  zusammen.  Noch  ungünstiger 
gestaltet  sich  die  Lage  im  Jahre  1906  unter  der  Ägide  der  neuen 
Handelsverträge.  Sie  haben  geradezu  zur  Ausschaltung  Österreich- 
Ungarns  vom  Markte  geführt.  Wie  groß  infolge  der  veränderten 
Einfuhrbedingungen  der  Ausfall  an  Vieh  auf  dem  Karlsruher  und 
Mannheimer  Markte  ist,  mögen  einige  Zahlen  illustrieren. 

6* 
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Die  Einfuhr  von  Großvieh  aus  Österreich-Ungarn  gestaltete 
sich  vor  und  nach  den  Handelsverträgen1  folgendermaßen: 2 


Einfuhr  vor  den  Handelsverträgen. 

Karlsruhe  1905. 


M 0 n a t 

Ochsen 

Kühe 

Rinder 

Farrcn 

März 

'54 

«5 

40 

29 

April 

165 

34 

42 

4' 

Mai 

224 

2" 

48 

72 

545 

7<» 

'30 

142 

Zusammen  = 891  Stück. 


Mannheim  1905. 


M 0 n a t 

• »chsen 

Kühe 

Kinder 

Farren 

Summe 

März 



_ 

— 

213 

April 

— 

— 

— 

— 

24X 

295 

Zusammen  = 756  Stück. 


1 Bekanntlich  hat  der  neue  Handelsvertrag  vom  i.  März  1906  für  importierte 
Tiere  Gewichtszölle  an  Stelle  der  Stückzölle  und  damit  eine  erhebliche  Mehrbelastung 
des  Viehes  gebracht. 


Einfuhrzölle  nach 

Mchrzoll 
für  die 
Zukunft 

dem  alten  Tarif 

dem  Tarif  v.  t./lll.  1906 

Ochsen  . . . 

23.50  .//  pro  Stück 

8. — Jf  pro  too  kg 

30.50  Jt 

Kinder  und  Kühe 

9. — » » » 

8. — ■ »»»■* 

23—  » 

Schweine  . . . 

5. — » > » 

9. — » » » » 

8.—  » 

Dabei  sind  Ochsen  akg  700,  Kinder  und  Kühe  ä kg  400,  Schweine  ä kg  150 
angenommen. 

1 Vergl.  Eingabe  des  Vorstandes  des  Bezirksvereins  Baden-Pfalz  im  deutschen 
Fleischerverband  an  das  Großh.  Ministerium  des  Innern,  Karlsruhe. 
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Einfuhr  nach  den  Handelsverträgen. 


Karlsruhe  1 906. 


Monat 

Ochsen 

Kühe 

Rinder 

Farrcn 

März 

2 1 

1 

3 

1 

April 

— 

— 

— 

— 

Mai 

— 

— 

— 

— 

21 

1 

3 

1 

Zusammen  = 26  Stück. 


Mannheim  1906. 


M 0 n a t 

< )chscn 

Kühe 

Rinder 

Fairen 

Summe 

- 

- 

- _ 

‘>2 

April 

— 

— 

— 

— 

66 

~ 

35 

Zusammen  = 193  Stück. 


So  ergibt  sich  also  für  das  erste  Vierteljahr  des  neuen  Tarifes 
gegen  die  gleiche  Zeit  des  Jahres  1905  für  Karlsruhe  ein  Minus 
von  «65,  für  Mannheim  von  363  Stück  Großvieh.  Und  selbst 
diese  so  rapid  gesunkene  Einfuhr  konnte  nur  infolge  der  unnatürlich 
gestiegenen  Inlandspreise  aufrecht  erhalten  werden.  Es  ist  höchst 
bedauerlich,  daß  gerade  Österreich-Ungarn,  welches  früher  so  hervor- 
ragenden Anteil  an  der  regelmäßigen  Lieferung  von  Großvieh  — 
und  zwar  durchschnittlich  von  guter  Qualität  — hatte,  durch  die 
gegenwärtigen  Verhältnisse  vom  Markte  verdrängt  wird.  Ein  Ersatz 
dieses  Ausfalls  aus  anderen,  deutschen  Staaten  ist  nicht  wohl  an- 
zunehmen, so  daß  ein  noch  größerer  Mangel  an  Großvieh  und 
damit  Hand  in  Hand  ein  weiteres  Steigen  der  Preise  die  natürliche 
Folge  sein  dürfte. 
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An  dritter  Stelle  in  der  Beschickung  des  Marktes  mit  Großvieh 
steht Württcmbc Tg,  allerdi ngs  mit  von  J ahr  zu  J ahr  geri n ger werdenden 
(Quoten.  Der  Anteil  Ba)rerns  tritt  nur  im  Jahre  1905  stärker  hervor. 
Norddeutsehland  kommt  überhaupt  kaum  in  Frage.  Auch  die 
Rheinpfalz  und  Elsaß-Lothringen  nehmen  an  der  Versorgung  nur 
in  bescheidenem  Maße  teil. 


b.  Kleinvieh  mit  Ausnahme  der  Schweine. 

An  der  Lieferung  von  Kälbern,  Schafen,  Ziegen  und  Kitzlein 
beteiligen  sich  die  folgenden  Staaten: 


lc)OI 

1902. 

1 9Q3 

1904 

1 9°5 

Stück 

°/o 

Stück 

°/o 

Stück 

%> 

Stück 

°/o 

Stück 

% 

Baden  .... 

7hn 

12  *62 

70,00 

» 1 $35 

65,7 

1 1 528 

66,6 

[ ) (159(60.44 

Württemberg 

— 

6,49 

432 

2*4  1 

94$ 

5,3 

$r3 

4,7 

819 

4A5 

Bayern  . . . 

- 

»9.«S 

412 

2,3 

125 

o>7 

J 7 

0,1 

45 

0.« 

Rheinpfalz  . . 

— 

— 

3 835 

2 1 ,00 

4 019 

22,3 

4 276 

24,7 

4 r55 

23,65 

Elsaß*  Lothringen 

— 

— 

— 

196 

L« 

to8 

0,6 

297 

t,68 

N orddeutsch  laud 

— 

L13 

73  f 

4,00 

$59 

4,$ 

546 

3,2 

583 

3,3 1 

Luxemburg  . . 

— 

■ • 

— 

— 

... 

— 

- 

- 

2 

0,01 

Österreich-  U ngam 

— — 

— . 

53 

o,3 

6 

0,1 

6 

0,1 

2 

0,01 

Das  Ausland,  besonders  Österreich-Ungarn,  scheidet  hier  fast 
vollkommen  aus;  auch  die  entfernteren  deutschen  Landesteile  stellen 
nur  ein  kleines  Kontingent.  Der  Grund  hierfür  ist  in  den  bei 
dem  Kleinvieh  sehr  ins  Gewicht  fallenden  Transportkosten  und  in 
den  Gefahren  des  Versandes,  die  vorzugsweise  bei  Kälbern  erheblich 
sind,  zu  suchen.  An  unbestritten  erster  Stelle  steht  Baden  selbst, 
welches  eben  infolge  der  geschilderten  Verhältnisse  bessere  Vor- 
bedingungen für  die  Produktion  von  Kleinvieh,  insbesondere  Kälbern, 
als  für  die  Aufzucht  und  Mästung  erfüllt.  Gerade  der  Kleinbetrieb 
stellt  die  große  Masse  der  Kälber,  die  nur  die  unumgänglich  not- 
wendige Zeit  im  Stalle  behalten  und  dann  zur  Schlachtung  abge- 
stoßen  werden.  Die  Zahl  der  zugetriebenen  Schafe  und  Ziegen  ist 
so  gering,  daß  sie  den  Kälbern  gegenüber  nicht  ins  Gewicht  fällt* 
Hauptsächlich  sind  es  die  Taubergegend,  das  Bauland,  Xeckartal, 
der  Odenwald,  der  Pfinz-  und  Kraichgau,  welche  die  meisten  Tiere 
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stellen.  Sehr  erheblich  ist  auch  die  Zufuhr  der  nahe  gelegenen 
Rheinpfalz,  während  Bayern  mit  Ausnahme  des  Jahres  1901  { 1 9. 1 5 %) 
immer  mehr  zurücktritt.  Württemberg  beteiligt  sich  nur  mit  einem 
kleineren,  ziemlich  stabilen  Kontingente.  Im  allgemeinen  kann  man 
sagen,  daß  für  die  Versorgung  des  Karlsruher  Marktes  mit  Kälbern 
- denn  um  diese  handelt  es  sich  bei  der  Bezeichnung  -> Kleinvieh« 
fast  ausschließlich  — nur  nahe  gelegene  Gebiete  in  Frage  kommen 
können. 


c.  Schweine. 

Die  Beschickung  des  Marktes  mit  Schweinen  zeigt  folgende 
Tabelle: 


1901 

1 902 

1903 

1904 

19<L5 

Stuck 

V 

Stück 

Stück  ; «/o 

Stück 

% 

Stüde 

°/o 

Baden  .... 

53«*9 

»4  103 

40,7 

1 0 089 

*6,5 

9 3 77 

*0,5 

H4S°‘ 

39.2° 

Württemberg 

12,26 

3 54 ' 

IL7 

2914 

-,6 

1 151 

**$ 

>399 

3.79 

Bayern  . - 

5,0t) 

6 960 

23,00 

? 246 

19,0 

4 020 

8,8 

2227 

6,05 

Rheinpfalz  . . 

_ 

— - 

685 

2,3 

S<>5 

1.6 

881 

3,0 

949 

Elsaß-  Lothringen 

— 

049 

69 

0,2 

801 

3,t 

835 

t,8 

1 5 1 5 

4,11 

1 lohenzollern , . 

— 

— 

1 8* 

0,5 

— 

• 

— 

NorddeuUchlnnd 

— 

25’42 

4 ^25 

»6231 

42»7 

29  436 

64.3 

16033 

43.49 

Luxemburg  . . 

— 

3Ö4 

229 

0,8 

— 

5* 

0,1 

*93 

OJ9 

Mehr  als  bei  den  anderen  Tierarten  fällt  hier  die  Unregel- 
mäßigkeit in  der  Höhe  der  von  den  einzelnen  L ändern  zugeführten 
Kontingente  auf,  woraus  sich  als  natürliche  Folge  die  schon  beob- 
achteten großen  Schwankungen  in  den  Schlachtresultaten  ergaben. 
Die  Differenzen  in  den  Prozentzahlen  der  einzelnen  Jahre,  wie  z.  B.  bei 
Baden  (höchste  Zahl  1901  = 53.29  ‘'/0,  niederste  Zahl  1904  = 20.5%) 
oder  bei  Norddeutschland  (höchste  Zahl  1904  = 64.5  ° l>,  niederste 
Zahl  1902  = 1.5.3%)»  s”u*  außerordentlich.  Diese  beiden  Länder 
sind  die  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Lieferanten,  und  zwar 

9 Für  dieses  Jahr  ist  eine  Spezialisierung  durchgeführt.  Es  haben  nämlich 
geliefert:  Schwarzwald  37X4  Stück  = 10.26 «o 

Odenwald  752  * = 2.04  °/0 

sonstige  badische  (regenden  *)i>i  4 » = 26.90  q!0 

I4450  Stück  = 39.20  0o 
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derart,  daß  Norddeutschland  dann  einigermaßen  ergänzend  an  erste 
Stelle  tritt,  wenn  die  badische  Produktion  gar  zu  sehr  hinter  dem 
ßedarfe  zurückbleibt. 

Im  Jahre  1901  ließ  sich  im  Vergleiche  zu  den  Vorjahren  fest- 
stellen, daß  sowohl  bei  den  Rindern  als  auch  besonders  bei  den 
Schweinen  ein  größeres  Angebot  als  früher  aus  dem  badischen 
Lande  vorhanden  war.  In  den  folgenden  Jahren  machte  sich  aber 
ein  starker  Rückgang  in  der  Zufuhr  badischer  Schweine  bemerkbar, 
und  erst  in  letzterer  Zeit  wird  dieses  Mißverhältnis  zwischen  Produktion 
und  Verbrauch  durch  die  erhöhte  Aufmerksamkeit,  welche  die 
Bauern  der  Schweinezucht  zu  wenden,  etwas  gemildert.  Hs  unterliegt 
keinem  Zweifel,  daß  dieser  Betriebszweig  bei  den  gegenwärtigen 
Preisen  durchaus  rentabel  ist  und  cs  ist  einigermaßen  verwunderlich, 
daß  das  eigene  Land  bei  dem  zur  Schweineproduktion  wie  ge- 
schaffenen Kleinbetriebe  und  bei  den  besonders  günstigen  Vor- 
bedingungen, welche  einzelne  Peile  bieten,  eine  verhältnismäßig 
so  wenig  bedeutende  Rolle  spielt.  Allerdings  ist  zu  berücksichtigen, 
daß  im  Jahre  1904  die  Preise  für  Ferkel  und  Mastschweine  äußerst 
niedrig  waren,  während  die  Futterpreise  hoch  standen.  Die  Landleute 
kamen  daher  bei  direktem  Verkaufe  der  Kartoffeln  in  die  Städte 
besser  auf  ihre  Rechnung  als  durch  die  Verwendung  zur  Schweine- 
mast. Die  damalige  Reduzierung  des  Schweinebestandes  wirkt 
naturgemäß  auch  unter  veränderten  Verhältnissen  noch  nach,  zumal 
da  der  Bauer  bekanntlich  viel  zu  konservativ  ist.  als  daß  er  eine 
veränderte  Marktlage  rasch  erfassen  und  zu  seinen  Gunsten  aus- 
beuten  könnte.  Der  Einwurf,  daß  eine  derartige  veränderte  Be- 
triebsweise' einen  größeren  Zeitraum  zur  Erzielung  von  Resultaten 
bedinge,  trifft  beim  Schweine  weniger  als  bei  den  anderen  Schlacht- 
tieren zu.  Denn  gerade  dieses  ist  schnell  vermehrbar  und  innerhalb 
weniger  Monate  schlachtreif. 

Die  Bedeutung  Norddeutschlands  bezüglich  der  Versorgung 
mit  Schweinen  haben  wir  bereits  gekennzeichnet.  Daß  es  eine 
Verringerung  der  Zufuhr  cintrctcn  läßt,  sobald  Baden  selbst  wieder 
leistungsfähiger  geworden  ist,  läßt  sich  daraus  erklären,  daß  es 
selbst  mit  derselben  Kalamität  wie  Baden  — knappen  Futtermitteln 
und  Verringerung  der  Schweinebestände  — zu  kämpfen  hatte. 1 


1 Vcrgl.  VcrwaUungsbcricht  der  Schlacht-  und  Yiehhofvervvaltung  Strnlllmrg  i.  E. 
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Von  den  übrigen  Ländern  treten  eigentlich  nur  Württemberg 
und  Bayern,  im  Jahre  1905  Elsaß- Lothringen  etwas  hervor.  Die 
beiden  ersteren  jedoch,  von  denen  besonders  Bayern  in  den  Jahren 
1902  und  1903  einen  größeren  Prozentsatz  stellte,  zeigen  in  den 
letzten  Jahren  ständig  abnehmende  Zahlen.  Die  Rheinpfalz  und 
das  Ausland,  nämlich  Luxemburg,  beteiligen  sich  nur  mit  einer 
bescheidenen  Quote. 

Das  Ergebnis  der  obigen  Untersuchung  wäre  in  kurzer  Zu- 
sammenfassung, daß  Baden  nur  bei  der  Lieferung  von  Kleinvieh 
(mit  Ausnahme  der  Schweine),  vornehmlich  Kälbern,  die  ihm  von 
R<M:hts  wegen  zukommende  erste  Stelle  einnimmt.  Bei  Großvieh 
war  bisher  Österreich-Ungarn,  bei  Schweinen  meist  Norddeutsch- 
land der  ausschlaggebende  Versorgungsbezirk.  Von  den  Baden 
zunächst  liegenden  Gebieten  Württemberg,  Bayern,  Rheinpfalz  und 
Elsaß-Lothringen  beteiligen  sich  nur  Württemberg  und  im  letzten 
Jahre  Bayern  in  Großvieh,  die  Rheinpfalz  in  Kleinvieh  etwas 
lebhafter  an  der  Beschickung  des  Karlsruher  Marktes.  Die  übrigen 
deutschen  Staaten  kommen  gar  nicht  in  Frage.  Die  Anteilsquote 
des  Auslandes  ist,  wenn  wir  von  Österreich-Ungarn  für  Großvieh 
absehen.  für  lebende  Tiere  äußerst  dürftig. 


d.  Frisches  Fleisch. 

In  zweiter  Linie  wären  die  Verhältnisse  in  der  Einfuhr  ge- 
schlachteten Viehes  etwas  näher  zu  untersuchen. 

Die  Einbringung  frischen  Fleisches  wird  sehr  häufig  als 
vorzügliches  Mittel  zur  Linderung  der  bestehenden  Fleischnot 
gepriesen,  wobei  man  ganz  die  schweren  Bedenken  übersieht, 
welche  gegen  sie  sprechen.  Ganz  abgesehen  von  der  Tatsache, 
daß  sich  unter  dem  eingeführten  Fleische  viel  minderwertiges 
befindet,  sind  drei  Gründe  für  die  Befürwortung  der  Einschränkung 
anzuführen.  Erstens  sind  die  Transportkosten  und  sonstigen 
Spesen  so  bedeutend,  daß  das  Argument  der  Billigkeit  stark 
anzufechten  ist.  So  wird  z.  B.  das  Ausland  fleisch,  den  Zoll  einge- 
rechnet, um  etwa  22—25  Pf.  pro  Pfund  verteuert.  Dann  fällt 
ins  Gewicht,  daß  die  Quantitäten  des  eingeführten  Fleisches  in 
den  einzelnen  Monaten  stark  schwanken  und  daß  die  Einbringung 
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hauptsächlich  auf  die  kältere  Jahreszeit  beschränkt  ist,1  so  daß 
von  einer  dauernden  Unterstützung  des  heimischen  Angebotes 
nicht  die  Rede  sein  kann.  Daß  die  Dualität  des  Fleisches  stets 
durch  Staub  und  Ruß  leidet,  sei  nur  nebenbei  erwähnt.  Der 
dritte  und  hauptsächlichste  (irund  ist  aber  der,  daß  der  Metzger 
zur  Verarbeitung  des  Fleisches  der  frischen  Eingeweide,  des 
Blutes  und  des  Innenfettes  bedarf  und,  da  diese  Teile  beim  In- 
landfleisch gewöhnlich  nicht  mitgeliefert  werden  und  beim  Aus- 
landfleische oft  verdorben  sind,  vielfach  überhaupt  auf  den  Bezug 
derartigen  Fleisches  verzichtet.  So  ist  besonders  in  Ludwigshafen 
die  Beobachtung  zu  machen,  daß  die  Einfuhr  von  frischem  Fleische 
sehr  geringfähig  ist,  da  eben  das  sogenannte  Aierebe«  fehlt. * 
Auch  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte,  der  die  intensive 
Ausnutzung  aller  Nebenprodukte  fordert,  ist  deshalb  einer  Be- 
günstigung der  Fleischeinfuhr  nicht  das  Wort  zu  reden;  auch  die 
Stadt  Karlsruhe  hat  sich  dieser  Auffassung  angeschlossen,  indem 
sie  vor  einigen  Jahren  die  Beschaugebühr  von  i auf  2 Pf.  pro  kg 
erhöhte. 

Rindfleisch,  Kalbfleisch  und  Schweinefleisch  wird  haupt- 
sächlich aus  dem  Bezirke  Durlach,  ferner  aus  Ettlingen,  Rastatt, 
Bruchsal  und  Eppingen  eingeführt.  Das  Hammelfleisch  stammt 
größtenteils  aus  Ettlingen.  Von  Auslandfleisch  wird  in  frischem 
Zustande  fast  ausschließlich  nur  Schweinefleisch,  und  zwar  aus 
Holland  und  Frankreich  importiert.  Als  ausländische  Herkunfts- 
bezirke für  zubereitete  Fleischwaren  wären  noch  zu  nennen: 
England,  Österreich-Ungarn,  Schweiz  und  Frankreich  für  Schinken, 
Italien,  Österreich-Ungarn,  Schweiz  und  Frankreich  für  Speck, 
Rußland  und  Ungarn  für  geräuchertes  Fleisch,  Belgien  und  Öster- 
reich für  sonstige  Fleischwaren. 

Die  nachstehende  Tabelle  veranschaulicht  die  Quantitäten 
des  eingeführten,  aus  der  Umgebung  und  dem  Auslande  stam- 
menden und  im  Schlachthofe  zur  Beschau  gelangten  Fleisches. 
Jedoch  ist  zu  berücksichtigen,  daß  diese  Ziffern  nur  den  größeren 


1 So  beim};  z.  B.  die  Einfuhr  frischen  und  geräucherten  Fleisches  in  Karlsruhe 
in  den  beiden  am  meisten  voneinander  abweichenden  Monaten  des  Jahres  1905:  im 

Juli:  64920  kg,  im  November:  iS  1.354, 20  kg.  Vcrgl.  Stal.  Monatsberichte  der 

Haupt-  und  Residenzstadt  Karlsruhe,  V.  Jahrg.,  Jan.  Dez.  1905. 

* Ijnit  mündlicher  Mitteilung  des  Direktors  des  dortigen  Schlachthofes. 
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Teil  der  tatsächlich  in  den  Stadtbezirk  eingebrachten  Fleischmenge, 
die  nur  durch  das  Oktroi  zu  vermitteln  ist,  repräsentieren.1 


Jahr 

Rind- 

fleisch 

kg 

Kalb- 

fleisch 

kg 

Schweine- 

fleisch 

kg 

Hammel- 

fleisch 

kg 

Summe 

kg 

1901 

602  338 

28  820 

318991 

47  35 2 

997  5° ' 

1902 

496  437 

29  395 

276  965 

48  761 

«Si  55« 

VW. 

474  «<>7 

19  349 

191  265 

39  «94 

723  975 

1904 

45 1 62  5 

1 1 704 

174  689 

4°  35« 

678  376 

1905 

447  <>73 

16  866 

33«  «30 

36  964 

«39  <*33 

Das  aus  dem  Auslande  stammende  Schweinefleisch  war  in 
vorstehenden  Summen  mit  folgenden  Quantitäten  vertreten:  1901: 
154863  kg,  1902:  ui  023  kg,  1903:  11997  kg,  1904  — 1905: 
195  172  kg  (davon  15127  kg  aus  Frankreich,  180045  jkg  aus 
Holland). 

Die  Einfuhr  frischen  Fleisches  hat  mit  Ausnahme  des  Jahres 
1905  von  Jahr  zu  Jahr  stark  nachgelassen,  eine  Tatsache,  die  im 
Sinne  des  oben  Gesagten  nur  zu  begrüßen  ist.  Die  sprunghafte 
Steigerung*  im  Jahre  1905  ist  auf  die  forcierte  Einbringung  ge- 
schlachteter Schweine  aus  dem  Auslande  zurück  zu  führen  und 
diese  findet  in  den  Verhältnissen  des  Jahres  1905  (Abnahme  des 
Schweineauftriebes  gegen  1904  = 19,4  %)  ihre  Begründung. 


2.  Mannheim. 

Bei  der  Untersuchung  der  Herkunftsbezirke  für  das  Schlacht- 
vieh des  Mannheimer  Marktes  schiebt  sich  ein  weiteres  Moment 
störend  ein,  nämlich  der  Umstand,  daß  die  aufgetriebenen  Nutz- 


1 Die  Fleischeinfuhr  belief  sich  im  ganzen: 


1901  auf  kg 

1 902  » » 

1903  » 

1 904 

I9°5  » 3 


I 259  301», 

I UO949,— 

977  979.50 
916  340,— 
1 124  854,50 
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tiere,  wie  Milchkühe  und  Zuchtfarren,  in  die  prozentuale  Berech- 
nung einbezogen  sind.  Auch  ist  die  Durchführung  der  Statistik 
für  die  Jahre  1904  und  1905  in  der  bei  der  Besprechung-  des 
Karlsruher  Marktes  gehandhabten  Weise  unmöglich  gemacht,  da 
die  Yenval  tu  ngsberichte  für  diese  beiden  Jahre  in  anderer  und 
sehr  verkürzter  Form  herausgegeben  wurden.  Wir  beschränken 
uns  daher  auf  die  drei  vorhergehenden  Jahre,  welche  immerhin 
ein  anschauliches  Bild  ergeben. 

Die  für  die  Viehversorgung  Mannheims  und  also  auch  Lud- 
wigshafens hauptsächlich  in  Frage  kommenden  Länder  beteiligten 
sich  prozentualiter  folgendermaßen  an  der  Beschickung: 


a.  (Troßvieh. 


1 901 

1902 

% 

»903 

% 

°,o 

Baden 

4/.04 

35.4 

31.3 

Rlieinpfal/ 

•o,97 

1 1,30 

1 1,(> 

Bayern  

4,<)8 

7*47 

6,5 

Württemberg 

30,0a 

32.00 

30,0 

Hessen 

«,»3 

4.50 

4,(> 

Österreich-Ungarn  .... 

4,0b 

b,40 

7-9 

Baden  nimmt  in  den  beiden  ersten  Jahren  die  führende 
Stellung  ein,  während  ihm  im  Jahre  1903  das  sich  mit  steigenden 
Ziffern  beteiligende  Württemberg  den  Rang  abläuft.  Auch  die 
durch  die  Nähe  begünstigte  Rheinpfalz  stellt  ansehnliche  Quoten. 
Norddeutschland  kommt  für  Großvieh,  ebenso  wie  in  Karlsruhe, 
kaum  in  Frage.  Die  Zutriebe  aus  Brandenburg,  Mecklenburg, 
Schlesien  und  Schleswig-Holstein  sind  unregelmäßig  und  unbe- 
deutend. 

Am  auffallendsten  ist  auf  den  ersten  Blick  die  prozentualiter 
schwache  Quote  des  österreichischen  Viehes,  welches  doch  auf 
dem  Karlsruher  Markte  in  den  letzten  Jahren  vielfach  geradezu 
ausschlaggebend  war.  Diese  sonderbare  Erscheinung  erklärt  sich 
aber  sehr  natürlich  und  hängt  mit  dem  großen  Übergewichte 
zusammen,  welches  Mannheim  unter  den  süddeutschen  Handels- 
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plätzen  behauptet.  Die  eigenen  Bestände  des  Landes  sowie  die 
überschüssigen  Viehmengen  der  Nachbarstaaten  strömen  in  erster 
Linie  nach  Mannheim,  wo  sich  die  Händler  von  nah  und  fern 
ein  Stelldichein  geben  und  wo  die  großen  Umsätze  stattfinden. 
Deshalb  ist  Mannheim  nicht  in  dem  Maße  wie  Karlsruht*  auf  den 
Bezug  von  österreichischen  Tieren,  die  neben  dem  Transportrisiko 
höhere  Spesen  mit  sich  bringen,  angewiesen.  Karlsruhe  dagegen 
wird  von  dem  eigenen  Lande  und  den  Nachbarstaaten  viel  spär- 
licher bedacht 1 und  muß  deshalb  zufrieden  sein,  wenn  Österreich- 
Ungarn  mit  den  unumgänglich  notwendigen  Quantitäten  helfend 
einspringt. 

Der  llauptunterschied  zwischen  dem  Mannheimer  und  dem 
Karlsruher  Markte  liegt  also,  von  den  Größen  Verhältnissen  ganz 
abgesehen,  darin,  daß  Mannheim  seinen  Bedarf  an  Großvieh  sozu- 
sagen ausschließlich  im  Inlande  decken  kann,  da  es  von  Baden 
und  den  näherliegenden  Staaten  auch  verhältnismäßig  größere 
Auftriebe  als  Karlsruhe  erhält.  Daraus  ergibt  sich,  daß  Mannheim 
durch  die  infolge  der  neuen  Handelsverträge  geschaffene  verän- 
derte Lage  hinsichtlich  des  (Troßviehbezuges  aus  Österreich-Ungarn 
nicht  annähernd  so  hart  getroffen  wird  wie  Karlsruhe. 


Die  Ziegen,  welche  auf  die  Gestaltung  der  Fleisch  Versorgung 
keinen  Einfluß  haben,  stammen  fast  ausnahmslos  aus  Baden,  die 
Ferkel  auch  vornehmlich  aus  Baden,  dann  Hessen  und  der  Rhein- 
pfalz. Wir  können  deswegen  von  einer  eingehenden  Untersuchung 
absehen.  Für  die  Lieferung  von  Kälbern  und  Schafen  sind  die 
folgenden  Länder  von  Bedeutung: 


1 Z.  B.  erhielten  im  Jahre  1903  an  Großvieh: 


b.  Kälber  und  Schafe. 


Karlsruhe 


Mannheim 


von  Bayern 
3>  Kcinpfalz 
•>  W ürttemberg 
» Baden 

■»  Österreich- Ungarn 


St.  444  ( 4,3  ° o)  ca.  St.  3090  ( 6,50/0) 
* 214(2.10/0)  > />  5576  (11,6  °;o) 

» 1523  (14,80/0)  » » 17222  ( 36o/0) 

» 2232  <21,60/0)  > » 15000  (31,30/0) 

» 3886  (57,1  (°'o)  » » 3769  ( 7,9°/o) 
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Kälber 

Sc  haf 

e 

1901 

1902 

>903 

1901 

1 

1902 

«9«3 

"/o 

% 

% 

°/o 

i °i0 

°/o 

Baden  

42,07 

354 

38,8 

22,8 

25.8 

Rheinpfalz  .... 

4.07 

1 1,6 

>5,1 

0.33 

0,92 

Bayern  . ■ 

2,24 

!./ 

0,9 

■ 100 

28,14 

26,58 

Württemberg  .... 

16,18 

13,8 

10,7 

47,33 

45.42 

Hessen 

18,29 

»7.3 

17.9 

0,9 1 

«.03 

Rheinprovinz  .... 

6,64 

7.4 

6,8 

— 

1 - 1 - 

i i 

Mecklenburg  .... 

8,5 

7.« 

_ — 

Österreich-Ungarn 

. 

„ 

0,4 

— 

; - 

Auch  auf  dem  Mannheimer  Markt  stellt  Baden  die  llaupt- 
sumnie  der  zugetriebenen  Kälber.  An  zweiter  Stelle  steht  Hessen, 
dem  sich  die  Rheinpfalz  mit  jährlich  steigender  Zufuhr  anschließt. 
Der  Beitrag  Bayern  ist  gering  und  im  Jahre  1903  auf  ein  Minimum 
herabgesunken.  Württemberg  spielt  nicht  annähernd  die  Rolle 
wie  bei  der  Großviehversorgung.  Von  norddeutschen  Staaten 
beteiligt  sich  nur  Mecklenburg  mit  einer  nicht  großen,  aber  ziem- 
lich konstanten  Ziffer.  Dasselbe  gilt  von  der  Rheinprovinz 
Österreich-Ungarn  ist  zu  sehr  entfernt,  als  daß  sich  Kälbertrans- 
porte in  größerem  Maßstabe  durchführen  ließen.  Es  liefert  wie 
in  Karlsruhe  nur  eine  geringe  Anzahl.  Man  kann  verall- 
gemeinernd sagen,  daß  nur  Baden  selbst  und  die  zunächst 
gelegenen  Landesgebiete  auf  die  Gestaltung  des  Kälbermarktes 
Einfluß  haben  und  daß  die  Bedeutung  der  einzelnen  Länder  mit 
der  Entfernung  abnimmt. 

Von  den  Schafen  stammt  ungefähr  der  vierte  Teil  aus  dem 
badischen  Lande.  Sehr  wichtig  für  die  Zufuhr  sind  Bayern  und 
vor  allem  Württemberg.  Wie  uns  ein  größerer  Mannheimer 
Hammelmetzger  mitteilt,  der  auch  ab  und  zu  Exemplare  an 
Heidelberger  Geschäftsfreunde  abgibt,  bezieht  er  seinen  Bedarf 
zum  größten  Teile  aus  Bayern  und  Württemberg,  da  dort  die 
Weideverhältnisse  günstiger  und  rentabler  als  in  Baden  wären 
und  da  es  dort  auch  dem  kleinen  Schäfer  noch  möglich  sei,  seine 
Schafe  auf  der  Weide  fett  zu  machen,  ln  der  Nähe  Mannheims 
besitzt  der  erwähnte  Geschäftsmann  größere  Weideflächen,  jedoch 
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nur  für  seine  Schlachtham mel.  nicht  zur  Zucht.  Kr  hält  zwar 
selbst  in  der  Umgegend  von  Mannheim  Schafzucht  für  möglich 
und  erklärt  die  Weide  Verhältnisse  für  nicht  ungünstig.  Dagegen 
hebt  er  mit  Recht  hervor,  daß  die  örtlichen  Bedingungen  des 
flachen  Landes,  wie  billige  Stallung  und  die  niedrigeren  Preise 
für  das  in  Heu,  Stroh  und  Rüben  bestehende  Winterfutter  der 
Muttertiere,  einem  derartigen  Betriebe  doch  mehr  entgegenkommen. 

c.  Schweine. 

kür  die  Versorgung  des  Mannheimer  Marktes  kommen 
folgende  Länder  in  Frage: 


1901 

1902 

1903 

% 

% 

°o 

Baden  

tO-2 

»7.3 

Bavcm 

2,15 

— 

— 

W in  Hemberg 

5*99 

8.7 

3.6 

Hessen 

1,22 

2,6 

3.3 

Hannover 

' 1.3.1 

8,1 

12,8 

Mecklenburg 

26,7 

32,00 

25.00 

Schleswig-Holstein  .... 

8,6 

14,00 

1 5,00 

Brandenburg  . 

4,h<> 

1,9 

0,5 

Pommern 

7.26 

6,8 

» 93 

Posen  ........ 

2.83 

— 

— 

< Hstprcullen 

— 

2,00 

4,00 

WestpreuHen 

— 

3.3 

5 >5 

Wir  finden  auch  hier  die  schon  bei  Besprechung  des  Karlsruher 
Marktes  hervorgehobene  Tatsache,  nur  noch  in  verstärktem  Maße, 
daß  nämlich  Baden  in  der  Lieferung  von  Schweinen  von  anderen, 
zum  Teil  entfernt  liegenden  Staaten  überflügelt  wird.  Ja,  es  spielt 
in  den  Jahren  1901  bis  1903  eine  verhältnismäßig  so  untergeordnete 
Rolle,  daß  auch  die  in  den  letzten  Jahren  eingetretene  erwähnte 
Besserung  noch  lange  nicht  als  ausreichend  anerkannt  werden  kann. 
Auch  die  übrigen  in  der  Nähe  liegenden  Staaten,  wie  Bayern 
Württemberg  und  Hessen,  beteiligen  sich  ziemlich  lässig  an  der 
Beschickung.  Die  Retter  in  der  Not  sind  die  norddeutschen  Gebiete, 
vor  allem  Mecklenburg,  welches  1 . bis  1 4 des  Gesamtauftriebes 
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stellt.  Auch  Hannover,  Pommern  und  Schleswig-Holstein  liefern 
ansehnliche  Beiträge,  während  Posen,  Ost-  und  Westpreußen,  auch 
Brandenburg  nur  temporär  und  mit  kleinen  Quoten  partizipieren. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergibt  sich  zur  Genüge,  welchen 
wichtigen  Faktor  bei  der  Volksernährung  das  norddeutsche  Schwein 
zumal  bei  der  ständig  stark  zunehmenden  Fabrikbevölkerung,  bildet 
und  wie  die  Schweinenot  noch  ungleich  heftiger  in  Erscheinung 
treten  würde,  wenn  nicht  die  ausgezeichneten  Verkehrsverhältnisse 
mit  verhältnismäßig  nur  geringen  Transportkosten  einen  gewissen 
Ausgleich  zuwege  bringen  würden.  Eine  Ausschaltung  des  Zwischen- 
handels in  lebendem  Vieh,  wie  sie  oft  erörtert  wird,  wäre  in  Baden 
unter  den  bestehenden  Verhältnissen  auf  keinem  Gebiete  weniger 
als  dem  der  Schwei  ne  Versorgung  möglich. 

Überblicken  wir  noch  einmal  kurz  die»  für  den  Mannheimer 
Markt  als  I [erkunftsbezirke  für  lebendes  Vieh  wichtigen  Länder, 
so  fällt  uns  vor  allem  die  relativ  geringe  Beteiligung  von  Baden 
selbst  auf.  Sie  beträgt  im  günstigsten  Falle  kaum  mehr  als  1 3 
der  Gesamtzufuhr.  Deshalb  müssen  die  anderen  Länder  zur  Deckung 
des  Bedarfes  in  allen  Tierarten  kräftig  beisteuern,  in  Großvieh  und 
Kälbern  hauptsächlich  die  umliegenden  Gebiete,  in  Schweinen  die 
norddeutschen  Staaten.  Das  Ausland  fällt  bis  auf  einen  geringen 
Beitrag  in  österreichischem  Großvieh  sozusagen  ganz  aus. 

Interessant  ist  ein  Vergleich  der  für  Karlsruhe  und  Mannheim 
erhaltenen  Ergebnisse  mit  den  hinsichtlich  der  Fleisch  Versorgung 
in  anderen  Städten  herrschenden  Verhältnissen.  So  ergibt  sich 
z.  B.  für  Magdeburg,  daß  die  Viehlieferung  in  ganz  überwiegender 
und  ständig  wachsender  Weise  von  einem  Distrikte'  übernommen 
wird,  der  politisch  ungefähr  mit  dem  Regierungsbezirke  Magdeburg 
zusammenfällt.  Es  ist  also  die  nähere  Umgebung  — und  zwar 
bei  völliger  Isolierung  des  Versorgungsgebietes  vom  Auslande  — , 
welche  infolge  außerordentlich  günstiger  Vorbedingungen  sozusagen 
allein  die  Versorgung  regelt. 1 


1 Neugebauer  a.  a.  O.  S.  23. 

Der  Stadtkreis  Magdeburg,  die  angrenzenden  Landkreise  und  die  Allmark 
lieferten  in  Prozenten  des  Gesamtauftriebes : 

1902/03  = 75.50 
1903/04  = ;(>.8o 
1904/05  = 82.23 
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d.  Frisches  Fleisch. 

Das  in  Mannheim  eingeführte  frische  Inlandfleisch  stammt 
durchweg  aus  Baden  und  der  Rheinpfalz.  Hammelfleisch  wird 
in  den  letzten  Jahren  wenig  eingebracht  Für  Rindfleisch  sind 
vorzugsweise  die  Bezirke  Mannheim,  Ludwigshafen  und  Germers- 
heim, für  Kalbfleisch  der  Bezirk  Mannheim  die  Lieferanten.  Das 
Schweinefleisch  wird  in  der  Hauptsache  von  den  Bezirken  Mann- 
heim, Mosbach  und  Buchen  eingeführt.  Vom  Auslande  kommen 
für  frisches  Fleisch  in  Frage:  Holland  für  geschlachtete  Rinder, 
Kälber  und  Schweine,  Frankreich  und  Österreich  gleichfalls  für 
Schweine.  Schinken  gelangen  ferner  aus  Österreich,  Amerika, 
Italien,  Schweiz  und  Böhmen  zur  Einfuhr. 

Die  Einbringung  untersuchten,  frischen  Inlandfleisches  ge- 
staltete sich  folgendermaßen  (bei  Zicklein  in  Stück,  bei  den  übrigen 
Tierarten  in  Vierteln): 


Jahr 

Ochsen 

Farren 

Kühe 

Rinder 

Kälber 

Schafe 

Ziegen 

j 

Schweine  1 

Pferde 

Zicklein 

1901 

8 

6 

488 

>55» 

1172 

835 

'5 

2749 

44 

'5°7 

1902 

35 

4 

374 

1064 

854 

352 

8 

4265 

47 

'245 

«903 

TO 

6 

194 

690 

569 

240 

65 

2180 

38 

'473 

In  den  Jahren  1904  und  1905  betrug  die  Gesamteinfuhr 
60603  kg  bezw.  91  823  kg. 

Auch  Mannheim  sucht  der  übermäßigen  Einfuhr  geschlachteten 
und  vielfach  minderwertigen  Fleisches  im  Interesse  des  Marktes  und 
der  einheimischen  Gewerbetreibenden  durch  geeignete  Prohibitiv- 
maßregeln  — entsprechende  Festsetzung  der  Gebührensätze  und 
eine  strenge  Fleischbeschauordnung  — entgegenzuwirken.  Im 
Jahre  1901  war  eine  starke  Mehreinfuhr  von  geschlachteten  Kühen 
zu  beobachten,  die  aber  eine  ganz  lokale  Ursache,  das  Auftreten 
einer  heftigen  Maul-  und  Klauenseuche  in  Heddesheim,  hatte. 
Infolgedessen  mußten  die  dortigen  Landwirte  viele  Kühe  und 
Rinder  notschlachten,  die  sie  alsdann,  um  nicht  von  den  Handels- 
leuten übervorteilt  zu  werden,  der  Schlachthofverwaltung  zur  Ver- 
wertung übergaben. 

Brandt,  Die  Flcischvcrsongung.  7 
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Der  Rückgang  in  den  Summen  des  eingeführten  Kalb-  und 
Hammelfleisches  ist  auch  auf  den  Umstand  zurückzuführen,  dal’» 
der  Mannheimer  Markt  reichlich  Gelegenheit  zur  Deckung  des 
Bedarfes  in  I.ebendware  bietet  und  dal*  die  aus  der  Umgegend 
von  Mannheim  stammenden  Hammel  jetzt  dem  Schlachthofc  lebend 
zugeführt  werden,  weil  die  Schlachtgebühren  sich  unter  der  Fleisch- 
beschaugebühr für  geschlachtete  Tiere  halten.  Die  letztere  wurde 
für  Zicklein  im  Jahre  1901  von  10  Pf.  auf  40  Pf.  pro  Stück,  den 
Betrag  der  Schlachtgebühren,  erhöht,  weil  der  frühere  niedrige 
Satz  eine  ungerechtfertigte  Benachteiligung  der  Stadtmetzger  in 
sich  schloß. 

Die  Schlachthofverwaltung  ist  der  Ansicht,  daß  an  einem 
Platze  wie  Mannheim,  der  die  günstigste  Einkaufsgelegenheit  für 
alle  Qualitäten  Fleisch  bietet,  der  Import  geschlachteten  Viehes 
im  Interesse  der  Gewerbetreibenden  wie  auch  der  Konsumenten 
ganz  unterbleiben  sollte.  Allerdings  wird  die  Forderung  in  diesem 
Umfange  und  bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Fleischfrage 
vorläufig  nur  ein  frommer  Wunsch  bleiben,  zumal  der  Viehmarkt 
gerade  in  dem  wichtigsten  Artikel,  dem  Schweinefleische,  durchaus 
nicht  immer  die  Nachfrage  befriedigen  kann.  In  einem  solchen 
Falle  ist  die  Fleischeinfuhr  durchaus  berechtigt  und  das  einzige 
Mittel,  einen  gewissen  Ausgleich  zwischen  Nachfrage  und  Angebot 
zu  schaffen. 


2.  Kapitel. 

Konsumberechnung. 

Die  Verteilung  der  meist  im  Großverkehre  herbeigeschafften 
und  zur  Verzehrung  fertig  gestellten  Fleischmengen  erfolgt  durch 
den  Metzger  im  Ladengeschäfte  oder  auf  dem  Wochenmarkte, 
soweit  es  sich  um  minderwertiges  Fleisch  handelt,  durch  einen 
von  der  Stadt  angestellten  Verkäufer  auf  der  Freibank.  Aber  auch 
andere  Gewerbetreibende,  vornehmlich  Gastwirte  und  Viktualien- 
händler, sind  in  dieser  Richtung  in  erheblicher,  ziffernmäßig  aller- 
dings nicht  zu  erfassender  Weise  tätig. 

Wie  für  ein  ganzes  Land,  so  ist  auch  für  eine  einzelne  Stadt 
die  Ermittlung  des  absoluten  und  relativen  Fleischverbrauches 
von  hohem  Interesse,  da  sie  uns  einen  Einblick  in  die  Ernährungs- 
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weise  der  Bevölkerung  verschafft  und  Symptome  zur  Beurteilung 
des  Wohlstandes  bietet,  der  nicht  nur  in  der  Höhe  des  auf  den 
Kopf  entfallenden  Quantums,  sondern  auch  in  der  Wahl  der 
einzelnen  Heischsorten  zum  Ausdruck  kommen  wird.  Allerdings 
sei  hier  betont  — und  das  ist  gerade  für  die  Beurteilung  unserer 
Städte  wichtig  — daß  eine  Abnahme  des  relativen  Fleisch- 
verbrauches noch  nicht  a priori  auf  eine  Verminderung  der  Lebens- 
haltung gerade  der  unteren  Klassen  hinzudeuten  braucht.  Gerade 
in  Städten  mit  rasch  zunehmender  Arbeiterbevölkerung  und 
sinkenden  Konsumziffern  ist  es  denkbar,  daß  der  immerhin  noch 
behäbig  lebende  Mittelstand  seinen  Fleischverbrauch  einschränkt 
und  der  Arbeiter  sein  an  sich  schon  bescheidenes  Fleischquantum 
weiterbezieht. 

Die  Konsumberechnung  einer  Stadt  hinsichtlich  des  verzehrten 
Fleisches  kann  stets  nur  eine  annähernde  sein,  da  sie  immer  nicht 
zu  umgehende  Fehlerquellen  in  sich  bergen  wird.  Diese  können 
aus  lokalen  Eigentümlichkeiten,  z.  B.  aus  starkem  Fremdenverkehre, 
herrühren,  sie  werden  aber  auch  — und  das  ist  allen  Berechnungen 
gemeinsam  — in  ihrer  Höhe  davon  abhängen,  wie  weit  es  gelingt, 
das  wirtschaftliche  Gebiet  der  Stadt  von  dem  politischen  zu  trennen. 
Hierin  liegt  eine  Schwierigkeit,  die  meist  überhaupt  nicht  behoben 
werden  kann.  Denn  eine  Konstatierung,  in  welchem  Grade  die 
umliegenden  Ortschaften  an  dem  Verbrauche  der  für  das  Stadt- 
gebiet berechneten  Fleischmengen  teilnehmen  und  dadurch  das 
gewonnene  Bild  trüben,  wird  überall  da  unmöglich  sein,  wo  nicht 
ein  Oktroi  — bei  unseren  drei  Städten  nur  in  Karlsruhe  — die 
Quantitäten  des  aus  dem  Stadtgebiete  ausgeführten  Fleisches 
registriert.  Auch  die  genaue  Höhe  des  eingeführten  Fleisches 
kann  nur  durch  Oktroi  erfaßt  werden,  da  sich  die  Fleischbeschau 
nicht  auf  die  von  privater  Seite  eingeführten  Fleischmengen  er- 
streckt. An  die  Tatsache,  daß  Schlachtzwang  und  Heischbeschau, 
damit  also  die  Registrierung,  auf  die  innerhalb  der  Stadt  von 
Privaten  geschlachteten  Tiere  nicht  ausgedehnt  sind,  sei  nur 
nebenbei  erinnert. 

Wir  sehen  also,  daß  die  errechneten  Konsumziffern  mit 
einer  gewissen  Reserve  aufzunehmen  sind.  Aber  einen  gewissen 
Anhalt  gewähren  sie  ohne  Zweifel.  Vor  allem  werden  sic  bei 
Zusammenstellung  für  mehren*  Jahn*  die  Tendenz  der  Zunahme 
oder  der  Abnahme  der  im  ganzen  verzehrten  Fleischmengen  zum 
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Ausdruck  bringen,  da  dann  die  bestehenden  Fehlerquellen  als 
konstant  angesehen  werden  können  und  nicht  berücksichtigt  zu 
werden  brauchen.  Ein  Vergleich  verschiedener  Städte  unter- 
einander führt  leicht  zu  Fehlschlüssen,  da  die  Methoden  der 
Konsumberechnung  zu  verschieden  sind. 

Beschränken  wir  die  Fleischversorgung  nicht  auf  den  engeren 
Sinn  des  Wortes,  nämlich  die  Versorgung  mit  dem  frischen  Fleische 
unserer  Haustiere,  so  wäre  die  Untersuchung  auch  auf  andere 
Fleischarten,  namentlich  geräuchertes  und  konserviertes  Fleisch, 
Wurstwaren,  Wildbret,  Geflügel  und  Fische  auszudehnen.  Auf 
diesem  Gebiete  ist  allerdings  das  Material  so  dürftig,  daß  es  zu 
einer  einigermaßen  befriedigenden  Übersicht  von  wissenschaft- 
lichem Werte  nicht  ausreicht.  Denn  eine  zentralisierende  Stelle, 
wie  wir  sie  für  unsere  eigentliche  Untersuchung  in  den  Schlacht- 
höfen besitzen,  fehlt  in  diesem  Falle  vollständig.  Wir  müssen 
uns  deshalb  mit  einigen  wenigen  Daten  begnügen. 


1.  Karlsruhe. 

Man  berechnet  den  Verbrauch  einer  Stadt,  indem  man  zu- 
nächst das  Gesamtgewicht  der  im  Schlachthofe  getöteten  Tiere 
vermöge  der  durchschnittlichen  Schlachtgewichte  feststellt.  Diese 
Durchschnittsgewichte  werden  in  Karlsruhe  auf  Grund  der  in  dem 
betreffenden  Jahre  erfolgten  Wiegungen  ermittelt.  Die  Innenteile, 
wie  Eingeweide,  Lungen,  Lebern,  ferner  die  Köpfe  und  Fuße 
sind  darin  nicht  enthalten  und  müssen  durch  besonderen  Auf- 
schlag in  Anrechnung  gebracht  werden.  Zu  der  so  erhaltenen 
Summe  ist  das  eingeführte  Fleisch  zuzuzählen  und  von  dem 
Gesamtresultate  das  ausgeführte  Fleisch  und  die  Konfiskate  in 
Abzug  zu  bringen. 

Für  das  Jahr  1905  ergibt  sich  als  Gesamtschlachtgewicht 
der  im  Schlachthofe  getöteten  Tiere:1 


1 Die  durchschnittlichen  Schlachtgewichte  für  das  Jahr  1905  sind  folgende 


(in  kg): 

Ochsen, 

Kühe, 

Rinder, 

Karren, 

Kälber, 

1 

11 

III 

11  111  1 

11  111 

11 

III 

329 

234 

i8f>  : 

154  181  282 

230  182 

3<>3 

180 

38.5 

Schweine  64,3, 

Hammel 

und  Ziegen  25, 

Pferde  200, 

Kitzlein  und  Pferde 

3’ — • 
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2 020 

Ochsen 

I. 

Schwere . . 

...  kg 

664  580,- 

1 75 1 

V 

IT. 

. . . » 

409  734,— 

1 035 

t 

m. 

* 

. . . » 

192  510,— 

1 359 

Kühe 

11. 

1 

• . . » 

345  186  — 

2 372 

* 

ui. 

A . . 

- 

429332,— 

6 

Rinder 

1. 

A . . 

. . . * 

1 692, — 

569 

11. 

A . . 

. . . * 

1 

d 

OG 

O 

<T> 

1 «37 

- 

in. 

* 

• . . X* 

334  334*' 

1 352 

Farren 

11. 

> 

. . . >' 

490776,— 

302 

•>> 

in. 

s 

. . . » 

54  360,— 

21  157 

Kälber 

. . . » 

814  544,— 

36037 

Schweint 

% 

• • • • • 

. . . » 

2 324  386,— 

2 282 

Hammel 

und 

Ziegen  . . 

• . . 2 

57  °5°, — 

2 697 

Kitzlein 

und 

Ferkel  . . 

. 

8 09 1 , — 

395 

Pferde 

. . . * 

79  ooo,  - 

Reines  Fleischgew 


icht  kg  6 336  445,— 


Dazu: 


5%  des  Gewichtes  für  Geschlinge  usw.  . 
Gewicht  der  vor  der  Wiegung  entfernten 
Nieren  mit  Nierenfett 


3 1 6 822.25 
135  460,— 


kg  6788727,25 

Ferner  kommt  hinzu: 

Das  eingeführte  Fleisch » 927  173,25 

kg  7 715  900,50 

In  Abzug  zu  bringen  sind: 

Das  ausgeführte  Fleisch,  kg  215  760, — 1 

Die  Konfiskate  ....  * 23786, — * 239546, — 


kg  7 476  354,50 


Diese  Zahl  würde  also  die  Menge  frischen  Fleisches,  die 
1905  zur  Verzehrung  gelangte,  repräsentieren.  Bei  einer  mittleren 
Einwohnerzahl  von  1 10  173  ergibt  sich  pro  Kopf  ein  Verbrauch 
von  67,86  kg  frischem  Fleische.2 


1 In  dieser  Summe  ist  auch  geräuchertes  Fleisch  enthalten,  dessen  Menge  aber 
nicht  festzustcllcn  ist. 

v Die  amtlichen  Berichte,  in  denen  jedoch  das  eingeföhrte  l>earbeitcte  Fleisch 
und  die  Wurstwaren  berücksichtigt  sind,  kommen  zu  folgenden  Ergebnissen:  1901 

75-r8  kg,  1902  72,66  kg,  1 903  74,38  kg.  1904  74,96  kg,  1903  69.65  kg. 
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II.  Abschnitt. 


Eine  genaue  Berechnung,  wieviel  von  den  einzelnen  Fleisch- 
sorten auf  den  Kopf  entfallen,  ist  nicht  möglich,  da  die  dies- 
bezügliche Zusammensetzung  des  eingeführten  und  ausgeführten 
Fleisches  nicht  fcstzustellen  ist.  Jedoch  gibt  das  reine  Fleisch- 
gewicht der  im  Schlachthofe  getöteten  Tiere,  welches  ja  weitaus 
die  llauptsumme  ausmacht,  einen  ziemlich  sicheren  Anhalt  zur 
Beurteilung  der  prozentualen  Zusammensetzung. 

Das  aus  dem  Schlachthofe  in  den  Jahren  1904  und  1905  in 
in  den  Verkehr  gelangte  Fleisch  bestand  in  Prozenten  aus 
folgenden  Sorten: 


1904 

1905 

Rindfleisch 

44.14 

48,19 

Kalbfleisch .' 

« t.59 

«2,85 

Schweinefleisch  

42,48 

F>o8 

Fleisch  von  Hammeln.  Ziegen,  Kitzlein  und 
Ferkeln 

0,8; 

I.OJ 

Pferdefleisch 

0,92 

1.25 

100 

100 

Rindfleisch  und  Schweinefleisch  bilden  den  überwiegenden 
Bestandteil  der  Fleischnahrung,  die  anderen  Arten  folgen  erst  in 
weitem  Abstande.  Leider  erobert  sich  unter  diesen  das  Pferde- 
fleisch ein  immer  größeres  Terrain. 

Man  kann  jedenfalls  sagen,  daß  die  für  Karlsruhe  erhaltenen 
Konsumziffern  an  und  für  sich  ziemlich  richtig  sein  müssen,  da 
durch  das  Oktroi  eine  genaue  Abgrenzung  der  konsumierenden 
Bevölkerung  ermöglicht  ist.  Für  Mannheim  und  Ludwigshafen 
liegen  die  Verhältnisse  anders.  Deshalb  ist  ein  Vergleich  der 
Zahlen  schon  aus  diesem  Grunde  nicht  angängig. 

Die  Einfuhr  von  zubereitetem  Fleische  und  Wurstwaren  be- 
trug im  Jahre  1905  197681,25  kg,  der  Konsum  von  anderen 
Fleischarten  und  Fischen  war  in  dem  Zeiträume  1901  bis  1905 
folgender: 1 

1 S.  die  betr.  Jahrg.  der  Statistischen  Monatsberichte  der  Haupt-  und  Residenz- 
stadt Karlsruhe. 
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* !.-{•'  • 

• 

19OI  ’ 

1902 

1003 

1904 

>905 

t 

i 4 

Wildbret. 

• 

. ’\> 
, 1 

Hinfuhr  . 
Ausfuhr  . 

St.  29  426 
» 3 090 

St.  31  415 
» 2811 

St.  24  923 
* 1 / 45 

St.  28  420 
• » 234 

St.  28  981,  j 
• 2033 

Konsum  . . 

St.  26  336 

St.  28  604 

St.  23  178 

St.  27  186 

St.  26  948 

Fleisch  von  Wildbret  und  Geflügel. 

Einfuhr  . . 

Ausfuhr  . . 

kg  « 595 
» 279 

, 

kg  9 880 
» 456 

kg  8 142. 
» 224 

1««  7 903 
» 1 89 1 

kg  7 661,50 
» 345,00 

Konsum  . . 

kg  8 316 

kg  9 424 

1 0 

kg  7 918 

kg  6012 

kg  7 3 >6, 50 

Geflügel. 


Einfuhr  . . 

St-  135  «36 

St.  131  981 

St.  1 36  607 

St.  147  501 

St.  14949« 

Ausfuhr  . 

» 8 366 

» 7 47<> 

» 7 839 

» 10314 

» 9381 

Konsum  . 

St.  126  770 

St.  1 24  505 

St.  128  768 

' 

St.  137  187 

St.  140  1 10 

Fische  und  Krebse. 


Einfuhr  . 
Ausfuhr  . 

Konsum  . . 

kg  80  607 
» 793 

kg  98  259,75 
» 1 518,10 

kg  104  531,50 
» 2175,50 

kg  122  416,50 
» 4 037,00 

kg  «47  4*4*5° 
» 3 639.3° 

kg  79  8 1 4 

| 1 

kg  96  741.65  kg  102  356,00  kg  1 18  379,50 

! 1 

kg  «43  775*2° 

Wahrend  Wildbret  und  Geflügel  infolge  des  hohen  Preises 
für  die  weniger  bemittelte  Bevölkerung  als  Nahrungsmittel  nicht 
in  Frage  kommen  und  auch  in  den  einzelnen  Jahren  keine  sehr 
erhebliche  Schwankungen  aufweisen,  zeigt  die  Rubrik  »Fische  und 
Krebse  < eine  anhaltende  und  starke  Steigerung.  Der  Grund  ist 
in  der  ständig  zunehmenden  Nachfrage  nach  den  billigeren  See- 
fischarten, wie  Schellfisch,  Stockfisch,  Scholle  usw.,  zu  suchen, 


io4 


II.  Abschnitt 


welche  auch  für  den  bescheideneren  Haushalt  erschwinglich  sind 
und  sich  zunehmender  Beliebtheit  erfreuen.  Ohne  Zweifel  wirken 
die  technisch  vervollkommneten  und  verbilligten  Verkehrsein- 
richtungen außerordentlich  günstig  auf  die  Konsumerhöhung. 
Eine  Steigerung  der  Einfuhr  dieses  gesunden  und  relativ  wohl- 
feilen Nahrungsmittels  ist  um  so  erfreulicher,  als  darin  ein  gewisses 
Gegengewicht  gegen  die  volkswirtschaftlichen  Schäden  der  hohen 
Fleischpreise  zu  sehen  ist. 

2.  Mannheim. 

In  Mannheim  ist  eine  genaue  Abgrenzung  des  wirtschaft- 
lichen Gebietes  nicht  möglich,  da  das  Oktroi  am  i.  Januar  1899 
aufgehoben  wurde.  Unter  Berücksichtigung  des  eingeführten 
Inlandfleisches  und  nach  Abzug  der  Konfiskate  stand  im  Jahre 
1905  folgende  Fleischmenge  für  den  Konsum  zur  Verfügung: 


Stück 

Gesamtgewicht  in  kg 

1 94U/4 

Ochsen  .... 

699030,— 

1 700 

Farren  .... 

663  OOO, — 

3 45974 

Kühe 

830220, — 

8942 

Rinder  .... 

638 

Pferde  .... 

2 1 018'/* 

Kälber  .... 

893  509,— 

607293/4 

Schweine  . . . 

3 947  427  -- 

3095 

Schafe  .... 

77  374  ~ 

869  y2 

Ziegen  .... 

13043  — 

1 595 

Zichlein  .... 

3 190  — 

hg  9 3 1 1 053 — 

Zuzüglich: 

5 °/o  des  Gewichtes  für  Geschlinge  usw.  465552,65 
des  Gewichtes  der  vor  der  Wiegung  ent- 
fernten Nieren  mit  Nierenfett  . . . . 182  700,— 

hg  9 959  305.65 

Hierzu  das  vom  Auslande  eingeführte 

Fleisch. 1 , . 248718, — 

hg  10208023,65 


1 Das  eingeführte  Auslandfleisch  wird  in  den  Berichten  nicht  angegeben.  Obige 
Summe  resultiert  aus  einer  Zusammenstellung  aus  den  betr.  Büchern  des  Schlachthofes, 
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Bei  einer  mittleren  ortsanwesenden  Bevölkerung  von  160534 
(Ende  Juni  1905)  ergibt  sich  somit  ein  Jahresverbrauch  von 
63,58  kg  pro  Kopf.1 

In  den  einzelnen  Fleischsorten  stellte  sich  der  Konsum,  wenn 
wir  von  den  Aufschlägen  für  Geschlinge  und  Nieren  absehen: 


pro  Kopf  der 
Bevölkerung 

in  0/0  des 
Gesamt- 
verbrauches 

An 

Rindfleisch 

ca.  kg 

26,30 

44-3 1 

Schweinefleisch  .... 

» X» 

26,09 

43-82 

> 

Kalbfleisch 

* » 

5,38 

9-37 

Hammelfleisch  .... 

» y 

0,48 

o,8 1 

» 

Ziegen-  und  Zickleinfleisch 

» if 

0,10 

0,16 

> 

F’ferdeflcisch 

o,79 

>.33 

100.00 

Auch  hier  stehen  Rind-  und  Schweinefleisch  weitaus  an  erster 
Stelle,  während  die  anderen  Fleischsorten  von  geringerer  Be- 
deutung sind. 

Von  anderen,  für  unsere  Untersuchung  in  Frage  kommenden 
Nahrungsmitteln  wurden  im  Jahre  1898,  dem  letzten  Jahre,  welches 
eine  statistische  Aufstellung  ermöglicht,  eingeführt : Wildbret 

260578t.,  Fleisch  von  zerlegtem  Wild  1922  kg,  Geflügel  1463488t., 
Fische  und  Krebse  29  278  kg. 

Analog  der  Karlsruher  Feststellung  kann  man  jedenfalls  be- 
haupten, daß  die  Einbringung  von  Fischen  — und  zwar  haupt- 
sächlich Seefischen  — in  den  folgenden  Jahren  eine  bedeutende 
Steigerung  erfahren  hat. 


die  uns  von  Herrn  Obcrticrarzt  Müller  zu  diesem  Zwecke  gütigst  zur  Verfügung  ge- 
stellt wurden : 

Schweinefleisch  aus  Frankreich  kg  4 130. — 

» * Holland  » 237  5 . — 

Rindfleisch  » » »5  830. — 

Kalbfleisch  » » » 903. — 

kg  248718.— 

1 Die  Schlachthofberichtc  kommen  ohne  Berücksichtigung  der  Aufschläge  für 
Geschlinge  und  Nieren  sowie  des  Auslandflcischcs  zu  folgenden  Ergebnissen:  1901 

65*7  kg-  1902  60.59  kg,  1903  61,68  kg,  1904  62,05  kg,  1905  58.03  kg. 


II.  Abschnitt. 


io6 


3.  Ludwigshafen. 

Auch  in  1 aidwigshafcn  ergibt  sich  bei  Berechnung  des  Konsums 
dieselbe  Schwierigkeit  wie  in  Mannheim,  da  ein  Oktroi  nicht  be- 
steht und  infolgedessen  nicht  nachzuweisen  ist,  in  welchem  (Trade 
die  Bevölkerung  der  umliegenden  Ortschaften  an  der  Verzehrung 
der  für  Ludwigshafen  berechneten  Fleischmengen  teilnimmt.  Er- 
fahrungsgemäß sollen  die  Quantitäten,  die  von  der  in  der  Stadt 
beschäftigten,  in  der  Umgegend  ansässigen  Arbeiterschaft  nach 
Hause  mitgenommen  werden,  recht  erheblich  sein. 

Der  Fleischverbrauch  im  Jahre  1905  läßt  sich  ungefähr  fol- 


gendermaßen berechnen : 

Stück  kg 

660  Fassei  a 350  kg 231000, — 

391  Ochsen  » 300  ■» 147300, — 

488  Kühe  » 250  > 122000, — 

3564  Jungrinder  » 250  » 891000, — 

297  Pferde  » 300  » 89  100, — 

5654  Kälber  » 35  * 197890, — 

19  215  Schweine  » 75  » '4P  125,-- 

194  Schafe  » 20  * 3880, — 

1 96  Ziegen  ♦ 20  » 3 920, — 

kg  3 127  215,— 

Dazu : 

5%  für  Geschlinge  usw 156  360,75 

Gewicht  der  vor  der  Wiegung  entfernten 

Nieren  mit  Nierenfett 59  900, — 


kg  3 343  475*75 

Zuzüglich : 

(‘ingebrachtes  Pferdefleisch  kg  3 750. — 

» anderes  Fleisch  » 13480. — 17230, — 

kg  3360705,75 

davon  ab  das  konfiszierte  Fleisch  ...  9 693, — 

kg  3 35»  012,75 


Der  Fleischverbrauch  wäre  darnach  1905  ungefähr  46,41  kg 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  gewesen. 1 


1 Die  auf  anderer  Basis  beruhenden  Berechnungen  des  Schlachthofes  kommen 
zu  folgendem  Resultate:  1903  51,79  kg.  1904  47. — kg,  1905  40, — kg. 
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Im  Vergleiche  zu  Karlsruhe  erscheint  die  verzehrte  Fleisch- 
menge sehr  gering,  zumal  wenn  man  berücksichtigt,  daß  die  Be- 
völkerung der  umliegenden  Orte  in  nicht  näher  abzugrenzender 
Weise  an  dem  Konsum  teilnehmen.  Immerhin  darf  das  Ergebnis 
im  Hinblick  auf  die  starke  Arbeiterbevölkerung  nicht  überraschen. 
Auch  hier  machen  Rind-  und  Schweinefleisch  den  ganz  über- 
wiegenden Teil  der  Fleischnahrung  aus. 

Die  amtlichen  Berechnungen  aller  drei  Städte  weisen  in  den 
letzten  Jahren  eine  starke  Abnahme  des  Fleischverbrauches  nach. 
Es  wurde  bereits  hervorgehoben,  daß  hieraus  noch  nicht  absolut 
eine  Verschlechterung  der  Lebenshaltung  der  arbeitenden  Klassen 
zu  folgern  ist.  Aber  es  liegt  doch  die  Annahme  nahe,  daß  sich 
die  Folgen  der  geschilderten  Heischverhältnisse  nicht  nur  in  einer 
Abnahme  der  überdurchschnittlichen  Konsumziffern  des  Mittel- 
standes bemerkbar  machen  werden,  sondern  daß  sie  auch  in  einer 
Verringerung  der  für  die  am  wenigsten  zahlungsfähigen  Volks- 
klassen zur  Verfügung  stehenden  Fleischmengen  zum  Ausdruck 
gelangen. 


III.  Abschnitt. 


Die  Entwicklung  der  Vieh-  und  Fleischpreise 

mit  Preisstatistik. 

/ 

Die  Schilderung  der  Verhältnisse  in  der  Fleisch  Versorgung, 
wie  wir  sie  in  den  vorhergehenden  Kapiteln  versucht  haben,  wird 
am  besten  durch  eine  Untersuchung  der  Preise  ergänzt.  Denn 
diese  basieren  in  ganz  hervorragendem  Maße  auf  Angebot  und 
Nachfrage  oder,  präziser  ausgedrückt,  auf  dem  Umfange  der  Vieh- 
produktion und  dem  Bedarfc  bezw.  der  Kaufkraft  der  Konsumenten. 
Natürlich  spielen  auch  noch  sekundäre  Momente,  unter  denen 
besonders  Preissteigerungen  im  Auslande  zu  nennen  wären,  herein. 

Aber  der  springende  Punkt  wird  bei  der  fast  völligen 
Isolierung  Deutschlands  vom  Auslände  doch  der  sein,  ob  die 
deutsche  Landwirtschaft  imstande  ist,  den  durch  die  rasch  wach- 
sende Bevölkerung  und  die  gesteigerte  Lebenshaltung  ständig 
höher  werdenden  Ansprüchen  in  der  Viehproduktion  zu  folgen. 
Von  seiten  der  Produzenten  wird  diese  Frage  entschieden  bejaht. 
Sie  weisen,  da,  wie  wir  bereits  in  der  Einleitung  gesehen  haben, 
ein  durch  eine  numerische  Zunahme  des  Viehbestandes  begründeter 
Beweis  auf  keinen  Fall  zu  erbringen  ist,  nachdrücklich  auf  den 
»inneren  Zuwachs«  der  Bestände  hin.  Dieser  wirke  auf  eine 
Zunahme  der  Fleischmengen,  selbst  bei  gleichbleibender  Stückzahl, 
hin  und  sei  namentlich  in  vier  Faktoren  zu  suchen:  in  dem  raschen 
Wechsel  des  1 Bestandes,  in  der  Zunahme  des  Lebend-  und  Schlacht- 
gewichtes, in  der  Zunahmt'  der  Schlachtprozente  und  endlich  in  der 
Erhöhung  des  Fleischgewichtes  zu  ungunsten  der  Fettproduktion. 1 

1 Denkschrift  des  deutschen  I.and\virlschaftsrats  über  die  Fleisch  Versorgung  der 
deutschen  Bevölkerung  1905,  S.  14. 
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Es  ist  unzweifelhaft  richtig,  daß  sich  der  Landwirt  heutzutage 
fast  ausschließlich  auf  die  Züchtung  von  Fleischrassen  verlegen 
muß,  einmal,  um  sich  dem  veränderten  Geschmacke  der  Konsumenten, 
die  mageres  oder  durchwachsenes  Fleisch  bevorzugen,  anzupassen, 
dann  aber  auch,  weil  er  die  Konkurrenz  mit  den  billigeren  amerika- 
nischen Fetten  nicht  aufnehmen  kann;  auch  das  auf  eine  Erhöhung 
der  Fleischmengen  günstig  einwirkende  Moment,  welches  in  dem 
raschen  Wechsel  des  Viehbestandes  liegt,  ist  anzuerkennen.  Die 
Behauptung  aber,  daß  eine  Besserung  der  Qualität  und  eine  Er- 
höhung der  Lebend-  und  Schlachtgewichte  eingetreten  sei,  läßt 
sich  bei  näherer  Untersuchung  nicht  aufrecht  erhalten.  Gerade 
dieser  Punkt  aber  ist  bei  Beurteilung  der  Frage  von  großer 
Wichtigkeit. 

Nach  den  Berichten  der  Schlachthofdirektoren  und  den  Aus- 
sagen von  Händlern  wie  Metzgern  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein, 
daß  der  Mastzustand  des  Schlachtviehes  in  den  letzten  Jahren 
immer  mehr  zu  wünschen  übrig  ließ.  Diese  Tatsache  kommt  auch 
darin  zum  vollen  Ausdrucke,  daß  vielfach  die  Notierungen  für 
prima  Qualität  unterbleiben  mußten,  da  kein  Angebot  in  dieser 
Ware  stattfand. 

In  Mannheim  werden  auf  dem  Viehhofe  bei  Kälbern  und 
Schweinen  Wägungen  zwecks  Ermittlung  des  durchschnittlichen 
Lebendgewichtes  vorgenommen,  die  folgende  Resultate  ergaben: 


J ahr 

Kälber 

Schweine 

Stück 

Gesamt- 

gewicht 

kg 

Durchschnittl. 

Lebendgewicht 

kg 

Stück 

Gesamt- 

gewicht 

k« 

Durchschnittl. 

Lebendgewicht 

kg 

1901 

7454 

554  272 

74>36 

67  201 

5 536  825 

82,39 

1902 

8115 

617  490 

76,09 

71 182 

6 1 86  616 

86.91 

>9<>3 

7373 

561  656 

76,18 

102  006 

8 890  184 

8“«  <5 

1904 

10863 

858  295 

79,01 

1 2 r <53 

10  120  077 

83.53 

'905 

8819 

673  3«  1 

76,35 

99  894 

8 159072 

81.67 

Bei  den  Kälbern  hat  nach  einer  Steigerung  in  den  Jahren 
1902,  1903  und  1904  im  Jahre  1905  ein  sehr  beträchtlicher  Rückgang 
im  durchschnittlichen  Lebendgewicht  stattgefunden.  Die  Schweine 
haben  eine  ähnliche  Entwicklung  durchgemacht,  nur  mit  dem 
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Unterschiede,  dal’)  der  Rückschlag  bedeutend  schärfer  ist  und  dar» 
das  Lebendgewicht  des  Jahres  1905  noch  unter  das  des  Jahres 
1901  sinkt.  Wie  sehr  das  erstere  unter  dem  normalen  Maße  steht, 
ist  am  besten  daraus  zu  ersehen,  daß  der  Mannheimer  Markt  an 
4 — 6 Monate  alte  Schweine,  das  Durchschnittsalter  der  geschlachteten 
Tiere,  eigentlich  die  Anforderung  eines  Gewichtes  von  85  kg 
stellt. 1 Würden  beim  Großvieh  ähnliche  Untersuchungen  auf  Grund 
von  amtlichen  Wägungen  angestellt,  so  würde  man  statistisch 
ohne  Zweifel  zu  demselben  Ergebnisse,  der  Abnahme  des  Gewichtes, 
gelangen.  Denn  »der  Rückgang  im  Handel  mit  fetten  Ochsen 

ist  schon  seit  Jahren  zu  bemerken Dadurch  sind  die 

Metzger  gezwungen,  nur  mittelmäßig  gemästete  Tiere  zu  schlachten.«2 

Von  landwirtschaftlicher  Seite  wird  der  Zwischenhandel  für 
die  ungünstig  hohe  Gestaltung  der  Preise  verantwortlich  gemacht  ; 
es  ist  jedoch  bisher  trotz  mannigfaltiger  Versuche  bei  der  Schwierig- 
keit einer  derartigen  Untersuchung  noch  nicht  gelungen,  einen 
vollgültigen  Beweis  in  dieser  Richtung  zu  führen.  Wie  weit  die 
Händler  in  Frage  kommen,  entzieht  sich  bei  dem  Fehlen  jeglicher 
Anhaltspunkte  einer  genaueren  Einsicht,  aber  Wahrscheinlichkeits- 
gründe  sprechen  dafür,  daß  eine  Preistreibung,  vorausgesetzt,  daß 
sie  zur  Durchführung  einer  solchen  bei  der  immerhin  noch  mangel- 
haften Organisation  des  Handels  überhaupt  imstande  wären,  gar 
nicht  in  ihrem  Interesse  liegt.  Denn  hohe  Preise  beeinträchtigen 
den  Konsum,  damit  den  Geschäftsumsatz  und  den  Gewinn.  Auch 
ist  wohl  anzunehmen,  daß  der  Händler  auf  billiges  Vieh  einen 
höheren  Gewinnaufschlag  machen  kann  und  sich  bei  gesteigerten 
Preisen  mit  einem  geringeren  Profit  begnügen  muß,  da  sich  sonst 
sein  Risiko,  seinen  Viehbestand  überhaupt  nicht  losschlagen  zu 
können,  vergrößert.  Das  Bestehen  von  Händlervereinigungen  und 
Ringen  konnte  bisher  noch  nicht  einwandfrei  nachgewiesen  werden 
und  wird  auch  von  unparteiischen  Sachverständigen  bestritten. 
Das  Material,  welches  in  dieser  RJchtung  z.  B.  der  Deutsche  I^and- 
wirtschaftsrat  bringt. 3 ist  ohne  nähere  Angabe  der  Gewährsmänner 
als  wissenschaftlich  nicht  beweiskräftig  anzusehen.  Daß  an  einigen 


1 Verwaltungsberichl  über  den  Schlacht-  und  Viebhof  in  Mannheim  für  das 
Jahr  1900,  S.  20. 

* Desgleichen  vom  Jahre  1901,  S.  10. 

n a.  a.  O.  S.  101  — 105. 
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großen  Märkten  der  Zwischenhendel  hin  und  wieder,  durch  die 
starken  Preisschwankungen  begünstigt,  ungesunde  spekulative 
Formen  angenommen  hat,  ist  ohne  weiteres  zuzugeben.  Aber 
diese  Tatsache  berechtigt  nicht  zu  dem  Schlüsse,  daß  damit  die 
Händler  als  die  eigentlichen  Urheber  der  Teuerung  anzusehen  seien. 

Die  Heidelberger  Fleischerinnung  hat  vor  einiger  Zeit  versucht, 
das  Händlertum  durch  genossenschaftlicht'  Schlachtvieheinkäufe 
auszuschalten,  mußte  aber  bald  diese  Bestrebungen  aufgeben,  da 
eine  Verbilligung  des  Schlachtviehes  dadurch  nicht  erreicht  wurde. 
Auch  ein  zweiter  ähnlicher  Versuch,  auf  einer  Vereinbarung 
zwischen  dem  badischen  Bauernvereine  und  den  Metzgerinnungen 
Badens  beruhend,  scheiterte  aus  demselben  Grunde,  da  das  Angebot 
ein  äußerst  geringfügiges  war  — im  Monat  März  1906  nur  73 
Tiere  aus  103  Ortschaften  mit  5806  Mitgliedern  — und  die  Land- 
wirte nun  auch  noch  die  Spesen  und  den  Gewinn  des  Händlers 
einstecken  wollten.  Denn  die  geforderten  Preise  waren  loco  Stall 
per  Zentner  Schlachtgewicht  oft  um  2 — 4 M.  höher  als  die  jeweiligen 
Marktpreise! 1 

Daß  die  Metzger  nicht  für  die  ungünstige  Preisentwicklung 
verantwortlich  gemacht  werden  können,  wenn  auch  die  erhöhten 
Spesen  im  Metzgereigewerbe  als  preissteigerndes  Moment  voll 
anzuerkennen  sind,  haben  wir  bereits  in  einem  früheren  Kapitel 
darzulegen  versucht. 

Von  Händlern,  Metzgern  und  Konsumenten  wird  als  wichtig 
zur  Beurteilung  der  Teuerung  auf  die  Gestaltung  des  Vieh-  und 
Fleischimportes  aus  dem  Auslande  hingewiesen,  der  unter  der 
Wirkung  der  im  letzten  Jahrzehnte  getroffenen  Maßregeln  für 
die  Ernährung  des  deutschen  Volkes  nur  noch  von  untergeordneter 
Bedeutung  ist.  Unter  den  Bestimmungen,  die  in  erster  Linie 
zu  einer  Beschränkung  der  Einfuhr  geführt  haben,  sind  neben 
den  zahlreichen  Vieheinfuhrverboten  vor  allem  das  Gesetz  betreffend 
die  Schlachtvieh-  und  Fleischbeschau  (3.  Januar  1900),  die  Fleisch- 
beschauzollordnung (5.  Februar  1903)  und  die  Bekanntmachungen 
des  Reichskanzlers  vom  27.  März  1903  und  9.  Mai  1904  nebst 
den  zugehörigen  Ausführungsbestimmungen  zu  nennen. 

Über  die  Notwendigkeit  des  gesundheitlichen  Schutzes  unseres 
Viehbestandes  gegenüber  anderen  Ländern,  die  in  dieser  Hinsicht 


1 Vergl.  Eingabe  des  Vorstandes  des  Bezirksvereins  Baden-Pfalz  usw.  S. 
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hinter  Deutschland  zurückstehen,  herrscht  nur  eine  Meinung. 
Sobald  aber  derartige  veterinäre  Maßregeln  über  ihren  eigentlichen 
Zweck  hinausgehen  und  andere  politische  Ziele  in  sich  schließen, 
wie  es  bei  uns  offensichtlich  der  Fall  ist,  muß  auf  die  bedenklichen 
volkswirtschaftlichen  Folgen  hingewiesen  werden. 

Einer  erweiterten  Öffnung  der  Grenzen  bezw.  einer  Milderung 
der  Import  Vorschriften,  wobei  die  sanitären  Vorsichtsmaßregeln 
durchaus  nicht  außer  acht  gelassen  zu  werden  brauchten,  wäre 
deshalb  wohl  das  Wort  zu  reden.  Sie  könnten  in  der  Weise 
durchgeführt  werden,  daß  die  Errichtung  weiterer  Grenzschlacht- 
häuser. die  Erhöhung  der  Einf uhrkontingente  für  lebendes  Vieh 
und  die  sonstige  Erleichterung  des  Importes  durch  Herabsetzung 
der  Quarantänezeit  usw.  ins  Auge  gefaßt  würden.  Besonders 
ein  Vorgehen  in  ersterer  Richtung  würde  sich  bald  günstig 
bemerkbar  machen;  denn  gerade  die  Einfuhr  der  für  die  Volks- 
ernährung so  wichtigen  Schweine  ist  kontingentiert  und  kann 
deshalb  in  Teuerungsjahren  erst  recht  nicht  gesteigert  werden. 
Unter  den  obigen  Voraussetzungen  wäre  teils  eine  absolute  Er- 
höhung der  importirten  Vieh-  und  Fleischquanten,  teils  wenigstens 
eine  solche  der  Lebendware  auf  Kosten  des  Fleisches  aus  den 
für  uns  vor  allem  in  Frage  kommenden  Ländern  Dänemark, 
Niederlande,  Frankreich  und  Amerika  zu  erwarten.  Zu  wünschen 
wäre  auch,  daß  die  Vertragsverhandlungen  mit  Amerika  den 
Import  amerikanischer  Rinder  in  die  Wege  leiten  würden.  Für 
unseren  Westen  ist  jedoch  die  Zufuhr  von  Schweinefleisch  in 
erster  Linie  anzustreben.  Sie  könnte  aus  den  dafür  vorzugsweise 
in  Frage  kommenden  Ländern,  F'rankreich  und  Holland,  in  der 
Weise  verwirklicht  werden,  wie  sie  dem  Osten,  wenigstens  in 
beschränktem  Maße,  durch  die  Zulassung  von  bestimmten  Kon- 
tingenten in  lebender  Ware  aus  Rußland  und  Österreich-Ungarn 
bereits  zugestanden  ist. 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  zur  Schaffung  der  Lage,  wie 
sie  bis  gegen  Ende  des  Jahres  1906  geherrscht  hat,1  eine  Reihe 
von  ungünstigen  Momenten  zusammengewirkt  haben,  die  teilweise 
lokaler  oder  periodisch  auftretender  Natur  — so  die  schlechte 
Ernte  des  Jahres  1 904  — gewesen  sind.  Aber  immer  wieder  ist 


1 Der  Anfang  des  Jahres  i«>o"  hat  eine  teilweise  Veränderung  der  Situation 
gebracht;  ihrer  ist  im  Schlußworte  Erwähnung  getan. 
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darauf  hinzuweisen,  daß  als  einer  der  hauptsächlichsten  Gründe 
für  die  beunruhigende  Aufwärtsbewegung  der  Vieh-  und  Fleisch- 
preise der  Mangel  an  schlachtreifem  Vieh  im  Inlande,  dem  das 
Ausland  infolge  der  ausgedehnten  Absperrung  nicht  steuern  kann, 
zu  betrachten  war. 

Die  Preise  für  lebendes  Vieh  werden  in  Karlsruhe  und  Mann- 
heim nach  Schlachtgewicht  notiert.  In  Ludwigshafen  werden  die 
Einkaufspreise,  da  ein  Viehmarkt  nicht  besteht,  nicht  ermittelt. 
Wie  bereits  erwähnt,  kaufen  die  Ludwigshafener  Metzger  den 
größten  Teil  ihres  Bedarfes  auf  dem  Mannheimer  Markte  ein; 
auch  für  die  anderwärts  betätigten  Geschäfte  sind  die  Mannheimer 
Marktpreise  maßgebend. 

Die  Notierung  nach  Schlachtgewicht  erfolgt  aus  den  früher 
dargelegten  Gründen  und  nicht  etwa,  um  dem  Landwirte  die 
Kenntnis  von  den  tatsächlich  erzielten  Preisen  unmöglich  zu 
machen,  wie  es  Levy  von  Halle1  für  den  Berliner  Markt  annimmt. 

Die  für  Vieh  gezahlten  Preise  werden  in  Karlsruhe  durch 
die  Direktion  des  Schlachthofes  unter  Zuzug  von  Händlern  und 
Metzgern  ohne  Bildung  einer  Marktkommission  festgestellt.  Den 
von  der  Großh.  Regierung  auf  Veranlassung  des  Badischen 
Landwirtschaftsrates  gemachten  Vorschlägen,  beim  Viehverkaufe 
den  Handel  nach  Lebendgewicht  einzuführen  und  in  den  Markt- 
ordnungen einheitliche  Normen  für  die  Preisnotierung  nach  Lebend- 
gewicht unter  Heranziehung  von  Vertretern  der  Landwirtschaft 
vorzuschreiben,  konnte  sich  der  Stadtrat  nicht  anschließen.  Er 
sprach  sich  sowohl  gegen  die  Einführung  des  Lebendgewichts- 
handels als  auch  gegen  die  Bildung  einer  Marktkommission  aus. 

In  Mannheim  ermittelt  der  Marktmeister  die  Preise  im  Ver- 
eine mit  den  Handelsleuten  ohne  Landwirte  und  Metzger.  Eine 
Zuziehung  von  Produzenten  ist  aus  dem  Grunde  nicht  erforderlich 
weil  es  am  Mannheimer  Platze  keine  viehproduzierenden  Land-, 
wirte  mehr  gibt  und  der  Handel  sich  ganz  in  den  Händen  der 
Handelsleute  befindet.  Nichtsdestoweniger  war  dem  Wunsche 
des  Badischen  Landwirtschaftsrates,  auch  Landwirte  bei  der  Fest- 
stellung der  Viehpreise  mitwirken  zu  lassen,  gerne  entsprochen 
worden.  Tatsächlich  waren  auch  vor  Jahren  einige  Produzenten 


1 Die  Berliner  Fleischpreise  im  letzten  Jahrzehnt  und  die  Reform  des  Vieh 
und  Fleischhandels,  Schmollers  Jahrbücher  XVI,  S.  49. 

Hrandt,  Die  Kl  eiseh  Versorgung.  X 
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in  der  Preisnotierungskommission  tätig;  nach  einiger  Zeit  jedoch 
verzichteten  sie  auf  weitere  Mitwirkung. 

Ob  die  notierten  Preise  stets  den  wirklich  gezahlten  ent- 
sprechen, ist  nicht  ohne  weiteres  zu  bejahen,  da  hier  widerstreitende 
Interessen  mitsprechen.  Wahrscheinlich  ist,  daß  die  Notierung 
in  Karlsruhe,  wo  Händler  und  Metzger  mitwirken,  verläßlicher 
sein  wird,  als  in  Mannheim,  wo  der  Marktmeister  allein  auf  die 
Mitteilungen  der  Händler  angewiesen  ist.  Diese  letzteren  werden 
sicherlich  nicht  darauf  dringen,  daß  gerade  die  höchsten  Preise, 
auf  welche  dann  die  Landwirte  beim  nächsten  Handelsabschlusse 
fußen,  veröffentlicht  werden.  Auf  der  anderen  Seite  liegt  es 
gerade  im  Interesse  der  Metzger,  daß  die  höchsten  gezahlten 
Preise,  die  dann  als  Rechtfertigung  für  die  eigenen  Preisaufschläge 
dienen  können,  bekannt  gemacht  werden. 

Die  Preisgestaltung  für  lebendes  Vieh  in  den  letzten  Jahren 
ist  aus  nebenstehenden  Tabellen  ersichtlich.  Karlsruhe  unterscheidet 
bis  zum  Jahre  1903  bei  den  Ochsen  vier,  bei  Rindern  und  Kühen 
fünf,  bei  den  übrigen  Tierarten  je  drei  Qualitäten.  Dabei  bedeuten 
die  einzelnen  Buchstaben  in  den  Kolonnen  der  verschiedenen 
Tierarten : 

Bei  den  Ochsen:  a = vollfleischige,  ausgemästete,  höchsten 
Schlachtwertes,  höchstens  7 Jahre  alt,  b = junge,  fleischige,  nicht 
ausgemästete  und  ältere  ausgemästete,  c = mäßig  genährte  junge, 
gut  genährte  ältere,  d = gering  genährte  jeden  Alters. 

Bei  den  Karren:  a = vollfleischige,  höchsten  Schlacht  wertes, 
b = mäßig  genährte  jüngere  und  gut  genährte  ältere,  c = gering 
genährte. 

Bei  den  Rindern  und  Kühen:  a = vollfleischige,  aus- 
gemästete Färsen,  Rinder  höchsten  Schlachtwertes,  b = vollfleischige, 
ausgemästete  Kühe  höchsten  Schlachtwertes,  bis  zu  7 Jahren,  c = 
ältere,  ausgemästete  Kühe  und  wenig  gut  entwickelte  jüngere 
Kühe,  Färsen  und  Rinder,  d = mäßig  genährte  Kühe,  Färsen 
und  Rinder,  e = gering  genährte  Kühe,  Färsen  und  Rinder. 

Bei  den  Kälbern:  a = feinste  Mast-  (Vollmilch-Mast)  und 
beste  Saugkälber,  b = mittlere  Mast-  und  gute  Saugkälber,  c = 
geringe  Saugkälber. 

Bei  den  Schafen:  a = Mastlämmer  und  jüngere  Mast- 
hammel, b = ältere  Masthammel,  c = mäßig  genährte  Hammel 
und  Schafe  (»Merzschafe«). 
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Bei  den  Schweinen:  a = vollfleischige  der  feineren  Rassen 
und  deren  Kreuzungen  im  Alter  bis  zu  1 1j4  Jahren,  b = fleischige, 
c = gering  entwickelte. 

Vom  Jahre  1903  ab  werden  bei  den  Rindern  und 
Hammeln  je  zwei,  bei  den  übrigen  Tieren  je  drei  Qualitäten 
unterschieden. 

In  Mannheim  werden  nur  die  Rinder,  Kühe  und  Kälber 
in  verschiedene  und  zwar  je  drei  Klassen  eingeteilt.  Bei  den 
übrigen  Tierarten  ist  nur  aus  den  zum  Teil  sehr  erheblichen 
Differenzen  zwischen  den  niedersten  und  höchsten  Preisen  er- 
sichtlich, wie  sehr  die  einzelnen  Qualitäten  voneinander  abweichen. 

Die  nebenstehenden  Aufstellungen  zeigen,  daß  die  Viehpreise 
in  der  fraglichen  Zeit  durchweg  eine  ansehnliche  Steigerung  erfahren 
haben,  bei  der  neben  den  besprochenen  Ursachen  auch  die  höher 
werdenden  Produktionskosten  mitgewirkt  haben.  Geradezu  in  die 
Augen  fallend  ist  die  Entwicklung  der  Schweinepreise.  Sie  hatten 
schon  1901  eine  seit  Jahren  nicht  gesehene  Höhe  erreicht.  Der 
Grund  ist  darin  zu  suchen,  daß  die  niedrigen  Preise  der  Jahre 
1 899  und  1900  nach  den  hohen  der  Jahre  1897  und  1898  den 
Landwirten  nicht  mehr  rentabel  genug  erschienen  und  sie  zu  einer 
Einschränkung  der  Schweineproduktion  veranlaßten,  die  dann  im 
Verein  mit  der  Wertsteigerung  der  amerikanischen  Schweine  die 
ungünstige  Tendenz  nach  oben  im  Gefolge  hatte.  Von  ganz  her- 
vorragender Bedeutung  für  die  Bewegung  sämtlicher  Preise  ist 
das  Ergebnis  der  Futterernte  in  den  einzelnen  Jahren.  Es  zeichnet 
dem  Produzenten  den  Weg  vor,  den  er  einzuschlagen  hat,  ob  er 
sein  Vieh  zur  Nachzucht  behalten  und  auch  durch  den  Winter 
bringen  oder  ob  er  den  Viehbestand  möglichst  reduzieren  soll. 
Bringt  die  Ernte  einen  Ausfall  an  Futtermitteln,  hauptsächlich 
Kartoffeln  und  Rüben,  wie  er  vornehmlich  in  dem  Trockenheitsjahr 

1904  zu  verzeichnen  war,  so  wird  alles  halbwegs  entbehrliche 
Vieh  abgestoßen.  Die  Folge  davon  ist  dann  ein  bald  eintretender 
Viehmangel,  der  sich  durch  ein  Heraufschnellen  der  Preise  kenn- 
zeichnet. In  dieser  Hinsicht  reden  die  Schweinepreise  des  Jahres 

1905  eine  deutliche  Sprache. 

Aber  auch  innerhalb  der  einzelnen  Monate  eines  Jahres 
zeigen  sich  Preisschwankungen,  die  durch  das  wechselnde,  in  den 
verschiedenen  Jahresabschnitten  sehr  ungleiche  Angebot  hervor- 

8* 
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III.  Abschnitt. 


gerufen  werden.  Gewöhnlich  ist  vom  Anfänge  des  Jahres  bis  zu 
den  Sommermonaten  ein  allmähliches  Sinken  der  Preise  zu  kon- 
statieren, welches  dann  wieder  gegen  Schluß  des  Jahres  einer 
langsamen  steten  Steigeruug  Platz  macht. 

Einem  Vergleiche  der  Viehpreise  des  Karlsruher  und  Mann- 
heimer Platzes  mit  denen  anderer  Städte  treten  dadurch  Schwierig- 
keiten entgegen,  daß  die  Notierungsweise  eine  sehr  verschieden- 
artige ist.  So  wird  z.  B.  das  Rindvieh  in  Danzig  und  Magdeburg 
nach  Lebendgewicht,  dagegen  in  Berlin,  Cöln,  Frankfurt  a.  M.f 
Dresden,  Leipzig,  Chemnitz  und  München  nach  Schlachtgewicht 
notiert.  Die  Schweine  werden  in  Danzig  nach  Lebendgewicht 
ohne  Tara,  sonst  nach  Lebendgewicht  mit  Tara  oder  nach  Schlacht- 
gewicht gehandelt.  Für  Kälber  versteht  sich  der  Preis  in  Danzig, 
Magdeburg,  Leipzig,  Chemnitz,  München  für  Lebendgewicht,  sonst 
für  Schlachtgewicht.  Hammel  gehen  in  Danzig,  Magdeburg,  Leipzig, 
Chemnitz  nach  Lebendgewicht,  sonst  nach  Schlachtgewicht.  Diese 
Beispiele  zeigen  schon,  daß  es  beinahe  unmöglich  ist,  eine  fest- 
stehende Basis  für  einen  Vergleich,  der  nicht  zu  falschen  Schlüssen 
führt,  zu  finden.  Es  sei  auch  noch  erwähnt,  daß  nicht  einmal  der 
Begriff  »Schlachtgewicht«  ein  festumgrenzter  ist,  sondern  daß  er 
nach  den  Handelsgebräuchen  der  einzelnen  Marktorte  verschiedenen 
Auslegungen  unterworfen  zu  sein  pflegt. 

Die  Ladenpreise  für  Fleisch  werden  in  Karlsruhe  und  Mann- 
heim durch  die  Metzgerinnungen  ermittelt  und  bekannt  gegeben. 
Diese  Preise  können  als  authentisch  gelten.  Denn  die  Metzger 
werden  dieselben  sicher  nicht  niedriger  als  der  Wahrheit  ent- 
sprechend angeben,  da  sic  sich  damit  selbst  schädigen  würden. 
Sie  haben  eher  ein  Interesse  daran,  höhere  Preise  zu  veröffent- 
lichen. Aber  ein  Vergleich  mit  den  Viehpreisen  wird  zeigen, 
daß  dieser  immerhin  verlockenden  Versuchung  widerstanden 
wurde. 

Vorher  über  soll  durch  die  beifolgende  Tabelle  gezeigt 
werden,  wie  sich  die  Ladenpreise  einer  unserer  Städte,  nämlich 
Mannheims,  zu  denen  anderer  Plätze  verhalten:1 


*)  Vergl.  Jahrbuch  deutscher  Städte  (Dr.  M.  Neefe),  Jahrg.  XII  und  XIII: 

Die  angeführten  Zahlen  sind  die  jährlichen  Mittelpreise  der  einzelnen 
Marktorte. 
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170 

1 

ibo 

120 

1 

I4O 

100 

Stuttgart  .... 

— 

«3« 

- 

«38 

OC 

1 

! 

1 28 

StraHburg  i.  K. 

159 

123 

*52 

_ 

«7« 

I 

1 

i<>4 

L 

Darnach  stehen  die  Mannheimer  Ladenpreise  ihrer  Höhe 
nach  mit  an  erster  Stelle  und  stechen  besonders  von  denen  der 
norddeutschen  Städte  ungünstig  ab. 

Die  Entwicklung  der  Karlsruher  und  Mannheimer  Laden- 
preise in  den  letzten  Jahren  veranschaulichen  die  nebenstehenden 
Tabellen.  In  Ludwigshafen  findet  keine  amtliche  Notierung  der 
Detailpreise  statt.  Die  Ladenpreise  des  Fleisches  schließen  sich 
jedoch  eng  an  die  Mannheims  an  und  können  als  mit  diesen  identisch 
betrachtet  werden.  Es  ist  bedauerlich,  daß  bei  den  Notierungen 
nicht  in  höherem  Maße  eine  Unterscheidung  der  einzelnen  Fleisch- 
teile, die  naturgemäß  sehr  verschiedenen  Verkaufswert  haben, 
vorgenommen  ist.  Nur  eine  genaue  Differenzierung  der  verschieden- 
artigen Fleischstücke  könnte  ein  übersichtliches  und  in  jeder  Hin- 
sicht einwandfreies  Material  bieten. 

Um  einen  Vergleich  der  Ladenpreise  mit  den  nach  Schlacht- 
gewicht festgesetzten  Viehpreisen  durchführen  zu  können,  muß 
man  die  Zugaben,  das  sogenannte  »Kraib%  »Geraupe«  oder  'Grab  , 
wie  Haut,  Geschlinge,  Fett,  Kopf,  Füße  u.  dgl.,  die  der  Metzger 
gratis  zu  dem  berechneten  Schlachtgewichte  erhält,  berücksichtigen. 
Diese  Zugaben  sind,  wie  die  folgenden  Berechnungen  zeigen, 
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Monatliche  Durchschnittspreise  im  Kleinhandel  (Ladenpreise)  in 
Karlsruhe  in  den  Jahren  1901  -1906  pro  kg  in  Mark. 

Tabelle  III 


M 0 n a t 

Ochsen- 

fleisch 

Rind- 

fleisch 

Kuhfleisch  Kalbfleisch 

I 

I 

Hammel- 

fleisch 

Schweine- 

fleisch 

1901 

Januar . 

1.28—1.44 

1.20 — 1.36 

1.00—1.12 

1.28-1.44 

0.80 — 1.40 

1.44 

Februar  . 

1.28 — 1.44 

1.20—1.36 

1. 00— 1.12 

1.28 — 1.44 

0.80 — 1.40 

1.44 

Mär/  . 

1.28—1.44 

1.20 — 1.36 

1 .00 — 1.08 

1.28— 1.44 

0.90—1.40 

1.44 

April  . . . 

1.28—1.44 

1.20—  1.36 

1 .00 — 1 .08 

1.28 — 1.44 

1.00 — 1.40 

1.44 

Mai  . . . 

i .28 — 1 .44 

1.20 — 1.36 

1 .00 — 1.08 

1 .28 — 1 .44 

1.10 — 1.40 

1.44 

Juni  . . . 

1.28—1.44 

1.20 — 1.36 

1.00—  1.08 

1.28—1.44 

1.20—1.40 

1.44 

Juli  . . . 

1.28 — 1.44 

1.20 — 1.36 

1. 00  — 1.08 

1.28—1.44 

1.20 — 1.40 

1.44—1.52 

August 

1.28 — 1.44 

1.20 — 1.36 

1 .00 — 1 .08 

1.28 — 1.44 

1.20 — 1.40 

»•32 

September 

1.28 — 1.44 

1.20 — 1.36 

1.00—  1.08 

1.28 — 1.44 

1.20 — I.40 

1.52 

Oktober  . . 

1.28 — 1.44 

1.20 — 1.36 

1. 00— 1.08 

1.36—1.48 

1.20 — 1.40 

1.44  — 1.60 

November 

1.28 — 1.44 

1.20 — 1.36 

1.00—1.08 

1.44—1.52 

i .20-  1 .40 

1.44 — 1.60 

Dezember 

1.28—1.44 

1.20—1.36 

1.00 — 1.08 

1.40—1.48 

1.20 — 1.40 

1.44 — 1.60 

Jahres- 

1 .28 — 1 .44 

1.20 — 1.36 

I.CO — 1 .08 

1.32—1.44 

1.08—1.40 

1.46 — 1.50 

durchschnitt 

1902 

Januar . 

1.28 — 1 .44 

1.20— 1.36 

1.00—1.08 

1.40 — 1.48 

1.20 — 1.40 

1.44 — 1.60 

Februar  . 

1.32—1.44 

1.20 — 1.36 

1.00 — 1.08 

1.44-1.52 

1 .20 — I.40 

1.44—1.60 

März  . 

1.28 — 1 .44 

1.20 — 1.3b 

1.00—1.08 

1.44— 1.52 

1.20—1.40 

1.44 — 1.60 

Aprii  . 

00 

1 

4- 

1.20 — 1.36 

1.00 — 1.08 

1.44—1.56 

1.20 — 1.40 

1.44 — 1.60 

Mai  . . . 

1.28—1.44 

1.20 — 1.36 

1.00  — 1.08 

1.44 — 1.60 

1.20 — I.40 

1.44 — 1.60 

Juni  . . . 

1 .28 — 1.44 

1.20 — 1.36 

1.00 — 1.08 

1.44—1.60 

1.20 — 1.40 

1.44 — 1.60 

Juli  . . . 

l .28 — 1.44 

1.20 — 1.36 

1.00 — 1.08 

1.40—1.56 

1.20—  I.40 

1.44 — 1.60 

August 

1.32—1.44 

1.20 — 1.36 

1.00 — 1.08 

1.48 — 1.60 

1.20 — I.40 

1.48—1.60 

September 

1.40 — 1.48 

1.32-1.40 

1.00 — 1.20 

1.52 — 1.60 

1.00 — 1.40 

1.60—1.68 

Oktober  . 

1.38—1.48 

1.32— 1.40 

I .Ob — I.24 

1.52 — 1.60 

1.10 — 1.40 

1.56 — 1.64 

November 

1.36 — 1.48 

1.32— 1.40 

1.12 — 1.28 

1.52—1.60 

1.20 — 1.40 

1.52 — 1.60 

Dezember 

1.36 — 1 48 

1 .28— 1 .40 

1.12 — 1.28 

1.36—1.44 

1.20 — I.40 

1 .44 — 1.60 

Jahres- 

durchschnitt 

1.32—1.46 

1.24—1.38 

1.02 — 1.14 

1.44—1.56 

1.17 — 1.40 

1.48—1.62 
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Noch : Monatliche  Durchschnittspreise  im  Kleinhandel  (Ladenpreise)  in 


Karlsruhe  in  den  Jahren  1901  — 1906  pro  kg  in  Mark. 

Tabelle  III,  Fortsetzung 


Monat 

Ochsen- 

fleisch 

Rind- 

fleisch 

Kuhfleisch 

Kalbfleisch 

Hammel- 

fleisch 

Schweine- 

fleisch 

1903 

Januar 

1.36—1.48 

1.30 — 1.40 

1.12 — 1.28 

1.36—1.44 

1.20 — 1.40 

1.48 — 1.60 

Februar  . 

1.36—1.48 

1.30—1.40 

1 .00 — 1.16 

>•44— «-52 

1.20 — 1.40 

I.44—I.56 

M.’irz  . 

1.36 — 1.48 

1.28—  1.40 

1 .00 — 1.12 

1 .44 — 1.60 

1.20 — 1.40 

1.40 — 1.48 

April  . . . 

1.36—1.48 

1 .30—1.40 

1 .00—  1 . 1 2 

1.48  — 1.60 

1 .20 — 1.40 

1.36—1.44 

Mai 

1.36—1.48 

t. 30- 1.40 

1. 00— 1.12 

1.52 — 1.60 

1.20 — 1.40 

1.28—1.44 

Juni  . . . 

1.36 — 1 .48 

1.30— 1.40 

1. 00  — 1.12 

1.52 — 1.60 

1.20—  1 .40 

1.28  — 1.44 

Juli  . . . 

1.36—1.48 

1.28 — 1.40 

1.00 — 1.12 

1.44 — 1.60 

1.20 — 1.40 

1.28-1.44 

August 

1.36—1.48 

1.28—1.40 

1 00—1.12 

1.44 — 1.60 

1.20 — 1.40 

1.28 — 1.44 

September 

1.36—1.48 

1.30— 1.40 

1.00 — 1.16 

1.52 — 1.60 

1.20 — 1.40 

1.40—1.48 

Oktober  . 

1.40—1.48 

1.32 — 1.40 

1 .00 — 1.12 

1.52 — 1 .60 

1.20— I.4O 

1.44—1.52 

November 

t.40 — 1.48 

1.30— 1.40 

1.00 — 1.12 

1.52  — 1.60 

I.20—I.4O 

1.36—1.48 

Dezember 

1 .40—1 .48 

1.32 I.4O 

1.00 — I . I 2 

1.38—1.52 

1.20— I.4O 

1.32— 1.44 

Jahres- 

1.37—1.48 

1.29 — 1.40 

t.OI  — 1 . 1 4 

1.46  — 1.57 

1.20 — I.40 

1.36—1.48 

durchschnitt 

1904 

Januar 

1.40 — 1.48 

1.28 — 1.40 

1 .00 — 1.12 

1.44 — 1.60 

1.20 — 1.40 

t.28 — 1.44 

Februar  . 

1.40—1.48 

1.28—1.40 

1.00 — 1.1 2 

1.44—1.60 

1.20 — 1.40 

1.24 — 1.40 

März  . . . 

1.40 — 1.48 

1.28 — 1.40 

1 .00—1.12 

1.44 — 1.60 

1.20 — 1.40 

1.20—1.36 

April  . . . 

1.38—1.48 

t. 28— 1.40 

1 .00 — 1.12 

1.44  — 1.60 

1.20 — 1 .40 

1 .20—  1 .36 

Mai  . . . 

1 .40—  1 .48 

1.28 — 1.40 

1.00— 1.1 2 

1.48 — 1.60 

1.20 — I.40 

l .20—  1 .36 

Juni  . . . 

'•36-  i >2 

1.28 — 1.44 

1.00  — 1. 12 

1.32—1.68 

1.00 — 1.40 

1.20  -1.36 

Juli  . . . 

1.36—1.52 

1.28—1.44 

1.00 — 1.12 

1.52—1.68 

1.20— I.40 

1.28—1.44 

August 

1.36—1.52 

1.28—1.44 

1 .00—  1 . 1 2 

t.  32— 1.68 

1.20 — 1.40 

1.32—1.48 

September  . 

1.36—1.52 

t. 28— 1.44 

1.00 — 1.12 

1.32 — 1.60 

1.20 — 1.40 

1.36—1.52 

Oktober  . 

1.36—1.52 

1.28 — 1.44 

1.00 — 1.12 

1.52 — 1.60 

1.20—  1.40 

1.36—1.52 

November 

t.40— 1.52 

1.32—1.44 

I .OO — 1.12 

1.52 — 1.60 

1.20 — I.40 

1.40—  1.52 

Dezember 

1.36—1.52 

1.28—1.44 

1.00 — 1.12 

1.52—1.60 

1.20 — 1.40 

1.36—1.52 

Jahres- 

durchschnitt 

* -37 — 5« 

1.28 — 1.42 

1 .OO — 1.12 

1 .49 — 1.62 

I.I8—I.4O 

1.28 — 1.44 
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Noch : Monatliche  Durchschnittspreise  im  Kleinhandel  (Ladenpreise)  in 


Karlsruhe  in  den  Jahren  1901 — 1906  pro  kg  in  Mark. 

Tabelle  III,  Fortsetzung 


M 0 n a t 

Ochscn- 

fleisch 

Rind- 

fleisch 

Kuh  fleisch 

Kalbfleisch 

Hammel- 

fleisch 

Schweine- 

fleisch 

1905 

Januar  . . 

1.36— 

I.52 

1.28— 

>•44 

1 .00 — 

1.12 

1.52  - 

1.60 

1.20-- 

1.40 

1 .40 — 

'•52 

Februar  . 

1.36— 

1.52 

1.28- 

>•44 

1.00 — 

I . I 2 

>.52  — 

1 .60 

1.20 — 

1.40 

1.36- 

'•52 

März  . . . 

1.40— 

>52 

1.32— 

* -44 

l.OO  — 

1.12 

1.52  — 

1.60 

1.10 — 

>.30 

1.40  — 

*•32 

April  . 

1.44  — 

I.52 

1.36- 

' -44 

1 .00 — 

1 . 1 2 

>■52— 

i .64 

1.20— 

1.40 

' 44  — 

Mai  . . . 

1.44  — 

t.52 

*•36- 

«•44 

1 .00— 

1.12 

1-52  — 

1.68 

1 .20  — 

1.40 

'■44— 

1.60 

Juni  . . . 

'•52- 

t.6o 

'•44— 

>•52 

1.12  — 

1.28 

1 .60 — 

1.68 

1.40  — 

!.8o 

«•44— 

1.60 

Juli  . . . 

1.52  — 

1 .60 

* -44  — 

>•32 

1.12  — 

1.28 

• .36- 

1 .64 

1.40 — 

1.80 

«-44  — 

1.60 

A ugust 

1.52  — 

i.6o 

'•44  — 

‘-52 

1 . 1 2 — 

1.28 

..52- 

1.60 

1.40  — 

1.80 

1.60 — 

1.72 

September 

>■52— 

1.60 

«•44“ 

1.52 

1.12  — 

1.28 

I.56— 

1.64 

1 .40— 

1.80 

1.68— 

1.76 

Oktober  . 

>•52- 

1.60 

>•44 — 

■•52 

I . l6 — 

1.28 

1 .bo — 

1.68 

1.40  — 

1.80 

«•74— 

1.82 

November 

'•52— 

1.60 

*-44  — 

«.52 

l.l6 — 

1.28 

1.56— 

1 .64 

1.40 — 

1.80 

1.78- 

1.88 

Dezember 

>•52— 

1.60 

'•44  — 

I.l6  — 

1.28 

1.36— 

1.64 

1.40— 

1.80 

1.76- 

1.84 

Jahres- 

durchschnitt 

1.48 — 

Cn 

I 

1 .40 — 

1 .48 

1.08  — 

1.22 

>•54— 

1.64 

'•30  — 

1.62 

' -54  — 

1 .66 

1906 

Januar  . . 

»•32— 

1 .60 

* 44 

* -52 

1.20— 

1.28 

1.52— 

1.60 

1.40  — 

1.80 

•■72— 

l .80 

Februar  . 

>•52- 

1.60 

'•44— 

>•52 

1.20— 

1.28 

'•5<>- 

1 .64 

1.40-- 

1.80 

'•72- 

l .80 

März  . . . 

>•52- 

1 .60 

'•44— 

'•52 

1.20 — 

1.28 

1.60— 

1.68 

1.40— 

1.80 

1.76— 

1.84 

April  . 

1.60— 

1.68 

'•52  — 

t.6o 

1.20  — 

1.28 

1.68— 

1.80 

1 .40 — 

1.80 

1.80— 

1.88 

Mai  . . . 

1.60— 

1.68 

'•52- 

1.60 

1.20  — 

1.28 

1.68- 

1.80 

1.40 — 

1.80 

1.66— 

>•74 

Juni  . . . 

1.60 — 

16.8 

>•52— 

1.60 

1.20  — 

1.28 

'-73 — 

i.8o 

1.40  — 

1 .80 

1.60 — 

1.68 

Juli  . . . 

1.60— 

1.68 

>•52— 

1.60 

1.20  — 

1.28 

1.68— 

1.80 

1.40- 

1.80 

1.70— 

1.80 

August 

1.64  — 

1.72 

1.56- 

1.64 

1.20— 

1.28 

1.68— 

1.80 

1.40- 

1.80 

1.68— 

1.80 

September 

1.68  — 

1.76 

1.60 — 

1.68 

1.20  — 

1.28 

1.80 — 

1.88 

1.40— 

1.80 

1.80— 

1.88 

Oktober  . 

1.68— 

..76 

1 .60 — 

1.68 

1.20 — 

1.28 

1.80— 

1.88 

1.40 — 

1.80 

1.80— 

1.88 

November 

1.68— 

..76 

1 .60 — 

1.68 

1.20— 

1.28 

1.80 — 

1.88 

1.40- 

1.80 

1.76- 

1.84 

Dezember 

1 .08 — 

1.76 

t .60 — 

t.68 

1.20— 

1.28 

,„8 

1.40— 

1.80 

1.68 

Jahres- 

durchschnitt 

I.62 — 

1.70 

>•54- 

1.62 

1.20— 

1.28 

1 .68— 

1.78 

1.40— 

i 

1.80 

»72— 

i .80 
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Durchschnittspreise  auf  der  Freibank  pro  Kilogramm  in  Mark. 


a.  Karlsruhe. 


1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1 906 

Ochsenfleisch 

0.91 

o-93 

0-95 

1.00 

0.97 

I.IO 

Rindlleisch 

0.83 

0.90 

0.89 

0.91 

0-93 

I.OI 

Kuhfleisch 

0.61 

0.63 

0.68 

0.65 

0.70 

0.80 

Farrcnfieisch 

0.74 

0.78 

075 

0.72 

0.79 

0.84 

Kalbfleisch 

0.74 

0.77 

0.77 

O 

0 79 

0.83 

Hammelfleisch 

0.60 

0.70 

0 

N 

ö 

0.70 

0.77 

0.82 

Schweinefleisch 

0.85 

0.90 

»n 

00 

ö 

0.76 

0.86 

0.97 

Kitzlein 

0.30 

0.30 

0.30 

0.31 

°-53 

b.  Mannheim. 


1901 

1902 

1903 

1904 

»905 

1906 

Rindfleisch  Ia  u. 
Kuh  fleisch  Ia 

0.80—0.85 

0.80  -0.83 

0.80—0.83 

0.80—0.95 

0.80—0.85 

0.80 — I .OO 

Rindfleisch  11  u. 
Kuhfleisch  II. 

0.45  — 0.80 

0.45—0.80 

0.45 — 0.80 

0.45—0.85 

0.43—0.80 

O.45—O.80 

Rindfleisch  III  u. 
Kuhfleisch  III 

0.40 — 0.60 

0.40 — 0.60 

0.40 — 0.60 

0.40—0.60 

0.40 — 0.60  0.40— o.<>o 

Kalbfleisch  Ia . 

— 

— 

— 

— 

— 

Kalbfleisch  II  . 

— 

— 

• 

— 

Kalbfleisch  III  . 

0.73—0.80 

0.75 — 0.85 

0.75—0.85 

0.75-0.85 

0.75—0.83 

O.75—O.9O 

Schweinefleisch  . 

0.80—0.90 

0.80—0.90 

0.80—0.90 

0.80 — 0.90 

0.80—  1 .00  0.80 — 1 .20 

Schaffleisch  . . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Ziegenfleisch  . 

— 

— 

— 

— 

““ 

— 

Pferdefleisch  . 

— 

— 

— 

— 

— 

Ochsenfleisch 

— 

_ 

_ 

O.80 — I .OO  O.80  - 1 .20 

Farrcnfieisch  . 

— 

- 

- 

— 

c.  Ludwigshafen 
in  den  Jahren  1901  — 1906. 

Ochsen-  und  Rindfleisch ca.  M.  0.80—1.28 

Kuhfleisch » 0.60 — i.oo 

Fasselfleiscl» » » 0.70 — 1.12 

Schweinefleisch » * 0.80—1.28 

Kalbfleisch  * » 0.90 — r.28 
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ziemlich  bedeutend  und  variieren  je  nach  der  Qualität  des  Schlacht- 
tieres. Sie  lassen  sich  bei  den  einzelnen  Tierarten  ungefähr 
folgendermaßen  in  runden  Zahlen  festsetzen:1 
Ochsen  (ca.  700  Pfund  Fleischgewicht) 

100  Pfund  Haut  a 52  Pf.  . . . M.  52. — 

60  Pfund  Unschlitt  a 25  Pf.  . . * 15. — 

Eingeweide,  Leber,  Lunge,  Därme, 

Pansen » 1 5. — 

Kopf  und  Füße » 10. — 

M.  Q2. — 

Farren  (ca.  700  Pfund  Fleischgewicht) 

120  Pfund  Haut  a 42  Pf.  . . . M.  50.40 

30  Pfund  Unschlitt  ä 25  Pf.  . . » 7.50 

Eingeweide  usw »1 5. — 

Kopf  und  Füße » 10. — 

M.  82.90 

Rinder  (ca.  500  Pfund  Fleischgewicht) 

75  Pfund  Haut  ä 50  Pf.  . . . M.  37.50 

25  Pfund  Unschlitt  k 25  Pf.  . . » 6.25 

Eingeweide  usw » 10™  12 

Kopf  und  Füße •>  6 — 8 

M-  59-75—63.75 

K ü h e (ca.  600  Pfund  Fleischgewicht) 

80  Pfund  Haut  ä 50  Pf.  . . . M.  40. — 

60  Pfund  Unschlitt  ä 25  Pf.  . . » 15. — 

Eingeweide  usw » 15. — 

Kopf  und  Füße 10. — 

M.  80. 

Kälber  (ca.  60 — 120  Pfund  Fleischgewicht) 

Fell  je  nach  Gewicht  ....  M.  6 — 1 1 

Kopf 3 2 — 4 

Geschlinge  mit  Leber  und  Bries  r-  3 — 5 

Füße ^ 0.60 — 1.20 

Gekröse » 0.60 — 1.50 

M.  12.20 — 22.70 

1 Nachstehende  Angaben  verdanke  ich  dem  Obermeister  der  Heidelberger 
Metzgerinnung,  Herrn  .Metzgermeister  Koch,  dem  ich  dafür  auch  an  dieser  Stelle  ver- 
bindlichsten Dank  sage. 
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Schweine  (ca.  100  — 180  Pfund  Fleischgewicht) 

Geschlinge M.  3 — 5 

Darmfett * 0.50 — 2 

Därme » — .50 

M.  4—7-50 

Hammel  (ca.  40 — 70  Pfund  Fleischgewicht) 

Fell M.  1.70 — 6 

Fett » 1 — 2 

Därme  und  Geschlinge  ...  » 0.50 — 1 

Kopf  und  Füße » — .50 

M.  3.70—9.50 

Bei  den  folgenden  Berechnungen,  die  den  Bruttoerlös  des 
Metzgers  bei  den  einzelnen  Tierarten  zu  ermitteln  suchen,  darf 
man  nicht  vergessen,  daß  sie  nur  einen  ungefähren  Überblick 
gewähren  können  und  mehr  oder  weniger  nur  Schulbeispiele  sind. 
Denn  viele  für  die  Höhe  des  Gewinnes  wichtige  Momente  sind 
individueller  Natur  oder  lassen  sich  aus  anderen  Gründen  nicht 
erfassen.  So  mußte  z.  B.  in  den  Beispielen  angenommen  werden, 
daß  das  ganze  Tier  zu  den  Ladenpreisen  als  frisches  Fleisch  ver- 
kauft wird,  ein  in  der  Praxis  fast  nie  vorkommender  Fall.  Ein 
Teil  des  Fleisches,  vielfach  sogar  der  größere,  wird  zu  Wurst, 
Räucherwaren  u.  dgl.  verarbeitet,*  wodurch  er  natürlich  einen 
größeren  Aufwand  an  Arbeit  und  Kapital  bedingt.  Bei  Schweinen 
wird  nur  etwa  der  dritte  Teil  des  Tieres  als  frisches  Fleisch  ver- 
kauft. Auch  das  Schlachtgewicht,  vielfach  die  Preise  und  der 
Wert  des  Geraupes,  konnten  nur  in  durchschnittlichen  Zahlen 
angesetzt  werden.  Alle  diese  Unvollkommenheiten  muß  man  bei 
Beurteilung  des  Bruttogewinnes  mit  in  Rechnung  ziehen. 

Als  Basis  sind  die  Preise  vom  Dezember  1906  gedacht. 

Karlsruhe. 

Ochsen  kg  350  Schlachtgewicht  a 1.72 

(durchschnittlicher  Ladenpreis)  . M.  602. — 

Geraupe *•  92. — 

Bruttoerlös  des  Metzgers  M.  694. — 

Viehpreis: 

kg  350  ä 1,6665  (durchschnittlicher 

Viehpreis) » 583.25 


Bruttogewi  n n = M.  1 10.75  = 18,98  %> 
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Rinder  kg  250  a 1,64 M.  410. — 

Geraupe  (mittlerer  Wert)  . . . » 6 1 .75 

Bruttoerlös  des  Metzgers  M.  471.75 
Viehpreis : 

kg  250  ä i.66 a 415. — 

Bruttogewinn  = M.  56.75  = 13,67  0 0 

Kühe  kg  300  ä 1,24 M.  372. — 

Geraupe » 80. — 

Bruttoerlös  des  Metzgers  M.  452. — 

Viehpreis: 

kg  300  ä 1,2866 » 3^5-95 

Bruttogewinn  = M.  66.05  = 17.1 1 0 o 

Kälber  kg  45  (Mittel)  ä 1,73 M.  77.85 

Geraupe  (Mittel) » 17.45 

Bruttoerlös  des  Metzgers  M.  95.30 
Viehpreis : 

kg  45  a 1,72 > 77-40 

Bruttogewinn  = M.  17.90=  23,12% 

Hammel  kg  27,5  (Mittel)  ä 1,60  . . . . M.  44. — 

Geraupe  (Mittel) » 6.60 

Bruttoerlös  des  Metzgers  M.  50.60 
Viehpreis: 

kg  27,5  ä 1,56 » 4 2 -9° 

Bruttoge  winn  = M.  7.70=17,94% 

Schweine  kg  70  (Mittel)  ä 1.68  ....  M.  117.60 

Geraupe  (Mittel) » 5.75 

Bruttoerlös  des  Metzgers  M.  123.35 
Viehpreis: 

kg  70  a 1,39 » 97-3Q 

Bruttogewinn  = M.  26.05  = 26,77% 

Man  n hei  m. 

Ochsen  kg  350  a 1,80 M.  630  — 

Geraupe » 92. — 

Bruttoerlös  des  Metzgers  M.  722. — 
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Übertrag  . M.  722. — 

Viehpreis: 

kg  350  ä 1.66 » 5**i.— 

Bruttogewinn  = M.  141. — = 2 4,2  6 % 

Farren  kg  350  ä 1.60 M.  560. — 

Geraupe » 82.90 

Bruttoerlös  des  Metzgers  M.  642.90 

Viehpreis : 

kg  350  ä 148 » 5 1 8. — 

B r u 1 1 o g e w i n n = M.  12 4.90  = 24,11  % 
Rinder  und  Kühe  kg  275  (Mittel)  a 1.60  M.  440. — 

Geraupe » 70.85 

Bruttoerlös  des  Metzgers  M.  ,510.85 

Viehpreis: 

kg  275  a 1,4165 > 3890.5 

Bruttogewinn  = M . 1 2 1 .30  = 3 1 , 1 3 % 

Kälber  kg  45  ä 1,8333 M.  82.50 

Geraupe  (Mittel) » 17.45 

Bruttoerlös  des  Metzgers  M.  99.95 
Viehpreis: 

kg  45  ä 1,7666 » 79.50 

Bruttogewinn  = M.  20.45  = 2 5*7  2 % 

Hammel  kg  27,5  a 1.50 M.  41.25 

Geraupe  (Mittel) » 6.60 


Bruttoerlös  des  Metzgers  M.  47.85 
Viehpreis: 

kg  27,5  ä 1.50 » 41.25 


Bruttogewinn  = M.  6.60  = 1 6 % 
Schweine  kg  70  (Mittel)  a 1.85  . . . . M.  129.50 

Geraupe  (Mittel) •->  5.75 

Bruttoerlös  des  Metzgers  M.  135.25 
Viehpreis: 

kg  70  a 1.34 93-So 

Bruttogewinn  = M.  4 1 .45  = 44,19  °/0 


Die  Bruttogewinne  des  Metzgers  schwanken  also  in  Karls- 
ruhe zwischen  13.67%  und  26,77%,  in  Mannheim  zwischen  16% 
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und  44,19%;  sie  sind  in  Mannheim  durchweg  höher  als  in  Karls- 
ruhe, eine  Erscheinung,  die  wohl  zum  Teile  in  den  höheren 
Geschäftsspesen  der  industriellen  Großstadt  ihre  Erklärung  findet, 
zum  Teile  aber  auch  auf  die,  wie  bereits  konstatiert,  relativ  hoch- 
stehenden Ladenpreise  Mannheims  zurückzuführen  ist.  Am  auf- 
fallendsten ist  die  Differenz  bei  den  Schweinen  (Karlsruhe  26,77  %. 
Mannheim  44,19%!).  Bei  den  damals  in  Mannheim  erzielten 
Ladenpreisen  für  Schweinefleisch  (ca.  1.85  M.  pro  kg  gegen 
1.68  M pro  kg  in  Karlsruhe)  darf  man  wohl  behaupten,  daß  die 
Metzger  in  Mannheim  mindestens  reichlich  auf  ihre  Kosten 
gekommen  sind.  Im  übrigen  aber  darf  die  relative  Höhe  der 
erzielten  Bruttogewinnt'  nicht  zu  falschen  Schlüssen  bezüglich  der 
tatsächlichen  reinen  Überschüsse  verleiten.  Der  hohen  Unkosten 
im  Metzgereibetriebe  wurde  bereits  gedacht,  ebenso  der  sonstigen 
Momente,  welche  die  obigen  Berechnungen  modifizieren.  Erwähnt 
sei  nur  noch,  daß  die  reinen  Schlachtunkosten  (Schlachtgebühren, 
Akzise  und  ev.  Oktroi)  betragen : bei  einem  leichten  Rinde  8. — M. 
pro  Stück,  bei  einem  mittleren  Rinde  12. — M.  pro  Stück;  für 
Kleinvieh  (Schlachtgebühr  und  ev.  Oktroi)  bei  Kälbern  1.20  M., 
bei  Schweinen  2.50  M.  pro  Stück. 

Fassen  wir  alle  diese  Faktoren  zu  einer  Beurteilung  zusammen, 
so  kommen  wir  zu  dem  Resultate,  daß  die  Reingewinne  der 
Metzger  gerade  bei  den  hohen  Preisen  bescheiden  sind;  muß  doch, 
wie  von  einem  Praktiker  rechnerisch  nachgewiesen  wurde,  an 
jedem  Pfunde  Fleisch  10  Pf.  netto  verdient  werden,  um  überhaupt 
bestehen  zu  können. 1 Die  Vorbedingung  für  die  Erzielung  eines 
Einkommens,  welches  dem  investierten  Kapitale  und  der  auf- 
gewendeten Mühe  entspricht,  wird  bei  den  als  Basis  angenommenen 
Preisen  ein  möglichst  rascher  und  hoher  Umsatz  sein;  diese  Voraus- 
setzung wird  aber  nur  der  größere  Metzger  erfüllen  können. 

Dabei  liefert  eine  Untersuchung  der  derzeitigen  Verhältnisse 
(April  1907),  die  durch  die  Preisänderungen  eine  gewisse  Ver- 
schiebung erfahren  haben,  das  interessante  Ergebnis,  daß  das 
Heruntergehen  der  Viehpreise  keine  Vergrößerung  der  Metzger- 
gewinne gebracht  hat,  was  sonst  die  Regel  zu  sein  pflegt.  Im 


1 Vergl.:  Ein  Rechen-Exempcl  für  Metzger,  Ein  Mahnwort  an  Alle,  die  es 
angelit,  Druck  von  Carl  Pfeffer,  Heidelberg. 
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ersten  Quartale  des  Jahres  1907  sind  die  Kälberpreise  noch  in 
die  Höhe  gegangen,  die  Preise  für  Rindvieh  haben  nachgelassen, 
während  die  Schweinepreise  scharf  gefallen  sind. 

Legen  wir  die  Preise  vom  15.  April  1907  in  Mannheim  zu- 
grunde,1 so  ergibt  sich,  daß  der  Mannheimer  Metzger  an  diesem 
Zeitpunkte  bei  Ochsen  mit  einem  Bruttogewinne  von  20,96  % 
(gegen  24,26%  im  Dezember  1906),  bei  Schweinen  von  35,97% 
(gegen  44,19%  im  Dezember  1906)  und  bei  Kälbern  von  12,06% 
gegen  25,72%  im  Dezember  1906)  gearbeitet  hat.  Bei  letzteren 
zeigt  sich  die  auffallende  Tatsache,  daß  die  Ladenpreise  bei 
steigenden  Viehpreisen  gefallen  sind. 

Die  meist  zu  beobachtende  Erscheinung,  daß  die  Ladenpreise 
, einer  Erhöhung  der  Viehpreise  prompt  folgen,  bei  Billigerwerden 
des  Viehes  aber  noch  eine  Weile  auf  der  alten  Höhe  verharren 
und  sich  auch  dann  nur  langsam  ermäßigen,  trifft  also  im  obigen 
Falle  nicht  zu;  aber  auch,  wo  sie  nachzuweisen  ist,  kann  man 
daraus  den  Metzgern  noch  keinen  Vorwurf  machen,  wenn  die 
Differenz  nicht  eine  ungerechtfertigt  hohe  ist.  Man  sollte  billiger- 
weise bedenken,  daß  diese  Eigentümlichkeit  alle  Kleinhandels- 
preise im  Vergleiche  zu  den  Engrospreisen  zeigen  und  daß  es 
den  Metzgern  schließlich  nicht  zu  verdenken  ist,  wenn  sie  in  den 
Zeiten  der  sinkenden  Viehpreise  einen  Gewinn  zu  machen  suchen, 
der  ihnen  bei  hohen  Preisen  über  Gebühr  geschmälert  oder  ganz 
versagt  wurde. 


Diese  betrugen : 

beim  Vieh  pro  kg  Schlachtgewicht. 

Ochsen M.  1.40  — 1.68 

Fairen M.  1.12 — 1.40 

Kälber  I.  M.  I.90 — 2.00,  II.  M.  1.80 — 1.<)0,  III.  M.  I.60 — 1.80 

Schweine M.  i.o<> — 1.12 


im  Laden  pro  kg 

Ochsenfleisch M.  1 .60 

Farrenfleisch M.  1.60 

Kalbfleisch  I.  M.  1,80,  II.  M.  1,60,  III.  . . M.  1.60 

Schweinefleisch M.  1.40 


Schluß. 

Die  vorstehenden  Kapitel  haben  in  kurzen  Umrissen  zu 
zeigen  versucht,  wie  die  Fleisch  Versorgung  in  größeren  städtischen 
Gemeinwesen  vor  sich  geht.  Natürlicherweise  mußte  sich  an  die 
Schilderung  der  technischen  und  kommerziellen  Einrichtungen 
auch  eine  Untersuchung  über  die  Gestaltung  der  Fleischverhältnisse 
in  der  letzten  Zeit,  sowohl  in  Deutschland  im  allgemeinen  als  in 
unseren  drei  Städten  im  besonderen,  anschließen.  Es  hat  sich 
dabei  ergeben,  daß  die  staatliche  Politik  in  dieser  Hinsicht  von 
großer  Bedeutung  ist  und  daß  ihre  Wirkung  am  schärfsten  in 
den  Grenzgebieten  zum  Ausdruck  kommt , welche  ihre  starke 
Bevölkerung  nicht  durch  ihre  eigene  Viehproduktion  ernähren 
können  und  deshalb  zur  Ergänzung  andere  deutsche  Gebiete  und 
das  Ausland  heranziehen  müssen.  Aber  da  letzteres  am  freien 
Wettbewerbe  verhindert  ist,  kann  es  — besonders  bei  den  süd- 
deutschen Staaten  — nicht  die  Stellung  als  Fleischlieferant  erringen, 
die  ihm  im  entgegengesetzten  Falle  zufallen  würde. 

Es  muß  nun  noch  erwähnt  werden,  daß  sich  seit  Ende  des 
Jahres  1906  auf  dem  Schweinemarkte,  aber  nur  auf  diesem,  eine 
Wendung  zum  Besseren  bemerkbar  gemacht  hat,  die  von  einem 
starken  Sinken  der  Preise  begleitet  war.  Der  frühere  Mangel 
an  Schweinen  hat  zurzeit  (April  1907)  einem  Überflüsse  Platz 
gemacht,  der  ganz  überwiegend  auf  die  stark  gesteigerte  nord- 
deutsche Zufuhr  zurückzuführen  ist.  In  Norddeutschland  hat 
nämlich  die  Schweineproduktion,  durch  die  hohen  Preise  begünstigt, 
in  jüngster  Zeit  außerordentlich  zugenommen.  Die  Viehzählung 
in  Preußen  vom  1.  Dezember  1906  weist  gegenüber  derjenigen 
des  Jahres  1904  eine  Gesamtzunahme  der  Schweine  von  22,22  0 0 
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nach.  Am  stärksten  haben  sich  die  bis  zu  einem  halben  Jahre 
alten  Schweine  vermehrt,  nämlich  um  27,69%.  Dieser  günstige 
Stand  hat  natürlich  auf  Süddeutschland,  wo  die  Produktions- 
verhältnisse ziemlich  gleich  geblieben  sind,  eingewirkt.  Aber 
eben  deshalb  ist  es  nicht  unwahrscheinlich,  daß  mit  Eintritt  der 
heißeren  Jahreszeit,  die  einem  Versand  auf  größere  Entfernungen 
verbietet,  bei  uns  wieder  höhere  Preise  zu  erwarten  sind.  Eine 
Erörterung  bezüglich  Grenzöffnungen  und  deren  Wirkungen 
wird  deshalb,  auch  was  die  Schweine  anbelangt,  keine  müßige  sein. 

Die  Befürchtung,  daß  im  Falle  einer  Grenzöffnung  eine 
Überflutung  Deutschlands  mit  ausländischem  Vieh  stattfinden 
würde,  ist  kaum  begründet.  Denn  einmal  hat  auch  ein  Teil 
unserer  Nachbarländer  durchaus  keinen  Überschuß  an  Vieh  auf- 
zuweisen. Dann  aber  fällt  auch  ins  Gewicht,  daß  sich  die  Staaten, 
wo  ein  solcher  vorhanden,  infolge  der  Sperre  auf  die  Lieferung 
nach  anderen  Ländern  eingerichtet  haben.  Dieses  gilt  besonders 
von  Holland,  dessen  Viehhandel  zur  Zeit  ganz  auf  den  englischen 
Markt  zugeschnitten  und  für  den  englischen  Fleischimport  von 
steigender  Bedeutung  geworden  ist.  Daher  wird  auch  von  hol- 
ländischer Seite  einer  eventuellen  deutschen  Grenzöffnung,  soferne 
sie  nicht  für  eine  längere  Zeit  festgelegt  ist,  durchaus  nicht  das 
Wort  geredet.  Im  Gegenteil  die  maßgebenden  Behörden  befürchten 
in  diesem  Falle  Schaden  für  die  holländische  Landwirtschaft. 
Sie  nehmen  mit  Recht  an,  daß  die  holländischen  Bauern  dann 
von  den  höheren  deutschen  Preisen  profitieren  wollen  und  infolge- 
dessen ihre  englischen  Kunden  vernachlässigen  werden.  England 
aber  wird  dann  seinen  Viehbedarf  bei  Konkurrenten,  etwa 
Neu-Seeland  decken  und  bei  diesen  auch  bleiben,  wenn  Deutsch- 
land seine  Grenzen  wieder  geschlossen  hat,  so  daß  der  holländische 
Landwirt  schließlich  den  dauernden  Schaden  hätte.  Diesen 
Argumenten  ist  die  Wahrscheinlichkeit  nicht  abzusprechen.  1 Iervor- 
zuheben  ist  entgegen  deutschen  Behauptungen  der  vorzügliche 
Zustand  des  holländischen  Viehes  und  die  scharfe  Handhabung 
der  Kontrollmaßregeln,  deren  Erfolg  am  besten  durch  die  ständige 
Abnahme  der  Seuchen,  besonders  der  Maul-  und  Klauenseuche, 
bewiesen  wird.  Jedenfalls  kann  sich  das  zur  Ausfuhr  bestimmte 
Vieh  dem  jedes  anderen  Landes  ruhig  zur  Seite  stellen.  Wenn 
die  lebende  Ware  nicht  tadellos  wäre,  würde  gewiß  England 
nicht  dem  holländischen  Importe  so  rückhaltlos  die  Grenzen  öffnen. 
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Anders  verhält  es  sich  mit  Frankreich.  Hier  steht  die  veteri- 
närpolizeiliche Kontrolle  nicht  auf  der  Höhe  wie  in  Holland; 
aus  diesem  Grunde  haben  im  Jahre  1906  auch  Italien  und  Belgien 
ihre  Grenzen  gegen  Frankreich  gesperrt.  Einer  unbedingten 
Grenzöffnung  ist  also,  solange  nicht  der  Sanitätsinspektionsdienst 
einheitlich  geregelt  und  zentralisiert  ist,  billigerweise  nicht  das 
Wort  zu  reden.  Aber  immerhin  wäre  eine  Erleichterung  des 
Grenzverkehres  mit  entsprechenden  Vorsichtsmaßregeln  zu  emp- 
fehlen. Der  Preis  für  Schlachtvieh  und  Schweine  steht  in 
Frankreich  bedeutend  niedriger  als  in  Deutschland.  Bei  Öffnung 
der  Grenzen  würden  die  Preise  in  Frankreich  sofort  erheblich 
anziehen  und  auf  die  mittlere  deutsche  Höhe  steigen.  Aber  für 
die  Grenzgebiete  wäre  trotzdem  ein  Vorteil  zu  verzeichnen. 

Für  den  Import  von  Rindvieh  würde  bei  einer  Grenzöffnung 
vor  allen  Dingen  Nord-Amerika,  welches  bedeutende  Massen  nach 
Flngland,  Belgien,  Schweiz  und  Italien  ausführt,  in  Frage  kommen 
und  ohne  Zweifel  eine  starke  Steigerung  des  Angebotes  in  quali- 
tativ hochstehendem  Schlachtvieh,  damit  eine  Preissenkung  herbei- 
führen. Für  Dänemark,  welches  uns  heute  bereits  ungefähr  9 IO 
seines  Überschusses  liefert,  würde  die  Erleichterung  der  Quarantäne- 
bestimmungen wohl  eine  Verringerung  der  Kosten,  aber  keine 
Vergrößerung  der  Ausfuhrziffern  verursachen.  Kanada  könnte 
— immer  den  Fall  der  Grenzöffnung  vorausgesetzt  — kaum  mit 
Nord-Amerika  in  Wettbewerb  treten,  da  es  mit  dem  Generaltarife 
(18. — M.  statt  8. — M.  pro  100  gk  Lebendgewicht)  zu  rechnen 
hätte.  Von  Holland  hätten  wir  wenigstens  den  Vorteil,  daß  sein 
Überschuß,  den  wir  heute  in  geschlachtetem  Zustande  erhalten,  in 
der  weitaus  günstigeren  Form  der  Lebend  wäre  hereinkäme.  Andere 
Länder  wären  kaum  von  Bedeutung. 

Bei  der  Einfuhr  von  Schweinen  scheiden  die  überseeischen 
Länder,  da  ein  Transport  von  dort  unmöglich  ist,  von  vorneherein 
aus.  Für  Norddeutschland  kämen  Rußland  und  Dänemark  in 
Frage.  Ersterem  ist  der  Import  von  jährlich  1 30  000  Stück 
nach  Obcrschlesien  gestattet.  Eine  gleiche  Erlaubnis  für  andere 
Teile  der  russischen  Grenze  hätte  eine  starke  und  nachhaltige 
Steigerung  des  Angebotes  zur  f olge.  Auch  für  Dänemark  wäre 
die  Aufhebung  des  Einfuhrverbotes  das  Signal  zu  einer  ener- 
gischen Produktion  in  Schweinen , allerdings  nur , wenn  ihm 
durch  einen  Handelsvertrag  die  Gewähr  für  einen  längere  Zeit 
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andauernden  Absatz  geboten  wäre.  In  diesem  Falle  wäre  es 
bald  imstande,  wöchentlich  10-  bis  15000  Stück  nach  Deutschland 
zu  exportieren.1 

Süddeutschland  hätte  an  Frankreich,  Holland  und  Italien 
einen  Vorteil,  an  dem  allerdings  die  norddeutschen  Staaten  nicht 
teilnehmen  könnten.  Ersteres  würde,  wenn  auch  keinen  erheblichen 
Preisrückgang,  doch  die  stetige  ausreichende  Versorgung  mit 
Schweinen,  also  einen  wichtigen  Fortschritt  gegenüber  den 
jetzigen  zeitweiligen  Zuständen,  verbürgen.  Von  Holland  erhalten 
wir  jetzt  ungefähr  */3  seines  Überschusses  an  Schweinen  in 
geschlachtetem  Zustande.  Die  Aufhebung  der  Grenzsperre  würde 
wohl  eine  Erhöhung  der  Einfuhr  zum  Nachteile  der  Ausfuhr 
nach  England  bringen.  Von  noch  größerer  Wichtigkeit  wäre 
aber  für  unsere  süddeutschen  Verhältnisse  der  Empfang  von 
Lebend  wäre.  Auch  Italien  könnte  mit  einem  begrenzten  Quantum 
Schweinen,  die  den  süddeutschen  Städten  zugute  kämen,  einspringen. 

Auch  wenn  sich  die  staatliche  Politik  nur  dazu  entschließen 
würde,  in  Zeiten  einer  längeren  Fleischteuerung  in  die  Grenz- 
schlachthäuser Schlachtvieh  in  ausreichender  Anzahl  zur  sofortigen 
Tötung  einzulassen,  so  wäre  schon  durch  diese  Maßregel  ein 
Ventil  geschaffen,  das  einer  allzu  hohen  Preisspannung  auf  dem 
Inlandsmarkte  Vorbeugen  würde.  Denn  die  in  den  Grenzgebieten 
eintretende  Preissenkung  würde  auch  in  dem  Herabgehen  der 
Inlandspreise  zum  Ausdruck  kommen.  Die  Rentabilität,  welche 
unsere  einheimische  Viehproduktion  billigerweise  beanspruchen 
kann,  wäre  dadurch  bei  unseren  heutigen  Tarifverträgen  in  keiner 
Weise  in  Frage  gestellt,  aber  es  wären  damit  jene  heftigen 
Preisschwankungen  zu  vermeiden,  die  nachgerade  zu  einer 
Kalamität  geworden  sind.  Selbstverständlich  muß  unsere  Land- 
wirtschaft in  erster  Linie  dazu  berufen  sein,  die  Fleischversorgung 
zu  übernehmen.  Aber  wenn  sie  darin  vom  Auslande  unterstützt 
wird,  so  schließt  es  keine  Benachteiligung  in  sich;  es  wäre  damit 
nur  eine  Mittellinie  geschaffen,  auf  welcher  sich  die  berechtigten 
Interessen  der  Produzenten  und  der  Konsumenten  begegnen 
könnten. 

1 Vergl.  H.  Leube,  Welche  Wirkung  werden  Grenzdffnungen  haben?  Druck 
von  S.  Bernhartl,  Altona. 
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Vorrede. 


Vorliegende  als  Inaugural-Dissertation  eingereichte  Arbeit 
wurde  im  Wintersemester  1906/07  im  staatswissenschaftlichen 
Seminar  des  Herrn  Professor  Sering  in  Berlin  begonnen  und  im 
darauffolgenden  Sommersemester  im  Seminar  des  Herrn  Professor 
Fuchs  in  Freiburg  i.  B.  vollendet  Sie  befaßt  sich,  wie  der  Titel 
sagt,  vorwiegend  mit  den  vielen  tiefgreifenden  Neuerungen,  die 
sich  seit  Abschluß  des  neuen  Lohntarifes  im  Laufe  des  letzten 
Jahres  in  der  Tarifgemeinschaft  der  deutschen  Buchdrucker  voll- 
zogen haben.  Auf  die  Vorgeschichte  und  Entwicklung  der  Tarif- 
gemeinschaft als  solcher  bin  ich  dagegen  nur  soweit,  als  es  für 
das  Verständnis  der  nachfolgenden  Darlegungen  unbedingt  er- 
forderlich schien,  zu  Anfang  des  dritten  Kapitels  eingegangen, 
denn  ich  hätte  Eulen  nach  Athen  getragen,  wenn  ich  mich  mit 
dieser  schon  des  öfteren,  und  zwar  z.  T.  von  bedeutenden  national- 
ökonomischen Schriftstellern  in  vortrefflicher  Weise  behandelten 
Materie  nochmals  ausführlich  hätte  befassen  wollen. 

Das  erforderliche  Material  schöpfte  ich  vorwiegend  aus  den 
vielen  Fachzeitschriften,  die  für  die  graphischen  Gewerbe  heraus- 
gegeben werden,  unter  denen  namentlich  das  Organ  des  Prinzipal- 
vereins, die  »Zeitschrift  für  Deutschlands  Buchdrucker,  Stein- 
drucker und  verwandte  Gewerbe«,  und  das  Organ  des  Gehilfen- 
verbandes, der  » Korrespondent  für  Deutschlands  Buchdrucker 
und  Schriftgießer«  in  Betracht  kamen;  ferner  aus  mir  bereit- 
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willigst  übersandten  Drucksachen  des  Tarifamtes  und  des 
Prinzipal  Vereins;  daneben  auch  aus  der  mir  freundlichst  auf  meine 
Fragen  gewährten  Auskunft  einiger  Fachmänner,  unter  denen 
ich  namentlich  Herrn  Hofbuchdrucker  Friese  in  Magdeburg 
und  meinem  Vater  nochmals  meinen  besten  Dank  aussprechen 
möchte;  schließlich  auch  aus  den  Beobachtungen,  die  ich  selbst 
im  väterlichen  Geschäfte  zu  machen  in  der  Lage  war.  Hierbei 
möchte  ich  nicht  verfehlen,  zu  betonen,  daß  ich  bei  Abfassung 
meiner  Arbeit  mehr  als  einmal  bedauern  mußte,  bisher  noch 
nicht  in  der  Lage  gewesen  zu  sein,  mir  durch  praktische  Tätigkeit 
auch  in  technischen  Fragen  ein  abgerundetes  eigenes  Urteil  zu 
bilden.  Wenn  ich  auf  diesem  nur  gelegentlich  von  mir  gestreiften 
Gebiete  eine  in  dieser  oder  jener  Beziehung  unzutreffende  Ansicht 
geäußert  haben  sollte,  so  ersuche  ich  die  Herren  Fachmänner 
unter  meinen  Lesern,  dies  gütigst  entschuldigen  zu  wollen. 

Meine  beiden  oben  genannten  hochverehrten  Lehrer  bitte 
ich  auch  an  dieser  Stelle  nochmals,  meinen  tiefgefühlten  Dank 
für  ihre  vielfachen  wertvollen  Anregungen  und  Ratschläge  ent- 
gegenzunehmen. 
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Jedem,  der  sich  mit  den  sozialpolitischen  Fragen  unserer  Zeit 
beschäftigt  und  über  die  Geschichte  unserer  Gewerbepolitik  unter- 
richtet ist,  wird  es  bekannt  sein,  daß  der  Gedanke,  auf  tariflicher 
Grundlage  die  Arbeitsbedingungen  einheitlich  für  ein  ganzes  Ge- 
werbe zu  regeln,  bei  uns  in  Deutschland  zuerst  im  Buchdrucker- 
gewerbe Wurzel  gefaßt  hat.  Es  wurde  nämlich,  nachdem  ein 
schon  im  Jahre  1848  unternommener  Versuch  gescheitert  war, 
bereits  im  Jahre  1873  der  erste  für  das  ganze  Deutsche  Reich 
geltende  Normaltarif  zwischen  Buchdruckerprinzipalen  und  -Gehilfen 
beschlossen.  Seitdem  hat  sich  die  Tarifgemeinschaft  der  deutschen 
Buchdrucker  mit  einer  durch  den  großen  Streik  des  Winters 
1 89 1 /92  verursachten  fünfjährigen  Unterbrechung  bis  zur  Gegenwart 
erhalten,  von  Jahr  zu  Jahr  an  Ausbreitung  gewinnend,  so  daß  sie 
heute  rund  80%  aller  in  Deutschland  bestehenden  Druckereien 
und  über  90  % aller  in  Deutschland  beschäftigten  Gehilfen  umfaßt. 

Am  31.  Dezember  1906  lief  die  Gültigkeitsdauer  des  letzten 
1901  beschlossenen  Tarifs  ab,  und  es  galt  daher,  im  vorigen  Herbst 
von  neuem  für  weitere  fünf  Jahre  die  Arbeitsverhältnisse  tariflich 
festzulegen  unter  angemessener  Berücksichtigung  der  von  beiden 
Seiten  zahlreich  eingegangenen  Abänderungsanträge. 

Nicht  nur  die  Buchdrucker  selbst,  sondern  auch  alle  theoretischen 
und  praktischen  Sozialpolitiker,  die  für  das  auf  dem  von  ihnen 
gewiesenen  Wege  am  weitesten  fortgeschrittenen  Gewerbe  von 
je  besonderes  Interesse  gehabt  haben,  blickten  nun  voll  Spannung 
vor  Jahresfrist  auf  die  Tarifgemeinschaft,  in  banger  Erwartung, 
ob  es  ihr  auch  diesmal  wieder  wie  vor  fünf  Jahren  gelingen  werde, 
die  gefährliche  Klippe,  die  sich  ihr  in  Gestalt  der  Neuregulierung 
entgegenstellte,  glücklich  zu  umschiffen,  oder  ob  ein  Kampf  ent- 
scheiden werde,  wer  als  Stärkerer  die  Arbeitsbedingungen  in  Zu- 

Baensch,  Tarifgemeiiuchaft.  I 
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kunft  diktieren  solle,  ein  wirtschaftlicher  Kampf  mit  allen  seinen 
verderblichen  Folgen,  der  zwischen  beiden  Parteien  wahrscheinlich 
bis  zum  äußersten  geführt  worden  wäre  und  die  Tarifgemein schaft 
vielleicht  auf  Jahre  hinaus  wiederum  vernichtet  hätte. 

Am  24.  September  v.  J.  traten  dann  die  Kreisvertreter  des 
Tarifausschusscs  zu  ihrer  Tagung  in  Berlin  zusammen,  und  am 
2.  Oktober  waren  die  Verhandlungen  zu  glücklichem  Ende  ge- 
führt. Man  hatte  sich  endgültig  über  den  neuen  Lohntarif  geeinigt, 
und  wiederum  war  auf  fünf  Jahre  nach  Tarifgesetz  festgestellt, 
»was  für  die  beiderseitigen  Beziehungen  und  Leistungen  im 
Deutschen  Reiche  allgemein  als  gerecht  und  billig  festzuhalten  ist«.1 

Ein  ganz  besonderes  Gepräge  aber  erhielten  die  vorjährigen 
Verhandlungen  durch  den  Abschluß  des  sogenannten  »Organi- 
sationsvertrags«, eines  von  den  beiderseitigen  großen  Organisationen, 
dem  »Deutschen  Buchdruckerverein«  und  dem  »Verbände  der 
deutschen  Buchdrucker«,2  abgeschlossenen  Vertrags  zur  Sicherung 
der  Tarifgemeinschaft,  der  von  der  Tagespresse  mit  Recht  als 
»sozialpolitische  Großtat«  bezeichnet  wurde. 

Die  heute  im  Buchdruckgewerbe  herrschenden  Arbeitsver- 
hältnisse werden  nun  natürlich  wesentlich  durch  diese  beiden  Ver- 
träge bestimmt,  deren  Besprechung  und  Kritik  in  erster  Linie 
nach  vorhergegangener  Darstellung  der  Tarif gemeinschaftsver- 
fassung  die  folgenden  Abhandlungen  gewidmet  sein  sollen.  Unter 
Verzicht  auf  eine  paragraphenweise  Erörterung  aller  Einzelheiten 
werden  wir  uns  bemühen,  diejenigen  Bestimmungen,  deren  Be- 
deutung uns  über  den  beschränkten  Kreis  des  einen  Gewerbes 
hinauszureichen  scheint,  besonders  hervorzukehren  und  die  im 
allgemeinen  sozialpolitischen  Interesse  liegenden  Neuerungen  gegen- 
über den  rein  technisch-ökonomischen  besonders  zu  betonen. 

1 Worte  aus  dem  Motto,  das  den  Tarif  seit  1878  einleitet. 

? Wir  werden,  um  Verwechslungen  zu  vermeiden,  im  folgenden  erstcrcn  als 
> Prinzipalverein«,  letzteren  als  »Gehilfenverband*  bezeichnen. 
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Verfassung  und  Ausbreitung  der  Tarifgemeinschaft 

Der  Geltungsbereich  der  Buchdrucker-Tarifgemeinschaft 
ist  das  ganze  Deutsche  Reich. 

Dieses  ist  eingeteilt  in  12  Kreise  mit  den  Vororten 
Hamburg,  Hannover,  Krefeld,  Frankfurt  a.  M.,  Stuttgart,  Straß- 
burg, München,  Halle,  Leipzig,  Berlin,  Breslau  und  Stettin. 

In  jedem  dieser  Kreise  werden  mittels  getrennter  Urab- 
stimmung der  tariftreuen  Prinzipale  und  Gehilfen  für  eine  jede 
Tarifperiode  je  ein  Prinzipal  und  ein  Gehilfe  gewählt  als  Vertreter 
des  Kreises  im  Tarifausschuß. 

Dieser  Tarifausschuß  ist  das  oberste  beschließende 
Organ  der  Tarifgemeinschaft;  seine  Tätigkeit  erstreckt  sich  auf 
Beratung  und  Festsetzung  des  Tarifs,  sowie  auf  Beratung  und 
Beschlußfassung  von  allgemeinen  Maßnahmen  zur  Durchführung 
desselben. 

Vorsitzende  des  Tarifausschusses  sind  die  beiden  Vor- 
sitzenden des  Tarifamtes.  Da  nach  dem  neuen  Tarif  auch  der 
Prinzipal  verein  und  der  Gehilfenverband  das  Recht  haben,  je  drei 
Vertreter  in  den  Tarifausschuß  zu  entsenden,  gehören  demselben 
also  im  ganzen  je  16  Prinzipale  und  Gehilfen  als  stimmberech- 
tigte Mitglieder  an. 

Das  oben  erwähnte  Tarif  amt,  das  jetzt  seinen  Sitz  in 
Berlin  hat,  ist  das  von  den  Mitgliedern  des  Tarifausschusses  ge- 
wählte oberste  ausführende  Organ  der  Tarifgemeinschaft, 
bestehend  aus  je  drei  Prinzipalen  und  Gehilfen,  zu  denen  nach 
dem  neuen  Tarif  noch  je  ein  Vertreter  des  Prinzipalvereins  und 
des  Gehilfen verbandes  und  ein  Jurist  als  Unparteiischer  hinzu- 
kommen. 

1* 
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Dem  Tarifamt  liegen  die  Ausführung  der  Beschlüsse  des 
Tarifausschusses,  sowie  die  Vermittlung  des  Verkehrs  der  Tarif- 
kontrahenten untereinander  behufs  Aufrechterhaltung  und  Durch- 
führung des  festgestellten  Tarifs  ob.  Außerdem  bildet  das  Tarif- 
amt die  endgültige  Berufungsinstanz  für  die  Entscheidungen  der 
Kreisämter  und  Schiedsgerichte,  sofern  deren  Beschlüsse  mit 
weniger  als  Zweidrittelmehrheit  erfolgt  sind.  Das  Tarifamt  ist 
demnach  als  oberstes  ausführendes  zugleich  auch  oberstes  recht- 
sprechendes Organ  der  Tarifgemeinschaft. 

Die  genannten  Kreisämter  sind  die  dem  Tarif  unter- 
geordneten Verwaltungsorgane,  deren  eines  an  jedem  der  zwölf 
Kreisvororte  errichtet  ist.  Sie  werden  gebildet  aus  den  beider- 
seitigen Kreisvertretern  im  Tarifausschuß,  deren  ersten  und  zweiten 
Stellvertretern  und  den  Vorsitzenden  der  im  Kreise  bestehenden 
Schiedsgerichte  als  ordentlichen  Mitgliedern.  Nach  dem  neuen 
Tarif  dürfen  auch  in  diese  Organe  die  beiden  Vereine  je  einen 
Vertreter  mit  beratender  und  beschließender  Stimme  entsenden. 

Die  Kreisämter  unterstehen  in  allen  ihren  Beschlüssen  und 
Verordnungen  dem  Tarifamt.  Es  liegt  ihnen  namentlich  die 
Feststellung  der  geeigneten  Lokalzuschläge  zu  den  Minimalsätzen 
des  Tarif  es  ob  für  die  — meist  größeren  — Orte  ihres  Kreises, 
welche  infolge  höherer  Lebensmittelpreise  und  Wohnungsmieten 
auch  höhere  Lohnsätze  gerechtfertigt  erscheinen  lassen.  Außer- 
dem steht  ihnen  die  Regelung  aller  besonderen  ihren  Kreis  be- 
treffenden Angelegenheiten  zu. 

Neben  den  Kreisämtern  besteht  an  jedem  Kreisvorort  ein 
Schiedsgericht  zur  Schlichtung  von  Streitigkeiten  aus  dem 
Arbeitsverhältnis  und  über  Auslegung  der  tariflichen  Be- 
stimmungen. 

Außer  an  den  Kreisvororten  können  an  jedem  größeren 
Druckorte  derartige  Schiedsgerichte  auf  Antrag  von  tarif treuen 
Prinzipalen  und  Gehilfen  mit  Genehmigung  des  Tarifamtes  errichtet 
werden.  Jetzt  bestehen  ihrer  54.  Sie  setzen  sich  zusammen  aus 
mindestens  zwei  und  höchstens  fünf  Vertretern  jeder  Partei,  die 
aus  Ur wählen  der  tariftreuen  Prinzipale  und  Gehilfen  des  be- 
treffenden Ortes  hervorgehen.  Auch  in  den  Schiedsgerichten 
sind  die  beiden  Vereine  jetzt  durch  je  ein  Mitglied  vertreten. 

Erfolgt  die  Entscheidung  eines  Schiedsgerichts  mit  weniger 
als  Zweidrittelmehrheit,  so  ist  Berufung  an  das  Tarifamt  zulässig; 
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sonst  sind  die  Entscheidungen  für  die  unterliegende  Partei  un- 
bedingt verbindlich. 

Endlich  haben  die  vorjährigen  Verhandlungen  noch  ein 
weiteres  wie  die  übrigen  paritätisch  zusammengesetztes  tarifliches 
Organ,  über  dessen  Bedeutung  wir  später  noch  ausführlicher 
sprechen  werden,  geschaffen:  das  an  jedem  Kreisvorort  zu  er- 
richtende Ehrengericht,  dessen  Aufgabe  es  sein  soll,  Be- 
schwerden gegen  Schleuderer  im  Gewerbe  zu  untersuchen  und 
darüber  dem  Tarifamt  zu  berichten,  welches  nach  Anhörung  des 
Beschuldigten  über  die  weiteren  Maßnahmen  endgültig  zu  ent- 
scheiden hat. 

Zuletzt  sind  die  ebenfalls  an  allen  größeren  Druckorten 
bestehenden  Arbeitsnachweise  zu  nennen,  die  den  Kreisämtern 
unterstellt  sind  und  nach  Angabe  des  Tarifamtes  paritätisch  von 
Prinzipalen  und  Gehilfen  verwaltet  werden. 

Einem  jeden  dieser  Arbeitsnachweise  ist  für  seine  Tätigkeit 
ein  bestimmt  abgegrenzter  Bezirk  zugewiesen.  Der  am  Kreis- 
vorort befindliche  ist  in  der  Regel  für  alle  übrigen  Nachweise 
im  Kreise  die  Zentralstelle,  von  wo  aus  der  Ausgleich  zwischen 
Angebot  und  Nachfrage  innerhalb  des  Kreises  geregelt  wird. 
Oberste  Zentrale  unter  den  Arbeitsnachweisen  ist  wiederum  das 
Tarifamt  in  Berlin,  von  wo  aus  der  Ausgleich  zwischen  Angebot 
und  Nachfrage  der  einzelnen  Kreise  untereinander  nach  wöchent- 
lichen Meldungen  der  Kreiszentralstellen  auf  dem  schnellsten 
Wege  vollzogen  wird. 

Die  Arbeitsnachweise  vermitteln  Arbeitskräfte  natürlich  nur 
an  tariftreue  Firmen,  d.  h.  an  solche,  deren  Inhaber  sich  schrift- 
lich zur  Anerkennung  und  Einhaltung  der  tariflichen  Vorschriften 
verpflichtet  haben,  und  Arbeitsgelegenheit  nur  tariftreuen  Gehilfen, 
d.  h.  solchen,  welche  ihre  Lehrzeit  in  einer  tariftreuen  Druckerei 
beendigt  haben  oder  auf  Grund  längerer  Tätigkeit  in  einer 
solchen  in  die  Liste  der  Arbeitsnachweise  aufgenommen  sind. 

Die  Zahl  der  tariflichen  Arbeitsnachweise  beträgt  jetzt  52. 

Damit  wäre  die  Verfassung  der  Tarif gemeinschaft  in  ihren 
Grundzügen  gekennzeichnet.  Welche  gewaltige  Ausdehnung 
dieselbe  seit  ihrer  Erneuerung  im  Jahre  1896  gewonnen  hat,  mag 
folgende  Tabelle  beweisen,  welche  die  Ergebnisse  der  im  Frühjahr 
jedes  Jahres  vom  Tarifamt  vorgenommenen  Statistik  wiedergibt. 
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Es  gehörten  der  Tarifgemeinschaft  an: 


1897 

1631 

Firmen 

mit 

18340 

Gehilfen 

an 

469 

Orten 

1898 

2030 

» 

» 

22  468 

» 

647 

1899 

2704 

p 

p 

27  449 

» 

880 

1900 

3115 

» 

p 

30630 

» 

1002 

» 

1901 

3372 

» 

» 

34  307 

» 

» 

1030 

» 

1902 

3464 

» 

» 

36527 

1043 

1903 

4250 

» 

» 

39  464 

» 

» 

1315 

» 

1904 

4559 

» 

» 

41  483 

P 

5> 

1382 

P 

»905 

5134 

» 

45  868 

P 

» 

1552 

P 

1906 

5583 

» 

» 

49  497 

» 

» 

1659 

P 

1907 

6254 

1 » 

» 

54  553  1 

1803 

P 

1 d.  h.  über  80  °/o  aller  die  Buchdmckerei  als  Haupterwerb  betreibenden  Firmen 
und  über  90°/0  aller  in  Deutschland  tätigen  Gehilfen. 
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Der  neue  Lohntarif. 

Gemäß  § 43  des  alten  Tarifs  waren  die  von  den  Kreisver- 
tretern namens  ihrer  Kreise  gestellten  Anträge  auf  Abänderung 
einzelner  Teile  des  Tarifs  bis  zum  Beginn  des  letzten  Halbjahres 
der  verflossenen  Tarifperiode  beim  Tarifamt  in  recht  ansehnlicher 
Zahl  eingelaufen.  Kaum  ein  Paragraph  des  materiellen  Teiles, 
der  nicht  von  einer  Seite  oder  von  beiden  in  entgegengesetztem 
Sinne  angefochten  worden  wäre.  Es  war  unter  diesen  Umständen 
klar,  daß  es  nur  unter  beträchtlichen  beiderseitigen  Einschränkungen 
und  Zugeständnissen  gelingen  werde,  die  Verhandlungen  zu  glück- 
lichem Ende  zu  führen. 

Wir  werden  im  folgenden  die  wichtigsten  von  beiden  Seiten 
gestellten  Forderungen  herausgreifen  und  einer  Besprechung  unter- 
ziehen, um  die  bemerkenswertesten  Bestimmungen  des  heute 
geltenden  Lohntarifs  kennen  und  in  ihrer  Tragweite  würdigen  zu 
lernen  und  auf  dieser  Grundlage  ein  Bild  von  der  heutigen  öko- 
nomischen Lage  der  Buchdrucker  zu  gewinnen. 

Die  Forderungen  der  Gehilfen  bestanden  im  wesent- 
lichen : 

1.  in  einer  Erhöhung  sowohl  des  Gewißgeldes1  wie  der  dem 
Berechnen  zugrunde  gelegten  Zehntausendpreise 2 3 um  durch- 
schnittlich 15%; 

1 Unter  »Gewißgeld«  versteht  man  in  der  Buchdruckcrsprache  Zeitlöhnung, 

unter  ^Berechnen«  Akkordlöhnung. 

3 Bei  Berechnung  der  Akkordlfthnung  werden  die  Saupreise  für  zehntausend 
Buchstaben  zugrunde  gelegt,  die  entsprechend  der  Schriftgattung  und  des  Schriftkegels 
zwischen  396  (Petit-,  Borgis-  und  Korpusfraktur,  d.  h.  also  die  zumeist  gebrauchten 
Größen  der  in  Zeitungen  und  Büchern  üblichen  deutschen  Druckschrift)  und  506  Pf. 
(fremdsprachliche  Nonpareille-Antiqua  und  -Kursiv  und  Nonpareille-Griechisch)  schwanken. 
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2.  in  einer  Erhöhung  der  Lokalzuschläge  um  durchschnittlich  5%; 

3.  in  einer  Verkürzung  der  Arbeitszeit  um  täglich  eine  halbe 
Stunde; 

4.  in  einer  Einschränkung  und  Verteuerung  der  »Überstunden«.; 

5.  in  einer  Beschränkung  der  Staffelung  des  Gewißgeldes;1 

6.  in  einer  Einschränkung  der  Lehrlingsskala; 

7.  in  weitgehenden  Forderungen  betreffend  die  Regelung  der 
Arbeitsbedingungen  für  Maschinenmeister  und  Drucker. 

Demgegenüber  lauteten  die  wesentlichsten  Anträge  der 
Prinzipale: 

1 . auf  Beibehaltung  der  bisherigen,  im  allgemeinen  neunstündigen 
Arbeitszeit ; 

2.  auf  Wiedereinführung  des  Berechnens  an  den  Setzmaschinen; 

3.  auf  Erweiterung  der  Staffelung  des  Gewißgeldes; 

4.  auf  Begrenzung  der  Entlohnung  soeben  ausgelernter  Gehilfen ; 

5.  auf  genaue  Festlegung  der  Pflichten  der  Maschinenmeister 
und  Drucker; 

6.  auf  Erfüllung  der  von  den  Gehilfen  gestellten  Lohnforderungen 
nur  bis  zu  einem  gewissen  Maße. 

Nebenher  war  auf  beiden  Seiten  der  Wunsch  laut  geworden, 
außer  den  Verhältnissen  der  Setzer-  und  Druckergehilfen  auch  die 
gewisser  anderer  Gehilfen kategorien  im  Tarif  zu  regeln,  und  zwar 
kamen  hierbei  in  Betracht  die  Korrektoren,  die  Stereotypeure  und 
Galvanoplastiker  und  die  Maschinensetzer.  Um  das  hierauf  be- 
zügliche Material  zu  beschaffen,  waren  für  jede  dieser  Kategorien 
von  beiden  Seiten  Sachverständige  ernannt  worden,  die  an  den  Er- 
öffnungsverhandlungen teilnahmen,  um  darauf  im  engeren  Kreise 
Vorschläge  für  die  Regelung  der  einschlägigen  Verhältnisse  aus- 
zuarbeiten. 

Die  schließlichen  Ergebnisse  der  Verhandlungen  des 
Tarif ausschusses  waren: 

1.  Im  Gegensatz  zu  den  Forderungen  der  Gehilfen,  die  auf 
Einschränkung  gelautet  hatten,  wurde  die  Staffelung  des  Ge- 
wißgeldes noch  erweitert;  d.  h.,  während  die  Gehilfen  den  Fort- 
fall der  bisherigen  Lohndifferenzierung  nach  Altersstufen  gewünscht 


1 So  wird  die  dem  Lebensalter  des  Gehilfen  entsprechende  staffelförmige 
Steigerung  des  Zeitlohnsatzes  bezeichnet. 
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Lokalzuschlag. 


hatten,  wurde  dementgegen  die  Staffel  insofern  noch  erweitert, 
als  statt  der  bisherigen  23  jährigen  Gehilfen  jetzt  erst  die  24jährigen 
Anspruch  auf  Zahlung  des  vollen  Minimums  erhielten. 

Nach  § 54  des  neuen  Tarifs  beträgt  jetzt  dieses  Minimum 
des  Gewißgeldes  für  Buchdruckergehilfen: 
bis  zum  Alter  von  21  Jahren  wöchentlich  23  M. 
im  » » mehr  als  21 — 24  Jahren  24  M. 

» » » » » 24  Jahren  25  M. 

Außerdem  ist  es  gestattet,  Ausgelernten,  welche  weniger  als 
fünf  Jahre  gelernt  haben,  bis  zur  Erreichung  dieser  Zeit  einen 
geringeren  Betrag,  jedoch  nicht  unter  18  M.  wöchentlich  (aus- 
schließlich Lokalzuschlag),  zu  zahlen. 

Für  freie  Station  (Kost  und  Wohnung)  kann  bis  zu  11.50  M. 
wöchentlich  in  Abzug  gebracht  werden. 

Der  alte  Tarif  bestimmte  demgegenüber: 

bis  zum  Alter  von  21  Jahren  wöchentlich  21.50  M. 
im  » » 21 — 23  Jahren  » 22.00  M. 

» » über  23  » » 22.50  M.  > 


ausschließlich 

Lokalzuschlag 


Es  war  gestattet,  — damals  jedoch  nur  dem  Lehrprinzipal  — , 
Ausgelernten,  welche  weniger  als  fünf  Jahre  gelernt  hatten,  bis 
zur  Erreichung  dieser  Zeit  nicht  das  volle  Minimum  zu  zahlen, 
jedoch  nicht  unter  16.50  M.  wöchentlich.  Für  freie  Station  konnte 
bis  10.50  wöchentlich  in  Abzug  gebracht  werden. 

Billigenswerterweise  ist  die  Bestimmung  beibehalten  worden, 
daß  das  Tarifamt  für  Druckorte  bis  zu  6000  Einwohnern  unter 
Berücksichtigung  der  örtlichen  Verhältnisse  eine  Herabsetzung 
der  obigen  Sätze  um  je  3 M.  auf  Antrag  der  betreffenden  Prinzipale 
und  Gehilfen  eintreten  lassen  kann.  Es  bleibt  uns  unverständlich, 
wie  eine  bewährte  Kennerin  der  Tarif  gern  einschaften 1 einen 
solchen  doch  nur  als  Ausnahme  gedachten  Tarif abschlag  als  ein 
»Unding«  bezeichnen  konnte,  zeigt  doch  die  diesjährige  Statistik 
des  Tarifamtes,  daß  im  verflossenen  Jahre  von  dieser  Bestimmung 
im  ganzen  Deutschen  Reich  nur  80  Firmen  mit  237  Gehilfen  in 
50  Orten  Gebrauch  gemacht  haben.  Uns  erschiene  es  demnach 
vielmehr  als  ein  Unding,  wenn  diese  50  Orte,  auf  deren  einen 
nur  1 — 2 Druckereien  mit  durchschnittlich  noch  nicht  einmal 


1 Fanny  Imle,  Gewerbliche  Friedensdokumente.  Jena  1905,  S.  21. 
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3 Gehilfen  (!)  entfallen,  als  Normalbasis  des  Tarifs  dienen  und 
dementsprechend  in  allen  übrigen  1753  Orten,  wo  der  Tarif  Grund 
gefaßt  hat,  mehr  oder  weniger  hohe  Lokalzuschläge  eingeführt 
werden  sollten.  Man  muß  doch  beachten,  daß  es  sich  hier  um 
Druckereien  und  Städtchen  handelt,  wo  man  in  der  Regel  noch 
herzlich  wenig  Verständnis  vom  Wesen  und  Zweck  eines  Tarifs 
erwarten  kann;  die  bloße  Tatsache  allein  schon  ist  erfreulich,  daß 
überhaupt  unser  Tarif  bis  in  diese  kulturfremden  Gegenden  vorzu- 
dringen vermochte. 

Aus  dem  Vergleich  der  Bestimmungen  des  alten  und  des 
neuen  Tarifes  ersieht  man,  daß  der  Durchschnittslohn  des  im 
Gewißgeld  entlohnten  Gehilfen  im  neuen  Tarif  eine  durchschnitt- 
liche Steigerung  von  10 — 11%  erfahren  hat,  wenn  man  dabei 
berücksichtigt,  daß  die  meisten  Gehilfen  (fast  70  °/0)  in  die  dritte 
Klasse  der  im  Alter  von  mehr  als  24  Jahren  stehenden  gehören, 
welche  eine  Lohnsteigerung  von  1 1 , 1 % erfahren  hat,  während 
die  Lohnsteigerung  bei  den  jüngeren  Gehilfen  durchweg  10 0 0 
nicht  ganz  erreicht. 

Die  Staffelung  der  Löhne  nach  dem  Lebensalter  findet  sich 
bereits  im  Tarif  von  1896;  sie  ist  aus  zwei  Gründen  eingeführt: 
einmal  in  Rücksicht  auf  die  größere  Geschicklichkeit,  die  man 
bei  den  schon  länger  im  Gewerbe  tätigen  Gehilfen  erwarten  darf, 
und  zweitens,  um  das  Einkommen  der  Familienväter  höher  als 
das  der  Unverheirateten  zu  gestalten. 

Eine  lebhaftere  Nachfrage  nach  den  geringer  entlohnten 
jüngeren  Arbeitskräften  ist  nie  als  Folge  des  Staffeltarifs  be- 
obachtet worden. 

Die  Grundpositionen  für  »Handsatz  im  Berechnen«  wurden 
durchweg  um  genau  10  % erhöht. 

Auch  für  die  Entlohnung  der  Gehilfen,  welche  vor  Inkraft- 
treten des  neuen  Tarifs  über  dem  tariflichen  Minimum  entlohnt 
wurden,  war  die  allgemeine  zehnprozentige  Lohnerhöhung 
obligatorisch,  jedoch  mit  einer  Einschränkung,  die  nach  ihrem 
Bekanntwerden  in  Gehilfenkreisen  vielfach  zu  großem  Unwillen 
Anlaß  gab:  nämlich  nur  insoweit  obligatorisch,  als  die  übertarif- 
liche Entlohnung  3 M.  nicht  überstieg.  Nun  wurden  nach  der 
vorjährigen  Statistik  des  Tarifamtes  von  38914  in  tariftreuen 
Druckereien  im  Gewißgeld  stehenden  Gehilfen  23  636  über 
Minimum  entlohnt;  von  diesen  wären  10 721,  die  mit  mehr  als 
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3 M.  über  Minimum  entlohnt  wurden,  von  der  einschränkenden 
Bestimmung-  betroffen  worden;  von  diesen  1072 1 aber  wurden 
wiederum  5365,  also  über  die  Hälfte,  mit  mehr  als  5 M.  über 
Minimum  entlohnt.  Es  leuchtet  ein,  daß  es  sich  bei  den  letzteren 
um  ganz  besonders  tüchtige  und  zuverlässige  Arbeitskräfte 
handeln  muß,  meist  um  »Faktoren«  größerer  Betriebe,  welche  in 
solchen  eine  besondere  Vertrauensstellung  einnehmen,  deren  Be- 
zahlung vom  Tarif  ganz  unabhängig  ist  und  auf  Grund  privater 
Übereinkunft  von  Fall  zu  Fall  geregelt  wird.  Viele  Mitglied- 
schaften des  Verbandes  aber,  die  vorher  nicht  oft  genug  ver- 
sichern konnten,  daß  »das  tarifliche  Minimum  für  sie  alle  Maximum 
sei«,  lehnten  nach  der  Veröffentlichung  zunächst  den  ganzen 
Tarif  ab  wegen  dieser  Einschränkung,  die  doch  nur  einen  kleinen 
Teil  von  ihnen,  etwa  die  mit  3 — 5 M.  über  Minimum  entlohnten, 
treffen  konnte.  Das  Tarifamt  sah  sich  angesichts  dieser  Tatsache 
veranlaßt,  einige  Wochen  nach  Bekanntmachung  der  neuen  Be- 
stimmungen zum  Überfluß  noch  einmal  an  alle  Prinzipale  die 
dringende  Mahnung  zu  richten,  die  Lohnerhöhung  auch  den  Ge- 
hilfen, die  vorher  bis  1 1 M.  über  Minimum  entlohnt  wurden, 
nicht  vorzuenthalten. 

Wir  haben  nun  trotz  eifrigsten  Suchens  unter  den  im 
»Korrespondent«,  dem  Organ  des  Verbandes,  veröffentlichten 
Berichten  der  einzelnen  Mitgliedschaften  über  die  im  Januar  d.  J. 
stattgefundene  Tarifeinführung  nicht  einen  einzigen  gefunden, 
der  über  diesen  Punkt  Klage  geführt  hätte,  wie  überhaupt  die 
Einführung  des  neuen  Tarifs  sehr  glatt  vonstatten  ging.  Die 
ganze  vorherige  Erbitterung  war  also  überflüssig;  ebenso  aber 
auch  die  Einschränkung  selbst,  was  schon  daraus  hervorgeht,  daß 
auch  der  Prinzipal  verein  selbst  seinen  Mitgliedern  aus  eigenem 
Antrieb  empfahl,  ihren  sämtlichen  Gehilfen  die  Lohnerhöhung 
zukommen  zu  lassen. 

Noch  etwas  anderes  lehren  die  oben  angeführten  Zahlen: 
sie  beweisen  zur  Genüge,  wie  ungerechtfertigt  der  Vorwurf  ist, 
die  Tarifgemeinschaft  nivelliere  die  Löhne,  sie  bewirke,  daß  der 
geschickte  Arbeiter  nicht  höher  bezahlt  werde  als  der  untüchtige. 
In  der  Regel  wenigstens  ist  dies  nicht  der  Fall.  Wäre  es  so, 
dann  würde  allerdings  jeglichem  Streben  nach  Erlangung  größerer 
Leistungsfähigkeit  und  Geschicklichkeit  eine  schwere  Fessel  an- 
gelegt sein;  dann  würden  wir  selbst  uns  als  einen  Gegner  der 
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wesen  zu  regeln  und  namentlich  die  Lehrlingszüchterei,  unter  der 
damals  das  Gewerbe  schwer  zu  leiden  hatte,  einzuschränken, 
wurden  entgegen  den  Wünschen  der  Gehilfen  nicht  verändert, 
da  sich  die  Prinzipale  auf  die  Statistik  des  Gehilfen verbandes 
selbst  berufen  konnten,  welche  ein  ständiges  Sinken  der  Arbeits- 
losenziffer in  den  letzten  Jahren  nachweist  (1899:  4,25%,  1900: 
4.33%,  1901:70%»  1902:  8,50%  (!),  1903:6,75%,  1904:5,57%, 
1905:  4,28%,  1906:  3,60%).  Doch  wurde  beschlossen,  daß  sich 
der  Tarifausschuß  bei  künftigen  Beratungen  nach  einer  Normal- 
zahl von  3%  Arbeitsloser  zu  richten  habe;  je  nachdem  die 
Arbeitslosendurchschnittsziffer  in  der  verflossenen  Tarifperiode 
größer  oder  kleiner  war,  sind  die  Lehrlingsskalen  einzuschränken 
oder  zu  erweitern. 

Die  Annahme  einer  Arbeitslosenziffer  von  3 % mag  im 
Vergleich  mit  manchen  anderen  Gewerben  hoch  erscheinen;  doch 
ist  demgegenüber  zu  beachten,  daß  die  Geschäftstätigkeit  im  Buch- 
druckgewerbe der  Jahreszeit  entsprechend  eine  sehr  verschieden 
lebhafte  ist.  Im  April  dieses  Jahres  beispielsweise,  als  infolge 
der  Eisenbahntarifreform  die  zum  1.  Mai  fertig  zu  stellenden 
Druckaufträge  der  Eisenbahn  Verwaltungen  sich  besonders  häuften, 
herrschte  eine  dermaßen  lebhafte  Nachfrage  nach  Arbeitskräften, 
namentlich  seitens  der  größeren  Geschäfte,  daß  auf  Wochen  hinaus 
die  Arbeitslosenziffer  fast  auf  Null  sank,  trotz  der  allerorts  ein- 
setzenden täglichen  Überstundenarbeit.  Da  nun  ein  so  hoch  quali- 
fizierter Arbeiter  wie  ein  Schriftsetzer  oder  Maschinenmeister  auf 
keinen  Fall  auch  nur  vorübergehend  durch  einen  ungelernten  er- 
setzt werden  kann  (ganz  abgesehen  von  der  Tarifwidrigkeit 
solcher  Handlungsweise),  erhellt  es,  daß  in  normalen  Zeiten  im 
Buchdruckgewerbe  eine  verhältnismäßig  große  Reservearmee 
Unbeschäftigter  vorhanden  sein  muß.  Übrigens  haben  sich  auch 
in  dieser  Beziehung  die  Verhältnisse  gegen  früher  gebessert,  wo 
namentlich  in  den  achtziger  Jahren  dank  der  Lehrlingszüchterei 
eine  Arbeitslosenziffer  von  9%  keine  Seltenheit  war. 

Außerdem  ermöglicht  auch  das  gut  organisierte  System  der 
Arbeitsnachweise  einen  raschen  Ausgleich  von  Angebot  und  Nach- 
frage und  überhebt  infolge  der  der  Reihe  nach  stattfindenden 
Arbeitsvermittlung  den  einzelnen  der  Gefahr,  über  die  von  der 
jeweiligen  Lage  des  Marktes  bestimmten  Durchschnittszeit  hinaus 
ohne  Arbeit  zu  bleiben. 
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Die  Lehrlingsskalen  gestatten: 


a.  für  Setzer-  und  Stereotypeurlehrlinge: 


bis 

zu  3 

Gehilfen  . . . 

. . . 1 

Lehrling 

auf 

4—7 

» ... 

. . . 2 

Lehrlinge 

» 

8 — 12 

» ... 

• • • 3 

» 

13—18 

» ... 

...  4 

T> 

19—24 

* ... 

• • • 5 

25—30 

» ... 

...  6 

und  auf  je  weitere  8 Gehilfen  einen  Lehrling  mehr  zu  halten ; 


b.  für  Druckerlehrlinge: 


bis  zu  2 Gehilfen 
auf  3—5  » 

» 6 — g » 

» 10 — 14  » 

t — 20  ■» 


1 Lehrling 

2 Lehrlinge 

3 » 

4 » 

5 » 


und  auf  je  weitere  6 Gehilfen  einen  Lehrling  mehr  zu  halten. 

Der  Unterschied  der  beiden  Skalen  ist  beibehalten  worden, 
weil  man  aus  alter  Erfahrung  weiß,  daß  die  Druckerei  weniger 
zur  Lehrlingszucht  verleitet  als  die  Setzerei.  Doch  könnte  wohl 
auch  als  weitere  Rechtfertigung  zur  Zulassung  einer  relativ  größeren 
Zahl  von  Druckerlehrlingen  der  Umstand  angeführt  werden,  daß 
voraussichtlich  mit  der  weiteren  Ausbreitung  der  Setzmaschine, 
mit  welcher  bekanntlich  vier-  bis  fünfmal  so  schnell  gesetzt  werden 
kann,  wie  mit  der  Hand,  sich  auch  die  Nachfrage  nach  Drucker- 
gehilfen relativ  stärker  als  die  nach  Setzern  steigern  wird,  was 
allerdings  unseres  Wissens  im  Tarifausschuß  nicht  in  Erwägung 
gezogen  wurde;  man  hielt  sich  dort  an  die  Zahlen  der  Statistik, 
welche  besagten,  daß  der  Prozentsatz  der  arbeitslosen  Drucker- 
gehilfen in  den  verflossenen  Jahren  den  der  Setzer  nie  erheblich 
überstiegen  hatte. 

Die  Tatsache,  daß  sich  die  Verhältnisse  des  Arbeitsmarktes 
unter  der  Herrschaft  der  elastischen  Lehrlingsskalen  so  bedeutend 
gebessert  haben,  obgleich  noch  immer  dieselben  Skalen,  die  vor 
2 1 Jahren  beschlossen  wurden,  in  Geltung  sind,  ist  der  beste  Be- 
weis dafür,  daß  man  auf  diesem  Wege  viel  besser  den  Zweck 
erreicht,  übermäßigem  Zugang  zum  Gewerbe  vorzubeugen  und 
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den  Lehrlingen  eine  gute  Ausbildung  zu  sichern,  als  es  beispiels- 
weise die  Statuten  der  englischen  Setzergewerkvereine  vermochten, 
die  für  alle  Druckereien  einer  Stadt  ohne  Rücksicht  auf  die  Größe 
des  Betriebes  eine  bestimmte  Lehrlingszahl  festsetzen,  die  unter 
keinen  Umständen  überschritten  werden  soll.1  Auch  in  der  For- 
derung einer  siebenjährigen  Lehrzeit  zeigt  sich  bei  den  englischen 
Setzern  ein  noch  aus  der  niedergehenden  Zunftzeit  stammender 
Doktrinarismus  und  ein  starres  Festhalten  wollen  an  dem  Prinzip 
des  unbedingten  numerus  clausus,  ein  Standpunkt,  den  unsere 
Buchdrucker  längst  überwunden  haben,  indem  sie  heute  sogar 
mit  besonderer  Sorgfalt  darauf  achten,  daß  die  normale  Lehrzeit 
von  vier  Jahren  tunlichst  nirgends  überschritten  werde. 

5.  Ein  sehr  wichtiges  Kapitel  in  den  Verhandlungen  bildete 
natürlich  auch  diesmal  wiederum  die  Erledigung  der  Setz- 
maschinenfrage, die  schon  so  oft  die  Handsetzer  für  ihre  wirt- 
schaftliche Zukunft  hat  erzittern  lassen. 

Es  hat  diese  Setzmaschinenfrage  gewissermaßen  Anspruch 
auf  allgemeinere  Beachtung;  ist  sie  doch  ein  ganz  interessanter 
Beitrag  zu  dem  volkswirtschaftlich  besonders  wichtigen  und  in- 
teressanten Problem  der  allmählichen  Aufsaugung  der  Handarbeit 
durch  die  mit  mechanischer  Kraft  betriebene  Maschine. 

Hat  heute  der  Laie  die  Maschinensäle  einer  modernen  Groß- 
druckerei betrachtet,  wo  ihn  riesige  Rotationsmaschinen,  Schnell- 
pressen und  Motore  umsausten  und  mit  ohrenbetäubendem  Lärm 
ihm  die  Blüte  des  »technischen  Zeitalters«  verkündeten,  so  wird 
er  sich  gleichsam  in  eine  neue  oder,  besser  gesagt,  in  eine  alte 
Welt  versetzt  fühlen,  wenn  er  von  hier  in  die  beschauliche  Stille 
eines  Handsetzersaales  tritt,  wo  die  Jünger  Gutenbergs  fast  noch 
in  der  gleichen  primitiven  Weise  hantieren  wie  zu  den  über  vier 
Jahrhunderte  zurückliegenden  Zeiten  ihres  Meisters,  und  unwill- 
kürlich wird  dieses  Bild  dem  Betrachter  als  krassester  Anachro- 
nismus erscheinen. 

Dasselbe  Gefühl  haben  die  Handsetzer  selbst  wohl  auch, 
aber  sie  glauben,  daß  sich  an  diesen  primitiven  Zustand  ihre  wirt- 
schaftliche Existenz  knüpfe,  und  suchen  ihn  sich  darum  nach  Mög- 
lichkeit zu  erhalten.  So  erklärt  es  sich  denn  auch,  daß,  als  An- 


1 Sidney  und  Beatrice  Webb,  Theorie  und  Praxis  der  englischen  Gewerkvereine 
(Industrial  Dcmocracy).  Deutsch  von  C.  Hugo,  Stuttgart  1898.  Bd.  II,  S.  13  ff. 
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fang  der  neunziger  Jahre  die  ersten  praktisch  brauchbaren  »eisernen 
Kollegen«  nach  Deutschland  kamen,  dieselben  in  der  Handsetzer- 
welt mit  nichts  weniger  als  freundschaftlichen  Gefühlen  empfangen 
wurden,  wenngleich  man  sich  auch  nicht  wie  in  der  ersten  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts  durch  Zertrümmerung  der  neuen  Maschinen 
vor  ihnen  zu  schützen  suchte,  sondern  durch  ein  vielleicht  erfolg- 
reicheres Mittel : Als  die  Einführung  von  Setzmaschinen  in  Deutsch- 
land überhandnahm  und  dieselben  für  die  Handsetzer  eine  ge- 
fährliche Konkurrenz  zu  werden  drohten,  setzten  die  Gehilfenver- 
treter nämlich  bei  der  Erneuerung  des  Tarifs  im  Jahre  1901  die 
Aufnahme  zweier  Bestimmungen  in  den  neuen  Tarif  durch,  welche 
besagten , daß  1 . an  der  Setzmaschine  nur  ordnungsmäßig  als 
Handsetzer  ausgelernte  Gehilfen  beschäftigt  werden  dürften  und 
2.  daß  an  der  Setzmaschine  nur  im  gewissen  Gelde  gearbeitet 
werden  dürfe.  Sie  wurden  bei  diesen  ihren  Bestrebungen,  dem 
Einzug  der  Setzmaschine  Hindernisse  in  den  Weg  zu  legen,  von 
denjenigen  Prinzipalen,  denen  die  Eigenart  ihres  Betriebes  oder 
der  Mangel  des  erforderlichen  Kapitals  die  Anschaffung  von 
Setzmaschinen  verbot,  zum  Teil  unterstützt. 

Der  ersteren  der  oben  angeführten  Bestimmungen,  die  das 
Fernhalten  lohndrückender  fremder  Elemente,  Mechaniker 
Kontoristen  u.  dgl.,  vom  Gewerbe  bezweckt,  können  wir  unsere  Zu- 
stimmung nicht  versagen,  zumal  der  Maschinensetzer  bei  größeren 
leider  noch  recht  häufig  an  der  Maschine  vorkommenden 
Störungen  oder  bei  Mangel  zum  Maschinensatz  geeigneten 
Materials  im  Handsatz  beschäftigt  werden  muß.  Die  zweite 
Bestimmung  jedoch,  die  das  »Rekordsetzen«  hintanhalten  sollte, 
hat  eine  entschieden  entwicklungsfeindliche  Tendenz.  Die  Prinzi- 
pale gaben  1901,  da  damals  überhaupt  nur  83  im  Berechnen 
stehende  Maschinensetzer  in  Betracht  kamen,  der  Gehilfenforde- 
rung nach,  jedoch  nur  unter  dem  ausdrücklichen  zu  Protokoll 
genommenen  Versprechen  der  Gehilfen,  bei  den  nächsten  Tarif- 
beratungen, 1906,  einem  etwaigen  Prinzipalsantrage  auf  Wieder- 
einführung des  Berechnens,  soweit  Zeitungsbetricbe  in  Betracht 
kämen,  keinen  Widerstand  entgegen  zu  setzen. 

In  der  Folgezeit  zeigten  sich  nun  die  üblen  Folgen  des 
Akkordlöhnungsverbotes,  indem  namentlich  in  größeren  Zeitungs- 
druckereien, um  die  Rentabilität  der  Setzmaschinen  und  damit 
ihre  weitere  Einführung  hintanzuhalten,  das  sogenannte  Can* 
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canny-System  (restriction  of  output)  der  englischen  Gewerk  vereine 
in  Anwendung  gebracht  wurde;  d.  h.  die  Gehilfen  verabredeten 
unter  sich  eine  Maximalleistung,  die  niemand  überschreiten  dürfe, 
obwohl  ihn  seine  Kräfte  und  seine  Geschicklichkeit  dazu  be- 
fähigt hätten.  Wenigstens  wurde  dies  von  vielen  Prinzipalen 
behauptet,  und  die  Tatsachen  scheinen  ihnen  Recht  zu  geben, 
denn,  nachdem  auf  Grund  des  gegebenen  Versprechens  die  Ge- 
hilfenvertreter 1906  schweren  Herzens  die  Wiedereinführung  des 
Rerechnens  in  Zeitungsbetrieben  zugegeben  haben,  sollen  sich, 
wie  wir  hörten,  in  einigen  Berliner  Zeitungsdruckereien  die 
Leistungen  der  früher  im  Gewißgeld,  jetzt  im  Berechnen  stehen- 
den Maschinensetzer  um  durchschnittlich  40  °/0  und  mehr  erhöht 
haben.  Zunächst  wurde  allerdings  die  Zahl  der  Maschinensetzer, 
die  von  der  neuen  Bestimmung  getroffen  werden  könnten,  nur 
auf  etwa  tausend  geschätzt,1  aber  wenn  die  obigen  Angaben  über 
die  Steigerung  der  Arbeitsintensität,  die  mittelbar  auch  auf  die 
im  Gewißgeld  verbleibenden  ihre  Rückwirkung  ausüben  müßte, 
sich  auf  die  Dauer  als  richtig  erweisen  sollten,  zweifeln  wir  nicht, 
daß  viele  Zeitungsdruckereien,  die  unter  den  bisherigen  Bedin- 
gungen die  Unrentabilität  der  Setzmaschinen  fürchteten,  sich  be- 
eilen werden,  sie  nun  auch  einzuführen.  In  den  Werkdruckereien 
wird  sich  dieser  Prozeß  langsamer  vollziehen,  denn  hier  besteht 
das  Berechnungsverbot  zunächst  fort.  Vollends  in  den  Akzidenz- 
druckereien hat  es  mit  der  Einführung  der  Setzmaschinen  noch 
gute  Wege,  denn  bisher  hat  sich  ihre  Verwendung  noch  immer 
nur  für  glatten  Satz  dauernd  rentabel  gezeigt. 2 

Die  letzte  von  der  Zentralkommission  der  Maschinensetzer 
aufgenommene  Statistik  datiert  vom  31.  Dezember  1905.  Es 
waren  danach  in  Deutschland  in  etwa  700  Betrieben  1418  Setz- 
maschinen mit  2087  Setzern  in  Tätigkeit.  Seitdem  werden  sich 

1 Nach  dem  Jahresberichte  der  Zentralkommission  der  Maschinensetzer  soll 
bisher  erst  eine  sehr  beschränkte  Anzahl  von  Druckereien  von  der  Freigabe  des  Be- 
rechnens  Gebrauch  gemacht  haben ; die  Zahl  der  bereits  ins  Berechnen  gestellten 
Maschinensetzer  beträgt  danach  also  in  Wirklichkeit  noch  längst  nicht  1000. 

2 Das  Urteil  der  Fachleute  über  die  vielen  neuen  z.  T.  genial  konstruierten 
Setzmaschinen,  welche  Tabcllensatz,  sowie  Satz  in  den  verschiedensten  Schriftgattungen 
und  Kegelstärken  ohne  wesentliche  Schwierigkeiten  ermöglichen,  schwankt  noch  sehr, 
weniger  bezüglich  der  praktischen  Brauchbarkeit  dieser  Systeme  als  bezüglich  ihrer 
Rentabilität;  namentlich  ist  man  in  seinem  Urteil  noch  unsicher  in  der  Frage,  ob  die 
Abnutzung  nicht  zu  rasch  vonstatten  geht. 
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aber  diese  Zahlen  stark  erhöht  haben.  Dennoch  werden  die 
Handsetzer  so  schnell,  wie  sie  anfangs  fürchteten,  von  ihrem 
»eisernen  Kollegen«  auf  keinen  Fall  aus  dem  Sattel  gehoben 
werden,  und  auch  seitdem  das  Berechnen  in  den  Zeitungsbetrieben 
wieder  eingeführt  ist,  hat  sich  die  Arbeitslosenziffer  gegen  die 
Vorjahre  nicht,  wie  man  fürchtete,  erhöht;  im  Gegenteil. 

Immerhin  bietet  das  Setzmaschinengespenst  den  Gehilfen- 
vertretern noch  immer  ihren  Auftraggebern  gegenüber  ein  wirk- 
sames Beschwichtigungsmittel,  wenn  es  gilt,  das  Errungene  dort 
zu  verteidigen,  wo  mehr  erwartet  wurde.  Wie  Öl  auf  stürmische 
Wogen  wirkt  alsdann  folgendes  Argument:  »Hätten  wir,  statt 
uns  mit  der  ioprozentigen  Lohnerhöhung  zu  begnügen,  auf  der 
1 5 prozentigen  bestanden,  so  hätten  die  Prinzipale  auf  Eure  zu 
teuer  gewordene  Handarbeit  verzichtet  und  weitere  Setzmaschinen 
eingeführt,  die  ihnen  in  diesem  Falle  immerhin  noch  einen 
größeren  Reingewinn  in  Aussicht  stellen  würden.  Ihr  Hand- 

setzer würdet  zum  großen  Teil  entlassen  werden,  die  Zahl  der 
Arbeitslosen  würde  bedeutend  anwachsen  und  würde  den  Lohn 
der  noch  Beschäftigten  auf  das  tarifliche  Minimum  hinabdrücken.« 

Bezüglich  der  materiellen  Besserstellung  der  Maschinensetzer 
gegenüber  den  Handsetzern  blieb  es  wie  früher:  im  Zeitungs- 
betriebe nur  achtstündige  Arbeitszeit  (einschließlich  mindestens 
halbstündiger  Putzzeit),  im  Werkbetriebe  neunstündige,  davon 
aber  nur  acht  Stunden  Setzzeit  (die  übrige  Zeit  wird  zum  Putzen 
u.  dergl.  verwendet).  Das  Lohnminimum  der  im  Gewißgeld 
stehenden  Maschinensetzer  ist  das  ortsübliche  der  Handsetzer  mit 
25  % Zuschlag  bei  achtstündiger  Arbeitszeit  im  Zeitungsbetriebe 
und  mit  30  0/o  Zuschlag  bei  neunstündiger  Arbeitszeit  im  Werk- 
betriebe. 

Für  im  Berechnen  an  Zeilengußsetzmaschinen1  stehende 
Setzer  sind  als  Grundpreise  für  10000  Buchstaben  bei  fließend 
lesbarem  Manuskript  in  deutscher  Sprache  festgesetzt: 

Linotype:  Fraktur  121  Pf.  Antiqua  132  Pf. 

Monoline:  » 143  » » 154  » 

Typograph:  » 165  » » 176  » 

ausschließlich  Lokalzuschlag. 

' Die  Einzeltypsetzmaschincn  sind  in  den  Tarif  noch  nicht  mit  einbezogcn, 
weil  man  noch  nicht  genügend  Material  zur  Hand  hatte,  um  auch  für  diese  allgemein 
gültige  Grundpreise  festsetzen  zu  können. 
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Die  Zukunft  wird  den  Nationalökonomen  in  der  Entwick- 
lung der  Setzmaschinenfrage  noch  weiterhin  Gelegenheit  bieten, 
an  einem  Beispiel  im  kleinen  den  gewaltigen  Eroberungsprozeß 
zu  beobachten,  in  welchem  von  dem  großen  scheinbar  der 
menschlichen  Hand  allein  vorbehaltenen  Arbeitsgebiet  Stück  für 
Stück  von  der  mit  mechanischer  Kraft  betriebenen  Maschine  an 
sich  gerissen  wird.  Wir  sehen  hier,  wie  dieser  eindringenden 
Maschine  zunächst  noch  von  den  Arbeitern  Schwierigkeiten  in  den 
Weg  gelegt  werden  und  wie  damit  in  — vom  sozialpolitischen 
.Standpunkt  aus  betrachtet  — heilsamer  Weise  die  revolutio- 
nierende Wirkung,  die  ein  allzu  rasches  Vordringen  derselben 
unfehlbar  mit  sich  bringen  würde,  verhütet  wird;  dann  aber 
fallen  allmählich  diese  Fesseln  und  — wie  der  »Korrespondent« 
seinen  Lesern  die  Aufhebung  des  Berechnungsverbotes  erklärte  — , 
»man  weicht  der  wirtschaftlichen  und  technischen  Entwicklung, 
welche  die  neue  Arbeitsmethode  bestimmt«. 

6.  Die  für  Maschinenmeister  und  Drucker  gültigen  Ar- 
beitsbestimmungen sind  diesmal  in  einem  besonderen  Abschnitte 
des  Tarifs  eingehend  geregelt  und  die  ihnen  allein  zukommenden 
Arbeiten  scharf  abgegrenzt  worden  gegenüber  den  ungelernten 
Hilfsarbeitern,  deren  Vordringen  in  ihren  Bereich  die  gelernten 
Drucker  und  Maschinenmeister  zu  verhindern  streben.  Alle  rein 
technischen  Arbeiten  sollen  dauernd  nur  von  gelernten  Maschinen- 
meistern ausgeführt  werden. 

Ferner  sind  in  den  Bereich  der  der  Tarifgemeinschaft  unter- 
stehenden Arbeitnehmer  die  »Sparte«  der  Korrektoren,  und  die 
der  Stereotypeure  und  Galvanoplastiker  neu  einbezogen 
worden,  deren  Arbeitsverhältnisse  ebenfalls  tariflich  genau  geregelt 
worden  sind.  Doch  kommen  bei  der  ersteren  Sparte  nur  etwa 
450,  bei  der  letzteren  nur  etwa  900  Gehilfen  in  Betracht. 

Der  Forderung,  auch  die  Buchdruckereihilfsarbeiter  in 
die  Tarifgemeinschaft  einzubeziehen,  die  kürzlich  bei  einer  Be- 
sprechung der  mit  diesen  getroffenen  allgemeinen  Vereinbarungen 
über  ihre  Arbeitsbedingungen  gestellt  wurde,1  glauben  wir  aus 
verschiedenen  Gründen  nicht  das  Wort  reden  zu  können.  Zwar 
ist  es  zweifellos  sehr  erfreulich,  daß  auch  hier  die  Buchdrucker- 
prinzipale insofern  vorangeschritten  sind,  als  hier  zum  erstenmal 

1 Dr.  Sydow,  Ein  Tarifvertrag  für  die  Hilfsarbeiter  im  Buchdmckgewerbe. 
Soz.  Praxis.  XVI.  Jahrg.,  1907  Nr.  30. 
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mit  ungelernten  Arbeitern  für  ganz  Deutschland  gültige  allgemeine 
Bestimmungen  über  das  Arbeitsverhältnis  getroffen  worden  sind, 
die  einen  tarifartigen  Charakter  tragen  oder  doch  insofern  als  die 
Grundlage  eines  Tarifes  anzusehen  sind,  als  sie  gewissermaßen 
die  Form  darstellen,  in  welche  mit  der  jeweils  örtlich  zu  regelnden 
Lohnfestsetzung  der  Inhalt  gegossen  werden  soll.  Das  aber  ist 
nicht  Grund  genug,  auch  die  formelle  Einbeziehung  der  Hilfs- 
arbeiter in  die  Tarifgemein schaft  nun  für  wünschenswert  zu  halten, 
denn  sehr  gewichtige  Bedenken  stehen  dem  entgegen : Zunächst  ist 
zu  beachten,  daß  die  übrigen  vorerwähnten  Arbeiterkategorien, 
die  Maschinensetzer,  Drucker  und  Maschinenmeister,  Korrektoren, 
Stereotypeure  und  Galvanoplastiker  sämtlich  dem  Verbände  der 
deutschen  Buchdrucker  angeschlossen  sind,  in  welchem  sie  nur 
Sondergruppen  bilden,  daß  sie  also  derselben  Oberleitung  und  den- 
selben Kassen  unterstehen.  Die  Hilfsarbeiter  dagegen  sind  in 
dem  »Verband  der  Buch-  und  Steindruckereihilfsarbeiter«  organisiert, 
der  mit  dem  Buchdruckerverband  in  keinerlei  Beziehung  steht,  ja  in 
letzter  Zeit  sogar  verschiedentlich  in  Gegensatz  zu  dessen  Maschinen- 
meistervereinen geraten  ist.  Außerdem  sind  die  Hilfsarbeiter  viel 
schwächer  — von  rund  20000  vorhandenen  Hilfsarbeitern  nur 
etwa  13000  — und  regional  ungleichmäßiger  organisiert  als  die 
Buchdrucker.  Die  Fluktuation  der  Mitglieder  ferner  ist  eine  viel 
größere,  da  die  Hilfsarbeiter  nicht  so  sehr  wie  die  gelernten  Buch- 
drucker an  ihren  Beruf  gefesselt  sind.  Ein  sehr  großer  Prozentsatz 
ihres  Verbandes  besteht  aus  weiblichen  Mitgliedern,  die  meist  nur 
bis  zur  Verheiratung  im  Maschinensaale  Beschäftigung  suchen. 
Vor  allem  aber,  — und  das  ist  die  Hauptsache,  da  es  ein  Zusammen- 
gehen am  meisten  erschwert  — , können  sich  ihre  Kassenverhält- 
nisse mit  denen  des  Buchdruckerverbandes  nicht  annähernd  messen. 

Nach  alledem  scheint  uns  klar,  daß  der  Buchdruckereihilfs- 
arbeiterverband längst  nicht  dieselben  Bürgschaften  für  die  Tarif- 
treue seiner  Mitglieder  zu  bieten  vermag  wie  der  Buchdrucker- 
verband; mit  seiner  Einbeziehung  würde  nur  ein  unsicheres  Element 
in  die  Tarifgemeinschaft  kommen.  — 

Damit  hätten  wir  die  wichtigsten  Bestimmungen  des  neuen 
68  Oktavseiten  umfassenden  Tarifes  einer  Besprechung  unterzogen, 
auf  Grund  deren  wir  uns  ein  Bild  von  dem  heute  in  unseren 
Buchdruckereien  wiederum  auf  fünf  Jahre  hinaus  gesicherten  Ar- 
beitsverhältnissen machen  können. 
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Fragt  man  nun,  welche  der  beiden  Parteien  in  den  vorjährigen 
Verhandlungen  wohl  schließlich  die  größeren  Vorteile  errungen 
habe  und  als  Siegerin  aus  dem  Kampfe  hervorgegangen  sei,  so 
ist  hierauf  eine  allgemeine  entscheidende  Antwort  überhaupt  nicht 
zu  geben.  Das  Urteil  wird  abhängig  sein  müssen  von  der  Be- 
deutung, die  man  den  einzelnen  Haupterrungenschaften  beider 
Parteien  beimißt,  in  erster  Linie  von  dem  Wert,  den  die  Wieder- 
einführung des  Berechnens  an  der  Setzmaschine  für  den  einzelnen 
Buchdruckereibesitzer  bedeutet,  dann  davon,  ob  man  die  zehn- 
prozentige  Lohnerhöhung  als  den  erhöhten  L ebensmittelpreisen 
und  Wohnungsmieten  entsprechend  anerkennt  und  das  Wieder- 
einholen der  Produktionskostensteigerung  seitens  der  Unternehmer 
durch  Erhöhung  der  Druckpreise  usw.  für  möglich  hält.  Hierüber 
aber  dürfte  sich  nur  ein  mit  der  Praxis  des  Berufslebens  voll- 
kommen vertrauter  Fachmann,  der  zugleich  die  ganze  heutige 
Gestaltung  des  Wirtschaftslebens  mit  weitem  Blicke  zu  umfassen 
vermag,  ein  abschließendes  Urteil  erlauben,  und  auch  ein  solcher 
würde  nicht  mit  Bestimmtheit  voraussehen  können,  wie  sich  in 
den  kommenden  fünf  Jahren,  für  welche  die  tariflichen  Bestimmungen 
festgelegt  sind,  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  entwickeln  werden. 
Aber  gerade  die  kommenden  fünf  Jahre  erst  werden  zu  entscheiden 
haben,  ob  die  Prinzipale  mehr,  als  das  Gewerbe  zu  tragen  vermag, 
zugestanden  haben  oder  nicht.  Doch  kann  man,  wenn  man  hier- 
von absieht,  im  Vergleich  mit  den  in  früheren  Verhandlungen 
erzielten  Ergebnissen  nur  feststellen,  daß  eine  so  erhebliche  Lohn- 
steigerung wie  diesmal  von  den  Gehilfen  seit  dem  zu  ihrem 
Vorteil  abgelaufenen  Streik  von  1873  nicht  erzielt  ist.  Damals 
wurde  das  Lohnminimum  auf  19.50  M.  festgesetzt.  In  den  fol- 
genden 23  Jahren  wurde  es  dann  um  volle  1.50  M.  erhöht,  so  daß 
es  1896  erst  21  M.  erreichte.  Das  bedeutete  damals  gegen  den 
letzten  Tarif  eine  Steigerung  von  2l/2°!o • Dabei  ist  zu  beachten, 
das  dieses  Minimum  bei  der  damals  noch  geringen  Ausbreitung 
der  Tarifgemeinschaft  von  längst  nicht  allen  Druckereien  einge- 
halten wurde  und  daß  es,  wo  dies  der  Fall  war,  meist  zugleich 
auch  Maximum  war.  Allerdings  wurde  1896  auch  die  Arbeitszeit 
um  eine  halbe  Stunde  verkürzt.  Das  Jahr  1901  brachte  dann 
eine  Lohnerhöhung  von  ~lj2  °/0.  Die  diesmalige  zehnprozentige 
Lohnerhöhung  gewinnt  demgegenüber  noch  weiter  an  Bedeutung, 
wenn  man  bedenkt,  daß  jetzt  über  90%  aller  Gehilfen  davon 
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betroffen  werden  und  daß  auf  die  Durchführung  der  tariflichen 
Bestimmungen  von  den  maßgebenden  Instanzen  jetzt  ungleich 
strenger  gesehen  wird  als  in  früheren  Jahren. 

Können  wir  somit  von  den  Gesamtheiten  von  Prinzipalität 
und  Gehilfenschaft  keiner  mit  Entschiedenheit  den  Siegespreis  zu- 
erkennen, so  sehen  wir  bei  genauerer  Betrachtung  doch,  daß  auf 
beiden  Seiten  manche  Gruppen  schwerer,  manche  leichter  betroffen 
werden:  Auf  Gehilfenseite  hatten  natürlich  am  ersten  die  Maschinen- 
setzer der  Zeitungsdruckereien  Grund  zur  Unzufriedenheit  wegen 
Wiedereinführung  des  Berechnens.  Auf  weitere  Einzelheiten 
technischer  Art,  die  namentlich  den  Maschinenmeistern  Anlaß  zu 
Klagen  gaben,  wollen  wir  hier  nicht  eingehen. 

Auf  Prinzipalsseite  scheinen  uns  im  allgemeinen  die  kleinen 
Betriebe  gegenüber  den  größeren  schwerer  getroffen  zu  sein, 
namentlich  gegenüber  den  größeren  Zeitungsbetrieben,  und  zwar 
aus  folgenden  Gründen : 

1.  fällt  bei  den  Zeitungsbetrieben  die  Erhöhung  der  Setzer- 
löhne darum  weniger  ins  Gewicht,  weil  sie  gemeinhin  mit 
größeren  Auflagen  zu  arbeiten  haben  und  die  Ausgaben  für 
Papier,  Walzen,  Farbe,  Schrift  usw.  den  Arbeitslöhnen  gegenüber 
einen  ungleich  größeren  Prozentsatz  der  Produktionskosten  bilden, 
als  in  Kleinbetrieben; 

2.  genießen  die  Zeitungsbetriebe  allein  die  bezüglich  der 
Setzmaschine  erzielten  Vorteile,  die  natürlich  für  Kleinbetriebe 
gar  nicht  in  Betracht  kommen; 

3.  ist  es  den  größeren  Druckereien  am  ersten  möglich,  sich 
durch  Neueinstellung  von  Setzmaschinen  der  Handsetzerlohn- 
erhöhung gegenüber  schadlos  zu  halten,  obgleich,  wie  erwähnt, 
von  diesem  Mittel  bisher  weit  weniger  Gebrauch  gemacht  worden 
ist,  als  man  in  Handsetzerkreisen  von  je  gefürchtet  hat; 

4.  ist  es  für  Zeitungsdruckereien  der  Regel  nach  leichter, 
die  Lohnsteigerung  vom  Publikum  wieder  herauszuholen,  indem 
die  Abonnements-  und  Inseratenpreise  nur  um  wenige  Pfennige 
erhöht,  die  Rabattsätze  herabgesetzt,  die  .Spalten  der  Inserate  bei 
Aufrechterhaltung  des  bisherigen  Zeilenpreises  geschmälert  werden 
usw.  Demgegenüber  haben  die  auf  fremde  Rechnung  arbeitenden 
Lohndruckereien  meist  einen  schweren  Stand,  zumal,  wenn  sie 
an  lange  Verträge  mit  ihrer  Kundschaft  gebunden  sind  oder 
wenn  sie  nur  für  wenige,  aber  viel  benötigende  Kunden  zu 
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liefern  haben,  die  eine  Heraufsetzung  der  altgewohnten  Druck- 
preise besonders  unangenehm  empfinden. 

Der  Grund  dafür,  daß  demnach  die  Betriebe  nach  Art  und 
Größe  verschieden  schwer  betroffen  werden,  liegt  in  den  natür- 
lichen Verhältnissen.  Es  läßt  sich  hier  keine  absolute  Gleichheit 
schaffen,  denn  die  Löhne  können  nicht  der  Größe  des  Betriebes 
entsprechend  eine  verschiedene  Steigerung  erfahren  oder  nach 
der  durchschnittlichen  Höhe  der  Auflagen  der  hergestellten 
Drucksachen  oder  auf  Grund  anderer  Merkmale  abgestuft  werden. 
Und  ebensowenig  wäre  es  zu  billigen,  wenn  man  sich  engherzig 
der  vollen  Ausbeutung  der  uns  von  der  fortschreitenden  Technik 
gebotenen  Vorteile  widersetzen  wollte  zum  Schaden  der  Volks- 
wirtschaft. Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  daß  wir  einer  völligen 
Verdrängung  der  kleinen  Druckereien  das  Wort  reden.  Wohl 
mag  es  sein,  daß  im  allgemeinen  die  hygienischen  Verhältnisse 
wie  anderswo,  so  auch  in  der  Buchdruckerei  im  Großbetriebe 
bessere  sind  und  daß  die  »Schmutzkonkurrenz«  am  ersten  unter 
der  leider  noch  immer  zu  großen  Zahl  kleinster  Betriebe,  die 
nicht  leben  und  nicht  sterben  können,  zu  suchen  ist;  doch  gibt  es 
demgegenüber  eine  recht  stattliche  Anzahl  kleiner  Betriebe,  die 
auch  unter  den  heutigen  Verhältnissen  noch  recht  wohl  lebens- 
fähig sind.  Wir  werden  an  anderer  Stelle  hierauf  noch  ausführ- 
licher zu  sprechen  kommen. 

Sehen  wir  also,  daß  auf  beiden  Seiten  ein  Teil  der  Kontra- 
henten schwerer,  der  andere  leichter  betroffen  wurde,  so  schieden 
doch  Prinzipale  und  Gehilfen  voneinander  in  dem  Bewußtsein, 
daß  man  sich  von  beiden  Seiten  so  weit  als  möglich  entgegen- 
gekommen war  und  daß  von  einem  völligen  Siege  oder  einer 
Niederlage  der  einen  oder  anderen  Partei  nicht  die  Rede  sein 
konnte. 
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Der  Organisationsvertrag. 

Großes  Interesse  und  Aufsehen  hat  weit  über  die  unmittel- 
bar am  Buchdruckgewerbe  interessierten  Kreise  hinaus  bei  allen 
Sozialpolitikern  und  Nationalökonomen  der  neben  dem  Tarif  von 
den  beiderseitigen  großen  Organisationen  abgeschlossene  soge- 
nannte » Organ  isationsvertrag«  hervorgerufen ; sind  doch  durch 
ihn  Ideen  in  die  Tat  umgesetzt  worden,  die  in  Deutschland  bisher 
noch  nirgends  in  der  Praxis  Eingang  gefunden  hatten,  für  deren 
Verwirklichung  aber  einige  unserer  bedeutendsten  sozialpolitischen 
Theoretiker  seit  Jahrzehnten  schon  in  Wort  und  Schrift  ein- 
getreten sind. 

Um  zu  verstehen,  wie  es  zu  diesem  Organisationsvertrage, 
der  heute  der  Tarifgemeinschaft  erst  eigentlich  ein  festes  Gefüge 
gibt,  gekommen  ist,  müssen  wir  einen  kurzen  geschichtlichen 
Rückblick  auf  die  allmähliche  Entwicklung  des  kollektiven 
Arbeits Vertragsschlusses  im  Buchdruckgewerbe  werfen.  Wir 
werden  dabei  sehen,  wie  die  Verhältnisse  immer  mehr  dazu  hin- 
drängten, den  Arbeitsvertrag  in  der  Weise,  wie  es  heute  ge- 
schieht, oder  eigentlich  besser,  wie  es  das  nächstemal,  in  fünf 
Jahren,  geschehen  wird,  abzuschließen  und  zu  sichern. 

Der  Gedanke,  den  Tarifvertrag  an  Stelle  der  beiderseitigen 
»Allgemeinheiten«,  welche  für  die  Durchführung  desselben  keinerlei 
Gewähr  boten  und  es  nur  zu  oft  mit  einer  bloß  platonischen 
Anerkennung  bewenden  ließen,  durch  die  beiderseitigen  großen 
Organisationen  abzuschließen,  reicht  bis  in  die  Zeit  zurück,  wo 
man  überhaupt  zum  erstenmal  den  Versuch  machte,  die  Arbeits- 
bedingungen für  das  ganze  Gewerbe  auf  einheitlicher  Grundlage 
zu  regeln.  So  richtete  bereits  die  vom  u.  bis  1 6.  Juni  1848  in 
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Mainz  tagende,  vorwiegend  von  Gehilfen  beschickte  National- 
buchdruckerversammlung, deren  Ergebnis  die  Gründung  eines 
National buchdruckervereins  und  die  Festsetzung  eines  Nomial- 
tarifes  war,  an  die  deutsche  Nationalversammlung  in  Frankfurt 
eine  Eingabe,  in  der  sie  jene  ersuchte,  die  Gehilfen  in  diesem 
ihrem  Streben  zu  unterstützen  und  ihre  Arbeitgeber  zu  einer 
gleichen  Vereinigung  aufzufordern,  um  auf  diese  Weise  die  mög- 
lichst allgemeine  Durchführung  der  in  Mainz  beschlossenen  Be- 
stimmungen zu  erwirken.  Der  Plan  der  Gehilfen  ging  dahin,  die 
Prinzipale  ebenfalls  zur  Organisierung  zu  veranlassen  und  in  dem 
Nationalbuchdruckerverein,  der  Prinzipals-  und  Gehilfenorganisation 
gemeinsam  umfassen  sollte,  auf  eine  Beseitigung  der  im  Gewerbe 
herrschenden  Mißstände  hinzuwirken  und  namentlich  das  Lehr- 
lingswesen einer  einheitlichen  Regelung  zu  unterziehen.  Da 
jedoch  das  einseitig  von  den  Gehilfen  festgesetzte  Programm  und 
der  ebenso  nur  von  der  einen  Partei  zusammengestellte  Tarif  bei 
den  Prinzipalen  nur  sehr  sporadisch  Anerkennung  fanden,  ver- 
mochte der  an  und  für  sich  gesunde  und  damals  sonst  vielleicht 
ausführbare  Gedanke  nicht  Wurzel  zu  fassen.  Die  angestrebte 
Organisierung  der  Prinzipale  unterblieb,  und  auch  die  Gehilfen- 
vereinigung wurde,  nachdem  sie  noch  bis  1850  ihr  Dasein  ge- 
fristet hatte,  polizeilich  aufgelöst. 

Erst  Anfang  der  sechziger  Jahre  begannen  die  Gehilfen  sich 
wieder  zusammenzuschließen;  1866  gründeten  sie  ihren  »Verband 
der  deutschen  Buchdrucker« , der  somit  heute  die  Zweitälteste 
Gewerkschaft  Deutschlands  ist. 1 1869  folgten  ihnen  die  Prinzipale 

mit  der  Gründung  des  »Deutschen  Buchdruckervereins« , dem 
ersten  Arbeitgeberverbande  in  Deutschland.  1873  kam  der  erste, 
formell  zwar  von  den  Vertretern  der  beiderseitigen  Allgemein- 
heiten, in  Wirklichkeit  aber  bereits  von  den  beiden  Vereinen 
beschlossene  Normaltarif  zustande,  dessen  Gültigkeit  sich  über 
das  ganze  Deutsche  Reich  erstreckte.  Derselbe  wurde  in  der 
Folgezeit  verschiedentlich  erneuert,  aber  erst  1886  einer  gründ- 
lichen Revision  unterzogen.  Interessant  sind  für  unsere  Betrach- 
tungen die  Verhandlungen  dieses  Jahres  1886  besonders  deshalb, 
weil  damals  zum  erstenmal  wieder,  und  zwar  von  Prinzipalsseite, 
der  Gedanke  angeregt  wurde,  den  Abschluß  des  Vertrages  durch 
die  beiden  Organisationen  zu  vollziehen.  Der  Plan  gelangte  zwar 

1 Die  älteste  ist  der  1865  gegründete  deutsche  Tabakarbeitcrvercin. 
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nicht  zur  Ausführung,  doch  ging  man  insofern  gegen  früher  einen 
Schritt  weiter,  als  man  von  jetzt  an  nur  noch  denjenigen  Prinzipalen, 
welche  den  Tarif  anerkannt  hatten,  und  denjenigen  Gehilfen,  die 
zu  tarifmäßigen  Bedingungen  arbeiteten,  d.  h.  also  den  Tariftreuen 
auf  beiden  Seiten , das  Wahlrecht  zu  den  tariflichen  Körper- 
schaften zuerkannte.  Hierdurch  wurde  tatsächlich  erst  neben 
oder  eigentlich  über  den  beiderseitigen  Organisationen  noch  eine 
dritte  geschaffen,  die  Tarifgemeinschaft,  zu  der  weder  alle, 
noch  auch  bloß  Mitglieder  der  beiden  anderen  Organisationen 
gehörten.  Der  Tarif  gelangte  damals  bei  1083  von  etwa  4000 
Firmen  zur  Annahme. 

Drei  Jahre  später,  als  die  Tarifkommission  in  Stettin  tagte, 
wurde  der  Vorschlag  des  Organisationsabschlusses  wieder  vorge- 
bracht, und  zwar  diesmal  von  den  Gehilfen,  allein  wiederum  abge- 
lehnt, da  sich  der  Prinzipalverein  noch  nicht  genügend  gekräftigt 
fühlte,  um  die  Folgerungen  aus  diesem  Schritte  bei  allen  seinen 
Mitgliedern  durchzusetzen,  denn  da  bisher  die  Anerkennung  des 
Tarifes  für  seine  Mitglieder  noch  nicht  obligatorisch  war,  befand 
sich  noch  mancher  entschiedene  Tarif  Verächter  im  Verein.  Aber 
wiederum  kam  man  einen  großen  Schritt  jenem  Ziele  näher  mit 
der  einstimmigen  Annahme  der  »Stettiner  Resolution«,  die  den 
Boden  für  den  künftigen  Organisationsabschluß  ebnen  sollte:  »Die 
Tarifkommission  hält  es  im  Interesse  der  Durchführung  des 
Tarifes  für  dringend  notwendig,  daß  seitens  der  tariftreuen 
Prinzipale  nur  Gehilfen  eingestellt  werden,  welche  nachweislich 
zu  tarifmäßigen  Bedingungen  gearbeitet  und  in  tariftreuen  Ge- 
schäften ausgelernt  haben.«  Aber  das  Inkrafttreten  des  lobens- 
werten in  dieser  Resolution  ausgedrückten  Vorsatzes  verzögerte 
sich.  Zahlreiche  Protestkundgebungen  aus  dem  Lager  der  Prinzipale, 
namentlich  aus  Kreis  II  (Rheinland-Westfalen),  verhinderten,  daß 
sie  überhaupt  noch  praktische  Bedeutung  erlangte,  bevor  der 
große  Streik  im  Herbste  1891  ausbrach,  der  bekanntlich  mit 
einer  völligen  Niederlage  der  Gehilfen  endete. 

Die  folgenden  Jahre  sind  die  Zeit  des  tarifgemeinschaftlichen 
Interregnums.  Die  Gehilfenschaft  war  zu  sehr  geschwächt,  als 
daß  sie  bei  der  Festsetzung  der  Arbeitsbedingungen  dem  Prinzipal- 
verein als  ebenbürtiger  Partner  hätte  gegen  übertreten  können. 
Der  Prinzipalverein  verpflichtete  allerdings  seine  Mitglieder  auf 
einen  1893  einseitig  von  ihm  festgesetzten  Tarif,  der  dem  letzten, 
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1890  mit  den  Gehilfen  gemeinsam  beschlossenen,  in  allen  wesent- 
lichen Punkten  glich,  aber  er  vermochte  nicht  zu  verhindern,  daß 
jetzt  die  alten  Grundübel  des  Gewerbes,  Lehrlingszüchterei  und 
Schleuderkonkurrenz,  üppiger  denn  je  emporwucherten  und  es 
schließlich  auch  den  bestgewillten  Prinzipalen  schwer  machten, 
bei  dem  dadurch  verursachten  Tiefstand  der  Druckpreise  an- 
ständige Löhne  zu  zahlen,  sofern  sie  sich  auf  die  Dauer  kon- 
kurrenzfähig erhalten  wollten. 

Im  Jahre  1896  führte  daher  das  gemeinsame  Interesse  gegen- 
über der  Schmutzkonkurrenz,  die  der  einen  Partei  als  Preis-,  der 
anderen  als  Lohndrückerin  entgegentritt,  die  soliden  Prinzipale 
und  Gehilfen  wieder  zusammen  zur  Neubegründung  der  Tarif- 
gemeinschaft. Für  die  Verhandlungen  übernahm  prinzipalsseitig 
die  Vertretung  der  bestehende  Tarifausschuß  des  Prinzipal  Vereins, 
welcher  den  erwähnten  für  die  Mitglieder  des  Vereins  bisher  ver- 
bindlichen Tarif  festgesetzt  hatte.  Die  Vertreter  der  Gehilfen 
gingen  aus  Urwahlen  hervor,  die  das  Einigungsamt  des  Gewerbe- 
gerichts in  Leipzig  ausschrieb.  Es  wurden  dabei,  wie  auch  früher 
stets,  ausschließlich  Verbändler  gewählt,  so  daß  sich  zwar 
faktisch  als  ordentliche  Mitglieder  des  neuen  paritätisch  zu- 
sammengesetzten Tarifausschusses  nur  Angehörige  der  beider- 
seitigen Organisationen  gegenüberstanden,  aber  von  einem  auch 
formellen  Tarifabschluß  durch  die  Organisationen  als  solche  war 
nicht  mehr  die  Rede.  Nur  mit  beratender  Stimme  waren  dem 
Ausschuß  je  zwei  Vertreter  derselben,  aber  auch  zwei  »Nicht- 
verbandsgehilfen « beigegeben . 

Die  Verhandlungen  führten  zur  glücklichen  Wiederherstellung 
der  Tarifgem ein schaft,  und  zwar  ging  das  Bestreben  beider  Parteien 
jetzt  vornehmlich  dahin,  das  wieder  erworbene  Gut  durch  er- 
weiterten Ausbau  des  Verwaltungs-  und  Kontrollapparates  auf 
festere  Füße  zu  stellen,  als  dies  bis  1891  der  Fall  gewesen  war. 
Es  wurde  damals  die  noch  heute  gültige  Verfassung  der  Tarif- 
gemeinschaft, wie  sie  eingangs  geschildert  wurde,  in  ihren  Grund- 
zügen geschaffen.  Den  stärksten  Halt  gewann  aber  das  noch 
zerbrechliche  Gebilde  dadurch,  daß  jetzt,  wie  es  der  Gehilfenver- 
band schon  immer  getan  hatte,  auch  der  Prinzipalverein  seinen 
Mitgliedern  die  Anerkennung  des  Tarifs  zur  statutarischen 
Pflicht  machte  und  in  den  folgenden  Jahren  die  Abstoßung  der 
Tarifgegner  in  seinen  Reihen  veranlaßte. 
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Entgegen  den  früheren  Tarifen,  die  nur  auf  drei,  zwei  oder 
gar  nur  ein  Jahr  abgeschlossen  wurden,  ist  seit  1896  der  Tarif 
stets  auf  fünf  Jahre  vereinbart  worden.  Die  nächste  Revision  fand 
also  1901  statt.  Als  die  wichtigsten  Ergebnisse  derselben  kommen 
für  uns  die  Errichtung  der  Kreisämter  und  namentlich  die 
Umwandlung  aller  bisher  von  dem  Prinzipalverein  oder  Gehilfen- 
verband einseitig  verwalteten  Arbeitsnachweise  in  pari- 
tätische der  Tarifgemeinschaft  unterstellte  Organe  in 
Betracht.  Diese  paritätischen  Arbeitsnachweise  beabsichtigten  die 
Tarifkämpfer  für  die  Folgezeit  zu  ihrer  wichtigsten  Waffe  zu 
machen.  Hatten  nämlich  die  bisherigen  einseitig  von  einer  Organi- 
sation verwalteten  Nachweise  in  erster  Linie  stets  ihre  Mitglieder 
bei  Vermittlung  von  Arbeitskräften  bezw.  Arbeit  berücksichtigt, 
so  sollte  von  jetzt  an  auf  die  Organisationsangehörigkeit  nicht 
mehr  Rücksicht  genommen  werden,  sondern  in  gleicher  und 
unparteiischer  Weise  zwischen  allen  tariftreuen  Prinzipalen  und 
Gehilfen  vermittelt  werden.  Wenn  sich  nun  in  den  folgenden 
Jahren  die  tariftreuen  Prinzipale  und  Gehilfen  wirklich  stets  und 
ausschließlich  dieser  Arbeitsnachweise  bedient  hätten,  so  hätte  die 
Tarifgemeinschaft  in  diesen  tatsächlich  ein  sehr  wirksames  Mittel 
gehabt,  tarifuntreuen  Prinzipalen  die  tariftreue,  d.  h.  gemeinhin  auch 
tüchtigere  Gehilfenschaft  zu  sperren,  während  die  tarifuntreu  ge- 
wordenen Gehilfen  erst  nach  Verlauf  mindestens  eines  Jahres 
wieder  in  die  Liste  der  Arbeitsnachweise  aufgenommen  werden 
sollten,  ihnen  somit  also  die  Wiedererlangung  tariflicher  Entlohnung 
recht  erschwert  worden  wäre.  Allein  die  Erfahrung  lehrte,  daß 
bei  augenblicklicher  Notlage  auf  beiden  Seiten  diese  tarifliche 
Verpflichtung  recht  oft  außer  acht  gelassen  wurde.  Namentlich 
die  Prinzipale  kleinerer  .Städte  fragten  mitunter  wenig  danach,  ob 
sie  ihre  Gehilfen  durch  den  Arbeitsnachweis  vermittelt  erhielten 
oder  ob  diese  sich  selbst  stellten,  ob  sie  aus  einer  tariftreuen 
Druckerei  kamen  oder  nicht;  sie  waren  meist  froh,  wenn  sie  in 
Zeiten  regen  Geschäftsganges  in  der  Provinz  überhaupt  Gehilfen 
erhielten.1  Andererseits  kümmerten  sich,  wenn  in  geschäftsstiller 


1 Zur  Konditionsannahmc  nach  außerhalb  können  nach  den  Bestimmungen  über 
die  Arbeitsnachweise  verheiratete  Gehilfen  wegen  der  Schwierigkeit  des  Umzuges  nicht 
gezwungen  werden.  Da  zu  der  hinlänglich  bekannten  Abneigung  des  großstädtischen 
Arbeiters,  in  kleineren  Städten  Arbeit  anzunehmen,  noch  der  Umstand  hinzukoinmt, 
daß  dort  auch  die  Lokalzuschläge  meist  geringer  sind,  als  in  der  Großstadt,  oder 
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Zeit  die  Arbeitslosenziffer  anwuchs,  die  Gehilfen  oft  recht  wenig 
darum,  ob  die  Firma,  in  der  sie  so  glücklich  waren,  Arbeit  zu 
finden,  den  Tarif  anerkannt  hatte  oder  nicht.  Besonders  gilt  das 
von  den  Nichtorganisierten,  denen  die  reichlichen  Arbeitslosen- 
unterstützungen des  Verbandes  nicht  zuflossen  und  deren  geringe 
Überschüsse  es  selten  gestatteten,  ihrer  Tariftreue  das  Opfer  zu 
bringen,  mehrere  Wochen  auf  Arbeit  zu  warten. 

Die  allmähliche  Einsicht,  daß  sich  trotz  größter  Bemühungen 
mit  den  bisherigen  Mitteln  allein  der  wünschenswerte  Zustand  im 
Gewerbe  nicht  herstellen  lasse,  daß  Schiedsgerichte  und  Arbeits- 
nachweise trotz  bester  Verwaltung  nicht  zu  verhindern  vermochten, 
daß  tarifuntreue  Prinzipale  wieder  Gehilfen  und  tarifuntreue  Ge- 
hilfen bald  wieder  Arbeit  in  tariftreuen  Druckereien  erhielten,  mit 
einem  Wort,  die  Erkenntnis,  daß  man  sich  eine  schärfere  Waffe 
schmieden  müsse,  um  den  tariflichen  Gesetzen  mehr  Geltung  zu 
verleihen,  ließ  den  alten  Gedanken  des  Tarifabschlusses  von  Organi- 
sation zu  Organisation  in  den  letzten  Jahren  auf  beiden  Seiten 
wieder  lebendig  werden. 

.Schon  lange  bevor  der  Tarifausschuß  zusammentrat,  waren 
sich  in  diesem  Sinne  die  maßgebenden  Persönlichkeiten  im 
Prinzipal  verein  und  Gehilfen  verband  einig.  Bereits  vom  7.  bis 
9.  Februar  vorigen  Jahres  fand  in  Leipzig  eine  hierauf  bezügliche 
Besprechung  zwischen  Vertretern  der  beiden  Vereine  statt.  Eine 
zweite  am  1.  Juni,  also  fast  vier  Monate  vor  der  kritischen  Tarif- 
ausschußberatung, in  Berlin  stattfindende  Zusammenkunft  brachte 
bereits  den  ganzen  Vertrag  im  Entwurf  zustande.  Die  vom 
18.  bis  19.  Juni  vorigen  Jahres  in  München  tagende  Hauptver- 
sammlung des  Prinzipalvereins  gab  dann  dem  Entwurf  ihre  Zu- 
stimmung. — Lange  vorher  schon  hatte  eine  in  Dresden  statt- 
findende Generalversammlung  des  Gehilfenverbandes  dem  Ab- 
schluß von  Organisation  zu  Organisation  ihre  grundsätzliche  Ge- 
nehmigung erteilt,  und  eine  spätere  Gau  Vorsteherkonferenz  hatte 
auf  Grund  des  ihr  vorliegenden  Entwurfes  dem  Verbandsvorstande 
die  Vollmacht  zum  Abschluß  gegeben. 


gänzlich  fortfallen  (daß  dies  eben  mit  der  billigeren  Lebenshaltung  zusammenhängt, 
wird  gewöhnlich  nicht  bedacht),  so  machen  verheiratete  Gehilfen  von  ihrem  Ver* 
weigerungsrecht  in  solchen  Fällen  meist  Gebrauch,  und  unverheiratete  nehmen  die 
Stellung  nur  ungern  an. 
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So  hatte  also  dieses  große  Ereignis  längst  seine  Schatten 
vorausgeworfen.  Der  Organisationsvertrag  hat  sich  sozusagen 
organisch  aus  den  Verhältnissen  heraus  entwickelt,  und  er  kam 
keineswegs  so  zustande,  wie  es  die  Tagespresse  nachher  zum 
Teil  darstellte,  als  wäre  nach  glücklicher  Vollendung  des  Lohn- 
tarifes  etwa  von  einem  der  Beteiligten  der  Antrag  zum  Abschluß 
des  Organisationsvertrages  gestellt  und  dann  auch  dieser  noch 
rasch  beschlossen  und  an  den  Tarif  angehängt  worden.  — 

Werfen  wir  einen  kurzen  Rückblick  auf  das  Vorauf- 
gegangene, so  können  wir  in  der  bisherigen  Entwicklung  des 
kollektiven  Arbeitsvertrages  im  Buchdruckgewerbe  sechs  Stufen 
unterscheiden : 

1.  Von  1873  bis  1886;  Wahl  der  Vertreter  in  die  tariflichen 
Körperschaften  durch  die  Gesamtheiten  aller  Prinzipale  und  Ge- 
hilfen, der  tariftreuen,  wie  der  »tariffreiem. 

2.  1886;  Beschränkung  des  Wahlrechtes  auf  die  beider- 
seitigen Tariftreuen. 

3.  1889;  Stettiner  Resolution:  tariftreue  Prinzipale  dürfen 
nur  mehr  tariftreue  Gehilfen  beschäftigen. 

4.  1896;  der  Prinzipal  verein  macht  seinen  Mitgliedern  die 
Anerkennung  des  neuen  Tarifes  statutarisch  zur  Pflicht. 

5.  1901;  die  bestehenden  Arbeitsnachweise  werden  unter 
paritätische  Verwaltung  gestellt  und  bei  der  Vermittlung  von 
Arbeitskräften  bezw.  Arbeit  wird  strenger  als  bisher  auf  die 
Tariftreue  gesehen. 

6.  1906;  der  neu  beschlossene  Lohntarif  wird  durch  einen 
von  den  beiden  Vereinen  abgeschlossenen  Garantievertrag  auf 
festere  Füße  gestellt. 

Die  siebente  und  letzte  Stufe  wird  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  das  nächste  mal,  1911,  erreicht  werden,  indem  dann  von 
vornherein  die  Tarifausschußvertreter  nicht  mehr  als  Abgeordnete 
der  beiderseitigen  tariftreuen  Allgemeinheiten,  sondern  als  Ver- 
treter ihrer  Vereine  zusammentreten  werden,  um  in  deren  Namen 
und  mit  ausschließlicher  Verbindlichkeit  für  deren  Mitglieder  den 
nächsten  Tarif  zu  vereinbaren. 

Es  liegt  nunmehr  nahe,  zu  fragen,  warum  man  nicht  jetzt 
schon  diese  letzte  Stufe  zu  erreichen  vermochte?  Hätten  nicht 
die  Tarifausschuß  Vertreter,  sämtlich  Mitglieder  der  beiden  großen 
Vereine,  die  den  weitaus  größten  Teil  aller  Prinzipale  und  Ge- 
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hilfen  Deutschlands,  namentlich  der  tariftreuen,  umfassen,1  hätten 
sie  sich  nicht  einfach  nach  ihrem  Zusammenkommen  als  Ver- 
treter ihrer  Vereine  erklären  und  in  deren  Namen  den  Tarif  ab- 
schließen können?  Sämtliche  Bestimmungen  des  Organisations- 
vertrages wären  dann  sogleich  in  den  Tarif  herübergenommen 
worden,  so  daß  damit  sofort  der  neu  zu  schaffende  Zustand  an- 
satt seiner  jetzigen  Doppelnatur  ein  einheitliches  Gepräge  erhalten 
hätte. 

Es  war  ein  Ausfluß  diplomatischen  Feingefühls,  der  die 
Tarifausschußvertreter  vorläufig  von  diesem  Gewaltakt  noch  Ab- 
stand nehmen  ließ,  denn  ein  nach  den  tariflichen  Satzungen  nicht 
zu  rechtfertigender  Gewaltakt  wäre  es  gewesen,  wenn  die  Ver- 
treter der  tariftreuen  Allgemeinheiten  sich  dieses  ihres  Charakters 
plötzlich  zum  Nachteil  eines  Teils  ihrer  Wählerschaft  entkleidet 
und  die  ganze  Tarifgemeinschaft  für  ihre  beiden  Vereine  usurpiert 
hätten.  Wäre  der  Organisationsvertrag  auf  diese  Weise  zustande 
gekommen,  so  hätte  er  zweifellos  noch  weit  mehr  Gegner  auf 
beiden  Seiten  gefunden,  als  es  ohnehin  der  Fall  war,  und  die 
Durchführung  seiner  Bestimmungen  wäre  wahrscheinlich  auf  noch 
weit  größeren  Widerstand  gestoßen,  als  es  jetzt  der  Fall  ist. 
Wie  gesagt,  es  war  nur  die  in  dieser  Form  zum  Ausdruck  ge- 
langte Rücksichtnahme  auf  die  noch  nicht  organisierten  Tarif- 
treuen auf  beiden  Seiten,  die  man  sich  nicht  unnützerweise  zu 
Feinden  machen  wollte.  In  der  Praxis  ist  die  Wirkung  der 
einzelnen  Bestimmungen  des  Organisationsvertrages , zu  deren 
Betrachtung  wir  jetzt  übergehen,  genau  die  gleiche,  als  wenn 
die  Organisationen  als  solche  von  vornherein  den  ganzen  Tarif 
abgeschlossen  hätten. 

* * 

* 


1 Es  befinden  sich : 


in  den  beiden 

in  der 

in  Deutschland 

Organisationen 

Tarifgemeinschaft 

überhaupt 

Prinzipale  . 

4083  (1 . Juni  1907) 

6254  (30.  4.  1907) 

ca.  8000  (in  der  Be- 
ruf sgenossenscbaf  t 
Ende  1906:  6555) 

Gehilfen .... 

52  23l(30.Sept.  1907) 

54  553  (*  » * ) 

ca.  60  000 
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Die  größte  Anfeindung  unter  allen  durch  den  Organisations- 
vertrag geschaffenen  Neuerungen  in  der  Tarifgemeinschaft  fand 
der  im  § 4 in  Aussicht  gestellte  ausschließliche  Verbands- 
verkehr, dessen  Verwirklichung  allerdings  im  deutschen 
Buchdruckgewerbe  Zustände  zeitigen  wird,  wie  sie,  wenigstens 
in  bezug  auf  das  ganze  Gewerbe  eines  Landes,  bisher  nicht  nur 
nicht  in  Deutschland,  sondern  überhaupt  noch  nirgends  in  der 
Welt  auch  nur  annähernd  verwirklicht  worden  sind. 

Der  besagte  Paragraph  lautet: 

»Der  Organisationsvertrag  verpflichtet: 

a)  die  Mitglieder  des  »Deutschen  Buchdruckervereins*,  nur 
solche  Gehilfen  einzustellen,  die  dem  »Verbände  der  deutschen 
Buchdrucker«  angehören ; 

b)  die  Mitglieder  des  »Verbandes  der  deutschen  Buchdrucker*, 
nur  in  solchen  Buchdruckereien  tätig  zu  werden,  deren  In- 
haber dem  »Deutschen  Buchdruckerverein«  angehören. 

Gehilfen,  die  bei  Abschluß  des  Vertrages  das  50.  Lebens- 
jahr erreicht  haben,  fallen  nicht  unter  die  Bestimmung  a)  des 
§ 4 des  Vertrages. 

Die  Bestimmungen  des  § 4 des  Vertrages  treten  für 
solche  Gehilfen,  die  bei  Abschluß  des  Vertrages  noch 
anderen  Kassen  angehören , an  deren  Leitung  Prinzipale 
beteiligt  sind,  erst  dann  in  Kraft,  wenn  die  beiden  vertrag- 
schließenden Vereine  diesbezüglich  einen  befriedigenden 
Ausweg  gefunden  haben. 

Der  vereinbarte  Vertrag  läßt  für  die  Zukunft  offen,  daß 
auch  andere  organisierte,  für  die  Tarifgemeinschaft  wichtig 
erscheinende  Vereinigungen  in  die  Vertragsgemeinschaft 
aufgenommen  werden  können,  sofern  sie  den  Tendenzen  des 
gedachten  Vertrages  entsprechen.  Über  eine  eventuelle 
Aufnahme  derartiger  Vereine  entscheidet  das  Tarifamt. 

Über  eine  gewisse  Übergangszeit  zur  Durchführung  der 
Bestimmungen  a)  und  b)  und  über  etwaige  Erleichterungen 
derselben  beschließt  das  Tarifamt.  Vom  Tarifamt  festge- 
setzte Bestimmungen  sind  ebenso  verbindlich  wie  der  Tarif 
und  dieser  Vertrag.« 

Wir  wollen  mit  Bezugnahme  auf  den  letzten  Absatz  vorweg- 
schicken, daß  das  Tarifamt  den  1.  Januar  1909  als  Datum  des 

Baensch  , Tarifgcmeinschaft.  3 
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Inkrafttretens  der  den  Schwerpunkt  des  ganzen  Vertrages  bilden- 
den Bestimmungen  a)  und  b)  bereits  festgesetzt  hat. 

Der  Zweck  des  im  Wortlaut  wiedergegebenen  Paragraphen 
ist  klar:  Die  beiden  Vereine  wollen  die  Tarifgemeinschaft  für 
sich  monopolisieren;  ihr  Ideal  besteht  demnach  darin,  daß  jeder 
tariftreue  Gehilfe  Verbändler,  jeder  tariftreue  Prinzipal  Mitglied 
des  Prinzipalvereins  ist;  also  Prinzipalverein  plus  Gehilfen  verband 
gleich  Tarifgemeinschaft.  Man  bemüht  sich,  das  unsichere  Element 
derjenigen,  die  zwar  tariftreu  sind,  aber  bisher  nicht  von  Organi- 
sationswegen zur  Einhaltung  der  gelobten  Tariftreue  angehalten 
und  gezwungen  werden  konnten,  auszuschalten. 

Gerade  der  Umstand  nämlich,  daß  die  Tarifgemeinschaft 
gewissermaßen  als  eine  dritte  Korporation  über  den  beiderseitigen 
Organisationen  der  Prinzipalität  und  Gehilfenschaft  bestand,  hatte 
es  bisher  als  ausgeschlossen  erscheinen  lassen,  daß  sich  in  ab- 
sehbarer Zukunft  sämtliche  Tariftreue  auf  beiden  Seiten  den 
Organisationen  anschließen  würden,  wenngleich  sich  auch  seit 
Erneuerung  der  Tarifgemeinschaft  im  Jahre  1896  der  Mitglieder- 
bestand beider  Verbände  bedeutend  vermehrt  hatte.1  Das  Dach 
der  Tarifgemeinschaft  überspannte  zwar  die  beiden  Verbände, 
ragte  aber  auf  beiden  Seiten  noch  weit  über  diese  hinaus,  so  daß 
1906  bei  Abschluß  des  Tarifes  noch  über  2000  Prinzipale  und 
auch  einige  tausend  Gehilfen,2  die  zwar  tariftreu,  aber  nicht  in 
den  beiden  Verbänden  organisiert  waren,  darunter  Platz  fanden. 
Diese  immerhin  stattliche  Anzahl  verhinderte  bisher,  daß  eine 
feste  Bindung  bezugs  Einhaltung  des  Tarifes  zwischen  den 
Organisationen  stattfinden  konnte. 


' Der  Prinzipalverein  zählte  am  I.  I.  1896  1402  Mitglieder.  In  den  folgenden 
Jahren  sank  dann  deren  Zahl  infolge  der  Ausscheidung  aller  Tarifgegner  und  erreichte 
ihren  tiefsten  Stand  am  I.  I.  1899  mit  962.  Seitdem  ist  die  Zahl  der  Mitglieder 
wieder  beständig  im  Wachsen  begriffen  und  umfaßt  jetzt  mit  4083  Prinzipalen  etwa 
zwei  Drittel  aller  für  den  Verein  in  Betracht  kommenden  Buchdruckereibesitzer. 

Der  Gehilfenverband  zählte  1896  knapp  21  000  Mitglieder,  überschritt  1901 
die  30000,  1904  die  40000,  und  Anfang  dieses  Jahres  die  50000;  damit  gehören 
ihm  rund  90  °/0  aller  zur  Organisation  fähigen  Gehilfen  Deutschlands  an. 

* Eine  genauere  Zahl  läßt  sich  hier  nicht  berechnen,  da  die  — allerdings  wohl 
nicht  große  — Zahl  der  Verbändler,  die  trotz  entgegenstehender  Verbandssatzung  noch 
in  tarifuntreuen  Druckereien  tätig  sind,  nicht  bekannt  ist.  Doch  glauben  wir,  die  Zahl 
der  tariftreuen  Nichtvcrbändlcr  auf  mindestens  4500 — 5000  schätzen  zu  dürfen. 
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Namentlich  auf  Prinzipalsseite  sehen  wir  einen  beträchtlichen 
Teil  tariftreuer  Firmen  dem  Verein  noch  fernstehen.  Diese  nach 
dem  Grundsatz  bella  gerant  alii  handelnden  Außenseiter  sind  durch- 
aus nicht  immer  die  rücksichtslosesten  Arbeitgeber  oder  die 
schlechtesten  Geschäftsleute;  es  befinden  sich  sogar  recht-  an- 
sehnliche Firmen  darunter,  die  aber  in  dem  Glauben,  auf  eigenen 
Füßen  fest  genug  zu  stehen,  und  weil  sie  auf  Grund  ihrer  ge- 
sicherten Geschäftsverhältnisse  keine  unmittelbaren  Vorteile  aus 
ihrem  Beitritt  zum  Verein  für  sich  erwarten,  demselben  bei  Weiter- 
bestand der  bisherigen  Verhältnisse  wahrscheinlich  immer  fern- 
geblieben wären,  nicht  aus  grundsätzlicher  Abneigung,  sondern 
aus  Gleichgültigkeit,  mangelndem  Solidaritätsgefühl  und  — um 
die  Beiträge  zu  sparen. 

Die  Sachlage  auf  der  Prinzipalsseite  ist  also  die,  daß  augen- 
blicklich allerdings  noch  ein  größerer  Prozentsatz  als  bei  den 
Gehilfen  dem  Verein  fernsteht,  derselbe  aber,  wenn  der  § 4 
praktisch  wird,  voraussichtlich  ohne  allzugroße  Schwierigkeiten 
größtenteils  für  den  Verein  wird  gewonnen  werden  können.  Da 
es  keine  andere  Prinzipalsorganisation  gibt,  die  für  die  Vertrags- 
gemeinschaft wichtig  erscheinen  könnte  oder  eine  mehr  als  bloß 
lokale  Bedeutung  hätte,1  wird  für  die  jetzt  noch  Fernstehenden 
mit  Zahlung  der  Beiträge  die  Sache  erledigt  sein. 

Etwas  anders  liegen  die  Verhältnisse  auf  der  Gehilfenseite: 
hier  hat  der  Verband  auf  Grund  seines  kolossalen  Wachstums 
im  letzten  Jahrzehnt  fast  alle  für  ihn  in  Betracht  kommenden 
Gehilfen  bereits  unter  seiner  Fahne  vereinigt.  Abgesehen  von 
einigen  hundert  älteren  Gehilfen,  die  bereits  in  ein  Alter  getreten 
sind,  das  sie  für  gewerkschaftliche  Organisation  nicht  mehr  recht 
tauglich  erscheinen  läßt,  da  sie  doch  bald  nur  den  Unterstützungs- 
kassen zur  Last  liegen  würden,  gibt  es  heute  nur  noch  wenige 
überhaupt  nicht  organisierte  Buchdrucker.  Die  nicht  dem  Verband 
angeschlossenen  gehören  vielmehr  zum  großen  Teil  dem  »Guten- 
bergbund« an,  der  sich  im  vorigen  Jahre  dem  Gesamtverband 
der  Christlichen  Gewerkschaften  angeschlossen  hat.  In  erster  Linie 
oder  allein  auf  diesen  bezieht  sich  auch  der  fünfte  Absatz  des  in 
Rede  stehenden  Paragraphen,  der  von  der  »Aufnahme  anderer 


1 Auf  den  sogenannten  »Arbeitgeberverband  für  das  Buchdruckgewerbe«  kommen 
wir  noch  später  (S.  74)  zu  sprechen. 
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für  die  Tarifgemeinschaft  wichtig  erscheinender  Vereinigungen  in 
die  Vertragsgemeinschaft«  spricht  und  damit  eine  Durchbrechung 
des  in  den  Bestimmungen  a)  und  b)  ausgedrückten  Prinzips  in 
Aussicht  stellt. 

Dieser  Gutenbergbund,  dessen  2762  Mitglieder  (April  1907) 
den  52  000  des  Verbands  gegenüber  allerdings  nur  ein  kleines 
Häuflein  darstellen,  entstand  im  Streikjahre  1892,  indem  sich  eine 
größere  Anzahl  Berliner  Gehilfen,  größtenteils  frühere  Verbändler, 
die  die  von  vornherein  aussichtslose  Arbeitseinstellung  ihrer  Ge- 
nossen nicht  gebilligt  und  am  Streik  nicht  teilgenommen  hatten, 
zusammenschloß.  Der  Bund  machte  zwar  auch  von  Anfang  an 
seinen  Mitgliedern  die  Tariftreue  zur  Pflicht  (wenngleich  er  ihnen 
in  dieser  Hinsicht  bis  vor  kurzem  auch  mehr  Bewegungsfreiheit 
gelassen  hat  als  der  Verband),  hatte  sich  aber  bereits  mit  seiner 
Entstehungsgeschichte  in  scharfen  Gegensatz  zum  Verband  gesetzt, 
und  so  befehden  sich  seitdem  beide  Verbände  unausgesetzt  in 
ihren  beiden  Organen,  dem  »Korrespondent»  und  dem  »Typograph«. 

Es  ist  daher  begreiflich,  daß  das  schließliche  Zugeständnis 
des  in  Rede  stehenden  Absatz  5 den  Gehilfen  Vertretern  im  Kreise 
ihrer  Verbandsgenossen  sehr  verübelt  wurde,  denn  naturgemäß 
wäre  den  Verbändlern  die  völlige  auch  formell  anerkannte  Allein- 
herrschaft in  der  Tarifgemeinschaft  sehr  erwünscht  gewesen. 
Eine  andere  Stellung  nahmen  dieser  Frage  gegenüber  die  Prinzipale, 
wenigstens  der  größere  Teil  derselben,  ein.  Abgesehen  davon, 
daß  für  sie  gar  kein  Grund  vorlag,  den  Gutenbergbund  einfach 
aus  der  Tarifgemeinschaft  auszuschalten,  hatten  sie  damit  zu  rechnen, 
daß  der  Bund  in  ihrem  eigenen  Lager  wegen  der  politischen 
Gesinnung  seiner  Mitglieder  viele  Freunde  hat  und  daß  — wie 
es  nachher  auch  tatsächlich  der  Fall  war  — die  Anerkennung 
des  »sozialdemokratischen«  Verbandes  als  dauernd  alleinberechtigten 
Tarifkontrahenten  innerhalb  wie  außerhalb  ihres  Gewerbes  auf 
starken  Widerspruch  stoßen  würde.  Wir  glauben  jedoch  an  dieser 
Stelle  den  Verband  am  besten  gegen  die  ihm  gemachten  Vor- 
würfe zu  rechtfertigen  und  ihn  zugleich  am  treffendsten  zu 
charakterisieren , wenn  wir  die  Worte  eines  Prinzipals  aus 
dem  Protokoll  der  Tarifausschußverhandlungen  wiedergeben, 
in  denen  wohl  auch  die  Meinung  des  weitaus  größten  Teiles 
der  deutschen  Buchdruckereibesitzerschaft  zum  Ausdruck  ge- 
bracht ist: 
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»Nach  Ansicht  der  Prinzipale  wird  in  der  Öffentlichkeit 
dem  Verbände  der  deutschen  Buchdrucker  mit  Unrecht  der 
Vorwurf  gemacht,  daß  er  eine  sozialdemokratische  Gewerk- 
schaftsei. Dieser  Vorwurf  ist  unrichtig.  Nach  seinen  Satzungen 
und  seiner  Organisation  will  und  soll  der  Gehilfenverband 
eine  neutrale  Gewerkschaft  sein. 

Nicht  abzu weisen  ist  es  indes  — und  dagegen  haben 
wir  wiederholt  unsere  Stimmen  warnend  erhoben  — , daß 
durch  den  Umstand,  daß  eine  sehr  große  Anzahl  Mitglieder 
des  Verbandes  der  sozialdemokratischen  Partei  angehört,  sich 
Gruppen  von  Mitgliedern,  vielleicht  auch  unter  Führung  von 
einzelnen  Funktionären,  verleiten  lassen,  ihre  sozialdemo- 
kratische, politische  und  religiöse  Richtung  innerhalb  des 
Verbandes  in  einer  Weise  hervortreten  zu  lassen,  welche 
mindestens  eine  Gefahr  für  die  Neutralität  ist. 

Wenn  dies  draußen  kritisiert  und  getadelt  wird,  so  macht 
man  dabei  von  einem  unanfechtbaren  Rechte  Gebrauch,  und 
wir  sind  der  Überzeugung,  daß  diese  Kritik  im  allgemeinen 
Interesse  liegt,  wenn  sie  objektiv  geführt  wird.  Aber  darüber 
hinaus  darf  und  soll  nicht  gegangen  werden.  Auch  wir 
Prinzipale  wollen  und  können  es  nicht  gelten  lassen,  daß  der 
Verband  der  deutschen  Buchdrucker  als  sozialdemokratisch 
bezeichnet  wird;  dagegen  legen  wir  ausdrücklich  Protest  ein.« 

Es  ist  dem  noch  hinzuzufügen,  daß  der  Verband  sich  aller- 
dings im  Jahre  1892  der  Generalkommission  der  freien  Gewerk- 
schaften angeschlossen  hat,  den  § 1 seiner  Satzungen  aber,  der 
von  den  Mitgliedern  unbedingte  Neutralität  in  politischen  und 
religiösen  Angelegenheiten  fordert,  trotzdem  unverändert  beibe- 
halten hat.  Auch  in  jüngster  Zeit  bewies  der  Verbandsvorstand 
wiederum,  daß  diese  Bestimmung  für  ihn  nicht  bloß  auf  dem 
Papier  steht,  indem  des  letzten  Reichstagswahlkampfes  im  »Kor- 
respondent« mit  keinem  Worte  Erwähnung  getan  und  die  Beitrags- 
leistungen eines  Ortsvereins  zu  politischer  Agitation  als  mit  den 
Verbandssatzungen  unvereinbar  öffentlich  im  Organ  gerügt  wurde. 
Wäre  es  anders,  hätte  der  Prinzipalverein  sein  Vorgehen  aller- 
dings auch  kaum  vor  der  Öffentlichkeit  rechtfertigen  können. 

Inzwischen  hat  der  Gutenbergbund  bereits  seine  Aufnahme 
in  die  Vertragsgemeinschaft  beim  Tarifamt  beantragt.  Der  am  29. 
und  30.  April  d.  J.  in  Berlin  zur  Beratung  von  Angelegenheiten. 
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die  mit  der  Einführung  des  neuen  Tarifes  in  Zusammenhang  stehen, 
tagende  Tarifausschuß  gab  in  dieser  Sache  sein  Gutachten  dahin 
ab,  daß  »grundsätzliche  Bedenken  gegen  die  Aufnahme  des 
Gutenbergbundes  nicht  vorliegen.  Geäußerten  Zweifeln  gegen- 
über, ob  der  Gutenbergbund  den  Voraussetzungen  des  Organi- 
sationsvertrages bereits  entspreche,  beschließt  der  Tarifausschuß, 
dem  Tarifamt  zu  empfehlen,  dem  Gutenbergbund  bis  zum  Schlüsse 
des  Jahres  1907  Frist  zu  geben,  seine  Tariftreue  und  seine  Neu- 
tralität im  Sinne  des  Organisationsvertrages  auf  der  von  ihm 
auf  seiner  letzten  Generalversammlung  vom  29.  bis  31.  März  d.  J. 
selbst  geschaffenen  neuen  Grundlage1  zu  erweisen.  Das  Tarifamt 
möge  nach  Ablauf  dieser  Frist  auf  Grund  der  alsdann  vorliegenden 
Tatsachen  seine  Entscheidung  treffen.« 

Da  das  Dasein  des  Gutenbergbundes  von  seiner  Aufnahme 
in  die  Vertragsgemeinschaft  abhängt,  so  kann  man  voraussetzen, 
daß  er  seine  ganze  Kraft  daran  setzen  wird,  den  ihm  vom  Tarif- 
ausschuß gestellten  Bedingungen  gerecht  zu  werden,  und  es  kann 
mit  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit  angenommen  werden,  daß 
das  Tarifamt,  wenn  nicht  schon  am  1.  Januar  1908,  so  doch  später 
seinem  Antrag  auf  Aufnahme  Gewähr  leisten  wird,  obgleich  man 
nicht  übersehen  darf,  daß  auch  einflußreiche  Prinzipale  von  der  Ein- 
beziehung abraten.  In  welcher  Weise  man  dem  Bund  nach  seiner 
Einbeziehung  eine  Vertretung  in  den  tariflichen  Körperschaften 
einräumen  würde,  ist  bisher  noch  nicht  erörtert  worden.  In  den 
Tarifausschuß,  in  dessen  vorjährige  Verhandlungen  er  einen  Ver- 
treter als  »Zuhörer«  entsenden  durfte,  müßte  jedoch  mindestens  ein 
solcher  mit  beratender  und  beschließender  Stimme  zuzulassen  sein. 

Ein  etwaiges  zukünftiges  Zusammengehen  der  beiden  Gehilfen- 
verbände würde  auch  dadurch  erheblich  erleichtert  werden,  daß 
sie  mit  ungefähr  gleicher  Kapitalkraft  ausgestattet  sind,2  und  wo 


1 Der  Bund  hat  dort  seine  Salzungen  einer  Änderung  unterzogen,  derzufolge 
die  Verpflichtung  zur  Tariftreuc  stärker  als  vorher  betont  wird. 

- Nach  dem  im  Juni  1907  erschienenen  Verbandsjahresbericht  l>efanden  siel»  am 
31.  März  d.  J.  in  der  Hauptkassc  des  Verbands  5 217  413  M.,  in  der  Zentralinvaliden- 
kasse 465  572  M.  Hierzu  kommt  noch  der  Knde  1906  zuletzt  ermittelte  Vcrmögens- 
bestaud  der  Gaue  bezw.  Bezirke  und  Orte,  damals  in  Höhe  von  2 167  551  M.  Somit 
konnte  der  Verband  ohne  Berücksichtigung  der  wahrscheinlichen  Zunahme  des  letzten 
Postens  am  31.  März  über  ein  Gesamtkapital  von  7850536  M.  verfügen.  Auf  den 
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dies  der  Fall  ist,  läßt  sich  ein  Zusammenwirken  von  Christlichen, 
Hirsch-Dunckerschen  und  Freien  gegebenenfalls  in  wirtschaftlichen 
Fragen  trotz  aller  sonstigen  Gegensätze  recht  wohl  ermöglichen, 
was  beispielsweise  auch  der  große  Kohlenbergarbeiterstreik  im 
Ruhrrevier  bewiesen  hat. 

Neben  dem  Gutenbergbund  kommen  andere  Vereinigungen 
zur  Einbeziehung  in  die  Vertragsgemeinschaft  kaum  in  Betracht. 
Ein  dahingehender  Antrag  der  etwa  350  Buchdrucker,  die  dem 
Hirsch-Dunckerschen  Gewerkverein  der  graphischen  Berufe  an- 
geschlossen sind,  wurde  vom  Tarifamt  abgelehnt  mit  der  Begründung, 
daß  ein  Verein,  der  auch  Angehörige  anderer  Berufe,  Maler, 
Photographen  usw.,  und  nur  zum  geringsten  Teil  Buchdrucker 
umfasse,  den  Voraussetzungen  des  Organisationsvertrages  nicht 
entspreche. 

In  bezug  auf  die  im  vierten  Absatz  des  in  Rede  stehenden 
Paragraphen  vorgesehenen  Kassen,  an  deren  Leitung  auch  Prinzipale 
beteiligt  sind,  ist  vor  allem  die  1893  begründete  »Unterstützungs- 
kasse des  Deutschen  Buchdruckervereins«  (Prinzipalvereins)  zu 
nennen,  welcher  Prinzipale  wie  Gehilfen  als  Mitglieder  angehören ; 
auch  der  Verband  gestattet  seinen  Mitgliedern  den  Beitritt.  Auf 
dem  Programm  der  kürzlich  stattgefundenen  fünften  Hauptver- 
sammlung dieser  Kasse  (21.  Juni  in  Mannheim)  stand  ein  Antrag 
der  Leipziger  Gehilfenmitglieder:  »Bei  dem  Tarifamt  ist  der  Antrag 
zu  stellen,  daß  die  Unterstützungskasse  des  Deutschen  Buchdrucker- 
vereins als  tariftreue  und  vertragschließende  Korporation  ohne 
Sonderabmachungen  anerkannt  wird,  da  die  Vorbedingungen 
hierzu,  als  Teilnahme  der  Prinzipale  an  der  Verwaltung,  sowie  auf 
den  Tarif  bezugnehmende  Satzungen  vorhanden  sind.«  Die  Eingabe 
dieses  Antrages  wurde  jedoch  abgelehnt,  nachdem  der  Vorstand 
des  Prinzipalvereins  die  beruhigende  Erklärung  abgegeben  hatte, 
daß  er  »bezüglich  des  in  Betracht  kommenden  Organisationsver- 


Kopf  des  Mitgliedes  entfallen  demnach  jetzt  etwa  150  M.  Nicht  annähernd  kann 
sich  eine  andere  deutsche  Gewerkschaft  derartiger  Reichtümer  rühmen. 

Der  Gutenbergbund  stellte  auf  seiner  letzten  Generalversammlung  vom  29.  bis 
31.  März  d.  J.  einen  Vermögensbestand  von  285858  M.  in  der  Hauptkasse  fest,  was 
bei  seinen  2762  Mitgliedern  103,50  M.  auf  den  Kopf  bedeutete.  Die  Höhe  des  in 
den  Lnkalkasscn  angesammelten  Vermögens  ist  nicht  fcstgestellt , doch  wird  man  an- 
nehmen können,  daß  im  ganzen  auf  jedes  Mitglied  etwa  der  gleiche  Betrag  entfällt 
wie  im  Verband. 
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träges  nur  einer  Lösung  seine  Zustimmung  geben  werde,  die 
beide  Teile  befriedige  und  den  Interessen  der  Kassenmitglieder 
Rechnung  trage.« 

Voraussichtlich  wird  man  betreffs  dieser  Kassen  den  Ausweg 
wählen,  den  bis  i.  Januar  1909,  dem  Datum,  wo  der  ausschließliche 
Verbandsverkehr  in  Kraft  treten  soll,  in  solche  Kassen  einge- 
tretenen Gehilfen  den  zwangsweisen  Eintritt  in  die  dann  aner- 
kannten Organisationen  zu  erlassen,  den  später  Eintretenden  aber 
daneben  auch  den  Eintritt  in  eine  von  diesen  zur  Bedingung  zu 
machen.  Allmählich  werden  dann  wohl  diese  Kassen  von  der 
Bildfläche  verschwinden.  Schon  jetzt  gehören  ihnen  meist  ältere 
Leute  als  Mitglieder  an,  und  ein  Rückgang  der  Mitgliederzahl 
von  Jahr  zu  Jahr  ist  die  Regel.  So  zeigt  auch  die  eben  erwähnte 
d.  D.  B.  V.«,  die  größte  unter  ihnen,  während  der  letzten  drei 
Jahre  einen  Rückgang  um  900  Mitglieder  von  3765  auf  2865. 

All  das  rückt  den  Konzentrationsprozeß  der  beiden  großen 
Vereine,  der  in  den  letzten  Jahren  zu  beobachten  war  und  in 
den  kommenden  noch  schärfer  einsetzen  wird,  ins  grellste  Licht. 
Organisiert  in  den  anerkannten  Vereinen  und  tariftreu  werden 
allmählich  zu  identischen  Begriffen.  Sind  seit  1896  bereits  alle 
Organisierten  tariftreu  oder  sollten  es  wenigstens  satzungsgemäß 
sein,  so  sollen  jetzt  allmählich  auch  alle  Tariftreuen  organisiert 
werden.  Diese  Vorgänge,  wobei  gewissermaßen  die  Arbeitgeber 
ihre  Arbeiter  in  die  Arbeiterkoalitionen  und  die  Arbeiter  ihre 
Arbeitgeber  in  die  Unternehmer  verbände  drängen,  bilden  den 
vollendeten  Gegensatz  zu  den  sonst  in  Deutschland  herrschenden 
Anschauungen,  ein  unerhörtes  Schauspiel,  wenn  man  bedenkt, 
daß  in  allen  anderen  Industrien  auf  beiden  Seiten  mit  allen  zu 
Gebote  stehenden  Mitteln  daran  gearbeitet  wird,  die  Verbände 
der  anderen  Partei  nach  Möglichkeit  zu  schwächen  und  zu  ver- 
nichten. Auch  das  Buchdruckergewerbe  hat  diese  Kämpfe  kennen 
gelernt,  und  Jahrzehnte  hat  es  gedauert,  bis  sich  die  bisherigen 
Gegner  auf  diesem  Wege  zusammenfanden , auf  dem  sie  jetzt 
vereint  und  sich  gegenseitig  unterstützend  weiterschreiten. 

Auch  insofern  handelte  man  sehr  richtig,  als  man  die 
"Zwangsorganisierung«  nicht  auf  einen  Schlag  in  Kraft  treten 
ließ,  sondern  eine  Übergangszeit  von  zwei  Jahren  festsetzte,  um 
dem  Beschluß  seine  Härten  nach  Möglichkeit  zu  nehmen.  Eigent- 
lich war  ja  das  auch  selbstverständlich,  wenn  man  bedenkt,  ein 
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wie  gewaltiges  Durcheinander  in  den  Arbeitsverhältnissen  und 
auf  dem  Arbeitsmarkt  sonst  hätte  entstehen  müssen.  Aber  auch 
im  übrigen  wird  die  Einführung  des  ausschließlichen  Verbands- 
verkehrs keine  so  drakonische  Wirkung  ausüben , wie  es  im 
ersten  Augenblick  erscheint,  denn  außer  den  Gehilfen,  die  bei 
Abschluß  des  Vertrags  das  50.  Lebensjahr  bereits  erreicht  hatten, 
unterliegen  ja  auch  die  in  festen  Stellungen  befindlichen  Gehilfen 
und  deren  Prinzipale  nicht  dem  sofortigen  Organisationszwang, 
da  der  Paragraph  nur  von  »einzustellenden«,  nicht  »eingestellten«, 
von  »tätig  werdenden«,  nicht  »tätigen«  Gehilfen  spricht.  Erst 
wenn  sie  Ausschau  nach  neuer  Arbeit,  bzw.  Arbeitskräften  halten 
und  sich  der  Hilfe  der  Arbeitsnachweise  bedienen  wollen,  müssen 
sie  einem  der  anerkannten  Vereine  beitreten,  damit  alsdann  die 
Organisation  einer  etwaigen  Tarifwidrigkeit  beim  Abschluß  des 
Arbeitsvertrages  Vorbeugen  kann. 

Einen  Widerspruch  hat  man  verschiedentlich  1 darin  gefunden, 
daß  der  Organ isations vertrag  eine  Vermittlung  zukünftig  nur 
zwischen  Organisierten  zuläßt,  der  § 2 der  Bestimmungen  für 
die  Arbeitsnachweise  dagegen  noch  eine  solche  zwischen  allen 
tariftreuen  Prinzipalen  und  Gehilfen  gestattet.  Man  hat  dabei 
übersehen,  daß  der  § 23  der  Arbeitsnachweisbestimmungen  das 
Tarifamt  berechtigt,  »jederzeit  eine  Änderung  dieser  Bestimmungen 
herbeizuführen  und  dieselbe  nach  vorheriger  Bekanntgabe  in  den 
amtlichen  Organen  in  Kraft  zu  setzen.«  Demzufolge  wird  vor- 
aussichtlich zum  1.  Januar  1909  der  § 2 der  Arbeitsnachweis- 
bestimmungen im  Sinne  des  Organisationsvertrages  umgeändert 
werden.  Es  werden  dann  denjenigen  Prinzipalen,  die  nicht  dem 
Buchdruckerverein  angehören,  die  Arbeitsnachweise  gesperrt  werden. 

Wenn  wir  die  weiteren  Folgen,  die  die  Zwangsorganisierung 
mit  sich  bringen  wird,  übersehen,  so  können  wir  gewisse  Be- 
denken insofern  nicht  ganz  ableugnen,  als  die  innere  Einheit  der 
Organisationen  dadurch  nicht  gefestigt  werden  wird,  daß  ein  'Feil 
der  neuen  Mitglieder  nur  der  Not  gehorchend  eintreten  wird. 
Doch  ist  demgegenüber  zu  erwarten,  daß  auch  in  Zukunft  die 
bisher  maßgebenden  Persönlichkeiten  das  Heft  in  Händen  behalten 
und  die  bisherigen  Kerntruppen  ihnen  auch  weiterhin  zur  Seite 
stehen  werden. 

* Korresixmdenzbl.  der  Generalkomm.  der  Gewerksch.  Deutsch I.,  16.  Jahrg.,  1906 
Nr.  44  und  Soziale  Praxis,  16.  Jahrg.,  1906  Nr.  3 S.  “2. 
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Ein  in  anderer  Richtung  liegendes  Bedenken  wurde  ge- 
äußert,1 als  schon  einmal  bei  Beratung  der  Stettiner  Resolution, 
auf  Gehilfenseite  die  Forderung  laut  wurde,  statt  der  Worte 
Gehilfen,  die  nachweislich  zu  tarifmäßigen  Bedingungen  gearbeitet 
und  in  tarifeinhaltenden  Geschäften  ausgelernt  haben«,  zu  sagen 
Gehilfen,  welche  dem  Unterstützungsverein  deutscher  Buch- 
drucker- angehören«,  das  Bedenken  nämlich,  daß  dadurch  die 
Möglichkeit  eines  numerus  clausus  in  der  Gehilfenschaft  nahe- 
gelegt werde  und  damit  eine  völlige  Abhängigkeit  der  Arbeit- 
geber von  ihren  Arbeitern  geschaffen  werden  könne.  Diese 
Befürchtung  würden  wir  heute  für  gänzlich  unbegründet  halten. 
Die  anerkannten  Gehilfenorganisationen  werden  sich  hüten,  sich 
Neuausgelernten  gegenüber  abzuschließen,  denn  weiteren  Zuzug 
zum  Gewerbe  würden  sie  — das  zeigte  sich  doch  schon  zur 
Zunftzeit  — bei  bestehender  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  mit 
solcher  Politik  doch  nicht  zu  verhindern  vermögen , und  den 
Prinzipalen  würde  es  füglich  niemand  verdenken  können,  wenn  sie 
sich  über  § 4a  hinwegsetzten,  falls  von  den  organisierten  Gehilfen 
das  ihnen  zugestandene  Vorrecht  in  solcher  Weise  mißbraucht 
würde.  Weniger  noch  wird  es  der  Prinzipal  verein  sich  einfallen 
lassen,  etwa,  um  sich  eine  möglichst  große  Reservearmee  arbeits- 
loser Gehilfen  zu  schaffen,  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  zu 
beschränken , sofern  sie  den  sonst  gestellten  Vorbedin gungen 
(Anerkennung  des  Tarifes)  gerecht  werden.  Er  würde  sich  damit 
die  Sckinutzkonkurrenz , deren  er  eben  erst  Herr  zu  werden 
scheint,  selbst  wieder  großziehen.  Ganz  abgesehen  davon  liegt 
es  doch  auch  in  der  Natur  der  Sache,  daß  jedem  Verein  das 
Wachsen  seiner  Mitgliederzahl  erwünscht  sein  muß,  da  damit 
auch  seine  Macht  und  sein  Einfluß  wachsen.  — 


1 Ticdemann,  Die  neuere  Entwicklung  der  Arbeitsvcrh.  im  deutsch.  Buchdr.- 
Gew.,  Zeitschr.  f.  d.  Ges.  Staatswissensch.,  53.  Jülirg.,  Tüb.  1897  S.  212. 

• Der  Verband  hatte  1878,  um  einer  Auflösung  auf  Giund  des  Sozialisten- 
gesetzes zu  entgehen,  nach  Maßgabe  des  § 24  des  sächsischen  Vereinsgesetzes  — der 
Vorstand  hatte  damals  seinen  Sitz  in  Leipzig  — korporative  Rechte  erworben  und 
seinen  gefürchteten  Natnen  »Verband* *  in  den  harmloser  klingenden  »Unterstützuugs- 
verein«  umgewandelt.  1892,  nach  Aufhebung  des  Sozialistengesetzes,  entkleidete  er 
sich  wiederum  seines  Charakters  als  eingeschriebene  Hilfskasse  und  nahm  auch  den 
alten  Namen  wieder  an. 
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Eine  weitere  wichtige  Neuerung  bringt  der  Organisations- 
vertrag, indem  er  dem  Tarifamt  einen  Juristen  als  Unparteiischen 
mit  beratender  und  beschließender  Stimme  einfügt,  eine  Be- 
stimmung, die  übrigens  auch  im  § 86  des  Tarifes,  der  von  der 
Zusammensetzung  des  Tarifamtes  handelt,  zum  Ausdruck  gelangt. 

Es  ist  diese  Neuerung  auf  Vorschlag  des  Prinzipalsvor- 
sitzenden im  Tarifamt  vollzogen  worden,  um  den  Schiedssprüchen 
des  Tarifamtes,  wenn  es  solche  als  Berufungsinstanz  der  Schieds- 
gerichte zu  fällen  hat,  in  Gemäßheit  des  § 6 des  Gewerbegerichts- 
gesetzes Rechtswirksamkeit  zu  sichern.  Hierbei  scheint  man 
jedoch  eine  .Schwierigkeit  übersehen  zu  haben : es  wird  nämlich 
häufig  von  den  tariflichen  Schiedsgerichten  und  dem  Tarifamt 
bei  Kontraktbuch  oder  Maßregelung  als  Schadenersatz  auf  einen 
den  Lohn  einer  Woche  übersteigenden  Betrag  erkannt,  da  nach 
§ io  des  Tarifes  die  gegenseitige  Aufkündigungszeit  eine 
mindestens  ein-,  höchstens  zweiwöchige  ist.  Ein  solcher  Schieds- 
spruch könnte  jedoch  nicht  durch  Erlassung  eines  Vollstreckungs- 
urteils gemäß  § 1042  der  Zivilprozeßordnung  die  Rechtswirksam- 
keit erlangen,  da  er  sich  in  Widerspruch  befindet  mit  § 124  b.  der 
Reichsgewerbeordnung,  der  als  Schadenersatzleistung  in  solchem 
Falle  nur  den  Lohn  einer  Woche  als  Höchstbetrag  zuläßt. 

Soweit  die  Einbeziehung  des  Juristen  erfolgt  ist,  um  der 
rechtlichen  Form  nach  Möglichkeit  Genüge  zu  tun,  verdient  sie 
zweifellos  unsere  Zustimmung.  Jedoch  ist  andererseits  zu  be- 
fürchten, daß  die  übrigen  Mitglieder  des  Tarifamtes  in  Zukunft 
sich  diesem  ihrem  Gewerbe  fremden  Elemente  gegenüber  nicht 
mehr  in  dem  Maße  wie  bisher  als  unparteiische  Vertreter  des 
Ganzen  fühlen  werden,  sondern  als  Anwälte,  die  vor  dem  un- 
parteiischen juristischen  Vorsitzenden  die  Interessen  der  von 
ihnen  vertretenen  Partei  einseitig  verteidigen,  zumal,  wenn  man 
bedenkt,  daß  diese  übrigen  Mitglieder  des  Tarifamtes  in  Zukunft 
nicht  mehr  als  Vertreter  der  tariflichen  Allgemeinheiten,  sondern 
als  Vertreter  des  engeren  Kreises  ihrer  Organisationen  auftreten 
werden.  Durchaus  überflüssig,  wenn  nicht  nachteilig,  ercheint 
es  uns  aber,  daß  derselbe  Jurist  auch  bei  allen  übrigen  Fragen, 
die  das  Tarifamt  als  oberstes  Verwaltungsorgan  zu  behandeln 
hat,  Sitz  und  Stimme  haben  soll,  »weil  die  meisten  Ausfertigungen 
und  Beschlüsse  des  Tarifamtes  einen  juristischen  Beigeschmack 
tragen«.  Es  hätte  unseres  Erachtens  genügt,  in  solchen  Fällen, 
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wie  die  Gehilfen  es  auch  anfangs  wünschten,  einen  Juristen 
lediglich  als  Beirat  ohne  beschließende  Stimme  hinzuzuziehen. 

Mit  wie  weittragenden  Folgen  das  Stimmrecht  des  Juristen 
verknüpft  sein  kann,  läßt  sich  ermessen,  wenn  man  bedenkt,  daß 
bis  jetzt  bei  Stimmengleichheit  im  Tarifamt,  einem  allerdings 
sehr  selten  eintretenden  Falle,  der  zu  beratende  Antrag  als  abge- 
lehnt galt,  während  in  Zukunft  in  solchen  Fällen  die  Stimme  des 
Juristen  den  Ausschlag  geben  wird.  Damit  wird  dieser  zur 
wichtigsten  Person  in  dem  obersten  Organ  der  Tarifgemeinschaft. 
Er  wird  die  Stellung  des  Unparteiischen  einnehmen,  wie  ihn  der 
Friedensrichter  Kettle  beim  Schieds-  und  Einigungsverfahren  der 
englischen  Gewerkvereine  einführte,  der  im  Falle  der  Stimmen- 
gleichheit den  Stichentscheid  abzugeben  hat,  gegen  den  es  keine 
weitere  Berufung  gibt.  Das  aber  würde  gegenüber  dem  bisherigen 
System,  das  auf  unbedingter  Einigung  der  beiden  Parteien  be- 
ruhte, eine  Rückentwicklung  bedeuten. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  den  Unterschied  gegen  früher 
an  einem  praktischen  Beispiel:  der  Gutenbergbund  hat  Antrag 
auf  Einbeziehung  in  die  Vertragsgemeinschaft  zum  i.  Januar  1908 
gestellt;  die  drei  Prinzipale  sind  für  die  Aufnahme,  da  der  Bund 
in  der  ihm  gestellten  Probezeit  zur  Genüge  seine  Tariftreue 
erwiesen  hat;  die  drei  Gehilfenmitglieder  sind  grundsätzlich  da- 
gegen, um  ihrem  Verband  das  Monopol  zu  erhalten.  Bei  der 
bisherigen  Zusammensetzung  des  Tarifamtes  würde  hiermit  der 
Gutenbergbund  einen  ablehnenden  Bescheid  erhalten.  Jetzt  aber 
kommt  es  in  solchen  Fällen  auf  die  Stimme  des  Juristen  an, 
dessen  Unparteilichkeit  in  keiner  Weise  angezweifelt  werden  soll. 
Aber  gerade  darum  wird  er  jetzt  für  die  Aufnahme  eintreten. 
da  dem  Gutenbergbund  bereits,  wie  erwähnt,  unter  Voraussetzung 
der  erwiesenen  Tariftreue  die  Aufnahme  zum  1.  Januar  1908  vom 
Tarifausschuß  halb  und  halb  versprochen  worden  ist.  Demzu- 
folge würde  bei  der  jetzigen  Zusammensetzung  des  Tarifamtes 
der  Antrag  des  Gutenbergbundes  angenommen  werden. 

Nach  dem  neuesten  Geschäftsbericht  des  Tarifamtes  für  das 
Jahr  1906/07  sind  nun  allerdings  in  den  39  Fällen,  wo  das  Tarif- 
amt als  Berufungsinstanz  zu  wirken  hatte,  die  Entscheidungen 
fast  stets  einstimmig  erfolgt,  und  der  Stichentscheid  des  Juristen 
ist  bisher  noch  in  keinem  Falle  nötig  geworden,  aber  ob  auf  die 
Dauer  das  Mitbestimmungsrecht  eines  dem  Gewerbe  Fernstehenden 
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zur  Stärkung  der  Einmütigkeit  auch  weiterhin  beitragen  wird, 
müssen  wir  doch  in  Zweifel  ziehen. 

Der  Antrag,  auch  den  Schiedsgerichten  einen  Unparteiischen 
einzugliedern,  um  ihren  Schiedssprüchen  Rechtswirksamkeit  zu 
verleihen,  wurde  abgelehnt,  da  man  es  für  genügend  hielt,  mittels 
der  oberen  Instanz  erforderlichenfalls  die  Vollstreckbarkeit  zu 
erwirken.  — 

Die  Verwirklichung  eines  alten  Wunsches  so  manches 
sozialpolitischen  Theoretikers  bedeutet  der  § 5 , Abs.  4 des 
Organ  isations  Vertrages : 

»Für  Anerkennung  der  Urteile  der  Schiedsinstanzen 
hat  der  Verein,  dessen  Mitglied  der  Verurteilte  ist,  zu  wirken 
und  zu  haften.  Beide  Vereine  stehen  für  die  Erfüllung  der 
nach  diesem  Vertrage  und  nach  dem  Tarife  ihren  Mitgliedern 
obliegenden  Verbindlichkeiten  selbstschuldnerisch  ein,  soweit 
dies  im  Einzelfalle  von  dem  Verein  gefordert  wird,  dem  der 
Beschädigte  angehört.  Der  Verein,  dem  der  Schädiger  an- 
gehört, haftet  dem  Geschädigten  für  Ersatz  des  ihm  ent- 
standenen Schadens  insoweit,  als  sein  beteiligtes  Mitglied 
gesetzlich  dazu  verpflichtet  ist.  Mitglieder  beider  Vereine, 
die  eine  ihnen  durch  die  tariflichen  Organe  auferlegte  Ver- 
pflichtung zum  Schadenersatz  nicht  erfüllen,  verlieren  außerdem 
ihre  tariflichen  Rechte.  Über  den  Verlust  und  die  Wieder- 
erlangung dieser  Rechte  entscheidet  das  Tarifamt  nach  An- 
hörung der  Hauptvorstände  der  beiden  Vereine.« 

Es  ist  diese  Bestimmung  insofern  besonders  bedeutsam,  als 
die  beiden  Verbände,  die  ja  in  mancher  Beziehung  den  übrigen 
Berufsvereinen  in  Deutschland  stets  ein  gutes  Stück  voraus  ge- 
wesen sind,  hiermit  einen  Schritt  getan  haben,  der  in  Deutschland 
bisher  in  noch  keinem  anderen  Gewerbe  versucht  wurde,  und 
dessen  erstmalige  Verwirklichung  durch  zwei  so  bedeutende 
Korporationen  auf  dem  Wege  unserer  sozialpolitischen  Entwicklung 
gewissermaßen  einen  Markstein  bedeutet. 

Neu  ist  der  Gedanke  der  korporativen  Schadenersatzhaftung 
allerdings  keineswegs.  Bereits  auf  der  zweiten  Jahresversammlung 
des  Vereins  für  Sozialpolitik  im  Jahre  1873  betonte  Dr.  Max  Hirsch, 
der  Begründer  der  deutschen  Gewerkvereine,  in  seinem  Referat 
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über  den  der  Versammlung  von  ihm  vorgelegten  Gesetzentwurf 
über  Einigungsämter  und  Schiedsgerichte  mit  besonderem  Nach- 
druck den  § 20,  der  folgendermaßen  lautete: 

»Sind  kontraktbrüchige  Einigungsgenossen  Mitglieder 
eines  anerkannten  Koalitionsvereins  (Gewerkvereins),  so  ist 
dieser  verpflichtet,  im  Falle  fruchtloser  Exekution  die  Ent- 
schädigungen und  Ordnungsstrafen  für  seine  Mitglieder  zu 
zahlen  und  bei  wiederholtem  absichtlichem  Kontraktbruch 
dieselben  zeitweilig  auszustoßen.*1 

Auf  denselben  Boden  stellte  sich  der  damalige  Korreferent 
Professor  Brentano. 

Derselbe  war  es  auch,  der  bereits  im  Februar  1890  in  einem 
über  die  Frage  der  Sicherung  des  Tarifvertrages  an  den  Sekretär 
des  Prinzipal  Vereins  erstatteten  Gutachten  auf  diesen  Vorschlag 
wieder  zurückkam.2  Der  Vorschlag  fand  damals  bei  den  Gehilfen 
mehr  Anklang  als  bei  den  Prinzipalen,  wurde  aber  noch  nicht 
zur  Ausführung  gebracht,  da  sich  im  Prinzipal  verein  noch  zu  viel 
Tarifgegner  befanden  und  sich  beide  Vereine  zur  Durchführung 
der  korporativen  Haftpflicht  noch  nicht  genügend  erstarkt  fühlten. 

In  neuerer  Zeit  ist  derselbe  Vorschlag  von  den  verschiedensten 
theoretischen  und  praktischen  Kennern  des  Gewerk  Vereinswesens 
und  der  Arbeiterfrage  wiederholt  worden.3  Von  den  diesbezüglichen 
aus  der  Praxis  kommenden  Anregungen  seien  nur  die  Vorschläge 
des  Herzogs  von  Devonshire  und  sieben  anderer  der  kgl.  englischen 
Arbeitskommission  angehöriger  Großindustrieller  erwähnt,  welche 
1 897  die  gegenseitige  Schadenersatzpflicht  für  die  hoch  entwickelten 
Industrien  Nordenglands  empfahlen.4  Bereits  verwirklicht  ist  die 
korporative  Haftung  bei  Vertragsbruch,  und  zwar  zwangsweise 
für  alle  Berufsvereine,  bisher  nur  in  den  Arbeitsgesetzgebungen 
von  Neu-Seeland  (1896).  West- Australien  (1900)  und  Neu-Süd- 
Wales  (1901). 


1 Schriften  d.  Vcr.  f.  Sozialpol.,  Bd.  4,  1874  S.  170. 

? Vgl.  seine  Ausführungen  hierüber  in  den  Sehr.  d.  Ver.  f.  Sozialpol.  Bd.  45, 
Einl.  S.  LXII  f. 

s H.  Herkner,  Die  Arbeiterfrage,  2.  Aufl.  Berlin,  1897,  S.  476  b W . Ziminer- 
mann,  Streikverhütung  in  den  Preuß.  Jahrb.  Bd.  120,  1905  S.  284  ff.  S.  u.  B.  Webb, 
a.  a.  O.  II,  S.  76  f.  u.  a. 

4 S.  u.  B.  Webb  a.  a.  O.  I.  S.  194  u.  II,  S.  75  ff. 
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Von  der  gegenseitigen  Haftplicht  bei  Kontraktbruch  und 
Maßregelung  — ■ und  nur  um  diese  beiden  Fälle  handelt  es  sich, 
wie  in  einer  dem  Organ isations vertrag  angefügten  Anmerkung 
erläutert  ist 1 — ist  jedoch  scharf  der  § 3 1 zu  unterscheiden, 

unter  den  der  dem  Reichstag  im  November  vorigen  Jahres  vor- 
gelegte »Gesetzentwurf  über  die  Rechtsfähigkeit  der  Berufsvereine: 
diese  stellen  wollte,  und  ebenso  der  bekannte  »Taff-vale-Entscheid 
des  englischen  Oberhauses,  dessen  Begründung  dasselbe  besagte 
wie  der  § 31  unseres  B.G.B.  Nach  diesem  wäre  »der  Verein  für 
den  Schaden  verantwortlich,  den  der  Vorstand,  ein  Mitglied  des 
Vorstandes  oder  ein  anderer  verfassungsmäßig  berufener  Vertreter 
durch  eine  in  Ausführung  der  ihm  zustehenden  Verrichtungen 
begangene  zum  Schadenersatz  verpflichtende  Handlung  einem 
Dritten  zufügt«. 

Die  Unterschiede  dieses  Paragraphen  und  des  unsrigen  be- 
stehen also  in  folgendem:  zunächst  hat  nach  dem  Organisations- 
vertrag jeder  Verein  nur  dem  geschädigten  Mitglied  des  anderen 
Vereins  zu  haften.  Nach  § 31  B.G.B.  aber  würde  der  Verein  auch 
seinen  eigenen  unzufriedenen  Mitgliedern  für  jedwede  vermeintliche 
Schädigung  und  den  ausgeschlossenen  für  deren  aus  den  Beitrags- 
leistungen hervorgehenden  Ansprüchen  zu  haften  haben.  Ebenso 
würde  bei  gegebener  Gelegenheit  ein  Nichtorganisierter  und  über- 
haupt jede  dem  Verein  fernstehende  Person  gegen  diesen  Klage 
erheben  und  sich  an  seinem  Vermögen  schadlos  halten  können, 
wenn  sie  sich  etwa  durch  eine  vom  Verein  unterstützte  Aussperrung, 
Arbeitseinstellung,  Boykott  oder  dgl.  irgendwie  direkt  oder  indirekt 
geschädigt  fühlte.  Damit  wäre  natürlich  jederzeit  das  Vermögen 

1 Diese  lautet:  »Mit  Bezug  auf  die  Handhabung  dieser  Bestimmungen  haben 
die  beiden  Vereine  folgendes  vereinbart:  Der  Verein,  dein  der  Geschädigte  angehört, 
wird  als  Schadenersatz  von  dem  anderen  Vereine , sobald  dieser  das  schädigende 
Mitglied  in  keiner  Weise  materiell  direkt  oder  indirekt  unterstützt,  auch  den  Be- 
stimmungen des  Absatzes  5 entspricht,«  (statutarische  Verpflichtung  der  Mitglieder 
auf  den  Tarif  und  den  Organisationsvertrag  und  Ausschluß  Nichtlariftreuer),  »nur 
eine  Summe  fordern,  die  dem  verdienten  Lohn  während  der  Kündigungsfrist  des 
Betreffenden  entspricht,  jedoch  mindestens  in  Höhe  eines  Wochenlohnes.«  — 
(§  124  b.  R.G.O.  sagt  hier  »höchstens«;  es  liegt  hier  also  sowohl  ein  Widerspruch  mit 
der  Reichsgewerbeordnung,  wie  auch  mit  den  Worten  des  § 5 des  Vertrags  selbst 
vor,  welcher  besagt:  ».  . . . haftet  insoweit,  als  sein  beteiligtes  Mitglied  gesetzlich 
dazu  veqiflichtet  ist.«)  — »Dieser  Anspruch  kann  nur  geltend  gemacht  werden,  nach- 
dem die  tariflichen  Schiedsinstanzen  Kontra  kt  bruch  oder  Maßregelung  fest- 
gestellt haben.« 
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des  Vereins  aufs  höchste  gefährdet.  — Ein  zweiter  großer  Unterschied 
liegt  darin,  daß  nach  dem  Gesetzentwurf  die  Berufsvereine  der 
Rechtsprechung  des  »weltfremden  Juristen«  unterworfen  werden 
sollten,  während  in  unserem  Falle  der  Anspruch  auf  Schaden- 
ersatzleistung nur  geltend  gemacht  werden  kann,  nachdem  die 
aus  Buchdruckern,  also  Fachmännern,  zusammengesetzten  Schieds- 
instanzen  Kontraktbruch  oder  Maßregelung  festgestellt  haben, 
wobei  Mitglieder  des  beklagten  Vereins  selbst  an  der  Recht- 
sprechung beteiligt  sind,  ein  Verfahren,  das  allerdings  der  judi- 
katorischen  Grundregel,  daß  der  Richter  in  keinem  Falle  ein 
Privatinteresse  an  dem  Ausfall  des  Schiedsspruches  haben  dürfe, 
Hohn  spricht,  aber  doch  zweifellos  zur  Objektivität  erzieht;  denn 
immer  ist  zu  befürchten,  daß,  falls  der  eine  Teil  es  hieran  einmal 
fehlen  läßt,  der  andere  im  gegebenen  Falle  sich  durch  die  gleiche 
Handlungsweise  rächen  werde  und  daß  damit  das  ganze  System 
der  Vertragsgemeinschaft,  an  dem  beide  Parteien  gleich  stark 
interessiert  sind,  schließlich  zusammenbreche. 

Immerhin  sollte  man  den  Haftparagraphen  in  jedem  Falle 
nur  als  ultima  ratio  betrachten  und  nur  so  selten  wie  möglich 
zu  ihm  seine  Zuflucht  nehmen,  denn  er  bleibt  das  Pulverfaß,  das 
bei  unvorsichtiger  Behandlung  die  ganze  Vertragsgemeinschaft 
in  die  Luft  zu  sprengen  vermöchte.  Möglich  ist  darum  die  Ein- 
führung der  korporativen  Haftpflicht  eben  nur  dort,  wo  Kontrakt- 
brüche und  Maßregelungen  tatsächlich  nur  selten  Vorkommen, 
wo  sich  die  Organisationen  größter  Autorität  bei  ihren  Mitgliedern 
erfreuen  und  wo  sich  infolge  langjähriger  gemeinsamer  Arbeit 
die  Gegensätze  der  sich  gegenüberstehenden  Parteien  erheblich 
gemildert  haben.  Es  ist  demnach  allerdings  verständlich,  daß 
gegenwärtig  noch  die  allermeisten  organisierten  Unternehmer  und 
Gewerkschaftsführer  anderer  Berufe  davon  nichts  wissen  wollen, 
da  eben  die  genannten  Vorbedingungen  nirgends  auch  nur  an- 
nähernd so  gegeben  sind  wie  bei  den  Buchdruckern. 

Dennoch  aber  sollte  man  unseres  Erachtens  in  etwaigen 
späteren  Gesetzentwürfen  über  die  Rechtsfähigkeit  der  Berufs- 
vereine oder  die  rechtliche  Regelung  der  Tarifverträge,  welche 
die  Zukunft  sicher  bringen  wird,  die  gegenseitige  erzieherisch 
wirkende  Haftung  nicht  fallen  lassen,  wenngleich  diese  auch  viel 
schärfer  und  enger  umgrenzt  werden  müßte,  als  dies  der  § 31 
B.G.B.  tut.  Jedenfalls  wird  die  Tatsache,  daß  die  Buchdrucker 
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aus  eigenem  Antriebe  die  Vertragshaftung  bei  sich  eingeführt 
haben,  in  künftigen  Reichstagsdebatten  eine  erfolgreiche  Waffe 
denen  gegenüber  sein,  die  sich  hier  grundsätzlich  auf  ablehnen- 
dem Standpunkt  verhalten.  — 

Der  besprochene  Haftparagraph  ist  vorwiegend  auf  Ver- 
langen der  Prinzipale  in  den  Organisationsvertrag  einbezogen 
worden.  Er  bildet  für  sie  gewissermaßen  das  Äquivalent  für 
den  ausschließlichen  Verbandsverkehr,  denn  während  letzterer  für 
den  Gehilfenverband  jedenfalls  einen  größeren  Vorteil  bedeutet 
als  für  die  Prinzipale,  — allerdings  nur  unter  der  Voraussetzung, 
daß  der  Verband  alleiniger  Kontrahent  bleibt  — ist  der  Haft- 
paragraph für  die  Prinzipale  von  größerem  Vorteil,  denn  bisher 
war  es  naturgemäß  für  die  Gehilfen  meist  leichter  als  für  die 
Prinzipale,  sich  den  Urteilen  der  Schiedsgerichte  entsprechend 
am  anderen  Teil  bei  Kontraktbruch  oder  Maßregelung  schadlos 
zu  halten.  Gern  gestanden  die  Gehilfen  allerdings  die  Haftpflicht 
nicht  zu;  es  mußte  tatsächlich  in  der  vorberatenden  Sitzung  vom 
i.  Juni  1906  von  den  Prinzipalen  erst  das  Ultimatum  gestellt 
werden,  bevor  die  Gehilfen  sich  in  ihrer  Mehrheit  — fünf  von 
sechs  — zur  Annahme  des  Haftparagraphen  in  seiner  jetzigen 
Fassung  bereit  erklärten.  Ohne  diesen  hätten  die  Prinzipale  dem 
ausschließlichen  Verbandsverkehr  ihre  Zustimmung  sicher  versagt, 
und  es  wäre  damit  der  Organisations vertrag  und  wahrscheinlich 
auch  der  ganze  Tarif  nicht  zustande  gekommen.  — 

Es  ist  begreiflich,  daß  die  vorjährigen  Zugeständnisse  an 
die  Gehilfenschaft  für  manchen  Prinzipal  ein  schweres  Opfer 
bedeuteten.  Zwar  bewirkt  die  zehn prozen ti ge  Lohnerhöhung  allein 
nicht  auch  eine  volle  zehnprozentige  Erhöhung  der  gesamten 
Produktionskosten,  denn  hier  wirken  noch  eine  große  Reihe 
anderer  Faktoren  mit:  Verzinsung  des  Betriebskapitals,  Lokal- 
miete, Verzinsung  und  Abnützung  der  Maschinen,  Utensilien  und 
des  Schriftmaterials,  Kosten  für  Farben,  Papier,  Heizungs- 
material, Beleuchtung  usw.;  aber  auch  alle  diese  Arbeitsmittel 
und  Rohmaterialien  sind  in  den  letzten  Jahren  stark  im  Preise 
gestiegen.  Dazu  kommen  noch  die  Zoll-  und  Steuergesetzgebungen 
einiger  unserer  Nachbarstaaten,  welche  sehr  ungünstig  auf  die 
Ausfuhr  wirken,  sie  teilweise  sehr  erschweren  (nach  Rußland  und 
Österreich-Ungarn),  teilweise  direkt  unmöglich  machen  (nach 

B aensch  , Tarifgemein*chaft.  j 
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Serbien);  namentlich  wird  hierdurch  der  Farbendruck  schwer  be- 
troffen. 

Schon  diese  äußeren  Tatsachen  erklären,  daß  ohnehin  die 
wirtschaftliche  Lage  der  Buchdruckereibesitzer  seit  langem  schon 
keine  glänzende  mehr  war.  Zwar  hatte  der  auf  allen  Gebieten 
unseres  Wirtschaftslebens  stattfindende  Aufschwung  der  ver- 
gangenen Jahrzehnte  naturgemäß  auch  den  Bedarf  an  Druck- 
arbeiten gewaltig  gesteigert,  aber  keineswegs  war  die  Steigerung 
des  Unternehmergewinns  damit  Hand  in  Hand  geschritten.  Es 
ist  eine  unbestreitbare  Tatsache,  daß  die  Druckpreise  im  allge- 
meinen schon  längst  nicht  mehr  im  richtigen  Verhältnisse  zum 
Aufwand  von  Kapital  und  Arbeit  stehen.  Wurde  früher  wenig 
mit  verhältnismäßig  großem  Geschäftsgewinn  hergestellt,  so  ist 
heute  bei  bedeutend  gewachsener  Produktion  der  Geschäftsnutzen 
verhältnismäßig  klein. 

Die  Ursachen,  die  dieses  Mißverhältnis  herausbildeten,  lagen 
aber  auch  zum  großen  Teil  im  Gewerbe  selbst:  Hier  waren  es 
zunächst  die  vielen  Neugründungen  von  Druckereien,  die  seit 
den  siebziger  Jahren  in  weit  höherem  Maße,  als  es  die  Markt- 
lage erforderte,  stattfanden  und  leider  begünstigt  durch  gewissen- 
loses Spekulantentum , noch  bis  in  die  neuere  Zeit  fortgesetzt 
wurden.  Verweilen  wir  einen  Augenblick  bei  der  Betrachtung 
der  Personen,  die  den  gewerbsmäßigen  Druckereigründern  ge- 
wöhnlich zum  Opfer  fallen : meist  sind  es  Gehilfen  ohne  jegliche 
kaufmännische  Vorbildung,  die  mit  ihren  selten  2 — 3000  M.  über- 
steigenden Ersparnissen  die  Welt  erobern  zu  können  glauben. 
Dieser  Trieb  nach  Verselbständigung,  der  mehr  oder  weniger 
stark  wohl  auch  heute  noch  jedem  Arbeiter  innewohnt,  ist  im 
Charakter  der  Buchdrucker  besonders  stark  ausgeprägt.  Wir 
sehen  den  Grund  hierfür  einerseits  darin,  daß  bei  den  Buch- 
druckern die  Erinnerung  an  die  »alte  goldene  Zeit  der  Zünfte, 
wo  jeder  Geselle  zum  Meister  wurde,  noch  sehr  lebendig  fort- 
wirkt. So  manche  Gepflogenheit  aus  jenen  Zeiten  hat  sich 
noch  bei  ihnen  erhalten:  beispielsweise  ziehen,  wenn  auch  nicht 
mehr  mit  Degen  und  Wappenschild  wie  zur  Zeit  des  »Postulats^, 
auch  heute  noch  die  Jünger  Johannes  Gutenbergs  am  Johannis- 
tage vereint  hinaus  in  die  freie  Natur,  um  das  Gedächtnis  ihres 
Meisters  in  fröhlichen  Festen  zu  ehren;  ferner  hat  sich  die  alte 
Buchdruckersprache  noch  in  mehreren  hundert  dem  Laien  völlig 
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unverständlichen  Fachausdrücken  bis  heute  erhalten;  das  Gewerbe 
selbst  wird  schlechthin  nur  als  »die  Künste  bezeichnet  usw. 
Außer  diesen  rein  psychologischen  Momenten  ist  aber  auch  die 
Tatsache  in  Betracht  zu  ziehen,  daß  die  Entwicklung  zum  Groß- 
betrieb im  Buchdruckgewerbe  noch  längst  nicht  so  weit  vorwärts 
geschritten  ist  wie  in  den  meisten  anderen  Industrien  und  daß, 
wie  später  zu  begründen,  auf  absehbare  Zeit  der  Bestand  einer 
beschränkten  Anzahl  lebensfähiger  Kleinbetriebe  als  gesichert 
erscheinen  muß.  Auch  liegt  die  Zeit  noch  nicht  so  weit  zurück, 
wo  es,  wenn  auch  nicht  die  Regel,  so  doch  ein  sehr  häufiges 
Vorkommnis  war,  daß  ein  Gehilfe  nach  dem  Ableben  seines  bis- 
herigen Arbeitgebers  die  Leitung  des  Geschäfts  selbst  übernahm 
und  weiterführte.  Schließlich  ist  es  für  viele  Gehilfen  ein  im  höchsten 
Grade  bestechender  Gedanke,  es  einigen  wenigen  vom  Glück  be- 
günstigten ehemaligen  Kollegen  gleichzutun,  denen  es  früher  wirklich 
einmal  gelungen  ist,  sich  mit  gutem  Erfolg  selbständig  zu  machen. 

Die  Regel  ist  dann , daß  der  unternehmungslustige  Gehilfe 
seine  sämtlichen  Ersparnisse  als  erste  Anzahlung  für  die  Ein- 
richtung seiner  neuen  Druckerei  verausgabt  in  der  Hoffnung, 
daß  es  ihm  leicht  sein  werde,  das  übrige  in  regelmäßigen  Raten- 
zahlungen baldigst  und  pünktlich  abzutragen.  Bald  aber  macht 
man  die  Erfahrung,  daß  die  Kundschaft  durchaus  nicht  so  schnell 
sich  einstellt,  wie  unser  homo  novus  es  erwartet  hatte,  daß  die 
Aufträge  keineswegs  so  reichlich  eingehen,  wie  es  nötig  wäre, 
um  das  angelegte  Kapital  zu  verzinsen , die  weiteren  Raten- 
zahlungen pünktlich  zu  leisten  und  die  übrigen  Produktionskosten 
zu  bestreiten.  Um  sich  nun  überhaupt  erst  einmal  Kunden  zu 
gewinnen  und  die  Maschinen  wenigstens  nicht  still  stehen  zu 
lassen,  werden  alsbald  die  Druckpreise  herabgesetzt,  oft  so 
weit,  daß  sie  nicht  einmal  die  Selbstkosten  mehr  decken.  Später, 
wenn  die  Kundschaft  erst  gewonnen  und  »fest*  ist,  will  man  die 
Preise  natürlich  wieder  steigern.  Dazu  aber  kommt  es  nie,  denn 
die  einmalige  Preisherabsetzung  zieht  weitere  Kreise:  um  ihre 
Kundschaft  nicht  an  den  Neuling  zu  verlieren,  sehen  sich  sofort 
sämtliche  übrige  Druckereien  des  betreffenden  Ortes  gezwungen, 
ebenfalls  ihre  Preise  herabzusetzen,  und  es  entsteht  nun  ein 
förmlicher  Wettkampf  im  gegenseitigen  Unterbieten. 

Der  Neuling  befindet  sich  jetzt  in  schlimmerer  Lage  als 
vorher.  Da  es  ihm  an  Kredit  und  Betriebskapital  fast  völlig 
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fehlt,  ist  er  nicht  in  der  Lage,  längere  Zeit  mit  Verlust  zu  arbeiten, 
und  muß  nun  notgedrungen,  um  sich  über  Wasser  zu  halten,  zu 
einem  anderen  Mittel  greifen : er  entläßt  seine  ausgelernten  Ge- 
hilfen und  arbeitet  fortan  nur  noch  mit  Lehrlingen,  um 
an  den  Arbeitslöhnen  nach  Möglichkeit  zu  sparen.  Diese  un- 
glücklichen Lehrlinge  werden  nun  während  ihrer  ganzen  vier-, 
womöglich  fünfjährigen  Lehrzeit  mit  ein  und  derselben  Spezial- 
arbeit, vielleicht  nur  mit  der  Ausführung  ein  und  desselben  Hand- 
griffes beschäftigt.  Nach  Verlauf  dieser  »Lehrzeit«  werden  sie 
entlassen,  um  durch  neue  Lehrlinge  ersetzt  zu  werden,  die  dann 
in  gleicher  Weise  ausgebildet  und  ausgebeutet  werden.  Die 
Reservearmee  der  unbeschäftigten  Gehilfen  steigt  fortgesetzt  und 
drückt  die  Löhne  der  beschäftigten  hinab.  Von  den  späteren 
Arbeitgebern  aber  kann  man  schlechthin  kaum  verlangen,  daß 
sie  den  auf  so  mangelhafte  Weise  vorgebildeten  und  unfähigen 
»Ausgelernten«  anständige  Löhne  zahlen. 

So  wird  der  Neuling,  der  selbst  vielleicht  wenige  Monate 
vorher  noch  als  einer  der  eifrigsten  im  Verband  gegen  die  lohn- 
drückende »Lehrlingszüchterei«  gewettert  hatte,  jetzt  selbst  zu 
einem  Lehrlingszüchter  übelster  Sorte,  der  das  ganze  Gewerbe, 
seine  jetzigen  Kollegen,  die  Prinzipale,  wie  seine  früheren,  die 
Gehilfen,  in  schlimmster  Weise  schädigt.  Schließlich  vermag  er 
aber  trotz  aller  Lehrlingszüchterei  und  Schleuderpreise,  trotz  aller 
Lohndrückerei  und  Überstundenarbeit  und  trotz  aller  Entbehrungen 
und  Anstrengungen  doch  nicht  die  Zahlungsfristen  einzuhalten, 
und  der  Konkurs  wird  unvermeidlich.  Seine  Maschinen,  Schriften 
und  das  sonstige  Material  wandern  an  die  Fabrik  oder  den 
Zwischenhändler  zurück;  obgleich  alles  erst  wenig  abgenutzt  ist, 
erhält  er  doch  von  den  bereits  geleisteten  Anzahlungen  nur  sehr 
wenig  oder  nichts  zurück.  Er  kann  jetzt  als  Gehilfe  an  den 
Setzerkasten  zurückkehren,  nachdem  er  in  kurzer  Zeit  seine  in 
langen  Jahren  mühseliger  Arbeit  und  Entbehrungen  angesammelten 
Ersparnisse  verloren  und  das  seinige  dazu  beigetragen  hat,  Druck- 
preise wie  Arbeitslöhne  auf  ein  noch  tieferes  Niveau  hinabzu- 
drücken. — 

Von  den  geschilderten  Grundübeln,  an  denen  das  Buch- 
druckgewerbe Jahrzehnte  schwer  zu  leiden  hatte,  dem  Gründungs- 
wesen , der  Schleuderkonkurrenz  und  der  Lehrlingszüchterei , ist 
dem  letztgenannten  im  verflossenen  Jahrzehnt  dank  der  Wieder- 
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herstellung  der  Tarifgemeinschaft  und  der  damit  verbundenen 
gewissenhafteren  Durchführung  der  Lehrlingsskalen  bedeutend 
Einhalt  getan  worden,  so  daß  jetzt  quantitativ  das  Lehrlings- 
wesen leidlich  geregelt  scheint.1  Man  wird  hoffen  dürfen,  daß 
mit  dieser  quantitativen  Regelung  auch  eine  qualitative,  d.  h.  eine 
allgemein  bessere  technische  Ausbildung  Hand  in  Hand  ge- 
gangen ist  und  weiterhin  gehen  wird.  Auf  diesem  Gebiete  er- 
scheinen somit  die  Zustände,  wenn  auch  noch  längst  nicht  ideal, 
so  doch  erträglich. 

Eine  systematische  Bekämpfung  des  unsoliden  Gründungs- 
wesens ist  erst  in  neuerer  Zeit  angebahnt  worden.  Der  Prinzipal- 
verein hat  sich  hier  ein  großes  Verdienst  dadurch  erworben,  daß 
er  mit  der  Vereinigung  der  Schriftgießereibesitzer  Vereinbarungen 
getroffen  hat,  wodurch  letztere  sich  verpflichtet  haben,  bei  Neu- 
einrichtung von  Druckereien  mindestens  ein  Drittel  des  Betrages 
als  Anzahlung  zu  verlangen  und  die  Kreditfrist  nicht  über  drei 
Jahre  auszudehnen.  Neuerdings  sollen  diese  Vereinbarungen 
dahin  erweitert  werden,  daß  einerseits  die  Schriftgießereien  nicht 
mehr  an  solche  Buchdruckereien  liefern  dürfen,  von  denen  durch 
das  Ehrengericht 2 festgestellt  ist,  daß  sie  notorische  Schleuder- 
firmen sind  und  daß  andererseits  die  Buchdruckereien  nicht  mehr 
von  solchen  Schriftgießereien  und  Fachgeschäften  kaufen  dürfen, 
die  als  Schleuderfirmen  gekennzeichnet  sind.  Eine  vielleicht  doch 
zu  weitgehende  und  kaum  durchführbare  Maßregel.  Wenn  die 
ersteren  Abmachungen  streng  durchgeführt  werden , so  dürfte 
dies  schon  genügen,  um  der  gedanken-  und  gewissenlosen  Eta- 
blierungslust einen  Riegel  vorzuschieben , da  mancher  dadurch 
abgehalten  werden  wird,  seine  wenigen  Ersparnisse  aufs  Spiel  zu 
setzen. 

Aber  wie  es  scheint,  hat  das  Vorgehen  des  Prinzipalvereins 
bereits  seine  Erfolge  gezeitigt,  denn  der  Geschäftsbericht  der 
Buchdruckerberufsgenossenschaft  für  das  Rechnungsjahr  1906 
meldet  die  nur  geringe  Steigerung  der  Zahl  der  ihr  angehörigen 
Betriebe  von  6555  auf  6732,  d.  h.  eine  effektive  Zunahme  von 
nur  2,7  %.  Da  im  Laufe  des  Jahres  der  Genossenschaft  im 


1 Die  tariflichen  Lehrlingsskalen  waren  1894  mit  4700  Lehrlingen,  1906  nur 
noch  mit  1965  überschritten. 

2 s.  S.  55  ff. 
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ganzen  6849  verschiedene  Betriebe  angehörten,  wären  demnach 
294  neu  eingetreten  und  nur  117  ausgeschieden. 

Die  Bekämpfung  des  dritten  Übels,  der  Schleuderkonkurrenz, 
hat  man  erst  in  alleijüngster  Zeit  planmäßig  mit  der  Regelung 
der  Druckpreise  und  der  Eindämmung  der  Unterbietungen  bei 
Submissionen  in  Angriff  genommen.  Anlaß  dazu  gab  die  Lohn- 
erhöhung des  vorigen  Jahres.  Dieselbe  kann  füglich  nicht  allein 
von  den  Prinzipalen  getragen  werden  und  soll  es  auch  nicht, 
denn  die  wirtschaftliche  Gerechtigkeit  und  das  sozialpolitische 
Interesse  erfordern,  daß  die  Errungenschaften  der  Arbeiterklasse 
und  die  Verbesserung  ihrer  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lage 
nicht  allein  von  ihren  Arbeitgebern  getragen  werden,  was  die 
Klassengegensätze  noch  weiter  verschärfen  müßte,  sondern  von 
der  Gesamtheit!  Es  handelt  sich  also  darum,  die  Erhöhung  der 
Produktionskosten . so  weit  als  möglich  auf  das  Publikum  zu 
überwälzen.  Das  aber  kann  nur  dann  mit  Erfolg  geschehen, 
wenn  alle  beteiligten  Buchdruckereibesitzer  sich  enger  als  bisher 
zusammenschließen  und  gemeinsam  Vorgehen. 

Eingeleitet  wurden  die  Maßnahmen  zur  Aufbesserung  der 
Druckpreise  mit  einem  Rundschreiben,  das  im  Dezember  vorigen 
Jahres  vom  Buchdruckerverein  allen  Behörden  und  sonstigen  ge- 
wichtigen Auftraggebern  zugestellt  wurde,  worin  auf  die  bevor- 
stehende Druckpreiseerhöhung  hingewiesen  und  dieselbe  begründet 
wurde.  Eine  weitere  auf  die  Erhöhung  der  Zeitungsabonnements- 
und  Inseratenpreise  bezügliche  Erklärung  wurde  vom  gemein- 
samen Ausschuß  des  Vereins  deutscher  Zeitungsverleger  und 
des  Buchdruckervereins  beschlossen  und  sämtlichen  deutschen 
Zeitungen  zum  Abdruck  empfohlen.  Die  Zeitungsdruckereien 
vermochten  sich  somit  am  ersten  über  die  Krise  mit  Zuhilfe- 
nahme verschiedener  »kleiner  Mittel«  hinwegzuhelfen:  es  wurden 
am  1.  Januar  die  Abonnements-  und  Inseratenpreise  erhöht,  die 
Spalten  der  Inserate  bei  gleichbleibendem  Zeilenpreise  geschmälert, 
die  Rabattsätze  herabgesetzt  u.  dgl.  m. 

In  höherem  Maße  war  bei  den  auf  fremde  Rechnung 
arbeitenden  Lohndruckereien  ein  gegenseitiges  Abjagen  der 
Kundschaft  zu  befürchten;  darum  war  hier  ein  gemeinsames  Vor- 
gehen aller  Beteiligten  unbedingt  erforderlich.  Dies  wurde  zu- 
nächst in  der  Weise  vorbereitet,  daß  sich  die  Besitzer  gleich- 
artiger Druckereien  eines  Ortes  oder  Bezirkes  gegenseitig  ver- 
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pflichteten,  bis  zu  einem  bestimmten  Termin  — meist  dem 
i.  Oktober  1907  oder  1.  Januar  1908  — keine  dauernden  oder 
periodischen  Aufträge,  die  bisher  ein  anderer  ausgeführt  hatte, 
zu  einem  billigeren  Preise  zu  übernehmen,  sofern  der  bisherige 
Lieferant  nicht  ausdrücklich  seine  Zustimmung  dazu  erteilt. 

Diese  Maßregel  allein  aber  konnte  nur  ein  Provisorium  sein; 
denn  es  ließ  sich  kaum  erhoffen,  daß  man  auf  dem  schwachen 
Grunde  eines  solchen  nur  platonischen  Versprechens  dauernd  solide 
Verhältnisse  werde  hersteilen  können  und  daß  damit  der  Kunden- 
jagd und  den  Unterbietungen  ein  für  allemal  ein  Ende  bereitet 
sein  werde,  zumal  die  Satzungen  des  Buchdrucker  Vereins  kaum 
ein  Mittel  bieten,  einen  etwaigen  Bruch  solcher  Vereinbarungen 
zu  ahnden,  und  sich  auch  mit  den  bisherigen  Tariforganen  allein 
nicht  direkt  gegen  die  Schleuderkonkurrenz  Vorgehen  ließ. 

Es  mußte  daher  ein  neues  Organ  geschaffen  werden,  dessen 
Zweck  die  direkte  Bekämpfung  der  Schleuderkonkurrenz  sein 
soll.  Dies  geschah  im  Laufe  dieses  Jahres  mit  der  Bildung  von 
Ehrengerichten,  die  gemäß  § 90  des  Tarifes  gleich  den  Kreis- 
ämtern  an  jedem  Kreisvorort  zu  errichten  sind  und  sich  wie  die 
übrigen  Organe  paritätisch  aus  je  drei  Prinzipalen  und  Gehilfen 
und  je  einem  offiziellen  Vertreter  des  Prinzipalvereins  und  des 
Gehilfenverbandes  zusammensetzen.  Aufgabe  dieser  Ehrengerichte 
ist  es,  Beschwerden  gegen  Schleuderer  im  Gewerbe  zu  unter- 
suchen und  darüber  dem  Tarifamte  zu  berichten.  Über  die  nach 
den  Berichten  der  Ehrengerichte  zu  treffenden  Maßnahmen  soll 
das  Tarifamt  nach  Anhörung  des  Beschuldigten  endgültig  ent- 
scheiden. 

Neben  diesen  tariflichen  Ehrengerichten  bleiben  die  Ehron- 
und  Schiedsgerichte  des  deutschen  Buchdruckervereins«  in  Leipzig. 
München,  Danzig  usw.  fortbestehen,  die  einseitig  aus  Prinzipalen 
zusammengesetzt  sind,  und  hauptsächlich  den  Zweck  haben,  Streitig- 
keiten zwischen  Mitgliedern  des  Buchdruckervereins  und  ihren 
Auftraggebern  bezüglich  der  Preisberechnung  zu  schlichten, 
Einzelberechnungen  vorzunehmen,  Gutachten  abzugeben  usw. 

Gewissermaßen  als  Gesetzbuch,  an  das  sich  die  Ehren- 
gerichte bei  Abgabe  ihrer  Gutachten  zu  halten  haben,  ist  in 
neuester  Zeit  von  der  »Druckpreistarifkommission«  des  Prinzipal- 
vereins ein  sehr  ausführlicher  und  umfangreicher  > Deutscher 
Buchdruck-Preistarif«  ausgearbeitet  worden,  der  in  der  vom 
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23.  bis  24.  Juni  d.  J.  in  Mannheim  stattgefundenen  diesjährigen 
Hauptversammlung  des  Prinzipalvereins  einstimmig  genehmigt 
worden  und  am  1 . Oktober  d.  J.  in  Kraft  getreten  ist.  Derselbe 
gibt  in  ausführlichster  Weise  genaue  Berechnungen  der  Selbst- 
kosten des  Unternehmers  für  jede  in  allen  Arten  von  Setzereien, 
Druckereien,  Stereotypier-  und  galvanoplastischen  Anstalten  und 
Buchbindereien  vorkommende  Arbeit  nebst  Angabe  des  jeweils 
angemessenen  Geschäftsaufschlages  auf  die  gezahlten  Arbeits- 
löhne, fernerhin  eine  Reihe  von  Berechnungsbeispielen  nebst  den 
dazu  gehörigen  Erläuterungen.  Die  dem  Preistarif  weiterhin  bei- 
gegebenen tabellarischen  Übersichten  stellen  Geschäftsbücher- 
auszüge einer  ganzen  Reihe  von  Setzereibetrieben  verschiedenster 
Art  und  Größe  dar.  Sie  bringen  das  Verhältnis  der  Geschäfts- 
unkosten zu  den  gezahlten  Setzerlöhnen  klar  zum  Ausdruck; 
doch  ist  dies  ein  sehr  verschiedenes,  je  nachdem  es  sich  um  reine 
Werksetzereien,  gemischte  Betriebe  (meist  Zeitungssetzereien)  oder 
reine  Akzidenzsetzereien  handelt.  Die  Feststellungen  der  Preis- 
tarifkommission haben  ergeben,  daß  sich  dieses  Verhältnis  bei 
Werksetzereien  durchschnittlich  auf  66°/0,  bei  gemischten  Be- 
trieben auf  7472%  und  bei  Akzidenzsetzereien  auf  90I/3  % stellt. 
Wir  schalten,  um  einen  ziffernmäßigen  Vergleich  der  einzelnen 
Posten,  die  diesen  Unterschied  bewirken,  zu  ermöglichen,  an 
dieser  Stelle  eine  tabellarische  Übersicht  ein,  in  der  wir  zunächst 
die  Geschäftsunkosten  von  drei  größeren  Setzereien  verschiedener 
Art  nebeneinander  stellen , die  alle  etwa  den  gleichen  Lokal- 
zuschlag und  nicht  stark  voneinander  abweichende  Durchschnitts- 
löhne (1373,  1403  und  1265  M.  jährlich)  zu  zahlen  haben. 

Aus  nachstehender  Tabelle  ersehen  wir,  daß  namentlich  der 
Buchwert  des  Schriftmaterials  und  der  Utensilien  der  Regel  nach 
desto  größer  wird,  je  mehr  sich  die  Setzerei  mit  Akzidenzarbeiten 
zu  befassen  hat  und  daß  sich  hauptsächlich  dadurch  auch  der 
höhere  Prozentsatz  der  Geschäftsunkosten  in  den  Akzidenzsetzereien 
erklärt  und  hier  einen  Geschäftsaufschlag  von  100%  und  mehr 
auf  die  Setzerlöhne  mitunter  gerechtfertigt  erscheinen  läßt. 
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Anteil  der  Geschäftsspesen  der  Setzereien  im  Verhältnis 
zu  den  gezahlten  Setzerlöhnen. 


Werk- 

setzerei 

Ge- 

mischter 

Betrieb 

Akzidenz- 

setzereien 

m.40.45 

Setzern 

mit  30 
Setzern 

mit  29 
Setzern 

mit  2 
Setzern 

Buchwert  des  Schriftmaterials  ....  Mark 

80  000 

83  000 

85  200 

6000 

Buchwert  der  Utensilien  (Regale,  Kästchen, 

Schiffe  usw.) Mark 

12  000 

9 000 

13  “00 

400 

Jahresbetrag  der  produktiven  Setzerlöhne  1 Mark 

5«  350 

42  100 

36  676 

2820 

Lokalzuschlag  des  betreffenden  Druckorts 

JO  % 

IO  0/0 

J 2*/ 2°/o 

12 ‘/Wo 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

5 prozentige  Verzinsung  des  Buchwertes  von  alten 
und  neu  angeschafften  Schriftmaterialien  usw.  . 

4OOO 

4*5° 

4260 

300 

5 prozentige  Verzinsung  der  Utensilien  .... 

600 

450 

C' 

00 

LM 

20 

Verzinsung  des  auf  die  Setzerei  entfallenden  Be- 
triebskapitals, berechnet  mit  5°/o  des  Jahres- 
ertrages der  produktiven  Setzerlöhne  .... 

2918 

21 05 

*833 

I4I 

to  prozentige  Abschreibung  für  Abnützung  des 
Schriftmaterials  von  dessen  Buchwert  . . . 

8000 

8300 

8520 

ÖOO 

10  proz.  Abschreibg.  f.  Abnutzg.  d.  Utens,  v.  d.  B. 

1200 

900 

1370 

40 

Faktorengehalte  bezw.  Anteile 

2800 

1800 

2600 

— 

Aufräumen,  Magazinverwaltung  usw 

24OO 

2000 

1500 

80 

Feiertagsbezahlung  an  die  Setzer  * 

243° 

1200 

924 

IOO 

Korrekturabziehen  und  Abziehpapier  .... 

2000 

2000 

1800 

*5 

Kontorspesenanteil  (Betriebsleiter,  Reklame)  . 

2800 

2300 

2000 

45° 

Lokalmiete 

2000 

2500 

2000 

300 

Reparaturen,  Instandhaltung  der  Räume 

400 

25O 

100 

30 

Heizung,  Beleuchtung,  Reinmachen  usw\  . . . 

1600 

IOOO 

875 

*5o 

Schnüre,  Schwämme,  Seife,  Handtücher  uswr. 

300 

400 

200 

«5 

Ausläufer 

680 

350 

320 

73 

Frachten,  Porti 

800 

400 

250 

— 

Feuerversicherung 

200 

70 

180 

20 

Kranken-,  Invaliditäts-  und  Unfallversicherung  . 

1220 

900 

880 

61 

Schulgelder,  Vcrcinsbeiträgc  ....... 

200 

300 

100 

5o 

Ausfälle 

1500 

200 

100 

100 

zusammen  Mark 

38068 

3*375 

30497 

2347 

Es  betragen  somit  die  Spesen  auf  die  gezahlten 
produktiven  Setzerlöhne 

65V4 % 

75  % 

83% 

90,/3°/o 

1 Als  ‘produktive  Löhne:  sind  die  Entschädiifungcn  für  diejenigen  Arbeitsleistungen  anzusehen, 
die  dem  Besteller  in  Rechnung  gestellt  werden  können . Nicht  produktiv  sind  die  Löhne  für  Feieitage, 
fdr  Aufräumen,  welches  infolge  zeitweisen  Arbeitsinangels  vielfach  vorgeoommen  werden  muß,  u.  dgl. 

3 Gemeint  sind  die  gemäß  § 7 des  Iaihntarifs  zu  zahlenden  Kxtrnentsohädigungen  für  Sonn-  u. 
Feiertagsarbeit,  ebenso  die  Bezahlung  der  landesgesetzlichen,  sowie  behördlicherseits  oder  vom  Geschäft 
angeordneten  Feiertage , für  die  ein  Abzug  vom  Wochcnlohn  der  im  Gewißgeld  stehenden  Setzer 
nient  stattfinden  darf. 
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Mit  dem  Druckpreistarif  wird  ein  schon  lange  in  weiten 
Kreisen  der  Buchdruckereibesitzer  empfundenes  Bedürfnis  in  Er- 
füllung gebracht.  Es  ist  zu  hoffen,  daß  dieser  treffliche  Mentor 
namentlich  die  mittleren  und  kleineren  Druckereibesitser  endlich 
einmal  die  Kunst,  kaufmännisch  richtig  zu  berechnen,  lehren  und 
sie  zu  ordnungsgemäßer  Buchführung  anleiten  wird.  Darum  hat 
auch  die  Druckpreistarifkommission  in  erster  Linie  darauf  Bedacht 
genommen,  alle  einzelnen,  wenn  scheinbar  auch  noch  so  gering- 
fügigen Faktoren,  die  zur  Erhöhung  der  Selbstkosten  beitragen, 
bei  der  Berechnung  heranzuziehen,  um  damit  so  manchem  Buch- 
druckereibesitzer überhaupt  erst  einmal  klar  vor  Augen  zu  führen, 
was  er  eigentlich  außer  den  bloßen  Setzer-  und  Druckerlöhnen 
sich  alles  bezahlen  lassen  muß,  und  daß  der  bisherige  in  vielen 
Geschäften  unterschiedslos  für  alle  Aufträge  üblich  gewesene 
Geschäftsaufschlag  von  50%  nur  in  den  seltensten  Fällen  aus- 
reicht, um  in  normalen  Zeiten  in  dem  sehr  viele  Geschäftsunkosten 
erfordernden  Druckereigewerbe  die  Jahresbilanz  ohne  Verlustsaldo 
abschließen  zu  können. 

Bei  weiterer  Durchsicht  der  dem  Preistarif  beigefügten 
Tabellen  wird  es  dem  Nationalökonomen  auffallen,  daß  die  Ge- 
schäftsunkosten des  Großbetriebes  nur  relativ  wenig  hinter  denen 
der  mittleren  und  kleinen  Betriebe  zurückstehen,  was  namentlich 
für  die  Akzidenzsetzereien  gilt.  (Wir  haben,  um  dies  zahlenmäßig 
zu  belegen,  unserer  Tabelle  noch  die  Daten  eines  kleinen  Akzidenz- 
betriebes, der  uns  den  Normaltypus  darzustellen  scheint,  angefügt.) 
Es  erscheint  das  als  ein  weiterer  Beweis  für  die  schon  oft  ge- 
hörte Behauptung,  daß  die  überlegene  Rentabilität  des  Groß- 
betriebes, die  man  in  anderen  Industrien  beobachtet,  wenigstens 
in  diesem  Zweig  der  Druckerei  nur  in  geringem  Grade  vor- 
handen ist.  Damit  findet  auch  zum  Teil  die  immerhin  merk- 
würdige Tatsache  ihre  Erklärung,  daß  sich  in  der  Druckerei 
neben  dem  Großbetrieb  bis  heute  ein  so  starker  Prozentsatz  von 
Klein-  und  Mittelbetrieben,  die  durchaus  nicht  alle  der  Schmutz- 
konkurrenz angehören,  erhalten  hat  und  sich  weiter  zu  erhalten 
scheint. 1 


1 Im  Jahre  1906  entfielen  nach  dem  Berichte  der  Berufsgenossenschaft  durch- 
schnittlich 20  beschäftigte  Personen  auf  einen  Druckereibetrieb,  wobei  aber  zu  beachten 
ist,  daß  sich  diese  20  Beschäftigten  aus  allen  in  Buchdruckereien  anzutreffenden 


Digitized  by  Google 


Der  Organisationsvertrag. 


59 


Wir  glauben  unser  Urteil  dahin  abgeben  zu  dürfen,  daß  der 
großstädtische  Klein-  und  Mittelbetrieb  auch  heute  noch  in  der 
Herstellung  gewisser  Akzidenzarbeiten  durchaus  konkurrenz- 
fähig und  existenzberechtigt  ist.  Mehr  aber  noch  ist  dies  in 
kleineren  Provinzstädtchen  der  Fall,  wo  der  Kundenkreis  zu  klein 
ist,  als  daß  er  einem  Großbetriebe  ausreichende  Beschäftigung  zu 
verschaffen  vermöchte,  wo  man  aber  doch  einer  Druckerei  zur 
raschen  Erledigung  des  lokalen  Bedarfes  benötigt.  In  allererster 
Linie  werden  sich  dort  die  kleineren  Zeitungsdruckereien  noch 
auf  absehbare  Zeit  am  Leben  erhalten,  denn  sie  allein  sind 
in  der  Lage,  den  publizistischen  Anforderungen  ihrer  Umgebung 
gerecht  zu  werden;  sie  allein  vermögen  auf  die  Vorgänge,  die 
nur  für  das  beschränkte  Gebiet  eines  Kreises  oder  einer  Ge- 
meinde von  Interesse  sind,  im  Kreisblättchen  des  näheren  einzu- 
gehen. In  der  großstädtischen  Presse  ist  dafür  kein  Ratz.  Erst 
mit  weiterer  Entwicklung  der  Verkehrsmittel,  wenn  das  Kreis- 
blatt regelmäßig  im  großstädtischen  Großbetrieb  nebenbei  mit 
hergestellt  werden  wird,  werden  vielleicht  auch  die  Kleinbetriebe 
in  der  Provinz  allmählich  von  der  Bildfläche  verschwinden.  — 
Wir  kehren  nach  dieser  Abschweifung  zum  Preistarif  zurück. 
Der  Zweck  desselben  ist  also  im  Grunde  genommen  nicht,  die 
Preise  auf  jeden  Fall  so  hoch  zu  schrauben,  wie  man  sie  dem 
Publikum  ebenhin  noch  wird  abgewinnen  können,  sondern  viel- 
mehr, eine  Anleitung  zu  vernünftiger  kaufmännischer  Berechnung 
zu  geben.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  es  mit  der 
Einführung  des  Preistarifes  nicht  ebenso  schnell  und  glatt  von- 
statten gehen  wird,  wie  dies  im  Januar  mit  der  des  neuen  Lohn- 
tarifes  allgemein  der  Fall  war;  schon  allein  deshalb  nicht,  weil 
beim  Preistarif  die  Kontrolle  nnd  die  Einwirkung  des  ander« *n 
Kontrahenten  in  Fortfall  kommen.  Ferner  ist  zu  berücksichtigen. 
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daß  von  den  Buchdruck ereibesitzem  mit  ihren  Kunden  vielfach 
langlaufende  Verträge  abgeschlossen  sind,  deren  Ablauf  erst  abge- 
wartet werden  muß,  bevor  etwaige  Preiserhöhungen  in  Kraft 
treten  können;  endlich  auch,  daß  das  Publikum  den  veränderten 
gewerblichen  Verhältnissen  und  den  gesteigerten  Produktions- 
kosten nicht  immer  mit  dem  für  die  Buchdruckereibesitzer 
wünschenswerten  Verständnis  gegenübersteht.  Namentlich  im 
Verkehr  mit  den  Behörden  wird  es,  wie  man  aus  alter  Erfahrung 
weiß,  schwer  halten,  bezüglich  der  Preissteigerungen  ohne  weiteres 
P'ntgegenkommen  zu  finden.  Es  ist  keine  Frage,  daß  die  genaue 
Durchführung  des  Preistarifs  für  manche  Betriebe  ein  ziemlich 
erhebliches  Anwachsen  der  bisher  üblichen  Druckpreise  bedeuten 
wird,  denn  man  muß  immer  beachten,  daß  nicht  nur  unter  der 
beschränkten  Zahl  der  der  Tarifgemeinschaft  noch  fernstehenden 
Firmen  die  Schleuderer  zu  suchen  sind,  sondern  daß  erfahrungs- 
gemäß auch  so  manche  Firma,  die  zwar  tariflich  entlohnt,  aber 
die  Betriebskosten  nicht  in  ihrer  wahren  Höhe  einschätzt  und  die 
Arbeit  des  Besitzers  nicht  in  Anschlag  bringt,  dazu  zu  zählen  ist. 
Daß  infolge  dieser  Tatsache  in  den  letzten  Jahren  nicht  mehr 
Zusammenbrüche  erfolgt  sind,  ist  ausschließlich  dem  regen  Ge- 
schäftsgang zuzuschreiben,  der  die  auf  so  unsicheren  Füßen 
stehenden  Firmen  noch  zu  halten  vermochte.  Aber  darüber  kann 
kein  Zweifel  sein,  man  hat  es  nicht  verstanden,  die  günstige 
Konjunktur  voll  auszunutzen,  und  man  hat  es  bisher  unterlassen, 
für  kommende  schlechtere  Zeiten  vorzubauen. 

Wenngleich  nun  auch  bei  zu  plötzlicher  Preissteigerung  der 
Bezug  aus  dem  Ausland  in  unserem  Gewerbe  nicht  zu  befürchten 
wäre,  so  ist  doch  immer  die  Gefahr  vorhanden,  daß  das  Publikum 
seinen  Bedarf  an  Drucksachen,  namentlich  an  Akzidenzen,  ein- 
schränkt oder  auf  anderem  polygraphischem  Wege  herstellen  läßt. 
Daneben  ist  auch  die  Einrichtung  eigener  kleiner  Druckereien 
seitens  der  Behörden  oder  auch  industrieller  Großbetriebe  zur 
Deckung  des  eigenen  Bedarfs  zu  befürchten;  haben  doch  heute 
sogar  schon  größere  Ozeandampfer  ihre  eigenen  Druckereien  an 
Bord ! Ebenso  würde  möglicherweise  die  Konkurrenz  der  Gefängnis- 
druckereien, über  die  schon  jetzt  lebhaft  geklagt  wird,  eine  weitere 
Steigerung  erfahren.  Dies  alles  könnte  ebensowenig  im  Interesse 
der  Prinzipale  wie  in  dem  der  Gehilfen,  deren  Arbeitslosenziffer 
bei  beschränktem  Drucksachenbedarf  steigen  würde,  gelegen  sein. 
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Es  wäre  nach  alledem  bedenklich,  wenn  man  die  Preise  nun  überall, 
auch  dort,  wo  sie  bisher  erheblich  niedriger  waren,  mit  einem  Ruck 
auf  die  Höhe,  die  sich  aus  den  Einheitssätzen  des  Preistarifs  er- 
geben würde,  emporschnellen  ließe.  Rom  ist  eben  nicht  an  einem 
Tage  zu  erbauen.  Es  sind  dementsprechend  auch  Übergangs- 
bestimmungen, die  diesem  Gesichtspunkt  Rechnung  tragen  und 
auf  Vermeidung  jeglicher  Härte  Bedacht  nehmen,  auf  der  vor- 
erwähnten Hauptversammlung  des  Prinzipal  Vereins  genehmigt 
worden.  Im  Verkehr  mit  den  bisherigen  Kunden  dürfen  danach 
die  alten  Sätze  noch  in  Geltung  bleiben  bis  zum  Ablauf  einer 
zweijährigen  Übergangsfrist.  Wo  es  sich  dagegen  um  die  Gewinnung 
neuer  Aufträge  handelt,  sollen  die  Sätze  des  Tarifs  sofort  Platz 
greifen.  Es  ist  mit  dieser  Bestimmung  eine  wirksame  Abwehr  der 
unlauteren  Konkurrenz  ermöglicht,  wie  ja  überhaupt  der  Besitzstand 
und  Kundenkreis  jedes  gutgewillten  Einzelnen  nach  Möglichkeit 
erhalten  bleiben  soll.  Einen  überall  und  unbedingt  gleichen  Ge- 
schäftsaufschlag auf  die  Arbeitslöhne  will  und  kann  ja  auch  der 
Preistarif  nicht  fordern ; immer  werden  individuelle  Verhältnisse  zu 
berücksichtigen  sein,  mögen  diese  nun  technischer  oder  persönlicher 
Natur  sein  oder  sonstwie  in  Erscheinung  treten.  Einen  vortrefflichen 
Wegweiser  aber  bietet  der  Preistarif  für  die  Verhandlungen  der 
Ehrengerichte  jedenfalls ; man  hat  sich  jetzt  einen  Maßstab  geschaffen, 
mit  dessen  Hilfe  man  genauer  und  sicherer  als  früher  zu  beurteilen 
vermag,  was  Schleuderkonkurrenz  ist  und  was  nicht,  denn  über 
diesen  Begriff  gingen  bisher  die  Meinungen  mitunter  recht  weit 
auseinander.  — Um  das  durch  den  Preistarif  geschaffene  Werk 
nicht  in  seiner  jetzigen  Form  erstarren  zu  lassen,  sondern  um  es  den 
stetig  sich  ändernden  technischen  und  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
entsprechend  fortgesetzt  in  Fluß  zu  erhalten,  es  zu  ergänzen  und 
zu  vervollkommnen,  namentlich  aber,  um  für  die  Durchführung 
des  Preistarifs  Sorge  zu  tragen,  ist  neuerdings  am  Sitze  des 
Vereinsvorstandes,  in  Leipzig,  ein  Berechnungsamt,  bestehend 
aus  5 — 7 Prinzipalen,  errichtet  worden,  das  zugleich  als  Zentral- 
stelle für  die  bereits  von  einzelnen  Bezirksvercinen  geschaffenen 
Berechnungsstellen  dienen  soll. 

Um  einen  synoptischen  Überblick  über  den  Zuständigkeits- 
bereich der  erwähnten  vier  verschiedenen  Arten  kollegialisch  zu- 
sammengesetzter Organe,  die  der  Druckpreisberechnung  dienen, 
zu  ermöglichen,  lassen  wir  an  dieser  Stelle  eine  diesbezügliche 
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Zusammenstellung  folgen,  die  einem  vom  Huchdruckerverein  in 
seinem  Organ,  der  »Zeitschrift  für  Deutschlands  Buchdruckers 
19.  Jahrg.  Nr.  42,  1907,  veröffentlichten  Artikel  entnommen  ist: 

I.  Das  Berechnungsamt  in  Leipzig  ist  zuständig  und  an- 
zurufen : 

a)  als  Auskunftsstelle  und  erste  Instanz  in  Preisberech- 
nungsangelegenheiten von  allen  Kollegen,  mit  Ausnahme 
derjenigen,  in  deren  Bezirk  eine  örtliche  Berechnungsstelle 
besteht ; 

b)  als  Berufungsinstanz  von  denjenigen  Kollegen,  in  deren 
Bezirk  eine  örtliche  Berechnungsstelle  besteht,  gegen  die 
Entscheide  der  letzteren ; 

c)  von  allen  Kollegen  in  Fällen  von  Unterbietungen, 
wo  der  Unterbietende  nicht  bekannt  ist  und  es  da- 
rauf ankommt,  ungerechtfertigten  Preisunterbietungen  eine 
autoritative  und  sachgemäße  Berechnung  gegenüberzu- 
stellen, um  die  Auftraggeber  von  der  Angemessenheit  der 
Preise  überzeugen  zu  können. 

II.  Die  örtlichen  Berechnungsstellen  — zurzeit  bestehen 
solche  unseres  Wissens  in  Hannover,  Leipzig,  München  und 
Stuttgart  — sind  zuständig  und  anzurufen: 

als  Auskunftsstelle  und  erste  Instanz  in  Prcisberech- 
nungsangelegenheiten  von  denjenigen  Kollegen,  in  deren 
Bezirk  eine  örtliche  Berechnungsstelle  besteht.  Berufungs- 
instanz gegen  der  letzteren  Entscheide  ist  das  Berechnungs- 
amt in  Leipzig. 

III.  Die  Ehren-  und  Schiedsgerichte  sind  zuständig  und  an- 
zurufen : 

a)  in  Gewerbsangelegenheiten  überhaupt,  in  denen  ein 
Sch iedse ntscheid  gewünscht  wird  oder  erforderlich  ist; 

b)  in  denjenigen  Unterbietungsfällen,  in  denen  der 
Unterbietende  bekannt  ist  und  vor  eine  ehrengericht- 
liche Instanz  gefordert  werden  kann. 

IV.  Die  tariflichen  Ehrengerichte  sind  zuständig  für  alle  un- 
zweifelhaft nachgewiesenen  Fälle  von  grober  Schleuder- 
konkurrenz und  Gewerbsschädigung,  nachdem  die  ge- 
gebenen Instanzen  des  Deutschen  Buchdruckervereins  erfolg- 
los erschöpft  sind.  Sie  fällen  nur  einen  Entscheid  über 
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Schuldig  oder  Nichtschuldig  und  geben  dann  die  ihnen  zur 
Entscheidung  vorgelegte  Sache  an  das  Tarif  amt  der  Deutschen 
Buchdrucker  zur  weiteren  Veranlassung  ab. 

Die  tariflichen  Ehrengerichte  können  also  von  einzelnen 
Kollegen  oder  einzelnen  Vereinsmitgliedern  nicht  sofort 
angcrufen  werden,  sondern  diese  haben  sich  mit  ihren  Be- 
schwerden über  Schleuderkonkurrenz  zunächst  an  die  Instanzen 
des  Deutschen  Buchdruckervereins  bezw.  die  Ehren-  und 
Schiedsgerichte  zu  wenden.« 

Mit  wie  weittragenden  Folgen  die  Entscheidungen  der  Ehren- 
gerichte bezw.  des  Tarifamtes  verbunden  sein  können,  erkennt 
man  erst,  wenn  man  bedenkt,  daß  im  äußersten  Falle  auf  Ausschluß 
des  Beklagten  aus  dem  Prinzipalverein  erkannt  werden  muß;  dies 
aber  würde  zur  Folge  haben,  daß  gemäß  § 4 b dos  Organisations- 
vertrages kein  einer  der  anerkannten  Organisationen  angehöriger 
Gehilfe  mehr  bei  ihm  Stellung  annehmen  darf,  falls  er  nicht  mit 
Verlust  aller  auf  Grund  seiner  Beiträge  erworbenen  Ansprüche  auf 
Unterstützung  aus  seiner  Organisation  ausgeschlossen  werden  und 
seine  Tariftreue  und  alle  damit  verbundenen  Rechte  einbüßen  will. 
Weiterhin  werden  die  bei  dem  betreffenden  Prinzipal  in  Kondition 
stehenden  organisierten  Gehilfen,  gedrängt  von  ihren  Kollegen, 
nach  und  nach  ihre  Stellung  kündigen.  Längere  Arbeitslosigkeit 
oder  sonstige  Schwierigkeiten  hätten  sie  in  solchem  Falle  kaum 
zu  befürchten,  denn  sie  würden  gemäß  $ 19  der  Bestimmungen 
für  die  Arbeitsnachweise  außer  der  Reihe  und  zwar  in  erster  Linie 
wieder  untergebracht  werden  als  durch  ihr  Eintreten  für  den 
Tarif  arbeitslos  gewordene  Gehilfen.  Das  Geschäft  des  betreffenden 
Prinzipals  aber  bekommt  die  Schwindsucht:  die  alten  Gehilfen 
gehen,  neue  kommen  nicht  mehr.  Ihm  bleibt  nichts  anderes  übrig, 
als  sich  fortan,  so  gut  oder  so  schlecht  es  geht,  mit  nichtorgani- 
sierten  Gehilfen  weiter  zu  helfen,  die  gewöhnlich  nicht  gerade  die 
tüchtigsten  Arbeiter  und  schon  jetzt  überhaupt  nur  noch  in  sehr 
beschränkter  Zahl  vorhanden  sind.  Besser  täte  er  in  seinem  Falle 
wahrscheinlich,  sich  vom  Geschäfte  ganz  zurückzuziehen.  Diese, 
gewissermaßen  als  wirtschaftliches  Todesurteil  zu  bezeichnende 
Strafe  wäre  die  schwerste,  mit  der  die  Tarifgemeinschaft  die  Durch- 
führung der  von  ihr  gesetzten  Normen  erzwingen  könnte  Sie 
wird  wohl  nur  im  äußersten  Falle  in  Anwendung  gebracht  werden, 
denn  bei  genauerer  Prüfung  des  Tatbestandes  sieht  hier  das  Auge 
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des  Juristen  bereits  im  Hintergründe,  wenn  auch  noch  etwas  ver- 
schleiert, als  drohende  .Schreckgespenster  die  §§  826  BGB., 
153  RGO.  u.  a.  auftauchen. 

Ob  nun  aber  diese  äußersten  Konsequenzen  gezogen  werden 
oder  nicht,  der  Hauptvorteil  ist  darin  zu  erblicken,  daß  die  Ehren- 
gerichte und  der  Druckpreistarif  überhaupt  geschaffen  sind  und 
daß  damit  endlich  ernstlich  versucht  wird,  gemeinsam  und  energisch 
gegen  die  Schleuderkonkurrenz  vorzugehen.  In  keinem  anderen 
Organ  aber  tritt  die  durch  die  Tarifgemeinschaft  veränderte  wirt- 
schaftliche Frontstellung  im  Buchdruckgewerbe  so  klar  zutage 
wie  hier  in  den  Ehrengerichten : hier  kämpfen  nicht  mehr  wie 
anderswo  die  Gesamtheiten  der  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmer- 
schaft gegeneinander,  sondern  in  Verfolgung  gemeinsamer  Interessen 
Schulter  an  Schulter  die  tariftreuen  Prinzipale  und  Gehilfen  gegen 
die  tarifuntreuen  und  die  Schleuderkonkurrenz.  Der  gemeinsame 
Feind,  der  den  Prinzipalen  als  Preisdrücker,  den  Gehilfen  als  Lohn- 
drücker entgegentritt,  hat  beide  zusammengeführt. 

Um  diese  Tatsache  durch  ein  im  ersten  Augenblick  merk- 
würdig anmutendes  Beispiel  zu  veranschaulichen,  sei  hinzugefügt, 
daß  eine  Gehilfenkommission,  welche  den  Entwurf  des  Preistarifs 
zu  begutachten  und  an  seiner  redaktionellen  Zusammenstellung 
mitzuwirken  hatte,  ihn  einstimmig  billigte  mit  dem  Bemerken, 
daß  nach  ihrem  Dafürhalten  die  Preise  eher  zu  bescheiden  als  zu 
hoch  angesetzt  seien. 

* * 

* 

Für  den  Theoretiker  ist  es  von  besonderem  Interesse,  fest- 
zustellen, daß  der  Buchdruckerverein  auf  seiner  letzten  Haupt- 
versammlung mit  der  Annahme  des  Preistarifes  und  der  Ver- 
pflichtung seiner  Mitglieder  auf  denselben  seinen  bisherigen 
Charakter  als  bloßer  Arbeitgeberverband  verändert  hat  und,  ohne 
sich  dessen  bewußt  zu  sein,  zu  einer  »auf  freier  Vereinbarung 
zum  Zwecke  monopolistischer  Beherrschung  des  Marktes  beruhen- 
den Vereinigung  von  Unternehmern  derselben  Art«,  zu  einem 
Kartell  geworden  ist,  und  zwar  mit  seinen  4083  Mitgliedern 
nicht  nur  zu  einem  der  größten  Kartelle  in  Deutschland,  sondern 
zu  einem  der  größten  in  der  Welt. 1 Natürlich  ist  er  nur  ein 

1 Uns  ist  als  mitgliederrcichercs  unter  den  zahlreichen  Kartellen  Deutschlands 
nur  die  Spirituszentrale  bekannt. 
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Kartell  in  seiner  losesten  Form,  ein  »Preiskartell  niederer  Ord- 
nung«, d.  h.  ein  Kartell,  das  in  einfacher  Beschränkung  des  Unter- 
nehmers bei  der  Preisfeststellung  besteht.  Das  Vorhandensein 
dieses  den  Buchdruckerverein  zum  Kartell  stempelnden  Merkmals 
läßt  sich  nun  aber  nicht  ableugnen,  und  wir  können  es  nur  als 
eine  Spitzfindigkeit  ansehen,  wenn  man  sich  in  seiner  durch  nichts 
begründeten  Scheu,  das  Kind  beim  rechten  Namen  zu  nennen, 
in  den  Versammlungen  der  Kreis-  und  Bezirks  vereine  auseinander- 
zusetzen bemüht,  daß  die  Fetssetzung  des  Preistarifs  nichts  zu 
tun  habt.»  mit  dem  K arteil gedanken,  der  darin  bestehe,  »durch 
Zusammenschluß  den  Drucksachen  Verbrauchern  um  des  bloßen 
materiellen  Gewinnes  willen  hohe  Preise  aufzuzwingen«.  Daß 
der  Preistarif  einen  mehr  defensiven  Charakter  trägt,  indem  er 
»dem  Abwärtsgleiten  des  Gewerbes  auf  seiner  materiellen  Grund- 
lage Vorbeugen  und  die  geschäftliche  Moral  vertiefen  und  festigen 
soll«,  vermag  doch  schließlich  auch  nichts  daran  zu  ändern,  daß 
er  dies  eben  nur  erreichen  kann,  indem  er  den  Drucksachen- 
verbrauchern einen  Preis  von  bestimmter  Höhe  »aufzwingt«. 

Der  Buchdruck  erverein  selbst  als  Zentral  verband  der  Buch- 
druckereibesitzer ganz  Deutschlands  wird  zwar,  wenigstens  für 
absehbare  Zeit,  nur  ein  solches  Kartell  niederer  Ordnung  bleiben, 
wohl  aber  zeigen  bereits  einige  Orts-  und  Bezirksvereine  die 
Tendenz,  sich  zu  Kartellen  höherer  Ordnung  zu  Verteilungs- 
kartellen zu  entwickeln,  indem  sie  die  eingegangenen  größeren 
Aufträge  unter  die  am  Orte  befindlichen  Druckereien  verteilen. 
Dies  geschieht  namentlich,  um  sich  gegen  die  Submissionen  und 
die  Vergebung  der  städtischen  Druckarbeiten  an  den  billigsten 
zu  wehren.  So  lesen  wir  in  der  »Zeitschrift  für  Deutschlands 
Buchdrucker«,  19.  Jahrg.  Nr.  13  vom  28.  März  1907: 

» Die  Vergebung  der  städtischen  Druckarbeiten  in  Heilbronn 
ist  zwischen  den  städtischen  Behörden  und  dem  Bezirks- 
verein in  der  folgenden  Weise  vereinbart  worden:  bei  einem 
öffentlichen  Ausschreiben  reicht  nur  der  Vorsitzende  des 
Bezirksvereins  in  dessen  Namen  ein  Angebot  ein.  Er  erhält 
die  Zuteilung  unter  seiner  persönlichen  Verantwortung,  d.  h. 
die  städtische  Verwaltung  hält  sich  im  Falle  einer  Ikian- 
standung  nur  an  ihn.  Die  ausgeschriebenen  Druckarbeiten 
werden  sodann  vom  Vorsitzenden  unter  die  dem  Verein  ange- 
hörigen  Druckereien  gleichmäßig  verteilt,  wobei  auf  die 
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Leistungsfähigkeit  und  Einrichtung  der  einzelnen  Druckereien 
gebührend  Rücksicht  genommen  wird.  Alle  Drucksachen 
werden  mit  der  Rechnung  an  den  Vorsitzenden  abgeliefert, 
worauf  dieser  die  Arbeiten  an  die  Stadtverwaltung  weitergibt 
und  monatlich  mit  letzterer  verrechnet.  Sobald  die  Stadt- 
kasse bezahlt,  werden  die  Beträge  mit  den  einzelnen  Firmen 
verrechnet,  unter  Abzug  von  5 Prozent  für  die  Mühewaltung 
der  Verteilung,  Berechnung,  Auslagen  usw.  Eine  dreigliedrige 
Kommission  untersucht  in  vierteljährlichen  Zeiträumen , ob 
die  Verteilung  eine  richtige  ist.« 

Es  fehlt  hier  nur  noch,  daß  die  einmal  geschaffene  Zentral- 
stelle auch  die  Bestellungen  der  übrigen  Auftraggeber  entgegen- 
nimmt. und  das  Auftragverteilungskartell  wäre  fertig.  Sollte  man 
in  Zukunft  auch  in  größeren  Druckorten  in  dieser  Weise  vorgehen. 
so  würde  damit  wohl  eine  fortgesetzte  Spezialisierung  der  einzelnen 
Betriebe  auf  bestimmte  Arten  von  Druckarbeiten  Hand  in  Hand 
gehen  müssen,  und  sollte  diese  Art  von  Zusammenschlüssen  sich 
erst  bei  verbesserter  Verkehrstechnik  von  den  Orts-  und  Bezirks- 
vereinen auch  auf  die  weitere  Gebiete  umfassenden  Kreisvereine 
ausdehnen,  so  würde  damit  allerdings  der  Untergang  der  Klein- 
betriebe, die  dann  bei  der  Auftragsverteilung  schwerlich  noch 
alle  berücksichtigt  werden  könnten,  unvermeidlich  geworden  sein. 
Damit  hat  es  aber  doch  noch  recht  gute  Weile. 

* 

Die  übrigen  Bestimmungen  des  Organ isations Vertrages  treten 
an  Bedeutung  hinter  den  voraufgegangenen  zurück ; sie  korre- 
spondieren entweder  mit  dem  Lohntarif,  indem  sie  die  Garantie 
der  vertragschließenden  Verbände  für  Einführung  und  Einhaltung 
aller  dort  festgelegten  Bestimmungen  besonders  zum  Ausdruck 
bringen,  oder  sie  legen  bisher  tatsächlich  schon  längst  bestehende 
Verhältnisse  formell  und  satzungsgemäß  fest:  so  sollen  z.  B.  in 
Zukunft  Mitglieder  sämtlicher  tariflicher  Körperschaften  nur  noch 
Angehörige  der  vertragscliließenden  Vereine  sein  können.  Ferner 
wird  die  Überwachung  des  Lehrlingswesens,  insbesondere  der 
Einhaltung  der  tariflichen  Lehrlingsskalen,  den  schiedsgerichtlichen 
Instanzen  oder  noch  später  zu  bestimmenden  tariflichen  Körper- 
schaften überwiesen. 
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Besonderer  Erwähnung  verdient  zum  Schluß,  daß  der  Organi- 
sationsvertrag auf  zehn  Jahre,  also  für  zwei  Tarif perioden,  ab- 
geschlossen ist  und  demnach  erst  am  31.  Dezember  1916  abläuft. 
Allerdings  findet,  falls  nach  fünf  Jahren  eine  Verständigung  über 
die  dann  vorliegenden  Abänderungsanträge  zum  Lohntarif  nicht 
zustande  kommen  sollte,  wie  der  Tarif  selbst,  so  auch  der  Organi- 
sationsvertrag nach  Verlauf  eines  weiteren  Jahres  bereits  sein  Ende; 
aber  wir  glauben,  zwei  Verträge  zu  lösen  ist  schwerer  als  einen, 
und  ein  doppeltes  Band  hält  fester. 
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Überblick  über  die  heutige  Sachlage. 

Überblicken  wir  nach  den  Darlegungen  der  vorangegangenen 
Kapitel  die  Neugestaltung,  welche  sich  in  der  Tarifgemeinschaft 
der  deutschen  Buchdrucker  vollzogen  hat.  so  müssen  wir  gestehen, 
daß  der  Vorsprung,  den  die  Buchdrucker  in  Deutschland  von  jeher 
vor  den  übrigen  Gewerben  in  sozialpolitischer  Hinsicht  gehabt 
haben,  sich  jetzt  noch  bedeutend  vergrößert  hat.  Sie  sind  in  der 
Ausbildung  des  kollektiven  Arbeitsvertrags  am  weitesten  vorwärts 
geschritten,  und  zwar  nicht  nur  am  weitesten  in  Deutschland, 
sondern  am  weitesten  in  der  Welt,  denn  die  drei  Momente,  die 
wir  für  die  typischen  Kennzeichen  höchster  Entwicklung  halten, 
die  allgemeine  Geltung  der  Tarifgemeinschaft  nicht  nur  in  einem 
lokal  eng  begrenzten  Gebiet,  sondern  im  ganzen  Reiche,  ferner 
der  ausschließliche  Yerbandsverkehr,  endlich  die  Schadenersatz- 
haftung der  beiderseitigen  Organisationen,  finden  in  einem  Gewerbe 
vereinigt  selbst  in  den  klassischen  Ländern  des  kollektiven  Arbeits- 
vertrages, England  und  Australien,  nicht  ihresgleichen.1 

1 Nationale,  d.  h.  für  ganz  Deutschland  gültige  Tarifgemcinschaften 
bestehen  unseres  Wissens  neben  der  der  Buchdrucker  in  Deutschland  jetzt  nur  fünf: 
die  der  Chemigraphen  und  Kupferdrucker,  die  der  Lichtdrucker,  die  der  Buchdruckerei- 
hilfsarbeiter (alle  drei  der  Buchdruckertarifgemeinschaft  in  ihrem  äußeren  Aufbau 
durchaus  nachgebildet) , ferner  die  der  Notenstecher  und  die  der  Krankenkassen- 
Angestellten. 

Den  ausschließlichen  Verbandsverkehr  hat  in  Deutschland  sonst  nur 
die  vorerwähnte  kleine  Tarifgemcinschaft  der  Chemigraphen  und  Kupferdrucker  seit 
»904  bei  sich  eingeführt.  Die  Nichtorganisierte  ausschließendcn  Vereinbarungen,  die 
einige  Jahre  zwischen  Arbeitgebern  und  -nehmern  der  verschiedenen  Metallschläger 
brauchen  bestanden,  lassen  sich  hier  kaum  zum  Vergleich  heranziehen,  da  sie  auf 
ganz  anderen  Grundlagen  beruhten  und  anderen  Zwecken  dienten:  es  handelte  sich 
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Merkwürdig  ist  es,  zu  beobachten,  in  wie  vielen  Punkten 
doch  diese,  man  kann  wohl  sagen,  modernste  gewerbliche  Ent- 
wicklung sich  äußerlich  der  alten  Zunftverfassung  wieder  nähert. 
Denn  zunftgemäß  sind  die  Lohntaxen,  die  Preistaxen,  die  Lehrlings- 
skalen, die  Beschränkung  der  Neugründungen,  die  Verschließung 
des  Gewerbes  gegenüber  nicht  ordnungsgemäß  Ausgebildeten 
(besonders  an  den  Setzmaschinen);  zunftgemäß  ist  der  Zusammen- 
schluß der  tariftreuen,  bald  in  noch  engerem  Kreise  der  organi- 
sierten Arbeitgeber  und  -nehmer  gegen  die  tarifuntreuen  bezw. 
nichtorganisierten  (früher  »Bönhasen«);  zunftgemäß  ist  ferner  der 
Ausschluß  der  Schleuderer  aus  dieser  Gemeinschaft;  sie  sind  die 
»gescholtenen  Meister«  der  Zunftzeit,  bei  denen  kein  Geselle  in 
Arbeit  treten  darf,  falls  er  nicht  auch  gescholten  werden  will; 
durchaus  zunftgemäß  sind  endlich  auch  die  genauen  Bestimmungen 
darüber,  welche  Arbeiten  dieser,  welche  jener  Arbeiterkategorie 
zuzuteilen  sind,  wie  dies  besonders  scharf  hervortritt  in  der  genauen 


dort  um  Allianzen  zwischen  in  ihrer  sozialen  Stellung  kaum  unterschiedenen  Klein- 
meistem  und  Gesellen,  die  auf  Minimalpreiskonventionen  beruhten  und  sich  einerseits 
gegen  die  Ausbeutung  kaufmännischer  Zwischenhändler  richteten , andererseits  den 
Zweck  hatten,  weiteren  Zugang  zum  Gewerbe  fernzuhalten  und  die  Überproduktion 
einzudämmen.  Auch  hatten  sie  stets  nur  für  ein  eng  begrenztes  Gebiet  Bedeutung. 
(Ausführliche  Darstellung  bei  F.  Imle,  a.  a.  O.  S.  1 1 1 — 150.)  Ähnlich  sind  die  Ver- 
einigungen in  der  Solinger  und  Remscheider  Stahlwarenindustrie  zu  beurteilen.  Außer- 
halb Deutschlands  sind  derartige  organisationsmonoj>olistische  Vereinigungen  namentlich 
in  England  und  Amerika  unter  dem  Namen  »Trades  Alliances«  bekannt  geworden, 
deren  erste  1890  von  dem  Metallbettstcllenfabrikanten  E.  J.  Smith  in  Birmingham 
begründet  wurde.  (Ausführliche  Darstellung  seiner  Bestrebungen  in  seinem  Buche 
The  New  Trades  Combination  Movement,  London  1899;  ferner  bei  Prof.  R.  Liefmann 
in  Conrads  Jahrb.  Bd.  75,  1900;  Kulemann,  Die  Gewerkschaftsbewegung.  Jena  1900, 
S.  686  ff. , und  Webb,  a.  a.  O.  II  S.  115  ff.)  Diese  Allianzen  gingen  noch  einen 
Schritt  weiter,  indem  sie  den  Arbeitern  Beteiligung  an  der  Steigerung  des  Kartell- 
gewinns oder  der  Produktionspreise  einräumten.  Daß  ihnen  auch  hierin  unsere  Buch- 
drucker noch  folgen  sollten,  glauben  wir  nicht,  denn  wir  halten  aus  verschiedenen 
Gründen,  die  wir  hier  nicht  im  einzelnen  ausführen  wollen,  die  Grundlagen  hierfür  im 
Buchdruckgewerbe  für  nicht  gegeben.  Die  englischen  Allianzen,  die  übrigens  immer 
nur  auf  ein  sehr  enges  Gebiet  begrenzt  blieben,  haben  sich  unseres  Wissens  in  neuerer 
Zeit  größerenteils  wieder  aufgelöst. 

Die  korporative  Schadenersatzhaftung  endlich  ist  in  Deutschland  den 
Berufsvereinen  anderer  Gewerbe  überhaupt  noch  nicht  diskutabel  erschienen.  Dagegen 
ist  sie  für  alle  Berufskorporationen  zwangsweise  festgelegt  in  den  Arbeitsgesetz- 
gebungen von  Neu-Seeland  (1896),  West-Australien  (1900)  und  Neu-Süd- Wales  (1901). 
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Abgrenzung  der  Arbeiten,  die  ausschließlich  den  Maschinenmeistern 
und  Druckern  zukommen,  von  denen,  welche  nur  Hilfsarbeiter  zu 
verrichten  haben. 

Es  ist  sonderbar,  mit  welcher  Entrüstung  sich  Prinzipale 
sowohl  wie  Gehilfen  gegen  diese  Vergleiche  zu  wehren  pflegen, 
gleich  als  wenn  es  eine  Schmach  sei,  zunftähnliche  Einrichtungen, 
wenn  sie  am  Platze  sind,  wieder  einzuführen.  Nicht  diese  an  sich, 
sondern  das  gewaltsame  »zünftlerische«  Festhalten  an  den  für  eine 
frühere  Zeit  geschaffenen  starren  Formen  ist  bekämpfenswert. 
Weiß  man  aber  die  Elastizität  dieser  Formen  zu  wahren  und  den 
geänderten  Zeitverhältnissen  anzupassen,  so  sehen  wir  den  Grund 
nicht,  warum  der  bloße  Vergleich  mit  der  Zunft  ohne  weiteres 
einen  Tadel  für  die  bedeuten  sollte,  welche  die  Arbeitsverhältnisse 
im  Buchdruckgewerbe  tatsächlich  in  vielen  Punkten  zunftähnlich, 
aber  dennoch  durchaus  zeitgemäß  neugeregelt  haben.  Man  sieht 
eben  auch  hier  wieder,  die  unbedingte  individualistische  Gewerbe- 
freiheit hat  die  Hoffnungen,  die  man  auf  sie  gesetzt  hatte,  nicht 
voll  befriedigt,  und  die  Gewerbetreibenden  legen  sich  aus  eigenem 
Antrieb  wieder  wie  zur  Zunftzeit  gewisse  Beschränkungen  auf, 
um  nach  Möglichkeit  schädliche  Elemente  ihrem  Gewerbe  fernzu- 
halten; aber  wie  uns  scheint,  tun  sie  dies  hier  in  zweckmäßigerer 
Weise,  als  es  etwa  durch  unsere  Innungsgesetzgebung  geschieht. 
Bisher  wenigstens  hat  sich  die  tarifliche  Arbeitsverfassung  im 
Buchdruckgewerbe,  an  deren  ursprünglichem  Zustandekommen 
wohl  doch  die  Gehilfen  größeren  Anteil  und  größeres  Interesse 
hatten,  für  beide  Teile  recht  gut  bewährt,  denn  daß  sie  auch  den 
Prinzipalen  keinen  wirtschaftlichen  .Schaden  bisher  gebracht  hat 
und  noch  weniger  in  Zukunft  bringen  wird,  wird  uns  wohl  jeder 
nach  den  Darlegungen  des  vorigen  Kapitels  zugeben.  Das  Gewerbe 
wird  sowohl  als  solches  gehoben  wie  auch  für  beide  Teile  ein- 
träglicher werden,  wenn  man  fortfährt,  die  zwischen  beiden  Parteien 
bestehenden  Gegensätze  gegenüber  dem  gemeinsamen  Interesse 
auf  das  denkbar  geringste  Maß  herabzumindern  und  sich  weiterhin 
zusammenfindet  im  Kampfe  gegen  die  Schleuderkonkurrenz  und 
das  Publikum.  Letzteres  dürfte  allerdings  weniger  erfreulich 
erscheinen;  gleichwohl  aber  nehmen  unseres  Erachtens  diejenigen 
Unternehmer  einen  auch  ethisch  höheren  Standpunkt  ein,  welche 
ihre  gesteigerten  Produktionskosten  lieber  durch  Preiserhöhungen 
vom  Publikum  herauszuwirtschaften  suchen,  als  die,  welche  sich 


Digitized  by  Google 


Überblick  über  die  heutige  Sachlage. 


7» 


ihren  Gewinn  durch  Lohnreduktionen  zum  Schaden  ihrer  Arbeiter 
zu  erhalten  trachten.  — 


Nach  alledem  liegt  es  nahe,  die  Frage  zu  stellen:  Wie  kommt 
es  wohl,  daß  sich  in  anderen  Gewerben  die  diesbezüglichen  Ver- 
hältnisse noch  längst  nicht  so  weit  entwickelt  haben  wie  bei  den 
Buchdruckern  ? 

Man  hat  die  Antwort  hierauf  verschiedentlich  in  der  in  allen 
Druckereien  ziemlich  gleichartig  sein  sollenden  Technik  gesucht. 
Aber  die  einseitige  Betonung  dieses  Faktors  erinnert  stark  an  die 
materialistische  Geschichtsauffassung.  Die  Technik  ist  zwar  nicht 
zu  übersehen,  aber  sie  ist  doch  nur  ein  Faktor  von  vielen,  denn 
wäre  sie  es  allein  gewesen,  die  bis  heute  die  Entwicklung  im 
Buchdruckgewerbe  so  weit  vorwärts  getrieben  hat,  so  hätte  so 
manches  andere  Gewerbe,  in  dem  die  Technik  und  die  herzustellenden 
Produkte  noch  viel  gleichartiger  sind,  längst  schon  den  Standpunkt 
erreichen  müssen,  auf  dem  die  Buchdrucker  sich  heute  befinden. 
Übrigens  wird  auch  ein  nur  flüchtiges  Durchblättern  des  Lohn- 
tarifs einen  jeden  Laien  schon  davon  zu  überzeugen  vermögen, 
daß  gar  so  gleichartig  die  Technik  bei  den  Buchdruckern  doch 
auch  nicht  ist,  daß  die  scheinbar  so  einfache  Arbeit  eines  Hand- 
setzers mitunter  in  recht  vielgestaltiger  und  verwickelter  Form 
sich  vollziehen  kann.  Geht  man  dann  von  den  Setzern  erst  weiter 
zu  den  Druckern,  zu  den  Stereotypeuren  und  Galvanoplastikern 
usw.,  so  kann  von  gleichartiger  Technik  kaum  noch  die  Rede 
sein.  Da  muß  man  doch  schließlich  zugeben,  daß  die  Technik 
allein  die  heutige  Sachlage  nicht  zu  begründen  vermag. 

Ein  schon  wichtigerer  Grund  scheint  uns  darin  zu  liegen, 
daß  man  es  im  Buchdrucker  mit  einem  hochqualifizierten  und 
intelligenten  Arbeiter  zu  tun  hat,  der  auf  seine  Arbeit  ein  Monopol 
hat  und  durch  Angehörige  anderer  Berufe  auch  nicht  einmal  vor- 
übergehend ersetzt  werden  kann. 

Den  Hauptgrund  aber  sehen  wir  in  der  historischen  Ent- 
wicklung des  Gewerbes  selbst  im  vergangenen  Jahrhundert.  Es 
ist  schon  an  anderer  Stelle  gesagt  worden , daß  die  Industriali- 
sierung bei  den  Buchdruckern  verhältnismäßig  langsam  vorwärts 
geschritten  ist;  die  Epoche  des  manchesterlichen  Individualismus 
vermochte  sie  nie  bis  in  die  untersten  Schichten  des  Proletariats 
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hinabzudrücken,  aus  denen  die  Arbeiter  anderer  Industrien  sich 
erst  in  neuerer  Zeit  wieder  emporheben.  Die  Idee  der  Zusammen- 
gehörigkeit konnte  sich  unter  den  Buchdruckern  nach  Aufhebung 
der  Zünfte  erhalten,  bis  sie  sich  1866  von  neuem  in  ihrem  Verband 
zusammenschlossen,  der  sich  von  Anfang  an  auf  einen  durchaus 
real  politischen  Boden  stellte  und  davon  bis  heute  im  allgemeinen 
nicht  abgewichen  ist,  ein  Umstand,  der  den  Prinzipalen  die  Unter- 
handlungen natürlich  wesentlich  erleichtert.  Diese  letztere  Tatsache 
sollte  man  sich  hüten,  zu  unterschätzen;  sie  beweist,  wie  falsch 
das  Vorurteil  ist,  daß  an  der  sozialpolitischen  Rückständigkeit 
anderer  Industrien  allein  die  Unternehmer  die  Schuld  trügen. 
Peccatur  intra  muros  et  extra.  Im  Buchdruckgewerbe  hat  die 
vierzigjährige  gemeinsame  Arbeit  die  maßgebenden  Persönlich- 
keiten auf  beiden  Seiten  gelehrt,  daß  sich  Arbeitskämpfe  und  alle 
in  ihrem  Gefolge  auftretenden  Gehässigkeiten  und  persönlichen 
Verfeindungen  fast  immer  zu  beiderseitigem  Vorteil  vermeiden 
lassen,  wenn  auf  beiden  Seiten  der  ehrliche  Wille  zur  Einigung 
vorhanden  ist,  auf  übertriebene  Forderungen  von  vornherein  ver- 
zichtet wird  und  die  Persönlichkeiten  der  Unterhändler  die  Durch- 
führung und  Einhaltung  des  Vereinbarten  seitens  der  hinter  ihnen 
stehenden  Massen  ihrer  Auftraggeber  verbürgen.  Namentlich  das 
letztgenannte,  so  oft  übersehene  Moment  wollen  wir  besonders 
betonen.  Auch  dieses  Erfordernis  schreitet  mit  dem  ständigen 
Wachstum  der  beiden  maßgebenden  Organisationen  seiner  gänz- 
lichen Erfüllung  entgegen.  Erst  nachdem  die  beiden  Vereine  so 
stark  angewachsen  waren,  daß  sie  das  Feld  beherrschten,  war  es 
möglich,  solche  Bindungen,  fast  möchten  wir  sagen,  Verbündungen 
abzuschließen,  wie  sie  im  Organisationsvertrage  zum  Ausdruck 
gekommen  sind.  Die  Gewißheit  erst,  daß  die  überwiegenden 
Mehrheiten  der  Prinzipale  und  Gehilfen  sich  in  ihren  Reihen  ver- 
einigen und  daß  unter  diesen  die  unterhandelnden  Persönlichkeiten 
unbedingte  Autorität  genießen  und  ihr  Wille  genügende  Bürgschaft 
für  die  Durchführung  des  Vereinbarten  ist.  konnte  zu  dem  letzten 
im  vorigen  Jahre  getanen  Schritte  führen.  Unsere  Studien  haben 
uns  gelehrt,  einen  wie  gewaltigen  Einfluß  doch  einige  wenige 
kraftvolle  Persönlichkeiten  auf  die  hinter  ihnen  stehenden  Massen 
auszuüben  vermögen,  daß  es  einem  halben  Dutzend  energischer 
Männer  möglich  ist,  die  Arbeitsverhältnisse  eines  ganzen  Gewerbes 
nach  ihrem  Sinn  zu  regeln  und  in  geordnete  Bahnen  zu  lenken. 
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Auch  im  vorigen  Herbst  nach  Abschluß  der  Tarifvcrhandlungen 
zeigte  sich  dies  wieder.  Die  Energie,  mit  welcher  die  Gehilfen- 
führer der  nach  der  Bekanntmachung  der  neuen  Bestimmungen 
in  ihrem  Lager  allenthalben  ausbrechenden  Opposition  entgegen- 
traten, hat  auch  auf  der  Prinzipalsseite  einmütige  Anerkennung 
gefunden.  Gehetzt  von  den  bekannten  Parteiorganen,  die  von  je 
den  Buchdruckern,  die  »im  Stehkragen  zur  Arbeit  gehen«,  nicht 
günstig  gesinnt  waren,  erkannten  zunächst  die  meisten  Mitglied- 
schaften des  Verbandes  nach  Verkündigung  des  neuen  Lohntarifs 
auf  »Ablehnung«  und  verlangten  stürmisch  nach  Einberufung 
einer  »Außerordentlichen  Generalversammlung«,  die  den  Tarif 
natürlich  verwerfen  sollte.  Aber  abgesehen  davon,  daß  eine  solche 
Handlungsweise  tarifwidrig  gewesen  wäre,  da  der  Paragraph  97 
klar  ausspricht,  daß  der  abgeschlossene  Tarif  bis  31.  Dezember 
1 9 1 1 zu  gelten  habe  und  außerdem  auch  eine  vorherige  General- 
versammlung des  Verbandes  die  Gehilfen  Vertreter  zu  bindenden 
Vereinbarungen  ermächtigt  hatte,  wußten  diese  Gehilfenvertreter 
recht  wohl,  daß  in  einem  etwa  noch  ausbrechenden  Kampfe  der 
Verband  seine  sieben  Millionen  wahrscheinlich  nur  nutzlos  zu 
Markte  getragen  hätte,  denn  die  Prinzipale  waren  jetzt  wohl  ge- 
rüstet, da  sie  teilweise  den  Streik  sogar  mit  Bestimmtheit  erwartet 
hatten.  Mit  bewunderungswerter  Gleichmütigkeit  brachte  nun 
der  wöchentlich  dreimal  erscheinende  »Korrespondent«  im  Oktober 
und  November  vorigen  Jahres  unter  der  stets  gleichen  Überschrift 
»Zur  Situation«  seine  Leitartikel,  in  welchen  er  die  Mitgliedschaften, 
welche  angenommen  und  die,  welche  abgelehnt  hatten,  von  Nummer 
zu  Nummer  mit  Seelenruhe  gegenüberstellte.  Jedesmal  konnte  er 
von  der  ablehnenden  Seite  mit  einigen  humorvollen  Bemerkungen 
verschiedene  Mitgliedschaften  zur  annehmenden  Seite  hinüber- 
setzen, zu  deren  Gunsten  sich  die  Wage  immer  mehr  neigte. 
Großen  Einfluß  hatte  es,  daß  verhältnismäßig  schnell  die  ehemals 
radikalste  zweitgrößte  Mitgliedschaft  Leipzig  den  Tarif  anerkannte. 
Schließlich  blieb  auf  der  ablehnenden  Seite  nur  noch  die  größte 
Mitgliedschaft  Berlin  allein  zurück,  die  schon  seit  langem  ihre 
eigene  Flöte  zu  spielen  gewohnt  ist  und  sich  erst  nach  sehr  langem 
Sträuben  dazu  entschließen  konnte,  dem  allgemeinen  Beispiele  zu 
folgen  und  ebenfalls  den  Tarif  anzuerkennen. 

Somit  sind  die  von  der  Gehilfenseite  zuerst  mit  großer 
Heftigkeit  auf  die  neue  Sachlage  gerichteten  Angriffe  jetzt  gänzlich 
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verstummt.  Nur  einige  sozialistische  Parteidruckereien  fühlen  sich 
noch  nicht  recht  wohl  bei  dem  Gedanken  an  die  merkwürdige 
der  Komik  nicht  entbehrende  Lage,  in  die  sie  jetzt  geraten  sind, 
daß  sie  nämlich  bis  i.  Januar  1909  einem  Unternehmer  verband 
beigetreten  sein  müssen,  falls  sie  alsdann  nicht  von  dem  -sozial- 
demokratischen « Gehilfen  verband  boykottiert  werden  wollen.  Aber 
es  wird  kaum  ein  anderer  Ausweg  für  sie  übrig  bleiben.  Auch 
fanden  wir  bereits  in  dem  letzten  Mitgliederverzeichnis  des 
Prinzipalvereins  16  sozialistische  und  Gewerkschaftsdruckereien 
angegeben;  wahrscheinlich  werden  es  noch  viel  mehr  sein,  doch 
ist  uns  nicht  die  Firmenbezeichnung  jeder  einzelnen  bekannt. 

Auf  der  Prinzipalsseite  hatte  man  allerdings  auch  dies  und 
jenes  an  dem  neuen  Tarife  auszusetzen,  doch  nahm  man  ihn  hier 
im  allgemeinen  viel  bereitwilliger  auf.  Nur  zur  Bekämpfung  des 
»Organisationszwanges«  bildete  sich  ein  »Arbeitgeberverband 
für  das  Buchdruckgewerbe«,  der  mit  Denkschriften  und 
Broschüren  die  Prinzipalität  und  das  Publikum  gegen  die  durch 
den  Organisationsvertrag  geschaffene  Lage  einzunehmen  sucht, 
indem  er  in  der  Durchführung  des  § 4 eine  Auslieferung  des 
ganzen  Gewerbes  an  die  Sozialdemokratie  sieht,  deren  Zensur  in 
Zukunft  jedes  Buch  werde  passieren  müssen,  ehe  es  die  Druckerei 
verläßt.  Wir  haben  bereits  ausgeführt,  daß  wir  alle  Bedenken 
in  dieser  Richtung  für  durchaus  unbegründet  halten.  Seine 
Agitation  richtet  der  Arbeitgeberverband  formell  zwar  nur  gegen 
den  Organisationsvertrag , doch  spielen  in  ihm  auch  notorische 
Gegner  der  Tarifgemeinschaft  als  solcher  eine  führende  Rolle. 
Die  Zahl  der  dem  Arbeitgeberverband  angeschlossenen  Buch- 
druckereibesitzer, deren  Namen  ängstlich  geheim  gehalten  werden, 
beträgt  nach  seinen  eigenen  letzten  Angaben  143,  die  insgesamt 
rund  2000  Personen  beschäftigen  sollen.  In  Anbetracht  dieser 
sehr  geringen  Mitgliederzahl,  die  noch  dazu  eher  zu  hoch,  als  zu 
niedrig  gegriffen  sein  wird,  wird  der  Arbeitgeberverband  zunächst 
kaum  größeren  Einfluß  ausüben  können;  möglich  wäre  es  zwar, 
daß  er,  wenn  in  einem  Jahr  der  § 4 praktisch  wird,  noch  einmal 
stärker  hervortritt.  — 

Der  jetzige  Zustand  scheint  uns  gesichert.  Man  wird  die 
Worte  des  »Korrespondent«  unterschreiben  können:  »Wir  sind 
von  einer  Politik  des  Waffenstillstandes  zu  einer  Politik  der  Ver- 
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ständigung  gekommen.«  Die  Tarifgemeinschaft  der  deutschen 
Buchdrucker  hat  es  verstanden,  sich  aus  eigener  Kraft  ohne  Staats- 
hilfe auf  feste  Füße  zu  stellen.  Ob  nun  in  baldiger  Zeit  ein 
neuer  Gesetzentwurf  den  Berufsvereinen  Rechtsfähigkeit  verleihen 
wird  oder  nicht,  kann  ihr.  nachdem  sie  sich  selbst  ihre  Gesetze 
gegeben  hat,  gleich  sein.  Auch  die  ordentlichen  Gerichte  kann 
sie  entbehren,  denn  sie  hat  ihre  eigenen  und  ist  damit  bisher 
recht  gut  ausgekommen.  Nun  ist  es  zwar  unbestreitbar,  daß  mit 
den  Paragraphen  des  Organisationsvertrages  einigen  wenigen 
Persönlichkeiten  eine  gewaltige  Macht  über  das  ganze  Gewerbe 
beigelegt  worden  ist;  es  ist  ferner  nicht  zu  bezweifeln,  daß  die 
äußersten  Konsequenzen  des  § 4 und  die  Praxis  der  »Ehren- 
gerichte zu  Maßnahmen  führen  könnten,  die  das  B.G.B.  als  »Ver- 
stoß gegen  die  guten  Sitten«  bezeichnet.  Aber  man  kann  dem- 
gegenüber das  Vertrauen  zu  den  leitenden  Persönlichkeiten  im 
Tarifamt  haben,  daß  sie  sich  ihrer  Verantwortung  voll  bewußt 
sind  und  mit  der  in  ihre  Hände  gelegten  Gewalt  kein  Miß- 
brauch getrieben  werden  wird.  Nach  unserem  Dafürhalten  sollte 
jedenfalls  die  Staatsgewalt  dem  Noli  turbare  circulos  meos,  das 
ihr  von  allen  Seiten  aus  der  Tarifgomeinschaft  entgegentönt, 
Rechnung  tragen;  denn  ein  Eingreifen  in  den  neu  geschaffenen 
Zustand , wie  es  der  Arbeitgeberverband  verlangt , würde  die 
ganze  Tarifgemeinschaft  in  ihren  Grundfesten  erschüttern  müssen. 
Die  Vergangenheit  hat  zur  Genüge  gelehrt,  daß  ohne  strengste 
Disziplin  und  unbedingte  Autorität  der  Organisationen  das  ganze 
System  mit  Naturnotwendigkeit  zusammenbrechen  und  in  den 
anarchischen  Zustand  der  achtziger  und  neunziger  Jahre  zurück- 
verfallen  müßte.  Es  wäre  bedauerlich,  wenn  von  neuem  der 
Erisapfel  von  dieser  Seite  zwischen  die  beiden  Parteien  geworfen 
würde,  denen  es  jetzt  endlich  nach  jahrzehntelangem  Ringen 
gelungen  ist,  ihr  wechselseitiges  Verhältnis  in  einer  Weise  zu 
regeln , daß  eine  gedeihliche  Weiterentwicklung  des  Gewerbes 
auf  fester  Grundlage  gewährleistet  scheint.  — 


Wenn  man  bedenkt,  daß  die  Verhältnisse,  die  sich  jetzt  im 
Buchdruck ergewerbe  herausgebildet  haben,  mit  der  Zeit  wohl 
auch  mutatis  mutandis  sich  auf  andere  Gewerbe  ausdehnen  werden, 
so  bilden  sowohl  die  Entstehung  der  Buchdruckertarifgemeinschaft 
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an  sich,  wie  auch  insbesondere  die  Neuerungen,  die  sich  in  ihr 
letzthin  vollzogen  haben,  einen  Triumph  für  unsere  national- 
ökonomische  Wissenschaft  historisch-empirischer  Richtung  und 
zugleich  einen  Beweis  für  ihre  Berechtigung  und  ihren  praktischen 
Wert;  sehen  wir  im  Buchdruckergewerbe  doch  jetzt  fast  alle 
hierauf  bezüglichen  Ideen  der  sogenannten  Kathedersozialisten  ver- 
wirklicht, die  noch  in  den  siebziger  Jahren  allgemein  als  Utopismus 
verlacht  und  verspottet  wurden.  Wir  glauben  nicht,  daß  die 
führenden  Geister  der  Tarif gemeinschaft  jenen  'Hieoretikern  zu 
Gefallen  auf  ihrem  Wege  vorwärtsgeschritten  sind,  und  wir  be- 
zweifeln, ob  sie  sich  überhaupt  bei  ihrem  Handeln  der  Überein- 
stimmung mit  diesen  bewußt  waren,  aber  der  Erfolg  hat  wiederum 
bewiesen,  daß  der  Mann  der  Praxis  zwar  im  Einzelfalle  den 
rechten  Augenblick  am  besten  zu  erfassen  und  den  nächsten 
Schritt  am  richtigsten  zu  beurteilen  weiß,  daß  der  auf  höherer 
Warte  stehende  Mann  der  Wissenschaft  jedoch  ein  weiteras  G<v 
biet  zu  überblicken  vermag  und  sein  Auge  mit  größerer  Klarheit 
erkennt,  zu  welchem  Ende  der  Weg  führt,  auf  dem  der  Praktiker 
Schritt  für  Schritt  langsam  vorwärts  schreitet. 
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